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Gleichzeitig  in  mehreren  Kantonen  der  Schweiz,  und 
ebenso  in  auswärtigen  Staaten,  ist  in  jflngster  Zeit  die 
Frage  zur  eingebenden  Besprechung  gelangt,  ob  nicht  für 
die  Berufeleute  der  tägbchen  Presse  eine  bessere  und 
systematischere  Berufsausbildung  anzulehnen  sei. 

Der  Gedanke  zeigt  einereeita,  dass  ein  et  welcher 
Mangel  an  Bildung,  oder  Bildungsgelegenheit  allenthalbeu, 
nicht  am  wenigsten  in  diesen  Kreisen  selber  verspürt 
wird.  Andererseits  ist  er  ein  Beweis  der  zunehmenden 
Achtung  vor  diesem  Berufe  und  der  Ueberzeugung  von 
seiner  Wichtigkeit  fQr  das  moderne  Staatenleben.  Die 
Presse  erscheint  nicht  nur  nicht  mehr  als  entbehrlich, 
sondern  als  nothwendig  imd  berechtigterweise  in  hohem 
Grade  einflussreich;  und  ihre  Vertreter  sollen  sich  dem- 
zufolge auch  nicht  aus  Deklassierten,  oder  in  einem  an- 
dern Berufe  nicht  zu  einer  genügenden  Stellung  Gelang- 
ten rekrutieren,  wie  dies  in  vergangener  Zeit  nicht 
selten  der  Fall  war,  sondern  sie  sollen  ihren  Beruf  ge- 
rade so,  wie  jeden  andern,  von  Jugend  auf  wählen  und 
auf  dazu  geeigneten  Anstalten  erlernen  können,  wozu 
ihnen  der  Staat,  oder  die  freie  Vereinigung  ihrer  eigenen 
AugehOrigeu  die  Mittel  darbieten  muss. 

Es  kommen  dabei  alle  Fragen  in  Betracht,  welche  Ober- 
haupt die  wesentlichen  Schulfragen  unserer  nächsten  Zu- 
kunft sind,  also :  Ist  Selbstbildung  durch  freigewählte  Lek- 
tOre  mid  praktische  Th&tigkeit,  oder  freie  Hochschul- 
bildut^  in  der  Weise,  wie  die  vorzugsweise  sogenannten 
«gelehrten)  Berufsarten  sie  zu  empfangen  gewohnt  sind, 
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oder  SemioarbilduDg  in  besonderen  Fachschulen  und  mit 
einer  methodischen  Anleitung,  wie  sie  in  den  Seminarien 
der  Lehrer,  oder  der  Geistlichen  geQbt  zu  werden  pflegt, 
die  geeignetste  Welse,  um  gute  Journalisten  heranzu- 
ziehen? Im  ferneren:  Ist  es  Sache  des  Staates,  hiefOr  zu 
sorgen,  oder  soll  er  es  andern  Genossenschaften,  oder 
freien  Vereinigungen  überlassen?  Eventuell  endhcfa,  soll 
er  es  im  Anschlüsse  an  seine  schon  bestehenden  Bil- 
dungsaustalten  bewerksteUigen,  oder  sind  zu  diesem 
Zwecke  besondere  Anstalten  zu  gründen? 

Daran  lassen  sich  dann  stets  noch  einige  Fragen  Qber 
die  historische  und  rechtliche  Seite  der  Sache,  das  Press- 
recht und  die  Pressgesetzgebung,  anknüpfen. 

Die  Joumalist«n  wenden  mitunter,  und  nach  unserem 
Dafürhalten  mit  Recht,  gegen  den  ganzen  Gedan* 
ken  ein:  ihr  Beruf  sei  wesentlich  eine  Kunst  und  die 
könne  man  nicht  gewerbsmässig  erlernen. 

Das  ist  richtig;  doch  erfordert  diese  Kunst  Kennt- 
nisse  als  Grundlage  und  nothwendige  Hül&mittel.  Diese 
kann  man  lernen  und  muss  man  lernen  und  gerade  das 
macht  man  dem  bisherigen  Journalismus  nicht  ohne  jeg- 
hchen  Grund  zum  Vorwurf,  dass  er  mitunter  davon  zu 
wenig,  oder  zu  wenig  Gründhches  besitze. 

Dafür,  und  dafür  allein  allerdings,  kann  eine  Schule 
vorhanden  sein. 

I. 
Ueber  den  Werth  der  täglichen  Presse  und  den 
Werth  der  sogenannten  OffentUchen  Meinung  überhaupt 
kann  es  eine  ganze  Stufenleiter  sehr  verschiedener  An- 
sichten  geben,   welche  von  der  Bezeichnung  der  Presse 
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als  einer,  oder  sogar  als  der  moderoen  Grossmacht  bis 
m  einer  wen^  verhehlten  Abneigung  gegen  dieselbe  und 
zur  Geringschätzung  alles  dessen  varliren,  was  man  tCffent- 
liche  Meinung*  nennt.  Es  gibt  jetzt  nicht  wenige  Per- 
sonen, namentlich  unter  der  gebildetsten  Klasse,  welche 
sich  derselben  g^enüber  nicht  bloss  ihre  eigene  Meinung 
soi^iffltig  wahren,  sondern  sogar  von  Tomherein  geneigt 
sind,  sich  gegenüber  der  allgemeinen  geistigen  Richtung 
einer  Zeit,  oder  der  augeablicblichen  Gedankenströmung 
in  einem  gegebenen  Falle  mit  Vorliebe  kritisch  zu  ver- 
halten. 

Einige  bemerkenswerthe  Aeusserungen  dieser  Art 
sind  u.  A.  die  folgenden:  Ein  bekannter  Staatsrechts- 
lehrer sagt:  «Nur  eine  arge  Uebertreibnng  kann  die 
öffentliche  Meinung  fOr  untrüglich  erklären  und  ihr 
s(^ar  die  Herrschaft  yod  Rechtes  wegen  im  Staate 
zuschreiben.  Die  öffentliche  Meinung  ist  durchaus  nicht 
sicher  in  ihrem  Urtheile.  Sie  schwankt  oft  hin  und  her, 
preist  heute,  was  sie  gestern  verworfen  hat,  und  ver- 
schm&ht  morgen  wieder,  was  sie  beute  eifrig  begehrt. 
Ihr  Urtheil  ist  meistens  ohne  gründhche  Sachkenntniss, 
lediglich  dem  äussern  Scheine  oberflächlich  entnommen. 
Sie  kann  von  momentanen  Leidenschaften  getröbt,  sie 
kann  sogar  kOustlich  irre  geführt  worden  sein.  Nicht 
selten  sieht  ein  einzelner  scharfblickender  und  weitsich- 
tiger Mann  sehr  viel  besser  die  Dinge,  wie  sie  sind,  und 
beurtheilt  die  zu  erwartenden  Wirkungen  aus  den  vor- 
handenen Ursachen  weit  richtiger,  als  die  öffentliche 
Meinung,  welcher  er  widerspricht.  Aber  die  öffentliche 
Meinung  ist,  selbst  wenn  sie  irre  geht  und  falsch  urtheilt, 
doch  ioimer  eine  geistige  und  moralische  Macht.  Wenn 
sie  mit  der  Staatsautorit&t  geht,  so  bereitet  sie  die  Ge- 
mfitber  zu  willigem  Gehorsam  vor  und  schwellt  die  Segel 
des  poliUschen  Steuermannes  durch  ihren  Beifall  mit 
geistigem  Winde.   Wenn  sie  dagegen  in  entgegengesetzter 
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Richtung  sich  bewegt,  so  ateUt  sie  den  leitenden  Staats- 
männern unzählige  kleine  Hindemisse  in  den  Weg  und 
der  leise,  aber  nachhaltige  Widerstand,  den  sie  leistet, 
bringt  auch  einen  kräftigen  Impuls,  der  von  der  Re- 
gierungsautoritAt  ausgeht,  in  der  Peripherie  des  gesell- 
schaftlichen Lebens  zum  Stillstand  und  hemmt  jeden  Er- 
folg desselben.» 

lieber  die  Organe  dieser  öffentlichen  Mei- 
nung, die  wesentlich  eben  die  Leiter  der  täglichen  Presse 
sind,  äussert  sich  der  gleiche  Schriftsteller,  wie  folgt: 
«Die  Redakteure  grosser  Journale  sind  freie  Berufspolitiker, 
welche  der  öffentlichen  Meinung  dienen  und  durch  sie 
auf  das  Staatsleben  einwirken.  Um  diese  schwierige  und 
grosse  Aufgabe  gut  zu  erfüllon,  sind  bedeutende  Eigen- 
schaften nöthig.  Der  Redaktor  bedarf  einer  allgemeinen 
Bildung  und  einer  reichen  staatswissenschaftlichen  BiL 
düng  insbesondere.  Sein  Urtheil  muss  augenblicklich 
gebildet  werden,  er  hat  keine  Zeit  zu  gründlichen  Unter- 
suchungen und  langsamer  Kr  wägung.  Jedermann  er* 
wartet  sofort  von  der  Zeitung,  dass  sie  eine  bestimmte 
Meinung  Über  die  Dinge  äussere,  welche  die  Welt  inter- 
essiren.  Man  verzeiht  ihm  wohl  einen  Irrthum,  den 
er  begangen  hat,  aber  nicht  die  Unschlö-ssigkeit  und  Un- 
sicherheit seines  Urtheils.» 

«Das  Talent  der  Darstellung  ist  für  ihn  unentbehr- 
lich. Er  soll  klar,  fiberzeugend,  wirksam  schreiben  und 
darf  nie  langweilig  werden.  Man  verlangt  von  ihm  einen 
schönen  Styl  und  doch  hat  die  Zeitung  nur  eine  ephemere 
Wirkung  (sagen  wir  lieber  Bedeutung) ;  die  besten  Artikel 
werden  in  einigen  Tagen  wieder  vei^essen.» 

•Eine  sehr  bedenkliche  Erscheinung  ist  es,  dass  auf 
hoher,  freilich  sclion  überreifender  Kulturstufe  sich  all- 
mähhg  eine  technische  Fertigkeit  in  der  Redaktion  und 
Bearbeitung  der  Journale  entwickelt,  die  dann,  von  vabrer 
staatsmännischer  Begabung  wie  von  patriotischer  Cresin- 
nung  abgelöst,  gleichgültig  wird  für  die  Sache,  aber  sehr 
gewandt  ist  in  der  Ausbeutung  der  Interessen  und  der 
Einwirkung  auf  dus  Publikum.» 
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Ein  philosophischer  Schriftsteller  (Dr.  Saitschik)  fQgt 
hinzu,  mit  spezieller  Bezugnahme  auf  eine  besondere  Art 
von  Journalisten: 

■Es  gibt  jetzt  in  Europa  etwa  anderthalb  Millionen 
Menschen,  die  gar  keine  festen  Wurzeln  im  Leben  haben 
und  denen  die  Ahnung  von  dem,  was  das  Leben  beherrscht 
und  was  den  Menschen  wirklich  noth  thut,  fast  gänzlich 
abgeht.  Und  dessen  ungeachtet  geben  gerade  sie  in 
BQchem  und  Zeitschriften  den  Ton  an  und  leiten  die  so- 
genannten Öffentlichen  Meinungen;  sie  werden  auch  die 
Vertreter  der  modernen  Kultur  genannt.  Vieles  an  der 
mcMJemen  Kultur  bedeutet  somit  abstraktes  Denken  und 
blasses  Nachempfinden  an  Stelle  der  urwüchsigen  Religion 
und  Kunst,  äusserhche,  oft  manirirte  Kunstformen  an 
Stelle  des  einz^  wichtigen  Lebensgehaltes.  > 

F.in  amerikanischer  Prediger  unserer  Tage  kommt  so- 
gar auf  Grund  von  derartigen  Bedenken  gegen  die  dermalige 
Vertretung  und  Leitung  der  Presse ')  zu  dem  höchstens  für 
Amerika,  jedenfalls  nicht  allgemein  gültigen  Urtheil:  Die 
Presse  habe  bereits  einen  solchen  Grad  der  Machtlosig- 
keit erreicht,  dass  sie  nicht  mehr  gefahrlich  sei,  «for 
nobody  of  any  sense  beheves  a  simple  word  they  say  in 
maligning  character,  or  attacking  institutions», 

Schopenhauer  in  seinem  Pessimismus  sagt  das  Aller- 
schlimmste über  die  Presse  mit  den  Worten: 

«UnglaubUch  ist  dpch  die  Thorheit  und  Verkehrtheit 
des  Publikums,  welches  die  edelsten,  seltensten  Geister 
in  jeder  Art  aus  allen  Zeiten  und  Ländern  ungelesen  lasst, 
um  die  tägUch  erscheinenden  ScJu-eibereien  der  Alltags- 
köpfe,  wie  sie  jedes  Jahr  in  zahlloser  Menge,  den  Fliegen 

')  Man  konnte  zu  denselben  auch  noch  den  <esprit  d'oppo- 
sition»  zählen,  der  oft  ganz  gute  Redaktoren  anreizt,  schlechte 
Sachen  zu  vertheidigen,  bloss  weil  es  ihnen  Freude  macht, 
die  einfache,  allgemein  anerkannte  Wahrheit  zu  bekämpfen. 
Sie  ist  ihnen  zu  ordinftr,  es  muss  etwas  Geistvolleres  gesucht 
werden,  um  jeden  Preis.  Denn  fOr  sie  ist  das  Zeitungsschreiben 
Selbstzweck,  il'art  ponr  l'art*. 
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gleich,  ausbrOtet,  zu  lesen,  bloss  weil  sie  beute  gedruckt 
und  noch  nass  von  der  Presse  sind.  Vielmehr  sollten 
diese  Produktionen  schon  am  Tage  ihrer  Geburt  so  ver- 
lassen und  verachtet  dastehen,  wie  sie  es  nach  wenigen 
Jahren  und  dann  auf  immer  sein  werden,  ein  blosser 
Stoff  zum  Lachen  Aber  vergangene  Zeiten  und  deren 
Flausen.» 

Zwischen  einem  so  krassen  Pessimismus  und  einer 
ebenso  starken  Ueberschfitzung  der  Macht  und  Bedeutung 
der  täglichen  Presse,  wie  sie  jetzt  vorherrschend  ist, 
schwankt  das  Urtheil  der  Öffentlichen  Meinung  tlber  die 
Organe  derselben. 

Die  Wahrheit  hegt  offenbar  in  der  Mitte. 

Die  Presse  ist  in  der  That  jetzt  eine  Macht,  mit  allen 
Licht-  und  Schattenseiten  einer  solchen ;  es  würde  wenig 
helfen  dies  zu  ignoriren,  und  es  w&re  unmöglich,  wenig- 
stens gegenOber  der  politischen  Presse,  wesentliche  Ein- 
schränkungen dieser  Macht  dauernd  in  einem  kultivirten 
Staate  herbeiführen  zu  wollen.  Sie  erzeugt  ohne  Zweifel 
manches  Ungehörige  und  wird  sehr  missbraucht  zu  klein- 
lichen, ehrgeizigen,  habsüchtigen,  sogar  mitmiter  absolut 
verwerflichen  Zwecken ;  aber  sie  erzeugt  auch  viel  Gutes 
und  ist  die  einzige  wirksame  Kontrolle  im  Leben  der 
modernen  Staaten,  sowie  das  einzige  ganz  wirksame 
Mittel  der  Belehrung  und  geistigen  Führung  der  grossen 
Massen,  in  deren  Händen  beute  doch  meistentheils  in 
irgend  einer  Form  die  letzte  Verfügung  über  die  Staats- 
angelegenheiten Uegi 

Man  muss  sie,  wie  übrigens  alle  demokratischen 
Staatseinrichtungen,  ein  wenig  in  einem  grösseren  Ge- 
sichtsfeld, so  zu  sagen  aus  der  Vogelperspektive,  betrachten 
und  für  kleinere  Mängel  nicht  allzu  empfindlich   sein. 
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Man  kann  darauf  zuversichtlich  rechnen,  dass  stets  im 
Einzelnen  und  ai^nblicklich  manches  Schlechte  durch 
die  Presse  bekannt  wird  und  sogar  zu  einer  gewissen 
momentanen  Bedeutung  gelangt,  welches  ohne  dieselbe 
verborgen,  oder  ohnmächtig  gebUeben  wftre,  dass  sie  also 
insofern  sehr  leicht  und  oft  zum  Bösen  Anleitung,  oder 
sogar  Aufmunterung  geben  wird.  In  längeren  Zwischen- 
rfiumen  betrachtet  kommt  aber  doch  auch  in  der  öffent- 
lichen Meinung  nur  das  Wahre  und  Solide  zur  Geltung, 
das  Scheinmässige  und  Reklamebafte  hat  nur  einen 
kurzen  Tag.  Diesem  Weltgesetze  kann  die  Presse,  als  die 
heutige  gewöhnlichste  Trägerin  der  öffentlichen  Mein- 
ung, nicht  zuwiderhandeln,  selbst  wenn  sie  es  in  einzel- 
nen Fällen  thut.  Sie  muss  sich  vielmehr,  wenn  sie  gute 
Absichten  bat  und  sich  nicht  beständig  täuschen  will, 
notbgedningen  die  Ma^cime  des  Apostels  Paulus  aneignen, 
die  er  bereits  fOr  die  OfTentliche  Belehrung  der  antiken 
Welt  aussprach:  «Wir  vermögen  nichts  wider  die  Wahr- 
heit, sondern  nur  für  die  Wahrheit»  (11  Cor.  XIII,  8). 

Auch  die  bewusst  schlechte  Presse  si^ar  ist  nur  «ein 
Theil  von  jener  Kraft,  die  stets  das  Böse  will  und  nur  das 
Gute  schaat>.  Es  gelingt  ihr  zwar,  werthlosen  Menschen 
oder  Sachen  eine  zeitweise  Bedeutung  zu  verschaffen,  das 
steht  uns  täghch  vor  Augen ;  aber  nicht  etwas  Werthvolles 
durch  Tadel,  oder  Stillschweigen  zu  unterdrücken,')  Da 
kann  man  ruhig  mit  Leuthold  sagen: 

«Bei  den  Posaunenstöasen,  die  eitel  Wind, 
Lasst  uns  lachen  über  Grössen,  die  keine  sind.» 


')  Die  Urtheile  Ober  Louis  Philippe,  Napoleon  III  hi^en 
sich  z.  B.  trotz  einer  Obermässig  ergebenen,  wie  gegnerischen 
Presse  doch  längst  auf  das  Richtige  herausgebildet ;  so  wird 
es  in  20 — 30  Jahren  auch  mit  Bismarck  oder  Chamberlain  der 
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Gewiss  aber  Ist  dabei,  dass  die  tägliche  Presse  eine 
noch  viel  grössere  und  wohlthfttigere  Macht  sein  konnte 
und  sollte,  als  sie  es  jetzt  ist,  und  dass,  wie  ein  bedeu- 
tender Geschichtsschreiber  unserer  Tage  es  sagt,  «die 
Litteratur  nur  dann  Berechtigung  hat,  wenn  sie  belebend 
und  veredelnd  auf  die  Gesammtheit  wirkt,  geschieht  das 
aber  nicht,  dazu  dient,  ein  Volk  zu  entkräften. > ') 

Die  Presse  ist  fQr  uns  alle  eine  wohlthätige  Macht 
insofern,  als  sie  uns  mit  thateächlichen  Verhältnissen  be- 
kannt macht,  die  wir  sonst  unmöglich  selbst  sehen,  und 
nur  mit  viel  grösserer  Mühe  uns  aus  anderweitigen  Be- 
richten zu  eigen  machen  könnten.  Sie  dient  uns  als  nütz- 
liches Femrohr  zur  Erkenntniss  weitab  liegender  Gegen- 
stände und  ist  unentbehrlich  fOr  Jeden,  der  mit  der  Zeit 
und  Welt,  in  die  er  hineingeboren  ist,  wirklich  intensiv 
leben  will.  Sie  muss  auch  zu  sehr  Vielem  eine  gewisse 
äusserliche  Anregung  geben  und  manchen  Leuten  sogar 
ihre  eigenen  Meinungen  und  Entschlüsse  erst  klar  machen 
und  zu  wirklichen  Uebcrzeugungen  ausgestalten.  Damit 
ist  aber  keineswegs  gesagt,  dass  man  sich  nicht  nur  ihre 
Beobachtungen,  sondern  auch  alle  ihre  ürtheile  und  Ten- 
denzen aneignen  muss.  Darin  ist  sie  fOr  einen  einiger- 
massen  selbständigen  Leser  keine  Macht  und  ich  wenig- 
stens habe  in  meinem  Leben  stets  nicht  die  < Zeitung* 

Fall  sein;  eine  gewisse  Zeit  muss  darüber  vergehen,  je  mehr, 
je  grösser  die  Gegenstände  sind,  In  geringereu  Fallen  kommt 
schon  sehr  bald  die  richtige  Beurtheilnug  zu  Stande,  nur  in 
den  grßssten  und  komplizirtesten  Erscheinungen,  wie  etwa 
Napoleon  I.,  oder  Caesar,  schwankt  bisweilen  das  Urtheil 
immer  wieder  von  neuem. 

')  Haiick,  Kirche Qgeschichte  Deutschlands  I  2t7. 
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als  eine  Art  von  uopersODlichem  Wesen  betrachtet,  sod' 
dem  hinter  ihr  stets  nur  den  Herrn  A.  oder  B.  gesehen, 
dessen  Meinungen  ich  den  Werth  beilegte,  der  ihm  per- 
sOnUch  zukam.  Das  ist  die  allein  richtige  Art,  den 
Werth  der  Presse,  was  Meinungen  betrifft,  zu  taxiren. 
Doch  ist  das  nicht  die  vorherrschende  Anschauung.  Der 
Zauber  des  *Gedructten»  wirkt  zur  Zeit  noch  auf  viele 
naive  GemQther  und  wird  sich  nur  allmähUg  und  in  dem 
Grade  beseitigen  lassen,  als  diese  Art  der  Mittbeilung 
von  Gedanken  gewöhnlicher  wird.  Danehen  haben  na- 
mentlich die  romanischen  Nationen  eine  unglückliche 
Adoration  fOr  die  Form,  so  dass  etwas  gut,  d.  h.  pikant 
Geschriebenes  bei  ihnen  für  etwas  Werth  volles  gilt, 
gleichviel  ob  der  Inhalt  Sinn  und  Verstand  habe,  oder 
nicht.  Dadurch  haben  in  Frankreich  oft  Männer  von  sehr 
zweifelliaftem  Kaliber,  die  nichts  weiter  als  Journalisten 
nicht  einmal  der  besten  Klasse  waren,  wie  beispiels- 
weise Thiers,  Emile  de  Girardin,  Veuillot,  oder  der  noch 
lebende  Henri  de  Rochefort  eine  über  ihren  wirklichen 
Werth  hinausgehende  und  für  ihr  Land  zeitweise  schäd- 
liche Bedeutung  erlangt.  Es  liessen  sich  auch  in  jedem 
andern  Lande  einige  solche  Beispiele  aufzählen,  und  es 
darf  bei  jeder  künftigen  <£rziehung>  zur  Presse  diese 
Rücksicht  auf  die  blosse  Form  des  Schreibens  nicht  den 
Hauptgesichtspunkt  bilden,  sondern  stets  nur  die  Cha- 
rakterbildung und  der  Erwerb  wirklicher  Kenntnisse. 

Von  diesem  Standpunkte  ausgehend,  nicht  etwa 
um  nicht  woblthätige  Kräfte  noch  mehr  auszubilden, 
suchen  wir  eine  Emehung  der  Presse,  und  derselbe  muss 
dabei  stets  der  klar  massgebende  bleiben. 
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Daraus  ergeben  sich  noch  einige  Erfahrungssfttze, 
die  man  sich  in  Erinnerung  halten  muss,  wenn  immer 
man  in  Gefahr  geräth,  über  dem  aufdringlichen  Gebahren 
der  gerittgwerthigen  Presse  auch  den  Werth  der  guten 
eiaigermassen  aus  dem  Äuge  zu  verlieren. 

1.  Alles  wahrhaft  Grosse  und  Gute  fftngt  klein  aQ, 
ohne  viel  Lärm  in  der  Presse,  das  ist  seine  Natur.  Was 
sofort  mit  viel  Aufsehen  beginnt  und  fortwährend  auf 
viel  ReUame  sich  stütd,  ist  Schein,  oder  wenigstens  mit 
Schein  vermischt.    Ein  Thor,  wer  ihm  traut. 

2.  Kein  Angriff  durch  die  Presse  schadet  einem 
Menschen,  der  moralisch  intakt  ist,  auf  die  Dauer.  Weit 
eher  schadet  ihm  Übertriebenes  Lob,  das  den  ernsthaften 
Lesern  sehr  bald  verdächtig  wird.  Die  politische  Anfech- 
tung ist  sogar  oft  nicht  einmal  ernsthaft  gemeint,  resp.  so 
zu  nehmen,  oder  sie  betrifft  nur  das  Prinzip,  nicht  den 
Menschen  selber.  Pellegrino  Rossi,  der  Redaktor  unseres 
Verfassungsentwurfes  von  1832,  sagt  darfiber:  *Les 
bommes  poUtiques  doivent  arriver  en  quelque  sorte  ä  se 
regarder  comme  des  etres  de  raison,  des  abstractions.i 
Es  kommt  daher  oft  vor,  dass  Leute  in  der  Presse  hart  an- 
gegriffen werden,  die  Jedermann  im  Grunde  hochschätzt, 
sogar  der  Verfasser  dieser  Artikel  selber,  und  umgekehrt 
Andere  gepriesen,  deren  Unwerth  für  Niemand  ein  Ge- 
heimniss  ist.  Die  Ersteren  wenigstens  sollten  nicht  so 
leicht  darüber  erschrocken  sein,  sondern  den  Werth 
dieser  Aeusserungen  richtiger  taxiren,  als  sie  es  gewöhn- 
lich thun. 

Taine  sagt  darüber  femer: 

«Etre  attaqu4  ou  lou^  par  les  joumauit  de  parti  pris, 
c'est  presque  indifferent.    On  sait  d'avance,  en  politique, 
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srant  d'avoir  fait  ud  act«,  quels  joumaux  vous  blämeront 
et  quels  joumaux  vous  approuveront.  Le  public  pour  et 
le  public  contre  s'equilibrent  k  peu  pres.  L'essentiel  est 
d'impressioimer  favorablement  les  lourdes  masses  ätran- 
geres  aux  passions  de  parti,  les  foiiles  qui  raisonnent  peu, 
parce  qu'eÜes  n'en  ont  pas  le  temps,  qui  ue  s'ebraulent 
que  sous  des  secousses  vioientes,  k  qui  les  menus  faits 
de  la  politique  sotit  indifferents...  Quand  dans  les  coucbes 
basses  du  public  il  se  fait  un  mouvemeat,  c'est  formi- 
dable,  comme  les  lames  du  fond  de  la  iuer.> 

3.  Die  nichtige  Unwahrheit  des  gewöhnlichen  Press- 
ruhms, wobei  Viele  bloss  nachsprechen,  was  einige  oft 
nicht  ganz  Unparteiische  oder  zu  einem  Urtbeil  Befähigte 
Torsa^s,  kennzeichnet  bereits  Dante  im  26,  Gesang  des 
Purgatorio.  Ein  grosser  Theil  des  heutigen  Littcraten-  und 
s<^ar  Gelehrtenruhmes  besteht  aus  einer  solchen  «Mache* 
und  gegenseitigen  Unterstützung,  die  zu  erlangen  auch  das 
Hauptbestreben  jedes  derartigen  Strebers  ist.  Wenn  sie 
es  nur  soweit  bringen,  dass  die  Welt  ihren  Namen  oft  hört, 
so  gelingt  es  ihnen  wenigstens  auf  Zeit,  dass  manche 
Tboren  daraus  schliessen,  dass  sie  auch  etwas  werth 
seien.  Darin  besteht  die  grösste  Macht  der  Presse,  die 
mit  diesem  Streberthum  sehr  oft  in  engster  persönlicher 
Verbindung  xmd  Ideengemeinschaft  steht'),  dass  sie  das 
berbeiffihren  kann,  und  diesem  Einfluss  derselben  muss 
von  allen  selbständigen  Leuten  Widerstand  entgegenge- 
setzt werden.') 


')  In  einzelnen  Ländern  ist  sie  auch  die  gewöhnliche  Vor- 
stufe fOr  die  politiechen  uad  diplomatischen  Stellungen,  womit 
das  Gesagte  noch  verschärft  wird.  In  Frankreich  ist  dies 
namenüich  so  und  viele  Minister  behalten  dann  die  jouma- 
listiBchen  Gewohnheiten,  nicht  zum  Yortheil  des  Landes  bei. 

*)  Ein  richtiges  Wort  von  Dnmaa  sagt  darüber,  Lftrm 
mache  in  der  Presse  bloss  die  unverdauliche  Litteratur,  was 
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Ein  Trost  dabei  liegt  in  dem  Folgenden : 
Scheinding  hält  iiicht,  auch  wenn  es  noch  so  klug 
gemacht  mid  von  seiner  Presse  noch  so  stark  unterstatzt 
wird;  die  Wahrheit  macht  sich  schtiessUch  doch  geltend 
dagegen.  Ebenso  halten  die  darauf  basirten  Verbin- 
dungen nicht  Stand. 

«Wie  der  Schatten  am  Vormittage, 
Anfangs  gross,  doch  stets  sich  neigend 
Ist  die  Freundschaft  unter  Schlechten. 
Wie  der  Schatten  am  Nachmittage, 
Anfangs  klein,  doch  immer  steigend 
Ist  die  Freundschaft  der  Gerechten.» 

4.  Tocqueville  hat  noch  eine  gute  Bemerkung,  die 
aus  dem  Jahre  1848  datirt:    Er  siigt: 

«Niemals  war  die  Sprache  der  radikalen  Presse  hef- 
tiger, niemals  ihr  Geschrei  lauter,  als  in  dem  Augenblick, 
in  dem  sie  sich  anschickte,  fünfzehn  Jahre  lang  zu  schwei- 
gen. Wenn  man  die  wahre  Macht  der  Presse  kennen 
lernen  will,  so  muss  man  nicht  bloss  auf  das  merken, 
was  sie  sagt,  sondern  auch  auf  die  Art  und  Weise,  wie 
man  ihr  zuhört.  Zuweilen  ist  es  gerade  die  Heftigkeit, 
die  ihre  Schwachheit  anzeigt  und  ihr  Ende  voraussehen 
lässt.  Sie  schreit,  weil  ihr  Pubhkum  taub  wird  und  diese 
Taubheit  des  Publikums  ist  es,  die  eines  Tages  diese 
Presse  auch  ohne  Hülfe  des  Strafrichters  zum  Schweigen 
bringt.  > 

Bas  scheinen  uns  moralische  Weltgesetze  zu  sein,  die 
Niemand  ändern  kann.  Die  Presse  kann  ihnen  ihre  Unter- 
statztmg  und  Verbreitung  in  der  OeffentlJchkeit  gewfthren, 

man  gerne  lese,  brauche  ihn  nicht.  Wir  glauben  in  der  That 
nicht,  dass  z.  B.  einige  der  bekanntesten  Romane  der  Gegen- 
wart ohne  die  Unterstlttzuug  der  Presse  ihre  Verbreitung  er- 
langt haben  würden. 
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aber  nicht  sie  unterdrOcken.  Die  mrklichen  Gefahren 
der  dermaligen  Pressverhftltnisse  liegen  eigentlich 
mehr  in  Folgendem: 

1.  Zunächst  in  dem  Anspruch  aller  Presserzeugnisse 
auf  den  gleichen  Schutz,  vermöge  der  sogenannten  'Press- 
teiheit,*  die  mit  Recht  als  eine  Zierde  und  ein  nothwen- 
diger  Bestandtheil  aller  modernen  hberalen  Verfassungen 
betrachtet  wird.  Damit  soll  aber  im  Grunde  doch  eigent- 
lich bloss  die  politische  Berichterstattung  und  Eontrolle 
geschützt,  keineswegs  das  blosse  UnterhaltungsbedQrfniss 
des  Publikums  schrankenlos  befriedigt,  und  noch  weniger 
die  gewiiuisOchtige  Spekulation  auf  dessen  schlechte  Nei- 
gungen begOnstigt  werden.  Es  hat  daher  keinen  Sinn, 
den  Schutz,  den  die  pohtischen  Zeitungen  geniessen,  auch 
quasi  selbstverständUch  auf  alle  mOghche  Unterhaltungs- 
litteratur,  namenthch  solche  von  unsittlicher  Art,  oder  auf 
die  Feuilletons  und  litterarischen  Beiblätter  der  Zeitungen 
unbedingt  auszudehnen.  Es  wird  zwar  ziemlich  schwer 
sein,  hier  die  richtige  Grenzlinie  zu  finden,  aber  die  Noth- 
wendigkeit;  die  unsitthche  Litteratur  einzudämmen,  wird 
nach  und  nach  so  auffallend,  dass  sich  eine  Aufrechter- 
haltung  der  gleichen  Pressfreiheit  für  alles  Gedruckte, 
wie  sie  jetzt  besteht,  schwerhch  auf  die  Dauer  fort- 
setzen l&sst 

2.  Sodann  wirkt  gefährUch  die  Verbreitung  der  perio- 
dischen Presse,  indem  sie  viele  Mensehen  verleitet,  ihren 
ganzen   geistigen   Nahrungsbedarf  daraus  zu   beziehen. 

Der  Geist  bedarf  der  tägUchen  Ernährung  gerade  so 
gut  wie  der  EQrper,  weim  er  nicht  allmählig  verkOmmem, 
oder  sich  verengen  soll,  und  die  Nahrung  muss  eine  ge- 
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sunde  und  hinreichend  substantielle  sein.  Die  letztere 
bieten  aber  die  Zeitungen  allein  keineswegs,  deren  vor- 
zugsweise Aufgabe  dies  auch  nicht  ist,  und  wer  seine 
geistigen  Bedürfnisse  nur  damit  bestreitet,  was  bei  einer 
immer  grosser  werdenden  Anzahl  von  Menschen  that- 
sfichlich  der  Fall  ist,  der  ist  in  Ge&hr  nach  und  nach  der 
Oberflfichlicbkeit  zu  verfallen. 

3.  NatQrlich  ist  dies  in  um  so  höherem  Grade  der  Fall, 
je  geringer  das  Niveau  der  Zeitungen  ist,  welche  gelesen 
werden  und  in  dieser  Hinsicht  ist  vielleicht  zu  sagen, 
dass  sich  dasselbe  im  Allgemeinen,  seit  der  grosseren  Aus- 
dehnung des  Zeitungswesens,  nicht  in  entsprechendem 
Massstabe  gehoben  bat.  Im  Gegentheil,  es  sind  neben  den 
grösseren  auch  eine  Menge  kleinerer  Blätter  entstanden,  die 
oft  von  Leuten  redigirt  werden,  die  ein  eigenes  reifes  Ur- 
theil  und  eine  so  umfassende  Bildung  nicht  besitzen,  wie 
sie  zu  einem  Lehrer  gehört.  Und  es  ist  an  sich  ein 
sonderbarer  Widersinn,  dass  wir  jeden  Lehrer  und  jede 
Lehrerin,  welche  den  Kindern  das  a  b  c  beibringen  sollen, 
sorgfältig  in  staatlichen  Seminarien  ausbilden,  und  prCtfen, 
bevor  wir  ihnen  das  gestatten,  dagegen  die  Volksbelehnuig 
im  grOssten  und  wirksamsten  Styl  jedem  Beliebigen  über- 
lassen, der  sich  derselben  bemächtigen  will,  so  dass  oft 
Leute  als  Zeitungsschreiber  eine  gewisse  Geltung  gewin- 
nen, denen  man  weder  staatlich  noch  privatim  Jemanden 
zur  Erziehung  anvertrauen  wOrde. 

Hier  ist  der  Punkt,  an  dem  eine  richtig  aufgefasste  und 
geleitete  Erziehung  der  Fresse  eine  wirkliche  Bedeutung 
gewinnen  kann.  Aber  auch  mit  einer  solchen  muss  man 
sich  der  Illusion  nicht  hingeben,  dass  jemals  die  Presse 
das  Studium,  oder  gar  die  Wissenschaft  ersetzen  konnte. 
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Sie  hat  in  unseren  Augen  immer  nur  einen  beschränkten, 
vorzugsweise  politischen  Beruf.  Die  ernstere  und  tiefere 
Erfassung  irgend  eines  Gegenstandes  darf  man  nicht  auf 
diesem  Wege  suchen,  oder  durch  eine  übermässige  Zeitiings- 
lektQre  gewissemiassen  aus  dem  Auge  verlieren,  wenn  man 
nicht  nach  und  nach  in  geistige  Entkräftung  geratlien  wUl. 

4.  Nicht  ungeMirlich  ist  femer  die  Presse,  wenn  sie 
direkt  von  politischen  oder  sozialen  Vereinen  und  Klassen 
gegründet  ist  und  nur  den  Zweck  hat,  ihnen  zu  dienen. 
Sie  bommt  dann  eben  leicht  in  die  Gefahr,  nicht  der 
Wahrheit,  sondern  bloss  einem  beschränktem  Interesse 
dienstbar  zu  sein  und  einen  hohem  Anspruch  auf  all- 
gemeine Beachtung  zu  verlieren. 

5.  Noch  viel  bedenklicher  ist  natOrlich  die  direkt  käuf- 
liche und  bezahlte  Presse,  wie  sie  sich  in  Frank- 
reich z.  ß.  in  der  Panamasache,  oderLorando-Intervention, 
<jder  in  England  vor  und  wahrend  des  Boerenkriegs  im 
Dienste  von  Rhodes  mid  der  Chartered  Company  in  einer 
bisher  noch  ungeahnten  Nacktheit  vor  ganz  Europa  ge< 
zeigt  hat. 

Hierüber  sagte  ein  Artikel  der  Berliner  °  Nation ' 
folgendes  beinahe  Erschreckende,  worüber  nachzudenken 
alle  Ursache  vorÜegt: 

« In  dem  Grade,  wie  die  Zeitungen  im  äusserer  Be- 
deutung gewachsen  sind  und  an  Inseraten  zugenommen 
haben,  sind  sie  auch  mehr  und  mehr  Institute  des  wirth- 
schaftlichen  Erwerbslebens  geworden.  Die  grössten  Zei- 
tungen rcprAsentiren  Werthe,  die  sich  auf  Millionen  Mark 
beziffern;  sie  haben  Reineinnahmen  von  Hundeiitausen- 
den;  sie  sind  zum  Theil  üi  den  Händen  von  Aktiengesell- 
schaften,  die   ihre   Zeitungen   lediglich   nach   Geschäfts- 
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grundsätzeii  geleitet  zu  sehen  wünschen.  Ist  es  da  ver- 
wunderlich, dass  diese  Zeitungen  auch  in  erster  Linie 
von  dem  Grundsatz  des  geacliäftlichen  Lebens  beherrscht 
werden,  den  Abnehmern  jene  Waare  zu  liefern,  die  sie 
zu  haben  wünschen,  jene  Waare,  mit  der  sich  der  grOsste 
Absatz   erzielen    lässt?t 

Unter  solchen  Erwägungen  hat  sich  die  Presse  aller 
Länder  in  den  letzten  Jahrzehnten  ganz  wesentlich  ge- 
wandelt. Hinzu  konunt  noch  ein  Weiteres:  die  wachsende 
Bedeutung  der  Inserate  fOr  die  wirthscliaftUche  Existenz 
einer  Zeitung.  Schon  unsere  grossen  deutschen  Blätter  — 
noch  viel  mehr  aber  trifft  das  zu  fOr  die  englischen  und 
amerikanischen  Zeitungen  —  können  bei  den  billigen 
Preisen,  zu  denen  sie  verkauft  werden,  nur  über  Wasser 
gehalten  werden  durch  den  starken  Korkgürtel  von  Inse- 
raten, der  sie  umgiebt.  Ich  will  nicht  sagen,  dass  diu'cli 
dieses  Inseratenwesen  es  den  Zeitungen  an  und  fCr  sich 
erschwert  wird,  ihre  geistige  Unabhängigkeit  zu  bewahren. 
Bekanntlich  hat  die  französische  Presse  durchwegs  ausser- 
ordentlich wenig  Inserate,  sie  ist  aber  deswegen  zum  Theil 
nur  noch  abhängiger  von  kapitalistischen  Beeinöussungen 
geworden :  der  Panamakrach  hat  das  in  schreckenerregen- 
der Weise  dargethan.  Es  ist  ein  vollständiges  Bestechungs- 
system in  Uebung  gekommen,  besonders,  wenn  es  sich 
darum  handelt,  grosse  wirthschaftUche  Unternehmungen 
äott  zu  machen.  Es  kommen  dabei  nicht  selten  ganz  kolos- 
sale Summen  in  Betracht,  gegen  welche  die  indirekte  Be- 
stechung durch  fiberflüssige  Inserate,  wie  sie  mehr  oder 
weniger  in  allen  Ländern  vorkommt,  als  vergleichsweise 
harmlos  erscheint. — 

Ueber  den  Einfiuss,  den  das  Kapital  auf  die  Presse 
ausgeübt  hat,  die  für  die  Chamberlain'sche  Politik  gegen- 
über Transvaal  vorzugsweise  Stimmung  machte,  sind 
zahlreiche  Geschichten  im  Schwange. 

Am  interessantesten  sind  die  Mittheilungen  Ober  die 
Gründung  und  die  Leitung  des  »Transvaal  Leader*.  Um 
dieses  Oi^an  durchaus  nach  den  Intentionen  der  Rhodes 
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und  Cfiamberlain  geleitet  zu  sehen,  i>ezog  man  einen 
nnt«mehmungslii9tigeD  jungen  Journalisten,  Mr.  Mony- 
peDuy,  aus  England,  der  die  Aufgabe  erhielt,  im  Sinne 
seiner  Auftraggeber  fortgesetzt  Stimmung  zu  machen. 
Hobson  will  wissen,  dass  zu  diesem  Zwecke  für  den  Kabel- 
äienst  des  Blattes  nicht  weniger  als  3000  Pfund  Sterling, 
das  sind  60,000  Mark,  per  Monat  aufgewandt  worden 
seien.  Diese  enorme  Summe  fOr  Kabeldepeschen  wm^e 
unter  Anderem  dazu  verwandt,  um  die  schlechte  Be- 
handlung der  Uitländer  fortgesetzt  nach  England  zu 
melden.  Die  auf  diese  Weise  in  England  prfiparirte  anti- 
burische  Stimmung  wurde  alsdann  wieder  dem  °  Transvaal 
Leader  >  nach  Jobannesburg  gekabelt,  natürlich  auch  der 
gesammten  übrigen  Presse  Südafrikas  übermittelt  und 
dergestalt  durch  geschicktes  Hin-  und  Herkabeln  und 
sonstige  journalisti-sche  Künste  eine  Presshetze  inscenirt, 
welche  schliesshch  zum  Ausbruche  des  Krieges  wesentlich 
beitrug.     — ■ _____  .^ 

In  allen  Ländern  stehen  wir  vor  der  gewiss  nicht 
erfreulichen  Erscheinung,  dass  die  Presse  immer  weniger 
zur  Leiterin  und  immer  mehr  zur  Dienerin  der  jeweilig 
herrschenden  StrOmung  der  öffentlichen  Meinung  wird. » 

Diese  in  Zunahme  begriffene  Corruption  und 
Täuschung  der  Öffentlichen  Meinung  zu  Finanz- 
zwecken ist  eine  der  allergrössten  Gefahren  des 
dermaligen  Staatenlebens,  die  auf  die  Dauer  eine  Herr- 
schaft des  Geldes  hervorrufen  würde,  wie  sie  in  der  Welt 
noch  nicht  bestanden  hat. 

Wenn  eine  solche  Presse  im  Dienste  grosser  Geld- 
geschäfte und  Unternehmungen,  oder  im  Dienste  grosser 
Vereine  oder  Industrie-Interes-senten  sich  nach  dieser 
Richtung  noch  mehr  entwickeln  würde,  so  müsste  man 
ernstlich  darauf  denken,  entweder  offizielle  Organe  zu 
schaffen,  die  den  Staat  und  die  Gesammtinteressen  gegen 
diese  Privatinteressen  wirksam  in  Schutz  nebmeO)  oder 
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dieser  Presse  durch  andere  Gcgenmassregeln,  wie  z.  B. 
das  Inseraten monopol,  oder  die  Staatsprüfung  dieser  Art 
von  öffentlichen  Lehrern  entgegenarbeiten. 

Immerhin,  das  darf  mit  Genugthuung  hervorgehoben 
werden,  ist  diese  Gefahr  l)ei  uns  noch  lange  nicht  so 
gross,  wie  sie  anderwärts  bereits  Iwsteht;  nur  soUte  das 
Publikum  auch  bei  uns  mehr  dagej^en  auf  seiner  Hut  sein. 

(i.  Endlich  wirkt  die  Sensationstendenz  der 
Presse  schlecht  auf  das  Publikum  ein  und  die  Sensations- 
liebhaberei des  Publikums  wieder  schlecht  auf  die  Presse. 

Bereits  in  einer  Versammlung  des  schweizer.  Jour- 
nalisten-Vereins von  1894  wurden  von  Redaktor  Seiffert 
in  St.  Gallen  folgende  Postulate  vorgetragen: 

1.  «Die  Klagen  über  einen  mancherorts  waltenden 
ungünstigen  Einfluss  der  Presse  bezüglich  Verübmig  ^'un 
Verbrechen  sind  gerechtfertigt.  Dieser  Einfluss  wurzelt 
vorzugsweise  in  der  lleberreizung  der  Pliantasie  mit  den 
sogenannten  ^sensationellen),  aufregenden  Motiven,  die 
sehr  häufig  zur  allmäligen  Abstumpfung  des  gesunden 
imverdorbenen  Sittl ich keit^ef übles  führt;  manchmal  aber 
auch  in  der  direkten  Anleitung  zum  Verbrechen,  welche 
gewisse  kriminalistische  Schilderungen  geben.  2.  In  inten* 
sivster  Weise  werden  diese  Uebelstände,  was  die  euro- 
päische Presse  betrifft,  durcli  gewisse  Zeitungen  der 
grossen  Hauptstädte  erzeugt.  Anfänge  des  Uebels  zeigen 
sich  Übrigens  dann  und  wann  auch  in  schweizerischen 
Zeitungen.  H.  Die  einfache  Ignorimng  vorkommender 
Unthaten.  so  schrecklich  die  letztem  auch  sein  mögen, 
wäre  nicht  bloss  unmöglich,  sondern  geradezu  unstatt- 
haft. Die  Presse  ist  verpflichtet,  auch  in  dieser  Richtung 
der  Wahrheit  die  Ehre  zu  geben,  beziehungsweise  der 
Gesellschaft  ihr  treues  Spiegelbild  zu  zeigen,  i.  Von 
grOsster  Wichtigkeit  ist  es  dagegen,  die  Berichterstattung 
über  das  Verbrechen  so  kurz  und   knapp  als  mOglicli  zu 
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fassen  und  in  konsequentester  Weise  alles  zu  unter- 
drücken, was  als  blosse  unnQtze,  aufregende  Breitmalerei 
lediglich  die  Einbildungskraft  in  vielleicht  verhäogniss- 
sfhwerer  Weise  erhitzen  oder  aber  Winke  und  Beleh- 
rungen über  die  AusfOhnmg  verbrecherischer  Handlui^en 
gewähren  kann.  6.  Als  ernsteste  Pflicht  der  Presse  er- 
scheint endlich  die  zähe,  energische  Bekämpfung  jener 
ästhetischen  und  sittlichen  Verwirrung,  welche  als  soge- 
nannter «Naturalismus!  den  Schwerpunkt  Utterarischer 
oder  künstlerischer  Produktion  in  die  Darstellung  des 
Xiedrigen  und  Gemeinen,  des  Schmutzigen  und  Hftss- 
liehen  verlegt.  Es  ist  alle  Kraft  dafür  einzusetzen,  un- 
serm  Volke  den  Schatz  seiner  alten,  ewig  wahren  Ideale 
des  Guten  und  Schönen  rein  und  unbefieckt  zu  erhalten.* 
Auch  dies  ist  seither  keineswegs  besser  geworden, 
sondern  jede  die  Neugier  oder  Fantasie  anregende  Nach- 
richt wird  ohne  Prüfung  der  Begründetheit  sofort  von  einer 
Reihe  von  Zeitungen  angenommen  und  weiter  gegeben 
und  es  giebt  selbst  ganz  moralisch  erzogene,  gut  denkende 
Leute,  die  an  dem  niedrigsten  Gerede  dieser  Art,  wenn 
es  bekannte  oder  hochgestellte  Personen  betrifTt,  ihr 
Gefallen  und  mit  den  Opfern  dieser  Angriffe  nicht  das 
geringste  Erbarmen  haben,  sobald  ihnen  ihre  Leiden  eine 
angenehme  Frflbstücksstunde  verschaffen.  Davon  wird 
schliesslich  sogar  die  ernste  Litteratiu',  selbst  die  Geschichte 
stark  beeinflusst.  Das  Ausgraben  von  allerlei  anekdoten- 
haftem Schmutz,  der  sich  dem  Leben  berühmter  Persön- 
lichkeiten anhängt,  die  rücksichtslose  Verwendung  und 
Ausbeutung  von  Briefen,  oder  Tagebüchern,  oder  auch 
blossem  Klatsch  von  angeblichen  Zeitgenossen,  oder  von 
selbst  gemachten  und  zum  Theil  erfundenen  Notizen  ihrer 
Ijlebnisse  ist  zu  einer  Karrikatur  von  Gescfaichtsquellen 
und  zu  einer  Öffentlichen  Gefahr  geworden,  gegen  die  nur 
eine    entschiedene  Ablehnung   von   Seite   eines   bessern 
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Publikums  und  die  gediegene  Charakterfestigkeit  seiner 
Haupt-Journalisten  noch  einen  Damm  bilden  kann.  Auch 
hierin  beginnt  glücklicherweise  mit  dem  Uebel  das  Ver- 
ständniss  fOr  dasselbe  bei  uns  zu  wachsen.  Ein  Blatt, 
das  im  parteimassigen  Kritisiren  und  Loben  selber  ziem- 
lich viel  leistet,  hatte  einen  Artikel  gebracht,  der  mit 
dem  Satze  schloss;  «Weg  mit  diesen  Uebertreibungen 
im  Leben,  in  Schrift  und  Rede.  In  der  Wahrheit  müssen 
wir  rigoristisch  sein.     Ne  quid  nimis.> 

Dazu  bemerkte  sehr  triftig  sein  politischer  Gegen- 
fflssler: 

"Die  vom citirten  Uebertreibungen  ver- 
dienen es,  dem  Fluch  der  Lflcherlichkeit  anheimzufallen. 
Und  doch  sind  sie  jedenfalls  nicht  die  schlimmsten.  Für 
viel  verderblicher  als  übertriebenes  Loben  und  Rubinen 
in  Theater- R«censionen,  Fest  berichten,  .Tubiläunisreden, 
Nekrologen  u.  s.  w.,  wobei  ja  doch  jeder  weiR.s,  was  er 
davon  zu  halten  hat  und  daher  stillschweigend  run  vorn- 
herein einen  Rabatt  von  9Ü°/o  in  Abzug  bringt,  halten 
wir  die  Uebertreibungen,  die  ihre  Wurzel  in  Bosheit  und 
Neid,  in  Parteisucht  und  Klassenhass,  in  Religions-  und 
Konfessionsgezänk  haben.  Hierin  wird  am  meisten  ge- 
sündigt in  Schrift  und  Rede  und  Blättern  aller  Parteien. 
Hier  vor  Allem  gälte  es  zu  bedenken,  dass  die  politische 
Tagespresse  nicht  nur  den  litterariscben  Geschmack,  .son- 
dern auch  Herz  und  Gemüth  des  Volkes  zu  bilden  und 
veredeln  die  Aufgabe  hat.  Hier  besonders  dürfte  und 
sollte  viel  mehr,  als  es  gewöhnlich  geschieht,  erwogen 
werden,  was  für  schädliche  Folgen  für  unser  Geistes-  und 
Kulturleben  ans  diesen  Auswachsen  her\'oi^ehen  und. 
wie  durch  solche  fortgesetzt«  Wahrheitsverletzungen  das 
Abnehmen  des  Walirheitssinnes-vor  Allem  gefördert  wird, 
um  mit  des eigenen  Worten  zu  reden.» 

Alle  diese  Fragen  befinden  sich  nun  an  der  Tages- 
ordnung  und   wir  werden  an  den  Universitäten    etwas 
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thun  mOssen,  um  eine  bessere  Erziehung  und  Oberhaupt 
eine  möglichste  Hebung  des  Joumalistenberufes  herbei- 
zuführen. Denn  das  ist  in  diesem  Gebiete,  wie  auf  jedem 
andern,  leicht  ersichtlich,  dass  die  Frage  im  Grunde 
darin  besteht,  zur  ricfatigen  Erfassung  der  Pressaufgabe 
ganz  geeignete  Personen  in  hinreichender  Anzahl  zu  be- 
sitzen. Ohne  dieselben  würden  die  gesundesten  philo- 
sophischen Grundsätze  vor  der  korrumpirenden  Macht  des 
taghchen  Geschäftsbetriebs  und  vor  einer  unredlichen  Kon- 
kurrenz, die  nirgends  ganz  ausbleiben  kann,  nioht  stand- 
halten können. 

Die  Hauptsache  in  dieser  ganzen  Frage  ist  und  bleibt, 
dass  die  Presse  moralisch  wirkt,  fQr  das  Gute  imd  das 
Recht  einsteht,  nicht  ein  Haupttrftger  und  Bef{^rderer  einer 
falschen  Kultur  wird,  welcher  die  Menschheit  keine  echten 
Fortschritte  zu  verdanken  hat.  Man  darf  darauf  auch 
nicht  antworten,  was  bisweilen  geschieht,  das  I^blikum 
habe  stets  genau  die  Presse,  die  es  verdiene,  beziehungs- 
weise, die  es  haben  wolle.  Ebenso  gut  konnte  man 
sagen,  die  Kinder  und  jungen  Leute  haben  die  Lehrer, 
die  sie  verdienen  und  haben  wollen.  Bloss  so  viel  ist 
richtig  bei  jeder  Erziehung,  wenn  wirklich  mit  derselben 
etwas  Erspriesshches  geleistet  werden  soll,  so  müssen  in 
allererster  Linie  gute  Erzieher  erzogen  werden.  Das  ist 
der  Grundgedanke  für  den  heutigen  Ruf  nach  Joumalisten- 
schulen,  wobei  nur  noch  zu  bedenken  sein  wii-d,  dass  Er- 
ziehung und  Schtde  nicht  ganz  identisch  sind,  und 
auch  die  beste  Schule  nie  die  ganze  Erziehung  eines 
Menschen  ausmacht.  Dazu  gehören,  neben  manchen 
andern  Äussern  Verhältnissen,  auch  der  eigene  ener- 
gische Wille  und  Entschluss  des  zu  Eraiehenden  in  eine 
höhere   Lebensanschauung   und   Lebenssphflre   emi>orzu- 
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steigen;  diesen  wird  mau  bei  den  Journalisten  ganz  vor- 
zugsweise verlangen  und  voraussetzen  müssen,  wenn 
etwas  bei  diesen  Schulen  herauskommen  soll. 

Zu  viel  darf  man  von  denselben  nicht  erwarten.  So 
wenig  als  man  gute  Staatsmänner,  Diplomaten,  oder  Kauf- 
leute und  Industrielle  gewissennassen  mechanisch  durch 
Schulen  erzeugen  kann,  so  wenig  ist  es  mit  Journalisten 
der  Fall.  Die  Schule  ist  nur  ein  Theil  und  vielleicht 
nicht  einmal  der  wesentlichste  Theil  ihrer  gesammten  Er- 
ziehung, die  in  ihnen  selbst  schon  auf  gesunde  Lebens- 
grundsätze stossen  muss,  welche  sie  sich  nicht  erst  dureh 
die  Schule  zu  erwerben  haben. 

Die  Journalisten  müssen  die  Wahrheit  sehen  und 
rasch,  man  möchte  sagen  intuitiv  erkennen  können  —  was 
schon  eine  schwere  Kunst  ist,  die  eine  gewisse  höhere 
Charakterbildung  voraussetzt,  und  sodann  im  Stande 
sein,  diese  Impression  in  gerne inv erst ftndh eher.  Ober- 
zeugender und  angenehm  zu  lesender  Art  wiederzugeben. 

Aus  diesen  beiden  Eigenschaften  bestehen  die  wesent- 
lichen Erfordernisse  ihres  Berufes.  Das  Uebrige  ist  alles 
nebensächlicher. 
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<ThoughU  that  great  hearts  once  broke  for.  we 
Hreathe  cheaplr  as  the  common  air; 
The  dust  we  trample  heedlesslv 
Throbbed  once  in  saints  and  heroos  rare, 
Who  perished,  opening  for  their  race 
New  pathways  to  the  common  place.» 

Die  Pressfreiheit,  namentlich  die  pohtische, 
welche  wir  jetzt  sehr  hochschätzen,  hat  wie  alle  soge- 
nannten individuellen  Rechte,  einen  revolutionftren 
Urspning  und  wurde  auch  in  der  Eidgenos.senschaft 
bis  in  ihre  neueste  Geschichtsperiode  hinein  als  etwas 
Geßhrliches  betrachtet.  Natürlich  datirt  die  eigent- 
liche Fragestellung  darfiber,  wie  der  Namen  «Presse*  es 
schon  zeigt,  aas  der  modernen  Zeit  seit  der  Erfindung 
der  Buchdruckerkunst,  die  allein  eine  Verbreitung  littera- 
rischer Erzeugnisse  in  grösserem  Masstabe  möglich  machte. 
Immerhin  ist  es  der  Erinnerung  werth,  dass  Sueton  im 
Lehen  das  Tiberius  diesem  « Imperialdemokraten  >  der 
alten  Welt  die  Aeusserung  in  den  Mund  legt :  •Jactabat 
in  cJWtate  libera  linguam,  mentemque  liberam  e^se 
debere'.  Auch  im  alten  Testamente,  im  36.  Kapitel  des 
Propheten  Jeremias.  kommt  bereits  eine  merkwürdige  Er- 
zählung Ober  eine  politische  Publikation  mittelst  Vor- 
lesens vor  Volksversammlungen,  und  eine  Unterdrückung 
derselben  durch  die  Staatsgewalt  vor,  welche  Massregel 
übrigens  ebensowenig  Erfolg  hatte,  wie  die  modernen  Me- 
thoden der  Censur.  Auch  die  Cromwellsche  RepubUk  in 
England,  dem  Lande,  welches  nachmals  seit  1689  (der 
derlaratioD  of  rights)  bis  auf  den  heutigen  Tag  der  Press- 
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freiheit  den  weitesten  Spielraum  gewährte')  hielt  noch 
eine  völlige  Freiheit  ohne  vorsorgliche  staatliche  Mass- 
regeln für  zu  gefährlich,  und  aus  dieser  Periode  stammt 
die  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  beste  Vertheidigung 
der  Pressfreiheit,  die  berOhmte  «Areopagitica»  des  grassen 
Dichters  Milton,  mit  welcher  derselbe  den  Gedanken, 
Presserzeugnisse  an  eine  «Licenz»,  oder,  wie  wir  jetzt 
sagen  würden,  Concession  zu  knüpfen  (womit  natürlich 
eine  staatliche  Censur  verbunden  sein  sollte)  für  den 
Augenblick  wirksam  bekämpfte. 

In  derEidgenossenscbaft  war  von  PressfreUicit  bis 
zu  den  gegenwärtigen  Verfassungsbestimmungen,  die  sich 
seit  1848  gleich  geblieben  sind,  keine  Rede.  Eidgenössi- 
sche Verfassungsbestimmungen  darüber  gab  es  in  der 
alten  Zeit  natürlich  Oberhaupt  nicht;  im  Gegentheü,  die 
Artikel  des  Staozerverkommnisses,  die  von  «gefährhchen 
Sammlungen  und  Gemeinden*  sprechen  und  in  den  letz- 
ten Jahrhunderten  bei  allen  Unterdrückungsmas^regeln 
gegen  freiheitliche  Bestrebungen  Anwendung  fanden, 
würden  ohne  Zweifel  auch  in  diesem  Gebiete  mas.sge> 
bend  erschienen  sein,  falls  man  überhaupt  damals  an 
eine  Kontrolle  der  Ständesouveränität  nach  dieser  Rich- 
tung hin  hätte  denken  können. 

Aus  der  bemischen  Geschichte  des  18.  Jahrhimderts 
ist  besonders  bekannt  das  Urtheil  gegen  den  Genfer-Litte- 

')  Es  gereicht  auch  dem  heutigeu  englischen  Volke  zur 
Ehre,  dasa  es  in  dem  Boereukrieg,  welcher  im  Uebrigen  die 
englischen  Eigenschaften  in  der  ungünstigsten  Beleuchtung 
zeigte,  die  Pressfreiheit  in  England  selbst  und  sogar  Ungere 
Zeit  auch  in  der  Capkolonie  in  einen)  höheren  Grade  respek- 
tirt  hat,  als  dies  in  jedem  andern  Staate  wülirend  des  Kriegs- 
zustandes der  Fall  sein  würde. 


n,r,,i,7=-i>,  Google 


lieber  die  Erziehung  der  Presse.  27 

raten  Micheli  du  Crest  vom  30.  August  1749,  welcber 
Hegen  politischer  Flugschriften,  nach  jetziger  Anschauung 
wenig  gefthrlichen  Inhalts,  zu  lebenslftnglicher  Einsperrung 
in  der  Festung  Aarburg  verurtheUt  wurde.')  In  dem  an- 
dern hervorragendsten  Kanton  der  protestantischen  Eidge- 
nossenschaft, wo  man  am  ehesten  noch  etwelche  Press- 
toleranz hfttte  vennutben  sollen,  ZQrich,  bestand  eine  aus 
weltlichen  und  geistlichen  Mitgliedern  zusammengesetzte 
Censur-Kommission,  die  erst  1798  aufgehoben  wurde.  Im 
16.  Jahrhundert  wurden,  wohl  meistenteils  nach  Antrag  der- 
selben, wie  in  einem  Vortrag  von  Prof.  Zürcher  berichtet 
wird,  sogar  Todesurthetle  ausgeßült,  wegen  Giotteslästening 
(73),  Drohung  (38),  Aufreizung  zur  Aufruhr  (6),  Scheltung 
(4),  Schmähung  (2);  im  17.  Jahrhundert  wegen  Gottes- 
Ifisterung  (25),  Drohung  (12),  Verlftumdung  (3),  Aufruhr- 
stiftung (2),  ruchlosen  Beden  und  besonders  Schmähung 
des  Abendmahls  (1),  Verspottung  der  Ehe  (l),  unbefugtem 
Predigen  (1),  Schmähung  der  Obrigkeit  (1).  Au<-h  im 
letzten  Jahrhundert  der  alten  Eidgenossenschaft  Icaiuen 
noch  4  Todesurtfaeile  wegen  Gotteslästerung  vor.  Diese 
zürcherische  Censur  wurde  1806  wieder  eingerohrt  und 
dauerte  bis  1830.  Seither  herrscht  dort  eine  weit  gehende 
Pressfreiheit.  Die  helvetische  Verfassung  vom  1'2.  April 
1798  garantirte  zum  ersten  Male  die  Pressfreiheit  in  der 
gesammten  Eidgenossenschaft,  mit  der  Motivirimg  in 
Art.  7,  die  den  französischen  ° Menschenrechten»  nach- 
geahmt ist,  dass  jeder  das  natürliche  Recht  habe,  sirlt 
unterrichten  zu  lassen.  Thatsächlich  bestand  sit'  ;il>er 
niemals  uneingeschränkt,  sondern  wurde ,  anfange  zu 
Gunsten   der   französischen  Machthaber  in   der  Srhweiz 


<)  Vgl.  Beilage  I. 
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und  auf  deren  Verlangen,  von  1800  ab  aber  auch  in- 
folge eigenen  ReaktionsgeUtes  stark  eingeschränkt.  Die 
Haujitzeitungen ,  wie  z.  B.  der  «Schweizerische  Repu- 
blikaner »,  mussten  fortwährend  unter  neuen  Titeln  er- 
-scheinen,  um  ihr  Leben  einigermassen  zu  fristen,  ohne 
■dass  dies  eigentlich  begründet  erscheint.  Einzig  eine  in 
Lausanne  erscheinende  Zeitung,  der  <Liberateur>  von 
Reymond,  führte  eine  der  franztteischen  Revolution  erster 
Periode  nachgeahmte  Sprache  und  befürwortete  z.  B.  die 
Einführung  der  Guillotine  gegen  die  politischen  Cregner 
Die  Verfassung  von  1802,  die  sog.  zweite  helvetische  Ver- 
fassung, enthält  bereits  nichts  mehr  über  die  Pressfreiheit; 
■ebensowenig  natürlich  die  Mediationsverfassung  von  1803 
imd  der  Bundesvertrag  von  1815.  Im  Gegentheil,  ein 
Tagsatzungsbescbluss  vom  14.  Juli  1823,  den  man,  wegen 
seinen  Bestimmungen  über  den  Aufenthalt  der  Fremden 
in  der  Schweiz,  gewOhnhch  das  >  Fremden-Conclusum » 
nennt  und  der  bis  1829  jedes  Jahr  feierlich  erneuert  und 
bestätigt  wurde,  führte  sogar  wesentliche  Beschränkungen 
der  kantonalen  Bestimmungen  über  die  Pressfreiheit  aus 
Rücksicht  auf  die  Regierungen  des  Auslandes  ein.') 

In  Folge  dessen  hatte  noch  der  Entwurf  einer  revi- 
dirten  Bnndesverfas.<;ung  von  1832/33,  namentUch  in  der 
vim  dei'  Tagsatzung  überarbeiteten  zweiten  Ausgabe  des 
letzteren  Jahres  (Rep.  Rest.  IL  704  und  folg.)  nur  die 
Möglichkeit  eines  reaktionären  Verhaltens  des  Bundes 
gegenüber  den  Kantonen  im  Auge  und  wollte  dem  Bunde 

')  Vgl.  «Off.  Sammlung  der  das  schweizerische  Staats- 
recitt  lietreffenden  Aktenstücke  >  II  71,  230.  Abdruck  in  den 
Beilagen.  Eine  Art  von  Nachtrag  ist  das  sogenannte  zureite 
Fremden- Co iiclu SU ni  von  1836,  das  jedoch  nur  sporadische 
Oeltimg  hatte. 
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verbieten,  die  Pressfreiheit  seinerseits  einzusehi-äuken, 
oder  aufzuheben,  oder  eine  aUgemeine  Zensur  einzuführen. 
Erst  die  Verfassung  von  1848  enthielt,  damals  in  Art. 
45,  herbei^ftkbrt  besonders  durch  die  Bemühungen  von 
Bern,  Zürich  und  Waadt,  die  heutige  Bestimmung  im 
heutigen  Art.  ö5  der  Bundesverfassung.')  Boselland  allein 
hatte  bei  den  Revisionsverhandlungen  den  ganz  richtigen - 
Gedanken  emer  allgemeinen  ßundesgesetzgebung  für  die 
Presse  in  Vorschlag  gebracht;  derselbe  erhielt  jedoch 
schliesslich  bloss  8  und  '2  halbe  Stimmen  der  Tagsatzung. 
EHe  Bundespraxis  seit  dem  Jahre  18J8  war,  namentlich 
in  der  ersten  Periode,  eine  ziemlich  schwankende,  woliei  be- 
sonders eine  längere  Verhandlung  und  ein  Bundesbesciduss 
von  1854  aber  das  damalige,  etwas  rückschrittliehe  beniisehe 
Pressge.setz  wichtig  wurde.  Im  Ganzen  aber  wurde  fest- 
gestellt, dass  ein  absolutes  Verbot  einer  Zeitung  oder 
Zeitschrift  nicht  zulässig  sei,  auch  nicht  für  eine  be- 
stimmte Frist,  oder  wegen  öfterer  Bestrafung;  sondern 
nur  fortwährende  Verfolgung  und  Bestrafung  für  Press- 
vergehen und  in  diesem  Falle  natQrüch  auch  Beschlag- 
nahme imd  Suspendirung  während  der  Dauer  des  Prozesses. 
In  dieser  Weise  wurde  in  einem  besonders  eklatanten 
Falle  der  •Avantgarde» von  Chaux  de  fonds,  dieses  Blatt, 
welches  offen  zum  KOnigsmord  aufforderte,  nur  während 
des  Prozesses  diu^  eine  dem  Herausgeber  abgeforderte 
Erklärung  eingestellt,  von  der  er  nach  dem  L'rtheile 
förmlich  entbunden  wurde.') 

Von  dem  Rechte  für  die  eigenen  Verhältnisse  Slraf- 
bestimmungen  aufzustellen,  hat  der  Bund  bei  Anlass  der 

')  Vgl,  Beilagen. 

■)  Das  Urteil  vom  16.  April  1879  findet  sich   im  Bmide^j- 
blatl  von  1879,  II,  648. 
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Erlasäiing  des  <  Bundesstrafrechts  t  vom  4.  Februar  1853 
(III  404  E.  G.  S)  Gebrauch  gemacht  und  es  finden 
sich  daselbst  die  Art.  48,  69—72,  die  jedoch  im  Falle  des 
Zustandekommens  eines  allgemeinen  eidgenossischen  Straf • 
gesetzbuches  durch  die  bezgl.  Vorscfariften  desselben  ersetzt 
werden  würden. 

Seither  hat  das  sogenannte  <  Anarcfaistengesetz  >  (E. 
G.  8.  XIV  322)  fOr  die  Pressdelikte,  welche  unter  das- 
selbe fallen,  abweichende  Bestimmungen  im  Sinne  einer 
nicht  bloss  stufenweisen,  sondern  gemeinsamen  Haftung 
alter  bei  dem  Vergehen  irgendwie  beteiligten  Personen, 
nicht  ohne  erhebliche  Opposition  in  der  Bundesversamm- 
lung, eingeführt.  Eine  AusfQhning  haben  dieselben  aber 
bis  zur  Stunde  noch  nlclit  gefunden,  indem  namentlich  in 
dem  einzig  vorgekommenen  Falle  Frigerio  und  Consorten 
«ine  Freisprechung  durch  die  Mehrheit  des  Bundesgerichts 
^strafrechtliche  Abtheilung)  erfolgte,  die  dem  allgemeinen 
Reo htsbewusst sein  zwar  keineswegs  entsprach.  So  viel 
ist  daraus  aber  ersichtlich,  dass  eine  Verschärfung  des 
Pressstrafrechts  einstweilen  nicht  im  Geist  der  Zeit  liegen 
würde.') 

In  Bezug  auf  Pressdelikte,  welche  militärische  An- 
gelegenheiten betreffen,  hat  sich  die  Praxis  gebildet,  dass 
Artikel,  welche  während  des  Militärdienst«»  geschrieben 
werden  und  etwas  strafbar  Erachtetes  enthalten,  mili- 
tärisch (in  der  Regel  bloss  disciplinarisch)  bestraft  werden, 
während  eine  strafbare  Besprechung  miUtärischer  Ange- 
legenheiten durch  eine  augenblicklich  nicht  im  Dienste 
befindliche  Persou  unter  die  gewöhnlichen  bürgerlichen 
Strafvorschriften  fällt. 


'I  Eine  Ausdehnung  des  Anarchistengesetzes  ist  gegen- 
vilrlig  wieder  in  Frage.    Vgl.  die  Beilagen. 
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Eine  Zeitlang  hatte  sich,  der  relativen  Straflosigkeit 
der  Pressinjurien  wegen,  eine  Tendenz  gezeigt,  die  Art.  ÖU 
und  55  des  Eidg.  Obligationenrechts  anzuwenden  und 
Entschädigung  wegen  «tort  moral*  zu  verlangen,  wobei 
dann  die  Satisfabtioa  in  den  Erwägungsgrflnden  des  ur- 
theilenden  Gerichtes  liegen  konnte  und  überdies,  wenn 
die  Forderung  hocli  genug  gestellt  war,  eine  schhessUche 
A)>{>ellation  an  das  ßundesgericht  mOghch  wurde.  Das 
Bundesgericfat  nahm  endlich,  um  sich  dessen  zu  erwehren, 
als  Rej^el  an,  dass  ein  wirklicher,  nachweisbarer  Schaden, 
nicht  bloss  eine  Kränkung  vorliegen  mOsse,  um  ein  solches 
Verfahren  zu  begründen.') 

Eine  wichtige  Entscheidung  hat  das  deutsche  Keichs- 
gericlit  in  der  Keiisionsinstanz  am  28.  November  1902 
gefällt,  indem  es  die  von  dem  stud.  phil.  Erich  Woth 
eingelegte  Revision  gegen  das  Urtheil  des  Landgeridits  I 
in  Berlin,  wodurch  Woth  auf  einen  vom  Professor  Schmol- 
ler gegen  ihn  gestellten  Strafantrag  der  Verletzung  des 
Urheberrechtes  schuldig  erkannt  und  mit  200  Mk.  Geld- 
strafe belegt  worden  war,  verworfen  hat.  Der  Strafan- 
trag hatte  sich  darauf  gegründet,  dass  Woth  Berichte 
über  eine  Privatvorlesung  des  Professors  Schmoller  zur 
Veröffentlichung  an  Zeitungen  versandt  hatte.  Nach  der 
Entscheidung  des  Reichsgerichts  ist  nunmehr  für  die  Presse 
die  Berichterstattung  über  Vorlestmgen  und  Vorträge,  die 
nicht  als  öffentlich  bezeichnet  sind,  untersagt. 

Der  oberste  Gerichtshof  in  Gera  sprach  einen  Re- 
dakteur in   einer  Injurien-Sache  frei.    In    der  Begrün- 

'I  Vgl.  Entscheidungen  X  567  XI,  88,  202.  Darüber  fanden 
im  Jahre  1886  gleichzeitige  Verhandlungen  des  schweizerischen 
Juristen  Vereins  und  des  Vereius  der  schweizerisclien  Presse 
slatt,  ohne  bestimmtes  Resultat. 
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düng  des  ürtheils  heisst  es;  «Zwar  habe  der  Ange- 
klagte sieb  der  Beleidigung  schuldig  gemacht  und  auoh 
den  strickten  Beweis  von  der  Wahrheit  seiner  Behau|>- 
tungen  nicht  ku  führen  vermocht;  aber  er  sei  doch  frei- 
zusprechen, weil  er  in  gutem  Glauben  und  in  Wahmeli- 
mung  berechtigter  Interessen  gehandelt  habe.  Einen 
Hedakteur  einer  Zeitung,  die  heiehrend  und  aufklärend 
wirken  wolle,  müsse  man  anders  beurtlieilen  als  einen 
Privatmann.  Der  Redakteur,  der  seine  Leser  über  alles 
auf  dem  Laufenden  erhalten  müsse,  habe  nicht  nur  das 
Recht,  sondern  auch  die  Pflicht,  weitere  Kreise  lierührende 
Missstände  öffentlich  zu  behandeln.  > 

Der  (Jliefiedakteur  des  «Hannoverschen  Tageblatts* 
hatte  am  7.  Juli  1902  seinen  Posten  in  der  Redaktion 
des  genannten  Blattes  angetreten,  nach  wenigen  Wochen 
einen  unkündbaren,  bis  Ende  1904  laufenden  Anstelhmgs- 
vertrag  mit  der  Besitzerin  des  Verlages  geschlossen  und 
die  Chef  red  aktioii  auf  Grund  eines  eingehenden  Pro- 
gramms geführt,  das  Bestandtheil  des  Vertrages  war  und 
dem  Chefredakteur  die  Innehaltung  eines  zwar  in  der 
Tonart  vornehmen  imd  massvollen,  in  der  Sache  selbst 
jedoch  ausgesftroclienen  liberalen  Standpunktes  voi-schrieh. 
Gegen  Mitte  November  1902  wurde  plötzlich  der  Redak- 
tion der  Verkauf  des  Verlages  an  einen  Herrn,  der  bis 
dahin  ein  Tucti-  und  Buckskin-Geschaft  in  Hannover  be- 
sass,  mitgetheilt,  mit  dem  Hinzuftigen,  dass  der  neue  Ver- 
leger alle  bestehenden  Verträge  ülwrnehme.  Da  trotz 
dieser  Erklärung  der  Chefredakteur  weder  die  Selbst- 
ständigkeit seiner  Stellung,  noch  die  Innebaltung  der  ilu« 
zugesicherten  politLscben  Richtung  des  Blattes  für  genügend 
gewährleistet  ansah,  legte  er  zum  1.  Dezember  die  CJief- 
redaktion  des  «Hannoverschen  Tageblatts»  nieder  und 
klagte  gegen  die  bislierige  lnhal)erin  des  Verlages  auf 
Erfüllung  ihrer  Vertragspflicliten,  d.  h.  Zahlung  des  Ge- 
haltes bis   zum  31,  Dezember  1!)04.     Unter  Bezugnahme 
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auf  §  613  des  Bürger).  Gesetzbuches  hatte  Dun  bereits 
im  Januar  1903  das  Landgericht  zu  Hannover  der  Be- 
klagten durch  einstweilige  Verfögui^  die  Verpfliihtung 
auferlegt,  dem  Kläger  das  ihm  zustehende  Gehalt  ^  ab- 
iQglich  einer  för  die  Sache  selbst  belanglosen  Gegen- 
forderung —  in  Monatsraten  bis  zur  endgültigen  Ent* 
»;faeiduDg  des  Prozesses  fortzuzahlen.  Denn  es  könne 
dem  Kl^er  nicht  zugeniuthet  werden,  bei  der  durch 
$  613  des  B.-G.-B.  statuirten  Unübertragbarkeit  des  An- 
spruches auf  Dienste  einem  ihm  nicht  genehmen  neuen 
Inhaber  der  Zeitung  die  Dienste  fortzuleisten,  zu  denen 
er  sich  nur  der  fi-Oheren  Inhaberin  des  Verlages  per- 
sönlich verpflichtet  hatte.  Gegen  diese  einstweilige  Ver- 
fOgung  des  Landgerichtes  legte  die  Beklagte  Berufung 
ein.  Am  19.  Februar  fand  vor  dem  zweiten  Civilsenat 
des  Oberland esgerichts  in  Celle  erneute  Verhandlung 
statt.  Die  am  26.  Februar  verkündete  Entscheidung  des 
Oberlande^erichts  erkannte  auf  Zurückweisung  der  ein- 
gelegten Berufimg.  Die  Verfügung  des  Ijindgericbts  zu 
Hannover  blieb  also  in  Kraft, 


Eine  blosse  Anregung  ist  einstweilen  noch  das  sog. 
•  Inseratfin-Monopol»,  das,  tbeils  aus  finanziellen  Gründen, 
theils  auch  um  eine  Beschränkung  des  Uberwuchems 
namentlich  der  kleinen  Blätter  zu  erzielen,  anderwärts 
schon  öfters  vorgeschlagen  worden  ist.  Es  bestand  auch 
bereits  im  IS.  Jahrhundert  in  Preussen,  durch  eine  könig- 
liche Cabinetsordre  von  1727,  und  wurde  dort  erst  1819 
förmlich  aufgehoben. 

Die  Presse  ist  natürlich  sehr  dagegen  eingenommen, 
obwohl  es  eine  ganz  ausserordenthch  einträgliche  Finanz- 
quelle  für  den  Staat  sein  wflrde.  Eine  blosse  beiläufige 
Erwähnung  hievon  im  Nationalratb  rief  im  Juni  1901  eine 
Anzahl    von    lebhaften  Protestationen   von   dieser   Seite 
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hervor,  obwohl  eine  solche  Änregiuig  bereits  einmal  im 
»Grütlianer»  gemacht  worden  war.') 

Die  Fragen  der  Pressfreiheit  und  Pressgesetzgebung 
werden  muthmasslich  bei  Änlass  der  Berathung  eines 
schweizerischen  Strafgesetzbuches  mehr  in  Bewegung 
kommen,  wobei  wir  für  die  möglichste  Pressfreiheit  in 
Bezug  auf  die  politischen  und  wissenschaftlichen  Press- 
erzeugnisse, nicht  aber  ftlr  einfache  Gleichstellung  der 
blossen  Unterhaltuagslitteratur  uns  aussprechen  würden, 
soweit  eine  solche  Unterscheidung  sich  Oberhaupt  durch- 
führen Iftsst,  was  immerhin  seine  Schwierigkeiten  baben 
wird. 

In  Bezug  auf  die  sogenannten  (anarchistischen  >  Ver- 
brechen, soweit  sie  durch  die  Presse  begangen  werden, 
sind  wir  für  Aufrechterhaltung  der  strengeren  Bestim- 
mungen in  Art.  4  und  5  des  sog.  Anarchistengesetzes 
gegenüber  denjenigen  des  Bundesstrafrechtes  Ober  die 
beschränkte  Haftung,  wonach  Eine  vorzugsweise  verant- 
wortliche Person  alle  anderen  Betheiligten  straffrei  macht. 
Wir  sehen  die  Nothwendigkeit  eines  derartigen,  ausser- 
ordentlichen, mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Straf- 
rechts nicht  übereinstimmenden  Schutzes  der  Presse  unter 
den  dermaligen  pohtiscben  Verhältnissen  unseres  Staats- 
wesens nicht  recht  ein.») 

■)  Über  die  Sache  selber  vgl.:  Schmfilder  'Daa  Inse- 
ratenweisen,  ein  Staatsinstitut  >.     Leipzig  und  Cöln  1879. 

')  Einige  Litteratur  fOr  uns  besonders  interessanter  Art, 
zur  Vcrgteichung  ist  folgende; 

Areopagitica  von  Milton,  Ausgabe  von  Koepell. 

Jolin  Stuart  Mill  «On  Liberty». 

Holtzendorff:  Wesen  und  Wertli  der  SfTentlichen  Mei- 
nung 1S79. 

Huber;  «Zum  Begriff  der  Pressdeiheit  nach  acJiweize- 
rischem  Recht»  18»1. 
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Wir  sind  persönlich  im  Ganzen  der  Ansicht,  welche 
schon  Cavour  susgesprochen  hat,  dass  es  gegen  eine 
schlechte  Presse  keine  völlig  wirksame  Gesetzgebung  und 
nur  Ein  ganz  wirksames  Gegenmittel  geh«  —  eine  gute. 
Es  gehört  zu  dieser  Anschauung  ein  gewisser  Optimis- 
mus, welcher  sidi  nicht  durch  den  augenblicklichen  Er- 
folg schlechter  Presserzeugnisse  täuschen  l&sst,  die  von 
dem  SensationsbedQrfniss ,  wenn  nicht  gar  von  noch 
sehlechteren  Instinkten  des  Publikums  leben.  Thateftcb- 
Uch  ist  es  aber  doch,  wenigstens  in  unserem  Lande, 
nachweisbar,  dass  sich  von  Zeitungen  und  Zeitschriften 
auf  die  Dauer  nur  die  besseren  halten  können,  die  andern 


Verhandlungen  des  Juristen  Vereins  vou  1886,  beHOuders 
Referat  von  Stooss. 

Pfarrer  von  Ali:  «Die  periodische  Presse  in  der 
Schweiz-  1887. 

Botschaft  des  Buudesrates  Aber  das  Zeitungsweseii,  be- 
sonders die  Transporttaxeu  betreffend,  im  B.-Bl.  188EI,  Nr.  53. 

Schwarze :  Das  deutsche  Reichspressgesetz,  erläutert  1874. 

Robert  Schmid:  Die  strafrechUiche  Verantwortung  fQr 
Pressvergehen  1894. 

Reinhold  Bader:  Der  Begriff  des  politischen  Deliktes  1894. 

Bandesrichter  Morel:  Die  strafrechtliche  Verfolgung  der 
sog.  Presadelikte,  in  der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Strafrecht  ISäö. 

Prof.  Pfeoninger:  Das  Pressdelikt,  in  der  N.  Z.  Zeituug 
vom  11.  April  t89&  ab. 

David:  «Wie  soll  das  Pressdelikt  in  einem  Schweiz.  Straf- 
gesetzbuch behandelt  werden  ?>  1894. 

Chnstidi:  Du  regime  de  la  presse  eu  France  1895. 

Frizenschaf:  «Die  Praxis  der  Journalisten»  1901. 

Strickler;  «Die  gemeinnfltüigeu  uud  politischen  Zeit- 
schriften der  Schweiz-  im  Jahrbuch  Band  VI,  72  und  folg. 

Dr.  Bflbleri  «Die  Berufsbildung  der  Journalisten». 

Curti:  «Rhetorik  und  Journalistik-,  in  der  Festschrift  des 
Frankfurter  Journalisten  Vereins  1899. 

Lautensack :  iHumor,  Satyre  und  Kunst  in  der  deutschen 
periodischen  Presse-  1901. 
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dat^egen  trotz  aller  pomphaften  Pri^amme  und  aller  Unter- 
stützung durch  Reklame  wieder  verschwinden.  Wir  haben 
solche  Beispiele  auch  in  neuerer  Zeit  m^irfach  gesehen. 
Überhaupt  aber  sind  wir  persönlich  der  Anschauung,  dass 
gegenüber  der  Thatsache  einer  besteheaden  sittUchen 
Weltordnung,  gegen  die  keine  Machte  des  bOsen  auf- 
kommen, Wenn  die  Völker  nicht  zeitweise  es  seiher  so 
haben  wollen,  es  nur  eines  festen  Glaubens  an  eine  solche 
bedarf,  um  Ober  alle  Gefahren  unserer  Gegenwart  und 
Zukunft  hinwegzukommen ;  dass  dies  aber  auch  aller- 
dings die  einzige  wahre  Quelle  eines  politischen 
Muthes  ist,  der  selbst  eine  noch  so  mftchtig  werdende 
schlechte  Presse  keineswegs  fürchtet.  Ohne  diesen  Ge- 
danken wäre  Grund  zur  Besorgniss  auch  bei  ims  nicht 
ganz  ausgeschlossen. 


Ueberdiei^chweizerischen  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften ist  im  VI,  Bande  unseres  Jahrbuches  ein  sehr 
vollständiger,  in  seiner  Art  einzig  dastehender  Bericht 
von  Dr.  Strickler  erschienen,  welcher  ein  Buch  von  Möri- 
kofer  über  die  Schweiz.  IJtteratur  des  18.  Jahrhunderts 
glücklich  ei^änzt.  Eine  Fortsetzung  desselben  bis  auf  die 
gegenwärtige  Zeit  und  eine  richtige  Beurtheilung  der 
jetzt  bestehenden  Organe  der  öffentlichen  Meinung  wäre 
eine  —  wir  wi^en  zwar  nicht  zusagen  « dankbare >  Auf- 
gabe für  einen  guten  Schriftsteller.  Denn  der  Dank  dieser 
Organe  fOr  jeden  Tadel  wOrde  ilim  nicht  ausbleiben.  Sie 
sind  gewöhnt  zu  urtheilen,  nicht  beurtheilt  zu  werden, 
oder  dann  höchstens  etwa  von  direkten  Berufägenossen, 
die  zur  koUegialischen  Nachsicht  um  so  eher  geneigt  sein 
werden,  als  sie  eine  gleiche  für  sich  erwarten. 
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U'ir  bescbränkeD  uns  daher  unsererseits  darauf,  zu 
sagen,  dass  das  Zeitungswesen  der  Schweiz  jedenfalls  nicht 
schlechter  besteUt  ist  als  in  andern  Kulturländern,  den- 
selben aber  auch  (mit  Ausnahme  des  wichtigen  Punktes 
der  direkten  Korruption)  nicht  gerade  erhebUch  voransteht 
und  namentlich  zu  sehr  in  die  Breite  gewachsen  ist.  Die 
grosse  Zahl  kleiner  BlAtter,  die  entstanden  sind,  oft 
sogar  ohne  ein  Bedürfnis,  bloss  weil  eine  Druckerei  Be- 
schäftigung suchte,  sind  im  Ganzen  nicht  sehr  förderlich 
ffir  den  Öffentlichen  Geist  und  eine  ^virkliche  Volksbildung 
gewesen.  Wir  lassen  darüber  das  Wort  einem  Bericht  aus 
dem  Kanton  Äargau,  welcher  allein  im  vorigen  Jahre  37 
Zeitungen  besass. 

tWir  haben  im  Aargau  viel  zu  viel  politische  Zei- 
tungen und  diese  verlieren  sich  deswegen  oft  allzusehr 
in  ganz  lokalen  Fragen  >,  sagte  in  seiner  Rede  am  frei- 
sinnigen Parteitage  in  Brugg  Herr  Fürspr.  Strähl.  *  Wie 
wahr  sind  diese  Worte!  Jedermann  wird  das  Gefühl  haben, 
dass  Ober  30  Zeitungen  für  den  Aai^au  entschieden  zu 
viel  sind;  haben  wir  doch  von  allen  Kantonen  weitaus 
am  meisten  poUtische  Blätter  und  trifft  es  doch  je  auf 
etwa  6 — 7000  Seelen  eine  Zeitung.  Unter  dieser  Menge 
von  Zeitungen  befinden  sich  6  tägUch  ersclieinende  Blatter 
und  auch  die  andern  erscheinen  meistens  2  oder  3  mal 
IQ  der  Woche,  Das  ist  zu  viel.  Wenn  jeder  T^andestheil, 
wenn  jede  Thalschaft,  ja  wenn  fast  jede  grossere  Ortschaft 
eine  eigene  Zeitung  besitzt,  wie  soll  da  das  Gefühl  der 
Zusammengehörigkeit  und  der  Einigkeit  geweckt  und  wach 
erhalten  werden?  Und  wenn  wir  gar  kein  im  Kanton 
allgemein  verbreitetes  Blatt  besitzen,  wenn  der  Zofinger 
nur  sein  S^ofingerblatt,  der  Zurzacher  sein  Zurzacher-  und 
der  Rheinfelder  sein  Rheinfelderblatt  hest,  wie  soll  da 
das  nötbige  Interesse  am  Gesammtwohl,  am  Wohl  des  Staates 
rege  bleiben?  Unsere  verhältnissmässig  kleinen  Stfidte  und 
Ortschaften  wie  Aarau,  Baden,  Bren^arten,  Wohlen,  Rhein- 
felden  haben  oft  zwei  oder  drei  politische  Zeitungen  und 
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manchmal  sogar  mehrere  Organe  derselben  iFlicbtimg,  nur 
dass  das  eine  etwas  mehr  nach  links,  das  andere  vieUeicfat 
etwas  mehr  nach  rechts  neigt.  Nur  zu  leicht  kann  es  da 
vorkommen,  dass  sich  diese  Bl&tter  oft  viel  zu  sehr  mit 
lokalen  Fragen  beschäftigen,  dass  um  geringfügiger  Sachen 
willen  manchmal  grosse  Differenzen  zwischen  ihnen  ent- 
stehen mid  dass  anstatt  sacUicher  Erörterungen  die  Per* 
sonenfragen  breiten  Raum  einnehmen.  Der  Vorwurf,  die 
Zeitungen  seien  zum  grossen  Theil  an  der  Uneinigkeit 
und  am  Hader  in  unserm  Kanton  schuld,  ist  in  diesem 
Sinne  nicht  ganz  unbegründet.  * 

So  steht  es  wohl  in  der  Mehrzahl  der  Kantone,  und 
es  kann  dabei  nicht  ganz  ausbleiben,  dass  das  Wort  Pope's 
zuweilen  eintrifft: 

»It  is  with  narrow-souled  people,  as  with  narrow- 
necked  bottles:  the  iess  they  have  in  them,  the  more 
noise  they  raake  in  pourring  it  out.  > 

Das  Schlimmste  dabei  ist,  dass  in  Folge  dessen  viele 
Leute  auch  bei  uns  nur  diese  Lokalblatter  lesen  und  ihren 
gesammten  Vorrath  von  pohtischen  oder  religiösen  Über- 
zeugungen und  sogar  von  anderweitigen  Kenntnissen  und 
Anschauungen  nach  Ablauf  ihrer  Schulzeit  nur  aus  den- 
selben erg&nzen.  Ein  Chinese,  der  Präfekt  eines  Ortes 
im  Hinterlande  des  deutschen  Schutzgebietes,  hat  dieser 
Denkungsart  im  vorigen  Jahre  einen  sehr  charakteristischen 
Ausdruck  gegeben,  worin  es  u.  A.  heisst: 

<  Eine  vollständige  Umwandlung  im  Studiengange  ist  ■ 
unvermeidlich.  Nur  wer  die  Fächer  beherrscht,  die  dem 
Zeitgeist  entsprechen,  soll  in  Zukunft  noch  einen  akade- 
mischen Grad  erwerben  können.  Die  Zeit,  um  sidi  vor 
der  nächsten  Prüfung  noch  die  Kenntnisse  aller  nützlichen 
chinesischen  und  ausländischen  Bücher  zu  beschaffen,  ist 
zwar  zu  kurz.  Glücklicherw^se  aber  h(d>en  wir  eine  Menge 
Zeitungen,   die  hierin   Abhülfe  schaffen:    Im   deutschen 
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Kiau-tschou-Gebiet  gibt  es  tnehrere  Zeitungen,  so  das 
•  Amtsblatt*  und  die  •Kiau^tschou-pau»,  deren  Redak- 
teure die  gelehrtesten  Männer  sind,  die  man  in  der  Nähe 
oder  Feme  finden  kann  und  die  dem  Fortschritt  durch- 
aus geneigt  sind...  In  der  Zeitung  findet  man  Auskunft 
Ober  Tausende  von  Angelegenheiten  und  die  Nadirichten 
aus  aUen  fünf  EIrdtheilen.  Wie  ein  Licht  leuchtet  sie  denen, 
die  im  Dunkeln  sitzen.  Aus  den  Thoren  macht  sie  Weise. 
Wer  sich  auf  dem  Holzwege  befindet,  den  fahrt  sie  auf 
den  richtigen  Pfad.  Die  geistig  Schwachen  macht  sie 
stark.  Wie  Trommelschläge  und  Glockengeläute  weckt 
sie  den  Schlummernden.  Wie  die  Medizin  Kin-pan-yoh 
früher  fOr  unheilbar  gehaltene  Krankheiten  heilt,  so  wirkt 
die  Zeitung  Wunder.  Die  Wohlthaten,  die  eine  Zeitung 
tbun  kann,  sind  unschätzbar,  und  ihre  Verdienste  sollten 
allgemeine  Anerkennung  finden.  ° 

Solche  Chinesen  gibt  es  auch  in  Europa,  und  aus 
ihnen  rekrutirt  sich  eine  erhebliche  Zahl  der  Zeitungs- 
leser. Namenthch  das  weibliche  Geschlecht  steht  iu 
dieser  Hinsicht  hinter  seiner  wirklichen  Aufgabe  auch  im 
Lande  der  <StautTacherin>  noch  zurück  und  befriedigt 
sein  LesebedOrhiiss  mehr  als  es  gut  ist,  bloss  mit  dem 
Lokalbifittdien,  wenn  nicht  vollends  bloss  mit  Feuilletons 
von  Zeitungen,  oder  mit  Zeitschriften  von  der  Art  der 
'Woche».  Es  gibt  auch  bei  uns  noch  Frauen,  denen 
jedes  darüber  hinausgehende  politische  Interesse  als 
•unweiblich>  oder  <emanzipirt>  erscheint  und  die  sidi 
bemOhen,  sich  und  ihre  beiratsffihigen  Töchter  möglichst 
auf  dem  Standpunkte  einer  gewissen  geistigen  Bedürf- 
nisslosigkeit  zu  erhalten,  welcher  sie  den  hohen  Titel  der 
•Bescheidenheit»  verleihen  und  von  der  sie  annehmen, 
dass  sie  «liebenswürdig»  sei. 

Dem  gegenüber  kann  es  nicht  ganz  ausbleibe;:,  dass 
den  einflussreichen  Personen  unseres  Staatswesens, 
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wie  auch  anderwärts,  von  den  Leitern  der  Prasse  Öfters 
der  vielleicht  nicht  ganz  unbegründete  Vorwurf  gemacht 
wird,  dass  sie  die  Urtheile  der  täglichen  Bl&tter  zu  wenig 
beachten,  oder  sogar  nicht  einmal  genügend  kennen  lernen. 
Ein  ostschweizerisches  Blatt  bemerkte  noch  vor  Kurzem, 
mit  Bezug  auf  Pressurtheile  über  den  Bundeshaushalt : 

•Diese  Kritik  und  die  sich  an  sie  schliessenden  Vor- 
schläge finden  im  Buudespalais  keine  Beachtung.  Hat  es 
doch  unlängst  in  einer  offiziösen  Auslassung  geheissen, 
dass  der  Bundesrath  sich  schon  längere  Zeit  auf  den  grund- 
sätzlichen Standpunkt  stelle,  blosse  Presskritik  zu  igno- 
riren.  Früher  war  dem  zwar  nicht  so.  Ruchonnet  sei. 
z.  B.  hatte  für  die  Presskritik  ein  feines  Ohr  und  Herr 
Welti  sei.,  wenn  er  auch  im  Ganzen  die  Schweizer  Presse 
als  zu  kleinlich  nicht  besonders  leiden  mochte,  hörte  doch 
im  gegebenen  Falle   auf  ihre  Stimme  und  ihre  Kritik. > 

Eine  andere  Zeitung  glaubte  das  Gesagte  mit  folgen- 
der Bemerkung  wirksam  widerlegen  zu  können : 

«Wir  können  nicht  glauben,  dass  der  Bundesrath  so 
ganz  unmodern  denkt  und  handelt.  Dass  der  Bundesrath 
gnmdsfitzUch  blosse  Presskritik  ignorire,  erscheint  uns 
nicht  denkbar  und  würde -auch  den  Gepflogenheiten  seiner 
Mitglieder,  die  zumeist  als  eifrige  Zeitungsleser  bekannt 
sind,  nicht  entsprechen.  Namentlich  gilt  dies  vom  Leiter 
des  Finanzwesens.  Es  wird  wohl  auch  nicht  von  ungefähr 
sein,  dass  das  statistische  Amt  schon  seit  Jahren  die  Press- 
stimmen über  die  wichtigern  Tagesfragen  sammelt  und 
bei  den  Departementen  in  Circulation  setzt.  Diese  Samm- 
lungen von  Zeitungsausschnitten  werden  dann  in  der 
Landesbibhothek  aufbewahrt.  Das  gibt  auch  zugleich 
das  Material  zur  richtigen  Beurtheilung  des  Werthes  der 
Presskritik,  die  sich  um  so  mehr  Beachtung  bei  den  Be- 
hörden erzwingen  wird,  je  weniger  sie  der  blossen  Effekt- 
hascherei und  der  eiteln  Sudit  zum  Schimpfen  nachgiebt 
und  je  mehr  sie  sich  der  Sachlichkeit  und  GrQndUchkeit 
befleissigt,» 
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Wir  haben  unsererseits  die  unmassgebliche  dritte 
Meinimg,  dass  das  Lob,  ein  sehr  eifriger  Zeitungsieser 
zu  sein,  fOr  einen  hohen  Staatsbeamten  mit  viel  ander- 
weitiger Beanspruchmig  seiner  Zeit  ein  zweifelhaftes  sei ; 
er  darf  im  Gegentheil  nicht  zu  viel  Zeit  damit  vertiödeln, 
wenn  er  seiner  Aufgabe  gewachsen  bleiben  und  seine 
geistigen  und  physischen  Kräfte  auf  die  Dauer  beisammen- 
balten  will.  Auch  ist  der  Tadel  und  das  Lob  der  tauchen 
Presse  für  ihn  nicht  sehr  massgebend.  Denn  sie  lobt  und 
tadelt  meistens,  was  sie  augenblicklich  interessirt,  ohne 
über  das  Augenblicksmass  hinausgehende  Ideen,  und  in 
weniger  als  einem  Menscbcnalter  sind  ihreUrtheile  grössten- 
tbeils  nicht  mehr  viel  bedeutend.  Wir  bedauern  zum  Voraus 
den  künftigen  Geschichtsschreiber,  der  seine  Kenntnisse 
der  schweizerischen  Verhältnisse  ausschliesslich  aus  den 
ZeituDgsausschnitt«n  der  Landesbibliothek  zu  schöpfen 
geneigt  sein  würde. 

Die  Tagespresse,  wie  sie  gewöhnlich  besteht,  ist  über- 
haupt weit  entfernt,  der  allein  richtige  Werthmesser  für 
Menschen,  oder  politische  und  htterarische  Erscheinungen 
zu  sein.  Es  giebt  solche,  von  denen  sie  fast  nie  spricht 
und  die  doch  schhcsslich  auf  ihr  Zeitalter  einen  Einfluss 
geübt  haben,  und  andere,  die  sie  fast  tägheh  erwähnt, 
welche  aber  kurze  Zeit  nach  ihrem  Tode,  soweit  es  Men- 
schen betrifft,  vollständig  vergessen  sind.  Man  er- 
fährt aus  ihr  wohl,  was  in  gewissen  Kreisen  augenblick> 
lieh  gilt,  nicht  aber  das,  was  ein  leitender  Staatsmann 
vor  Allem  kennen  muss,  die  Natur,  Geschichte  und  die 
wahren,  dauernden  Bedürfnisse  des  Landes  und  Volkes, 
denen  er  vorzugsweise,  mit  Uebergehung  alles  Kleinlichen, 
Augenblifklichen  und  Nebensächhchen,  seine  unentwegte 
imd  durchaus  unbeirrte  Aufmerksamkeit  zuzuwenden  hat. 
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Es  ist  daher  auch  bekannt,  dass  sehr  bedeutende  Männer, 
die  mit  Erfolg  an  der  Spitze  von  grossen  Staaten  gestan* 
den  haben,  sich  von  den  Urtheilen  der  Tagespresse  mög- 
liehst  frei  zu  erhalten  bestrebt  ^aren,  und  namentlich 
in  den  Republiken  der  Zukunft  wird  eine  solche  unab- 
änderliche Selbständigkeit  des  Urtheils  und  Charakters 
dem  Ruf  eines  sehr  eifrigen  Zeitungslesers  und  eines  all- 
sufeinen  Anempfinders  aller  augenblickUchen  Schwankun* 
gen  dieses  pohtischen  Barometers  bei  Weitem  vorgezogen, 
werden  mOssen.  Wenn  man  nämhch  nicht  etwa  ein  Land 
möghchst  direkt  durdi  seine  Presse  regieren  lassen  und 
die  Staatsoberhäupter  geradezu  vorzugsweise  aus  diesen 
Kreisen  beziehen  will,  etwas  was  ja  in  einer  gegenwär- 
tigen Republik  so  ziemlich  an  der  Tagesordnung  ist,  mit 
dem  Erfolg,  den  die  Zukunft  derselben  noch  zeigen  wird. 

Das  sind  alles  Dinge,  die  nur  durch  eine  gute  Presse 
verbessert  werden  können,  welche  atlmäUig  den  Ge- 
schmack des  Pubhkums  zu  bilden  und  zu  sich  zu  erhebea 
vermag.  Ob  wir  dieselbe  bereits  in  hinreichendem  Masse 
besitzen  und  ob  nicht  selbst  unsere  grosseren  Blätter  tbeil- 
weise  noch  zu  sehr  Parteiblätter  sind,  welche  bloss  einer 
bestimmten  Richtung  dienen  und  vermöge  ihres  Redak- 
tionspersonals  audi  bloss  eu  dienen  im  Stande  sind,  da» 
wollen  wir  dem  Urtheil  des  Pubhkums  anheimgeben,  das 
im  Stillen  darQber  auch  besteht. 

Dass  im  Allgemeinen  das  Bewusstsein  eines  ge- 
wissen BedOrfens  vorbanden  ist,  das  beweiHt  gerade  der 
Ruf  nach  Joumalistenschulen,  der  wesenthch  und  za 
ihrer  Ehre  gesagt,  bei  uns  sogar  fast  ausschliesslich,  aus 
den  journalistischen  Kreisen  selber  hervorgegangen  ist 
und  welchem  eine  Rede  des  jetzt  verstorbenen  Profe-ssors- 
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G.  Vogt  am  (leutscheo  JounialiBt«n-  und  Schriftstellertag 
to  ZOrich  von  1899  gewiseermassen  als  Einleitung  diente. 
Derselbe  sagte  darin  u.  A.  Folgendes: 

«Die  Presse  bat  in  ihrer  Besprecbung  der  öffent- 
lidien  Angel^enheiten  eine  feine  Grenzlinie  zu  beachten^ 
welche  kein  Gesetz  zu  definiren  und  deren  Ueberschrei- 
tung  keine  Strafandrohui^  zu  verhindern  oder  zu  ahnden 
vennag.  Nur  dem  geistigen  Auge  ist  sie  erkennbar,  und 
nur  dem.  der  wiUig  und  fähig  ist,  sich  dem  Ganzen,  dem 
er  angehört,  an-  und  unterzuordnen.  Es  ist  die  Grenz- 
linie zwischen  freier,  ja  kecker  und  schonungsloser  Kritik 
imd  einer  planmässigeu  Untervrfihlung  der  Achtung  des 
Volkes  vor  sich  seilet,  seines  Glaubens  an  seine  sittlirhe 
S^ft,  an  seine  Zukunft  Eine  Presse,  die  auf  die  mora- 
lische ZerrQttung  des  Yolksbewusstseins  hinarbeitet,  in- 
dem sie  mit  den  Personen,  welche  öffentliche  Stellungen 
einnehmen,  auch  das  Gemeinwesen  selbst  und  alle  seine 
Einrichtungen  als  verächtlich  hinstellt,  ist,  mag  sie  »uch 
vom  Arme  der  Gerechtigkeit  nicht  erreicht  werden, 
schlimmer  als  das  Verbrechen  —  ist  eine  Volksverderberin. 

Es  gibt  kaum  etwas  in  der  Welt,  das  einen  so  grus^n 
Reiz  auf  den  lebendigen  Geist  ausübte,  als  die  Möglich- 
keit, vennOge  der  allgemeinen  Veröffentlichung  mit  seiner 
individnellsten  geistigen  Arbeit,  mit  dem  individuellsten 
Denken  und  Wollen,  mit  der  individuellsten  geistigen 
Gestalt  in  Wissen  und  Glauben  aus  sich  selbst  heraus- 
nrtreten  und  etwas  fßr  das  Ganze  zu  sein  und  zu  thiin. 
D«s  hat  fflr  jeden  seiner  geistigen  Kraft  bewussten  Mann 
zu  allen  Zeiten  etwas  unendlich  Erhebendes  gehabt.  Es 
hat  zu  den  ktlhnsten  Dingen  begeistert,  den  grOssten 
Muth  eingeflösst,  die  mftchtigsten  Arbeiten  der  Menschen 
hervorgerufen.  Es  hat  seinen  höchsten  Lohn  fflr  sich, 
indem  es  den  Menschen  über  sich  selbst  erhebt  und  die 
enge  Schranke  der  Individualität  aufhebt,  um  sich  mit 
seinen  inneisten  Bestrebungen  dem  Ganzen  hinzugeben. 
Allein  eben  weil  das,  was  der  Einzelne  auf  ^ese  Weise 
dem  Ganzen  gibt,  Eigenthum  des  Ganzen  wird,  ist  die 
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bloss*;  Befriedigung,  die  darin  liegt,  für  edlere  Gemüther 
nicht  genug.  In  dem  Bewusstsein  der  Maclit,  welche  sie 
ausßben,  und  der  Bescheidenheit,  welche  jeden  edler 
gearteten  Geist  erfasst,  wo  er  dem  Leben  des  Ganzen 
mit  seiner  subjektiven  That  entgegentritt,  erfasst  ihn  das 
tiefe  sittUche  Gefühl  der  hohen  Verantwortlichkeit.,  die 
der  Schriftsteller  gegenüber  der  Gesammtheit  hat,  für 
■die  er  arbeitet.  Das  nift  wieder  das  Streben  hervor,  nun 
auch  das  Beste  zu  leisten,  was  die  höchste  eigene  Kraft 
zu  leisten  vermiß,  und  dadurch,  durch  das  eigene  Schaffen, 
ein  Theil  des  Lebens  der  Änderen,  ja  ein  Theil  der  selbst- 
Avirkenden  Geschichte  des  menschhchen  Geistes  zu  w^er- 
den.  Und  in  diesem  Bewusstsein,  in  diei^er  hohen  sitt- 
lichen Verantwortlichkeit  liegt  die  eigentliche  Würde  der 
Presse,  das  lebendige  Element  ihrer  Ehre,  der  feste  Halt 
für  die  Idee,  da.ss  sie  an  einer  grossen  gemeinsamen  Auf- 
gabe thätig  ist,  dem  Arbeiter  in  ihr  einen  Lebensbemf 
zu  geben.  Das  ist  es,  was  sie  zuletzt  über  das,  aller- 
dings mit  ihr  geborene  und  sie  nie  verlassende  gewerb- 
liche Element,  ihren  wirthschaftlichen  Körper  erhebt;  das 
ist  aber  auch  zugleich  die  Quelle  ihres  ethischen  Rechte 
—  und  am  Ende  ist  alles  positive  Recht  doch  nur  der 
formelle  bestimmte  Ausdruck  einer  höheren,  in  ihm  leben- 
dig werdenden  sittlichen  Idee.  In  diesem  hohen  Sinne 
hat  ein  berühmter  StaaLsgelelirter,  der  durch  seine  Ge- 
burt Deutachland,  durch  .sein  Wirken  hauptsächlich  Oester- 
reich  angeliörte  —  Lorenz  Stein  —  den  Beruf  des  Jour- 
nalisten aufgefasst.  Möge  der  Geist,  der  aus  seinen 
Worten  spricht,  stets  alle  Journalisten  und  Schriftsteller 
erfüllen,  sie  emporheben  über  das  Alltägliche,  sie  auf- 
recht erbalten  gegenüber  allen  Anfechtungen  durch  das 
Bewusstsein,  dass  sie,  jeder  nach  dem  Masse  seiner  Kr&fte, 
mitarbeiten  für  ein  herrliches  Ziel,  für  die  Erziehung  der 
Menschheit  zu  geistiger  und  sifthcher  Vollkommenheit!* 
In  diesem  Sinne  muss  in  der  That  die  Erziehung  der 
schweizerischen  Presse  aufgefasst  werden,  wenn  etwas 
Erspriessliches  daraus  werden  soll. 
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In  Bezug  auf  die  Art  und  Weise,  wie  eine  gute 
Schule  für  Journalisten  beschaffen  sein  muss,  und  auf  die 
Fächer,  welche  den  Lehrplan  derselben  bilden  sollen,  be- 
stehen dermalen  noch  nicht  völlig  abgeklärte  Ansichten. 
Ene  Rede  des  ungarischen  Abgeordneten  v.  Szemere  im 
dortigen  Abgeordnetenhaus  äusserte  sich  im  vorigen  Jahre 
darüber  wie  folgt: 

•In  manchen  Staaten  —  so  erfuhr  ich  —  gibt  sich 
schon  eine  Bewegung  in  dieser  Richtung  kund.  Icli  habe 
mich  für  die  Frage  interessirt  und  erhielt  aus  Paris  im 
Wege  eines  dortigen  Freundes  folgende  Mittheilung.  Der 
Brief  ist  vom  16.  Jänner  1902  datirt. 

•FOr  Journalisten  gab  es  voriges  Jahr  einen  Kurs,  in 
welchem  zweimal  wöchentlich  in  der  «Societe  savante» 
Vorträge  gehalten  wurden.  Comely  imd  Henry  Fouri|uier 
hielten  die  Konferenzen,  aber  letzterer  starb  vor  Kurzem 
und  nun  ist  die  Sache  auf  bessere  Zeiten  verschoben. 

Obschon  es  sich  um  eine  retrospective  Sache  handelt,, 
halte  ich  es  fOr  gut  hinzuzufögen,  dass  Ober  folgende 
Gegenstände  konferirt  ^vurde:  pohtische  Geschichte,  Ge- 
schichte der  Press- Li tteratur,  Schauspielwesen,  Pressrecht, 
IJtteratur  des  neuesten  Zeitalters. 

Was  darin  einigermassen  einer  systematischen  Schule 
glich,  war  das,  dass  die  Candidaten  sich  einschreiben 
lassen  mussten,  und  Gelegenheit  hatten,  ein  aufgegebenes- 
Thema  auszuarbeiten,  in  dem  der  Beste  durch  einen  fest- 
gesetzten Preis  belohnt  wurde.» 

Auch  bei  uns  erschien  ein  Werk,  die  interessante 
Arbeit  der  Herren  Aladnr  Sajd  und  Ludwig  R(')na:  »Uebcr 
die  Zeitung,  Zeitungsschreiberei  und  Zeitungs- Verlag» . 
Es  enthält  auch  ein  Kapitel  Ober  Journalisten-Schulen. 

Sie  sagen;  »Derzeit-  gibt  es  auf  der  Welt  aii  zwei 
Orten  Journalisten-Schulen:  in  Paris  und  in  Tokio,    Die 
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Pariser  ist  die  ältere,  auch  diese  besteht  erst  seit  zw^ei 
Jahren,  jene  von  Tokio  betindet  sich  jetzt  im  letzten 
Stadium  der  Organisirung.» 

Das  für  das  Jahr  1901  zusammengestellte  Programm 
■der  Pariser  Schule  war  in  ihrem  Buche  folgendes: 
I.  Praktischer  Redaktions- Kurs: 
1.  Praktischer   Kurs,    2.  Die   grosse  AktualitÄt,    der 
Report,  das  Interview  etc. 

II.  Die  Geschichte  der  Presse. 

III.  Ausländische  Presse. 

IV,  Press- Judikatur. 
V.  Die  Kritik. 

VI.  In's  Fach  schlagende  Vorlesungen. 

VII.  Praktische  Arbeit. 

Meinen  Pariser  Informationen  widerspricht  alldies  im 
<irunde  nicht.  Mag  sogar  sein,  dass  die  Herren  Aladär 
Saj(')  und  Ludwig  Röna  auch  besser  informirt  sind,  als 
mein  französisch-ungarischer  Freund,  der  mich  informirte. 

Ich  aber  gehe  nur  meine  eigenen  Wege  und  meinen 
■eigenen  Quellen  nach  und  forschte  also  weiter.  Die  eifri- 
gen Verfasser,  meine  ich,  werden  mir  es  nicht  verübeln, 
wenn  ich  —  was  hei  den  Journalisten- Schulen  ihrer 
werthen  Aufmerksamkeit  offenbar  entging  —  der  Berliner 
ijchule  gedenke. 

Aus  Berlin  erhielt  ich  von  einem  meiner  Diplomaten- 
Kollegen  gründliche  Informationen.  Dort  sind  sie  jeden- 
falls schon  viel  weiter  voraus.  Es  besteht  da  eine  «Jour- 
nalisten-Hochschule» mit  zweijähr^em  Kurse,  und  jedes 
Schuljahr  mit  zwei  Semestern.  Sie  wurde  im  Jahre  1899 
gegründet. 

Der  ganze  Lebrplan  hegt  vor  mir.  Ein  Exemplar 
ist  \om  Jahr  1899,  d&s  andere  vom  Jahr  1901.  Ich  stelle 
sie  dem  geehrten  Herrn  Unterrichtsminister  hochachtungs- 
voll zur  Verfügung. 

Es  finden  sich  darin  die  Einschreibe-  und  Aufnahms- 
Bedingungen  detaillirt  vor. 

Die  LehrgegenstAnde  sind  angeführt.  Solche  sind: 
Oes''hichte  der  Journalistik ;  Pres^esetze;  Autorenrecht; 
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theoretische  Aest.hetil ;  praktische  Zeitungs-Schreiberei ; 
politische,  staatsnrissenschaftliche,  scliriftliche  Uebungen; 
Zeitungs-Iaserate ;  Zeihutgs-Korrespondenzen ;  Schauspiel- 
und  M usik- Kritik en ;  Stenographie  etc.,  etc. 

Die  Aufsicht  ist  an  der  Hochschule  festgesetzt,  des- 
gleirhen  auch  die  Schulgelder  und  die  Disziplinarstrafen. 
Das  Ganze  ist  flberaus  interessant  und  lehrreich. 
Lange  will  ich  damit  das  geehrte  Abgeordnetenhaus  nicht 
be-chäftigen  —  es  kann  Einblick  nehmen  darin,  wem 
es  beliebt  —  nur  soviel  sage  ich  noch,  dass  zur  Aufnahme 
bei  Männern  die  Absolvining  gewisser  «höherer  Lehr- 
an^taltcn:  nachzuweisen  ist,  bei  den  Damen  aber  einfach 
und  galant   <:genügende  Vorhildung=.  gewünscht  wird. 

Bei  der  Aufnahme  würde  ich  als  allererstes  Evfur- 
demiss  den  intakten  Charakter  nehmen  bei  denen,  welche 
in  erster  Linie  berufen  sind,  vor  der  grossen  Oeffentlich- 
keit  Ober  Lebendige  und  Tote  zu  urtheilen. 

Ein  Artikel  der  MQnchener  Allg.  Zeitung  eben- 
falls  von  1903  sprach  sich  folgendermassen  aus: 

'Eine  Joumahsten-Schule  soll  demnftchst  in  Paris  er- 
öffiiet  werden,  um  einem  «Iftngst  gefühlten  BedOrfnisse» 
abzuhelfen.  Dann  wird  endhch  das  alte  Vorurtheil  fallen, 
das.s  sich  die  JoumaUsten  ausschliesshch  aus  solchen  Ele- 
menten rekrutiren,  die  in  anderen  Benifszweigen  Schiif- 
bruch  geUtten  haben,  aus  durchgefallenen  Studenten  etc. 
Was  soll  ein  Journalist  nicht  alles  wissen  und  verstehen '. 
Geschichte,  Diplomatie,  Litteratur,  Kunstkritik,  fremde 
Sprachen,  todte  und  lebende  Gesetzgebung,  Finanzwesen, 
Sport  aller  Art  u.  s.  w.  Er  soU  mit  derselben  Sacbketmt- 
niss  und  Befugniss  einen  Beriebt  über  ein  Wettrennen 
schreiben,  wie  einen  Leitartikel  über  die  auswärtige 
Politik.  Will  man  jedoch  den  Fehler  der  Staatsanstalten 
vermeiden,  wo  auf  die  individuelle  Begabung  der  ein- 
zelnen Zj^Unge  zu  wenig  Rücksicht  genommen  wird,  so 
wird  man  die  Schüler  nach  Talent  und  Temperament 
klassifiziren  müssen  und  sie  voraehmlicb  in  der  Sparte 
ihrer  künftigen  Profession  unterweisen,    für   die   sie   be- 
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sonders  bef&higt  erscheinen.  Ein  Journalist,  der  sich  zur 
Opposition  schlagen  will,  niuss  in  alle  KnifTe  und  Finten 
der  Polemik  eingeweiht  werden.  Gehört  er  dagegen  zu 
den  friedfertigen  und  «gesinnungstQchtigen>  Naturen,  ao 
wird  man  ihm  zeigen  müssen,  wie  man  ein  Kahinet  bis 
zu  seinem  Sturze  vertheidigt,  ohne  das  vorhergehende 
anzuschwärzen  imd  ohne  dem  folgenden  .schon  im  Voraus 
Prügel  zwischen  die  Beine  zu  werfen.  Hauptaufgabi-  wird 
auch  die  Bildung  des  Styls  sein  mtlssen:  aucJi  wenn  man 
die  nämliche  Sache  vertritt,  schreibt  man  anders  für  die 
Höhergebild eten,  anders  fQr  den  BOrgersttind,  andeix  für 
die  untere  Volksschichte,  Endlich,  schreibt  das  'Journal 
des  Debatsi,  darf  auch  die  gj'mnastische  Ausbildung  nicht 
fehlen;  sie  bildet  die  unerlässliche  Ergänzung  jeder  wahr- 
haft liberalen  Erziehung:  ein  Fechtsaal,  ein  Velodrom  für 
die  künftigen  Berichterstatter,  ein  Anstandskurs  für  die 
Reporter  über  Bjmkette,  Bälle,  Soireen  etc.,  vielleicht  anch 
ein  Tanzkurs  wird  zu  errichten  sein.  Vor  allem  aber 
möge  die  neue  Schule  ihren  Zöglingen  Achtung  vor  der 
Syntax  einflössen,  Wahrheitsliebe  und  die  Ehrlichkeit, 
nur  über  Dinge  zu  schreiben,  die  sie  verstehen.  ^ 

In  einer  Pariser-Correspondenz  eines  nnsorer 
französisch -schweizerischen  Blatter  fand  sich  fidyende 
Notiz,  welche  die  Saclie  von  einem  etwas  zu  ol)ei-fläch- 
lichen  Standpunkte  auffasst: 

«Quand  on  ecrira  l'histoire  de  la  presse  franijaise  au 
commencement  du  vingtieme  siecle,  il  faudra  noter  la 
Substitution  progressive  du  Journal  d'actualite  au  Jour- 
nal doctrinal!  Le  nombre  grandit  sans  cesse  des  oi^anes 
■[uotidiens  qui  ont  plus  ou  moins  renonce  ä  avoir  ime 
opinioQ  pohtique,  qui  Hmitent  a  leur  premiere  colonne 
la  place  qu'ils  accordent  ä  des  leaders  d'opinions  d'ailleurs 
contradictoires  et  qui  reservent  au  »fait  du  jour»  les 
quatre  cinquiemes  de  leur  *copie».  Le  plus  ancien,  et,  ä 
l'heure  actuelle,  le  plus  perfectionne  des  jonmaux  de  cet 
oi-dre  est  assurement  le  Matin.  11  a,  sur  les  autres,  cette 
admirablc  snperiorite  qu'ü  ne  raconte  pas  seulemeut  i'ac- 


n,r,,i,7=-i>,  Google 


Ueber  liie  Erziehuog  der  Pressu.  49 

lualite.  Quan<]  eile  n'existe  pas,   ü  l'invente,   ou,  si  vtms 
aimez  niieux,  il  la  uree.» 

Dagegen  wurde  über  die  in  der  Schweiz  dermalen 
zur  Bes(>rechiing  gelangteu  Ideen  folgender  Berifht  abge- 
.-tattet : 

"Pour  ecrire  un  article  de  joumal  qiii  soit  iine  leiten 
vraie  et  educatrice,  ecrit,  dans  la  Tribüne  libre,  M.  A,  Gobat, 
directcur  de  riastruction  publique  du  canton  de  Beme, 
U  faut,  outre  des  qualites  morales  et  ime  grande  droiture, 
des  connaissances  approfondies  dans  plusieurs  sciences, 
du  savoir-faire  ot  du  savoir-dire,  du  tact  et  iin  jugement 
^in.  Cest  dire  <|ue  l'on  ne  peut  pas  confier  un  joumal, 
ni  meme  une  demi-page  d'un  joumal  au  premier  venu.» 
La  question  de  l'instruction  professionnelle  des  jouraa- 
listes  a  ete  discutee  au  congres  de  la  presse  ä  Berne. 
Elle  a  ete  traitee  egaiement  dans  queli^ues  universites 
sulsses.  On  reconnait  generalenient  qu'il  y  a  lieu  d'orga- 
niser  quelque  chose.  D'aucuns  songeaient  peut-etre  k  une 
ecole  speciale  destinee  aux  seuls  etudiants  en  journalisme, 
dont  les  cours  seraient  arranges  en  vue  de  la  carriere  de 
joumaliste. 

Ce  serait  une  erreur,  dit  M.  Gobat,  il  faut  bien  se 
garder  de  faire  un  specialiste  de  celui  ((ui  deviendra 
directeur  ou  redacteur  d'une  feuille  publique.  Pareil  pro- 
cede  rapetisserait  la  presse  et  diminuerait  les  horizons. 
II  suffit  d'ouvrir  les  universites  aux  futurs  joumalistes, 
d'i-tablir  un  plan  bien  agence  des  conrs  qu'ils  auront  ä 
suivre  en  histoire,  litterature,  economie  politique,  statis- 
tique,  droit  public  et  international,  etc.,  d'y  faire  entrer 
quelques  cours  speciaux  ainsi  que  des  exercices  pratique.s 
semblables  ä  ceux  que  l'on  donne,  dans  les  seminaires 
des  universites  et  d'organiser  un  exaraen  final.  Le  gou- 
vernement  bemois  a  fait  une  surprise  au  congres  de  la 
prfsse;  il  a  decide  en  principe  la  creation  d'une  ecole  de 
jiiumalisme  sur  les  base.s  qne  je  viens  d'indiquer.  La 
direction  de  l'instruction  publitjue  va  elaborer  le  plan 
d'etudas;  puis  on  completera  les  cours  qui  se  donuent  ä 
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l'universite,  de  maniere  que  les  titudiants  de  la  presse 
puissent  les  suivre  tous.  Comme  siege  d'une  foule  d'ad- 
ministrätions  de  toute  nature,  Beme  est  particiilierenient 
bien  placee  pour  offrir  aux  futurs  joumalistes  ime  quaii- 
tite  de  sujete  d'etudes  pratiques.  En  assistant  aux  debats 
des  Chambres  föderales,  du  Grand  Conseil  et  de  la  cour 
d'assises,  en  visitant,  sous  la  conduite  d'un  professeur 
experimente,  les  innombrables  bureaux  qui  s'elevent  un 
peu  pai-tout  dans  notre  capitale,  ils  seront  singulierement 
facilites  dans  leurs  etiides  par  les  lei^ns  de  choses  aux- 
(luelles  ils  assisteront  ainsi.» 


Nach  unserer  persönlichen  Ansicht  kann  es  sich  nur 
um  eine  gründliche  Ausbildung  der  kflnftigen  Journa- 
listen, oder  um  ein  Aufgeben  des  ganzen  Gedankens 
handeln.  Bloss  zu  dem  sie  zu  erziehen,  was  man  bei 
dem  Journalismus  die  ^Mache^  nennt,  würden  sich  wohl 
die  schweizerischen  Universitäten  nicht  bereit  finden 
lassen. 

Es  lässt  sich  auch  ein  guter  Journalist  im  Ganzen 
nicht  anders  erziehen  als  ein  guter  Jurist,  Theologe,  Lehrer. 
Auch  bei  diesen  ist.  die  Hauptsache  in  ihrer  Instruktion 
nicht,  dass  sie  direkt  plaidiren,  predigen,  doziren  lernen, 
sondern  dass  sie  die  nOthigen  Kenntnisse  erwerben,  welche 
dazu  gehören.  Die  Praxis  giebt  sich  am  allerbesten  in 
der  Praxis  selbst  durch  Übung,  und  die  meisten  Versuche, 
alles  schon  auf  der  Universität,  in  fingirten  Predigten  oder 
gerichtUchen  Diskussionen,  gewissermassen  in  der  Änwen- 
dimg  zu  lernen,  haben  nach  unserer  Ansicht  keinen 
grossen  Werth,  da  die  Zöglinge  dazu  noch  gar  nicht  reif 
und  noch  nicht  genSgend  vorbereitet  sind.  Sie  sollten 
vielmehr  auf  der  Hochschule  ihre  ganze  Zeit  und  Kraft 
der  Erwerbung  von  Kenntnissen  widmen,  wozu  sie  nach* 
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her  nicht  mehr  Zeit  und  Gelegenheit  besitzen,  während 
für  die  Übung  des  Erworbenen  ein  ganzes  Leben  vor 
ihnen  steht.  Das  gilt  auch  für  die  Journalisten,  daher 
halten  wir  auf  den  Theil  der  Projekte,  die  sie  bereits 
Zeitungen  unter  Anleitung  schreiben  lassen  wollen,  nicht 
sehr  Wel. 

Ebensowenig  halten  wir  fOr  zweckmässig  einen  be- 
sondern  Lehrstuhl  für  Joumahstik,  oder  eine  separate 
Jotimalistenschule,  in  der  Art  etwa  der  Lefarerseminarien. 
Ks  wird  bei  Weitem  das  bessere  sein,  wenn  die  künftigen 
Journalisten  einfach  eine  Anzahl  fOr  sie  passende  Vor- 
lesungen der  Hochschulen  besuchen  {welclie  allfällig  auf  ihre 
Uedürfnisse  noch  etwas  mehr  besondere  Rücksicht  nehmen 
können),  Vorlesungen,  die  sieh  wesentlich  in  den  Gebieten 
<Ier  philosophischen  und  juristischen  Fakultät  befinden 
werden.  Es  wird,  wenn  man  näher  zusieht,  sich  sogar 
Tiel  weniger  um  neue  Fächer  handeln,  die  gelehrt  werden 
müssen,  als  man  im  Allgemeinen  annimmt. 

Die  hauptsächlichsten  Vorlesungen,  welche  künftige 
Journalisten  gut  hOren  müssen,  werden  sein: 

1.  Philosophie.  Wir  meinen  darunter  besonders 
Geschichte  der  Philosophie,  so  dass  sie  die  Hauptsysteme 
der  bisherigen  Philosophen,  von  Plato  bis  auf  die  neueste 
Zeit  grOndücb,  mit  ausgewählten  Beispielen  daraus,  nicht 
bloss  in  einer  rein  theoretischen  Darstellimg  kennen  lernen, 
und  künftig  bei  jeder  neuen  Utterarischen  oder  prakti- 
schen EIrscheinung  schleich  das  Analogon  aus  der  bereits 
stattgehabten  Vergangenheit  kennen  und  nicht  etwas  für 
eine  ganz  neue  Idee  ansehen,  was  vielleicht  schon  in  der 
Ethik  oder  PoUtik  des  Aristoteles  steht. 
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2.  Damit  inüsste  verbunden  werden,  oder  sicli  daran 
anschliessen,  eine  gute  Litteraturgeschiclite  über- 
haupt. Der  Journalist  sollte  die  ganze  wesentliche  Welt- 
litteratur  aller  Völker,  vom  Ältertbum  bis  in  die  neueste 
Zeit,  wirklich  kennen  und  beherrschen  und  eine  An- 
leitung dazu  (ungefähr  in  der  Art  der  »Weltlitteratur» 
von  BauragartnerJ  müsste  ihm  mittülst  einer  sehr  guten 
Vorlesung,  oder  mehreren,  auf  der  Hochschule  geboten 
werden  können.  Aus  dieser  Vorlesung  wird  er  den 
allermeisten  praktischen  Nutzen  für  seine  spätere  Fort- 
bildtuig  und  für  seine  Praxis  ziehen  und  vor  der  Ober- 
flächlichkeit bewahrt  bleiben,  die  jetzt  eigentlich  der 
Hauptmangel  des  Journalismus  ist;  denn  die  Grosszahl 
der  bereits  in  der  vollen  Praxis  stehenden  Journalisten, 
selbst  der  Redaktoren  der  Feuilletons,  werden  von  der 
täghch  auf  sie  einstürmenden  Fülle  neuester  Litteratur 
geistig  erdrückt  und  verlieren  die  Zeit  und  die  Lust,  sich 
in  der  älteren  noch  besser  umzusehen,  womit  ihnen 
auch  allmählig  der  rechte  Massstab  für  das  Neue  ver- 
loren geht.  Manches  allziigOnstigü  Urtheil  über  die  mo- 
denisten Dichterlinge  würde  ihnen  nicht  so  leicht  aus 
der  Feder  lliessen,  wenn  ihnen  die  Vei-se  der  alteren 
wahren  Kimstwerke  über  den  gleichen  Gegenstand  noch 
gehörig  im  Ohre  lägen. 

3.  Daran  schliesst  sich  naturgemäss  die  politische 
Geschichte  an,  und  zwar  sowohl  die  allgemeine  Welt- 
geschichte, als  die  spezielle  Landesgeschichte. 

Es  ist  für  Jeden,  der  der  Sache  näher  steht,  auffal- 
lend, wie  wenig  davon  die  Studierenden  der  Hochschule 
aus  den  Vorschulen  mitbringen.  Ganz  besonders  die 
Geschichte   unseres   Landes    und   ganz   Europas 
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seit  1815  ist  ihnen  gar  nicht  geläufig,  und  von  ameri- 
kanischer Staat^eschichte,  die  immer  wichtiger  für  die 
Journalisten  werden  wird,  haben  sie  gewöhrJich  nur 
eine  sehr  entfernte  Vorstelhmg.  Das  dOrfte  vor  allem 
nicht  so  bleiben.  Wir  würden  uns  eine  solche  auf  die 
Schweiz  speziell  sich  beziehende  Vorlesung  in  drei  Ab- 
teilungen auf  drei  Wintersemester  vertheilt  denken:  1.  die 
politische  Geschichte  und  Politik  der  alten  Eidgenossen- 
schaft, von  der  bisher  mehr  die  Schlachten  bekannt  sind, 
als  das,  was  in  den  Rathssäälen  vorgieng;  2.  die  mo- 
derne Geschichte  und  Politik  seit  der  Helvetik  bis  zur 
Gegenwart;  3.  die  spezielle  konfessionelle  Politik  seit 
der  Reformation,  die  ein  ganz  besonderes  imd  leider  noch 
immer  sehr  aktuelles  Kapitel  unserer  Politik  bildet  und 
den  Juristen  und  Journalisten  nicht  genügend  in  ihren 
Details  bekannt  ist. 

i.  Eine  oder  mehrere  Vorlesungen  müssen  sich  noth- 
wendig  mit  den  nationalükonomischen  Gegen- 
ständen, Arbeiterverhftltnissen,  Sozialpolitik  befassen,  wo- 
bei wir  aber  auch,  wie  bei  der  Philosophie,  weit  mehr 
Gewicht  auf  die  gehörige  Kenntnis  Alles  dessen  legen 
würden,  was  dieserhalb  bereits  in  der  Welt  vorgegangen 
ist,  oder  vorgeht,  als  auf  die  eigene  Theorie  des  Vor- 
tragenden. 

Ö.  Endlich  geboren  Vorlesungen  über  Bundesstaats- 
recht, allgemeines  Staatsrecht  und  Völker- 
recht,  zu  den  nothwendigsten  für  einen  JoumaUsten. 

Alle  genannten  Vorlesungen  sind  Übrigens,  in  Bern 
beispielsweise,  jetzt  schon  so  vorhanden,  dass  sie  kaum 
einer  erheblichen  VerSndening  bedürften,  höchstens  hie 
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und  da  einer  besondem  Berücksichtigung  der  künftigen 
Journalisten,  die  sich  unter  den  ZuhOrem  befinden  werden. 

Dies  sind  die  noth  wendigen  Vorlesungen,  welche 
den  Gnindstock  der  Kenntnisse  des  künftigen  Journalisten 
bilden  helfen  müssen.  Sie  können  s&mmtlich  sehr  viel 
besser  an  einer  Hochschule,  als  in  einer  besonderen  Lehr- 
anstalt, und  von  verschiedenen  Lehrern,  statt  von  Einem, 
gelehrt  werden,  und  auch  der  Kontakt  mit  den  Übrigen 
Studenten,  besonders  den  Juristen,  Philosophen,  Theologen 
wird  für  die  Journalisten  geistig  viel  förderlicher  und  an- 
regender sein,  als  eine  Abschliessung  in  besonderen  Senii- 
narien,  die  leicht  Einseitigkeit  und  Hochmuth  erzeugen. 

Von  den  übrigen  Fächern,  welche  an  einer  Hoch- 
schule gelehrt  werden,  sollte  der  angehende  Journalist, 
aber  auch  noch  eine  gute  Vorstellung  bekommen,  die  nicht 
durch  blosses  Hospitiren  in  einzelnen  Vorlesungen  zu  er- 
reichen ist;  sondern  da  müsste  durch  besondere,  sehr 
übersichtliche  und  konzentrirte  Vorlesungen  über  natur- 
geachichtliche,  geographisch<statistische,  theologische,  juri- 
stisch-privatrechtliche und  strafrechtliche  GegenstJlnde 
nachgeholfen  werden. 

Es  ist  ja  Überhaupt  heutzutage  nicht  mehr  möglich, 
selbst  für  die  Gelehrtesten,  in  allen  Zweigen  des  jetzt  so 
ausgedehnten  menschlichen  Wissens  wirklich  zu  Hause 
zu  sein.  Man  muss  sich  begnügen,  eine  gewisse  Partie 
davon  gründlich  zu  kennen  und  von  dem  Übrigen  eine 
ganz  klare  Vorstellung  zu  besitzen,  die  heute  sogar  den 
meisten  gebildeten  Leuten  fehlt.  So,  um  ein  Beispiel 
anzuführen,  muss  jeder  wirklich  gebildete  Mensch  wissen, 
was    »römisches   Recht»    ist    und   weshalb    es    eine    so 
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grosse  Rolle  in  der  Welt  gespielt  hat.  Ks  luuss  ilim 
Jemand,  ein  Lehrer  oder  eio  Buch,  darflher  so  viel  in 
geaieJnverstAndlicher  Sprache,  ohne  für  ihn  unaOthige 
Gelehrsamkeit,  sagen,  als  in  dem  berOhmten  44.  Kapitel 
von  Gibbons  « decüne  and  fall »  enthalten  ist.  Solche 
Vorlesungen  sollten  wir  Oberhaupt  an  unsern  Universit&ieii 
nebeo  den  wirklichen  Fach  Vorlesungen  für  alle  wesent- 
lichen Fächer  haben.  Das  würde  viel  mehr  wirken  als 
blosse  «akademische  Vortrage»,  oder  gar  "University  exten- 
sion>,  womit  nicht  viel  Reelles  ausgerichtet  wird.  Dazu  ge- 
hört freilich  vor  allen  Dingen  ein  Meister  des  Faches, 
um  sieb  in  einer  solchen  Beschränkung  zu  zeigen.  Damit 
kOmiten  aber  die  Universitäten  heutzuti^e  wieder  etwas 
wirklich  Nfitzliches  im  Sinne  ihres  Grundgedankens  leisten, 
der  eben  darin  besteht,  ihren  Hörern  eine  wirkliche 
Universalbildung,  den  geistigen  Kontakt  mit  der 
gesammten  Bildung  ihrer  Zeit  zu  vermitteln.  Auf  dem 
Weg  der  gewöhnlichen  Fachvorlesungen  ist  dies  nicht  mehr 
denkbar;  kein  Student  hat  die  Zeit  und  die  Lust,  neben 
seinen  SpezialfSchem  noch  viele  andere  Vorlesungen  zu 
hören;  den  meisten  Medizinern  oder  Theok^en  fällt  es 
kaum  mehr  ein,  einen  Fuss  in  ein  juristisches  Auditorium 
zu  setzen,  und  umgekehrt.  Sie  gehen  an  dem  Allem  st) 
vollständig  vorbei,  wie  weim  es  gar  nicht  auf  der  Welt, 
oder  gar  in  ihrer  unmittelbarsten  Nähe  wäre.  Das  lässt 
sich  nur  durch  eine  möglich.st  vollständige  Reihe  von 
solchen  stark  konzentrirten  Uebcrsichts-  und 
ICerndarstellungen  ändern  und  wenn  die  Journalisten- 
Erziehung  dazu  die  äussere  Veranlassung  bieten  sollte. 
So  würden  wir  darin  den  grössten  Vortheil  erblicken, 
der  aus  ihr  Oberhaupt  hervorgeht.  Sogar  für  die  Studi- 
renden  der  betreffenden  Fächer  sell)st,   denen  dermalen 
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mitunter  auch  die  Uebersicht  und  rechte  Unterscheid  img 
des  Wesentlichen  und  Unwesentlichen  fehlt. 

Auf  die  mehr  techni-sche  Instruktion,  die  luan 
den  Jrtui-n allsten  etwa  auch  zu  verschaffen  heab-sichtigt, 
legen  wir,  wie  s<thon  geäussert,  weniger  Werth.  Dazu  ist 
keine  rechte  Zeit  vorhanden,  wenn  man  das  Nothwen- 
dige  geliOrig  betreiben  will,  und  das  lernt  sich  meisten- 
theils  von  selbst  durch  die  Praxis,  Wobei  wir  jedoch  nidit 
sagen  wollen,  dass  eine  gewisse  Anleitung  über  den  Styl 
in  schriftlichen  Arbeiten  und  ober  die  Grammatik,  in  Er- 
gänzung dessen,  was  man  eigentlich  auf  der  Schule  ge- 
lernt haben  sollte,  ganz  unnilthig  sein  wflrde. 

Jedenfalls  aber  tuQsste  das  die  Nebensache  bleiben, 
weim  auch  die  Kirnst,  gut  zu  schreiben,  fOr  den  Journa- 
listen eine  Hauptsache  ist.  Aber  das  ist  eben  eine  Kunst 
und  keine  Wissenschaft  und  Iftsst  sich  nur  so 
lernen,  wie  man  eine  Kunst  lernt.  üarQher  nun 
noch  folgendes: 
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IV. 
Die  Kunst,  gut  zu  schreihen,  wird  bisweilen, 
ganz  besonders  von  der  franzüsisclien  Welt,  zu  hocli  ge- 
schätzt. In  ihr  ist  dieses  Talent  eine  Tugend,  welche 
auch  die  sotLst  armseligsten  Menschen  verehrungswOrdig 
machen  kann.')  Ein  i  bonniof »  wird  lieinahe  fflr  eine  That 
angesehen,  und  einzelne  solcher  Aussprüche  haben  ihren 
Urhettom  fast  eine  Art  von  Unsterblichkeit  verschafft 
Darin,  in  dieser  Schätzung  der  Form,  werden  die  Fran- 
zosen nur  noch  von  den  Chinesen  ftbertroffen.') 

Diese  Art  von  Bedeutung  der  Litterntur  und  damit 
auch  der  Litteraten  ist  ein  UnglOck  für  jedes  Land,  indem 
sie  den  unwürdigsten  Personen,  vermöge  eines  blossen  äus- 
seren Talentes,  einen  Einfluss  verschafft,  der  ihnen  nicht 
gebohrt  und  sie  selbst  dazu  verfahrt,  den-selben  auf  Kosten 
der  Wahrheit,  ja  oft  mit  völliger  Verdrehung  derselben, 
um  der  pikanten  Darstellung  willen,  zu  suchen.')    Dagegen 

'  I  Voltaire.  Rousseau  in  früherer  Zeit.  Zola,  Maupaäsaiit 
in  der  heutif^n,  sind  solche  Beispiele;  der  bleibende  Ge- 
dankeninhalt  ihrer  berühmten  Werke  wird  jedem  denkenden 
Leser,  der  von  der  Diktion  uud  den  äussern  Zeil  Verhältnissen 
absieht,  geriug  emcheinen  mnssen. 

'I  Die  französische  Acadcmie  i»t  das  prunkvolle  lustitut, 
welche»  den  Urhebern  oft  eines  einzigen  gut  stylisii-ten  Werkes 
diese  Unsterblichkeit  zuerkennt,  die  sie  dann  noch  ein  langes 
Leben  liindurch  mit  sich  herumschleppen,  ohne  der  Welt 
jemals  wesentlich  genfltzt  zu  haben. 

')  Ein  von  diesem  Talent  berauschter  Journalist  sprach 
in  einem  Zeitungsartikel  des  letzten  Jahres  sogar  von  einer 
■Toledo-Feder»,  die  ein  College  fOhre.  Eine  Feder  und  eine 
Klinge  sind  aber  doch  noch  so  verschiedene  Dinge,  wie  Tinte 
nnd  Blut. 
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sollte  man  allgemeiner  und  energischer,  als  es  geschieht, 
auch  hei  uns  Stellung  nehmen. 

Andererseits  ist  es  aber  ganz  unzweifelhaft  und  braucht 
man  dabei  nur  an  die  Schreibart  der  frühem  deutschen 
Philosophen  bis  fast  in  die  neueste  Zeit  hinein  zu  den- 
ken, dass  ein  schlechter,  oder  nicht  leicht  verstandlicher 
Styl,  der  mitunter  sogar  in  dieser  Unverständlichkeit 
einen  Vorzug  des  Gelehrten  vor  dem  «profanum  vulgus» 
erblickt,  viel  dazu  beigetragen  hat,  diese  ganze  Wissen- 
schaft in  den  Misskredit  zu  bringen,  in  dem  sie  sich  zur 
Zeit  noch  befindet. 

Erst  in  unseren  Tagen  fängt  man  endlich  an,  zu  be- 
greifen, dass  man  auch  die  tiefsten  und  grOssten  Wahr- 
heiten in  einer  allgemein  fasslichen  Sprache  muss  aus- 
drOcken  können,  wenn  sie  Oberhaupt  wahr  sind,  und 
dass  das  Gegentheil  oft  nur  ein  gutes  Mittel  ist,  um 
die  eigene  Unklarheit  anstfindig  zu  verschleiern. 

Unter  allen  Umständen  aber  ist  fftr  die  Tages- 
Htteratur  Gemeinverständlichkeit  und  ansprechende 
Klarheit  im  Ausdruck  ein  Haupt erfordemiss,  die  Vor- 
aussetzimg des  Erfolges,  und  das  Wort  wahr,  dass  im 
Schreiben,  wie  im  Sprechen,  »tous  les  genres  sont  bons, 
excepte  le  genre  ennuyeux*. 

Man  würde  auch  heule  einen  dozirenden  und  lang- 
weiligen Styl,  wie  den  der  Allgemeinen  Zeitung  vor  1S48, 
oder  des  ehemaligen  «Journal  des  debats»  und  ähnlicher 
doktrinärer  Zeitungen  nicht  mehr  ertragen,  so  wenig  als 
die  allzu  schwunghafte  Schreibart,  wie  sie  in  den  Dreis- 
siger-Tahren  des  vorigen  Jahrhunderts  üblich  war.  Es 
gibt  im  Styl  auch  Moden  bi.s  auf  einen  gewissen  Grad, 
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und  gerade  im  Augenblick  ist  die  englische,  allzu  nQch- 
teine  Schreibart  vielleicht  zu  sehr  an  der  Tagesordnung. 
Das  ganz  Richtige  wird  ein  kOnftiges  Mittelding  sein, 
das  Wärme  und   Klarheit  in  der  Darstellung  verbindet. 

Wie  nun  das  zu  erreichen  ist,  ist  die  Frage.  Ein 
deutscher  Journalist  der  Gegenwart  äussert  sich  darüber 
kurzweg  dahin: 

«Es  gibt  keinen  Lehtgang  fflr  Journalisten,  jeder 
muss  sich  das  Schreiben  auf  seine  Weise  aneignen.» 

Daran  ist  so  viel  richtig,  dass  der  Styl  individuell 
ist,  so  dass  selten  eine  direkte  Nachahmung  eines  An- 
dern ganz  gut  ausfilllt,  indem  dann  das  Element  der 
Natürlichkeit  fehlt,  welches  einen  Theil  der  leichten  Les- 
barkeit ausmacht.  Immerhin  aber  wird  man  es  doch  für 
möglich  halten,  wenigstens  einige  Regeln  für  die 
gute  Schreibart  aufzustellen,  und  zwar  vielleicht  u.a. 
folgende : 

1.    Die    erste   Regel   ist   die,    dass   man   etwats   zu 
sagen   hat,   es  selbst  genau  kennt  und  selbst  von 
seiner  Erheblichkeit  für  die Mittlieilung  überzeugt  ist. 
Das  Gegentheil  ist  immer  wahrnehmbar  und  die  blossen 
«Plaudereien*  oder  blossen  «Ueberblicke»  oder  gar  Partei- 
phrasenmachereien  werden  auf  die  Dauer  unfehlbar  lang- 
weilig.   Dante  drückt  im  Purgatorio  die  Regel  so  aus: 
•Ich  seh',   Ihr  lasset   nur  die  Liebe   walten  und   Eure 
Peder  folgt  wie  sie  gebeut*  und  sagt  im  Uebrigen  über 
den  vergänglichen  Ruhm  des  blcs-sen  litterarischen  KOnnens: 
•O  eitler  Ruhm  den  Könnens  auf  der  Erde, 
Wie  wenig  dauert  deines  Gipfels  GrOn 
Wenn  roher  nicht  nachher  die  Zeiten  werden: 
Ein  Windstoas  nur  ist  Erdenruhn».    Er  rauscht 
Bald  hier,  bald  dort,  um  schleunig  zu  verhallen 
Indem  er  Seit'  und  Namen  nur  vertauscht. > 
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2.  Olrne  Zweifel  ist  ferner  eine  wohlgeordnete 
Dai-stellung  erforderlich,  so  dass  der  Leser  rasch  einen 
völligen  Ueberblick  gewinnt  und  auch  sogleich  in  die 
Haupt-sache  eingeführt  wird.  Er  muss  Alles  erfahren,  was 
zu  einem  vollständigen  Urtheil  erforderlich  ist,  aber  mit 
nifigligst  geringer  Mühe,  also  ohne  viel  Nebensächliches 
und  Ueberfiüssiges.  Schopenhauer  sagt  hiezii  das  im 
Ganzen  richtige  Wort:  «Alles  Entbehrliche  wirkt  nach- 
theilig.» 

3.  Gedankensprünge,  oder  gesuchte,  ungewöhnliche 
Ausdrucks  weisen  und  in  der  Regel  auch  alle  Leiden- 
schaftlichkeit im  Ausdruck  müssen  vermieden  werden. 
Die  Entschiedenheit  der  Ueberzeugung,  die  stets  vor- 
handen sein  muss,  muss  sich  nicht  in  heftigen  Worten 
zeigen.  William  Penn  sagt  darüber  ganz  mit  Recht: 
«Truth  oftcn  suffers  more  by  the  lieat  of  its  defenders, 
thaii  from  the  argunients  of  its  opposers* 

•i.  Die  einfache,  gemeinverständliche  Sprache  darf 
nicht  in  das  Vulgäre  ausarten.  Beispielsweise  das  Bör- 
sendeutsch, in  Ausdrücken  wie:  «gut  abgeschnitten =,  oder 
«den  Vogel  abgeschossen»  oder  «sich  etwas  leisten»,  «den 
Itecoitl  haben»  und  ähnliche  triviale  Redensarten  schicken 
sich  f(ir  eine  gute  Zeitung  nicht. 

5.  Die  Wahrheit  braucht  im  Ganzen  keine  andere 
Nachhülfe,  als  dass  sie  möglichst  klar  und  ohne  unwahre 
Zuthaten  ausgesprochen  wird.  Sie  macht  sich  dann 
von  selbst  geltend  bei  Allen,  die  überhaupt  ein  Ohr  für 
sie  haben.  Das  ist  eigentlich  die  Aufgabe  der  täglichen 
Pres.w,  die  völlige  Wahrheit  über  jedes  Vorkommnis^  bald 
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auszusprechen:  sie  braucht  sie  in  diesem  Falle  meistens 
nicht  sehr  weitläufig  zu  vertheidigen,  sie  bricht  sich  selbst 
fortan  ihre  Bahn.  Auch  der  Irrthum  widerlegt  sich  oft 
selber,  bloss  dadurch,  dass  er  ausgesprochen  wird,  daher 
s&gt  Nietzsche  in  einem  seiner  lichten  Augenblicke  von 
sich:  «Dieser  Schriftsteller  braucht  nicht  widerlegt  zu 
werden,  er  widerlegt  sich  selbst». 

Die  praktische  Schwierigkeit  liegt  dai'in,  dass  es  sehr 
wenig  reine,  mit  Irrthum  unvermischte  Wahrheit  in  der 
Welt  gibt  und  dass  sehr  viele  Menschen,  sogar  einfluss- 
reichste,  gar  nicht  im  Stande  sind,  .'Selbst  hei  gutem 
Willen,  die  volle  Wahrheit  zu  sehen  und  noch  weniger 
sie  auszusprechen.  Es  ist  vielmehr  immer  ein  Theilchen 
Irrthum  dabei,  das  die  ganze  Sache  verdirbt,  otler  bei 
dem  Leser  wieder  in  Frage  stellt.  Die  Heden  henor- 
ragender  Personen  sind  täglich  ein  sprechendes  Beispiel 
dafür,  und  ebenso  die  Leitartikel  der  grossen  Zeifmigen. 
Es  ist  selten  ein  solcher  jemals  so  gestaltet,  das«  man 
ihm  ganz  unbedingt  und  ausnahmslos  Wort  fOr  Wort  bei- 
stimmen kann. 

6.  Es  hegt  auf  der  Hand,  weshalb  dies  so  ist,  nämlich 
weil  eine  Zeitungsredaktion  sich  eine  Sache  nicht  lange 
überlegen  kann,  sondern  rasch  ihr  Urtheil  fällen  und  das 
Publikum  damit  leiten  muss.  Dazu  gehört  die  Gabe  nicht 
bloss  der  raschen  Auffassung  und  Unterscheidung  des 
Wahren  und  mutbmasslich  Unwahren  in  den  ersten,  oft 
bloss  telegraphischen,  oder  gefärbten  Nachrichten,  sondern 
geradezu  ein  instinktives  Wahrheitsgefühl.  Das 
besitzen  aber  nur  Menschen,  die  «aus  der  Wahrheit  sind 
und  ihre  Stimme  hören  können»,  wie  sich  das  Evange- 
lium ausdrückt,  und  ob  dieselben  an  den  RedaktionstJschen 
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sitzen,  das  ist  hier  die  Frage,  Wenn  es  nicht  der  Fall 
ist,  M)  wirkt  die  Zeitung  schädlich  auf  die  Auffassung 
von  Seite  des  Publikums.  Damit  hängt  das  Folgende 
unmittelbar  zusammen. 


7.  Es  gehurt  zum  gut  schreiben  eine  gewisse  Selbst- 
losigkeit. Selten  wird  ein  eitler,  ehrgeiziger,  oder  sonst 
sehr  selbstsüchtiger  Mensch  dazu  in  hervorragendster 
Weise  im  Stande  sein,  weil  ihn  eben  diese  Eigenschaften 
daran  hindern. 

Das  wirksamste  Verhalten  in  der  praktischen,  ganz 
besonders  in  der  politischen  Welt  ist  Überhaupt  das:  gute 
Ideen  beständig  anzuregen  und  zu  vertreten,  die  Ausführung 
derselben  aber  Andern  zu  überlassen,  und  damit  auch  den 
Ruhm  davon,  der  sich  meistens  erst  spät  und  nicht  für 
die  Urheber  eines  Gedankens  einstellt.  *Der  Eine  säet, 
der  Andere  erntet»,  das  Menschenleben  ist  meistens  zu 
kurz  für  Beides.  Die  Aufgabe  der  Presse  ist  aber  das 
Säen  und  Anregen,  und  sie  muss  darin  ihre  Bedeutung 
und  ihr  Verdienst  erblicken. 

Aus  dem  AUem  ergibt  sich,  dass  für  einen  guten 
Journalisten  ein  Mass  von  Geistes-  und  Charakterbildung 
gefordert  werden  muss,  das  sich  allerdings  nur  schul- 
mässig  nicht  anerziehen  lässt.  Dagegen  kann  ihm  aner- 
zogen werden  eine  Neigung  zum  gründlichen  und  wissen- 
schafthchen  Denken  und  eine  Gewohnheit,  sich  nicht  in 
der  alltäglichen  Arbeit  ganz  zu  verlieren,  sondern  das 
Studium,  das  er  an  der  Hochschule  bloss  beginnt,  auch 
später  fortzusetzen.  An  der  durch  den  täglichen  aufrei- 
benden Beruf  herbeigeführten  Oberflächlichkeit,  die  nach 
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und  nach  eintritt,  wenn  ein  solches  Gegengewicht  nicht 
vorhanden  ist,  gehen  die  weniger  guten  leicht  unter. 

Es  ist  heutzutage  noch  immer,  trotz  der  UeberfQlIe 
des  Gedruckten,  nicht  so  schwer,  als  man  es  gewöhn- 
hch  glaubt,  ein  wirklich  gelehrter  Mensch  zu  werden. 
Man  hraucht  dazu  nur  tfighch  ohne  Ausnahme  eine  ganz 
bestimmte  Zeit  einem  ernsten  Studium  zu  widmen  und 
femer  Alles  Unnötie,  sowie  Alles,  was  hloss  vorüber- 
gehenden Werth  hat,  möghchst  und  ohne  Bedenken  aus- 
zuscheiden und  sich  an  das  Wesentliche  zu  halten.  Es 
wird  jedem,  der  es  versucht,  auffallen,  wie  sehr  sich 
dadurch  der  eigentliche  Lernstoff  reduzirt.  Mit  diesen 
Prinzipien  ist  es  aucli  sogar  möghch,  zu  einer  gewissen 
Beherrschung  der  ganzen  Bildung  seiner  Zeit  zu  gelangen, 
was  für  einen  Journalisten  grösseren  Styles  unerlSsslich 
erscheint.  Ohne  dieselben  erstickt  nach  und  nach  jeder 
in  den  Papiermassen,  die  sich  tftghch  Über  seinem  Sehreib- 
tisch aufhäufen,  oder  verliert  wenigstens  die  geLsIgte 
Frische  und  das  klare  Unterscheidungsvermögen  für  Wahr 
und  Unwahr,  die  für  seinen  Beruf  das  Allerunentbelu'- 
lichste  sind. 
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Über  die  äussere  Gestaltung  einer  ^iiten 
Zeitung  liesse  sich  vieles  sagen.  Wir  wollen  uns  hier 
jedoch  bloss  an  einiges  Wesentliche  halten. 

1.  Dazu  gehört  unseres  Eraehtens  zunficlist  ein  li «  n  d- 
liches  Format,  ein  leserhcher,  namentlich  nicht  zu 
enger  Druck  und  ein  einigermassen  festes  Papier.  Die 
ganz  grossen  Journale  in  der  Art  der  französischen,  die 
man  kaum  mehr  ausbreiten  und  gar  nicht  ohne  Zusam- 
menfaltung  halten  un<l  lesen  kann,  und  deren  PH))ier  zu 
schlecht  ist,  sollten  von  dem  Publikum  entschieden  ab- 
gelehnt und  ein  zusammengefaltetes  Blatt,  in  hand- 
lichem Format,  aber  aufgeschnitten  (in  der  Art  der  MQuch- 
ner  Allg.  Zeitung),  verlangt  werden.  Ebenso  wünschens- 
wertli  wäre  es  für  den  lieser  (vielleicht  weniger  fOr  die 
Zeitimg)  die  Annoncen  imd  das  sogenannte  Feuilleton  von 
dem  eigentlichen  Blatte  ganz  getrennt  zu  sehen,  imd  jeden- 
falls ist  es  für  eine  ernsthafte  Zeitung  unzulässig,  ii-gend- 
welche  Annoncen  auf  die  Vorderseite  des  Blattes,  oder  an 
den  Rand  de.sselben  aufzunehmen. 

2.  Die  jetzt  übliche  Uebersicht  am  Kopfe  der 
Blätter  ist  meistens  zu  oberüächlicli  und  ungenfigend,  und 
gehört  Oberhaupt  nicht  an  die  Spitze;  sondern  dahin  ge- 
hören entweder  die  Telegramme,  falls  man  auf  dieselben 
einen  sehr  grossen  Werth  legt,  oder  dann  der  Leitartikel, 
der  allerdings  auch  die  Ge-stalt  eines  Überblicks,  wenig- 
stens ab wechshings weise,  haben  kann. 

3.  Ein  Leitartikel  irgend  einer  Art  muss  in  einer 
grossen  Zeitung  möglichst  täglich  vorhanden  sein  und  sich 
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über  die  Uaupttagesfrage  in  einer  klar  referirendea  Weise, 
aber  nicht  allzu  weitläufig,  verbreiten  und  mit  einem  Ur- 
theü  schliessen.  Dasselbe  darf  nicht  auf  sp&ter  ver- 
schoben, oder  die  Phrase  gebraucht  werden:  tWir  be- 
halten uns  vor,  darauf  zurückzukommen*,  was  dami  fast 
niemals  geschieht  und  meistens  auch,  neuer  Ereignisse 
wegen,  gar  nicht  geschehen  kann.  Ein  guter  Leitartikel 
einer  gelesenen  Zeitung  trftgt  sehr  viel  dazu  bei,  das 
Urtheil  des  lesenden  Pubhkums  rechtzeitig  zu  bilden 
und  MissverstAndnisse  zu  beseitigen;  darauf,  stets  einen 
solchen  in  jeder  wichtigen  Angelegenheit  sofort  zu  brin- 
gen, sollte  das  grOsste  Gewicht  gelegt  werden. 

4.  Die  Berichte  aus  dem  Ausland  sollten  im 
Ganzen  kürzer  und  nicht  blosse  Reproduktionen  der  aus- 
ländischen Presse  sein,  ausser  wo  es  von  Werth  ist, 
deren  Stimmung  anzugeben.  Dagegen  sollte  von  Zeit 
zu  Zeit  ein  gehaltvoller  Leitartikel  über  auslandische 
Verhältnisse  (und  ebenso  auch  bei  uns  über  Verhältnisse 
einzelner  Kantone)  erscheinen,  die  wichtig  genug  für  die 
Politik  sind.  An  solchen  orientierenden  Leitartikeln  fehlt 
es,  ausser  in  2  bis  3  grossen  schweizerischen  Zeitungen^ 
man  würde  ohne  selbst  ausländische  Zeitungen  zu  lesen 
nicht  hinreichend  informiert  sein.  Die  sogenannten  <Cor- 
respondenzen*  aus  den  ausländischen  Hauptstädten  sind 
(sofern  sie  wirklich  von  da  her  kommen,  nicht  «horne- 
spmi>  sind)  grossentfaeils  ungenügend  zu  nennen,  denn 
sie  enthalten  nicht  das,  was  man  durch  sie  zunächst  er- 
fahren möchte,  nämlich  was  nicht  schon  in  jeder  aus- 
ländischen  Zeitung  zu  lesen  war,  sondern  eigene,  wohl- 
Qberdachte  Beobachtungen,  die  auch  nicht  blosse  *PIau- 
dereien*  sind.    Wichtige  ausländische  Aktenstücke,  wie 
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z.  B.  Friedensverträge,  Bflndnisse  und  dergleichen  sollten, 
soweit  als  immer  mCglidi,  nicht  bloss  erwähnt,  sondern 
in  ihrem  Wortlaute  wiedergegeben  werden. 

5.  Die  «kleinen  Nachrichten*,  die  fOr  manche 
Leser  besonders  anziehend  sind,  sollten  zwar  nicht  aus- 
geschlossen, aber  doch  ein  wenig  mehr  beschränkt  werden. 
Gerade  jedes  Kind,  das  irgendwo,  nicht  im  Orte  selbst, 
oder  in  nfichster  Nähe,  in  einen  Jauchekasten  fällt,  braucht 
nicht  registriert  zu  werden. 

Ebenso  sind  nidit  alle  Berichte  aber  fQretUche  Reisen 
oder  JagdvergnOgungen,  oder  Leben  und  Thaten  von  be- 
liebigen Schauspielerinnen  fDr  uns  interessant,  und  Über- 
haupt haben  manche  ausländische  Dinge,  wir  erinnern 
beispielsweise  an  den  Dreifushandel,  den  Tod  Zola's  und 
Krupp's,  oder  die  sächsischen  Ehewirren,  in  der  schwei- 
zerisclien  Presse  einen  zu  grossen  Raum  eingenommen,  der 
dem  wirklichen  Interesse  an  ihnen  doch  nicht  ganz  ent- 
spricht, 

6.  Von  den  Telegrammen  verlangt  man  billig, 
dass  sie  etwas  Interessantes  enÜialten,  das  der  Mohe 
werth  ist  zuallererst  gelesen  zu  werden,  wie  dies  von 
den  meisten  Leuten  geschieht  Da  wäre  eine  bessere 
Auswahl  und  ein  gesperrter  Druck  der  vriehtigsten  sehr 
am  Platze. 

7.  Die  Berichte  Ober  Litteratur  und  Theater, 
Konzerte  und  Vorträge  sind  uuerlässlich,  sollten 
aber,  namentlich  was  die  Litterstur  betrifft,  einerseits 
unparteilich,  andererseits  mit  mehr  Auswahl  erfidgen.  Das 
will  sagen,  der  Litteraturkritiker  sollte  nicht  bloss  die 
BQcher  dem  Publikum  anzeigen  und  besprechen,  welche 
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ihm  mit  diesem  Ersuchen  von  den  Buchh&ndlem,  oder 
gar  den  Verfassern  selber  zugeschickt  werden  (wie  es  die 
Kegel  ist),  sondern  Oberhaupt  die,  welche  er  fOr  nQtzlich 
und  erwätmenswerth  hftlt  Sonst  thut  er  seine  PSicht 
dem  Publikum  gegenüber  nicht.  Und  andererseits  braucht 
nicht  jeder  sdilechte  Roman,  oder  jedes  unsittUdie  The- 
aterstück, das  im  Auslande  aufgeführt  wird,  bei  uns  be- 
sprochen zu  werden.  Ueber  dergleichen  ist  zu  schweigen 
oft  das  Beste;  sonst  trägt  man  zum  Schaden,  den  diese 
Dinge  anrichten,  auch  noch  das  Seinige  bei. 

In  dieser  Beziehung  und  in  der  noch  folgenden  Be- 
merkung sind  wir  mit  unserer  schweizerischen  Presse 
namentlich  nicht  ganz  zufrieden.  Diese  letztere  bezieht  sich 
auf  das  Feuilleton.  Dasselbe  enthält  mehrentheils  Ro- 
mane von  oberflächlicher,  oft  ganz  abgeschmackter  Natur, 
so  dass  man  sich  unwiUkOrllch  tragt,  ob  es  denn  nicht  auch 
bessere  Litteratur  gebe.  £s  wtirden  sich  zu  einer  solchen 
PubliziruDg  ja  auch  ältere  Erzeugnisse  verwenden  lassen. 
Nennen  wir  z.  B.  einzelnes  weniger  bekannte  von  Jeremias 
Gotthelf,  oder  läenhard  und  Gertrud  von  Pestalozzi.  Es 
gibt  bei  uns  viele  gebildete  Leute,  die  diese  unsere  erste 
und  mit  Recht  berühmteste  Dorfgeschichte,  die  auch  als 
Darstellung  damaliger  Zustände  in  unserem  Lande  eine 
grosse  politische  Bedeutung  besitzt,  niemals  gelesen  haben. 
Dazu  wären  die  schweizerischen  Feuilletons  oder  litterari- 
scheu  Beiblätter  berufen,  nicht  um  Uebersetzungen  von 
englischer,  oder  sonst  ausländischer  Romanlitteratur  zu  ver- 
breiten, die  oft  nichts  weniger  als  charakterbildend  sind  und 
doch  %ucb  in  die  Hände  zahlreicher  unmündiger,  nicht  ur- 
theilsOhiger  Personen  gelangen.  Tbeilweise  kommt  dies 
wohl  daher,  dass  die  Feuilletons  nicht  von  der  eigentlichen 
Redaktion,  sondern  von  andern  Händen,  denen  man  das 
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einfach  überlässt,  ausgewählt  werden,  vielleicht  mit  dem 
Hintei^edanken ,  dass  man  sie  doch  nicht  lese,  was 
freilich  zutrifft  und  öfter  sogar  empfehlenswerth  wäre.*) 
Dazu  ist  aber  eine  gute  Zettung  nicht  da,  um  in  irgend 
einem  ihrer  Theüe,  und  wäre  es  sogar  der  wenigst  bedeu- 
tende, regelmässig  überschlagen  zu  werden.  Sondern  sie 
sollte  sich  einen  Elirenpunkt  daraus  gestalten,  dass  dies 
gar  nicht  mögUch  sei.») 

8.  Es  ist  ein  Fehler  der  schweizerischen  Presse,  dass 
sie  sich  zu  stark  nach  Sprachgebieten  abgränzt.  Nament- 
lich die  französische  Schweiz  interessirt  sich  bedeutend  zu 
wenig  fQr  die  Litteratur  der  deutschen,  wäiirend  sie  jede 
Erhännlichkeit,  die  in  Paris  eine  ephemere  Bedeutung 
erlangt,  fast  wie  eine  interne  Angelegenheit  behandelt. 
Ganz  mit  Recht  hatte  sie  sich  s.  Z.  eimnOtbig  gegen  die 
Bezeichnung  der  deutschen  Schweiz  als  einer  «geistigen 
Provinzi  Deutschlands  erhoben;  dieses  Gefflhl  mOsste 
aber  seine  naturgemässe  Ergänzung  in  einer  geistigen 
Unabhängigkeit  von  Paris  s)  und  in  einem  stärkeren  gei- 
stigen Zusammenhang  mit  der  deutschen  Schweiz  finden. 


')  Man  hat  oft  das  positive  Gefühl,  dass  niclit  die  Re- 
daktion, sondern  Tielleicht  irgend  ein  heraawaciis ender  Back- 
fisch von  Tochter  diese  Romaue  und  Novellen  auswähle,  die 
gewöhnlich  ganz  im  Genre  dieser  interessanten  MitgUeder  des 
Mcn3chei^eschlecht.<4  sind. 

')  In  einzehien  Zeitungen,  ganz  besonders  dem  Genfer- 
Joiu-nal,  sind  auch  oft  sehr  gute  litterarische,  pliilosophische, 
oder  ethnographische  Artikel  in  den  Spalten  selbst,  die  in  das 
Feuilleton  gehören  und  sich  dort  besser  ausuehmen  würden, 
als  der  übliche  fade  Roman. 

')  Dass  einzelne  ausgesprochenste  französische  Partei- 
leute, wie  z-  B.  Oberstl.  Picquart,  oder  einige  Jungtürken,  ihie 
speziellen  Z\recke  direkt  in  unseren  Blättern  verfolgen,  halten 
wir  sogar  für  einen  unzulässigen  Missbraucli,  den  man  sich 
in  der  deutschen  Schweiz  nicht  so  leicht  gestatten  würde. 
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Die  bloss  litterarischen  Blätter  der  Schweiz 
haben  sich  bisher  inmier  nur  schwer  zu  erhalten  vermocht. 
Vielleicht  zum  Theil  deshalb,  weil  eine  Anzahl  littera- 
rischer Beilagen  grösserer  Blätter,  unter  dem  Titel  «Sonn- 
tagsblätten  etc.,  ihnen  eine  Konkurrenz  machen,  der 
.sie  Dur  mit  gediegenen  Erzeugnissen  begegnen  konnten, 
und  weil  heute  die  Illustration  eine  viel  zu  grosse  Rolle 
spielt.  Immerhin  sollte  man  glauben,  dass  bei  den  vielen 
guten  Schriftstellern,  die  wir  besitzen,  eine  Revue  in 
der  Art  der  deutschen  Rundschau,  oder  der  englischen 
Zeitschriften,  ihren  Platz  in  der  Welt  behaupten  könnte, 
und  dass  es  uns  noch  bevorsteht,  die  richtige  Art  der 
Redaktion  einer  solchen  zu  finden.  Dieselbe  konnte  dann 
sehr  grosse  Dienste  leisten.  Freilich  müsste  sie  nicht 
mehr  im  Sinn  und  Geist  der  bislang  «modernen»  Litte- 
ratur  und  Kunst  arbeiten,  die  bereits  oausgelebt»  ist, 
sondern  im  Geist  einer  nun  folgenden  besseren  Zeit. 
Darwin,  Ibsen,  Bjömson,  Sudermann,  Zola,  Nietzsche, 
BOcklin,  Hodler  und  alle  ihre  Nachbeter  haben  ihren 
Ti^  gehabt  und  •ihren  Lohn  dahin". 

Die  kirchlichen  und  religiösen  Blätter  haben 
natürlich  eine  ganz  bestimmte  Tendenz,  was  auf  diesem 
Gebiete  nicht  leicht  zu  vermeiden  ist;  sie  beschränken 
tsich  daher  auf  verhältnismässig  kleine  Leserkreise.  Ein- 
zelne davon,  wie  namentlich  der  «Kirchenfrcnnd»  in 
Basel,  gehören  aber  zu  den  bestgeschriebenen  Blättern 
dieser  Gattung,  die  sich  in  diesem  Gebiete  speziell  mit 
allen  ausländischen  sehr  wohl  messen  können.  Andern 
i.st  die  Nebenabsicht,  ihrem  Publikum  auch  pohtische 
Nachrichten  zu  bieten,  nachtheilig,  indem  dieselben  in 
der  Regel  gefärbt,  oder  individuelle  Auffassung  einer  in 
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der  Politik  zu   wenig   versirten  Redaktion   sind.     Diese 
Gebiete  dfirften  besser  ausgeschieden  bleiben. 


Im  Ganzen  genommen,  halten  wir  die  schweizerische 
Presse  für  relativ  —  d.  h.  im  Verhältmss  zu  andern, 
grossem  Staaten  und  Mitteln  —  sehr  anerkenneoswerth, 
namentlich  aber  für  entwicklungsfähig.  Eine  ganz 
kleine  Anzahl  sehr  charaktervoller,  nicht  bloss  partei- 
gemäss  denkender  und  mit  den  nOthigen  historischen  und 
pohtischen  Kenntnissen  reichlich  ausgestatteter  Jour- 
nalisten könnte  sie  bald  in  die  allererste  Reihe  stellen, 
zum  mindesten  eine  starke  Stufe  aufwärts  heben. 

Infolge  dieser  Ueberzeugung  sind  wir  nicht 
gegen,  sondern  fOr  die  Journalistenschulen,  die 
dazu  auch  etwas  beitragen  können,  wenn  sie  richtig  ein- 
gerichtet sind. 
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Wie  endlich  die  Zukunft  des  Zeitungswesens 
sich  Oberhaupt  gestalten  wird,  das  ist  jetzt  ebenso  schwer 
vorauszusagen,  als  man  vor  hundert  Jahren  die  jetzige 
Entwicklung  desselben  fafttte  voraussehen  kOnnen.  Sicher 
ist  nur,  dass  die  Zeitungen  nicht  aufliOren,  im  Gegentheil 
eine  noch  grössere,  sogar  auch  eine  wissenschaftliche 
Bedeutung  erlangen  werden.  Das  heisst,  ein  Theil  der 
wissenschaftlichen  Arbeit  wird  sich  aus  Büchern  in  Zei- 
tungen verlegen,  nicht  im  Sinne  der  heutigen  «Populari- 
sirunge  der  Wissenschaft,  was  kein  Vortheü  für  dieselbe 
wftre,  sondern  so,  dass  Gelehrte  ihre  Werke  direkt 
in  dieser  Weise  verOffentUchen.  Einen  Anfang  dazu  hat 
seit  langem  die  Allg.  Zeitung  mit  ihrer  «Beilage*  ge- 
macht, die  aber  in  einer  etwas  froheren  Periode  werth- 
voller  war  als  jetzt,  wo  sie  oft  Anfängern  zum  Sprech- 
saal für  ihre  noch  nicht  recht  reifen  «modernen*  An- 
schammgen,  oder  zu  gefslhger  Reklame  dient.  Das 
meinen  wir  nicht,  sondern  gediegene  Arbeit  in  der  Art 
der  «SpectatorBriefe»,  die  eine  bedeutende  Ausnahme 
davon  machten.  Das  könnte  mitunter  nicht  bloss  dem 
Publikum,  sondern  auch  den  Verfossem  selber  nOtzlich 
sein,  indem  es  sie  doch  zwingen  würde,  nicht  allein  für 
Fachgenossen  zu  schreiben. 

Auch  die  sichtliche  Abnahme  des  Parlamentaris- 
mus wird  die  Zeitungen  wichtiger  machen.  Die  parla- 
mentarischen Versammlungen  werden  allmfthlig  zu  gross 
und  zu  unbehOlflich,  um  ausgezeichnete  und  selbständige 
Menschen  d<Ht  zur  Geltung  gelangen  zu  lassen.    Vielmehr 
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gilt  dort  schon  jetzt  eigentlich  nur  Jemand,  der  eine 
Partei,  oder  eine  Anzahl  von  •Stimmen»  hinter  sich  hat, 
selbst  wenn  er  dabei  ein  ganz  unbedeutender  Mensch  ist, 
an  den  schon  ein  Jahr  nach  seinem  Tode  keine  Seele  mehr 
denkt.  Man  hört  eben  nicht  ihn,  sondern  die  Partei 
und  die  Macht,  deren  Willen  er  ausspricht  und  mit  der 
man  zu  rechnen  nOthig  hat.  Das  ist  der  Hauptgrund, 
weshalb  der  Parlamentarismus,  gegenüber  der  Zeit  von 
1830  oder  1848,  sein  Prestige  verloren  hat,  in  welclier 
Periode  fast  kein  einziger  der  jetzigen  Führer  in  den 
Parlamenten  von  London,  Paris,  Berlin,  Wien,  Pest  oder 
Rom  eine  Rolle  hätte  spielen  können.  Kossuth,  Robert 
Blum,  Heinrich  Simon,  de  Lammenais,  Mazzini,  Cobden, 
Bright,  O'Connel  und  noch  viele  Andere  dieses  Schlages 
sind  in  einem  jetzigen  Reichstage  undenkbar,  und  die 
jetzigen  Führer  überall  hinwieder  hätten  keine  geistigen 
Bewegungen,  wie  die  von  1830—1848,  hervorrufen  können. 
An  die  Stelle  des  Parlamentarismus  wird  daher  mehr 
und  mehr  der  Journalismus  treten,  der  auch  zudem  in 
Staaten,  wo  etwa  bereits  eine  Volksanfrage  besteht,  oder 
künftig  bestehen  wird,  viel  mehr  direkten  Einäuss  auf 
die  Volksabstimmungen  ausüben  kann. 

Andererseits  kann  das  jetzige  System,  täglich  mehrere 
Ausgaben  der  nämlichen  Zeitung  erscheinen  zu  lassen, 
sich  nicht  noch  bis  in  das  «  stündliche »  Erscheinen  stei- 
gern. Es  wird  daher  die  Folge  die  sein  (was  schon  jetzt 
zweckmässig  wäre),  dass  nicht  Morgen-  und  Abendblätter 
ausgegeben  werden,  sondern  eine  wirkliche  Theilung 
der  Arbeit  eintritt.  Das  heisst:  Einmal  im  Tage  sollte 
eine  grössere  Zeitung  ihr  Hauptblatt  mit  dem  Leitartikel 
und  den  wichtigsten  Berichten  ausgeben,  wir  wollen  an- 
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nehmen  Mittags.  Morgens  hah  sollte  bloss  ein  Tele* 
gramm-Bulletin  mit  den  Telegrammen  des  Abends  und 
der  Nacht  in  die  Hfinde  der  Leser  gelangen,  dem  aJlfällig 
die  «Kleinen  Nachrichten»  mid  alles,  was  bloss  lokales 
Interesse  hat,  angeschlossen  werden  könnten.  Das  h&tte 
der  Leser  dann  fortan  hinter  sieb.  Abends  hingegen, 
wo  man  sich  gerne  mehr  Zeit  zmn  Lesen  gOnnt,  könnten 
die  nicht  eiligen  Artikel  mit  den  Feuilletons,  Littcratnr-, 
Theaterberichten  und  wissenschaftlichen  Artikeln  er- 
scheinen. 

Es  h&tte  das  für  den  Leser  den  Vortheil,  dass 
er  nicht  Qberbflrdet  wird  und  nicht  gleich  Morgens 
als  erste  Arbeit  eine  umfangreiche  Zeitung  durchsehen 
muss,  wodurch  ihm  gewöhnlich  die  Lust  zu  anderweitiger 
Arbeit  geschwächt  wird.  Vieles  von  den  mangelhaften, 
oder  allzu  bedachtigen  Leistungen  unserer  modernen 
BOreaukratie  ist  dem  Umstände  zuzuschreiben,  dass  auf 
den  Bflreaux  zuerst  am  Morgen  eine  Zeitung  vom  Bfireau- 
chef  bis  zum  letzten  Schreiber  kursirt.  Dazu  könnten 
die  Tel^ramme  fOglich  ausreichen,  imd  die  eigentliche 
ZeitungslektDre  sollte  hinter  die  fruchtbarste  Morgenar- 
beit verlegt  werden. 

Das  Beste  aus  allen  drei  Ausgaben  könnte  dann, 
wie  es  in  Amerika  schon  jetzt  der  Fall  ist,  zu  Wocbon- 
oder  Monatsausgabeo  zusammengestellt  und  zu  bil- 
ligem Preis  den  weniger  eiligen  Lesern  im  Inland  imd 
besonders  im  Ausland  dargeboten  werden.  Die  vielen 
Schweizer  im  Ausland  z.  B.  worden  auf  diese  Weise 
noch  besser  von  allem  unterrichtet  bleiben,  als  es  jetzt 
der  Fall  sein  kann. 
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FDr  die  Journaüste'.Q  w9re  durch  eine  solche 
schichtweise  Tbeilung  der  Arbeit,  b^  der  fOr  den  Einzel- 
nen an  jedem  Tage  eine  zeitweise  völlige  Ablösung  und 
Ausspannung  vom  Dienste  eintreten  könnte,  die  jetzt  nidit 
besteht,  die  Möglichkeit  einer  grossem  Erholung  von 
ihrer,  sonst  allzu  aufreibenden  Thfitigkeit  geboten.  Die 
Arbeitshetze  und  die  daraus  sich  ergebende 
Neurasthenie  ist  nirgends  gefährlicher,  als  ge- 
rade bei  diesem  Berufe,  der  ein  ganz  gesundes, 
ruhiges  Urtheil  mehr  als  jeder  andere  erfor- 
dert, wenn  er  der  Gesammtheit  nützlich  bleiben 
will. 

Das  herbeizufahren  und  zu  befördern  wird  die  Haupt- 
au^be  einer  kflnfttgen  Erziehung  der  Presse  sein. 
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Beilagen. 

I.  Das  Urteil  über  Hichall  da  Orast. 
8«nteac«  eontre  Bftrtliälenti  Hidteli. 

Nous  l'Avoyer,  Petit  et  Grand  Conseil  de  la  Ville  et 
Republique  de  Beme,  savoir  faisons: 

Qu'etans  assembles  ce  jourdhui  par  Serment,  letturc 
Nous  a  ^te  faite  de  la  Procedure  de  BABTHELEMI 
MICHELI  DU  CBEST,  natif  de  Geneve,  detenu  dans  les 
PrisoDS  de  cette  Ville. 

Lequel,  banni  des  quelques  annees  de  sa  Patrie, 
comme  Perturbateur  du  Repos  public,  n'auroit  pas  laisse 
du  depuis,  de  s'oublier  poinf,  de  souHer  la  Sedition,  et 
de  fomenter  par  ses  EcritB  des  pratiques  dangereuses, 
non-seulemeDt  dans  les  Pate  voisins,  mais  meme  dans 
cette  Ville:  Tellement,  que  ne  pouvant  etre  regarde  que 
conune  nn  membre  pemicieux  de  la  Societe,  Nous  Nous 
serions  vä  oblige  de  le  priver  de  la  Liberte,  et  de  le 
faire  reserrer  dans  les  Prisons  du  Chäteau  d'Arbourg. 

Ensuite,  par  un  effet  de  Nötre  Glemence  accoütumee 
alant  bien  voulfi  Nous  laisser  Sechir  ä  la  Suplication 
dudit  MICHELI,  et  aux  protnesses  solemnelles  par  lui 
donnees  par  ^rit,  de  manifester  par  une  Conduite  tran- 
quille  Tamandement  de  son  Esprit  perverti,  et  alant  bien 
Toul4i  le  faire  transferer  d'Arbourg  dans  l'Höpital  general 
de  cette  Ville,  oü  il  auroit  ete  tenu  d'une  fo^n  convenable 
ä  sa  Condition,  et  avec  une  honnSte  liberte;  II  auroit 
pale  une  si  grande  Grace  de  la  plus  noire  des  Ingratitudes, 
et  de  la  mauvaise  foi  la  plus  consommee;  conune  en  fait 
foi  la  Procedure,  par  laquelle  il  est  prouve: 

Que  )m  Micheli  auroit  eu  ample  Connoissance  de  la  con- 
spiration  trampe  par  quelques  Citolens  infideles  eontre  Notre 
Gouvernement.  Lesquels  il  auroit  animes ;  Nourris  de  ses 
H&ximes  dangereuses;  Soutenus  et  accompa^^s  de  ses 
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conseils;  tellement,  qu'il  se  seroit  enhardi  ä  vouloir  non 
seulemcnt  attaquer,  mais  meine  chonger,  autant  qu'en  lui 
est,  k  foFDie  de  Notre  Gouvernement  et  qu'il  n'auroit  pas 
tenu  ä  lui  d'avancer  les  tristes  et  deplorablcs  Effets  d'ün 
Projet  abotninable  a  lui  bien  connu  qui  devoit  s'executer 
pai'  la  violance. 

Et  bien  qu'un  Attentat  si  criminell  contre  Nötre 
Souverainete,  eut  merite  le  Suplice  le  plus  rigourenx, 
cependant  Nous  avons  bien  voulfl,  par  un  Effet  de  Nötre 
t'iemence,  faire  Grace  de  la  Vie  audit  MICHELI,  ainsi 
Nous  avons  fait  envers  quelques-uns  de  Nos  Citolens,  qui 
ont  et6  iinpliques  dans  ce  inalheureux  Complot;  lui  in- 
fligeant  cependant  la  peine  ci-apres: 

Qu'il  sera  transfere  d'ici  dans  les  Prisons  du  Chäteau 
d'Arbourg  oü  il  etoit  precedemraent,  oü,  remis  en  mains 
söres  il  sera  enferme  pour  le  reste  de  ses  jours  et  secjuestre 
du  commerce  des  Hommes :  De  sorto  qu'on  n'ale  plus  lieu 
de  craindre  ni  Evasion,  ni  Pratiques  dangereuses  de  sa 
part.  En  contrevenant  ä  l'une  ou  l'autre  de  ses  Conditions 
DU  memes  s'il  osoit  tenter  d'y  eontrevenir,  il  est  par  les 
Presentes  et  d'ors  et  dejä  d(;clar4  avoir  encouru  peine  de 
Mort  et  condamne  k  avoir  la  Tete  tranchec.  Donne  en 
Notre  Conseil  Souverain  le  20  Aoßt  1749. 

n.  Eidg.  BnndMTerEaiBQSg  von  1874. 

Art.  55.     Die  Pressfreiheit  ist  gewährleistet. 

Ueber  den  Missbrauch  derselben  trifft  die  Kantonal- 
gesetzgebung  die  erforderlichen  Bestioimungen,  welche 
jedoch  der  Genehmigung  des  Bundesrathes  bedürfen. 

Dem  Bunde  steht  das  Recht  zu,  Strafbestimmungen 
gegen  den  Missbrauch  der  Presse  zu  erlassen,  der  gegen 
die  Eidgenossenschaft  imd  ihre   Behörden  gerichtet  ist. 

m.  Anszug  ans  dem  Oeaetze  tiber  das  BundesstTafreclit  dar 

EidKeaossenscltaft,  vom  i.  Februar  1853. 

Verbrechen  gegen  fremde  Staaten. 

Art.  il.    Wer  ein  fremdes  Gebiet  verletzt  oder  «ine 

andere  völkerrechtswidrige  Handlung  begeht,  ist  mit  Ge- 

^ngniss  oder  Gcldbusse  zu  belegen. 
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Art.  42.  OeffentUche  Beschimpfung  eines  fremden 
Tolkes  oder  seines  Souveräns,  oder  einer  fremden  Re- 
gierung wird  mit  einer  Geldbusse  bis  auf  Fr.  2000,  wo- 
mit in  schweren  PftUen  Gefftngniss  bis  auf  6  Monate 
verbunden  werden  kann,  bestraft. 

Oie  Verfolgung  findet  jedoch  nur  auf  Verlangen  der 
betreffenden  fremden  Regierung  statt,  wofern  der  Eid- 
genossenschaft Gtegenrecht  gehalten  wird. 

Art.  43.  Die  Beschimpfung  oder  Mtsshandlung  eines 
bei  der  Eidgenossenschaft  beglanbigten  Repräsentanten 
einer  fremden  Regierung  zieht  GefSngniss  bis  höchstens 
2  Jahre  und  Geldbusse  bis  höchstens  Fr.  2000  nach  sich. 
Art.  44.  Die  Untersuchung  und  Bestrafung  der  in 
den  Artikeln  41,  42  und  43  vorgesehenen  FfiUe  findet  nur 
statt  auf  Bescbluss  des  Bundesrathes,  in  Anwendung 
von  Art.  4  des  Gesetzes  Aber  die  Bundesstrafrechtspflege 
vom  27.  August  1851. 

Verbrechen  gegen  Bundesbeamte. 
Art.  59.  OeffentUche  Beschimpfung  oder  Verleum- 
dung der  Bundesversammlung,  oder  einer  Abtbeilung  der- 
selben, oder  des  Bundesrathes,  oder  des  Bundesgerichtes, 
oder  eines  Mitgliedes  dieser  Behörden,  oder  eines  eid- 
gCDÖssischen  Repräsentanten  oder  Kommissärs  wird  mit 
einer  Geldbusse  bis  auf  Fr.  2000,  womit  in  schwereren 
Fällen  Gefftngniss  bis  auf  6  Monate  verbunden  werden 
kann,  bestraft,  sofern  die  beleidigende  Aeusserung  bei 
Gelegenheit  der  AusQbung  der  amtlichen  Verrichtungen 
oder  mit  Beziehung  auf  dieselben  stattgefunden  hat. 

Das  gerichtliche  Verfahren  wird  jedoch  in  dergleichen 
Fällen  nur  auf  Verlangen  der  durch  die  betreffende  Hand- 
lung beleidigten  Behörde  oder  Person  eingeleitet  und 
durchgeführt. 

Art.  69.  Für  Verbrechen,  welche  durch  das  Mittel 
der  Druckerpresse  verübt  werden,  haftet  zunächst  der 
Verfasser  der  Druckschrift.  Hat  aber  die  Herausgabe 
und  Verbreitung  ohne  dessen  Wissen  und  Willen  statt- 
gefunden, oder  kann  derselbe  nicht  leicht  ausgemittelt 
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werden,  oder  befindet  er  sich  ausser  dem  Bereiche  der 
Bunde^ewalt,  so  haftet  der  Herausgeber,  in  ErmangluDg 
dessen  der  Verleger,  und  wenn  auch  dieser  nicht  vor 
die  Geridite  gezogen  werden  kann,  der  Drucker. 

Art,  70.  Der  Herausgeber  oder  Verleger  haftet  sub- 
sidiär fOr  diejenigen  Prozesskosten  und  Eotschfidigungen, 
welche  von  dem  Verfasser  nicht  erh&ltlich  sind.  Dagegen 
steht  ihm  der  Regress  auf  den  Verfasser  zu. 

Art.  71.  Bei  den  durch  die  Druckerpresse  verübten 
Verbrechen  kann  von  dem  Richter  die  VerOffentUchung 
des  Strafurtheils  auf  Kosten  des  Verurtheilten  verfflgt 
werden. 

Art.  72.  Die  Vorschriften  der  Artikel  69  bis  71 
gelten  auch  fOr  Verbrechen,  welche  mittelst  des  Kupfer- 
stiches, Steindruckes  oder  älinlicher  Mittel  verübt  wenlen. 

IV.  Das  „Fremdencondnsnm"  von  1823. 

(Off.  Sammlung  IL,  S.  71,  230.) 

XXXIX.  Massregeln  in  Hinsicht  auf  den 

Missbrauch  der  Drucker.presse  und  auf  die 

Fremdenpolizey. 

Bescliluss  vom  14.  JuU  1823;  bestätigt  den  6.  Juli    1S24 

(und  bis  1829). 

Die  eidgenössische  Tagsatzung,  —  nach  an- 
gehörtem Bericht  dos  Vororts  und  nach  den  Aeusserungen 
der  Standesgesandtschaften,  tief  überzeiigt  von  der  Noth- 
wendigkeit,  in  Würdigung  und  Behauptung  der  Stellung 
des  Schweizerischen  Freystaats  im  Europäischen  Staaten- 
vereine,  und  in  sorgfältiger  Beachtung  seiner  traktnt- 
mässigen  Verhältnisse  zu  demselben,  —  in  dem  gegen- 
wäiligea  schwierigen  und  wichtigen  Zeitpunkt,  gegen 
mÖgUche  nachtheilige  Folgen  der  in  der  Schweiz  von  jeher 
allgemein  üblichen  Duldung  der  Fremden  und  gegen  den 
Missbrauch  der  Presse,  schützende  Massrcgeln  eintreten 
zu  lassen ;  und  in  pflichtmässiger  Vorsorge  für  die  Sicher- 
heit der  Eidgenossenschaft,  — 
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hat  mit  EiDiuQtfaigkeit  beschlossen: 
Es  sollen  alle  SULnde  auf  das  NachdrOcklichste  ein- 
geladen werden,  die  erforderliche Q  ernsten  und  genügenden 
Massregeln  auf  geeignetem  Wege  zu  ergreifen,  und  zwar: 

A.  In  Beziehung  auf  den  Missbrau  eh  der  Drucker- 
presse: 

1,  Dass  in  den  Zeitungen,  Tagblfittem,  Flug-  und 
Zeitschriften, bey Berührung  auswartigerAngelegenheiten, 
alles  dasjenige  sorgßLltig  ausgewichen  { werde,  was  die 
schuldige  Achtung  gegen  befreundete  Machte  verletzen, 
oder  denselben  Veranlassimg  zu  begründeten  Beschwerden 
geben  könnte. 

2.  Dass  bei  diesen  Vorkehren  nidit  allein  auf  Be- 
strafung T<Hi  Widerhandlungen,  sondern  vomämlich  auf 
Verhütung  derselben  hingezielt  werde. 

B.  In  Beziehung  auf  die  Fremden-Polizey: 

1.  Dass  nicht,  durch  Missbrauch  der  berkömiulich 
und  einheimisch  gewordenen  Gost&eyheit  der  Schweiz, 
solche  Flüchtlinge  in  dieselbe  eindringen,  oder  sich  darin 
aufhalten  können,  welche  —  wegen  verübten  Verbrechen 
oder  Störungen  der  Öffentlichen  Buhe  —  aus  einem  andern 
Staat  entwichen  wären,  und  demnach  signalisirt  und  ver- 
folgt würden ;  sowie  verdächtige  Fremdlinge,  die  während 
eines  ihnen  auf  ordentliche  Weise  in  der  Schweiz  be- 
willigten Aufenthalts,  denselben  zu  gefährlichen  Umtrieben 
gegen  die  rechtmässige  Regierung  einer  befreundeten  aus- 
wärtigen Macht  oder  zu  Störung  der  Ruhe  und  des  innem 
Friedens  missbrauchen  würden. 

2.  Dass  in  den  d^erigen  Verfügungen  vomämlich 
auf  eine  möglichst  vollständige  Uebereinstimmung  in  allen 
StAnden  und  auf  eine  genaue,  schnelle  und  sichere  Exe- 
kution das  Augenmerk  gerichtet  werde;  so  dass  der  Ein- 
tritt von  Fremden  durch  den  Besitz  vollgültiger  Legiti- 
mati<H)sschriften  der  anerkannten  Heimathsbebörden  der 
Fremden  bedingt,  —  und  in  Hinsicht  auf  alle  Fremde, 
deren  R^erungen  Gesandte  bei  der  Eidgenossenschaft 
akkreditirt  habrä,  für  die   Legitimationsschriften  die  An- 


80  Üeber  die  Erziehung  der  Presse.    Beilagen. 

erkenaung  von  Seite  der  Gesandtschaft  verlangt  werde, 
wenn  solche  Fremde  nicht  bloss  durchreisen,  sondern 
einen  langem  Aufenthalt  nehmen  wollen. 

3.  Dass  keinem  Fremden,  der  sich  nicht  durch  voll- 
gültige  Legitimationsscbrift«n  seiner  HeimathsbehOrde,  oder 
durch  genaue  Bekanntschaft  nach  längerem  Aufenthalt 
ausweisen  tcOnnte,  neue  Pässe  eiiheilt,  diejenigen  Fremden 
aber,  welche  einem  Staat  angeboren,  der  einen  Gesandten 
in  der  Schweiz  hat,  an  diesen  gewiesen  werden,  um 
neue  Pfisse  zu  erhalten. 

i.  Dass  zu  richtiger  und  schneller  Vollziehung  der 
PolizeyverfOgung,  welche  in  dieser  Hinsicht  in  einem 
Kanton  gegen  einen  Fremden  getroffen  werden  könnt«, 
die  benachbarten  Kantone  davon  ungesäumt  in  Keontniss 
gesetzt,  und  auch  jedem  We^ewiesenen  seine  ßoute  so 
bezeichnet  werde,  dass  er  sieh  der  Verfügung  nicht  ent- 
ziehen könne. 

Endlich  werden  die  Hohen  Stände  ersucht,  dem  Vor- 
ort alle  auf  diese  Gegenstände  bezQgliclien  Kantonalver- 
fOgungen  zur  Kenntniss  mitzutheilen 

XCIV.   Beseitigung  der  BeschlQsse  vom  1-1.  Heu- 
monat 1823   Ober   den  Missbrauch  der  Drucker- 
presse  in   Beziehung   auf  das  Ausland    und    die 
Fremdenpolizey. 
Beschluss  vom  8.  Heumonat  1829. 
(S.  Offiz.  Samml.  Bd.  H,  S.  71,  72,  103,  141.) 
Mit  Rücksicht  auf  die  von  Seite  aller  HH.  Stände 
vernommenen  Erklärungen,  und  in  Folge  der  daraus  für 
die  gesammte  Eidgenossenschaft  hervorgehenden  Beruhi- 
gung, sollen  die  ausserordentlichen  Konklusa  vom  11.  July 
1823  auf  sich  beruhen  und  nicht  mehr  bestätigt  werden ; 
demnach   fallen  von  nun  an   die   nöthige   Aufsicht  und 
Einwirkung   zu   Vermeidung  oder  Bestrafung  der  Press- 
lizenz, in  Beziehung  auf  befreundete  Mächte,  so  wie  zu 
Handhabung   einer   guten   Fremdeupolizey,   wieder  voll- 
ständig den  HH.  Ständen   salbst  anhciin,   und   die  Tag- 
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Satzung  richtet  an  alle  gleichm&ssig  mit  vollem  Vertrauen 
die  EmpfehluDg,  bey  ihren  daherigen  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, der  höheren  Interessen  des  gemeinsamen 
Vaterlandes  stets  cingedenkt  zu  seyn  und  seine  wichtig- 
sten auswärtigen  Verhältnisse  getreulich  zu  bewahren. 

V.  Das  BChweixerisclt«  AsarcUstenKeaets. 
E.  G.  S.  XIV,  322. 

Bundesgesetz  betreffend  Ergänzung  des 
Bundesgesetzes  Ober  das  Bundesstrafrecht  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  vom  4.  Fe- 
bruar 1863. 

Art.  1.  Wer  Sprengstoffe  zu  verbrecherischen  Zwe- 
cken gebraucht,  wird  mit  Zuchthaus  von  wenigstens  10 
Jahren  bestraft. 

ArL  2.  Wer  Sprengstoffe,  von  denen  er  annehmen 
muss,  dass  sie  zu  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  von 
Personen  oder  Sachen  gebraucht  werden  sollen,  herstellt 
oder  zu  deren  Herstellung  Anleitung  giebt,  wird  mit  Zucht- 
haus nicht  unter  5  Jahren  bestraft. 

All  3.  Wer  Sprengstoffe,  von  denen  er  annehmen 
muss,  dass  sie  zu  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  von 
Personen  oder  Sachen  gebraucht  werden  sollen,  in  einer 
andern  Absicht  als  um  das  Verbrechen  zu  verboten,  in 
Besitz  nimmt,  aufbewahrt,  jemandem  öbei^ebt  oder  an 
einen  andern  Ort  schafft,  wird  mit  Zuchthaus  bestraft 

Art  4.  Wer  in  der  Absicht,  Schrecken  zu  verbreiten 
oder  die  allgemeine  Sicherheit  zu  erschüttern,  zu  Ver- 
brechen gegen  die  Sicherheit  von  Personen  oder  Sachen 
aufmuntert  oder  Anleitung  giebt,  wird  mit  Gefängniss  nicht 
unter  6  Monaten  oder  mit  Zuchthaus  bestraft. 

Art.  5.  Werden  die  in  Art.  4  bedrohten  Verbrechen 
durch  die  Druckerpresse  oder  durch  ähnliche  Mittel  be 
gangen,  so  sind  die  sAmmtlichen  Theilnehmer  (Thftter,  An- 
stifter, Geholfen  und  BegOnstiger)  strt^bar  und  es  finden 
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auf  dieselben  die  Vorschriften  der  Artikel  69  bis  72  des 
Bundesstrafgesetzes  vom  4.  Februar  1853  keine  Anwen- 
dung. Gegen  den  Begflnstiger  kann  auf  blosse  Geldbusse 
erkannt  werden. 

Art.  6.  Die  in  den  Artikeln  1  bis  4  erw&hnten  Hand- 
lungen unterliegeo,  auch  wenn  sie  im  Auslande  begangen 
werden,  den  Strafbestimmungen  dieses  Gesetzes,  sofern 
sie  gegen  die  flidgenossenschaft  oder  ihre  Angehörigen 
gerichtet  sind. 

Art  7.  Treffen  mit  den  in  den  Artikeln  1  bis  4  er- 
wähnten Verbrechen  Handlungen  zusammen,  welche  unter 
das  kantonale  Strafrecbt  fallen,  so  sind  diese  letzteren 
durch  die  kantonalen  Gerichte  zu  heurtheilen  und  unter- 
stehen dem  kantonalen  Begnadigungsreclit. 

VI.  VorscUsg  m  «insm  BnndssKesetz  betreffend  Ergännm« 
des  BnndesKeHstzeB  Über  das  Bundesstrafreclit  der   schwei- 
serischen  EidgenOBBenscbaft  vom  4.  Februar  1853. 
Die    Bundes versanunlimg    der    schweizerischen    Eid- 
genossenschaft, nach  Einsicht 

1.  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  15.  Dezember 
1902; 

2.  in  Anwendung  der  Art.  646  und   114  der   Bundes- 


Art.  I.  In  das  Bundesgesetz  Ober  das  Bundesstraf- 
recht der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  vom  4.  Fe- 
hniar  1853  wird  folgende  Bestimmung  aufgenonunen : 

Art.  48"':  Wer  eine  strafbare  Handlung,  die  vor- 
wiegend den  Charakter  eines  gemeinen  Verbrechens  oder 
schweren  Vergebens  hat,  öffentlich  in  einer  Weise  ver- 
herrlicht, die  geeignet  ist,  zur  Begehung  solcher  Hand- 
lungen anzureizen,  wird  mit  Gef&ngniss  bestraft. 

Wird  die  strafbare  Handlung  durch  die  Druckerpresse 
oder  durch  ähnliche  Mittel  begangen,  so  sind  sämtliche 
Theilnebmer  strafbar,  und  es  finden  auf  dieselben  die 
Vorschriften  der  Art.  69  bis  72  keine  Anwendung. 
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Art.  n.  Der  Bundesrat  wird  beauftragt,  auf  Grund- 
lage der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni 
1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  ober  Bundesgesetze 
und  Bundesbesehlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Ge- 
setzes zu  veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit 
desselben  festzusetzen. 

Tu.  Stndienplaii  tOx  Jonnialiston  an  der  HodtBcbnle  Bern. 
Studien  plan  für  die  Kandidaten  der  Journa- 
listik an  der  Hochschule  Bern.   (12.  Januar  1903.) 

Erstes  Semester. 
Recbtsencyklopädie. 
Allgemeines  Staatsrecht. 
Eidgenossisches  Bundesstaatsrecht. 
Geschichte  der  Philosophie. 
Theoretische  Nationalökonomie. 
Allgemeine  Geschichte. 

Geschichte  der  deutschen  Litteratur  und  Sprache. 
Geschichte  der  französischen  Litteratur  und  Sprache. 

Zweites  Semester. 
Rechtsphilosophie  und  Soziologie. 
Geschichte  der  Philosophie. 
Schweizerische  Rechtsgeschichte. 
Eidgenössisches  Bundesstaatsrecht. 
Praktische  Nationalökonomie. 
Wirthscfaaftspolitik  (Gewerbe-  und  Handelspolitik). 
Allgemeine  Geschichte. 
Schweizergeschichte. 

Geschichte  der  deutschen  Litteratur  und  Sprache. 
Geschichte  der  französischen  Litteratur  und  Sprache. 
Geographie. 

Drittes  Semester. 
Logik. 

Geschichte  der  Philosophie. 
Tölkerrecht. 
Pressrecht. 
Finanzwissenschaft  und  Steuerlehre. 
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AJlgemeine  Statistik. 

Allgemeine  Geschichte. 

Schweizergeschidite. 

Geschichte  der  deutschen  'Litteratur  und  Sprache. 

Geschichte  der  franzCsischen  Litteratur  und  Sprache. 

Geschichte  der  englischen  Litteratur  und  Sprache. 

Geographie. 

Viertes  Semester. 
Psychologie. 
Kirchenrecht. 
Gesetzgebungspolitik. 
Versicherungswesen,  Eisenhahn wesen, 
Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen. 
Repetitorium  der  theoretischen  Nationalf^konomie. 
Allgemeine  Geschichte. 
Schweizergeschidite. 
Geschichte  der  deutschen  Litteratur. 
Geschichte  der  französischen  Litteratur. 
Geschichte  der  englischen  Litteratur. 
Geschichte  der  italienischen  Litteratur. 
Geographie. 

Fünftes  Semester. 
Das  schweizerische  Civilgesetzbuch. 
Urheber-  und  Verlagsrecht. 
Krimi  naipolitik. 

Bevölkerungslehre  uud  Bevölkerungsstatistik. 
Repetitorium  der  praktischen  Nationalökonomie. 
Allgemeine  Geschichte. 
Repetitorium  der  Schweizergeschichte. 
Geschichte  der  itaheoischen  Litteratur  imd  Sprache. 
Repetitorium  der  deutschen,  französischen  und  englischen 

Litteraturgeschichte. 
Repetitorium  der  Geographie. 

Sechstes  Semester. 
PoUtik. 

Repetitorium  des  eidgenössischen  Staatsrechts. 
Repetitorium    der  Finanzwissenschaft   und  Wirthschafts- 
pohtik. 
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Die  Arbeiterfrage  und  die  Grundfragen  der  Sozialpolitik 

Oberhaupt. 
Wtrthscbafts-  und  Sozialstatistik. 
Repetitorium  der  allgemeinen  Geschichte. 
Repetitorium  der  Litte  raturgesch  ich te. 

In    allen   Semestern   seminaristische  Uebungen    und 
Cebungen  in  der  Technik  der  Journalistik. 


VI"  Projekt  flbsr  jonmalistlBcha  Vorleanngen  an  der  Hock- 
scbnle  Ztttick. 
Den  Studireaden  der  Journalistik  beider  Richtungen 
gemeinsam  fachtechnische  und  allgemeine  Vorlesungen: 
1.  Fachtechnische  Vorlesungen:  Geschichte  der  Presse; 
Technik  der  Presse;  Urheber-  und  Pressrecht;  Journa- 
listische Uebungen.  2.  Allgemeine  Vorlesungen:  Allge- 
tueioe  Geschichte  der  neuem  und  neuesten  Zeit;  allge- 
meine und  schweizerische  Kulturgeschichte ;  Deutsche 
Litteraturgeschichte ;  Geschichte  der  neuem  Philosophie; 
Lc^k;  Dialektische  Uebungen;  Stihstische  Uebungen; 
FremdsprachUche  Uebungen. 

FOr  Journalisten  der  politischen  Richtung:  1.  Staats- 
rechtlich'poUtische  Fächer,  Rechtsgeschichte,  Allgemeine 
Verfassungs-  und  Verwaltungsgeschichte;  Schweizerische 
Verfassuogsgeschichte ;  Schweizerische  Geschichte  unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  neueren  Zeit;  allgemeine 
Rechtslehre;  allgemeines  und  schweizerisches,  beziehungs- 
weise kantonales  Staats-  und  Verwaltungsrecht;  Politik; 
Völkerrecht  und  diplomatische  Geschichte;  Geschichte 
der  sozialen  und  politischen  Ideen;  Öffentlich-rechtliche 
Uebungen.  2.  NationalOkonomische  Fächer;  Altgemeine 
Nationalökonomie;  Praktische  Nationalökonomie;  Finanz- 
wissenschaft; Statistik;  Wirtlischaftsgeschichte ;  Volks- 
wirthscbaftliche  und  statistische  Uebungen. 

Für  Joumalisten  der  feuilletonist ischen  Richtung: 
1.  Philosophisch-ästhetische  Fächer;  Aesthetik ;  Psycholo- 
gie; Ethik.    2.  Litteraturgeschichtliche  Fächer:  Französi- 
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sehe,  italienische,  englische  Litteraturgtiscbichte  vom  17. 
bis  19.  Jahrhundert;  allgemeine  moderne  Litteraturge- 
schichte;  das  moderne  Theater.  3,  Kunstgeschichtliche 
Fächer:  Geschichte  der  griechischen  Skulptur;  Geschichte 
der  mittelalterlichen  Baukunst;  Geschichte  der  modernen 
und  neuesten  Kunst;  Musikgeschichte. 

Von  Interesse  für  die  Journalisten  ist  der  Bescbluss 
der  philosophischen  Fakultät,  erste  Sektion,  ausser  den  in 
den  [Bedingungen  fQr  die  Doktorpromotion  genannten 
Fächern  audi  NationalOkononüe  als  Hauptfach  oder  Neben- 
fach zuzulassen.  Dagegen  behält  sich  die  Fakultät  vor, 
in  jedem  einzelnen  Falle  die  Fächercomhination  zu  ge- 
nehmigen. 

K. 

Ein  Urtheil  einer  ausländischen  Zeitung  (Wiener 
•Zeit>)  Ober  den  bemischen  Unterrichtsplan  lautet  im 
wesentlichen  Theile,  wie  folgt: 

«Selbstjedend  wird  diese  Au&tellung  der  Disziplinen 
fQr  die  Fresskandidaten  lebhafter  Kritik  begegnen.  Die 
einen  werden  finden,  es  seien  darin  so  viele  Wissen- 
schaften vereint,  dass  sie  der  einzelne  unmöglich  grQnd- 
hch  verfolgen  kann;  die  anderen  werden  erklären,  dass 
den  Künsten  und  den  Fragen  der  modernen  Technik  zu 
wenig  Rechnung  getragen  werde.  Beide  Einwände  er- 
scheinen deshalb  unbe^Qndet,  weil  das  aufgestellte  Pro- 
gramm der  schweizerischen  Unterrichtsverwaltung  zwar 
einen  Wegweiser  für  das  Studium,  nicht  aber  eine  Prü- 
fungsordnung für  die  Qualifikation  bedeutet.  Es  bleibt 
den  Studierenden  wohl  die  volle  Freiheit,  ihre  Kräfte 
nur  denjenigen  Gegenständen  zuzuwenden,  die  ihrem  In- 
teresse und  ihren  Talenten  am  nächsten  liegen,  ebenso, 
wie  es  ihnen  natürlich  unbenommen  bleibt,  jedes  weitere 
Kolleg  zu  hören,  das  ihre  Wissensbegierde  anregt,  ohne 
dass  es  in  diesem  Studienplan  aufgeftihrt  ist. 

Das  Wesenthche  an  dem  Vorgehen  der  Bemer  Re- 
gierung besteht  darin,  dass  sie  erklärt,  nur  auf  der  Basis 
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eines  geregelten  Universitätsstudiums,  nicht  aber  auf  jener 
der  Abridbtung  durch  ein  Fachseminar  sei  es  richte, 
Journalisten  zu  erziehen,  die  ihren  Beruf,  Geschichts- 
schreiber der  Zeit,  Vorarbeiter  der  Gesetzgebung  und 
sor:gfältige  Beobachter  des  kOnstlenschen.  sozialen  und 
htterarischen  Lebens  der  Volker  zu  sein,  wQrdig  auszu- 
fQllen  vemK^eo.  Selbstverständlich  ist  es  hiebei,  dass 
dem  freien  Talente  nach  wie  vor  in  der  Presse  jegliche 
Bahn  gegeben  ist,  um  sich  geltend  zu  machen.  Ueberall 
gibt  es  Autodidakten,  die  als  Ausnahme  stets  die  Regel 
für  die  Nothwendigkeit  geordneter  Bildung  bei  dem  Gros 
der  Menschen  bestätigen.  Nach  und  nach  wird  man  sich 
allenthalben  übetzengen,  dass  durch  die  Auffassung  der 
Bemer  Re^eruug  das  Vemönftigste  ausgesprochen  ist; 
was  bisher  zur  Hebung  des  Standes  der  Journalisten  ge- 
sagt wurde.  > 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Ueber  die  scbweizerischeD  QräozverhältDisse. 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


I.') 

Der  schweizerische  Staat  kennt  keinerlei  Bundesgebiet 
unmittelbarer  Art,  wie  es  z.  B.  der  nordamerikanische  Bun- 
desstaat in  dem  Distrikt  Columbia  besitzt,  auf  welchem 
s.  Z.  die  Bundeshauptstadt  Washington  erbaut  wurde.  Er 
besteht  vielmehr  territorial  gänzlich  aus  den  Gebieten  der 
zweiundzwanzig  < Kantone»,  wie  seine  GUederstaaten  seit 
der  helvetischen  Zeit  auch  in  deutscher  Sprache  genannt 
zu  werden  pflegen.') 

Die  Kantone  der  Eidgenossenschaft  sind  territorial  wie 
folgt  entstanden : 

1)  Die  XIII  alten  Orte  wurden,  nach  Beendigung  der 
helvetischen  Revolutionsperiode,  welche  mannigfache  Ver- 
ändenmgen  sowohl  im  ganzen  Bestände  des  Staat^ebiets, 
als  in  der  Gebietseintheilung  der  dsmaUgen  Verwaltungs- 
bezirke mit  sieb  gebracht  hatte,  durch  die  Mediationsakte 
in  ihren  alten  Gränzen,  jedoch  ohne  die  äussern  Unter- 
thanenländer ,    wiederhergestellt     Sie    sind    seither    im 

')  Dieser  Aufsatz  enthält  eiae  Erweiterung  einer  Notiz, 
welche  im  zweiten  Bande  des  Jahrbuches  von  1887  enthalten 
war.  BiuzeLne  GrSnzverhältnisse  haben  sich  seither  anders  ge- 
staltet, andere  sind  im  Begriffe  aktueller  zu  werden.  In  den 
TOThandenen  Lehrmitteln  Ober  das  schweizerische  Staatsrecht 
ist  darflber  nichts  Genügendes  enthalten. 

*)  hl  der  alten  Eidgenossenschaft  war  dieser  Ausdruck 
bloss  eine  üebersetzung  von  «Ort»  oder  *  Stand  >  und  kommt 
sogar  in  lateinischer  Sprache  vor,  z.  B.  in  dem  Vertrag  mit 
Ludwig  XII  von  Frankreich  vom  lÖ.  März  1499.  Eidg.  Absch. 
m.  I,  765  <de  decem  quantonibus  magne  et  vetuste  ligue  al- 
touiie  superioris».  Ein  Tagsatzungsbeschluss  vom  19.  Juli  1836 
ersuchte  die  Stfinde,  den  Ausdruck  'Kanton»  offiziell  zu  ge- 
brauchen.    Off.  Sammlung  11,  382. 
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Wesentlichen  gl^cti  geblieben ;  mit  Ausnahme  von  Bern, 
welches  im  Jahre  1815  einen  sehr  erheblichen  Zuwachs 
«rhielt,  von  Basel,  das  ebenfalls  1815  um  einen  Bezirk  ver< 
gröss«rt  und  später,  1S33,  in  zwei  Halbkant^ne  getheilt 
wurde,  und  von  Gebietsver&nderungen  bei  Schwyz  und 
Unter^valden  mit  Bezug  auf  Gersau  und  Engelberg. 

2)  Durch  die  Mediationsakte  vom  19.  Februar  1803 
wurden  aus  ehemaligen  zugewandten  Orten  und  Unter- 
thanenländern  sechs  neue  Kantone,  St.  Gallen,  GraubQn- 
den,  Aargau,  Tlmrgau,  Tessin  und  Waadt,  gebildet,  die 
sich  seither  ebenfalls  territorial  nicht  verändert  haben.  ■ 
Einzig  der  neue  Kanton  Graubündeu  erhielt  als  Kompen* 
sation  fOr  die  Säkularisationen  des  Regensbiu;ger-Reichs- 
deputationshauptschliisses  von  1803  die  mittelbar  öster- 
reichische Herrschaft  Tarasp,  deren  direkter  Besitzer, 
FDrst  Bietrichstein,  auf  Kosten  des  Abtes  von  St.  Gallen  in 
Deutschland  entschädigt  wurde  ■),  und  1816  die  Herrschaft 
BhäzOns*},  die  lange  Zeit  eine  Art  von  Enclave  Oester- 

')  Ueber  diese  sogenannte  ■  Incamerations  ■  Angelegen- 
heit •  haben  auf  Betreiben  des  Bistbums  Cbur  noch  in  den 
letzten  Jahren  Untersuchungen  und  Verhandlungen  stattge- 
habt. Vet^leiche  eine  ausfohrliche  und  gut  motivirte  Denk- 
schrift des  eidg.  Departements  des  Aeusaem  Ober  die  soge- 
nannte Incamerations  -  Angelegenheit  gegen  Oesterreicb  von 
1897  und  Berichterstattung  dardber  in  Politisches  Jahrbuch 
XI.  pag.  429.  Eine  entgegengesetzte  Auffassung  von  Dr.  P.  G. 
V.  Planta,  im  Sinne  einer  Revindication,  findet  sieb  in  Jahr- 
buch, Band  II,  545.  Dieselbe  muss  aber  als  nicht  durchführbar 
betrachtet  werden.  Durch  den  Regensburger  Reichsdeputa- 
tionshauptsehluss  von  1803,  durch  welchen  die  geistlichen 
Fflrstenthümer  und  viele  Stifter  in  Deutschland  s&kularisirt 
wurden,  wurde  auch  das  FOrstbisthum  Chur  de  jure  aufge- 
hoben, blieb  jedoch  thatsfichlich  bestehen,  aber  in  sehr  redu 
zirter  Ausdehnung. 

')  Ueber  die  Geschichte  von  RhäzOns  und  seine  zum  Theil 
seltsamen  Schicksale,  welche  es  zeitweise  sogar  zu  einer  En- 
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reichs  in  dem  alten  Freistaat  der  drei  Bünde  infolge  eine» 
Gebietsaustausches  mit  den  Grafen  von  Zollem,  Vatzischen 
Erben,  gebildet  hatte.  Diese  Abtretung  gescbah  im  Sinne 
einer  Entschädigung  für  das  verloren  gegangene  Veltlin, 
welches  1797  durch  das  Dekret  von  Passeriano  zu  der 
cisalpiniscben  Republik  geschlagen,  1815  dann  anfänglich 
vom  Wiener-Kongress  der  Schweiz  und  GraubQnden  wieder 
zugedacht  worden  war,  zuletzt  aber  in  Folge  des  Wider- 
standes der  Veltliner  und  einer  sehr  wenig  geschickten 
Diplomatie  der  Eidgenossenschaft')  von  Oesterreich  in  Besitz, 
genommen  wurde,  von  welchem  es  1859/60  an  Italien  Ober- 
ging. Bei  der  Eidgenossenschaft  und  dem  Kanton  Aargau 
verbheb  auch  im  Jahre  1803  das  österreichische  Frickthal, 
welches  durch  den  Luneviller-Frieden  vom  9.  Februw- 1801 
(Art.  2)  an  Frankreich  und  von  diesem  am  18.  August  1802 
an  die  helvetische  RepubUk  abgetreten  worden  war.') 


clave  Prankreichs  gemacht  hatten,  ohne  dans  aber  die  Aua- 
fOhnuig  des  Art.  3  des  Wiener-Friedens  von  1809  ii^ead  etwas 
Näheres  bekannt  ist,  vergleiche  Politisches  Jahrbuch  1,  246, 
n,  327,  529. 

')  Ueber  die  wirkliche  letzte  Geschichte  der  Veltliner- Ange- 
legenheit ver^eiche  PoUtisches  Jahrbuch  n,  327,  473.  Es  sind 
dort  die  Belichte  der  Veltliner-QueQen,  aus  den  Papieren  des 
Grafen  Guicciardi  im  Auszug  enthalten,  die  allein  die  Wahr- 
heit sagen,  während  dieselbe  in  der  Schweizergeschiclite  ge- 
wOfanhch  nur  sehr  mangelhaft  enthalten  ist.  Der  Verlust  des 
Veltlins  ist  eine  der  grOssten  Stlnden  der  eidg.  Diplomatie  zur 
Zeit  des  Wiener-Kongresses. 

t  Bulletm  des  loia  de  la  Rip.  hehr.  VI,  245.  Von  dieser 
Abtretung  war  schon  in  einem  geheimen  Artikel  des  Friedens 
von  Campolormio  und  sodann  wieder  in  einem  solchen  des 
AUianzvertrages  vom  19.  August  1788  die  Rede.  Das  Angebot 
erfolgte  mit  Note  der  französischen  Gesandtschaft  vom  25.  Feb- 
ruar IdOl.  Als  Gegenleistung  war  anfänglich  das  Wallis,  später 
das  Dappenthal  auaersehen. 
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3)  Wahrend  der  Mediationszeit  wurde  von  dem 
alten  £idgenJ)ssischen  Gebiete  noch  abgelöst  (ausser  den- 
jenigen Territorien,  deren  Abtretung  an  Frankreich  bereits 
durch  den  Allianzvertrag  vom  19,  August  1798,  Bulletin 
des  lois  1, 113,  genehmigt  -worden  war)  das  Fürstenthum 
Neuenburg,  zugewandter  Ort  der  alten  Eidgenosseuschaft 
und  seit  1707  durch  eine  Personal-Union  mit  der  Krone 
Preussen  verbunden.  Dasselbe  war  in  der  ersten  helveti- 
schen Verfassung  vom  12.  April  1798  absicbtUch  unerwähnt 
geblieben,  wurde  dann  am  16.  Februar  1806  von  Preussen  an 
das  französische  Kaiserreich  abgetreten  und  von  demselben 
dem  Marschall  Berthier  am  30.  März  1806  als  R«ichsmann- 
lehen  verliehen,  welcher  es  bis  1814  besass.  In  diesem  Jahre 
liess  sich  der  KOnig  von  Preussen,  Friedrich  Wilhelm  III, 
auf  seiner  Rückkehr  von  Paris  nach  dem  ersten  Pariser- 
Frieden  ohne  eine  Verständigung  mit  der  Eidgenossenschaft 
in  Neuenburg  huldigen  und  fand  sich  am  3./4.  Juni  1814 
noch  mit  Berthier  gegen  eine  Leibrente  von  34,000  Thalem 
ab,  welche  schon  im  folgenden  Jahre  (durch  den  Selbst- 
mord  Berthier's  am  1.  Juni  1815  zu  Bamberg)  erlosch.  In 
dieser  Zwisclienperiode  eines  aussehliesshch  preussiscben 
Besitzes  von  Neuenburg  wurde  die  Gemeinde  Ceraeux- 
Pequignot,  auf  der  JurahOhe  zwischen  Locle  und  La 
Brevine  gelegen,  von  Frankreich  an  Preussen  abgetreten 
und  bildete  seither  einen  Theil  von  Neuenburg,  welcher 
im  folgenden  Jahre  1815  in  den  Staatsverband  der  Schweiz 
mit  eintrat.') 

Das  Dappenthal,  ein  Bestandtheil  des  alten  waadt- 
Iftndischen  Gebiets,   ebenfalls  auf  der  Jurahöhe  gelegen, 

')  OfT.  Sammlung  I,  Auszug  aus  dem  I,  Pariser-Frieden 
vom  30.  Mai  1814.  Einen  direkteren  Erwerbstitel  besitzt  die 
Schweiz  hiefQr  nicht. 
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-war  schon  durch  einen  geheimen  Artikel  zu  dem  Allianz- 
Vertrag  vom  19.  August  17d8  zur  Cession  an  Frankreich 
vorgesehen  und  von  der  helvetischen  Regierung  am  11. 
bis  13.  August  1802  abgetreten  worden.  Die  Uebergabe 
und  Feststellung  der  Gränze  erfolgte  jedoch  erst  im  Jahre 
1S07,  unter  Ratifikation  seitens  der  Eidg.  Tagsatzung  vom 
19.  Juli  1808.  Eine  unbestimmte  Territorial-Entschädigung 
für  den  Kanton  Waadt  blieb  hiebei  vorbehalten. 

Am  25.  Juni  1810  genehmigte  die  Tsgsatzung  auf 
eine  französische  Note  hin  eine  Abtretung  zweier  Land- 
parzellen des  Kantons  Basel  an  Frankreich  für  den 
Brückenkopf  der  Festmig  Hüningen.') 

Ein  weit  grösserer  Gebietsverlust  drohte  in  den  Jahren 
1810  bis  1813  einzutreten,  indem  am  31.  Oktober  1810 
vicekOniglich  italienische  Truppen  ohne  weiteres  den  Kan- 
ton Tessiß  imd  zeitweise  auch  sogar  das  Misoxerthal  des 
Kantons  Graubanden  besetzten.  Weitläufige  Verhand- 
lungen darüber  mit  Frankreich  führten  zu  keinem  Re- 
sultate*), und  man  vriirde  sich  wahrscheinlich  schUesslich 
zu  einer  Gebietsabtretung  herbeigelassen  haben,  wenn 
nicht  nach  der  Schlacht  von  Leipzig  der  Rückzug  der 
italienischen  Truppen  und  Grenzwächter  aus  diesem  Ge- 
biete ohne  ein  vorheriges  Abkommen  erfolgt  wäre. 

Df^gen  ging  das  Wallis,  welches  zuerst  am  4.  April 
1802,  g^en  den  Willen  seiner  Bevölkerung  und  der  hel- 
vetischen Republik,  durch  einen  Beschluss  der  iraazi- 
sischen  Regierung  als  besondere  <rbodanische  Republik*, 
unter  dem  angebhchen  Schutze  Frankreichs,  Cisalpiuiens 
und  Helvetiens,  konstituirt  worden  war,  durch  ein  Dekret 


')  Repertorium  der  Mediationszeit  pag.  100,  108. 
*)  Repertorinm  der  Mediationszelt   pag.  109.    Polititiches 
Jahrbueh  I,  pag.  366. 
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des  Kaisers  Napoleon,  datdrt  aus  Fontainebleau  vom  12.  No- 
vember 1810,  als  »Departement  du  Simplon»  in  den  Be- 
sitz Frankreichs  ober.') 

4)  Der  vollständige  heutige  Territorialbesitz  der  Eid- 
genossenschaft ist  im  Wesentlicbea  diu-ch  die  Beschlüsse 
des  Wiener-  und  Pariser-Kongresses  vom  Jahre  1815 
mit  Einscbluss  des  nachfolgenden  Turiner-Vertrages 
von  1816  hergestellt  worden.*)  Alle  seitherigen  Gränz- 
veränderungen  sind  von  keiner  erheblichen  Bedeutung. 

Zunächst  wurde  durch  einen  Kongressbeschluss  vom 
30.  März  1815,  welcher  auch  zugleich  die  Leitgedanken 
fOr  die  Neugestaltung  der  inneren  Verhältnisse  der  da- 
mals tief  berabgekommenen  Eidgenossenschaft  und  die 
Grundlagen  der  Verfassung  vom  7.  August  1815  enthielt, 
als  «Vergleich*,  unter  der  Voraussetzung  allseitiger  An- 
nahme dieserweitem Regelungen,  festgestellt,  dassWalUiSr 
Neuenbürg,  Genf,  der  wesentlichste  Theil  des  ehemaligen 
Bisthums  Basel,  einschliesslich  der  Stadt  Biel  und  ihres 
Gebiets,  und  das  Dappenthal,  wieder  von  Frankreich 
abgelöst  und  zu  dem  schweizerischen  Gebiete  geschlagen 
werden  sollten. 

Anfänglich  sollte  ebenso  noch  das  VelÜin  restituirt 
werden  und  zeitweise  bandelte  es  sich  auch  um  eine 
Abtretung,  beziehungsweise  einen  Austausch  des  Pays 
de  Gex*),  eine  Abtretmig  oder  Schleifung  der  französischen 


')  Vgl.  Politisches  Jahrbuch  I,  pag.  258. 

*)  Die  Erzählung  dieser  sämmtlicheu  Verhandlungen  nach 
den  besten  darüber  vorhandenen  Quelles  findet  sich  in  den 
Politischen  JahrbOchern  11  bis  IV  unter  dem  Titel  «EidgenCs- 
sische  Geschichten*. 

*)  Jahrbuch  U,  306.  Seibat  die  ZerstAmog  der  Simplon- 
strasse  wurde  in  Anregung  gebracht  Jahrbuch  IV,  221.    Der 
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GränzfestUDgen  "de  l'EcIuse»  und  »les  Rouases->,  oder 
«m  die  Erstellung  einer  neutralen  Gränzzone  zwischen 
Basel  lind  Genf  längs  der  ganzen  Westgränze,  Auch  die 
Abtretung  von  Campione  am  Luganersee  und  von  Kon- 
stanz war  zeitweise  in  Frage  gekommen.') 

Das  alles  kam  aber,  bei  der  damaligen  militärischen 
und  diplomatischen  Ohnmacht  der  Schweiz,  nicht  zu- 
stande und  es  gelang  Frankreich  sogar,  die  beschlossene 
Rückstellung  des  Dappenthals  an  die  Schweiz  thatsäch- 
lieh  zu  verhindern.^)  Dagegen  wurden  Neuenburg  und 
Genf  am  19.  Mai,  Wallis  am  4.  August  1815  von  der  Eid- 
genossenschaft als  neue  Kantone  in  ihren  Staatsverband 
aufgenommen.  Von  dem  ehemaligen  Bisthum  Basel  wurde 
der  grösste  Theil  nebst  der  Stadt  Biel  am  I4.i23.  No- 
vember 1815  dem  Kanton  Bern,  ein  kleinerer  Theil  dem, 
damals  noch  ungetheilten,  Kanton  Basel,  und  eine  kleine 
I-andparzelle  bei  Lignieres,  welche  schon  in  der  Zeit 
der  alten  Eidgenossenschaft  in  Jurisdiküonsbe Ziehungen 
zu  Neuenburg  gestanden  hatte,  diesem  zugeschieden.   Die 


Koiigressbeschluss  vom  20.  MSrz  1815  findet  sich  in  der  Off. 
Sammlung  I,  pag.  50  und  Jn.hrbiich  II,  338  nebst  den  Vorver- 
handluDgen,  welche  daeu  fahrten.  FOr  die  damaUgen  inneren 
Verhältnisse  der  Schweiz  sind  von  ganz  besonderem  In- 
teresse die  im  Jahrbuch  III,  pag.  596  zum  ersten  Male  publi- 
zirten  Berichte  des  Generalmajors  von  Steigentesch,  da- 
maligem Militärbevollmfichtigten  der  Älliirteu  in  der  Schweiz. 

'I  Im  Innern  der  Eidgenossenschaft  wurde  die  ehemalige 
Republik  Gersau  am  22.  Juli  1817  definitiv  dem  Kanton  Scliwyz 
einverleibt  und  Engelberg,  das  in  der  alten  Zeit  zu  Nidwaldcii 
gez&hlt.  sich  aber  in  Folge  des  Widerstandes  der  Nidwalduer 
gegen  die  Ver^sung  von  IS15  von  ihnen  thatsAchlich  getrennt 
und  an  Obwalden  gehalten  hatte,  dauernd  zu  Obwaldeii  ge- 
schlagen.   Off.  Sammlung  I,  46,  37. 

»J  Jahrbuch  IV,  pag,  2*0- 
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Eidgenossenschaft  garantirte  diese  Incorporationeti  niu 
18.  Mai  1816.') 

Nachträglich  erhielt  noch  dei'  neue  Kanton  Genf  von 
den  Kongressmächten  einige  kleine  Abrundungen  seines 
Gebietes,  welche  den  Zweck  einer  völligen  Zusammen- 
Schliessung  desselben  (desenclavement)  verfolgten,  wie 
sie  in  der  Alteren  Periode,  vor  der  französischen  Annexion 
vom  15.  April  1798  nicht  bestanden  hatte.*)  Namentlich 
wurde  die  Stadt  Versoix  und  die  französische  Gemeinde 
St-Julien  an  die  Eidgenossenschaft,  beziehungsweise  den 
Kanton  Genf  abgetreten;  die  letztere  ging  jedoch  zum 
grösseren  Theil  mit  der  Ortschaft  selbst  durch  den  Turiner- 
Vertrag  des  folgenden  Jahres  an  Sardinien  Ober  und  ist 
erst  1860  abermals  französisch  geworden,'} 

Durch  das  Ministerkonferenz-Protokoll  vom  3.  No- 
vember 1815,  Art.  5,  war  dem  Kanton  Gent  noch  eine 
weitere  Abrundung  auf  Kosten  von  Sardimen  zugesagt 
worden,  worQber  dann  am  16.  März  1816  der  sog.  Turiner- 
Vertrag  abgeschlossen  und  dabei  mit  diplomatischer  Ge- 
schicklichkeit seitens  des  genferischen  Unterhändlers, 
Pictet  de  Rochemont,  der  Retrocession  der  östlichen  Spitze 
des  Genfer- Gebiets  bei  Hermance  au^evvichen  wurde.*) 

■)  Off.  Sammlung  I,  pag.  20,  26.  31,  61,  52,  61,  117,  131,  136. 

')  Das  alte  Geaf  bestand  aus  6  einzelnen  Gebietatheileu. 

»)  Vgl.  Kongreasbeachluss  vom  29,  März  1815,  Off.  Samm- 
lung I.  75,  Art.  3  des  11.  Pariser-Friedens  vom  20,  November 
1815,  Off.  Sammlung  I,  106.  Konferenzprotokoll  vom  8.  No- 
vember 1815,  Art  4,  Off.  Sammlung  I,  103.  Tagsatzunga-Proto- 
kolle,  Off.  Sammlung  I,  196—202.  Die  Seblussakte  des  Wiener- 
Kongresses  ist  merkwflrdigenveise  in  der  Off.  Sammlung  nicht 
abgedruckt. 

*)  Eine  ausfnhrlicbe  Erzählung  dieser  merkwürdigen  Unter- 
handlung enthielt  zuerst  das  Politische  Jahrbuch  IV,  pt^;.  272, 
402,  und  seitlier  auch  die  Biographie  Pictets,  beide  nach  den 
Papieren  desselben. 
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Der  Turiner-Vertrag  ist  der  letzte  grössere  Staats- 
akt der  Schweiz,  welcher  GebietsverUnderungen  enthält. 
Seit  dem  Jahre  1816  hat  sich  in  dem  schweizerischen 
Territorial  bestände  nur  noch  Folgendes  umgestaltet: 

Zunächst  trat  der  Kanton  Neuenburg  aus  der  durch 
den  Wiener- Kongress  und  die  schweizerische  Vereinigungs- 
akte vom  19.  Mai  1815  näher  festgestellten  Personalunion 
joiit  Preussen')  durch  einen  förmlichen  Cessionsvertrag 
vom  26.  Mai  1857  aus.*) 

Sodann  erfolgte  am  8.  Dezember  1862  eine  Theilung 
des  Dappenthals,  welches  zwar  am  20.  März  1815 
durch  den  Wiener-Kongressbeschluss  der  Schweiz  förm- 
lich zuerkannt  worden  war,  wogegen  sich  aber  in  einer 
späteren,  dem  schweizerischen  koufidentiellen  Bevollmäch- 
tigten nicht  mitgetheilten  Note  vom  19.  November  1815 
die  Kongressmitglieder  des  Pariser-Kongresses  verpflichtet 
hatten,  ihre  guten  Dienste  bei  der  Schweiz  anzuwenden, 
damit  diese  nicht  auf  ihrem  Rechte  bestehe.')  Schhess- 
Üch  kam  erst  im  Jahre  1862  eine  Theilung  des  Thaies 
io  ungefähr  gleiche  Hälften  zustande,  mit  Ausschluss  der 

')  Off.  Sammlung  1,  pag.  22. 

*)  Amtliche  Gesetzessammlung  V,  547.  Der  König  von 
Preussen  behielt  bloss  fQr  sich  und  seine  Nachfolger  das  Recht, 
Titel  und  Wappen  von  Neuenburg  zu  fahren.  Einige  spätere 
EnthOllungen  Ober  diese  Verhandlungen  enthalten :  «Aus  dem 
Leben  Kaiser  Wilhelms»  von  L,  Schneider  III,  p,  175,  femer 
eine  Bede  des  Forsten  Bismarck  vom  6.  Februar  1888  im 
deutschen  Reichstag  und  ein  Brief  des  Feldmarschalls  Edwin 
von  ManteufTel  an  L.  von  Ranke  vom  19.  Februar  IS73.  (Vgl. 
Beilage.)  Es  wird  dadurch  die  angebliche  Freundschaft 
Napoleons  m  für  die  Schweiz  auf  ein  sehr  bescheidenes  Mass 
reduziert. 

')  Vgl,  die  Erzählung  dieser  Vorgänge  in  Jahrbuch  IV,  241. 
Der  Theilungsvertrag  von  1862  findet  sich  in  der  Amtlichen 
Ges.-Sammlung  VU,  449,  VIU,  77,  364. 
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Strasse  von  les  Rousses  nach  der  Faucüle,  die  fortan 
ganz  auf  französischem  Gebiete  liegt,  und  unter  einer 
Klausel,  welche  beiden  Theilen,  der  Meinung  nach  wesent- 
lich Frankreich,  die  Anlage  von  Befestigungswerken  auf 
dem  gegenseitig  abgetretenen  Gebiete  untersagt.') 

5)  Von  neueren  Gr&nzbereinigungen,  die  eine 
Veränderung  der  Gränzlinic  enthalten,  sind  zu  erwähnen: 
Ein  Schiedsspruch  in  einem  Gränzstreite  mit  dem  König- 
reich Italien  betreffend  die  Landesgrfinze  in  der  Alp  Cra- 
vairola,  an  dem  Passe,  welcher  aus  dem  tessinischen  VaÜe 
di  Campo  nach  Crodo  in  dem  Valle  d'OssoIa  hinQberfflhrt. 
Der  Obmannspruch  des  amerikanischen  Gesandten  Marsh 
in  Florenz  erfolgte  am  23.  September  1S7-1,  gänzlich  zu 
Ungunsten  der  schweizerischen  Auffassung.-)  Eine  Gränz* 
bereinigung  ebenfalls  mit  Italien  betreffend  die  Gränze 
im  Valle  di  Lei  und  an  der  Gränze  des  Puschlaverth&les, 
durch  welche  ein  Hof,  Cavajone,  in  das  schweizerische 
Gebiet  aufgenommen  wurde,  in  den  Jahren  1S63  und  1864 

Ein  Streit  mit  Konstanz,  beziehungsweise  Baden  und 
Deutschland  Ober  die  Verhältnisse  des  Bahnhofes  von 
Konstanz  und  des  Seebodens  bei  Kreuzungen,  welcher 
am  28.  April  1878  durch  eine  allzu  willige  Abtretung  der 
Eidgenossenschaft  erledigt  wurde,  wofür  dieselbe  ein  sehr 
ungenügendes  Austauschobjekt  auf  der  Landseite  von 
Konstanz  erhielt.') 


')  Dappenthal- Vertrag  Jahrbuch  IV,  377. 

■)  Vgl.  Amtliche  Ges.- Sammlung  I.  226.  Buudesblatt  1874, 
I,  285.  Martens'sche  Sammlung  von  Staatsakten  XX.  pag.  214. 
Amtliche  Ges.-Sammlung  IV,  281. 

')  Konstanz  hatte  sich  auf  zwei  Altere  Vertrage  von  1685 
und  1786  gegenüber  den  ganz  klaren,  vermarchten  Grunzen 
berufen  und  prftjudizirliche  Erklflnmgen  geltend  gemacht.  Vgl. 
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Eine  grössere  Gränzbereinigung  hat  gegenüber  Frank- 
reich auf  der  ganzen  Gränzlinie  zwischen  dem  Genfersee 
und  dem  Mont  Dolent  stattgefunden,  eine  andere  steht 
noch  mit  Oesterreich  bevor.  Mit  Italien  sind  in  den  letzten 
Jahren  eine  Anzahl  kleinerer  streitiger  Punkte  erledigt 
worden,  so  dass  die  dortige  komplizirte  GrSnze  jetzt 
besser  regulirt  ist  und  einzelne  Fragen  betreffend  den 
Zoll-  und  Wachtdienst  auf  den  gemeinsamen  Seen  ein- 
verständlich festgestellt  sind. 

Zufolge  allem  dem  befindet  sich  die  schweizerische 
Eidgenossenschaft  annähernd  in  dem  nämlichen  Territo- 
rialbesitzstand, wie  bei  Beginn  der  französischen  Revo- 
lutionsperiode, in  welcher  zuerst  die  Eugewandten  bischöf- 
lich Basel'schen  Lande  und  sodann  successive  ein  erheb- 
licher Theil  der  westlichen  und  südlichen  Gränzgebiete 
an  Frankreich  verloren  gingen. 

Verloren  geblieben  sind  von  dem  Landgebiet 
der  alten  Eidgenossenschaft: 

1)  Die  ehemaligen  zugewandten  Orte  Rottweil  und 
MQlfaausen,  das  erstere  ohne  eine  bestimmte  Ab- 
tretung, seit  dem  dreissigjährigen  Krieg  durch  De- 
reliktion'), Mülbausen  durch  eine  französische  Zoll- 
belagerung  und  schliesslich  Besetzung  seit  dem  Mftrz 


Historisch:  «Konstanz  und  die  Eidgenossenschaft»  von  Dr.  Ju- 
lius Werder.  Basel'sches  Schulprogramm,  1S8&.  Das  eigentliche  * 
Äustauachobjekt  war  der  Beitritt  Oeutscltlands  zu  der  damals 
gerade  in  Präge  stehenden  Rekonstruktion  des  Gottbardunter- 
nehmens. 

')  1689  kamen  noch  Rottweiler  Abgeordnete  zu  einer  Tag- 
satzung und  noch  an  dem  Rastatter  Kongress  war  von  diesen 
VerhÄltnirtsen  die  Rede.  Ein  eigentlicher  Versuch  der  Wieder- 
erwerbung fand  aber  nie  statt. 
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1798,  deren  Anerkennung  in  dem  Allianzrertrag  von 
1798  zwischen  der  helvetiscben  Republik  und  der 
französischen  stattfand. 
2}  Das  Veltlin  nebst  Chiavenna  und  Bormio  durch  das 
Dekret    des    Generals   Bonaparte    von   Passeriano, 
10.  Oktober  1797,  welches  diese  Gebiete  mit  der 
cisal pinischen  Republik  vereinigte.') 
Hinzugekommen    sind   zu   dem   schweizerischen 
Territorialbestand  folgende  Gebietstheile,    welche  nicht 
zu  der  alten  Eidgenossenschaft  gehört-  hatten :  das  ehe- 
mals österreichische  jetzt  aargauische  Frickthal,  die  öster- 
reichischen  Gebiete   von   Rhäzüns  und  Tarasp  in  Grau- 
bünden, die  französische  Gemeinde  Cemeux-Pequignot  in 
Neuenbürg  und  die  kleinen  Genfer-Abrundungen  aus  ehe- 
mals französischen,  oder  sardinischen  Gehiets-Parzellen, 


')  Vgl.  Jalirbuch  11,  479,  wo  es  abgedruckt  isl. 

..joj^lc 


II. 

Dia  heutige  ar&nzliiiie. 
Die  schweizerische  Grflnzhnie  hat  eine  Längenaiisdeh- 
nung  von  ungefähr  345  Stunden  (16,560  km)  und  Hess  sich 
früher  in  vier  natürUche  Fronten  eintheilen,  welche  genau 
mit  den  pohtischen  VerhAltnissen  zusammenstimmten ;  der- 
gestalt, dass  die  Westfront  die  Gränze  gegen  Frankreich, 
die  Südfront  diejenige  gegen  die  Staaten  bildete,  welche 
Italien  beherrschten,  die  Ostfront  gegen  Oesterreich,  in- 
klusive Liechtenstein,  gerichtet  war  und  die  Nordfront 
gegen  die  deutschen  Staaten.  Seit  den  Gebietsverände- 
nmgcn  der  Jahre  18G0  und  1871  in  den  angrSnzenden 
Staaten  ist  nun  aber  die  folgende  Eintheilung  die  bei  un- 
serem Generalstab  gebräuchliche  geworden: 

1)  Westgränze,   gegen  Frankreich,  von  Beumevesain 
im  bemischen  Jura  bis  zum  Moni  Dolent.') 

2)  Südgränze,  gegen  Italien,  vom  Mont  Dolent  bis  zum 
Stilfserjoch. 

3)  Ostgränze,  gegen  Oesterreich,  vom  Stilfserjoch  2)  bis 
zum  Aiisßuss  des  Rheins  in  den  Bodensee.') 

')  Siegfried  nimmt  noch  den  Beginn  der  Westgränze  auf 
lier  Scliusterinsel  unterhalb  Basel  an,  was  den  früheren  poli- 
tischen Verhaltuisaen  entsprach.  Eine  Unterabt  he  ilmig  der 
Westgränze  bildet  die  Strecke  bis  zur  Einmandung  des  Nunt 
de  Vosogne  in  die  Rhone  unterhalb  Genf,  wo  vor  IStiO  die 
sardinisehe  Nachbarschaft  begann,  so  dass  die  folgende  Strecke 
hiH  zum  Mont  Dolent  zur  SOdgränze  zu  zählen  war.  wie  dies 
auch,  geographisch  genommen,  richtiger  ist. 

')  Der  östlichste  Gränzpunkt  ist  zwar  eigentlich  nicht  das 
Slilfseijoch,  sondern  der  Piz  Chavalatsch,  zwischen  Münster 
und  Stilfs,  der  aber  schon  zu  der  Ostgränze  gerechnet  wird, 

^)  Nach   dem  Staatsvertrag   mit  Oesterreich   Ober  die  ge- 
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4)  Nordgr&nze,  gegen  Deutscliland,  von  der  Rheinaus- 
mOndung  bis  Beumevesain. 

Die  Ausdehnung  der  Westgränze  betrug  nach  den 
froheren  Aufstellungen  in  gradliniger  Bichtung  gemessen, 
von  der  Schusterinsel  bis  zum  Nant  de  Vosogne  204,676  m 
oder  42.6  Stimden,  vom  Mont  de  Vosogne  bis  zum  Mont 
Dolent  noch  87,384  m  oder  18.2  Stunden ;  dermalen  be- 
tragt sie  von  der  Gränze  bei  Beumevesain  bis  zum  Mont 
Dolent:  175.84  km  -  36.63  Std, 

Die  SOdgränze  vom  Mont  Dolent  bis  zum  Stilfserjocli 
misist  271.37  km  oder  56.5  Stunden; 

die  Ostgrän7,c  vom  Stilfserjoch  bis  in  den  Bodensee 
ausserhalb  der  alten  RbeinmOndung  131.36  km  oder  27.4 
Stunden ; 

die  Nordgränze  vom  Bodensee  bis  zum  Dreilftnder- 
stein  bei  Beumevesain  183.34  km  =  38,2  Stunden.') 

Die  schweizerische  Gränzlinie  ist  zum  Theil  eine  so- 
genannte «natarliche ',  d.  h.  durch  die  höchste  Kamm- 
linie (Wasserscheide)  eines  Gebirgszuges,  die  Mitte  oder 
einseitige  Uferlinie  eines  Gewässers  (Flusses  oder  Sees) 
bestimmte.*)   Zum  Theil  ist  sie  ohne  solche  von  der  Na- 

meinsaiae  Rhein korrektion  (Jahrbuch  VIII,  581)  folgt  die  Lau- 
desgränze  zwischen  Oesterreich  uod  der  Schweiz  auch  knnftig 
deui  alten  Rhein,  nicht  dem  ueuen  Kanal. 

')  Siegfried  hat  die  RheinmOndung  in  den  Bodensee  seinen 
Angaben  der  Granzdistanzen  zu  Grunde  gelegt.  Es  ist  jedoch 
zu  bemerken,  dass  dies  keiu  fester  Punkt  ist  und  dass  heute 
bei  Mittelwasser  die  MUndung  700  ni  weiter  seewärts  liegt,  als 
zur  Zeit  der  topographischen  Aufnahmen  von  1845,  welche 
Siegfried  benQtzte.  Der  eigentliche  Dreiländerpunkt  liegt  4.5 
km  ausser  der  heutigen  Rheinmflndung.  Auf  diesem  basireu 
vorstehende  Zahlen. 

*)  Die  natndirheu  Gränzlinieu  sind  Iflnger  als  die  kOnst- 
lieh  vermarchten  (ca  800  gegen  600  kui). 
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tuT  gegebene  Anhaltspun^  durch  Gränzzeichen  bezeich- 
net, wobei  die  Nummerirung  derselben  nicht  eine  eid- 
genössische, d.  b.  von  einem  Punkte  ausgebende,  rings- 
herum fortlaufende  ist,  sondern  eine  kantonale,  die  mit 
der  IretreSenden  Kantonsgränze  beginnt  und  endet.  In 
einzelnen  Fällen,  jedoch  nur  ganz  ausnahmsweise,  ist  sie 
Auch  eine  mathematische,  d.  h.  eine  gerade  Linie,  die  von 
einem  letzten,  natOrücb  oder  künstlich  durch  Gränzzeichen 
auf  dem  Terrain  festgestellten  Punkte  auf  der  Karte  bis 
zu  einem  andern  gezogen  und  auf  dem  Terrain  selber 
nur  durch  Berechnung  bestimmbar  ist,  wenn  sich  Zweifel 
«rheben  würden.  Diese  Stellen  sind  auf  der  Karte  leicht 
erkennbar  durch  eine  schnurgerade  Linie,  wie  sie  in  der 
Natur  nicht  vorkommt,  imd  auch  meistens  nur  annähernd 
durch  Gränzzeichen  so  bestimmt  werden  kann.  Bei  Gränz- 
gebirgen  gilt  im  Zweifel,  abweichende  ^usdrQcklicIie  Ver- 
tragsbestimmungea  vorbehalten,  der  hAchste  Kamm  (la 
cretei,  der  die  Wasserscheide  bildet,  als  die  eigentliche 
Gränzlinie,  bei  Seen  und  Flüssen,  welche  die  Gränze  bil- 
den, die  Mitte') ;  doch  sind  bei  den  schweizerischen  Gränz- 

'  I  Darüber  besteht  eine  ausdrückliche  Erklärung  in  einem 
Tagsatzungsbescbluss  von  1681  (IDidg.  Abschiede  VI,  II,  6), 
welche  sagt :  •  dasH  die  Marche  in  Seen  und  Flüssen  die  Mitte 
sein  soll,  es  wäre  denn,  dass  ein  Ansprecher  das  Gegentheil 
mit  Brief  und  Siglen  wider  die  Eydgenossen  besclieiuen  könnte, 
da»s  ibni  selbige  ganz  allein  zugehOrten  >.  Vergl.  hierüber  zwei 
gedruckte  Auseinandersetzungen  Ober  den  «Luganersee»  und 
*Ot>er  die  internationalen  Verhältnisse  der  schweizerisclieu 
Seen,  inabesondere  des  Genfersees*,  1897,  die  sich  im  Eidg. 
Archiv  befindet).  In  Bezug  auf  den  Genfersee  ist  die  Mitte  als 
Gränze  in  dem  Lausanner- Vertrag  von  1564,  Art.  20,  ausdrOck- 
lirh  festgesetzt.  Im  t'ebrigen  sind  dies  allgemein  völker- 
rechtliche Grundsätze,  vergl.  z.  B.  in  dem  kleineren  Lehrbuch 
des  Völkerrechts  von  Rivier.  Schweiz.  Generalkonsul  in  Brüssel, 
pag.  131. 
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flössen,  mitunter  sogar  bei  einem  und  demselben  Fluss 
auf  verschiedenen  Strecken  seines  Laufes,  auch  Verein- 
barungen vorhanden,  welche  das  eine  Ufer  als  GrÄnze  er- 
scheinen lassen  und  den  Fluss  selbst  nur  dem  einen  Ge- 
biete zutheilen.')  Bei  grösseren  Gränzflüssen  bildet  völker- 
rechtlich im  Zweifel  nicht  die  Mitte  des  Flussbettes,  son- 
dern die  Mitte  des  jeweiligen  Wasserlaufes,  der  variabel 
sein  kann  (der  sog.  Thalweg),  die  genauere  Gränzlinie; 
neutralisirte  FlQsse,  bei  denen  das  Flussbett  selbst  keinem 
der  beiden  Gränzstaat«n  gehört,  sondern  die  beidseitige 
Uferlinie  die  Gränze  bildet,  kommen  bei  den  schweize- 
rischen Gränzen  nirgends  vor.  Es  kann  sich  auf  dem 
schweizerischen  Gränzgebiete  um  die  •  Intern ationalitat » 
von  Grftnzflüssen,  ganz  besonders  des  Rheins,  nur  in  dem 
Sinne  handeln,  dass  zwar  die  Staatsgränze  in  der  Mitte 
des  Strombettes,  oder  des  jeweiligen  tiefsten  Wasscrlaufes- 
sich  befindet,  sodass  kein  Theil  des  Flusses  oder  Flussbettes 
weder  ausserhalb  eines  jeden  Staatsgebietes  liegt,  noch 
Miteigenthum  pro  indiviso  ist,  dennoch  aber  keine  einsei- 
tigen Verfügungen  der  Gränzstaaten  in  Bezug  auf  Schiff- 
fahrt, Wasserlauf,  Unter hal tu ngs-  und  Korrektionsarbeiten, 
heutzutage  namentlich  auch  ElektrizitStsanlagen,  getroffen 
werden  dürfen.  Jeder  Uferstaat  behält  sein  territoriales 
Hoheitsrecht  bis  zur  Mitte  des  Flusses,  aber  die  Ufer- 
staaten bilden  zugleich  eine  Gesellschaft,  welche  die  ob- 
genannten  Verhältnisse  gemeinsam,  auf  dem  Konventions- 
wege und  mit  gemeinsamer  Betheiligung  regelt.*) 

Die  ewige  Neutralität  des  schweizerischen  Gebietes 
kommt  bei  der  Gränzlinie   insofern  selbstverständlich  in 

')  Bei  dem  Doiiba  kommen  z.  B.   solche   ausnahmsweise 
Bestimmungen  vor. 

*)  Das  ist  wenigst«ns  die  neuere  Auffassung  des  Vdlker- 
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Betracht,  als  sie  sich  im  Allgemeinen  auf  das  ganze  von 
der  Gränzlinie  eingeschlossene  Gebiet  erstreckt.  Ausnahms- 
weise reicht  sie  jedoch  bei  uns  über  dasselbe  hinans  und 
sind  einzelne  Gebietstheile  fremder  Staaten  derselben 
in  vertragsmfissig  bestimmter  Weise  angegliedert.')  Da- 
neben sind  auch  anderweitige  völkerrechtliche  Dienstbar- 
keiten zu  Gunsten  der  Schweiz  (zollfreie  Zonen,  Militär- 
Strassen,  Ausschluss  von  fremden  Gränzbefestigungen)- 
vorhanden,  wovon  später  die  Rede  sein  wird.  In  einem 
einzigen  Falle  hat  auch  die  Eidgenossenschaft  die  ver- 
tragsmflsdge  Verpflichtung,  an  ihrer  Grfinze  keine  Befesti- 
gungen anzulegen.')  Umgekehrt  giebt  es  auch  Enclaven  oder 
Halbenclaven  fremder  Staaten  im  schweizerischen  Gebiet, 
welche  eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel  bilden, 
dass,  was  innerhalb  der  Landesgränze  liegt,  zum  Gebiet 
des  Landes  gehört.  Sie  sind  daher  auch  nicht  selbstver- 
stAndlich  in  die  schweizerische  NeutralitSt  inbegriffen, 
obwohl  dies  thatsächlich  so  sein  muss.  Eine  Vertrags- 
massige  Bestimmung  darüber  besteht  nirgends. 

Eine  besondere  Wirkung  haben  die  Neutralitätsver- 
hfiltsnisse  der  Schweiz,  beziehungsweise  von  Hoch- 
savoyen,  auf  die  Landesgränze  im  Genfersee.  Dieselbe 
befindet  sich  zwar  in  der  Mitte  des  Sees,  dagegen  ist 
der  ganze  See,  vermöge  der  Neutralität  beider  Ufer,  ein 
neutralisirtes  Wasserbecken,  was  bei  den  andern  Gränz- 


rechts  von  solchen  Verhältnissen.  Vergl.  Rivier  pag.  149.  Die 
Thalweggrftnze  bei  blossen  Bflchen  ist  eine  grosse  Ausnahme 
und  nicht  zu  vermuthen  ohne  Vertrag.   (Rivier  133.) 

')  Darüber  später  das  Nähere. 

*)  An  der  Ost« treichi sehen  Granze  im  Untereugadin,  am 
Eingang  zum  Sammnauer-Thal.  Doch  ist  das  bloss  eine  zwi- 
schen den  t>eiden  Qränzstaaten  vereinbarte  Verpflichtung,  kein 
aus  den  europäischen  Regelungen  der  Schweizer -Verhält' 
nisse  von  181B  herrührender  Akt. 
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Seen  der  Schweiz  nicht  der  Fall  ist.')  Imnierlün  mit  der 
Besonderheit,  dass  nicht  der  See  »als  solcher»  neutralisirt 
ist,  sondern  bloss  als  Theü  eines  weit  grösseren  Gebietes, 
auf  das  sich  diese  vertragsmässige  und  vClkerrechtlich 
garantirte  Neutralität  gleichrnftssig  erstreckt.  In  diesem 
Sinne  ist  die  Neutralität  des  Genfersees  unbezweifelbar 
und  auch  noch  niemals  seit  dem  Bestehen  der  Verträge 
von  1815  beanstandet  worden.  Die  rechtliche  Folge  hie- 
von  ist  namentlich  der  Ausschluss  von  Seebefestigungen, 
Kriegsfahrzeugen,  Seeminen  und  dergleichen  Vorrichtungen 
von  Seite  des  südlichen  Gränzstaates,  wahrend  im  üeb- 
rigen  dessen  Territorialhoheit  bis  in  die  Mitte')  des  See- 
beckens, senkrecht  von  der  Landgränze  von  Hermance 
bis  St,  Gingolph  in  diese  Mitte  hinaus  gemessen,  kein 
Eintrag  geschieht. 


1}  DieWestgränze  ist  in  ihrem  ersten,  grösseren  Ab- 
schnitte bis  zur  Rhone  sQdlich  von  Genf,  im  Wesentlichen 
durch  den  zweiten  Pariser-Frieden  vom  20.  November  1815 
geschaffen  und  sodann  durch  ausführliche  Vermarchungs- 
Protokolle  zwischen  Frankreich  und  den  Gränz- Kantonen ') 

')  Vergl.  hierüber  die  angeführten  beiden  Denkschriften 
Ober  den  Genfersee  nnd  die  anderen  Seen.  Auch  der  Boden- 
see ist  schon  von  einzelnen  Schriftstellern  als  neutralisirt  be- 
trachtet worden,  auf  Grund  eines  angeblichen  condomioinms, 
pro  indiviso,  was  aber  nicht  als  richtig  angesehen  werden 
kann.  Vgl.  pag.  6  und  136  der  Denkschritt  über  den  Genfersee, 
und  Rivier  pag.  112.  127. 

^)  Man  betrachtet  die  Seen  gewissermassen  als  Fortsetzung 
der  Fltlsse,  bei  denen  als  Begel  das  Gleiche  gilt. 

')  Nach  unserer  nunmehrigen  Bezeiclinung  der  WestgrAuze 
Bern,  Neuenburg,  Waadt  und  Genf.  Die  gleichen  Protokolle 
umfassen  auch  noch  Solothum  und  Basel,  deren  Grenzen  wir 
seit  1871  zu  der  Nordfront  rechnen,  dagegen  nicht  einen  Theil 
von  Genf  (südöstlich)  und  Wallis,  welche  vor  1860  zu  der  Süd- 
front gehörten. 
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näher  festgestellt  worden.  Zu  Grunde  gelegt  wurden  bei 
dieser  Bereinigung  die  früheren  Gränzvermarchuiigspro- 
tokolle  vor  dem  Jahre  1790,  da  nach  dem  Grundsatz  des 
Pariser-Friedens  Frankreich  Oberhaupt,  auch  gegenüber 
der  Schweiz,  in  diejenigen  Gränzen  zurückkehren  sollte, 
die  es  damals  gehabt  hatte.  Es  ist  also  im  Wesentlichen 
die  alte  Gränze,  wie  sie  zwischen  dem  alten  Frankreich 
und  dem  Fürstbisthum  Basel,  dem  Füratenthum  Neiien- 
bui^,  dem  bemischen  Waadtland  und  der  Stadt  Genf  be- 
standen hatte.  Daraus  erklären  sieh  auch  ihre  Mängel, 
denen  bei  Anlass  des  Wiener-  und  Pariser- Kongresses  nur 
in  sehr  geringem  Massstabe,  bloss  zu  Gunsten  des  neuen 
Kantons  Genf,  abgeholfen  werden  wollte,  weil  man  eben 
nicht  geneigt  war,  von  der  neueingesotzten  franzö-sischen 
Regierung,  die  der  Schonung  gegeuüber  ihrem  eigenen,  ihr 
nicht  allzu  geneigten  Volke  bedurfte,  noch  grössere  Ab- 
tretungen zu  verlangen,  als  sie  durch  das  obgenannte 
allgemeine  Prinzip  der  Revindikation  gerechtfertigt  wer- 
den konnten.')  Der  Streifen  Land  bei  Cemeux-Pequignot, 
den  Preussen  schon  1814  für  Neuenburg  erhielt,  die 
1862  erst  festgestellte  Gränze  im  Dappenthal  und  die  ver- 
schiedenen kleinen  Abtretungen  an  Genf,  behufs  des 
dösenclavement,  sind  die  alleinigen  Ausnahmen  hievon. 
Die  Westgrftnze  beginnt  jetzt  bei  dem  Grftnzstein 
Nr.  liO  der  be misch- französischen  Landesgränze,  auf  der 


*)  Die  französischen  leitenden  Staatsmänner  der  dnuialigen 
Zeit,  TaUeyrand  und  Richelieu,  setzten  sich  denn  aucli  gegen 
jede  Bber  das  Prinzip  hinausgehende  Abtretui^  heftig  xur 
Wehre,  und  es  gelang  ihnen  in  mehreren  Fällen  sogar,  be- 
reits Beschlossenes  durch  verschiedene  Mittel  wieder  rQck- 
gftngig  zu  machen.  Vgl.  die  Erzählung  hievon  in  Jahrbuch  IV. 
•EidgenMsische  Geschichten*. 
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Höhe  (les  cötes)  zwischen  dem  bernischen  Dorfe  Beurae- 
vesain  (Brischweiler),  dem  deutschen  Pfetterhausen  und 
^em  französischen  Rechesy,  da  wo  die  deutsch>franzOsiscbe 
GrSnze  seit  1871  nach  Norden  abzweigt.  Die  Gränzlinie 
verläuft  dann  zunächst  in  westlicher  Richtung  his  südlich 
von  Delle  und  nimmt  sodann  bei  dem  Marchstein  Nr.  252 
.  «ine  zuerst  südliche,  später  Ostliche  Richtung  an,  welche 
das  Gebiet  von  Pruntrut  umfasst  Bei  Bremoncourt  sinkt 
sie  in  die  Schlucht  des  Doubs  und  folgt  dann  dem  rechten 
Ufer  desselben  {der  Fluss  selbst  gehört  hier  Frankreich) 
bis  zur  neuenburgischen  Gränze  bei  Biaufond,  Marchstein 
Nr.  606.  Von  dort  ab  ist  die  Mitte  des  Doubs  Landes- 
g:räuze  bis  zum  Einflüsse  des  Baches  Bied,  oder  la  Ran- 
^nniere,  wo  1889  eine  Gränzbereinigung  stattgefunden 
hat.  Die  französische  Regierung  gab  am  8.  August  1900 
über  diese  zweite  Abtheilung  der  Doubs-Gränze  eine  Er- 
klärung in  Bezug  auf  die  beidseitigen  Rechte  an  gemein- 
samen GränzflOssen  (oder  Seen)  ab,  die  von  massgebender, 
rechtlicher  Bedeutung  ist.  Vgl,  Jahrbuch  XV,  pag.  474, 
Die  neuenburgische  Gränze  beruht  im  Wesentlichen  auf 
dem  ersten  Pariser-Frieden  vom  30.  Mai  1814  (nicht  dem 
zweiten  vom  20.  November  1815),  dessen  Bestimmungen 
durch  eine  Konvention  vom  9.  Juli  1818  durch  Gränzkom- 
missarien  näher  festgestellt  wurden,  im  Uebrigen  auf 
einem  älteren  Gränzbereinigungsprotokoll  von  1766.  Von 
dem  Gränzpunkte  bei  der  Einmündung  des  Bied  in 
den  Doul>3  folgt  die  Gränze  diesem  Bache  aufwärts  bis 
zu  einer  Gränzmarche  in  einen  Felsen  und  erhebt  sich 
dann  in  südOsthcher  Richtung  auf  den  Kamm  der  Gebirgs- 
kette, welche  das  Thal  der  Brevine  von  dem  Thal  des 
Doubs  trennt,  der  sie  dann,  bald  diesseits,  bald  jenseits 
des  Kammes,  bis  zu  einem  Punkte  folgt,  an  welchem  sie, 
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nacli  Südosten  abbiegend,  die  Bergkette  des  Larmont') 
und  das  Thal  von  Yerrleres  durchschneidet  und  auf  dem 
Plateau  von  les  Fourgs,  bei  dem  Hofe  le  gros  Tuitteaux 
oder  les  Bourijuins*)  die  waadtländische  Kantonsgrflnze 
erreicht. 

Von  hier  an  wurde  sie  nach  dem  letzten  Gränzpro- 
tokoll  von  1774  durch  ein  neues  Protokoll  vom  16.  Sep- 
tember 1825  bereinigt  und  ist  im  Ganzen  die  alte  fran- 
zösische Gränze,  mit  Ausnahme  der  Dappenthal-Theilung 
von  18(G.  Sie  beginnt  auf  dem  Gebiet  der  Gemeinde 
Ste-C'roix,  überschreitet  die  Schlucht  von  Jougne,  folgt 
dann  eine  Zeit  lang  der  Bergkette  des  Mont  Risoux,  ohne 
sich  streng  an  den  Bergkamm  zu  halten  und  fällt  dann 
pl&lzlich  an  der  GrSnze  des  französischen  Departements 
du  Jura  rechtwinklig  in  dos  Thal  von  Joux,  in  welchem 
sie  längs  dem  westlichen  Fuss  der  Kette  des  Koirmont 
bis  zu  dem  Orte  La  Cure  gelangt,  wo  die  beiden  grossen 
französischen  Strassen  nach  St-Cei^es-Nyon  und  nach 
Gex-Genf  in  der  Nähe  des  französischen  Gränzforts  Les 
Rousses  sich  vereinigen.  Die  Eine  derselben,  durch  das 
Dappenthal '),  ffilirte  früher  stückweise  durch  schweize- 
riscbes  Gebiet;  jetzt  ist  sie  durch  den  Tlieilungsvertrag 
vom  8.  Dezember  1862  ausserhalb  desselben  gelegen.  Keiner 


')  Auf  der  westlichen  Abdachung  desselben  befindet  sich 
nun  eines  der  neuen  französisches  Forts,  gegenüber  der  alten 
Gränzfestuag  Fort  de  Jons.  Die  neue  Eintheilung  der  franzö- 
sischen GrfLuzfestungen  findet  sieb  in  Jahrbuch  XV,  420.  Der 
Werth  dieses  Festungsgartels  wird  in  neuerer  Zeit  von  uiili- 
tärischer  Seit«  bezweifelt. 

'I  An  SteUe  der  Bezeichnung  'le  gros  Vuitteaux»,  welche 
Siegfried  braucht,  wäre  besser  iles  Bourquins»  zu  adoptiren: 
ErBteres  ist  ein  Haus  auf  französischer  Seite.  Letzteres  sind 
12  Häuser  auf  schweizerischer  Seite,  im  Kanton  Neuenburg. 

•)  Vgl.  Jahrbuch  IV,  241. 
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der  beiden  Gränzstaaten  darf  auf  dem  durch  den  Tlieilungs- 
vertrag  gegenseitig  abgetretenen  Gebiete  Festungswerke 
errichten.  Die  Gränze  begleitet  sodann  die  obgenannte 
Strasse  in  geringer  Entfernung  von  derselben  auf  unge- 
fähr 6  Kilometer,  springt  dann  neuerdings  im  lecliten 
Winkel  auf  die  Döle  hintlber  und  sinkt,  dieselbe  in  öst- 
licher Richtung  äl>erschreitend,  gänzlich  Ober  die  Jnrakette 
in  die  Ebene  hinab,  wo  sie  dann,  wieder  nach  Süden  sich 
wendend,  dem  Laufe  des  Flüsschens  Versoix  bis  zur 
Genfer-GrSnze  folgt. 

Das  Genfer-Gebiet  ist,  nachdem  es  der  eiste  Pariser- 
Frieden  von  dem  französischen  Departement  du  Lenian 
getrennt  liatte,  durch  eine  ganze  Reihe  von  Verliaud- 
lungon  und  Abkommnissen  der  Jalire  1815  imd  1810,  bei 
welchen  die  Genfer- Abgeordneten  an  dem  AVienei-  und 
Pariser- Kongresse  grosse  Ausdauer  und  sehr  viel  diplo- 
matische Geschicklichkeit,  unter  ungünstigen  Verhältnissen 
und  ohne  grossen  Rückhalt  an  der  damaligen  Eidgenossen- 
schaft, bewiesen'),  als  kompaktes  Ganzes  so  festgestellt 
worden,  wie  es  seither  besteht,  wälirend  es  vor  der  fran- 
zösischen Annexion  von  1798  aus  seclis  getrennten  Stücken 


')  Die  Erzählung  dieser  Verhandlungen  nacli  damals  noch 
uiiedirten  Aufzeichnungen  enthalten  die  Jafarbflcher  11,  314, 
und  IV,  210,  sowie  die  seither  erschienene  Biographie  des 
Hauptdiplomaten  der  damaligen  Zeit,  Cliarles  Pictet  de  Roche- 
niont.  Vgl.  eine  Notiz  Ober  denselben  in  Jahrbuch  IV,  198.  Die 
allgemeine  schweizerische  Instruktion  dieses  eidgenössischen 
und  zugleich  genferischen  Unterhändlers  findet  sicli  in  Jahr- 
buch IV,  207,  das  Pariser-Friedensinstrument  in  Jalirbuch  IV, 
246.  Abschied  der  langen  Tagsatznug  II,  lit.  g. 

Einige  interessante  Aufzeichnungen  von  anderer  Hand  über 
die  Vorgflnge  hinter  den  Coulissen  dieser  Kongresse, 
harren  noch  jetzt,  in  Privatbesitz,  ilirer  Verüffentliehung. 
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bestanden  hatte,")  Die  letzte  Abnindung  nach  Sflden  er- 
hielt es  erst  durch  den  Turiner- Vertrag  vom  Jahre  1816. 
Es  gelang  hiebe!,  bei  der  grossen  Abneigung  Frank- 
reichs ein  Mehreres  abzutreten  und  dem  Wunsche  der 
EoDgressm&chte  die  neue  bourbonische  Begiening  m{^- 
lichst  zu  schonen,  nicht,  von  dem  Pays  de  Gex,  welches 
von  1536  bis  1564  schweizerisch  gewesen  und  damals 
durch  den  sogenannten  Lausanner-Vertrag  an  Savoyen 
zurückgegeben  worden  war,  mit  der  Verpflichtung,  es 
Niemand  Anderem  abzutreten,  damit  die  Eidgenossen- 
schaft dort,  ohne  ihre  Zustimmung,  keine  andere  Nach- 
barschaft erhalte*),  —  mehr  als  einen  kleinen  Streifen 
l&ngs  des  Sees,  mit  der  Stadt  Versoix,  zu  erhalten,  welcher 
schon  1814  zu  Gunsten  einer  ungehinderten  Verbindung 
zwischen  Waadt  und  Genf  neutralisirt')  worden  war. 


')  Das  alte  Genfer-Gebiet  ist  in  Jahrbuch  11,  315,  Anmer- 
ktmg.  nfiher  bezeichnet. 

*)  Ueber  diese  Eroberung  und  Wiederabtretung  des  Pays 
de  Gez  und  seine  Cession  au  Frankreich  durch  deu  Lyoner- 
Vertrag,  sowie  Ober  die  Plane  des  französischen  Ministers 
dDc  de  Choiseol,  Versoix  zu  befestigen  und  zu  einer  Art  von 
Trutz-Genf  zu  machen,  vgl.  Jahrbuch  IX,  205  u.  folg.,  und  die 
zwei  einl&sslichen  Werke  von  Henri  Fazy:  «La  guerre  du 
Pays  de  Gex*  und  *Histoire  de  Gen^ve  £>  l'^poque  de  l'Esca- 
iade  1597-1608>.  Ueber  die  Versuche  von  1814/15,  das  Pays  de 
Gex  wieder  zu  erhalten,  vgl.  Jahrbuch  II 306.  Die  Hehr  interes- 
sante Vorgeschichte  des  unglQcklichen  «Lausanaer- Vertrags* 
von  1661  enth&lt  ein  ausfOhrlicher  Aufsatz  von  Prof.  Oechsli 
in  Jahrbuch  Band  Xm. 

')  D,  h.  es  waren  dort  Douanen  ausgeschlossen  und  freier 
Militflrdnrchpassfürdie  schweizerischen  Truppen  gewährleistet, 
ErklAmng  des  Wiener-Kongresses  vom  20.  Mätz  1816,  Art.  5, 
Jahrbuch  !V,  213,  II,  306.  Dort  ist  auch  die  Note  der  fran- 
tOsiscbeu  Regierung  abgedruckt,  in  welcher  eine  kurze  Zeit 
laug  ein  Austausch  des  Pays  de  Gex  gegen  Pruntnit  ange- 
Iwten  war.     Der    Versuch    eines    'Systfeme    r^duit>  Pictet's, 
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Von  dem  Punkte  an,  wo  die  Gränzlinie  das  Flüsschen 
Versoix  verlässt,  bis  zur  Rhone,  ist  dieselbe  durch  Gränz- 
steine  vom  Jahre  1818  bezeichnet,  von  deren  letztem  so- 
dann bis  zu  der  Einmündung  des  Baches  Nant  de  Vo- 
sogne,  die  Mitte  der  Rhone  die  Gr&nze  bildet.  Der  sehr 
stark  einspringende  Winkel  von  Femex,  wodurch  diese 
benachbarte  Ortschaft  von  dem  schweizerischen  Gebiete 
ausgeschlossen  bleibt,  lag  nicht  in  der  Absicht  der 
Pariser- Kon t^essbeschlQsse,  sondern  verdankt  seine  Ent- 
stehung einem  <Irrthum>  in  der  definitiven  Redaktion 
des  betreffenden  Kongressdokuments,  wenn  man  die  Sache 
milde  bezeichnen  will.') 

Vom  Nant  de  Vosogne,  beziehungsweise  von  der 
Rhone  unterhalb  Chanzy  weg  bis  zum  Mont  Dolent  ist 
die  französische  Gränze  und  der  zweite  Theil  der  schwei- 
zerischen Westfront  die  ehemals  sardinische  Gränze,  wie 
sie  durch  den  Turiner- Vertrag  vom  16.  März  1816  zwischen 
der  Schweiz  und  Sardinien  vereinbart  und  später  noch 
durch  eine  besondere  Gränzregulirung  des  Jahres  1816 
festgestellt  wurde.  Dieses  Gebiet  ist  im  Jahre  1860  an 
Frankreich  H  hergegangen^),  und  es  sind,  da  Sardinien 
damals  die  hochsavoyischen  Provinzen   mit  den  Rechten 

nämlich  einer  neutralen  Zone  längs  der  ganzen  franzdsischen 
Gränze,  in  welcher  weder  Festungsbauten,  noch  Tnippenan- 
Sammlungen,  noch  Douanen  gestattet  sein  sollten,  blieb  eben- 
falls fruchtlos,  Jahrbuch  IV,  2S7. 

')  Vergleiche  die  Erzählung  dieses  Voi^ngs  in  Jahrbuch 
IV,  239  und  232.  Die  Gemeinden  Meyrin,  Moens,  Mategnin 
und  Fernes  gingen  damals  der  Schweiz  in  letzter  Stunde  auf 
eine  schwer  qualifizirbare  Art  verloren,  andere  ebenfalls  ge- 
fälirdete  konnten  bloss  durch  das  Auskratzen  eines  Wortes 
noch  gerettet  werden. 

»)  Vgl.  den  spätem  Abschnitt  über  die  völkerrechtlichen 
Verhältnisse  und  Jahrbuch  IX,  pag.  258,  sowie  Jahrbuch  IV, 
pag.  272. 
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und  Pflichten  an  FraDkreicb  abtrat,  wie  es  selber  sie 
besessen  hatte,  die  Grftnzbestimmungen  die  gleichen  ge- 
blieben, mit  Ausnahme  jedoch  einer  grösseren  Gränzregu- 
lirung,  welche  durch  eine  Uebereinkunft  vom  10.  Juni  1891 
stattgefunden  hatJ)  Grossere  Abschnitte  dieser  Gr&nz- 
linie  sind  unzugänglich  und  werden  bloss  durch  die  Wasser- 
scheide der  Gebirgskfimme  bestimmt,  so  namentlich  die 
Strecke  vom  Col  de  Balme  bis  zum  Mont  Dolent;  auf 
andern  Strecken  befinden  sich  Gränzsteine,  an  Zahl  97, 
die  bis  zum  Einfluss  der  Morge  bei  St-Gingolph  in  den 
Genfersee  reichen. 

Die  Herstellung  der  sQdlichen  Gränze  des  Kantons 
Genf,  damals  gegenüber  Sardinien,  geschah  zunächst  durch 
ein  besonderes  Protokoll  des  Wiener-Kongresses  vom  26. 
bis  29.  März  I8L5.<)  Damit  war  jedoch  die  Sache  noch 
nicht  erledigt,  sondern  bei  der  Wiederbesammlung  des 
Kongresses  in  Paris  erlangte  Genf  durch  seinen  gewandten 
Unterhändler  PJctet  de  Bochemont  weitere  Zusicherungen, 
die  tbeils  in  dem  Pariser-Friedensvertrag  vom  20.  No- 
vember 1816,  theils  in  einem  demselben  vorangehenden 
Minist«rkonferenz-Protokoll  vom  3.  November  1815  ent* 
halten  sind.')    Die  Ausl^rung,  welche  mit  einem  Aus- 

')  VgL  BundesbUtt  von  1881  Nr.  27  und  Eidg.  fies.-S.  XIX, 
439.  Diese  Uebereinkunft  wurde  in  Folge  von  Widerstand 
seitens  hochsavoyischer  Senatoren  erst  nach  vielfachen  diplo- 
matischen Reklamationen  der  Schweiz  endlich  auch  vom  fran- 
zösischen Senat«  im  Jahre  1900  ratifizirt.  Vgl.  Jahrbuch  XIV, 
252,  XV,  474,  wo  diese  auch  fQr  die  Zukunft  nicht  ganz  uu- 
bedenkUchen  Erörterungen  abgedruckt  sind.  Wesentliche  Ver 
Änderungen  hatten  übrigens  gar  nicht  stattgefunden. 

*)  Vgl.  die  Erzählung  in  Jahrbuch  II,  346  und  den  bezüg- 
lichen Bericht  des  Oberst-Quartiermeisters  Finster  II,  535. 

')  Für  die  Erzälilung  dieser  Verhandlungen  des  Pariser- 
Kongresses  vgl.  Jahrbuch  IV,  198  und  folg.,  ein  besonders  in- 
teressanter Vorfall  pag.  241  und  275. 
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tausch  verbunden  sein  sollte,  fand  im  folgenden  Jahro 
durch  den  sog.  Turiner> Vertrag  vom  16.  M&rz  1816  statt, 
bei  welchem  es  Pictet  gelang,  den  Austausch  zu  ver- 
meiden und  eine  weit  ertraglichere  Grfinze  zu  erlangen 
als  anfänglich  im  Bereich  der  Ul^licbkeit  zu  liegen  schien.') 
Die  noch  übrig  bleibenden  WOnsche  der  Schweiz  wurden 
durch  die  Schaffung  eines  Neutralitfitsgebietes  sfldlich  des 
Genfersees  und  einer  freien  Zollzone  beschwichtigt,  wo- 
von später  die  Rede  sein  wird.  Die  ganze  Gränzverbaod* 
lung  mit  Sardinien  schloss,  nachdem  noch  bei  der  lieber- 
gäbe  der  abgetretenen  Gebietstheile  etwelche  Hinder> 
nisse  entstanden  waren,  im  Spätherbst  des  Jahres  1816 
mit  zwei  Separatvertrftgen  zwischen  Wallis  und  Sardinien» 
die  sich  auf  die  Simplonstrasse  beziehen,  welche  nicht  nach 
der  Ansicht  Pictets  zerstört  wurde.')  Dass  man  jetzt  eine 
Simplon-Eisenbahn  mit  Gränze  in  der  Mitte  eines  Tunnels 
für  ungefährhch  hält,  würde  diesen  geschicktesten  unserer 
modernen  Diplomaten  sehr  befremdet  haben. 

Zufolge  dessen  beginnt  die  südliche  Gränze  von 
Genf,  welche  seit  1860  den  zweiten  Abschnitt  der  West- 
gränze  gegen  Frankreich  einleitet,  an  der  Bhone  unter- 
halb Genf,  da  wo  der  Nant  de  Vosogne  in  dieselbe  ein- 
mündet, durchschneidet  die  Ebene  mit  Ausweichung  der 
Gemeinde  St-Juhen  bis  Veirier,  wo  sie  den  nördlichen 
Fuss  des  Saleve  berührt,  folgt  von  dort  eine  Zeit  lang 
dem  Foron,  nachdem  sie  die  Arve  nahe  bei  dessen  £in- 

')  Die  Erzählung  dieser  sehr  interessanten  Terhandlung 
findet  sich  in  Jahrbuch  IV,  272  und  folg.,  der  Turiner- Vertrag 
in  Jahrbuch  IV,  288. 

■)  Jahrbuch  IV,  pag.  304,  453.  Das  Jahrbuch  IV,  pag.  340 
bis  46Q  enthält  eine  Reihe  von  Beilagen  Ober  diese  Verhand- 
lungen, die  sonsf  weniger  leicht  zu  finden  sind. 
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mfinduDg,  bei  Sieme  überschritten  hat  .und  lAuft  dann, 
bei  Moniaz  nach  Norden  sich  wendend,  bei  Hermance, 
Ifings  dem  FlQsschen  Hermance  spitz  in  den  See  aus. 
Sie  war  tu^prOnglicb  durch  219  Marchsteine  mit  der  Jahr- 
zahl 1816  bezeichnet.')  Von  Hermance  bis  zum  Einfluss 
des  Baches  Hoi^e  bei  St-Gingolph  in  den  Genfersee  bildet 
die  Mitte  desselben  zwischen  zwei  senkrechten  Linien, 
welche  von  dem  Einfluss  der  Hermance  und  der  Moige 
auf  die  Mitte  ge^lt  werden,  die  Gebietsgrflnze,  schon 
nach  den  Bestimmungen  des  sog.  Lausanner-Vertrages 
zwischen  Bern  und  Savoyen  vom  30.  Oktober  1564,  Art.  20.*) 
Die  Vereinbarungen  mit  Frankreich  aber  den  Genfersee 
bestehen  bloss  in  einem  Fischereivertrag  vom  28,  De- 
zember 1880  mit  Zusfttzen  und  einem  auf  die  Schifffahrt 
bezDglichen  Vertrag  von  ursprOnglich  9.  Juli  1887,  jetzt 
10.  September   1902.»)    Der  Genfersee   ist  unzweifelhaft 


')  Die  Zahl  219  war  1816  richtig,  heute  ist  sie  es  nicht 
mehr,  lieber  die  Cession  von  St-Julien  an  Sardinien  vgl.  Jahr- 
buch IV,  2M. 

')  Vgl.  Denkschrift  Ober  den  Genfersee,  wo  die  weitem 
in  Betracht  kommenden  Verhaltnisse  erwJÜmt  sind.  Eine  be- 
merkenswerthe  Tagsatzungserklärung  betreffend  die  Gränzlinie 
in  GrAnzflOssen  und  Seen  vide  Bidg.  Absch.  VI,  II,  pag.  5. 

In  St-Gingolph,  das  sich  in  zwei  bloss  durch  den Morge- 
bach  getrennte,  sonst  völlig  zusammenhängende  Dorftheile 
scheidet  (St-Gingolph-Suisse  und  St-Gingolph-France),  be- 
steben mitunter  etwas  schwierige  Verhaltnisse  in  Bezug  auf 
Stimmrecht,  Steuer&agen,  Nutzungen  etc.,  da  oft  Borger  des 
einen  Staates,  sogar  Beamte  desselben,  auf  dem  Gebiete  des 
andern  wohnhaft  sind.    Vgl.  «Bund»  Nr.  203  von  1900. 

')  Eidg.  Gesetzsammlung  VI,  640,  X,  739,  XU,  52 ;  X,  171. 
XIX,  281,  Der  Wasserstand  des  Genfersees  wurde  durch 
Vereinbarung  zwischen  den  betheiligten  Kantonen  vom  17.  De- 
zember 1881  unter  Subvention  der  Eidgenossenschaft,  ohne 
Zuthun   Frankreichs,    regulirt  und  darilber   sodann    ein  Re- 
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als  neutralisirtes  Gebiet  zu  betrachten,  da  beide  Ufer,  das 
schweizerische  zufolge  der  schweizerischen  ewigen  Neu- 
tralität, das  savoyisch-französische  vermöge  der  Neutralität 
von  Hocbsavoyen  in  diesem  Verhältnisse  sich  befinden. 

Die  nun  folgende  Walliser-Gr&nze,  zunächst  von 
dem  Morge-Bacb  bis  zum  Uont  Dolent  entstand  nicht  durch 
den  Lausanner-Vertrag,  sondern  durch  ein  späteres  Ab- 
kommen mit  Savoyen  vom  i.  März  1569')  und  die  Gränzen 
daselbst  sind  bis  zu  der  neuesten  GränzreguUrung  mit 
Frankreich  nicht  ganz  festgestellte  gewesen.  Die  Gr&nz- 
linie  folgt  zunächst  dem  Gränzbache  Moi^  nach  aufwärts 
und  zieht  sich  dann  in  im  Ganzen  südöstlicher  Richtung 
über  das  Gebirg,  welches  die  Flussgebiete  der  Rhone 
von  denen  der  Drance  uud  der  Arve  trennt.  Es  bestand 
daraber  früher  ein  (älterer)  Turiner- Vertrag  vom  3.  Juli 

1737  mit  einem  Grftnzbereinigungsprotokoll  vom  9,  August 

1738  und  einem  Protokoll  vom  18.  Januar  1804  Ober  die 
Feststellung  der  Gränze  auf  dem  Col  de  Balme.  Streitig 
war  namentlich  die  Gränze  im  Thal  von  Valorcine  ge- 
blieben und  es  bestand  auch  keine  hinreichende  Ueberein- 
stimmung  zwischen  den  schweizerischen  und  sardiniscben 
topographischen  Karten.  DieGränzbereinigungvomlO.Juni 

1891  hat  nun  die  Linie  vom  Genfersee  bis  zum  Mont  Dolent 
genau  festgestellt,  was  theils  durch  die  Wasserscheide, 
theils  durch  Gränzsteine  geschieht.  Gegenwärtig  soll  eine 
elektrische  Bahn  durch  das  Ferretthal  und  über  den  Col 
de  Ferret  nach  Courmajeur  konzessionirt  werden. 

glement  vom  13.  Seplember  1892  erlassen  und  am  7.  Oktober 

1892  vom  Bundesrath  genehmigt.  Ueber  diese  Wasserverhält- 
nisse  vgl,  Denkschrift  ober  den  Genfersee  pag.  16. 

')  Durch  dasselbe  wurde  der  Distrikt  Monthey  an  Wallis 
abgetreten,  dt^egen  das  übrige  Land  bis  zur  Drance  an  Sa- 
voyen zurückgegeben. 
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Am  Mont  Dolent  beginnt  die  schweizerische  SQd- 
gränze  gegen  Italien,  welche  sich  in  im  Allgemeinen 
tetlicher  Richtung,  aber  mit  grossen  ein-  und  ausspringen- 
den Winkeln,  durch  welche  sie  sich  zeitweise  ganz  nach 
Norden  oder  nach  SQden  wendet,  bis  zu  einem  Punkt, 
*20U  m.  nördlich  der  Passhohe  des  Stilfseijoches  (Breit- 
kamm oder  Dreisprachenspitz  auf  der  Österreichischen 
Karte)  hinzieht,  wo  die  drei  Staaten  Schweiz,  Italien  und 
Oesterreich  zusammentreffen.  Die  Südgränze  ist  auf  grosse 
Strecken,  sowohl  im  westlichen  Anfang  als  im  Ostlichen 
Ausgang  die  unwegsamste  der  Schweiz,  indem  sie  zum 
Theil  über  die  höchsten  Kämme  der  Alpen  und  grosse 
Gletscher  führt.  Sie  ist  such  die  am  häufigsten  bestrittene, 
öfter  durch  Krieg  erkämpfte  und  zum  Theü  wieder  verlorene 
gewesen,  und  die  äusserlich  glänzendste  Periode  der  Eid- 
genössischen Geschichte  vom  Beginn  des  15.  Jahrhunderts 
bis  zur  Schlacht  von  Marigaano  und  dem  «ewigen  Frieden* 
mit  Frankreich  hängt  mit  ihrer  Erwerbung  und  Behaup- 
tung zusammen,  wobei  schliesslich  von  den  drei  natltr- 
licben  Grftnzforts  gegen  Italien,  Domo  d'Ossola,  Bellinzona 
und  Cbiavenna  nur  das  mittlere  der  Schweiz  erbalten 
blieb.') 

Die  Gränze  verläuft  zunächst  in  östlicher  Richtung 
zwischen  dem  Kanton  Wallis  und  Italien  bis  ziuu  Monte 
Rosa  und  sodann,  nordöstlich  stark  einspringend,  bis  zum 
Grieshom.  Ausgenommen  am  Grossen  St.  Bernhard  und 
am  Simplon  ist  Qberall  die  Wasserscheide  der  penninischen 
Alpenkette  die  Gränze  ohne  Marchsteine;  auf  der  Pass- 
höhe des  grossen   St.   Bernhard   hingegen  ist   ein   Theil 


')  Vgl.  hierdber  «Der  Verlust  des  Eschentlials >  in  Jahr- 
buch VI,  230. 
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des  Sees,  dessen  Wasser  nach  SOden  abfliegst,  schweize- 
risches Gebiet  und  ist  die  Gr&nze  durch  zwei  kleine  Gränz- 
steine  bezeichnet.  Am  Simplon  biegt  die  Granzlinie  vom 
Portjengrat  im  Hintergründe  des  Saasthales  in  östlicher 
Richtung  auf  den  Südabh^ng  des  Gebirges  ab  und  schliesst 
denselben  bis  zur  Schlucht  unter  Gondo ')  in  das  schweize- 
rische Gebiet  ein.  Vom  Monte  Leone  bis  zum  Grieshom 
bildet  wieder  die  Wasserscheide  zwischen  den  Flussge- 
bieten der  Rhone  und  der  Tosa  die  Gränze. 

Am  Grieshom  beginnt  die  Gr&nze  zwischen  dem 
Kanton  Tessin  und  Italien,  welche  zunficbst  noch  bis  zu 
dem  San  Giacomo-Pass  Astlich  verläuft,  dann  aber  sich 
nach  Soden  wendet  imd  den  grossen,  gegen  Italien  aus- 
springenden  Winkel  bildet,  welcher  den  Kanton  Tessin 
und  das  graubQndnerische  Misox  umfasst.  Der  bis  zum 
San  Giacomo-Pass  hinaufreichende  italienische  Landestheil 
ist  das  alte  Eschenthal,  jetzt  in  seinem  unteren  Theile 
vom  Langensee  bis  Domo  d'Ossola  Valle  d'Ossola,  von 
dort  bis  Unterwald  (Foppiano)  Val  d'Antigorio  und  weiter 
oben  Val  Fonnazza  genannt,  ein  langes  Thal  mit  ver- 
schiedenen, ausgeprägten  Thalstufen.  Dasselbe  war  die 
älteste  eidgenossische  Besitzui^  jenseits  der  Alpen,  ging 
jedoch  schon  im  Herbst  des  Jahres  1515  durch  den  Qber- 
eilten  Abzug  eines  bemischen  Heerführers  aus  dem  festen 
Domo  d'Ossola  (damals  an  Frankreich)  verloren  und  wurde 
durch  den  ewigen  Frieden  mit  Franz  I.  von  1516,  welcher 


')  Ueber  die  Erbauung  der  Simplonstrasse  vgl.  J&lirbuch 
I,  269,  Ober  die  Verhandlungen  betreffend  ihre  Zerstörung  Jahr- 
buch IV,  224.  Ein  neuester  Vertrag  mit  Italien  von  diesem 
Jahre  ist  noch  nicht  beidseitig  ratifizirt.  Er  enthält  wichtige 
militärische  Bestimmungen,  wie  sie  an  keinem  andern  Punkte 
der  Gränze  bestehen. 
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die  italienischen  Besitzverbältnisse  auf  der  Grundlage  der 
augenblicklichen  Occupation  (des  sog.  «uti  possidetis>) 
regelte,  nicht  wieder  erlangt. ')  Audi  das  Gebiet  des  heu- 
tigen Kantons  Teasin  war  Jahrhunderte  lang  Kampfplatz 
und  Kampfpreis  in  den  Kriegen  der  Eidgenossen  gegen 
die  jeweiligen  Besitzer  des  Herzogthums  Mailand,  welche 
eigentlich  er^t  mit  der  Konstituinmg  des  heuten  Kantons 
Tessin  durch  die  Mediationsakte  von  18(@  ihr  völliges 
Ende  erreichten.  *)  Die  Hauptvertr&ge  der  alten  Zeit  sind 
der  Vertrag  von  Arona  mit  Ludwig  XII,  von  Frankreich 
vom  II.  April/16.  Juni  1603  für  den  obem  Theil,  und  der 
ewige  Frieden  vom  29.  November  1516  mit  Franz  1.  fOr 
den  untern.  •) 

Spätere  Gränzvertrige  im  westlichen  Theil  gegenüber 
Sardinien  datiren  vom  25.  Juni  1S05  (zwischen  Onsemone 
und  Graveggia)  und  16.  Juli  1807  (zwischen  Onsemone 
undDi&simo);  fOrdie  ehemals  Osterreichisch-mailändische 
Grflnze  ist  das  Hauptdokument  der  Vertrag  von  Varese 
zwischen  der  Kaiserin  Maria  Theresia  und  den  XII  Orten 
der  Eidgenossenschaft  vom  2.  August  1752,  mit  einer 
Gränzbeschreibung,  welche  lediglich  durch  eine  Ueberein- 
kunft  vom  5,  Oktober  1861  etwas  modifizirt.  und  neuestens 

')  Die  Geschichte  dieses  Landestheils  und  speziell  des 
Terluetes  desselben,  soweit  sie  sich  aus  den  Akten  der  Eidg. 
Abschiede  ergibt,  ist  in  Jahrbuch  IV,  230  n.  folg.,  enthalten. 

')  Die  interessante  und  wenig  bekannte  Tessiner-Geschichte 
Ton  1798  ist  enthalten  in  Jahrbuch  III,  pag.  97,  die  Annexions- 
versuche  Napoleons  in  Jahrbuch  I,  ^0  a.  folg.,  die  Verhält- 
nisse von  1816  in  Jahrbuch  IV.  324. 

'I  Eidg.  Abschiede  III,  Beilage  8,  8,  13.  Der  ewige  Friede 
hess  den  Eidgenossen  die  Wahl,  die  südlichen  Bezirke  gegen 
eine  Abfindung  von  300,000  Sonnenkronen  (circa  3'/>  Millionen 
Fr.  heutigen  Geldes)  an  das  Herzogthuin  Mailand  abzutreten, 
was  nicht  angenommen  wurde. 
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revidirt  worden  ist. ')  Die  Gränze  in  der  Alp  Cravairola 
unter  dem  Sonnenhorn  gegendber  dem  tessinischen  Valle 
di  Campo  wurde  durch  einen  Obmannspruch  des  ameri- 
kanischen Gesandten  Marsh  in  Florenz  in  nachtheiliger 
Weise  für  die  Schweiz  festgestellt.*)  Die  ganze  Tessiner- 
Gränze  ist  selten  eine  von  der  Natur  gegebene,  sondern 
wird  meistens  durch  Verträge  und  Märchen  bestimmt.  Sie 
folgt  vom  Grieshorn  bis  zum  Sonnenhom  zuerst  der  Ge- 
bit^skette  zwischen  den  Flus^ebieten  der  Tosa  und  der 
Maggia,  geht  dann  quer  durch  das  Campothal,  Onsemone- 
thal  und  Centovallithal  bis  auf  den  Monte  Ghiridone  und 
fallt  von  demselben  in  das  Valmara-Thal  hinunter,  wo 
sie  unweit  von  Brissago  den  Langensee  erreicht.  Der  Mitte 
desselben  folgt  sie  seeaufwärts  bis  g^enttber  dem  Valle 
di  Zenna,  steigt  durch  dasselbe  auf  den  Monte  Gambarogno, 
durchschneidet  das  Val  Vedasca  und  wendet  sich  dann 
südlich  zur  Tresa  (Marche  Nr.  48),  dem  Ausfluss  des  Lu- 
ganersees,  welche  sodann  stromaufwärts  bis  zu  diesem  See 
die  Gr&nze  ist.')  Der  Luganersee  ist  zum  grösseren  Theile 
Schweizerisch,  dagegen  zwischen  Ponte  Tresa  und  Mor- 
cote  bis  zu  dem  Grfinzstein  Nr.  49  in  der  Mitte  getheilt. 
Die  Buchten  von  Porto  Ceresio  und  Porlezza  sind  aus- 
schliesslich italienisch,  und  am  mittleren  Theil  des  Sees 
befindet  sich  eine  italienische  Enclave,  Campione,  die 
dort  auch  bis  in  die  Mitte  des  Sees  hinausreicht  und 
seit  ältester  Zeit  italienisches  Gebiet  geblieben  ist.  *)  Bis 

')  Vgl.  darüber  die  Deukscbnft  über  den  Luganersee  f  1897), 
welche  auch  noch  einige  andere  ältere  Gränzdokumente  nennt. 

')  Vgl.  Bundesblatt  J874,  I,  285. 

')  Die  Fischerei  in  der  Tresa  ist  schweizeriscb,  dagegen 
die  Gränze  selbst  ist  in  der  Mitte  des  Flusses. 

')  Campione  war  eine  Schenkung  Karls  des  Grossen  an 
das  Stift  San  Ambrogio  in  Mailand  und  wurde  daher  stets  von 
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1861  entsprach  ihr  auf  dem  gegeDllberliegenden  Ufer  die 
kleine  Endave  von  San  Martino,  welche  aber  durch  das 
Uebereinkommen  mit  Italien  von  diesem  Jahre  scbwei> 
zerisch  geworden  ist.  Die  Gränzlinie  verlfisst  den  See 
in  der  Nftbe  von  Porto  ')  und  springt  in  verschiedenen 
Biegungen  aus  bis  zum  Monte  Olimpino  sfldlich  von  Chiasso 
und  oberhalb  Como  und  wendet  sich  dann  zurück  zum 
Luganersee,  den  sie  (abgesehen  von  Campione)  am  Monte 
Caprino  wieder  erreicht  (Marche  Nr.  9).  Sie  flberschreitet 
ihn  daselbst,  erreicht  bei  Oria  (Marche  Nr.  8)  das  Val  Solda, 
welches  sie  auf  der  Hohe  des  Gebirgszuges  umgeht,  der 
dasselbe  vom  Val  di  Colla  trennt,  und  folgt  dann  der 
Fortsetzung  dieses  Gebirgsrückens  bis  zum  Joriopass  auf 
der  Hohe  des  Arbedo-Thals,  wo  die  Gränze  des  Kantons 
GraubOnden  beginnt.     Dieselbe   verlauft    in    nördlicher 


den  XU  regierenden  Orten  der  alten  Eidgenossenschaft  ala 
Kircheugut  respektirt;  doch  stand  es  eigentlich  unter  deren 
Oberhoheit  in  Beieug  auf  Justiz  und  MiUtArpflicht  und  wurde 
auch  unter  diesem  Gesichtspunkte  mit  Recht,  wiewohl  vev' 
geblich,  in  einer  Denkschrift  an  den  Wiener- Kon gress  für 
die  Eidgenossenschaft  beansprucht.  Vgl.  Jahrbuch  IV,  älH; 
Tsg9.-Abschied  der  sog.  <  langen  Tagsatzung  •  II,  lit.  A.  N. 
pag.  11.;  Denkschrift  Ober  den  Lt^anersee  pag.  6  und  11.  Die 
Bucht  von  Ponte  Tresa,  der  sog.  Laghetto  di  Ponte  Treaa 
diesseits  der  Linie  Ponte  Tresa-Torrazza.  und  der  ganze  See- 
arm  von  Agno  sind  ausschUessUch  schweizerisches  Gebiet. 

'I  Der  Ausfluss  des  Luganersees  erfolgt  ausschliesslich 
westlich  durch  die  Tresa;  einer  kdustlichen  Ableitung  bei 
Capolago  durch  einen  Kanal,  welcher,  unter  Mendrisio  durch, 
oberhalb  Como,  die  itaUeniscbe  Hochebene  erreichen  und  be- 
wassern  sollte  (Villorese- Kanal),  hat  die  Eidgenossenschaft  ihre 
Zustimmung  bisher  nicht  ertheilf.  Eine  Korrektur  des  Aus- 
flusses ist  jedoch  stets  in  Frage.  Der  Ausfluss  des  Langen- 
sees  bei  Sesto  ist  unter  BegrOssung  der  Eidgenossenschaft 
von  Italien  regulirt  worden,  den  Einfluss  des  Tessin  in  den- 
selben hat  die  Eidgenossenschaft  allein  korrigirt. 
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Richtung  bis  zum  Tambohom,  ohne  Märchen,  auf  der  Höhe 
des  wilden  und  sehr  passloBen  Gebirgszuges,  während  der 
letzte  Theil  der  schweizerischen  Südgränze  vom  Tambohom 
bis  zum  Stilfserjoch  im  ganzen  eine  Sstlicbe  Bichtung  an- 
ninunt.  Das  St.  Jakobsthal,  das  bis  zur  Hohe  des  Splfigen- 
passes  hinaufreicht  und  zur  alten  Grafschaft  Chiavenna  ge- 
hörte, sowie  das  sfldlich  angrenzende  VelÜin  mit  der  Graf- 
3chaft  Bormio  stand  von  1512  bis  1797  unter  der  Herrschaft 
der  drei  Bünde  in  Rhätien,  die  sich  ursprüglich  bis  nach  Gra- 
vedona am  Comersee  erstreckte,')  Die  untersten  drei  «pievi> 
am  See  gingen  jedoch  schon  bald  (1526)  in  den  sogenaant«Q 
( Milsserkriegen  >  gegen  den  Kastellan  Jakob  von  Medici, 
einen  unternehmenden  Freibeuter,  der  auf  dem  jetzt  zer- 
störten Schlosse  Musso  oberhalb  Dongo  seinen  uneinnehm- 
baren Sitz  hatte,  verloren,  der  ganze,  grössere  Rest  durch 
das  Dekret  Bonaparte's  datirt  von  Passeriano,  10,  Oktober 
1797.  *)  Die  GrSnze  des  mit  demselben  parallel  laufenden 
Valle  di  Lei  ist  erst  in  neuerer  Zeit  so  festgestellt  worden, 
dass  das  ganze  Thal  itaUenisches  Gebiet  ist.  Zwischen  der 
Bemina-Gruppe,   welche   von  der  Grftnze  durchschnitten 

')  Die  spätere  Gränze  des  graubandnerischen  Gebietes, 
nach  den  Mflsserkriegen,  reichte  bis  zu  dem  Dorfe  Sant'Agata 
am  Einflüsse  der  Adda  in  den  obern  Comersee,  wo  noch  heute 
die  Ruinen  der  Grftnzfestung  Fuentes  stehen,  die  von  einem 
spanisch-mailandischeu  Sttttthalt«r  dieses  Namens  gegen  Grau- 
banden  errichtet  worden  ist. 

•)  Vgl.  hierüber  Jahrbuch  II,  p^.  170,  808,  473,  640.  Die 
Art  und  Weise,  wie  das  Velthn  sclilieashch  am  Wiener  Kon- 
gresse definitiv  verloren  wurde,  ist  nicht  aus  sch'freizeri sehen 
Quellen,  die  darüber  sehr  ungenügend  vorhanden  sind,  sondern 
aus  den  Papieren  eines  veltlinischen  Unterhändlers,  Grafen 
Guicciardi,  zu  ersehen.  Die  graubündnerischen  Zustände  im  Jahre 
18U  sind  in  einer  sehr  seltenen  Flugschrift  geschildert,  welche 
im  Jahrbuch  II,  pag.  4K>.  abgedruckt  ist.  Das  Grabmal  des 
•  Kastellans  von  Hüss»  befindet  sich  im  Mailänder  Dom. 
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wird,  uod  dem  Valle  di  Livigno,  bildet  das  graubflndnerische 
Puschlaverthal  noch  einen  stark  susspringenden  Winkel 
g^en  das  Yeltlin.  Dasselbe  wurde  schon  1486  von  dem 
Herzog  Lodovico  11  Moro  von  Mailand  an  den  Gottesbaus- 
buod  und  das  Bistfaum  Chur  al^treten  und  folgte  1797  nicht 
dem  Uebergang  des  Veltlin's  an  die  damalige  cisalpinische 
Republik,  obwohl  es  zeitweise  auch  von  französischen 
Truppen  besetzt  und  zum  Anschluss  an  Italien  aufgefor- 
dert worden  war. ')  Dagegen  theilte  das  Valle  di  Livigno, 
welches  topographisch  zur  Schweiz  gehttren  würde,  in 
Folge  seiner  historischen  Zugehörigkeit  zu  der  alten  Graf> 
Schaft  Bormio  das  politische  Schicksal  derselben.  That- 
sftchlich,  wenn  auch  nicht  geographisch,  ist  es  auch  eine 
italienische  Enclave  und  wie  Campione  aus  der  italienischen 
Zolllinie  ausgeschlossen.  Die  graubündnerische  Grfinzlinie 
Oberschreitet  vom  Tambohom  weg  den  Splflgenpass  auf 
der  PasshOfae,  dann  das  Suretta-GIebirge  und  den  Passo 
d'Emmet  und  gelangt  an  den  Averser  Rhein  bei  der 
Ausmündung  des  Valle  di  Lei.  Von  dort  erhebt  sie  sich 
nach  Soden  zu  auf  die  Wasserscheide  zwischen  den  Fluss- 
gebieten des  Rheins  und  der  Adda,  durchschneidet  das 
Thal  der  Maira  bei  Castasegna  und  wendet  sich  dann 
wieder  nach  Osten  auf  die  Beminakette,  deren  Wasser- 
scheide bis  zum  Piz  PalQ  die  Gränze  bildet.  Von  dort 
macht  sie  die  Altsbiegung  nach  Süden,  welche  das  Pusch- 
lav  umfasst  und  bei  der  ehemaligen  Gränzfestung  Piatta- 
mala,  in  der  N&he  der  berühmten  Wallfahrtskirche  <Ia 
Madonna  di  Tirano  >  *)  südlich  endet.     In  scharfer  ROck- 


')  Vgl.  über  diese  wenig  bekannten  Vorgänge  Jahrbuch 
m,  876,  nach  den  Aufzeichnungen  von  MarchioU. 

»)  Dieselbe  wurde  auf  Grund  der  Vision  eines  Hirten  in 
der  Zeit  der  Veltliner-Gegenerformation  erbaut. 
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bieguDg  nach  Norden  umgeht  sie  das  Livignotbal  und 
wendet  sich  dann  in  ihrem  letzten  Theile  wieder  nach 
Osten,  Qberschreitet  das  Wormserjoch  und  endigt  auf  der 
Passhöhe,  200  Meter  nördlich  ttber  dem  StrassenQbergang 
der  Stelvio-Strasse,  wo  die  letEte  von  den  5  Märchen  steht, 
welche  zwischen  dem  Wormserjoch  und  dem  Stelvio  die 
tiränze  bezeichnen. 

Die  einzehien  Partien  der graubOndnerisch-italieniscbeu 
Gränze  sind  zum  Theil  erst  in  neuerer  Zeit  festgestellt 
worden,  namentlich  durch  eine  UebereinkunFt  vom  27. 
August  1863  und  22.  August  1864.  Auf  dem  Splügenpass 
wurde  die  Passhöbe  als  Gr&nzpunkt  angenommen,  im 
Bei^ell  bei  Castasegna  die  Flussbetten  der  Comagina  und 
des  Lovero  und  zwischen  beiden  Eiomündungeu  die  Maira. 
Am  Südende  des  Puschlaverthales  wurde  die  alte  Grftnz- 
marche  anders  gestellt,  so  dass  die  Ruinen  von  Piattamala 
Italien,  die  Alp  Pescia  hingegen  der  Schweiz  zufielen ; 
auf  dem  Stelvio  wurde  eine  Marche  an  die  Strasse  bei 
ihrer  letzten  Wendung  unterhalb  der  Passhöhe  gesetzt. ') 
Dagegen  blieben  die  Märchen  bestehen,  welche  im  Jahre 
löiO  zwischen  dem  Livignotbal  und  der  Gemeinde  Zemetz 
gesetzt  worden  waren  und  heute  noch  gelten. 

Von  dem  Dreiländerstein  der  sog.  Ferdinandshöhe 
auf  dem  Stilfserjoch  erstreckt  sich  die  Ostgränze  der 
Schweiz,  die  kürzeste  ihrer  vier  Fronten,  bis  zur  bishe- 

')  Hier  schliesst  sich  jetzt  die  mit  eidgentissischer  Sub- 
vention erbaute  Umbraüstrasae  au,  welche  nach  Sta  Maria  im 
graubOndnerischen  MQnsterthal  Iiin unterfahrt  und  daselbst 
einerseits  in  die  Ofenbergatraase  nach  Zemetz,  anderseits  in 
die  nach  dem  Vinschgau  und  nach  Landeck  führende  Öster- 
reichische Strasse  einmündet.  Das  kleine  letzte  Stück  der- 
selben auf  italienischem  Boden  ist  mit  Zustimmung  Italiens 
durch  die  Schweiz  gebaut  worden. 
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ligen  Äusmündung  des  RheiDS  in  den  Bodensee.  Sie 
verlauft  znnächst  nördlich  Ober  die  Wasserscheide  bis 
zum  Piz  Chavalatech  zwischen  MQnster  und  Stilfs,  durch- 
schneidet dann,  sich  nach  Osten  wendend,  das  graubünd- 
nerische  MOnsterthal  nahe  an  der  Stelle,  wo  am  22.  Mai 
1499  die  berühmte  Schlacht  lan  der  Malserhaide>  im 
Schwabenkriege  stattfand  und  steigt  sodann  auf  den  Piz 
Urtiola.  Diese  Grftnzstrecke  ist  durch  ein  Gränzbereinigungs- 
Protokoll  mit  Oesterreich  vom  13.  September  1859,  das  von 
der  Urtiola-Spitze  bis  zum  Grfinzkreuz  auf  der  Strasse 
von  Mtlnster  nach  Taufers  reicht,  festgestellt  und  mit 
Härchen  versehen.  ')  Von  der  Urtiola-Spitze  zieht  sich 
die  Gräozlinie  Ober  das  Scarljoch,  durchschneidet  das  Val 
d'Uina  und  folgt  sodann  der  Wasserscheide  ■)  des  Ge- 
birgsrückens, welcher  das  Flussgebiet  der  Etsch  von  dem 
des  Inn  scheidet,  über  den  Piz  Lat  bis  zum  Inn  bei  Mar- 
tinsbnick.  Von  der  Brücke  von  Marünsbruck  bis  zur 
Brücke  von  Finstermüuz  ist  die  Mitte  dieses  Flusses  die 
Gräuze,  welche  in  dieser  Gegend,  nach  Jahrhunderte 
langem  Streit,  durch  einen  Staatsvertrag  mit  Oesterreich 
vom  14.  Juli  1868  und  ein  MarchungsprotokoU  vom  28. 
September  1868  festgestellt  wurde.')    Von  Finstermünz 

')  Von  Piz  Urtiola  bis  zur  Strasse  MOaster-Taufers  sind 
17  Marchsteine  vorhanden.  Von  dort  bis  Piz  Chavalatsch  noch 
4,  total  21.  Ueber  die  Grfinzen  hier  und  bei  Martinsbruck  be- 
stehen Plane  vom  3.  Oktober  1861  und  23.  August  1882.  In 
neuester  Zeit  ist  jedoch  mit  Oesterreich  eine  allgemeine  Gräiiz- 
revjsioQ  zwischen  Graubflnden  verabredet  worden,  deren  Äus- 
fOhrung  noch  zu  gewärtigen  ist. 

*)  In  der  Alp  Rusenna  verfolgt  die  Grflnze  nicht  genau 
die  Wasseracheide,  sondern  ist  durch  Marchsteine  bezeichnet. 

*)  Eidg.  Ges.-Sammlung  IX,  pag.  570.  Hiezu  kommt  der 
Zollvertrag  vom  10.  Dez.  1891,  der  etgänzende  Gränzabmach- 
ungen  enthalt.    Vgl.  den  Schluss  des  Aufsatzes. 
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bis  zum  Scbergenhof  am  Einäuss  des  aus  dem  Samoaun- 
thal  kommenden  Schergenbachs  in  den  Inn,  sowie  von 
diesem  Hofe  bis  Spiss  ist  der  das  schweizerische  Gebiet 
mehrmals  berührende  Gränzweg  neutrales  Gebiet,  auf 
dem  die  Verkebrsfreibeit  durch  keinerlei  Zolle,  Al^ben 
oder  Belästigungen  gehemmt  werden  darf;  die  Strasse 
selbst,  nebst  Brücke  und  Thurm  von  Alt-FinstermOnz, 
ist  Österreichisches  Gebiet  und  die  Gränzlinie  folgt  dem 
Scbergenbacb  seinem  Laufe  nach  aufwärts  bis  zur  Ein- 
mflndung  des  Zanderbaches  bei  Spissennflhl.  Die  Schweiz 
darf  auf  dem  ihr  durch  den  Staatsvertrag  zugetheilten  Ge- 
biete, ganz  besonders  auf  dem  Novella-Berg ')  keine  Be- 
festigungen errichten,  *)  es  ist  dies  der  einzige  Fall  dieser 
Art,  der  eine  solche  Servitut  zu  Lasten  der  Schweiz  entr 
hält.  Durch  den  Zollvertrag  von  1891  ist  es  Oesterreich 
gestattet  worden,  unbeschadet  der  Neutralität  und  Zoll- 
freiheit des  Gränzweges  eine  weitere  Zollstätte  bei  dem 
Schergenhof  zur  besseren  Kontrolle  des  Schmuggels  zu 
errichten.  Das  westlich  angränzende  graubflndnerische 
Thal  Samnaun  ist  während  des  grossem  Theils  des  Jahres 
nur  auf  diesem  Osterreich ischen  Gränzwege  zugänglich; 
ein  Sommerweg  führt  auch  über  die  hohen  Gränzge- 
birge  nach  Remüs  oder  Sins  im  Unterengadin.  Ton 
Spissermühl  folgt  die  Gränze  dem  Zander-  und  Malfrag- 
bach bis  auf  den  Gribellekopf.  Von  diesem  Gränzpunkt  bis 
zum  Falkniss  über  Maienfeld  folgt  die  Grftnzlinie  in  im 
allgemeinen  westlicher  Richtung  meistens  den  Wasser- 
scheiden zwischen  den  Flussgebieten  der  Trisanna  und 


')  Der  richtige  Name  wäre  <Ovel]a>,  nicht  < Novells». 

')  Staatsvertrag  Art.  1.  Oesterreich  hingegen  besitzt  bei 
Finstermflnz  an  der  Strasse  von  Landeck  nach  der  Malser- 
haide  ein  Fort,  welches  diese  Strasse  sperren  kann. 
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später  der  Hl  einerseits  und  des  Inn,  später  der  Land- 
quBTt  und  zuletzt  des  Rheins  anderseits.  Einzig  die  am 
nördlichen  Äbbang  gelegene  graubündnerische  Fimberalp 
ist  durch  Marchsteine  und  einen  Graben  ausgemarcht, 
nachdem  darüber  längere  Zeit  Streit  bestanden  und  die 
österreichischen  Karten  auch  hier  die  Wasserscheide  als 
Grftnze  angegeben  hatten.  Vom  Süvrettagebirg  bis  zum 
Falkniss  ist  der  Hauptrücken  des  Rhätikon  bis  zur  Falk- 
nissspitze  die  Gränze.  Von  derselben  sinkt  sie  herunter, 
zuerst  an  die  Landstrasse,  welche  von  Maienfeld  Über  die 
Luziensteig  nach  Balzers  führt,  und  von  dort  über  den 
Fläscherberg  in  die  Mitte  des  Rheins  gegenüber  Sargans. 
Diese  letzte  Gränzstrecke  bat  vier  Märchen,  eine  bei  dem 
Katharinenbnmnen  an  der  obgedachtea  Landstrasse  ober- 
halb Balzers ;  die  zweite  an  einem  Felsen  über  dem  liechten- 
steinischen Dorfe  Kleinmels;  die  dritte  im  Ellthal;  die 
vierte  am  Fusse  einer  Felswand  (Heidschopf)  über  dem 
Rhein,   dessen  Mittellinie  von  da  an  die  Gränze   bildet. 

Die  liechtensteinische  Gränze  beginnt  auf  dem 
Naofkopf,  3.5  km  Ostlich  des  Falkniss,  sie  endet  gegenüber 
dem  Dorfe  Sennwald  in  der  Mitte  des  Rheins.  Von  dort 
ist  die  Mitte  des  heutigen  Rheinlaufes  bis  zu  seiner  Aus- 
mündung in  den  Bodensee  die  Gränze  gegen  Oesterreich, 
ohne  Märchen  oder  Verträge.  Einzig  der  Rheinkorrektions- 
Vertrag  mit  Oesterreich  vom  30.  Dezember  1892  stellt 
nun  fest,  dass  der  alte  Rhein,  nicht  die  neue  Korrektions- 
Ausmündung,  die  Landesgränze  bleibt,  vorbehaltlich  be- 
sonderer Abkommnisse  über  Zoll,  Fischerei,  Schifffahrt, 
Bezug  von  Sand,  Kies,  Steinen.  ■)  Von  dieser  Einmündung 

■)  Art.  15  des  Staatsvertrages,  Jahrbuch  VlII,  573.    Das 
Farstenthuin  Liechtenstein  von  2%  Quadratmeilen  FlAchen- 
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des  alten  Rheins,  bei  «Altenrhein»  unwoit  von  Rorschach, 
reicht  die  Ostgränze  noch  in  die  Mitte  des  Bodensees 
hinaus,  bis  an  den  Punkt,  wo  fich  auch  die  Grunzen  des 
deutschen  Reichs  und  Oesterreichs  im  See  begegnen. 

Von  diesem  ideellen  Punkte  ab  beginnt  die  Nord- 
gränze  der  Schweiz  gegenüber  Deutschland,  speziell  den 
Reichsländern  Bayern,  Würtemberg,  Baden  und  zuletzt 
Elsass-Lothringen,  welche  mit  dem  Dreiländer-GrfinzsteiD 

Inhalt  ist  seit  1862  und  IS63  in  dem  Osterreichischen  Zoll-  und 
Postgebiet  mitinbegriffen  und  hat  auch  kein  eigenes  höheres 
Gerichtswesen,  kein  Militär  und  keine  Gesandtschaften.  Die 
Staats  vertrage,  welche  diese  Gränzstrecke  betreffen,  werden  da- 
her gewöhnlich  mit  Oesterreich  für  Liechtenstein  abgeschlossen, 
das  also  in  WirkUchkeit  ein  Österreichisches  Protektorat  ist. 
Vgl.  über  die  ziemlich  unbekauateVertassungJahrbuchXlI,  220. 
Das  Gebiet  wurde  1699  und  1708  von  den  frühem  Besitzern, 
den  jetzt  ausgestorbenen  Grafen  von  Hohenems,  angekauft  und 
von  Kaiser  Karl  VI  zu  einem  ReichsfQrstenthum  unter  dem 
Namen  der  nunmehrigen  Inhaber  erhoben.  Es  bildete  ein 
Reichsglied  des  alten  deutschen  Reiches,  spater,  von  1806  bis 
1813.  des  Rheinbundes  und  von  1815  bis  1866  des  deutschen 
Bundes.  Mit  dem  dermaligen  deutschen  Reiche  steht  das 
FOrstenthum  in  keiner  Verbindung,  mit  der  Schweiz  hingegen 
dadurch,  dass  es  seit  alter  Zeit  in  die  Diözese  Chur  gehOrt, 
der  einzige  noch  bestehende  Fall,  in  welchem  ein  schwei- 
zerisches Diözesangebiet  Ober  die  Landesgrftnze  hinaus  sich 
erstreckt,  oder  fremde  Diözesen  schweizerisches  Gebiet  mit 
umfassen.  Durch  den  Regensburger- Bei chsdeputation shaupt- 
schluss  von  1803  war  auch  das  ehemalige  Fdrstbistbum  Chur 
de  jure  aufgehoben  worden,  wodurch  dessen  österreichische 
Gebiete  verloren  gingen.  Der  Kanton  Granbüuden  erhielt  da- 
für als  Entschädigung  die  unter  österreichischer  Oberhoheit 
stehende,  dem  Füi-sten  Dietrichstein  gehörige  Grafschaft  Taiasp, 
die  eine  Art  von  Enclave  im  Unterengadin  gebildet  hatte.  Die 
andere  österreichische  Enclave  in  Graubanden,  RhäzQns,  wurde 
im  Jahre  1815  als  Entscliädigung  für  den  Verlust  des  Veltlins 
an  Graubünden  cedirt.    Vgl.  Jahrbuch  II,  327,  629. 
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bei  Pf etterhausen-Beurne vesain  endei  Die  schweizerischen 
Gränzkantone  der  Nordfront  sind  St.  Gallen,  Thurgau, 
SchaShausen,  Zürich,  Äargau,  beide  Basel,  Solothum  und 
Bern.  Es  ist  diejenige  Gr&nzstrecke,  welche  die  meisten 
kantonalen  Unt£rsbth eilungen  besitzt. 

Zunächst  bildet  die  Mitte  des  Bodensees  die  Landes- 
gränze  von  der  österreichischen  Gränze  ab  bis  vor  Kon- 
stanz, und  westlich  dieses  Stadtgebiets  wieder  die  des 
Rheins  und  Untersees  bis  zur  SchafFhauser-Grftnze.  Die 
Rechtsverhältnisse  auf  dem  Bodensee  sind  durch  einige 
internationale  UebereinkQnfte,  namenUich  Schifffahrts-  und 
Hafen  Ordnungen,  Verträge  über  Givilstands  Verhältnisse, 
welche  auf  dem  See  vorkommen,  und  über  unterseeische 
Kabel,  geordnet.  Eine  internationale  Regelung  der  Abfluss- 
verhältnisse  des  Bodensees  steht  nach  Beendigung  der 
Österreichisch-schweizerischen  Bheinkorrektion  bevor.  In 
der  Nähe  der  Stadt  Konstanz  bestanden  in  den  vorangehen- 
den Jahrhunderten  Verträge  Ober  das  Strandgebiet  und  die 
unmittelbar  anstossenden  Partien  des  Sees,  den  sog.  Kon- 
stanzer-Trichter, und  hat  dann  in  neuerer  Zeit  ein  kleiner 
Gebietstausch  stattgefunden,  wobei  auch  ein  neuer  zoll- 
freier Gränzweg  vereinbart  worden  ist') 

Die  Frage,  ob  der  Bodensee  neutralisirt  sei,  ist  auch 
schon  erörtert  worden,  *)  wird  aber  von  der  bei  weitem 

')  Vertrag  vom  28.  April  1878,  Eidg.  Gesetzsammlung  IV, 
206.  Die  frülieren  Verträge  waren  besonders  der  sog.  Raäsler'Hche 
von  1687  und  ein  solcher  von  1786. 

Vgl.  darüber  die  Denksclirift  Aber  die  Rechtaverhältnisse 
der  schweizerischen  Seen  pag.  6  und  einen  Bericht  des  eidg. 
Kanzlers  Amrhyn  von  l&iÖ  im  eidg.  Archiv. 

1  Vgl.  darOber:  Rettich,  die  vOlker-und  staatsreehtliclien 
Verhältnisse  des  Bodensec's;  Aepli,  historische  Darstellung  der 
Hoheitsrechte  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  auf  dem  Boden- 
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grossem  Anzalil  der  Völkerrechts-Schriftsteller  verneint; 
nur  der  schweizerische  Gebletstheil  partizipirt  naturgemftss 
an  der  schweizerischen  Neutralität. 

Die  tiränze  bei  Konstanz,  dem  einzigen  Punkte,  wo 
das  deutsche  Staatsgebiet  Aber  die  Rheinhnie  hinüberreicht, 
ist  jetzt  durch  den  soeben  genannten  Gränzvertrag  von 
1878  festgestellt,  und  theilweise  neu  vermarcht,  theilweise 
durch  ideelle  gerade  Linien  näher  bestimmt!)  worden. 


eee,  in  den  Mittheilungen  des  historischen  Vereins  von  St. 
Gallen;  Rivier,  Völkerrecht  pag.  127,  128;  Sarwey,  wOrttem- 
bergisches  Staatsrecht  I,  24;  Blum  er- Morel,  Handbuch  des 
schweif.  Bim  desStaatsrechts  HI,  374.  Denkschi'ift  über  die 
internationalen  Rechtsverhältnisse  der  schweizerischen  Seen 
pag.  7,  16. 

')  GränzvertragArt,  9.  Ob  die  Abtretiuig  schweizerischen 
Gebietes  eine  zweckmässige  und  hinreichend  compensirte 
gewesen  sei,  ist  nicht  mehr  zu  untersuchen.  Die  Verhält- 
nisse von  Konstanz  zu  der  Eidgenossenschaft  sind  oft  Gegen- 
stand von  Verhandlungen  gewesen.  Besonders  in  den  Jahren 
1469,  1500,  zur  Zeit  des  «christlichen  Burgrechts»  mit  ZOrich 
1527—31,  auch  im  BasJer-Frieden  von  1499,  in  dem  vorange- 
henden Schiedsspruch  Ludwigs  XI  von  Frankreich  vom  11. 
Juni  1474,  in  spätem  Vereinbarungen  von  1509,  1554  (Zeller- 
Vertrag)  und  1555  (Gerichtsherren' Vertrag).  Eine  Zusammen- 
stellung dieser  Beziehungen  enthält  ein  Basler-Schulprogramm 
von  Dr.  Julius  Werder,  1885  •  Konstanz  und  die  Eidgenossen- 
schaft'. Der  Bischof  von  Konstanz  bUeb  bis  zum  Jalire  I8(^ 
der  geistliche  Oberhirte  eines  erheblichen  Theils  der  Eidge- 
nossenschaft. Vgl.  Jahrbuch  I.  131.  Seitdem  Konstanz  öster- 
reichisch wurde  (1548),  behauptete  das  Ei-zhaus  zeitweise  ein 
«dominium  emineus>  auf  dem  Bodensee.  Vgl.  Denkschrift 
über  die  schweizerisch  an  Seen  pag.  15.  Eidgenössischerseits 
best«ht  darüber  eine  Erklärung  im  E.  Abscb.  VI  II  pag.  5,  die 
auch  für  die  andern  GränzseenBedeutunghat,  ■Rücksichtlich  der 
Jurisdiktion  auf  FlQssen  und  Seen  ist  mau  allgemein  der  An- 
sicht, dass  zwischen  zwei  angränzenden  Staaten  die  Mitte  der- 
selben (Flüsse  und  Seen)  die  Marchhnie  bilde,  sofern  nicht 
durch  Urkunden  etwas  anderes  festgestellt  worden,  ein  Grund- 
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Von  der  Konstanzer-GrAnze  weg  ist  die  Gränze  (Mitte  des 
Untersees  und  Rheins)  durch  einen  GrfinzTertrag  mit,  Baden 
vom  30./31.  Oktober  1864  festgestellt  Die  folgende  Grenz- 
linie zwischen  Seh  äff  hausen  und  Baden  ist  eine  der  kom- 
plizirtesten  der  Schweiz,  indem  der  ganze  Kanton,  eine  Par- 
zelle bei  Stein  au^enommen,  nicht  auf  der  schweizenschen 
Seite  des  Rheins  liegt  und  Oberhaupt  aus  drei  getrennten, 
durch  fremdes  Gebiet  unterbrochenen  Stöcken  besteht.  In 
dem  Hauptbezirk  befinden  sich  überdies  noch  zwei  voll- 
ständige badische  Enclaven,  Bflsingen  und  Verenahof;  Ober 
die  erstere  hat  ein  neuer  Staatsvertrag  vom  21.  September 
18%  stattgefunden.')  Die  Enclave  Bflsingen  gränzt  durch 
die  Mittellinie  des  Rheins  auch  an  die  Kantone  Zürich 
und  Thurgau,  die  übrige  Grftnzlinie  bezeichnen  nmd  herum 
123  Gränzsteine,  deren  erster  (der  Hattinger)  mitten  im 
Rhein  oberhalb  der  Enclave  steht.  Die  kleinere  Enclave, 
Verenahof,  weiter  n()rdlich  zwischen  den  schaffhausischen 
Gemeinden  BOttenhard  und  Opfertshofen  gelegen,  ist  mit 
47  Grfinzsteinen  ausgemarcht.  Die  ganze  Gränzlinie  dieses 
Hauptbezirks  <Schafrhausen>  z&hlt  980  Gr&nzsteine  und 
enthält  an  mehreren  Orten  noch  sehr  stark  einspringende 

satz,  der  schon  in  einem  Marchenstreit  der  regierenden  Orte  mit 
dem  Biacbof  Christoph  von  Eonstanz  im  Jahre  1554  anerkannt 
worden  sei.  >  Gleichzeitig  verspricht  die  Eidgenossenschaft 
getreue  Obsorge  zu  halten,  dass  nicht  vom  Thurgauischen  Boden 
aus  Feindseligkeiten  gegen  Konstanz  zugelassen  werden.  Es 
war  dies  eine  Art  von  Protektorat  und  Ausdehnung  der  schwei- 
zerischen Neutralität  auf  Konstanz,  wie  es  auf  der  andern 
Front  fOr  die  Franche-Comt^  bestand.  In  beiden  Fällen  hielt  es 
die  Eidgenossenschaft  nicht  immer  hinreichend  aufrecht,  an- 
sonst  die  heutigen  Gränzen  muthmasslich  andere  sein  wUrden. 
')  Eidg.  Ge9.-Samnilung  XV,  344,  XVI,  132.  Verenahof  ist 
darin  seltsamerweise  gar  nicht  erwähnt.  Vgl.  Jahrbuch  X, 
pag.  483.    Bundesblatt  1895,  Nr.  50. 
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Winkel  badischen  Gebiets,  die  Halbenclaven  gleichen ;  na- 
türliche Gränzen  sind,  nur  auf  sehr  kleinen  Strecken,  der 
Rhein,  die  Wutach  und  der  Biberbach.  Der  Bezirk  Stein 
ist  durch  427  Gränzsteine  ausgemarcht  und  enthält  ebenfalls 
viele  einspringende  Winkel  deutsehen  Gebietes.')  Zwischen 
dem  Bezirk  Stein  und  dem  Bezirk  Schaffhansen  bildet  die 
Mitte  des  Rheins  die  Grflnze  gegen  Deutschland.  Unterhalb 
von  Schaffhausen  erstrecken  sich  noch  ein  Stück  schaff- 
Jiausen'sches  und  zwei  Stücke  zürcherisches  Gebiet  auf  die 
rechte  Seite  des  Rheins  hinüber.^)  Diese  Gränze  ist  durch 
einen  Vertrag  mit  dem  Landgrafen  von  Sulz  und  eine 
Gränzbereinigung  vom  29.  Oktober  1858  festgestellt;  dem 
Kanton  Schaffhausen  gehören  die  Dörfer  RUdlingen  und 
Buchberg,  dem  Kanton  Zürich  das  Gebiet  von  Egiisau  und 
der  Hof  Nolil  gegenüber  dem  Schlosse  Laufen.  Zwischen 
Nohl  und  Ettikon  ist  fortan  der  Thalvceg  des  Rheins  die 
Gränze,  ebenso  von  Egiisau  bis  Kaiserstuhl.  Die  aargau- 
ische Gränze  gegen  Baden  erstreckt  sieb  von  Kaiserstuhl 
bis  zum  Einflüsse  der  Ergolz  in  den  Rhein  und  ist  durch 
Staatsvertrag  mit  Baden  vom  17.  September  1808  testge- 
stellt. Der  Thalweg  des  Rheins  ist  die  Gränze,  auf  den 
Brücken  die  Mitte,  mit  einer  besondem  Bestimmimg  be- 
treffend die  Brücke  von  Rhcinfelden.  Ueber  die  Schift- 
fahrt und  Flösserei  auf  dem  Rhein  bestehen   neue   Ver- 


')  Uebcr  die  Versuche  eines  österreichischen  Ministers  in 
der  Schweiz,  v.  Crumpipen,  cinca  Theil  Schaffliauaens  wieder 
für  Ocsterreich  zu  reklaniiren,  vgl.  Jithi-biich  I,  129.  Ebenso 
daselbst  Ober  den  Regcnsburger-Rczcss  und  die  sog.  >Incame- 
rationen>. 

*)  Ueber  die  ziti-cherisclien  und  schaffliauseri sehen  Hoheits- 
rechte daselbst  entschied  ein  Urteil  des  Buiidesgerichts  vom 
Jahre  1897. 
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tr^  mit  Baden, ')  welche  im  wesentlichen  die  älteren 
Verträge  von  1808  und  1812  ersetzen,  besonders  den  sog. 
■  Maienbrief*.  Ebenso  Ober  die  Fischerei*)  imBodensee 
und  Rhein.  Von  der  Ergolz  bis  zum  Gr&nzacherhorn  ist  der 
Thalweg  des  Rheins  die  Grflnze  zwischen  Baselland 
und  Baden.  Der  Gränzbeschrieb  ist  vom  13.  August  1827.*) 
Das  folgende  Gebiet  des  Kantons  Baselstadt  springt 
vom  Gränzacherhom  weg  nach  Nordosten  aus  und  trifft 
dann  wieder,  westhch  zurQckbiegend,  bei  der  kleinen 
Schust«rinsel  im  Rhein  auf  die  Mitte  desselben.  Diese 
Gränze  von  Baselstadt  gegen  Baden  ist  mit  150  Gränz- 
steinen  ausgemarcht,  deren  erster  auf  der  Schusterinsel 
steht ;  eine  Strecke  weit  bildet  auch  die  Wiese  die  Gränze ; 
es  befinden  sich  aber  auch  dort  Märchen.  Dieselben  wur- 
den 1^2  bis  1S30  bereinigt  und  1845  neu  beschrieben. 

Auf  der  Schusterinsel  begann  unter  den  frühem  Ver- 
hältnissen der  angrftnzenden  Staaten  die  schweizerische 
Westgrftnze  gegen  Frankreich,^)  während  nunmehr  das 
fernere  GränzstQck  bis  Pfetterhausen  zu  der  deutschen 
Grftnzlinie  und  somit  zu  der  Nordgränze  der  Schweiz  ge- 
hört. Die  Gränzlinie  geht  von  der  Schusterinsel  der  Mitte 
des  Rheins  nach  aufwärts  bis  zu  den  ersten  Gränzsteinen 
des  linken  Ufers.    Sodann   wird   sie  zunächst   zwischen 


')  Eidg.  Gesetzsammlung  XIV,  33,  IX,  281,  IV,  393. 

•)  Eidg.  Gesetz.saminlung  XIV,  il6,  XVI,  221.  Die  Boden- 
see-SchiSfahrts-  uQd  HafeoordnuDg  ist  in  E.  G.  S.  XI[I,  280, 
XIV,  742  zu  finden. 

*)  Ueber  die  Zollstätteu  am  Gr&nzachcrhorn  haben  neue 
Vereinbarungen  zwischen  Baden  und  der  Eidgenos^jenschaft 
vom  5.  Dezember  16%  stattgehabt, 

*)  So  noch  in  der  Aufstellung  von  Siegfried. 
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Baselstadt, ')  bald  aber  Baselland  und  Elsass  durch  143 
Marchsteine  bezeichnet,  die  am  24.  Dezember  1818  in 
Basel  mit  Frankreich  festgestellt  wurden  und  in  einer 
aus-  und  wieder  einspringenden  Linie  bis  zu  dem  Dorfe 
Benken  reichen.  Von  dort  beginnt  die  solothurnische 
Gränze,  die  sich  auf  die  Blauenkette  erhebt  und  wieder 
in  das  Thal  der  Lützel  fällt,  wo  an  dem  linken  Ufer  des 
Baches,  bei  dem  sog.  KlOsterlein,  die  Bemer-Grftnze  ihren 
Anfang  nimmt;  ein  kleines  Stück  der  Gränze  bei  Burg 
ist  schon  vorher  bernisch.  Die  solothurnische  GrSnzhnie 
gegen  das  Elsass  zählt  141  Gränzsteine  und  wurde  am 
20,  Dezember  1818  mit  Frankreich  in  Basel  vereinbart. 
Vom  Klösterlein  weg  beginnt  die  bernische  Gränze  gegen 
Deutschland  in  westlicher,  später  von  Lützel  weg  in  stark 
nördlicher  Richtung;  vom  KlOsterlein  bis  zu  den  Eisen- 
werken von  Lützel  bildet  auf  10  Kilometer  Länge  die 
Mitte  der  Lützel  die  Gränze.  Den  Abschluss  der  schwei- 
zerischen Nordgi'ftnze  bildet  der  Dreiländerstein  auf  der 
Hohe  zwischen  Pfetterhauseu,  Rechesy  und  Beumevesain, 


1)  Am  24.  Juli  1810  hatte  Basel  Terrain  an  Frankreich 
behufs  Anlage  einer  permanenten  BrQcke  und  eines  Bracken- 
kopfs bei  Hüningen  abgetreten.  Die  Ansdehnuug  dieser  Cession 
näher  zu  bestimmen  war  sogar  ganz  in  das  Ermessen  des 
französischen  Kaisers  gestellt  mit  den  Worten:  «Le  gouver- 
nenient  de  Bile  cede  et  transniet  k  S.  M.  I.  et  R,  U  souve- 
rainetö  de  la  portion  de  son  territoire  que  S.  M.  I.  et  B.  jugera 
necessaire  pour  la  coiistructlon  d'une  tete  de  pont  devaat 
Huningue.»  Dem  Landammann  der  Schweiz  wurde  hievon  gar 
keine  Kenntnias  gegeben.  Die  Ausführung  dieses  Brücken- 
kopfes kam  jedoch  glückhcher weise  nicht  zu  Stande,  lieber 
den  neuen  Plan  einer  Hüniiiger-Hafenanlage  vgl,  Jahrbuch  X, 
489  und  XVI,  t'»!  und  E.G. S.  XV,  i73.  lieber  die  neuen  deutschen 
Gr^nzfestungsanlagen  Jahrbuch  XVI  450—457. 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Ueber  die  schweizerischen  G  ranz  Verhältnisse.         137 

welcher  die  Nummer  t46  der  bemiscb-franzOsiscfaen  Gränz- 
beschreibung  trftgt. 

Die  vier  Eck-  oder  Kreuzmarcben  des  schweizerischen 
Landesgebietes  sind  also :  dieser  Dreiländerstein  von  Pfet- 
lerbausen-Beumevesain  zwischen  Deutschland,  Frankreich 
und  der  Schweiz;  die  Spitze  des  Mont  Dolent  zwischen 
Frankreich,  Italien  und  der  Schweiz ;  der  Dreiländerstein 
am  Stilfserjoch  zwischen  Oesterrcich,  Italien  und  der 
Schweiz,  und  der  ideelle  Gränzpunkt  zwischen  Oestcrreich, 
Bayern -Deutschi  and  und  der  Schweiz  in  der  Ostbucht  des 
Bodensees.  Zwei  dieser  Grfinzpunkte  sind  durch  March- 
steine  der  drei  Staaten  bezeichnet,  einer  ist  ein  natQr- 
licher  und  der  vierte  ein  ideeller,  auf  der  Karte  allein 
sichtbarer  GränzpmikL  . 
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in. 

Die  Staatsverträge  der  alten  Eidgenossenschaft, 
sowie  diejenigen  der  neuen  bis  zum  Jalire  1814  und  1815, 
kommen  für  die  heutigen  Territorial-  und  Gränzverhült- 
nisse  nur  ausnalimsweise  mehr  in  Betrachtung ')  und  auch 
die  Beziehungen  der  Schweiz  zu  ihren  Gränzstaaten  haben 
sich  verändert.  In  früherer  Zeit  waren  die  Verhältnisse 
zu  Oesterreich  (damals  an  der  Ost-,  Nord-  und  schliess- 
lich auch  noch  SOdgränze),  zu  Savoyen  und  zu  Mailand, 
die  massgebenden,  während  Frankreich,  jetzt  unser  Haupt- 
nachbar, vor  dem  17.  Jahrhundert  (1601)  gar  nicht  direkt 
an  die  Schweiz  angränzte,  soweit  nicht  sein  zeitweiliger 
Besitz  des  Herzogsthums  Mailand  in  Betracht  fiel,  und 
daher  die  Verhältnisse  zu  diesem  Staat,  wie  zu  dem 
deutschen  Reiche,  als  Ganzes  genommen,  mehr  eine  all- 
gemein politische,  nicht  eine  speziell  territoriale  Bedeu- 
tung hatten. 

Zu  dem  deutschen  Reiche  hatte  die  Schweiz  ur- 
sprünglich selber  gehört  und  sich  nur  allmählich  und  in 
vielen  Etappen  von  demselben  losgelöst,*)   Der  Schwaben- 


')  Eine  kurze  Zusammenstellung  der  altern  Verhältnisse 
findet  sich  in  der  FesUcbrift  «Die  Bundesverfassungen  der 
Schweiz,  Eidgenoaitenscbaf t  >  von  1801. 

*)  Die  anschaulichste  Darstellung  dieses  allmählichen  Ab- 
lösungsprozeases  ist  die  von  Prof.  Oeclisli  in  Jahrbucli  V,  pag.  302 
uud  folg.  gegebene. 
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krieg,  durch  welchen  Kaiser  Maxiniilian  I,  sie  wieder 
an  das  Reich  anzugliedern  hoffte,  braclite  materiell  die 
Entscheidung  Oher  diese  Frage  und  der  Basler-Friede 
vom  22,  September  1499,  der  Form  nach  ein  Schiedsspruch 
des  Herzogs  von  Mailand  zwischen  dem  Kaiser,  als  Herrn 
von  Tyrol  und  Haupt  des  schwäbischen  Bundes,  den  Eid- 
genossen, dem  Bischof  von  Chur  und  den  GraubOndnem, 
war  die  thatsächhche  Souveränitfitserklärung  der  in  allen 
Gefechten  auf  der  ganzen  Linie,  vom  graubündnerischcn 
Münstcrthal  bis  nach  Domach,  siegreich  gebhebenen  Eid- 
genossen und  GraubUndner,  welche  nachmals  im  west- 
fölischen  Frieden  von  1648  bloss  noch  einen  formell  rich- 
tigen Ausdruck  fand.')  In  dem  Ryswicker-Frieden  von 
1697  wurde  zum  ersten  Male  das  «Corpus  He]veticum> 
als  ein  besonderer  europäischer  Staat  allgemein  anerkannt. 
Einzig  das  Bistbum  Basel  ist  dort  nicht  zu  der  Schweiz, 
sondern  zum  Reich  gerechnet.')  Auch  fflr  die  Gränzstädte 
Basel  und  Schaffhausen  bildete  der  Schwabenkrieg  die 
Entscheidung  zwischen  dem  Anschluss  an  die  Schweiz 
(welcher  bei  Basel  auch  erst  durch  den  westfälischen 
Frieden  seine  formelle  Sanktion  erhielt)  oder  an  das 
Reich.    Dagegen  ging  durch  den  dreissigjährigen  Krieg 

*)  Der  Basler-Friede  ist  abgedruckt  in  Eidg.  Abschiede 
in.  Beilage  35.  Vgl.  femer  Ulmann  •  Kaiser  Maximilian  I.  >, 
18S4  und  über  die  graubQndneriscIieu  Verhältnisse,  wobei  es 
sich  namentlich  um  den  Zehngerichten bund  handelte,  Muoth 
«Gaudenz  von  Hätsch>,  1887.  Dieser  Bund  verblieb  nämlich 
auch  nach  dem  Basler-Frieden  noch  in  einer  Zugehörigkeit 
zu  Oeaterreich  neben  dem  Bundesverhältniss,  das  ebenfalls 
anerkannt  wurde,  ungefähr  so  wie  später  Neuenburg  zu  Preussen 
gestellt  war.  Der  die  Eidgenossenschaft  betreffende  Artikel 
des  westfälischen  Friede nsinstrunientcs  ist  in  Eidg.  Abschiede 
V,  n,  2218  abgedruckt. 

')  Vgl,  Oechsli  t Zugewandte»,  pag.  238. 
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die  abseits  liegende  Stadt  Rottweil  am  Neckar,  zuge- 
wandter Ort  der  Eidgenossenschaft  seit  1519,  verloren.') 
Ebenso  im  Jahre  1798  Mülhausen,  das  ebenfalls  zuge- 
wandter Ort  und  Verbündeter  zuerst  aller,  nach  der  Re- 
formation noch  der  reformirten  Orte  gewesen  war.  Für 
die  deutsche  Gr&nze  kommt  von  den  alten  Gränzverträgen 
nur  noch  in  Betracht  ein  Vertrag  vom  13.  Februar  16S2 
zwischen  Zürich  und  dem  Landgrafen  zu  Sulz,  Voi^finger 
der  Forsten  Schwarzenberg  und  der  badiscben  Regenten- 
familie. Sodann  für  die  eliemals  Flirstbischöflich-Baselsche 
Gränzstrecke  zwischen  Basel  und  Pfetterhausen:  Bereini- 
gungsprotokolle vom  12.  Juli  1778  und  15.  Juli  1779,  mit 
letzter  Bestätigung  vom  30.  Juli  1783. 

Die  politischen  Verträge  mit  Frankreich  begannen 
mit  Karl  VH.,  8.  November  1452  und  27.  Febniar  1453,  und 
gestalteten  sich  schhesslich  zu  einer  so  engen  Verbin- 
dung, dass  sie  zeitweise  die  Form  eines  Protektorats  er- 
reichte. Ein  Ueberrest  dieser  Verbindung,  infolge  deren 
die  einzelnen  Schweizer,  die  in  Frankreich  lebten,  dort 
als  eine  Art  von  natürlichen  Hnwohnem  (regnicoles,  Ver- 
trag Ludwigs  XIV.  von  1715  mit  den  katholischen  Orten) 
angesehen  wurden,  ist  noch  in  dem  Vertrag  Über  die 
civilrechthchen  Verhältnisse  von  1869,  erhalten,  dessen 
Bestimmungen  theilweise  schon  in  diesen  alten  Verträgen 
vorkommen.  Wichtig  blieben  im  Uebrigen  von  denselben 
in  Bezug  auf  Territorialverhältnisse  der  Friede  von  Ärona 


')  Eidg.  Abschiede  III,  IT,  1424.  Eine  fönnLche  Auflösung 
des  Bundes  erfolgte  nie ;  Rottweil  entfeinte  faktisch  die  eidg. 
Wappen  von  den  Thoren  seit  1632,  kam  jedoch  noch  1689  zu 
einer  Tagsatzung.  1806  gelangte  es  an  Württemberg.  Ueber 
die  letzten  Verhandlungen  vgl.  Eidg.  Abschiede  VllI,  296. 
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1503,  11,  April  mit  Ludwig  XII.  als  Herzog  von  Mailand 
und  der  ewige  Eriede  mit  Franz  I.  vom  29,  November 
1516,  durch  welche  Urkunden  die  tessinischen  Besitzver- 
hältntsse  bo  geregelt  worden  sind,  wie  sie,  im  Allgemeinen 
gesprochen,  gegenOber  den  jeweiligen  Besitzern  des  ehe- 
maligen Herzogthums  Mailand  noch  heute  fortbestehen.') 
Wichtig  war  femer  die  Erwerbung  der  Franche-Comte 
durch  Frankreich  1668  und  des  Pays  de  Gex  1601,  wo- 
durch Frankreich  erst  direkter  Gränznachbar  der  Eidge- 
nossenschaft wurde.  Für  die  französisch-schweizerische 
Gränze  bestehen  Ältere  Bereinigungsprotokolle,  von  1780 
bis  1789  mit  dem  Fürstbischof  von  Basel,  von  1766  zwischen 
Preussen  und  Frankreich  fDr  Neuenburg,  von  1774  für 
das  Waadtland ;  sodann  der  Lausanner- Vertrag  von  1564, 
der  altere  Turiner-Vertrag  vom  3.  Juli  1737  und  die  Gränz- 
bereinigung  vom  9.  August  1738  für  die  Walliser-Gränzc. 
Hauptsächlich  kommen  aber  hier  die  Regelungen  der 
Jahre  1814—16  in  Betracht. 

Mit  Oesterreich  wurden  nach  einem  beinahe  zwei 
Jahrhunderte  dauernden,  mehr  oder  weniger  angespro- 
chenen Kriegszustände,  dauernde  friedliche  Verhältnisse, 
unter  Anerkennung  des  <uti  possidetis>,  durch  die  «ewige 
Richtung*  mitHerzog  Sigmund  hergestellt,  welche  durch  die 
Vermittlung  König  Ludwig  XI.  von  Frankreich  am  11.  Juni 
1474  zu  Stande  kam.*)  Der  unmittelbare  Zweck  dieser  Aus- 
söhnung alter  Erbfeinde  war  seitens  Frankreichs  die  Zer- 


')  Diese  Aktenstflcke  sind  abgednickt  in  Eidg.  Abschiede 
m,  U,  1305  und  in,  11.  Beilage  36. 

')  Auch  dieser  Vertrag  hat  daher  die  Form  eine)»  Schied.s- 
spnichea.  Eidg.  Absch.  11.  Beilage  51.  Verhnndliiiigen  auf  der 
Tagsatzung  zu  Zug  11,  453. 
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Störung  des  but^ndischen  Staates,  weiche  auch,  zum  Vor- 
tlieile  Frankreichs,  durch  die  sofort  beginnenden  Burgun- 
derkriege erreiclit  wurde.  Nach  denselben  folgte  die  «ewige 
Erbeinung»  von  1477,  ein  dauerndes  Bundesveriiältniss ')  mit 
Oesterreich,  mit  gegenseitiger  HOlfeleistung  auf  Mahnung 
bin,  und  zuletzt,  nacii  der  starken  Unterbrechung  der  nenen 
Freundschaft  durch  den  Schwabenkrieg,  die  «erneute 
Erbeinung>  mit  dem  Nachfolger  Sigmunds  in  Vorderöster- 
reich und  Tyrol,  Kaiser  Maximilian  I.  vom  7.  Februar 
1511.  Dieser  Vertrag  ist  politisch  und  territorial  wichtig, 
weil  er  einen  Passus  enthält,  durch  den  des  Kaisei's  Enkel, 
Erzherzog  Karl  (der  nachmalige  Kaiser  Karl  V),  seine  Graf- 
schaft Burgund, die  jetzt  im  allgemeinensogenannte  Frnnche- 
Comte  (die  Depart«ments  Doubs,  Jura  und  Haute-Saöne), 
welche  er  als  Enkel  Karls  des  Kühnen  besass,  in  den 
Schutz  der  Eidgenossenschaft  gegen  ein  an  dieselbe  zu 
entricht«ndes  Jahrgeld  stellt«.  Der  Vertrag  wurde  nach- 
mals 1667  von  Philipp  II.  von  Spanien  erneuert  und  bil- 
dete eine  Art  von  Protektorat  der  Eidgenossenschaft  über 
diese  Provinz  bis  zu  der  Eroberung  derselben  im  Jahre 
1668  durch  Ludwig  XIV.  von  Frankreich,  mit  Hälfe  schwei- 
zerischer Soldtruppen. ')   In  dem  festen  Platze  Besamen 

')  Eidg.  Abach.  II,  Beilage  66  und  pag.  701,  und  III,  Beil.  3. 
Die  Eidgenossen  verpflichteten  sich  darin,  dem  Herzog  Sigmund 
diesseits  des  Adlerberges  und  in  der  Grafschaft  Tyrol  zu  helfen 
gegen  Feinde  und  Unterthanen  mit  so  viel  Macht,  als  es  je- 
weilen  verlangt  wird.  Auch  dies  war  schon  beinahe  ein  Pro- 
tntekratäverhültniss,  wie  das  sofort  zu  erwähnende  und  djts 
inailändiäche  von  1512. 

')  Diese  Vertrage  sind  abgedruckt  in  Eidg.  Absch.  III, 
Beilage  19,  Verhandlungen  pag.  554  und  IV,  11,  pag,  13  und 
1457.  Vgl.  auch  Jahrbuch  II  667,  IIE  389  und  Fleury  »Franc- 
Oomtois  et  Suissea»,  pag.  57,  Ueber  die  momentane  neue  Be- 
setzung der  Franclie-Gomtä  durch  die  Eidgenossenscltaft  im 
Feldzug  des  Jahres  1815  vgl.  Jahrbuch  111  36S. 
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Latte  die  Eidgenossenschaft,  resp,  die  drei  Städte  Bern, 
Freiburg  und  Solothyrn,  zeitweise  ein  Besatzuugsrecht 
durch  einen  allerdings  nur  kurze  Zeit  dauei'nden  Vertrag 
vom  21.  Dezember  1518'),  und  ebenso  beschworen  die 
vier  TOrderösterreichischen  Rheinstädte  Waldsbut,  Sackin- 
gen, Rbeinfeldeu  und  Laufenburg,  von  denen  die  zwei 
letztem  1802  schweizerisch  geworden  sind,  die  «ewige 
Richtung!  mit  und  sind  *deii  Eidgenossen  in  aller  Notb 
offen  >. 

Mit  dem  Herzogthum  Mailand  bestanden,  ausser 
vorübergehenden  Friedensschlüssen,  zunächst  die  schon 
erwähnten  grossen  Vereinbarungen  mit  Ludwig  XIL  und 
Franz  L,  der  «Vertrag  von  Arona»  und  der  *ewige  Friede» 
genannt,  welche  die  Grundlagen  der  heutigen  Territorial- 
Abgränzung  sind,  soweit  sie  die  Gränzen  überhaupt 
angeben,  was  nicht  durchwegs  der  Fall  ist.  Ausser- 
dem eine  fortlaufende  Reihe  von  sogenannten  «Mailän- 
der-Kapitulaten  >,  nach  unserer  jetzigen  Terminologie  Zoll- 
imd  Handelsverträge,  welche  sich  mit  den  späteren  Öster- 
reichischen Besitzern  des  Herzogthums  fortsetzten.  Die 
Hauptbestimmung  dieser  Verträge  ist  immer  die  Zollfrei- 
heit der  Eidgenossen  für  ihre  Einfuhrprodukte  bis  an  den 
Stadtgraben  von  Mailand,  nebst  Vergünstigungen  für  den 
Bezug  von  Lebensmitteln,  besonders  von  Korn.  Der  Nor- 
malvertrag ist  das  sog.  «grosse  Kapitulat>  mit  der  Her- 
zogin Bianca  Maria  und  ilirem  Sohn  Job.  Galeazzo  Sforza 
vom  26.  Januar  1467  *),  dessen  Bestimmungen  in  den  nach- 
folgenden Verträgen  gewöhnlich  wiederholt  werden. 


')  Eidg.  Abschiede  III,  II,  1421.  lieber  eine  AuiTnrdening 
zur  Wiedereinnahuie  vgl.  Rep.  der  Restaunitionszeit  I,  280, 383. 

*)  Eidg.  Absch.  II,  893,  Beilage  41,  Verhanülungen  301. 
Graubflnden  hatte  noch  seine  beaoodem  Mailänder-Kupitulate, 
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Aus  dem  vorletzten  Jahrhunderte  her  ist  noch  bis 
heute  als  wichtiger  Grfinzvertrag  fflr  den  BQdlichen  Theil 
des  Tessins  massgebend  der  Vertrag  von  Varese  mit 
der  Kaiserin  Maria  Theresia  vom  2.  August  1752,  nebst 
seiner  Revision  bezüglich  der  ehemaligen  Enclave  von 
San  Martine  und  auf  andern  Punkten  mit  dem  jetzigen 
Königreich  Italien,  d.  d.  5.  Okt.  1861. 

Mit  dem  Herrscherhause  von  Savoyen,  das  ursprQng- 
lich  die  Tendenz  hatte,  sich  nordwärts  auszubreiten,  selbst 
noch  nachdem  es  durch  die  Heirat  des  Grafen  Humbert 
von  Maurienue  mit  der  Markgräfin  von  Susa  Expansion 
auch  nach  Süden  gewann,   bestanden  eine  ganze  Reihe 


besonders  von  1639  und  1726.  Hieher  wftren  natQrbch  auch  noch 
historisch  zu  zülilen  die  GraubUndnerischen  Verträge  Ober  das 
Ve  U 1  i  n,  besonders  «las  Traktat  von  Madrid  1621  und  die  verderb- 
liche Kapitulation  von  1639,  wodurch  eine  Art  von  Schutz-  »der 
luterventiunsrecht  der  österreichischen  Regierung  in  Mailand 
zugunsten  der  katholischen  Religion  im  Veltlin  entstand,  welches 
die  spätere  Ablösung,  die  theüwcise  auch  aus  solchen  Motiven 
heraus  erfolgt«,  vorbereitet  hat.  Vgl.  Jahrbuch  II,  476,  wo  die 
Mailänder- Kapitulation  abgedruckt  ist.  Ebenso  die  alten  GrAnz- 
vertrAge  mit  der  Republik  Venedig,  an  welche  das  Graubflnd- 
nerische  Unterthanenland  grSnzte. 

Das  erste  der  Mailfinder-Kapitulate  findet  sich  in  Eidg. 
Absch.  II,  147.  Ein  grosser  Vertrag  von  Zarich,  Bern  und  Grau- 
büniicn  mit  Venedig  von  1706,  E.  A.  VI,  II,  U,  2312.  Der  grosse 
Protektorat-svertrag  von  15)12,  3,  Oktober  zu  Baden  mit  Herzog 
Massimiliano  Sforza,  Eidg.  Absch.  III,  II,  1353.  Dieser  Vertrag  ' 
auf  der  Sonnenhöhe  der  Eidgenossenschaft  wurde  4  Jahre 
später  durch  den  ewigen  Frieden  mit  Franz  I.  nach  der 
Schlacht  von  Marignano  aufgehoben  und  damit  ging  auch 
das  Eschenthal  verloren,  das  von  Maximilian  den  Eidgenossen 
bestätigt,  bei  Abschlnss  des  ewigen  Friedens  aber  im  that^ch- 
liehen  Besitz  von  Frankreich  war,  Jahrbuch  VI,  230. 
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von  historisch  und  praktisch  wichtigen  Verträgen,  von 
welchen  einzelne  noch  eine  gewisse  Bedeutung  selbst 
für  die  heutige  Zeit  behalten  haben.  Wir  zählen  dazu, 
ohne  die  Verträge  zu  berühren,  durch  welche  die  zeit- 
weisen savoyischen  Herrschaftsverhältnisse  Aber  Bern  und 
Freiburg  beseitigt  wurden,  die  folgenden: 

Die  Rückgabe  der  Waadt  an  Savoyen  nach  ihrer  ersten 
Eroberung  in  den  Burgunderkriegen,  1478,  21,  Februar 
(Eidg.  Absch.  II,  703,  949),  die  BQndnissverträge  mit  den 
8  Orten  vom  27.  August  1512  (E.  A.  HI,  642,  1348)  und 
mit  dem  WalUs,  Mai  1528  (E.  A.  IV,  I  a  1320,  1516).  So- 
dann namentlich  den  (ersten)  Vertrag  von  St-Julien  mit 
Karl  Emanuel  III.  vom  19.  Okt.  1530,  wodurch  sich  derselbe 
verpflichtete,  bei  neuen  Angriffen  auf  Genf  das  Waadt- 
land  abzutreten,  woraus  dann  der  Eroberungszug  von 
Bern  im  Jahre  1536  entstand  (E.  A.  IV,  I  b,  1501),  und 
den  Vertrag  von  Lausanne  (eigentlich  ein  Schiedsspruch 
der  XI  Eidg.  Orte  zwischen  dem  Herzog  Philibert  Emanuel 
und  Freiburg  und  Bern)  vom  30.  Oktober  1564  (E.  A.  IV, 
II,  301  und  1477),  durch  welchen  das  Pays  de  Gex  und 
die  Provinzen  Chablais  und  Faucigny  wieder  an  Savoyen 
zurOckgestellt  wurden,  nachdem  sie  28  Jahre  lang  bernisch 
gewesen  waren,  und  die  heutigen  Gränzverhältnisse  in 
ihren  Grundlagen  entstanden  sind. ')  Dazu  kam  dann  noch 
der  Nachtragsvertrag  vom  4.  März  1569  mit  Wallis,  wo- 

')  Vgl.  hierüber  «die  Genfer  Zonen',  Jahrbuch  IX,  pag. 
202.  Dem  Lausanner-VertraggiengenPraiiminar-ArtikelzuNyon 
1663  voraus,  welche  eigentlich  die  Hauptsache  schon  entschie- 
den. Vgl.  Jahrbuch  XIII,  139.  Daa  Pays  de  Gex  wm-de  sodann 
gegen  die  Bestimmungen  des  Lausann  er- Vertrags  durch  den 
Vertrag  von  Lyon  vom  17.  Januar  1601  an  Frankieich  abge- 
treten, nachdem  der  Friede  von  Vervina  1689  den  Krieg  zwi- 
schen Savoyen,  Genf  und  Frankreich  beendigt  hatte,  und  blieb 
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durch  der  Bezirk  Monthey  bei  Wallis  verblieb,  dagegen 
das  übrige  von  Wallis  eroberte  Land  bis  zur  Drance  an 
Savoyen  restituirt  wurde.  Dieser  Vertrag  ist  bis  zu  der 
gegenwärtigen  letzten  Gränzrevision  von  1891  massgebend 
geblieben.  Er  fehlt  in  den  Eidg.  Abschieden,  Die  übrigen 
grossen  Verträge  mit  Savoyen  aus  dieser  Periode,  vom 
11.  November  1560,  8.  Mai  1B77  und  25.  Februar  1581, 
sind  konfessionelle  Vertrfige  mit  den  kathohschen  Orten, 
worunter  besonders  das  •  hilfliche  BOndniss»  von  1577 
bemerkenswerth  ist,  dessen  beabsichtigte  Wirkung,  die 
Restituirung  von  Waadt  und  Genf  in  die  savoyische  Herr- 
schaft jedoch  nicht  eingetreten  ist. '] 

Von  den  spätem  Verträgen  mit  Savoyen  kommen 
noch  in  Betracht:  vor  Allem  der  (zweite)  Friede  von 
St-Julien  vom  21.  Juli  1603  (E.  A.  V,  I,  U,  1898)  nach  der 
Escalade  von  1602,  auch  ein  Schiedsspruch  der  Kantone 
Glarus,  Basel,  SchatTbausen  und  Appenzell,  welcher  die 
definitive  Befreiung  Genfs  von  Savoyen  enthält.  *)  Sodann 
Verträge  vom  3.  und  15.  Juni  1754,  welche  nachmals  im 
Turin  er- Vertrag  von  1816  und  in  der  Wiener-Kongress- 
erklärung vom  29.  März  1815  bezüglich  der  Genfer- Gränzen 
noch  angerufen  werden.») 


im  Besitz  Frankreichs  infolgedessen  bis  heute.  Vgl.  Fazy,  liis- 
toire  de  Gen^ve  i  I'Epoque  de  1' Escalade. 

')  Vgl.  E.  Absch,  IV,  11,  J43,  J461;  670,  1541,  736.  1581. 
In  diese  Aufzählung  gehOrt  historisch  auch  noch  der  schwer- 
wiegende »Vertrag  von  Nyon »  mit  Bern  von  1589,  welcher 
durch  bemische  Volksabstimmung  wieder  auff^hoben  woi-den 
ist.    Vgl.  Jahrbuch  IX,  pag.  210. 

•)  Jalirbuch  IX,  pag.  220,  Wir  hoffen  denselben,  vielleicht 
noch  in  diesem  Jahrbucbe,  von  berufener  Seite  näher  geschil- 
dert zu  sehen. 

')  In  Bezug  auf  das  Pays  de  Gex  seit  seiner  Besitznahme 
durch  Frankreich  sind  aus  der  alten  Zeit   auch  noch  einige 
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Von  den  Übrigen  bedeutenden  Staatüvertrfigen  der 
ftiten  Eidgenossenschaft  mit  dem  Auslände  sind  historisch 
die  wichtigsten  die  mit  den  Päpsten  Sixtus  IV.,  Juhus  II., 
Innocenz  VIIL,  Leo  X.,  von  1479,  1480,  1610,  1514,  1615, 
1516;  Pius  IV.  1565;  mit  Spanien  von  1557  (die  Be- 
stätigung der  Österreichischen  «erneuerten  Erbeinung* 
von  1511  und  1687);  mit  den  Grafen  und  spätem  Herzogen 
von  Württemberg  von  1469,  1500,  1509;  mit  Holland 
(Bern  und  GraubOnden)  von  1712;  mit  Venedig  (Zürich, 
Bern  und  Graubünden)  1706;  ndt  dem  Markgrafen  von 
Montferrat  (drei  Waldstätte)  1507.  Sie  sind  alle  in  den 
f^dg.  Abschieden,  Band  HI,  IV,  V,  VII,  zu  finden,  haben 
aber  für  die  heutige  Zeit  keine  politische  Bedeutung  mehr. 

Von  den  Staatsverträgen  der  Uebergangszeit  (1798 
bis  1814)  sind  ausser  Gränzbereinigungsprotokollen  keine 
von  Bedeutung  für  die  heutige  Gestaltung  der  eidgenössi- 
schen Gränzverhältnisse  gegenüber  dem  Ausland  geblieben, 
während  umgekehrt  die  innere  Eintheilung  der  Eidgenos- 
senschaft, soweit  es  die  19  Kantone  der  Mediationszeit 
betrifft,  noch  immer  die  Mediationsverfassung  vom  19.  Feh* 
mar  1803  zur  Grundlage  hat.  Wesentliche  Bedeutung 
hatten  damals,  ausser  den  beiden  belvetisclien  Verfas- 
sungen von  1798  und  1802  und  der  Mediationsverfassung, 
nur  der  Allianzvertrag  mit  Frankreich  vom  19.  August 
1798,  welcher  eine  Abtretung  der  bereits  von  Frankreich 
annexiri^en  Gränzgebiete  und  zwei  Militärstrassen  durch 
die  Schweiz  enthielt.')    Ebenso  einen  Artikel  über  die 


1  in  Betreff  von  Douanen  etc.  seitens  Frankreichs 

von  leOS,  1604  und  1748  vorhanden.  Vgl.  Jahrbuch  IX,  222,  223. 

■)  Bulletin  des  lois  et  d^crets  1,  413,  uud  Hilty  aOeflent- 

liehe  Vorlesungen  Aber  die  Heivetik»,  pag.  721.   Eine  damals 
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SchiffbannachiiDg  der  Rhone  und  die  Herstellung  einer 
Wasserstrasse  vom  Genfersee  bis  zum  Rhein  (Art.  VI). 
Eine  allgemeiDe  Bestimmung  Ober  die  Gränzen  lautete 
in  Art  IV:  -Les  frontieres  entre  la  France  et  l'Helvötie 
seront  determinees  par  une  Convention  porticuliere.  qui 
aura  pour  base,  que  tout  ce  qui  faisait  partie  du  ci-devant 
Eveche  de  Basle  et  de  la  Principaute  de  Porrentrui,  sera 
definitivement  reuni  au  territoire  fran<^,  ainsi  que  les 
enciavees  suisses,  qui  se  trouvent  comprises  dans  les  De- 
partements du  Haut-RJiin,  et  du  Mont-Terrible,  sauf  les 
retrocessions  ou  echanges,  qui  seront  juges  indispensables 
pour  la  plus  parfaite  rectification  des  dites  frontieres,  de- 
puis  Basle  jusqu'ä  Geneve,  et  qui  ne  contrarieraient  poini 
les  reunions  dejä  definitivement  operees  au  territoire  fran- 
5ais.»  Eine  solche  Konvention  fand  jedoch  weder  in  der 
helvetischen,  noch  in  der  Mediationspenode  statt.  Es  sind 
aus  der  letztem  Zeit  folgende  Aktenstücke  noch  vorhanden^ 
die  auf  die  jetzigen  Gränzen  etwelchen  Einfluss  besitzen: 
Im  Eidg.  Archiv,  Repertonum  Nr.  633  a,  b  und  c,  Ver- 
träge über  die  Gränzen  zwischen  Onsemone  und  Craveggia 
vom  25.  Juli  1806  und  Onsemone  und  Dissimo  vom  15.  Juli 
1807;  zvrischen  dem  Kanton  Aargau  un^  Baden  Ober  die 


versuchte  ganz  neue  Eantonseintheilimg  ebendaselbst  pag  3^> 
Der  spätere  sog.  Defensiv- Allianz  vertrag  mit  Frankreich  vom 
27.  September  1803  findet  sich  abgedruckt  in  Jahrbuch  I,  pag. 
402,  die  Mediationsakte  in  Jahrbuch  1,  390.  Im  Eidg.  Archiv 
befinden  sich  in  den  Bänden  I  Nr.  48,  VI  179,  VII  35  Akten 
betreffend  Veltlin,  Dappenthal,  Frickthal,  WaUis,  Biel,  Erguel, 
UOosterthal,  Berathangen  über  die  wflnschbaren  Gränzen  in- 
folge des  Lune viller-Friedens  und  Verhandlungen  mit  der  Gia- 
alpiniscben  Republik  betreffend  die  Gränzen  bei  Craveggia 
und  Onsernone,  welche  dann  am  25.  Juli  1806  zum  Abschluss 
eines  Vertrages  fahrten.  Ausser  demselben  haben  diese  Akten 
keine  praktische  Bedeutung  mehr. 
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Grftnze  des  Breisgaus  gegen  das  Frickthal  vom  17.  Sep* 
tember  1808,  Ausserdem  wurde  die  Walliser-Grftnze  auf 
dem  Col  de  Balme  am  18.  Januar  1804  bereinigt  und  eine 
Marche  daselbst  gesetzt,  was  damals  ohne  Mitwirkut^ 
der  Eidgenossenschaft  geschah,  weil  Wallis  von  derselben 
bereits  abgelöst  worden  war  und  eine  eigene  *rhoda- 
nische>  Republik  bildete. 

Die  noch  dermalen  massgebenden  Staatsverträge  Ober 
die  Gränzen  der  Schweiz  datiren  grösstentheüs  aus  der 
Zeit  des  Wiener-  imd  Pariserkongresses  imd  der  daran 
sich   anschhessenden  sc^enannten  Restaurationszeit. 

Das  Eidg.  Archiv  enthalt  aus  dieser  Zeit  die  in  der 
Beilage  verzeichneten  imgednickten  Akten.  Die  wichti- 
geren Vertr^  bis  1848  enthält  die  «offizielle  Samm- 
lung der  das  schweizerische  Staatsrecht  betreffenden 
Aktenstücke,  eidg.  Beschlüsse,  Verordnungen,  Konkordate 
und  Staatsverträge.*  Die  Sammlung,  welche  einer  Re- 
vision und  theilweisen  Ergänzung  bedürfte,  erschien  in 
drei  Bänden  von  1820  bis  1845.  Neben  derselben  besteht 
das  'Repertorium  der  Tagsatzungsabschiede>  von 
1814  bis  1848,  in  zwei  Bänden  mit  einem  besondem  Re- 
gister, das  sich  an  das  Repertorium  der  Mediationszeit, 
von  1803  bis  Ende  1813  anschhesst.  Das  letztere  ist  in 
einer  neuen,  etwas  vermehrten  Auflage  erschienen  und 
enthält  u.  a.  auf  Seite  99  und  ff.  die  Gr&nzverbältnisse 
gegen  Frankreich,  Wallis,  Italien,  Tyrol  und  Baden  aus 
damaliger  Zeit.  Das  Repertorium  der  Restaurationspe- 
riode enthält  in  Band  II  u.  a.  die  Anführung  folgender 
wesenthcher  Akten : 

Grftnzanstände  221—233. 
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Arbeit  des  eidg.  Oberstquartiermeisters  betr.  die 
schweizerische  Gränzlinie  und  daherige  Verband' 
luDg  222. 

Denkschrift  von  Tessin  betr.  Einverleibung  von  Cam- 
pione  und  andere  Gränzverhftltnisse  223,  231.  An- 
suchen von  Gampione  um  Aufnahme  217. 

Denkschrift  von  Schaifhausen  betr.  Einverleibung 
einiger  deutscher  Gebietstheile  und  Gränzbereini- 
gungen  223,  226,  228  u.  folg,  83,  1020. 

Denkschrift  von  Thurgau  betr.  Einverleibung  von 
Konstanz  und  Gränzberichtigungen  daselbst  223 
und  folg.,  1026. 

Grfinz Verhandlungen  von  Graubünden  mit  Oesterreich 
betr.  die  Gränze  bei  Martinsbruck,  auf  dem  Splügen 
und  anderswo  n,  224,  226,  228,  229—233. 

Grftnzverhfiltnisse  gegenüber  Frankreich  222,  226,  67, 
951,  962. 

Dappenthalsache  227—246. 

Femex  56. 

Faucille  militärische  Besetzung  I,  283. 

Verbandlungen  mit  Baden  über  Grfinzsachen  81,  89, 
90,  91,  223-233,  1018—1029. 

Bisthum  Basel  I,  780,  150,  356,  360,  227,  1006. 

Bergell,  Gr&nzbereinigung  mit  Oesterreich  228. 

Chiavenna  betreffend  I,  181  —  190,  211,  222,  II,  249, 
261. 

Pays  de  Gex  I,  267—301,  n,  840. 

Veltlin  249—266. 

Gränz verband  limgen  mit  Oesterreich  gegenüber  Tessin 
222,  227,  66,  I,  971  u.  folg.,  gegenüber  Puschlay 
228,  RhftzQns  I,  211,  II,  66,  Samnaun  228,  Tar 
rasp  112. 
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Grfinzverbandlungen  mit  Sardinien  II,  75,  77,  222, 
817. 

Regulativ  bei  Territorialimterhandlungen  mit  fremden 
Machten  227—230. 

Instruktionen  betreffend  die  GrftnzverhÄltnisse  gegen- 
über Frankreich,  Italien  und  Deutschland  für  die 
Abgeordneten  an  den  Wiener-Kongress  1097  bis 
1102. 

Trigonometrische  Vermessungen  551. 


Das  politische  Jahrbuch  enthält  Ober  die  Ent- 
stehung der  schweizerischen  Grfinzverhflltnisse  folgende 
ausführliche  erzählende  Artikel :  Band  I  enthält  unter  dem 
Titel  *  Unter  dem  Protektorat »  die  Erzählung  der  Media- 
tionsperiode von  1803 — 1813,  mit  Beilagen;  Band  II  die 
Erzählung  der  Verhandlungen  der  sog.  «langen  Tagsatzung« 
1814/15  nebst  Beilagen,  und  die  Berichte  der  Veltliner-Depu- 
tirten  am  Wiener-Kongress;  Bandlll  den  1.  Teil  der  Restau- 
ration von  1814—16,  besonders  den  Wiener-Kongress,  und 
einen  Aufsatz  *  come  rimanesse  Svizzero  il  Ticino  nel  1798 » 
von  E.  Motta;  Band  IV  den  Schluss  der  Restauration,  be- 
sonders den  Pariser- Kongress  und  Turin  er -Vertrag,  mit 
einer  besondem  Abtbeilung  <  Aktenstücke  zur  Geschieht« 
des  Pariser-Kongresäes  und  des  Turiner -Vertrages»;  Band 
V  die  Beziehungen  der  Eidgenossenschaft  zum  deutschen 
Reich  bis  zum  Schwabenkrieg,  von  Prof.  Oechsli;  Band  VI 
den  Verlust  des  Eschenthaies;  Band  IX  die  Genfer- Zonen ; 
Band  XlII  einen  Aufsatz  Ober  den  *  Lausanner- Vertrag » 
von  1564;  Band  XVI  das  Ende  der  Helvetik  und  die  Zu- 
kunft der  Schweiz,  mit  Rückblick  auf  den  Plan  eines 
•Königreichs  Helvetien»  nach  neueren  Veröffentlichungen. 
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Von  wichtigen  Aktenstücken  sind  namentlich  folgende, 
zum  Theil  zum  ersten  Male,  abgedruckt: 

Die  Defensiv-Allianz  mit  Frankreich  von  1803  I,  402. 

Die  Denkschrift  von  Graf  Capo  d'Istria  Ober  die  Bun- 
deseinrichtungen  der  Schweiz  II,  465. 

Die  RQckbli(!;ke  des  a&rgauischen  Regierungsrathes 
Fetzer  über  die  Vorgänge  von  1811/15,  Akten- 
stück des  eidg.  Archivs  II,  436. 

Die  Berichte  und  Gutachten  des  eidg.  Geaeral-Quar- 
tiermeisters  Finaler  über  die  schweizerischen 
Gränzen  U,  529  und  IV,  358. 

Die  Berichte  der  Velthner-Deputation  an  den  Wiener- 
Kongress  Qber  die  Ablösung  des  Veitlins  II,  473. 

Das  Belagerungs- Tagebuch  von  Hüuingen  III,  718. 

Die  Berichte  des  Generalmajors  von  Steigentesch  von 
1815,  aus  dem  Wiener-Archiv  (früher  unbekannt 
lind  nur  hier  publizirt)  III,  596, 

Der  Dappenthalvertrag  von  1862  IV,  377. 

Auszüge  betreffend  Genf  und  die  savoyische  Neutra- 
lität IV,  468. 

Note  des  Vororts  an  Genf  über  die  Rückstellung  des 
sog.  Littorals  an  Sardinien  vom  12.  Dezember 
1815  IV,  406,  und  Kreisschreiben  IV,  448. 

Aktenstücke  zur  Geschichte  der  'savoyischen  Neutra- 
Utät,  mit  Einleitung  IV,  381. 

Die  Instruktionen  an  Pictet  de  Rochemont  für  den 
Pariser-Kongress,  aus  dem  Archiv  IV,  340,  411, 
413,  420. 

Pictet's  Schlussbericht  über  seine  Mission  IV,  362. 

Der  Bericht  desselben  über  seine  Sendung  nach  Turin 
für  den  Turiner-Vertrag  IV,  422. 
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Der  Tiiriner- Vertrag  von  1816  nebst  dem  1.  Entwurf 
Pictet's,  dessen  Berichten  und  den  ausführenden 
Aktenstacken  über  die  Simplonstrasse  und  den 
Durchmarsch  auf  derselben  IV,  402,  453,  457, 

Der  Rheinvertrag  mit  Oesterreich  VIII,  573. 
Die  Simplon -Verträge  mit  Italien  X,  731, 
Die  Senatsverhandlung   über   die   Gränze  am   Mont 
Dolent  XIV,  252. 

DieStaatsvertr&geder  modernen  Eidgenossen- 
schaft seit  1848  haben  zwar  eine  ausserordentliche  Aus- 
dehnung gegenüber  denjenigen  der  älteren  Perioden  an- 
genommen, beziehen  sich  jedoch  meistens  auf  Gegenstände 
nicht  pohtischer  Natur,  welche  auch  die  territorialen  Ver- 
hältnisse nicht  berühren. 

Wesentliche  neue  Gränzverträge  bestehen: 

Mit  Oesterreich  Ober  die  Gränze  im  MOnsterthal 
(GraubOnden)  VI,  508  und  bei  FinstermOnz  IX,  569.  Der 
letztere  ist  etwas  modifizirt  worden  durch  den  Handelsver- 
trag von  1891,  welcher  fast  bis  zum  31.  Dezember  1903 
dauert,  XII,  564,  dagegen  nicht  durch  den  Rheinvertrag 
vom  30.  Dezember  1892,  welcher  die  Gränze  unberührt  Ifisst 
und  nur  allfällige  Verständigungen  vorbehält  (Jahrbuch 
VIII,  573).  Ein  Vertrag  Über  Sanitätsmassnahmen  an  der 
Grttoze:  XV,  488. 

Mit  Italien  Verträge  gegenüber  Tessin  und  Grau- 
bOnden VII,  211,  I,  226,  Vm,  175,  430,  XI,  627.  Ueber 
den  Anschluss  der  Gotthardbahn  und  den  internationalen 
Zolldienst  V,  49,  576,  VII,  65,  Bundesblatt  1885,  Nr.  9.  Die 
Simplon -Verträge,  Jahrbuch  X,  731,  XII  712,  denen  nun 
in  diesem  Jahre  noch  ein  neuester  Ober  die  Uebertragung 
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der  Konzession  der  Jura-Simplon-Gesellschaft  auf  den  Bund, 
nebst  ihren  Konsequenzen  folgen  wird. 

Mit  Frankreich  der  alte  sardinische  Vertrag  über 
die  südliche  Gränze  von  Genf,  Off.  Sammlung  I,  153,  über 
die  Juragr&nze,  Off.  Sammlung  I,  435,  Ober  die  Dappen- 
thalgränze  E.  G.  S.  VII,  449,  VlII,  77.  Die  einstweUen 
bestehende  Handelsübereinkunft  ohne  bestimmte  Dauer 
seit  19.  August  1895,  XV,  204,  und  Bundeablatt  1895,  III 
673.  Betreffend  die  Zone  von  Gex  gilt  eine  Verständigung 
auf  unbestimmte  Dauer  seit  dem  19.  August  1895,  XV,  208 ; 
betreffend  die  südliche,  ehemals  sardinische  Zollzone.  da> 
gegen  ein  Vertrag  auf  30  Jahre  vom  14.  Juni  ISSl,  in 
Kraft  gesetzt  den  1.  Januar  1883,  VI,  515.  In  Bezug  auf 
gränznacbbarliche  Verhältnisse  gilt  eine  stets  kündbare 
Verständigung  vom  23.  Februar  1882,  mit  einem  Zusatz- 
artikel  vom  25.  Juni  1895,  VI,  468,  XV,  218,  nebst  einem 
weitern  Zusatz  Ober  die  Unterdrückung  der  Jagdfrevel  an 
der  Gränze,  VIII,  185.  Daneben  noch  ein  Vertrag  über  den  ■ 
Getränkeverkehr  XVI,  77,  und  Ober  die  Schulpflicht  in 
den  Gränzbezirken  X,  629.  Ein  alterer  Vertrag  über  die 
Güter  an  den  Grfinzen  bestand  schon  nach  Rep.  Rest.  II,  57. 

Mit  Deutschland  sind  von  wesentUcher  Bedeutung 
die  badischen  Veiträge,  Off.  S,  XU,  81,  II,  223,  E.  G.  S.  V, 
69,  und  IV  (N.  F.),  282 ;  der  Vertrag  über  die  Enclave 
BOsingen  am  Rhein  XV,  344,  der  jederzeit  auf  5  Monate, 
nßthigenfalls  bei  Missbrauch  sofort  kündbar  ist,  und  ein 
neuer  GrftnzzoUvertrag  XVI,  132,  der  Handelsvertrag  XU, 
405,  mit  fester  Gültigkeit  bis  31.  Dezember  1903. 

Vertrage,  welche  bloss  die  Grfinzbezirke  betreffen, 
oder  sonstige  mit  der  Gränze  in  Zusammenhang  stehende 
Gegenstände  berühren,  sind :  Die  Verträge  mit  Deutschland, 
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Oesten-eich-Liechtenstem,  Italien  und  Frankreich  Ober  die 
Grftnzpraxis  der  Medizinalpersoneti  VII,  446,  IX,  219,  225, 
X  724,  XI,  ISO;  ferner  die  Eisenbahnvertrftge  mit  Baden 
aber  die  Bahnstrecken,  welche  gegenseitiges  Gebiet  durch- 
schneiden. Die  wichtigsten  sind  diejenigen,  welche  auf 
derselben  den  Durchpass  von  kleinen  Abtbeilungen  von 
bewaffnetem  MiUtär  in  gewöhnlichen  Zeiten  (30  Mann) 
gestatten,  IX,  79,  XVI,  576  (9.  Jidi  1867  und  18./24.  Januar 
1896).  Im  Allgemeinen  aber  sind  in  Deutschland  beson- 
dere strategische  Bahnen  zur  Umgebung  des  schweize- 
rischen Gebiets  gebaut  worden.    Jahrbuch  V,  682.  • 

Mit  Oesterreich  bestehen  Verträge,  zufolge  deren  die 
Österreichische  Zollabfertigung  auf  schweizerischem  Gebiet, 
in  St.  Margrethen  und  Buchs,  stattfinden  darf,  X,  379, 
1055.  Die  ehemaUge  «Vorarlbergbahn*  ist  seit  1882  öster- 
reichische Staatsbahn  geworden. 

Mit  Elsass-Lothringen  besteht  ein  Vertrag  über  die 
Verwaltung  der  dortigen  Bahn  von  der  Gränze  bis  zum 
Basler  Centralbahnhof,  XI,  470,  und  Bundesblatt  1884, 
Nr.  32. 

Mit  Frankreich  sind  namentlich  verschiedene  Eisen- 
bahn -  Anschlflsse  geregelt  in  VI,  526,  Bundesblatt  1885, 
Nr.  13,  1886,  Nr.  23. 

Ueber  die  SchifKahrt  in  den  Gr&nzgewSssem  bestehen 
ältere  Vertr&ge  mit  Deutschland  in  III,  613,  IV,  393,  IX, 
240,  281,  dann  die  neue  Eodensee-SchiffMirts-  und  Hafen- 
ordnung  Xllt,  213,  280,  XIV,  742,  der  neue  Vertrag  mit 
Baden  aber  den  Untersee  und  Rhein  von  1892,  XIV,  33, 
Bundesblatt  1899  Nr.  22. 

Mit  Frankreich  der  ältere  Schifffahrtsvertrag  für  den 
Genfersee  von  1887,  £.  G.  S.  X,  171  und  der  neue  vom 
10.  September  1902,  XIX  281. 
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Mit  Italien  ist  der  Äbschluss  tod  Schifffahrtsverträgen 
fOr  den  Luganer-  und  Langensee  in  dem  Handelsvertrag 
Art.  12  vorbehalten  und  seither  durch  Verständigungen 
ausgeführt  worden  XVm,  429. 

Ueber  die  Neuerstellung  eines  Schifffahrts-Kanals  von 
HOningen  aufwärts  nach  Basel  bestanden  Verhandlungen 
mit  Deutschland,  E.  G.  S.  XV,  473,  Jahrbuch  X,  489,  XVI, 
454,  welche  indess  zu  keinem  definitiven  Abschlüsse  ge- 
führt haben,  während  eine  Subvention  seitens  der  Eidge- 
nossenschaft bereits  beschlossen  worden  war, 
•  Die  Fischerei  in  den  Grftnzgewftssem  ist  Vertrags- 
massig  geregelt:  Mit  ItaUen  und  mit  Frankreich  für  alle 
Gränzgewässer.  E.  G.  S.  VII,  114,  VI  640,  X,  739,  Xu,  52. 

Mit  Deutschland  (und  Holland)  besteht  der  sog.  Lachs- 
iischereivertrag  für  den  Rhein  und  seine  Nebengewässer 
vom  30,  Juni  1885,  IX,  99,  mit  Baden  fflr  den  Untersee 
und  Rhein  die  Fischerei-Verordnung  vom  3.  JuK  1897, 
XVI,  221.  (Frühere  Verträge:  I,  812,  IH,  210,  VII,  788, 
X,  366.)  Eine  Vollziehungs- Verordnung  fOr  den  Bodensee 
mit  den  Bodenseestaaten  ist  vom  25.  September  1894. 
XIV,  416. 

Mit  den  Bodensee-Staaten  besteht  femer  eine  Ver- 
ständigung Ober  die  Aufoahme  einer  hydrographischen 
Karte,  welche  durch  die  Schweiz  im  gemeinsamen  Auf- 
trag erstellt  wird,  femer  eine  solche  über  Beurkundung  von 
Oeburts-  und  Sterbefällen,  die  auf  dem  Bodensee  vor- 
kommen, vom  11.  März  1880,  V,  26;  endhch  Verträge  über 
die  unterseeischen  Kabel,  die  den  Telegraphenverkehr 
vermitteln. 

Ueber  die  Verhötung  von  Seuchen  an  den  Gr&nzen 
bestehen,  namentlich  in  Ausführung  der  internationalen 
«Dresdener-Konvention.  (XIV,  137,  XV,  488),  mit  Oester- 
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reich-Ungam,  Italien  und  Baden,  Vereinbarungen,  die  aber 
zeitweiser  und  wechselnder  Natur  sind. 


Die  sftmmtlichen  wichtigen  StaatsvertrAge  der  Eidge* 
nossenschaft  sollten  in  einer  neuen  Sammlung,  welche 
zugleich  eine  Bereinigung  und  Ergänzung  der  sog.  <  Offi- 
ziellen Sammlung  >  und  der  Repertorieu  der  Mediations> 
und  Restauiationszeit  bilden  würde,  ungefähr  nach  der 
im  Vorstehenden  enthaltenen  Angabe,  nebst  den  zu  Recht 
bestehenden  Konkordaten  unter  den  Kantonen  herausge- 
geben werden.  Bis  das  geschieht,  werden  wir  nach  und 
nach  einige  als  Beilagen  des  Jahrbuchs  abdrucken. 
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IV. 

Die  besonderen  völkerrechtlicheii  VerliSit- 
nisse  der  Schweiz  datiren  aus  der  Zeit  der  Rekon- 
struktion derselben  in  den  Jahren  1814—16,  nach  einer 
Periode  der  Abhängigkeit  von  Frankreich,  die  man  jetzt 
•  Protektorat»  nennen  würde.') 

Die  europäischen  Mächte,  welche  in  dem  Kriege  gegen 
die  französische  Weltherrschaft  gesiegt  hatten  und  nun, 
in  Wien  zuerst,  später  in  Paris,  die  Verhältnisse  dieses 
Welttheils  auf  eine  dauerhafte  Weise  zu  regeln  beab- 
sichtigten, hatten  auch  der  Schweiz  allgemeine  Grund- 
linien ihrer  Rekonstruktion  in  einer  Erklärung  vom  20, 
März  1815  vorgeschlagen  und  an  deren  Annahme  das 
Versprechen  einer  ewigen  und  von  ihnen  garantirten  Neu- 
trahtSt  geknüpft.-)  Dass  die  schweizerische  Eidgenossen- 
schaft dabei  ein  selbständiges  Staatswesen,  ohne  Abhän- 
gigkeit von  irgend  einem  andern  Staate  sein  sollte,  war 
schon  durch  Art.  6  des  ersten  Pariser-Friedens  (welcher 
die  allgemeinen  Grundzüge  der  künftigen  Staatenordnung 
enthielt,  die  der  Wiener-Kongress  auszuführen  hatte)  mil 


*)  Vgl.  darüber  Jahrbuch  I  'Unter  dem  Protektorat».  Mit 
dem  offiziellen  Namen,  der  zugleich  die  Wirklichkeit  etwas 
verschleiert,  heisst  die  Periode  von  1803—13  bei  uns  die  «Me- 
diationszeit». Die  altere  schweizerische  Neutralität  vor  1815 
bat  mit  der  seitherigen  aur  eine  beschränkte  Verwandtschaft. 

*)  Diese  Erklärung  findet  sich  in  der  Otf.Sammlimg  I  50, 
die  Annahmeerkläning  der  Schweiz.  Tagsatzung  vom  27.  Mai 
in  der  OS.  S.  1  69.  Die  Erzählung  der  innem  Wirren,  die  da- 
durch beendigt  werden  sollten,  und  des  Zustandekommens  eines 
Bundes  Vertrags,  nach  den  sehr  selten  gewordenen  drei  Bänden 
Abschiede  der  langen  Tagsatzung,  in  Jahrbuch  11— IV  unter 
dem  Gesammttitel  «Eidgenössische  Geschichten»,  üeber  die 
Neutralit&ts  Akte  speziell,  vgl.  IV  261. 
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den  Worten  festgestellt  worden :  <  La  Suisse,  independante, 
continuera  &  se  gouvemer  parelle-meiDe>.  Es  war  darin 
die  wohlwollende  Auffassung  enthalten,  dass  diese  Sou- 
yer&nitfit  niemals  nicht  vorhanden  gewesen  sei,  tind  so- 
gar die  französische  Vertretung  am  Kongresse  von  Wien 
erklarte  sieb  entschieden  gegen  eine  «Anerkennung' der 
Selbstfindigkeit  mit  den  Worten :  *  On  ne  peut  pas  attacher 
le  principe  de  I'independance  de  la  Suisse  ä  racceptation 
de  l'acte.  On  ne  peut  donc  parier  que  de  neutralite. 
L'indepeodance  en  elle-meme  est  la  consequence  nöcessaire 
de  l'existence  de  tout  etat  politique»'.}  Es  waren  zwar 
auch  einzelne  andere  Vorschläge  im  Schosse  des  Kon- 
gresses gemacht  worden,  von  denen  jedoch  die  Schweiz 
niemals  Kenntniss  erhielt. ')  Wenn  dieselbe  hingegen  nach 
der  damaligen  Anschauungsweise  der  Dinge  unter  eine 
Art    von   Kollektiv-Protektorat  Europas  gelangte,   ausge- 

')  Vgl.  Jahrbuch  II,  pag.  301,  und  Abschiede  der  langen 
Tagsatzung,  Band  II,  lit.  O,  pag.  2. 

')  In  Denkschriften  des  Grafen  Monster  und  Wilhelm  von 
Humboldts  gingen  Vorschläge  dahin,  Holland  und  die  Schweiz 
in  den  deutschen  Bund  aufzunehmen,  oder  die  Schweiz  zur 
Stellung  eines  Truppen-Kontingents  zu  verpflichten,  das  von 
Holland  bezahlt  werden  sollte.  In  dem  definitiven  Entwürfe 
der  Grundlagen  einer  deutschen  Bundesverfassung  des  preussi' 
sehen  Staatskanzlers  von  Hardenberg  nimmt  der  Gedanke  die 
Form  an:  «Die  Vereinigten  Niederlande  und  wo  möglich  auch 
die  Schweiz  sind  zu  einem  «beständigen  Bündniss»  mit  dem 
deutschen  Bunde  einzuladen  >.  Es  wäre  das  eine  Uebertragung 
der  Mediations Verhältnisse  auf  den  deutschen  Bund  gewesen. 
Positive  Vorschläge  dieser  Art  sind  jedoch  der  Schweiz  nie 
bekannt  gegeben  worden.  Diese  Ideen  sind  Oberhaupt  erst  in 
neuerer  Zeit  bekanntgeworden.  Vgl.  Adolf  Schmidt,  Geschichte 
der  deutschen  Vei-fassungsfrage  1890,  pag.  149,  herausgegeben 
von  Prof.  Stern  und  Jahrbuch  XVI,  20.  Ein  Projekt  einer 
Anghederung  der  Schweiz  an  Baden  nach  der  «poUtischen 
Korrespondenz  Karl  Friedrichs  von  Baden  >  ist  in  Jahrbuch 
XVI  pag.  14  und  folg.  besprochen. 
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übt  durch  die  5  sogenannten  Grossmftchte,  welche  sich, 
namenthch  seit  dem  Aachener- Kongress  von  181S,  als  die 
ständigen  Vormünder  Europas  und  Wächter  der  allge- 
meinen Rechteordnung  daselbst  ansahen,  so  hatte  dies 
nicht  die  Bedeutung  einer  heutigen  Schutzheirschaft,  son- 
dern war  eine  Konsequenz  der  Mettemich'schen  •  Welt- 
ordnung »,  das  gemeinsame  Schicksal  aller  kleineren  Staaten 
Europas,  die  logische  Folgerung  aus  einer  beabsichtigten 
dauernden  Feststellung  aller  europäischen  Verhältnisse, ') 
welche  sich  als  nicht  durchführbar  gezeigt  hat. 

Dagegen  entstanden  damals  im  Zusammenhang  mit 
der  territorialen  Wiederherstellung  der  Schweiz  und  behufs 
besserer  Vertheidigung  ihrer  mihtärisch  mangelhaft  ge- 
bliebenen Gränzen,  eine  Anzahl  von  europäischen  Stipu- 
lationen zu  Gunsten  der  Schweiz,  die  einen  Bestandtheil 
ihres  Gränzschut^es  und  ihrer  völkerrechtlichen  Stellung 
bilden. 

I.  Zunächst  das  Verhftltniss  einer  ewigen  und  von  den 
damals  verhandelnden  8  Mächten  des  Wiener-  und  Pariser- 
Kongresses  garantirten  Neutralität  und  Unverlefzlich- 
keit  ihres  Gebietes.  Es  war  dies  eine  zu  jener  Zeit  neue, 
in  dem  europäischen  Völkerrechte  bisher  nicht  dagewesene 
ausnahmsweise  Rechtsstellung  eines  Staates,  beruhend 
auf  einem  Aktenstück  vom  20.  November  1815,  welches 
anfänglich  zu  einer  Unterzeichnung  durch  alle  europäischen 
Staaten  bestimmt  war,  thatsächlich  aber  nur  von  den  ge- 
nannten 8  Mächten  in  separaten  identischen  Erklärungeo 


')  Diese  Auffassung  ergiebt  sich  am  besten  aus  einer  Zir- 
kular-Depesche des  Fürsten  Mettemich  von  1821,  nach  dem 
Laibach  er- Kongress,  abgedruckt  in  Jahrbuch  XII,  pag.  275,  und 
aus  dem  Motto  seiner  1880  erschienenen  Memoiren. 
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unterzeichnet  worden  ist,  welche  sich  im  £idg.  Archiv 
befinden.  Die  Redaktion  der  NeutralitAtsakte  galt  als 
ein  Werk  der  Gesandtschaft  Russlands  am  ParisenKon- 
gress,  rührte  aber  in  Wirklichkeit  von  dem  offiziell  bei 
dem  Kongresse  nicht  zugelassenen,  aber  bei  den  einzelnen 
Mächten  accreditirten  Unterhändler  der  Eidgenossenschaft, 
Pict«t  de  Rochemont,  her. ')  Der  Rechtsbestand  dieser 
ewigen,  europäisch  garantirten  Neutralität  und  Gebiets- 
un verletzlichkeit  ist  von  der  E^idgcnossenschaft  stets  ent- 
schieden aufrecht  gehalten  und  die  Garantie  von  anderer 
Seite  niemals  surflckgezogen  worden ').  Gegentheils  vrurde 
noch  bei  Ausbruch  des  letzten  Krieges,  in  welchem  dies 
in  Frage  kommen  konnte,  dieses  Verhältniss  sowohl  von 
Frankreich  als  von  Deutschland  «als  ein  seit  1815  ver- 
tragsmässig  bestehendes»  anerkannt')  und  wären  damit 

')  Ueber  das  Zustandekommen  dieser  Erklärung  vgl.  Hilty, 
»Die  schweizerische  Neutralität  in  ihrer  heutigen  Auffassung», 
1889,  welche  deutsch  und  französisch  bei  Anlass  des  sog. 
Wohlgemuthhandels  erachieneu  ist  und  die  Erzählung  nach 
den  Papieren  Pictet'3  enthält,  femer  Jahrbuch  IV,  261  und  die 
Biographie  Pictet's  von  1891.  In  Jahrbuch  IV,  263  findet  sich 
die  Original'Redaktion  von  Pictet  und  ein  Auszug  aus  einer 
erläuternden  Broschflre  desselben  vom  Jahr  1820,  unter  dem 
Titel:  «De  la  neutrahte  suisse  dans  t'intöret  de  l'Europe»,  in 
welcher  er  auch  u.  A.  auf  die  Gefahren  der  Simplon Strasse 
für  die  Neutralität  zurQckkommt. 

•)  Drohungen  dieser  Art,  die  aber  nicht  ausgeführt  wur- 
den und  gegen  welche  sich  die  Behörden  der  Schweiz  jeder- 
zeit verwahrten,  kamen  vor  im  Jahre  I8tö  (Österreichische 
Note  vom  IS.  Januar,  Jahrbuch  XI,  pag.  114)  und  im  Verlaufe 
des  sog.  Wohlgemuthhandels  von  1889  (Noten  vom  24.  Mai  und 
5.  Juni  1889),  vgl.  Jahrbuch  1889,  pag.  4S6. 

')  Vgl.  Kern,  Memoiren,  pag-  198.  Die  von  der  «Cfaan- 
cellerie  de  la  Conf^d^ration  de  l'Allemagne  du  Nord  >.  Grafen 
Bismarck,  unterzeichnet«  Note  an  den  Bundeapräsideuten  der 
Eidgenossenschaft  vom  24.  Juli  1870  beruft  sich  ausdrQcklich 

11 
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jedenfalls  auch  die  im  Jahre  1348  von  Seite  einiger  Ge> 
saudtscfaaften  erhobenen  Bedenken,  ob  die  schweizerische 
Neutralität  nicht  bloss  einen  Bestaudtheil  ihrer  frOhem 
Staatsordnung  von  1S15  bilde,  als  beseitigt  zu  betrachten.') 
Der  zweite  Reichskanzler  des  deutschen  Reichs,  Graf 
Caprivi,  hat  seither  in  einer  Rede  vom  23.  November  1892 
im  deutschen  Reichstag  die  <  international  garantirte  Neu> 
tralität  der  Schweiz  >  als  feststehendes,  unbez weife] bares 
etu^päisches  Völkerrechtsverhältniss  anerkannt,  und  auch 
in  den  militärischen  Schriften  autoritativer  Art  ist  eine 
andere  AuEFassung,  soweit  bekannt,  nicht  vorhanden.*) 

Andererseits  enthält  schon  seit  1848  die  eidgenössische 
Verfassimg  eine  Vorschrift  (jetzt  Art  102,  Ziffer  9),  welche 
die  Aufrecbthaltung  der  Neutralität  der  £idg.  Regierung 
zur  bestfindigen  Pflicht  macht,  so  dass  dieselbe  unserer- 
seits, ohne  eine  vorangehende  Verfassungsrevision,  nicht 
aufgegeben  werden  könnte. 

Die  Rechte  und  Pflichten  der  ewigen  Neutralität  der 
Schweiz  ergeben  sich  zunächst  aus  dem  allgemeinen  völker- 
rechtlichen Gewohnheitsrecht,  das  auch  für  eine  solche, 
besonders  geartete  Neutralität  Geltung  hat,  und  sind  in 

auf  die  Garantie  der  schweizerischen  Neutralität  durch  die 
Verträge  von  1815  und  betont  <la  fidelite  aux  traites,  dont 
rAllemagne  a  constamment  fait  preuve  >.  Die  Note  iat  abge- 
druckt in  der  Neutralitätsbroschare  von  1888  (pag.  52)  und 
war  frOher  nicht  allgemein  bekannt.    Vgl.  Bellten. 

')  Die  Tagaatzung  wies  dieselben  Obrigens  schon  in  ihi'er 
Antwortnote  vom  16.  Februar  1848  zurück  und  die  Neutrali- 
tätsakte  selbst  enthält  in  der  That  keine  solche  Bedingung 
oder  Voraussetzung  einer  besondem  und  unrevidirbaren  Ver- 
fassung der  Schweiz. 

*)  Vgl.  hiefQr  Moltke's  militärische  Korrespondenz,  IIL 
Theil,  aus  den  Denkschriften  des  Krieges  ISTO.Tl. 
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dieser  AusdehauDg  stets  von  der  Schweiz  anerkannt  und 
aufrecht  gehalten  worden.  Ihre  Haltung  in  den  an  ihren 
Grftnzen  seit  1848  stattgehabten  Kriegen  hat  zu  keiner 
Bemängelung  Anlass  geboten. 

Die  besonderen  Pflichten  einer  ewigen  Neutralität 
sind  im  Völkerrecht  dermalen  noch  nicht  näher  definirt.') 
Man  wird  indess  aus  der  Natur  der  Sache  ableiten  dQrfen, 
dass  darunter  eine  *  präsumtive»  Neutralität  verstanden 
sei,  dergestalt,  dass  dieselbe  nicht  bei  jedem  gegebenen 
Anlasse  erklärt  werden  muss,  sondern  sich  andere  Staaten 
auf  ihren  jederzeitigen  Bestand  verlassen  dürfen.  Ein  ent- 
g^engesetzter  Wille  der  Eidgenossenschaft,  sich  davon 
loszusagen  (was,  wie  schon  gesagt,  ohne  vorherige  Ver- 
fassungsrevision nicht  möglich  wäre),  mOsste  den  Garantie- 
mächten  förmlich  und  rechtzeitig,  nicht  erst  bei  Beginn 
eines  Krieges,  angezeigt  werden. 

Alle  übrigen  Pflichten  eines  ewig  neutralen  Staates 
mOssen  sich  lediglich  aus  der  Vertragsurkunde  ergeben. 
Sie  bestehen  nach  derselben  für  die  Schweiz  in  der  Ver- 
pflichtung, sich  'Unabhängig  von  jedem  fremden  Einflüsse 
zu  erhalten»*),  womit  unseres  Erschtens  dauernde  Allianz- 
verhältnisse ausgeschlossen  erscheinen.^   Man  darf  höcb- 

')  Einen  ersten  Versuch,  sie  näher  zu  bestinuueii,  enthält 
die  NeutralitfitsbroBchüre  von  1889.  Im  Allgemeinen  stimmen 
die  Lehrbücher  des  Völkerrechte,  soweit  sie  sich  aussprechen, 
damit  überein.  Calvo  allein,  in  Band  III,  444,  enthsJt  dabei 
einige  starke  historische  IrrthOmer. 

■)  Wörtlich :  les  Fuissances  reconnaissent  <  que  la  ueutra- 
lit^  et  inviolabilit^  de  la  Suisse  et  sod  ind^peudance  de  toute 
iofluence  ^trang^re  sont  dans  les  vrais  interets  de  la  politique 
de  l'Europe  enti^re».  Da  die  Schweiz  die  Akte  angenommen 
hat,  so  hat  sie  auch  die  Verpflichtung,  sich  demgemfiss  zu 
verhalten,  Qbemommen. 

')  Dieselben  konnten  dahernur  Kriegs  mittel  gegen  einen 
Angriff,  welcher  von  den  Garautiemächten  nicht  schon  ver- 
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stens  Seitens  der  Garantiestaaten  etwa  noch  anfOgea, 
dass  die  ewige  und  völkerrechtlich  garantirte  Neutralit&t 
eines  Staates  denselben  zur  steten  Erhaltung  einer  ge> 
ordneten  Regierung  und  zu  einem  friedlichen  Verhalten 
gegenüber  den  andern  Staaten  verpflichte,  so  dass  er  nicht 
mit  Grrund  der  beständigen  RuhestOnmg  in  Europa, 
oder  der  planmässigen  Begünstigung  von  Unruhen  in  an- 
deren Ländern  bezichtigt  werden  bann. 

Die  Rechte  der  ewigen  Neutralit&t  bestehen  offenbar 
zunächst  in  den  Rechten,  welche  jeder  Neutrale  bei  Krieg 
zwischen  Dritten  anzusprechen  befugt  ist,  worüber  di& 
allgemeinen  Regeln  des  Völkerrechtes  entscheiden;  so- 
dann aber  setzt  die  Neutralitätsakte  der  Schw^z  sowohl 
in  ihrem  Eingang,  als  in  dem  sonstigen  Text  die  ewige 
Neutralität  mit  der  Unverletzlichkeit  und  europäischeu 
Garantie  des  territorialen  Besitzstandes  der  Schweiz  in  Ver- 
bindung, welcher  Besitzstand  somit  von  den  Garantie- 
mächten  in  jeder  Beziehung  garantirt  und  aufrecht  er- 
halten w«rden  muss,  solange  der  Vertrag  überhaupt  besteht. 
Insofern  ist  diese  Neutnditätsakte  auch  ein  wesentliches 
Dokument  für  die  schweizerischen  Gränzen. 

Welchen  Wert  die  Garantie  hat '),  die  dieser  ewigen 
Neutrahtät  beigefügt  wurde,  lässt  sich  nicht  anders  als 
damit  bezeichnen,  dass  ein  vertr^smässiges  Versprechen^ 

hindert  würde  und  zur  Aufrechterhaltung  der  Neutralität  sein; 
sie  mOasten  aufhören,  sobald  dieser  Zweck  erreicht  ist.  Eine 
andere,  unrichtige  Auffassung  findet  sich  bezOglich  Belgieus- 
in  der  Revue  de  droit  international  von  1888, 

'1  Eine  ewige  Neutralitat  ist  auch  ohne  Garantie  denk- 
bar, und  jedenfalls  könnte  immer  und  im  ungünstigsten  Falle 
bloss  die  Garantie  und  nie  die  Neutralität  aufgekündigt  wer- 
den, die  ein  Recht  jedes  souveränen  Staates  ist  und  bleibt^ 
80  oft  er  es  beanspruchen  will. 
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ancb  weDi)  es  von  souveränen  Staaten  gegeben  worden 
ist,  gegenQber  welchen  eine  Klage  auf  Erfollung  nicht 
B)(^lich  ist,  dennoch,  ja  nur  um  so  eher  noch  gebalten 
werde»  muss.  Namentlich  da  die  Schweiz  alle  ihre  Ver- 
pflichtungen, welche  ihr  laut  der  Neutralitätsakte  aufer- 
1^  wurden,  damals  und  seither  gehalten  hat,')  und  weil 
«ndbcb,  wie  die  Akte  selbst  es  ebenfalls  sagt,  diese  Neu- 
tralität nicht  bloss  im  schweizerischen,  sondern  im  wohl> 
verstandenen  europäischen  Interesse  liegt  und  auch  aus 
diesem  Grunde  vornehmlich  stipulirt  wurde.  Dass  diesen 
Verpflichtungen  zur  Aufrechtbaltung  der  schweizerischen 
Neutralität  und  Gebietsunverletzlichkeit  am  allerwenigsten 
von  denen  selbst  entgegengehandelt  werden  dürfte,  die 
Garanten  sind,  ist  selbstverständlich,  und  ebenso,  dass 
die  von  Preussen  eingegangene  Garantieverpflichtung  nun* 
mehr  auf  Deutschland,  und  die  von  Oesterreich  über- 
nommene neben  Oesterreich  auch  auf  Italien  als  theil' 
weisen  Nachfolger  Oesterreichs  in  der  Gebietsnachbarschaft 
sich  beziehen  muss.  Da  nun  femer  eine  Verletzung  der 
Neutralität  und  des  Gebietes  der  Eidgenossenschaft  nur 
Seitens  dieser  Gränzstaaten  denkbar  ist,  die  sämmtlich 
Garanten  sind,  so  ist  die  Garantie  eine  möglichst  zu- 
verlässige und  vollständige. 

Vorausgesetzt  also,  dass  die  schweizerische  Eidge- 
nossenschaft diesen  Vertrag  vom  20.  November  1815  nicht 
selbst  aufküudet  (was  sie,  wie  schon  gesagt,  ohne  eine  Ver- 
fiiSBungsreviaion,  welche  eine  Abstimmung  des  Volks  und 
der  Kantone  erfordert,  gar  nicht  kann),  und  dass  sie  sich, 
nach  dem  Wortlaute  desselben,  jeder  fremden  Abhängig- 
keit entschlägt  und  auch  sonst  bereit  ist,  alle  mit  der 

■)  Dies  sagt  zum  Ueberfluss  auch  die  NeutralitAtaakt« 
selbst  in  ihrem  Eingang  und  Schluss. 
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Neutralität  natürlich  verbundenen  völkerrechtlichen  Pflich- 
ten anzuerkennen,  bildet  dieser  Vertrag  eine  unbezweifel- 
bare  Zusicherung  seitens  der  8  Unterzeichner,  oder  ihrer 
GebietsnachfoJger,  nicht  bloss  die  Neutralität,  sondern  auch 
die  Integrität  des  schweizerischen  Gebietes  auf  jedes  Ver- 
langen der  Schweiz  kräftig  in  Schutz  zu  nehmen,  somit 
auch  eine  Garantie  fOr  die  jeweilen  recfathch  bestehende 
Gränzlinie  der  Schweiz. 

2.  Daran  knüpft  sich  das  Verhältniss  des  neutrali- 
sirten  Savoyens,  welches  in  dem  gleichen  Akten- 
stück, wie  die  schweizerische  Neutralität  selbst,  erwähnt, 
somit  an  diese  im  Sinne  einer  Ergänzung  angeschlossen 
und  unter  die  gleiche  Garantie  der  acht  Vertragsmächte 
gestellt  ist. 

Dieses  Verhältnis  entstand,  zunächst  bloss  für  einen 
Teil  des  jetzt  neutralisirten  Gebiets,  auf  Antrag  der  sar- 
dinischen Regierung  mittelst  einer  Note  derselben  an  den 
Wiener-Kongress  vom  26,  März  1815.')  Der  Kongress  nahm 
eine  solche  Bestimmung  als  d2'''>  Artikel  der  Kongress- 
akte auf),  und  die  Eidg.  Tagsatzung  acceptirte  diese 
Neutralisation  innert  der  territorialen  Ausdehnung,  welche 
sie  damals  besass,  mit  der  Erklärung,  dass  die  Schweiz 
davon  Gebrauch  machen  werde  *  si  cela  est  necessaire  . . . 
et  si  la  Confederation  jugeait  convenable  d'y  placer  des 
troupes"*).     Durch  den  zweiten  Pariser-Frieden  und  das 

■)  Off.  Sammlung  T,  90.  Die  Anregung  dazu  ging  TielleichL 
ebensosehr  von  Genf  aus.  Vgl.  Jahrbuch  II,  347,  und  Akten- 
atncke  IV,  381  u.  folg.,  sowie  Abschied  der  langen  Tagsatzung 
11,  Lt.  G,  III,  lit.  C. 

')  Der  sardinische  Vorschlag  war  bereits  am  29.  März  von 
der  Ministerkonferenz  der  Kongress  mächte  angenommen  wor- 
den.   Off.  S.  I,  83. 

')  Off.  Sammlung  I,  94. 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


lieber  die  schweizerischen  GrflnzverhiUtiusse.  167 

demselben  vorangehende  Ministerkonferenz-Protokoll  vom 
3.  November  1815  wurde  sodann,  ganz  ohne  Wunsch  und 
Zutbun  der  Schweiz,  das  neutralisirte  Gebiet  von  Savoyen 
auf  ^en  weit  grösseren  Gebietskreis  ausgedehnt  und 
diese  erweiterte  savoyische  Neutralität  nunmehr  in  die 
schweizerische  Neutralitätsakte  selber  mit  aufgenommen.'} 
Die  in  diesen  Aktenstücken  angegebenen  Hauptgränz* 
punkte'}  dieser  Neutralitätszone,  wie  sie  seither  besteht, 
sind  die  sog.  <  Stadt  >  Ugine,  Faverge,  Lecheraine,  das 
Südende  des  Sees  von  Bourget  und  die  ßhoue. 

Anfänghch  bestand  zwischen  der  sardinischen  Regie- 
rung und  der  Eidgenossenschaft  eine  starke  Differenz  der 
Anschauung  Ober  die  Frage,  ob  diese  savoyische  Neutra- 
iitAt  als  eine  obligatorische  in  dem  Sinne  zu  betrachten 
sei,  dass  der  Eidgenossenscliaft  eine  Besetzungspäicht  ob- 
liege, oder  eine  fakultative  im  Sinne  eines  Besetzungs- 
rechts^),  eine  Differenz,  die  auch  durch  den  Turiner-Ver- 
trag  nicht  beseitigt  \vurde*),  seither  aber  durch  eine 
Denksclirift  des  schweizerischen  Bundesrates  vom  Jahre 
1859  imd  die  Noten  desselben  an  die  Garantie- Mächte  im 
Sinne  eines  bloss  fakultativen  Besetzungsrechtes  entschie- 
den worden  ist.*) 

■|  Off,  Sammlung  t,  103,  108,  112. 

')  Die  Gränze  dieses  Neutralitätsbezirks  ist  auch  in  diesen 
späteren  und  definitiven  Äkteostneken  nicht  ausfOhrlich  und 
nicht  einmal  im  Wortlaute  völlig  übereinstimmend  augegeben. 
Vgl,  die  Notizen  von  Pictet  zu  dem  Kon  f.  Protokoll  vom  3,  Nov. 
1815.  Jahrbuch  IV,  256.  und  den  Pariser-Frieden,  Jahrb.  IV,  216. 

')  Vgl.  darüber  Jahrbuch  IV,  394  u.  folg.,  und  Tagsatzungs- 
Abschied  von  1816,  Üt.  K,  Anhang  pag.  11. 

•)  Jahrbuch  IV,  286,  21»,  Art.  7  des  Turiner  -Vertrages. 
Korrespondenz  Pictet,  Brief  vom  19.  November  1815,  M.  S., 
pag.  289.    Note  des  Grafen  Varax,  in  den  Beilagen. 

')  Vgl.  'Denkschrift  über  die  Beziehungen  zwischen  der 
Schweiz  und  dem  neutralisirien  Savoyen»  1859.    In  seiner 
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Eine  thatsäcfaliche  Ausübung  dieses  Besetxungsrechtes, 
oder  eine  nftbere  Verständigung  über  die  jeweiligen  Mo> 
dalitAten  einer  solchen  Occupation  fand  unter  der  sardi- 
nischen Herrschaft  nicht  statt,  dagegen  wuMen  bei  der 
im  Jahre  1860  vollzogenen  Abtretung  Hocbsavoyens  an 
Franiu'eich  diese  neutralisirten  Gebiete  mit  folgender  Er- 
klärung von  dem  letztem  Übernommen:  <U  est  entendu, 
que  S.  M.  le  Roi  de  Sardaigne  ne  peut  transferer  les 
parties  neutralisees  de  la  Savoie  qu'aux  conditions  aux- 
quelles  il  les  possede  luimeme,  et  qu'il  appartiendra  ä 
S.  M.  l'Empereur  des  Frani^is  de  s'entendre  &  ce  sujet 
tant  avec  lea  Puissances  representees  au  CongrÄs  de  Vienne, 
qu'avec  la  Confederation  Helvetique  et  de  leur  doüner  les 
garanties,  qui  resultent  des  stipulntions  rappelees  dans 
le  present  article.  •  Damit  wurden  die  Besoi^nisse  der 
Schweiz  über  eine  solche  ohne  ihre  Zustimmung  geschehene 
Uebertragung  dieser  für  ihre  Sicherheit  und  Neutrahtftt 
wichtigen  völkerrechtlichen  Servitut  auf  einen  andern  Be- 

Note  vom  U.  März  1859  sagte  der  Bundesrat :  <  Soweit  es  zur 
Führung  und  Verthcidigimg  der  schweizerischen  Neutralität 
und  der  Integrität  des  schweizerischen  Gebietes  erforderlich 
ist,  wird  die  Eidgenossenschaft  von  diesem  ihr  nach  den  Euro- 
päischen Traktaten  zustehenden  Besetzungsrecht  der  neutrali- 
sirten Gebietstheilc  von  Savoyen  Gehrauch  machen»  (pag.  29). 
Die  Denkschritt  (pag.  30)  fügt  bei:  «Sämmtliche  Mächte  be- 
antworteten die  Note  des  Bundesrates  in  beistimmendem,  oder 
die  loyale  und  offene  Erklärimg  desselben  anerkennendem 
Sinne.  Keine  einzige  refclamirte  gegen  die  bundesrätüche  Auf- 
fassung Ober  die  Stellung  der  Schweiz  zu  dem  neutralisirten 
Savoyen.  Sardinien  selbst  erklärte  sich  damals  auch  in  diesein 
Sinne  zur  Anhundnahme  von  Unterhandlungen  bereit,  um  die 
näheren  Modalitaten  einer  eventuellen  schweizerischen  Occu- 
pation des  neutralisirten  Savoyens  festzusetzen»,  sodass  seit 
1859  diese  früher  bestehende  Frage  der  fakultativen  Berech- 
tigung der  Schweiz  eine  erledigte  ist. 
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lasteten  einigennassen  beschwichtigt  und  jedenfalls,  was 
die  Hauptsache  ist,  der  Bestand  dieser  Servitut,  als  eines 
Bestandtheils  des  geltenden  europäischen  Volkerrechts 
imdunabftnderlichohne  die  Zustimmung  sowohl  derSchweiz, 
als  der  Wiener-Kongressmächtc,  anerkannt.') 

Unterder  Herrschaft  Frankreichs  wurde  dieses  Rechts- 
Terhftltniss  bestätigt  in  einer  Note  der  französischen  Re- 
gierung -vom  14,  Dezember  1S83,  auf  eine  Anfrage  der 
schweizerischen  Ober  eine  Befestigung  des  Hont  Vuache 
im  Neutralitatsgebiet  (gegenüber  dem  Fort  von  l'Ectuse) 
die  beabsichtigt  zu  sein  schien.  Die  französische  Regierung 
erklärte  »dass  sie  diese  Absicht  nicht  habe  und  dass  auch 
der  französische  Generalstab  anlftsslich  seiner  Studien  über 
die  Mobilisation  es  sich  habe  angelegen  sein  lassen,  das 
Dentralisirte  Gebiet  vollst&ndig  zu  respektiren*.^) 


')  Die  Eidgeaossenschsft  hatte  sich  ihrerseits  gegenOber 
^n  M&chten  auf  den  Lausanner- Vertrag  von  1564,  Art.  14.  bC' 
rufen,  der  die  Abtretung  dieser  damals  yod  Bern  an  den  Her- 
zog Ton  Savoyen  zurflckgest-ellten  Gebiete  ausschliesst,  sowie 
auf  die  KongressbeschlQsse  von  Aachen  (ISIS),  wonach  Staat«n- 
verhältiüsse  nicht  ohne  Zuzug  aller  Betheiligten  neu  geordnet 
werden  können.  (Aachener  Protokoll  vom  15.  November  1818.) 
TgL  auch  die  Souvenirs  von  Kern,  pag.  151.  Aus  der  Litte- 
ratur  Ober  diesen  Gegenstand  sind  zu  erwähnen :  Jahrbuch  II, 
697.  Dr.  Gisi  «lieber  die  Entstehung  der  Neutralität  von  Sa- 
Toyen».  1871.  Dr.  von  Gonzenbach  «Die  Einverleibung  eines 
Theils  von  Savoyen  in  die  schweiz.  Neutralität»,  1859.  Baron, 
arocat.  ä  Paris,  «La  neutralit^  de  la  Savoie  du  Nord  et  les 
fasit^s  de  1815,  1863>,  eine  andere  Anschauung  als  die  unsrige 
enthaltend.  Auch  einige  anonyme  Schriftsteller  haben  sich 
mit  diesem  Gegenstände  neuerdings,  namenthch  in  den  Jahren 
1800-1885,  befasst. 

*|  Vgl  Bundesblatt  18S1.  Nr,  20.  Damit  ist  auch  diese 
Frage  unter  den  betlieiligten  Staaten  definitiv  erledigt.  Im  Sinne 
des  Turiner- Vertrags,  Art.  23,  der  durch  die  Abtretung  vom 
M.  Hfiiz  1860  auch  für  Frankreich  Verbindlichkeit  besitzt. 
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Eine  Abgränzung  des  neutralen  Gebiets  von  Saroyen 
auf  dem  Terrain  durch  irgendwelche  Marchzeichen  besteht 
nicht,  ebensowenig  eine  gemeinsam  vereinbarte  karto- 
graphische Aufnahme  desselben.  Dagegen  ist  eine  schwei- 
zerische Karte  dem  Tagsatzmigs-Abschied  von  1816  (An- 
hang lit.  K)  und  ebenso  der  bundesrätldichen  Denkschrift 
von  1859  heigegeben.  Demnach  beginnt  die  Gränzlinie 
am  Mont  Dolent,  wo  sie  sich  an  die  schweizerische  Lan- 
desgrflnze  anlehnt,  und  zieht  sich  aber  den  Gebirgskamm 
des  Mont  Blanc,  das  Thal  von  Chamonix  einschliessend, 
über  den  Mont  Jovet,  Col  de  ßonhomme,  Mont  d'Arolle, 
Les  Aiguilles,  nach  dem  Orte  Ugine,  ebenfalls  mit  EJn- 
schluss  desselben  in  die  Neutralität,  von  dort  nach  Faverge, 
Lescheraine,  an  das  SQdende  des  Sees  von  Bourget,  und 
endet  bei  St-Genix  an  der  Rhone,  Das  neutralisirte  Ge- 
biet hatte  im  Jahre  1859  eine  Bevölkerung  von  337,000 
Seelen;  dieselbe  ist  selbstverständlich  persönlich  in  keiner 
Ausnahme  Stellung,  die  Neutralisation  bezieht  sich  nur  auf 
das  Gebiet,  das  von  der  Schweiz,  wenn  sie  es  zur  bessern 
Vertheidigung  ihrer  eigenen  Neutralitat  mitbenutzen  will, 
ganz  oder  theilwelse  besetzt  werden  darf,  wogegen  die 
Civilregirung  auch  in  einem  solchen  Falle  dem  Landes- 
herm  verbleibt. 

3.  Damit  stand  nach  den  Kongressbeschlüssen  von 
1815  in  Zusammenhang  eine  andere  völkerrechtliche  Ser- 
vitut zu  gunsten  der  Schweiz,  nfimlicb  eine  Handels-  und 
MilitSrstrasse  durch  Savoyen,  speziell  Chablais,  mit 
Transitzollfreilicit,  Infolge  des  ersten  Pariser- Friedens 
hatte  die  Eidgenossenschaft  eine  solche  Verbindung  zwi- 
schen Genf  und  Waadt  durch  das  Gebiet  von  Versoix 
hindurch  erhalten,  das  damals  noch  französisch  blieb  und 
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erst  bei  Anlass  des  zweiten  Pariser-Friedens  an  die  Schweiz- 
al^treten  wurde,  wodurch  diese  Servitut  mittelst  Kon- 
fusion erlosch. ')  Vorher  aber  wurde  durch  diu  Wiener- 
Kongresserklärung  vom  29.  März  1815,  den  Kanton  Genf 
betreffend,  Art.  2,  mit  Bezug  auf  Sardinien  stipulirt,  dass 
*  eine  gleiche  Verbindung  zwischen  dem  Kanton  Genf  und 
dem  Wallis  durch  die  sc^enaonte  Simplonstrasse  auf  gleiche 
Weise  stattfinde,  wie  Frankreich  eine  solche  zwischen 
Genf  und  dem  Waadtlande  auf  der  durch  Versoix  führen- 
den Strasse  bewilligt  hat>.*)  Diese  Stipulation  blieb  na- 
türlich bestehen,  auch  als  sich  die  analoge  Bereclitigung 
bei  Versoix  gegenüber  Frankreich  änderte,  und  wurde 
durch  den  Turiner-Vertrag  vom  folgenden  Jahre  Art.  3 — 6 ') 
und  den  lange  später  entstandenen  Handelsvertrag  mit 
Sardinien  von  1861  näher  definirt,  soweit  es  die  Handels- 
verhaltnisse  betrifft.  Diese  Verbältnisse  haben  sich  nun 
dadurch  geändert,  dass  die  neueren  Handelsverträge  allein 
massgebend  geworden  sind,  dermalen  also  das  bestehende 
Handelsflbereinkommen  mit  Frankreicli  von  1895,  Ober- 
haupt aber  die  Transitzölle  jetzt  ungewöhnlich  geworden 
sind.  Dagegen  ist  das  militärische  Durchzugsrecht  zur 
Verbindung  von  Wallis  und  Grenf  mittelst  der  Simplon- 


■)  Wiener-KoDgresserklärung  vom  20.  März  1815  und  Mi- 
nister-Konferenz-Protokoll  vom  3.  November  1815,  Off.  S.  I, 
53,  103. 

')  Kongresserktärung  vom  29.  März  1815,  Off.  S.  I,  fS.  Die 
Erzählung  Jahrbuch  II,  348. 

5)  Off.  S.  1  180.  Jahrbuch  IV,  453,  enthält  die  Auaführungs- 
vertrage  zum  Turiner- Vertrag,  die  dermalen  keine  Bedeutung 
mehr  besitzen,  auch  nicht  in  Bezug  auf  das  entgegenstehende 
Bardinische  Recht  seine  Truppen  ans  den  neutralisirten  Pro- 
vinzen im  Falle  einer  Besetzung  derselben  durch  die  Schweiz 
auf  dem  Wege  durch  das  Wallis  zurückzuziehen.  Der  jetzige 
Besitzer  von  Savoyen  hat  dies  nicht  nöthig. 


n,£,,t,7=-i>,  Google 


172        Ueber  die  scbweizerischen  Gr&nzverhAltDuae. 

Strasse  DOch  zu  Recht  bestehend.  Immet^in  k&nn  dem- 
selben ein  sehr  erheblicher  selbständiger  Wert  nicht 
beigemessen  werden,  weil  von  einem  solchen  Durchmarsche 
schweizerisdier  Truppen  wohl  nur  in  Kriegszeiten  Gre- 
brauch  gemacht  werden  wOrde  und  in  einem  solchen 
Falle  die  Eidgenossenschaft  schon  ohnehin  das  Recht  be- 
sitzt, dos  neutralisirte  Savoyon  zur  Verstärkung  ihrer  Neu- 
trahtätsstellung  ganz  oder  theilweise  zu  benutzen.  Ohne 
Zweifel  hingegen  ist  auch  diese  Servitut  nach  dem  «us- 
drttcktichen  Wortlaute  des  Cessionsvertrages  vom  24.  Mftrz 
1860  von  Frankreich  mitObemommen  worden. 

4.  Wichtiger  sind  die  Stipulationen  des  zweiten  Pariser- 
Friedens  und  Turiner-Vertrages  über  die  sog.  Genfer- 
Zonen.  Dieselben  danken  ihie  Entstehung,  ähnlich  wie  die- 
savoyische  Neutralität,  der  Abneigung  der  an  die  Schweiz 
angrenzenden  Staaten  ihr  direkt  eine  mUitftnsch  und  na- 
tionalökonomisch bessere  GrSnzlinie  zu  gewähren,  an  Stelle 
welcher  also  t  Auskunftsmittel  >  gesucht  werden  mussten.  *) 
Anfänglich  hatte  Pictet  überhaupt  eine  militärisch  ge- 
eignete Westgränze  verlangt,  war  dann  aber  durch  den 
Widerstand  Frankreichs  und  die  Neigung  der  Eongress- 
mfichte,  die  neue  bourbonische  Regierung  möglichst  zu 
schonen,  zu  immer  mehr  reduzirten  Forderungen  gedrängt 
worden,  *)  welche  endlich  soweit  Berücksichtigung  fanden, 
dass  das  Pays  de  Gex,  welches  vor  dem  zweiten  Pariser- 
Frieden  noch  bisan  den  Genfersee  herab  reichte,  wenigstens 
aus  der  französischen  Zolllinie  ausgeschlossen  wurde.  Dieses 
kleine  Ländchen  war  schon  in  den  Burgunderkriegeu  er- 

')  Vgl.  die  Erzählung  nach  den  Berichten  und  Papieren 
Pictet'B  in  Jahrbuch  IV  208  u.  folg.  und  Jahrbuch  IX  202. 
•)  Jahrbuch  IV,  226  u.  folg. 
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obert,  damals  aber  bei  dem  Friedensscbluss  wieder  an 
Savoyen  zurflckgestellt  und  dann  1536  netierdings  von 
Bern  eingenommen  worden. ')  Der  Lsusanner- Vertrag  von. 
1664  restituirte  «s  abermaLs  au  den  Herzog  Emanuel  Phi' 
libert  von  Savoyen,  mit  der  bekannten  Klausel  jedoch 
in  Art.  14,  die  damals  nur  gegen  Frankreich  gerichtet 
sein  konnte,')  «das  kein  Theil  seine  jetz  zugesprochenen. 
Stett,  Vestinen,  Landt  vnd  Luvt  keinen  andern  Fürsten, 
Heiren,  Stetten,  Landen  vnd  Comunen,  wer  yoch  die  sin 
mochten,  weder  Eou&,  Tuschs,  noch  einicher  anderer 
wyss  vnd  gestallte  vbergeben  solle,  alles  damit  ein  Theil 
den  anderen  frombder,  ungelegener  vnd  beschwerhdier 
Dscbpursdiafft  vberhebe  vnd  ein  yeder  derselben  entla- 
den sin  vnd  phben  möge*. 

Ungeachtet  dieser  Verpflichtung  und  obwohl  König 
Karl  IX.  von  Frankreich  den  Lausanner-Vertrag  garantirt 
hatte,  trat  Karl  Emanuel  I.  von  Savoyen  1601  durch  den 
Vertrag  von  Lyon  das  Pays  de  Gex  an  Heinrich  IV.  von 
Frankreich  ab,  ohne  dasa  die  Eidgenossenschaft  den  Lau- 
sanner  •Vertrag  dagegen  anrief.*) 

Im  Jahre  1815  war  die  Eidgenossenschaft  von 
den    Allürten    eingeladen    worden,    das    Pays    de    Gex 


■)  Die  kurze  Erzählung  dieser  Vorgänge  fiadet  sich  in 
Jahrbuch  IX,  208  u.  folg. ;  AusfOhrliches  in  den  Schriften  von  H. 
Fazy :  <  La  guerre  du  Pays  des  Gez  >  und  <  Histoire  de  Genfeve 
ä  rEpoque  de  l'Escalade  >. 

')  Dasselbe  war  damals  noch  gar  nicht  Gränznachbai'  der 


*)  Dasselbe  war  allerdings  schon  vorher,  auch  gegen  diesen 
Vertrag,  von  Genf  und  Bern  wieder  besetzt  worden.  Hein- 
rich IV.  scheint  es  anfänglich  Genf  versprochen  zu  habend 
schliesslich  al>er  wurde  bloss  die  Schleifung  eines  Forts  in 
der  Nahe  von  Genf  bewilligt.  Jahrbuch  IX,  2»)  und  Fazy 
«Histoire»,  pag.  872  u.  folg. 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


tT4         lieber  die  schweizerischen  Grftnzverhftltnisse. 

zu  besetzen'),  wobei  ihnen  jedoch  bei  ihrer  damaligen 
Heeresverfassung  Österreichische  Truppen  unter  Frimont 
zuvorkamen,  und  es  war  später  nicht  mehr  möglich,  weder 
eine  Abtretung  zu  erlangen,  noch  es  gegen  Pnintrut  ein- 
zutauschen, was  Frankreich  einen  kurzen  Moment  lang 
selbst  vorgeschlagen  hatte.  Dag^en  wurde  durch  den 
zweiten  Pariser-Frieden  und  das  demselben  vorangehende 
Ministerkonferenz-Protokoll  vom  3,  November  1816  Frank- 
reich auferlegt,  seine  Douaneolinie  von  der  Genfer-Grftnze 
zurückzuziehen.  Dem  damals  südlich  angrftnzenden  Sar- 
dinien vrurde  eine  ähnliche  freie  Zollzone  sfldJich  von  Genf 
zugemuthet,  welche  dann  durch  den  Turiner-Vertra^  von 
1816,  Art.  3  und  4,  ihre  Ausführung  fand.')  Diese  beiden 
Zonen,  die  nördUche  französische  und  die  südliche  sardt- 
nische,  sind  in  den  bereits  erwähnten  Karten,  Beilagen 
zum  Absctüed  von  1816  und  zur  Denkschrift  von  1859, 
verzeichnet;  die  sQdhche  bildet  einen  kleinen  Theil  des 
savoyischen  Neutralitätsgebietes,  während  die  nördliche 
von  Anfang  an  gewöhnliches,  nicht  neutrales,  französisches 
Territorium  war  und  blieb.*) 

Der  eigentliche  Grundgedanke  dieser  Zonen  ist  der, 
-dass  sie  zollpolitisch  nicht  Bestandtheile  ihrer  Länder, 
sondern  Schweizergebiet  sein  sollen*),  ähnUch  wie  das 


')  Vgl.  Jahrbuch  UI,  600. 

')  Off.  Samml.  I,  IM,  178,  Jahrbuch  IV,  286,  U  815.  Jahr- 
buch IX,  220  u.  folg. 

*)  Die  Bestimmung  des  zweiten  Pariser-Friedens  sagt  da- 
rüber: 'Lalignede.s  douanes  fran^aises  sera  plac^  ä  l'ouest 
-du  Jura,  de  mani^re  que  tout  le  pays  de  Gex  se  troiive  hors 
de  cette  ligne».  Der  Turiner -Vertrag  enthftlt  für  die  sardi- 
nische Zone  eine  nähere  Begrftnzung  in  Art.  3  (Jahrbuch  IX, 
234,  236,  243). 

*)  Dieser  Gedanke  findet  sich  schon  in  einem  älteren  <ädit 
du  roi>  vom  20.  Januar  177S.    Jahrbuch  IX,  264.    ÄfanUches 
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savoyische  Neutralitfitsgebiet  miHtärlsch  gewissermas- 
sen  im  KriegsfaUe  zur  Schweiz  gehören  soll. 

Im  Jahre  1860  gelangte  die  südliche,  bis  dahio  sar- 
dinische Zone  ebenfalls  in  den  Besitz  Frankreichs,  mit 
den  gleichen  Verpflichtungen  gegenüber  der  Schweiz,  wie 
sie  bisher  Sardinien  gehabt  hatte ;  gleichzeitig  aber  ent- 
stand durch  ein  kaiserliches  Dekret  vom  12.  Juni  1S60 
eine  grössere  südliche  Zone,  als  sie  die  Verträge  von 
1815  16  enthalten,  die  man  die  <  zone  d'annexion  >  nannte '), 
und  auch  noch  den  ausserhalb  derselben  liegenden  sa> 
voyiscben  Gebietstheilen  wurden  einige  besondere,  ein- 
seitig französische  Vergünstigungen  gewährt.')  Die  Eid- 
genossenschaft hatte  ursprünghch  gegenüber  den  alten 
beiden  Zollzonen  des  Pays  de  Gex  und  von  Sardinien 
von  1815  gar  keine  Verpflichtungen,  sondern  lediglich 
Rechte;  dagegen  wurden  schon  bei  Anlass  des  Handels- 
vertrages mit  Frankreich  vom  Jahre  1864  und  dann  wie- 
der 18S2  Reglemente  über  die  Behandlung  des  Pays  de 
Gex  aufgestellt,  welche  Annexe  der  beiden  Handelsver- 
träge bildeten  und  mit  denselben  dahingefallen  sind.*) 
Dermalen  gilt  für  diese  nördliche  Zone  ein  Reglement 
vom  16.  August  1895,  welches  ebenfalls  einen  Annex  zu 
dem  provisorischen  Handelsflbereinkommen  bildet,  welches 
an  die  Stelle  der  frühem  Handebvertr&ge  mit  Frankreich 
getreten  ist.*) 

in  einem  französischen  Staatsrathsbeschluss  vom  6.  April  ISI9. 
Jahrt)uch  IX,  267. 

')  Dieses  «Däcret  imperial  relatif  au  Service  des  douanes 
en  Savoie  >  findet  sich  nebst  dem  dazu  gehörigen  •  arrätä  du 
minist^re  des  finances»  in  Jahrbuch  IX,  261. 

«)  Vgl.  Jahrbuch  IX,  265. 

»)  E.  G.  S.  VUI,  216,  321,  384,  VI,  N.  F.  376. 

')  E,  G.  S.  XV,  -208.    Jahrbuch  IX,  288. 
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Dagegen  ist  für  die  südliche,  ehemals  sardinische 
Zone  am  14,  Juni  1S81  ein  fester  Vertrag  fOr  die  Dauer 
von  30  Jahren,  vom  1.  Januar  1883  beginnend,  abge- 
schlossen worden,  der  hier  die  näheren  Regelungen  ent- 
halt.') 

Rechtlich  ist  festzuhalten,  dass  die  Zone  des 
Pays  de  Gex  und  die  kleine,  ehemals  sardinische,  Zone 
von  Hochsavoyen  auf  völkerreclitlicheo  Stipulationen  (2ter 
Pariser-Frieden  und  Konferenzprotokoll  vom  8,  Nov.  181{^ 
basiren,  somit  so  wenig  aufgekOndet  oder  einseitig  ab- 
geändert werden  können,  als  etwa  die  schweizerische  oder 
savoyische  Neutralitfit.  Diese  Stipulationen  bilden  eie 
Minimum  von  Zugeständnissen  Seitens  Frankreichs  (früher 
auch  Sardiniens),  welches  der  Schweiz  europäisch  ga- 
rantirt  ist  und  wobei  sie  zu  keinen  Gegenleistunr 
gen  verpflichtet  ist.  Alles,  was  sie  in  dieser  Richtung 
jetzt  thut,  geschieht  im  Interesse  guter  Nachbarschaft  und 
um  die  Bevölkerungen  der  Zonen  denselben  geneigt  zu  er- 
halten. Dagegen  war  die  grössere  sog.  Zone  d'annexion  ■), 
ebenso  wie  die  durch  die  Abkommnisse  von  1881  und 
1895  Seitens  der  Schweiz  den  Bewohnern  des  Pays  de  G«z 
und  Uochsavoyens  gevrährten  Vortheile  fOr  ihren  Import 
in  die  Schweiz,  stets  Sache  freier  EntSchliessung,  be- 
ziehungsweise Vereinbarung.  Es  könnte  somit  Frankreidi 
zu  jeder  Zeit  die  durch  ein  einseitig  erlassenes  Dekret 
geschaffene  «Zone  d'annexiom  wieder  aufheben  imd 
ebenso  die  Schweiz,  bei  Ablauf  der  Verträge,  die  von  ihr 
gewährten  Vergünstigungen  des  Reglements  du  Pays  de 

■)  E.  G.  S.  VI.  615.    Jahrbuch  IX,  273. 

')  Eine  Karte  der  Zone  d'annexion,  die  auf  der  Westseite 
bis  zum  Bache  les  L'sses,  östlich  bis  zum  Col  de.Bojihonune 
und  MoQt  Dolent  reicht,  ist  im  Jahr  1886  erschienen. 
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Ges  und  des  Vertrages  too  Hochsftvoyen.  Immer  aber 
würden  auch  iu  solchem  FaUe  die  vOlkerrecbtlichea 
Bestimmungen  des  2ten  FariserFriedens  und  des  Kou- 
ferenzprotokoUee  vom  8.  Nov.  1815,  re^.  Turmer-Ver- 
trageg  von  1816  bestehen  bleiben,  wonach  die  französiseh- 
schweizerische  ZoUgränze  ausserhalb  des  Fays  de  Gex 
imd  im  Süden  von  Genf  <au  moins  su  delä  d'une  Ueue 
de  la  frontiere  suisse  et  en  debora  des  Voirons,  du  Sal^ve 
et  des  moots  de  Sion  et  de  Vuache  *  hegen  muss.') 

Es  ist  nicht  ganz  unwahrscheinlich,  dass  diese  Frage 
früher  oder  sp&ter  aktuell  werden  kann  und  Uquidirt 
werden  muss,  wobei  es  stets  wichtig  ist,  nicht  zu  über- 
sehen, dass  es  sich  nicht  um  bloss  zwischen  Frankreich 
und  der  Schweiz  bestehende  Staatsvertrftge  handelt. 

&.  Endlich  besteht  zu  Gunsten  der  Eidgenossen- 
schaft und  zu  Lasten  dermalen  des  deutschen  Reichs 
eine  valkerrecbtliche  Servitut,  wonach  an  der  Stelle 
der  ehemaligen  französischen  Festung  H  Q  u  i  n  g  e  n, 
und  in  einem  Umkreis  von  drei  Meilen  von  Basel  über- 
haupt kein  Festungswerk  errichtet  werden  darf.  Der 
Wortlaut  dieser  HOninger-KIausel  in  Art.  3  des  zweiten 
Pariser-Friedens  ist  folgender :  •)  *  Les  fortifications  d'Hu- 
ningue  ayant  ^te  constanunent  un  objet  d'inquietude  pour 
la  vdle  de  Bäle,  les  Hautes  Parties  contractantes,  pour 
donner  k  la  Conf^4ration  helvetique  une  nouveDe  preuve 
de  leur  bienveillauce  et  de  leur  solhcitude,  sont  convenues 
entre  EUes  de  faire  demolir  les  fortifications  d'Huningue, 

')  Vgl.  Jahrbuch  IX,  303  u.  folg. 

*)  OB.  Sammlung  1, 107.  Ueber  die  Entstebung  dieser  von 
Vanban  1681  erbauten  Festung  Tgl.  Jahrbneh  H,  706  (in  der 
Jahreahl  ist  dort  «n  DruckfeUer),  m,  488,  über  ihre  Belage- 
rung von  181&  Jahrbuch  lU,  436,  718,  IV,  SKI. 
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et  le  Gouvernement  fran(^is  s'engage  par  le  meme  motif 
ä  ne  les  retablir  dans  aticun  temps,  et  ä  ne  point  lea  rem- 
placer  par  d'autres  fortilications  k  une  distance  moindre 
que  trois  lieues  de  la  ville  de  Bäle.»  Diese  Basel  be- 
stftndig  beunruhigende  Festung  wurde  vom  19. — 26.  August 
1815,  unter  Mitwirkung  schweizerischer  Truppen  und  Gte- 
schütze,  von  den  Allürten  belagert  und  im  September  1815 
die  Festungswerke  geschleift. 

Diese  Servitut  ist  durch  den  Frankfurter-Frieden  vom 
10.  Mai  1871  selbstverständlich  auf  Deutschland  übertragen 
worden, ')  und  könnte  ohne  Zustimmung  der  Schweiz  und 
der  Mfichte,  welche  den  Pariser-Friedea  abgeschlossen 
haben,  in  keiner  Weise  verletzt  oder  verändert  werden. 
Dermalen  wäre  es  dem  Sinn  und  Geiste  der  damaligen 
Vereinbarung  entsprechend,  diese  HOninger-Klausel  auch 
auf  daa  rechte  Rheinufer  zu  beziehen  und  solche  befestigte 
Plätze  in  allzugrosser  Nahe  von  Basel  überhaupt  auszu- 
schliessen,  ähnlich  wie  dies  in  früheren  Zeiten  gegen- 
über Genf  der  Fall  gewesen  ist. 


Alle  diese  vorgenannten  Rechte  der  Schweiz  beruhen 
auf  Beschlüssen  der  Europäischen  Kongresse  von  Wien 
und  Paris  und  bilden  einen  Bestandtheil  des  europäischen 
Völkerrechts,  in  dessen  Interesse  (nicht  bloss  in  dem- 
jenigen der  Schweiz)  sie  gefasst  worden  sind.  Sie  sind 
daher  ohne  Zustimmung  der  an  diesen  Kongressen  be* 
scblussfassenden  Staaten  nicht  zu  beseitigen  oder  abzu- 
ändern, wie  es  auch  beispielsweise  in  dem  Vertrag  über 

')  Der  Friedensvertrag  selbst  evithält  eine  solche  aus- 
drückliche Bestimmung  nicht,  aber  <  res  trausit  cum  auo  onere  > 
und  <nemo  plua  juris  transferre  protest  quam  ipse  habet  ■. 
Vgl.  Jahrbuch  XVI,  460. 
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Savoyeo  zwischen  Frankreich  und  Sardinien  ausdrflcklich 
anerkannt  worden  ist. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  weniger  bedeuten- 
den Servituten,  welche  zum  Theil  auch  die  Schweiz 
belasten,  die  durch  blosse  StaatsvertrAge  zwischen  ihr 
selbst  und  einem  angränzenden  Staate  vereinbart  worden 
sind.  Diese  bilden  ein  RechtsverhAItniss,  das  nur  zwischen 
den  beiden  Kontrahenten  besteht.  Es  sind  namentlich 
die  Verträge  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  über 
die  Theilung  des  Dappentfaals  vom  8.  Dezember  1862, 
Art.  2  und  5,  und  der  Gränzvertrag  mit  Oesterreich  vom 
14.  Juli  1868,  Art.  1  und  4. 

Die  Artikel  .des  Dappenthal-Vertrages  lauten: 
Art.  2.  *Auf  den  im  vorhergehenden  Artikel  (der  die 
gegenseitigen  Gebietsabtretungen  enthält)  be> 
zeichaeten  Gebietstheilen  dürfen  keine  militä- 
rischen Werke  (von  keinem  der  beiden  Staaten) 
errichtet  werden.» 
Art.  5.  t  Die  Verbindungen  des  waadtländischen  Joux- 
thal-Bezirks  mit  St-Cergues  Ober  die  Strasse  von 
Bois  d'Amont  sind  frei  von  allen  Transitzoll-  und 
MsuthgebOhren. 

Der  Postverkehr  zwischen  den  nftmUchen 
Funkten  und  die  Posten,  welche  die  schweize- 
rische Fostverwaltung  auf  der  nämlichen  Strasse 
einzurichten  fOrgutfindenmag,  unterliegen  weder 
ii^nd  einer  Gebühr,  noch  irgend  einer  Abgabe 
fOr  den  Durchgang  Ober  französisches  Gebiet. » ') 
Die  Artikel  des  Grftnzvertrages  mit"  Oesterreich 
Aber  die  Regulirung  der  Gränze  bei  Finstermflnz  lauten: 


')  Eidg.  G.  S.  VU,  450. 
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Art  1.  >DasjiwiacI)fliidflrScbw«isiuidd9rg«fQratetea 

Grafschaft  Tirol  streitige  G«bj«t  am  linken  Inii> 

ufer,  vom  Novellerhof«  bis  zum  Scbergon-  oder 

SchalkeUiof,  westlich  vom  Ion,  und  vom  Sobergen- 

oder  Schalkfilbof  bis  cur  SpüwennQhle,  sadÜoh 

vom  Scbergon-  oder  Scbalkelbach,  f &Ut  dor  Schweift 

zu,  mit  Ausnahme  des  sog.  Soherg«n-  oder  Sohal- 

kelbofes  und  der  von  diesem  bis  xur  Altfinster- 

münzbrttckQfQbrend6Stra8seostre«kQ,&eb6t'dieser 

Bracke  und  dem  Tburm,  wogegen  die  Sobweis 

sich  vorbindlicb  macbt,  auf  dem  ihr  zufallenden 

Gebiete  und  insbesondere  auf  dam  Novellerberge 

keine  Befestigungen  xu  erbauen.» 

Art,  i.   «Der  Grftnaweg  vom  Schergen-  oder  Sobalkel- 

bof  bis  sur  AltfinstetmOnzfcffQcke,  ebenso  wie  der 

vom  genannten  Hofe  n«ch  Spiss  führende,  das 

schweizerische    Crebiet    mehrmals    berührende 

GrÄnzweg  sind  als  neutrales  Gebiet  erklärt,  auf 

dem  die  Verkebrafreibeit  durch  keinerlei  Zolle, 

Abgaben  oder  Belftstignogen  gehemmt  werden 

darf.. ') 

Dieser  Vertrag  hat  einige  wesenÜicbe  Erläuterungen 

und    ZuaHtzo   in    dem    Handelsverträge    zwischen 

Oeaterreich-Ungara  und  der  Schweiz  vom  10.  Dezember 

1S91,  in  Kraft  seit  X.  Februar  1893,  erhalten.    Es  sind 

dies  Art.  1,  Art  4  C,  und  die  Zusatzartikcd  8  und  10. 

Der  Haupt-Zusatzartikel  8,  welcher  sich  auf  die  Gränze 
^gen  Samuaun  bezieht,  lautet: 

Art.  8.    «Es  wird  der  Transit  von  Viel»  und  Waaren 
aus  Oesterreich  durch  die  Schweiz  aber  das  Sam« 
1)  Eidg.  Ges.-Samiiilung  IX,  672. 
■)  Eidg.  Ges.-Sammlung  XII,  664. 
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DHuneHli&I  nach  dem  Patznauertfaal  und  umge- 
kehrt, sowie  der  Transit  von  Vieh  und  Waaren 
auB  der  Bohwaiz  durch  Oesterreich  nach  dem 
Samn&unertlial  und  umgekehrt,  und  BWv  sowohl 
aber  die  Zollämter  Hartissbnick  und  SpissennOhl, 
als  auoh  Ober  die  mu  errichtende  Zollatelle  beim 
Schalkelhofe  nach  Spiaaermahl  gestattet. 

Infolge  der  Geetattung  des  Transite  aus  der 
Schweiz  durch  Oesterreich  in  das  Samnaunerthal 
und  umgekehrt  und  der  hierin  enthaltenen  Zu- 
sicherung des  Bestandes  des  Österreichischen  Zoll- 
'amtea  SpissennOhl,  sowie  der  Errichtung  einer 
Osterreichischen  Zollstelle  am  Schalkelhofe  wird 
fOr  die  Dauer  dieses  Vertrages  die  im  Art.  i  des 
schweizerisch-österreichischen  Gränzregulirungs- 
vertrages  vom  11.  Juli  1868  stipulirte  Neutrali- 
sirung  des  Weges  von  der  Schweizergrftnze  bei 
der  ehemaligen  AltfinstermOnzbrOcke  Ober  den 
Sclialkel-  oder  Schei^enhof  nach  Spiasermühl  an 
der  Samnauner-Gränze  (Art.  2,  lit.  b  des  genann- 
ten Vertrages)  in  der  Weise  beschränkt,  dass 
dieser  Weg,  soweit  er  sich  auf  tlsterreichischem 
Gebiete  befindet,  der  österreichischen  Zollkon- 
trolle, sowie  den  im  österreichisch  -  ungarischen 
Zollgebiete  geltenden  Zollvorschriften  unterworfen 
sein  9o11.  Hievon  ausgenommen  sind  schweize- 
rische Amtspersonen  in  amtlichen  Verrichtungen, 
Angestellte  der  Grftnzwache,  Polizeiorgane  und 
Militärpersonen  in  Dienstkleidung,  mit  oder  ohne 
Bewaffnung. 

Im  Uebrigeo  soll  nach  den  Bestimmungen 
des  Art.  4  des  Örflnzregulinmgsvertrages  die  Ter- 
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kebrsfreiheit  auf  dem  genannten  Wege  bestehen 
bleiben. 

Nach  Ablauf  des  gegenwärtigen  Vertrages 
Bollen,  falls  die  Bestimmungen  dieses  Zusatz- 
artikels nicht  im  gegenseitigen  Einvernehmen 
erneuert  würden,  die  Bestimmungen  des  Gränz- 
regulirungsvertrages  vom  11.  Juh  1868  in  ihrem 
vollen  Umfange  wieder  in  Wirksamkeit  treten.. 

Die  den  schweizerischen  Militärpersonen  in 
Dienstkleidung  —  mit  oder  ohne  Bewaffnung  — 
bei  Passirung  des  auf  österreichischem  Gebiete 
gelegenen  Theiles  des  Weges  von  der  ehemaligen 
AltfinstermOnzbrflcke  Ober  den  Schalkel-  oder 
Schergenhof  nach  Spissermfihl  zugesicherte  Be- 
freiung von  der  Revision  ist  an  die  Bedingung 
geknOpft,  dass  sich  die  betreffenden  Personen 
bei  dem  österreichischen  Zollamte  Spissermfihl 
und  dem  neu  zu  errichtenden  österreichischen 
Zollamte  Schalkelhof  durch  ein  Certifikat  der  hier- 
zu  ermächtigten  schweizerischen  Oigane  darüber 
ausweisen,  dass  sie  entweder  zur  Militärdienst- 
leistung  in  der  Schweiz  einberufen  sind  oder  von 
derselben  in  ihre  Wohnstatte  zurückkehren. 

Die  schweizerische  Regierung  wird  ohne  Ver- 
zug der  Österreichischen  Regierung  ihre  schweize- 
rischen Organe  namhaft  machen,  welche  zur  Aus- 
stellung der  oberwähnten  Certifikate  ermächtigt 
sein  sollen.* 

Andere  Verträge,  welche  das  schweizerische  Gebiet 
mit  Servituten  belasten,  bestehen  nicht.    NamenÜich  ist 
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der  Gotthard-Bauvertrag ')  zwischen  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  und  Deutschland  und  Italien,  und  eben- 
80  der  Vertrag  mit  Italien  Ober  die  Erbauung  der  Simplon- 
balin')  dieser  Kategorie  von  Staatsverträgen  in  keiner 
Weise  beizuzählen. 


')  Eidg.  G.  S.  X,  6^,  683,  230,  IV  n.  F.,  269. 
«)  Eidg.  G.  S.  X.  5K,  583,  230,  IV,  169.   Jahrbuch  X,  73t. 
E.  G.  S.  XVI,  794. 
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Der  jetzigen  Weltperiode  scheint  es  eigen  zu  sein, 
die  Agglomerationen  von  Staaten  unter  der 
Ftthrung  eines  bestimmten  einzelnen  wieder  eu  erstre- 
ben imd  vielleicht  bis  auf  einen  gewissen  Grad  zu  ver- 
wirklichen, welche  den  politischen  Grundgedanken  des 
römischen  Weltreichs  und  der  französischen  Politik  unter 
Napoleon  I.  bildeten.  Die  englische  und  amerikanische 
Politik  der  Gegenwart  befinden  sich  dermalen  ganz  be- 
wusst  in  diesem  Fahrwasser,  das  russische  Reich  ist  durch 
seine  Natur  darauf  angewiesen  und  in  Deutschland  sind 
die  (Alldeutschen*,  in  Frankreich  die  Verherrücher  einer 
■  race  latine*  von  dem  gleichen  Gedanken  beseelt. 

Es  bleibt  für  die  kleineren  Staaten,  welche  sich  ihrer 
Selbst stJLndigkeit  femer  erfreuen  und  erwehren  wollen, 
und  dabei  vielleicht  sogar  von  mehreren  dieser  «imperiali- 
stischen* Mittelpunkte  gleiclizeitig  angezogen  werden, 
nichts  Anderes  übrig,  als  den  Gedanken,  dass  die  wahre 
Kultur,  wie  die  wahre  Freiheit,  nicht  immer  das  Werk 
grosser  politischer  Agglomerationen  gewesen  ist,  fester 
als  je  zu  fassen.  Daneben  aber  liegt  es  dann  in  der 
Natur  der  Sache,  dass  sie  auch  eine  Art  von  Verbindung 
unter  sich  suchen. 

Der  Kern  derselben  wäre  naturgemäss  in  denjenigen 
Staaten  zu  erblicken,  welche  durch  europäische  Verträge 
als  ewig  neutral  erklärt  worden  sind,  somit  in  Bezug  auf 
ihre  Politik  nach  aussen  gleichartige  Interessen  haben, 
sich  übrigens  auch  in  ihren  innem  Einrichtungen,  abge- 
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sehen  von  der  republikanischen  Shuitsform  und  der  bun- 
deutaatlichen  Organisation  des  Einen  unter  ihnen,  Eiern- 
lioh  gleichen. 

Es  wfirde  schon  bisher  bei  verschiedenen  Anlassen 
^  wir  wollen  nur  an  den  Haager-Kong^ress  erinnern  -- 
sich  als  s^ir  nOtzIich  gezeigt  haben,  wenn  diese  Staaten 
eine  abereinstimmende  Haltung  in  Besug  auf  grosse  eura- 
p&ische,  oder  Weltbugen,  dort  namentlich  in  Bezug  auf 
ein  Landkri^wecht,  wie  es  ihnen  allein  eulAssig  erscheinen 
kann,  eingenommen  hatten.  Es  hatten  dann  die  Artikel  1 
and  2  des  bezflglichen  Haager  Vertrags,  die  schon  durch 
den  nächstfolgenden  Krieg  in  Soda&ika  als  durchaus  un- 
haltbar erwiesen  worden  sind,  muthmassUch  nicht  zu 
Stande  kommen  können,  an  ihrer  Stelle  aber  vielleicht 
einiges  andere  und  nfltzUchere. 

Eine  soldie  Vwbindung  der  neutralen  Staaten,  an 
Welche  sich  in  der  Zukunft  dann  auch  andere,  wie  etwa 
Holland,  oder  die  skandinavischen  Reiche,  anschliessen 
konnten,  welche  der  gleichen  europaischen  Becfatsstellung 
nicht  abgeneigt  w&ren,  würde  auch  einen  festeren  An- 
haltspunkt für  alle  wahrhaften  Friedensbeatrebungen 
abgeben,  als  die  bestehenden  f^iedensvereine  es  jemals, 
^bst  mit  der  materiellen  Hilfe  der  Nobel-Stiftung,  zu 
sein  venndgen. 

Auch  fOr  das,  was  ein  geistreiches  Werk  eines  bel- 
gischen Gelehrten  und  Senators  das  <Padgerat>  nennt, 
braucht  es  eben  nothwendig  einen  festen  Boden  und 
RQckgrat  in  bestehenden  Staaten,  wtlhrend  die  Vereins- 
thätigkeit  zwar  zur  Verbreitung  oder  Verallgemeinung  ge- 
wisser Ideen  und  Zwecke  ihren  unzweifelhaften  Nutzen 
bat,  niemals  aber  die  Resultate  einer  solchen  Gedanken- 
arbeit in  eine  feste  Rechtsform  einkleiden  kann. 
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Die  drei  ewig  neutralen  Staaten  sollten  sich  zun&chst 
zum  Zwecke  einer  gemeinsamen,  antiimperialistischen  und 
wahrhaft  freiheitlichen  Politik  in  allen  grossen  Fragen, 
die  über  das  Gebiet  des  gewöhnlichen  Staatsrechts  hin- 
ausreichen  und  zwar  in  der  losen  Form  einerVerstän- 
digungihrerRegierungen  verbinden,  wie  sie  beigrOsse- 
ren  Staaten  mitunter  «entente  cordiale»  genannt  wird. 
Eine  Allianz,  oder  einen  förmlichen  Staatsvertrag  meinen 
wir  nicht.  Die  Erstere  wftre  schon  durch  die  ewige  Neu- 
tralität, wenigstens  nach  unserer  schweizerischen  Auf- 
fassung derselben,  ausgeschlossen  und  bei  den  geogr^ 
phischen  und  pohtiscfaen  Yerhältnissen  der  drei  Staaten 
auch  nicht  ausfahrbar,  selbst  wenn  keine  theoretischen 
Bedenken  dagegen  obwalten  würden.  Ebenso  wflrde  ein 
förmlicher  Staatsvertrag,  der  keine  Allianz  wäre,  ent- 
weder sehr  inhaltslos  ausfallen  mttssen,  oder  dann  ein  zu 
schwieriges  Objekt  der  Diskussion  in  den  einzelnen  par- 
lamentarischen Versammlungen  abgeben. 

Alles  das  aber  würde  einer  allgemeinen  Verständigung 
der  Regierungen,  sich  in  stetem  Kontakt  in  Bezug  auf 
Fragen  von  europäischer  Bedeutung  zu  erhalten  und  bei 
g^^benem  Anlass  wo  möglich  nach  einer  und  der- 
selben Richtung  hin  zu  handeln,  nicht  entgegenstehen. 

Solche  Fragen  werden  kommen ;  man  brauclit  bloss 
beispielsweise  an  die  grosse  Frage  von  mitteleuropäischen, 
oder  beschränkteren  Zoll-  oder  Postunionen  zu  denken, 
die  gewissermassen  schon  in  der  Luft  liegt  und  durch 
die  neueste  enghsche  Politik,  welche  sich  definitiv  gegen 
das  Frei  band  elssystem  zu  wenden  scheint,  noch  in  ihrer 
AktuaUtfit  beschleunigt  werden  wird. 
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Wenn  ein  solcher  friedlicher  Gegenbund  gegen  den 
Imperialismus  in  Europa  nicht  erreicht  werden  kann,  in 
welchem  der  Gedanke  an  die  freiheitliche  Fortexistenz 
kleinerer  Staaten  einen  fortdauernden  sichtbaren  Änhalts- 
und  Mittelpunkt  gewinnt,  so  fürchten  wir  sehr,  wir  trei- 
ben, trotz  aller  theoretischen  Friedensliebe,  die  tiberall 
herrscht,  einer  Aera  grosser  Kriege  und  grosser  Staats* 
agglomerstionen  wie  zur  Zeit  Napoleons  I.  unaufhaltsam 
entgegen. 

Unter  seinem  drohenden  Schatten  steht  jetzt  wieder 
die  Welt,  imd  es  sollte  für  die  Sonne  der  Freiheit  nicht 
bloss  der  Weg  der  isnem  Revolutionirung  der  grossen 
Machtstaaten  offen  gelassen  werden. 
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Beilagen. 

Atmac  KIM  de&  Protokoll  doa  «IdgeaSaiiioliui  VotorU 
Tom  1^  Wlntannonat  1616.    (Note  Varu.) 


Das  Präsidiiun  hat  dem  Staats -Rath  eine  Not«  von 
hoher  Wichtigkeit  vorgelegt,  welche  unter'm  28,  October 
letzthin  ab  Seite  des  E&nigl.  Sardinischeo  Gesandten  in 
-der  Schweiz,  Grafen  voo  Varax,  Excellenz  an  den  Prtlsi- 
{lenten  der  Eidgenössischen  Tagsatxung  gerichtet  worden 
ist,  und  deren  wörtlicher  Inhalt  hier  folgt: 

<Le  Soussigne  Ministre  de  S.  M.  le  Roi  de  Sardaigne 
a  l'honneur  de  participer  ä  S.  E.  Monsieur  de  Wyss,  Pre- 
sident de  la  Diete  federale  Suisse,  que  le  Roi  son  maitre 
a  vu  avec  surprise  les  variations  qui  se  trouvent  dans 
l'acte  d'acceptation  de  la  Diete,  »u  Protocole  du  Congres 
■de  Vienoe  du  29  Mars  1815,  qui  changent  les  dispositions 
et  le  sens  litteral  de  ce  Protocole. 

1.  Dans  le  premier  Article  de  l'acte  d'acceptation, 
concemant  la  neutralite  des  Provinces  de  Chablais  et  du 
Faucigny,  il  n'est  poiot  fait  mention  du  territoire  au  Nord 
d'Ugine  qui  dans  le  protocole  est  compris  dans  la  neu- 
tralite de  ces  Provinces  de  la  maniere  la  plus  positive. 

2.  Dans  le  second  article  de  cet  acte  il  est  dit  au 
sujet  de  la  neutralite  des  Provinces  neutralisees,  que  la 
Suisse  accordera,  si  cela  est  necessaire,  sous  la  reserve 
qu'il  n'en  resulte  aucun  prejudice  pour  sa  neutralite,  le 
passage  pour  la  retraite  des  troupes  de  S.  M.  Sarde  de 
ses  provinces;  cette  reserve  gu'ii  nVn  riiiulfe  aucune  pri- 
judice  pour  sa  neittraliU,  n'existe  point  dans  le  protocole, 
qui  ne  met  k  cette  mesure  aucune  condition. 

3.  II  est  encore  enonce  dans  le  troisieme  article  du 
meine  acte,  relativement  aux  droits  de  transit,  qu'il  est 
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ezpreweinant  eotendu  que  sous  oett«  d^nonua&tiioii  ue 
aoDt  pas  comprig  lea  äroita  de  route,  de  p^ag«,  et  de 
Barrieres,  tandis  que  le  seoond  articia  da  protooole  ne 
iait  mentioQ  ä  oet  ägard  que  d«a  droits  etablis  pour  le 
maistiea  de  i»  route. 

Oq  Tott  dairement  par  cos  variatioiia  que  la  Di^te 
Suiaae  reut  etaUir  une  diS^reoce  entre  sa  propre  neutra- 
litö  et  Celle  des  Province»  de  Chablai»,  du  Fauoigiiy  et 
du  territoire  au  nord  d'Ugioe,  lorsqu'il  est  posütiTeioeDt 
explique  daoa  le  protocole  que  cee  Frovinoes  de  S.  M. 
Sarde  ferout  partie  de  Is  Deutralite  de  la  Suisse  garantie 
par  toutea  les  pulssauces  alli^es. 

Si  ces  difßcult4s  entraveDt  les  negociations  des  Com- 
missaires  du  Boi  avec  la  Republique  de  Genöve,  on  ne 
peut  l'attribiier  qu'Ä  ceux  qui  les  fout  aaitre,  puisque  S. 
M.  ne  demande  et  oe  veut  autre  chose  que  de  s'en  tenir 
au  seus  litteral,  clajr  et  possitif  du  protocole  du  Congres- 
de  Vienne  du  29  Mars  1815. 

£n  consequence  le  Soussigne  est  particulierement 
chargi  de  demander  ä  la  Diete  des  explicatious  positives 
sur  les  variations  de  l'acte  d'acceptstious  doQt  il  vieut  de 
parier,  ainsi  que  sur  I'execution  des  articles  qui  dotveot 
pr^^er  la  cession  du  territoire  de  Carouge;  cette  de* 
marclie  devieut  d'autant  plus  necessaire  qu'ou  cberche  4 
douner  de  fausses  interpr^tations  k  des  retards  qui  ue 
sont  pas  caus^  par  les  ageuts  du  Roi,  mais  par  la  na- 
ture  et  la  marcbe  de  cette  affiaire. 

II  prie  en  m4me  ten»  S.  E.  Ur.  le  Pr^ideot  de  Wyss^ 
de  vouloir  bien  lui  faire  une  r^ponse  prompte  et  poBsitivCr 
et  d'agr^r  l'assurance  de  sa  haute  consideration. 

Zürich,  le  28  Octobre  181&. 

aig.: 

dt  Vttrax,* 

Nach  Ablesung  dieser  Note  hat  das  Prisidium  be* 
merkt :  es  kOnne  dem  Staats^Rath  oieht  vettieblen,  dass 
bweits  scbon  der  Oroas-Britaoniseiie  Heir  Hinister  vor 
seiner  Ahrwae  nach  Bwn  sieb  mehrere  Male  mit  ihm  über 
den  voriiegcaden  Gegenstand  unteorhaltm  und  den  Wunsch 
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geäussert  habe,  es  m<h;ht6  die  Anoabme  der  Congress- 
Äkten  vom  29.  Merz  1815,  von  Seiten  der  Schweizerischen 
Bundes-BehOrde,  auf  eine  einfache,  unverfängliche  und  be- 
stimmte Weise  erklArt  werden,  und  aus  ihrer  diosfalligen 
Urkunde  wegfallen,  was  zu  falschen  Auslegungen  Anlass 
geben  und  die  bereits  begonnenen  Unterhandlungen  zwi- 
sehen  den  Sardinischen  und  den  Genfer-Commissarien  er- 
schweren und  verzögern  könnte.  Dieses  sey  sowohl  den 
Absichten  der  hohen  verbündeten  Mächte,  a^  dem  eigenen 
Interesse  der  Eidgenossensdiaft  angemessen. 

Nachdem  hierauf  der  Staats-Ratb  sich  aber  den  Ge- 
genstand der  Note  des  KOnigl.  Sardinischen  Herrn  Ge- 
sandten reiflich  berathen,  und  von  dem  lonbalte  der 
unter'm  12.  August  d.  J.  ab  Seite  der  Tagsatzung  erlas- 
senen Annabms- Urkunde  genaue  Kenntniss  genommen, 
hat  er  sich  selbst  von  der  Schicklichkeit  und  Nothwen- 
digkeit  überzeugt,  dem  Herrn  Gesandten  über  die  von 
ihm  gerügten  Abweichungen  dieser  Urkunde  von  dem 
Gongress- Protokoll  allen  genügenden  Aufschluss  zu  er- 
theilen,  wonach  kein  Zweifel  übrig  bleibe,  dass  die  Schweiz 
den  mehrerwähnten  Congress-Akten  nicht  unbedingt  hei- 
getretten  sei ;  —  Infolge  dessen  wurde  diejenige  förmliche 
Erklärung  und  Antwort -Note  an  den  Herrn  Grafen  v. 
Varax  erlassen,  welche  hier  ebenfalls  dem  Protokoll  bei- 
gerOckt  wird,  wie  folgt: 

Note  4  S.  E.  le  Lieut-General  Comte  de  Varax  Mi- 
nistre  plenip"  et  Envoye  extraord"  de  S.  M.  le  Roi  de 
Sardaigne  pres  la  Confederation  Suisse. 

Le  Conseil  d'Etat  du  Canton  de  Zunch,  Directoire  fö- 
deral, apres  müre  deliberation  de  la  Note  que  S.  E.  le 
Comte  de  Varax,  Ministre  plenipotentiaire  et  Envoye  ex- 
traordinaire  de  S.  M.  le  Roi  de  Sardaigne,  a  adress^  au 
President  de  la  Diete  federale  Suisse  le  28  Octobre  der- 
nier,  desirant  de  donner  au  Ministre  de  S.  M.  les  exph- 
cations  precises  que  cette  Note  provoque  sur  quelques 
passages  de  l'acte  de  la  Diete  du  12  Aoüt  1815  relatif  au 
Protocole  du  Congr^  de  Vienne  du  29  Mars,  a  l'honneur 
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de  decl&rer  officiellement  &  son  Excellence  au  nom  de  la 
Confederation  Suisse: 

Que  celle-ci  a  accept4  les  actes  du  Con^es  de  Vienne 
du  29  Mars  dans  leur  entier,  selon  leur  teneur  Itttenü,  et 
Sans  aucune  r^erve ;  en  sorte  que  la  difference  de  mots, 
qui  peut  ae  trouver  entre  l'acte  susdit  de  la  Diete  et  le 
Profocole  du  Congres,  ue  doit  nulleinent  etre  envisagee 
comme  uue  restrictjon,  ou  comme  une  deviatioo  du  sens 
precis  de  ce  demier. 

Ainsi  le  tf.rritoire  au  Nord  d'Ugine  rendu  k  Sa  Majeste 
Sarde  par  le  traite  de  Paris,  et  tel  que  les  puissances, 
par  la  decision  du  29  Mars,  ont  voulu  le  compreadre  daos 
le  Systeme  de  la  neutralit^  de  la  Suisse,  est  reconnu  par 
la  Suisse.  tout  aussi  bleu  que  les  Provinces  de  Cbablais 
et  de  Fauciguy  proprement  dites,  comme  faisant  partie 
de  cette  Neutralite. 

La  Suisse  reconnait  de  mSme,  d'uue  maniere  formelle 
et  absolue,  l'obligation  de  laisser  passer,  par  Ig  Valais,  si 
cela  et  necessaire,  les  troupes  Sardes,  qui,  au  moment 
d'hostilites  ouvertes  ou  imminentes  entre  les  Puissances 
Toisines  de  la  Suisse,  se  trouveraient  dans  ces  Provinces. 
Les  mots  inserfe  dans  l'acte  du  12  Acut  sous  la  rheree 
qu'il  wV»  risulte  aueun  prijudice  poiir  sa  neulraliti,  n'e- 
noncent  point  une  restriction  de  cet  engagement,  mais  le 
principe  memo  de  la  neutralite  tel  qu'il  est  consacr^  dans 
le  protocole;  son  effet  naturel  et  necessaire  solennelle- 
ment  reconnu  au  Congres,  et  l'obligation  que  les  Puis- 
sances se  sont  imposee,  de  ne  tirer  aucune  cons^quence 
facheuse  pour  cette  neutralite  garantie  par  Elles,  de  la 
retraite  des  troupes  Sardes  et  du  passage  que  la  Confe- 
deration leur  accorderait,  au  besoin,  au  travers  d'une 
partie  de  son  territoire. 

Enfin,  bien  que  le  troisieme  article  de  l'acte  de  la 
Diete  du  12  Aoüt  fasse  mention  de  droits  de  route  de  pi- 
affe  et  des  barrürea,  l'engagement  contracte  par  la  Suisse 
au  sujet  des  marcbandises  venant  du  Piemont  et  de  Genes, 
est  precisement  tel,  que  le  protocole  l'exprime ;  les  dites 
marchandises  jouiront  de  la  francbise  de  tout  droit  de 
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traoBit,  mais  elles  resteront  assujetties  auz  droits  etabtüi 
pour  le  maintien  de  la  route ;  ceux  iDdiquea  ei-deasua  na 
doivent  paa  avoir  une  autre  destination.  Ce  principe  etabli, 
oomme  le  protoeole  mSme  en  appelle  k  das  arrangemeiüi 
ult^rieuis,  qui  doivent  etre  regles  d'uo  «ommun  accord 
entre  las  Gouvememens  respectifs,  le  Conaeü  d'Etat  3'ab»> 
tient  d'entrer  ici  daus  des  developpemens,  qui  doivent  taire 
l'objet  d'une  negociation  particuUere. 

De  ces  explications  categoriques,  il  resulte  que  la 
Suisse  na  fait  au  sujet  de  l'admission  des  Provinces  de 
Chablais,  da  Faucigny  et  du  territoira  au  Nord  d'Ugioe 
dans  son  Syateme  de  Neutralite  aucune  dtstinotion  ou  re- 
serve  qui  tande  ä  affaiblir  ou  modifier  lea  dispositions  enon- 
c^es  dans  lea  actas  du  Congres  du  29  Uara,  et  le  Consail 
d'Etat  se  persuade,  que  la  Cour  de  Turin  sara  entierement 
edifi^e  sur  ce  point. 

Uais  par  la  m€me,  qu'Elle  donne  au  Ministere  de  Sa 
Majeste  la  certitude  de  l'execution  ponctuelle  des  stipula- 
tions  du  Congr^  et  toute  satisfaction  sur  lea  points  dont 
ron  etait  fond^  4  demander  la  detarminatioa  precise,  la 
Gonfederatioa  Suisse  croit  pouvoir  attendre  en  retour,  que 
les  Commissaires  du  Boi  temoigneront  de  leur  cöte  las 
m^mes  dispositions  conciliantes ;  qu'ils  mettront  le  mema 
empressement,  iexecuter  l'acte  du  Congres  dans  ses  clauaes 
relatives  ä  la  cession  du  territoire  donnö  par  le  Congräs 
4  l'Etat  da  Ganeve,  et  que  la  negodation  commencee  va 
etra  suivie  avec  activite  dans  son  objet  principal,  la  da- 
marcation  des  limites,  sans  souffrir  da  difBcult^s,  ni  de 
longuenrs,  par  suita  de  complications  etnuigäres  ä  ce  but^ 
et  sans  qu'on  la  fasae  dependre  de  ccmditions  ou  de  pro- 
liminaires  dont  l'acte  du  Coogrcs  na  parle  pas. 

Teile  est  la  demande  que  Le  Conseil  d'Etat  doit  prä- 
senter 4  S.  E.  le  Comte  de  Varax,  et  reconunander  in- 
stammant  ä  ses  bons  officea. 

n  a  l'honneur  de  reiterer  ä  Son  Excell«ice  rassurance 
de  sa  tres  baute  eonsideration. 
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Aiisng  »SB  dem  Toiiner-TertTag  vom  16.  Vtn  1816 

Art.  T. 
Le  Protocole  du  Congres  de  Vienne  du  29  Mars  1815 
accepte  par  l'acte  de  la  Diete  de  la  Confederation  Suisse, 
en  date  du  12  Aoüt  suivant,  ayant  stipule  corame  une  des 
conditioDS  de  la  cession  du  territoire  enfaveur  du  Canton  de 
Geneve :  ■  Que  les  Provinces  du  Ohablais  et  du  Faucigny.  et 

•  tout  le  territoire  au  Nord  d'Ugine,  appartenant  k  S.  M., 

•  feraient  partie  de  ]a  oeutralit^  de  la  Suisse,  garantie  par 
«toutes  les  Puissances,  ainsi  qu'ü  est  explique  k  Tarticle 
«Premier  du  dit  Protocole.» 

Le  Directoire  federal  ayant  declare  par  sa  note  offi- 
cielle  du  premier  Novembre  au  Ministre  de  S.  M.:  <Que 
<la  Coofederation  Suisse  a  accepte  les  actes  du  Congres 

•  de  Vienne  du  29  Mars,  dans  leur  entier,  selon  leur  t«neur 
■  litterale,  et  sans  aucune  räserve;  en  sorte  que  la  diffe- 
«rence  de  mots  qui  peut  se  trouver  entre  l'acte  susdit  de 

•  la  Diete,  et  le  Protocole  du  Congres,  ne  doit  nullement 
<etre  eavisagee  comme  une  restriction  ou  comiue  une 
<  devnation  du  sens  precis  de  ce  demier.  >  Et  la  meme 
note  officielle  ayant  ajoute:  «De  ces  explications  ilresulte, 
«que  la  Suisse  ne  fait,  au  sujet  de  Tadmission  des  Pro- 
«vinces  de  Ohablais,  de  Faucigny  et  du  territoire  au  Nord 

•  d'Ugine,  dans  son  Systeme  de  neutralite,  aucune  distinc- 
«tion  ou  reserve,  qui  tende  ä  affaiblir  ou  modifier  les  dis- 
«positions  enoncees  dans  les  actes  du  Congres  de  Vienne 

•  du  29  Mars.»  Le  Traite  de  Paria  du  20  Novembre  1815 
ayant  etendu  de  la  meme  maniere  cette  neutraUte  de  la 
Suisse  ä  une  autre  partie  du  territoire  de  S.  M. ;  et  enfin 
l'acte  du  meme  jour  portant  reconnaissance  et  garantie  de 
la  ntutraliU  perpitutlle  de  la  Baisse  tt  de  Vinviolabiliti  de 
son  territoire,  contenant  l'article  suivant:  «LesPuissances 

•  reconnaissent  egalement  la  oeutralite  des  parties  de  la 

•  Savoie  design^es  par  l'acte  du   Congres  de   Vienne  du 

•  29  Mars  1815,  et  par  le  Traite  de  ce  jour,  comme  devant 
•jouir  de  la  neutr^t^  de  la  Suisse  de  la  meme  maniere 
«que  si  elles  appartenaient  ä  celle-ci.  > 

18 
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Ces  diverses  declaratioos  et  stipulations,  que  la  Suisse 
reconnalt  et  accepte,  et  auxquelles  S.  M.  accede  de  la 
maniere  la  plus  formelle,  feront  regle  entre  les  deux  Etate. 


Kote  des  Orafen  Biamarck  vom  24,  Juli  1870  an  den 

Eidg.  Bnndespräsidenten  Über  die  vertragsmäasige  Neutralität 

der  Schweif. 

Berlin,  le  24  juillet  1870. 

Le  soussigne,  Chancelier  de  la  Confederation  de  l'Alle- 
magne  du  Nord,  a  eu  l'honneur  de  recevoir  par  l'entremise 
du  Charge  d' Affaires  de  la  Confederation  Helvetique,  la  cir- 
culaire  adressee  par  le  Conseil  föderal  suisse  en  date  du 
18  jiiillet  er.  «mx  Etats  signatairea  et  garants  des  trait^s  de 
1815. 

II  a  accueilli  avec  une  vive  satisfaction  la  declaration 
du  Conseil  föderal  que  la  Suisse  maintiendra  et  defendra, 
pendant  la  guerre  qui  se  prepare,  sa  neutralite  et  l'inte- 
grite  de  son  territoire;  et  il  n'hesite  pas  ä  declarer  que 
l'AIIemagne  respectera  scrupuleusement  la  nmtraliti  de  la 
Suisse,  garantie  par  les  frait^s,  et  qu'elle  compte  avec  une 
entiere  confiance  sur  son  maintien  par  les  forces  mili- 
taires  de  la  Confederation  Helvötique.  La  fidüü4  aux  traitfs 
dont  VAlhmagne  a  evnstamment  fait  preuve  et  les  relations 
de  bon  voisinage  qui  existent  si  heureusement  entre  les 
deux  pays  offrent  ä  la  Suisse  un  gage  de  plus  que  sa  neu- 
tralite sera  consciencieusement  respectee  par  l'AIIemagne. 

Le  soussigne  saisit  cette  occasioa  pour  offrir  ä  son 
Excellence,  Monsieur  le  pr^dent  de  la  Confederation  Hel- 
vetique, les  assurances  de  sa  haute  consideration. 

Le  Chancelier  de  la  Confederation  de  l'AIIemagne  du  Nord. 
signe :  r.  Bismarck. 
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Anasflga  ans  dan  boatehenden  Vertilgen  ilber  den  Schatz 
▼on  Genf  und  die  Nentralislmng  von  HocbBaToren. 

1.  Lausanner-Vertrag  vom  15,  Oktober  1564  (Schieds- 
spruch der  11  Orte  zwischen  Herzog  Emanuel  Phili- 
bert  von  Savoyen  und  Bern  und  Freiburg)  Art.  15: 
«Zum  fQnfzehenden  ist  bedacht,  dass  beide  Theil  in 
disen  Ihren  anstossenden  landen  (Chablais  und  Fau- 
dgny  einseits,  Waadt  andernseits)  keine  nöwen  be- 
vestiguDgen  gegen  einandern  puwen  noch  machen, 
darzu  by  einer  mylwegs  gegen  die  grenzen  und  an- 
stossen  keine  Kriegsrüstungen  besammeln,  noch  halten 
sollen.! 

2.  Vertrag  von  St.  Julien  vom  21.  JuU  1603  (Schieds- 
spruch von  Glarus,  Solothum,  Ba^el,  SchafThausen, 
Appenzell  zwischen  Carl  Emanuel  I.  von  Savoyen  und 
der  Stadt  Genf)  Art.  19:  *Se  contente  Son  Altesse 
de  ne  faire  assemblee  de  gens  de  guerre,  ni  fortifi- 
cations,  ni  tenir  gamisons  ä  quattre  lieues  pres  la 
dicte  ville  de  Geneuve.» 

3.  Turiner-Vertrag  vom  16.  März  1816,  Art.  23:  .Les 
dispositions  des  anciens  traites  (et  notamment  de  ce- 
lui  du  3  Juin  1754)  auxquelles  il  n'est  pas  express^- 
ment  deroge  par  le  present  traite,   sont  confirmees.» 

4.  Cession  vom  24.  März  1860:  <I1  est  entendu  qiie 
S,  M.  le  roi  de  Sardaigne  ne  peut  transferer  les  par- 
ties  neutraUsees  de  1a  Savoie,  qu'aux  conditions  aux- 
quelles il  les  possede  lui-meme  et  qu'il  appartiendra 
ä  S.  M,  l'Empereur  des  Fran^ais  de  s'entendre  ä  ce 
sujet  tant  avec  les  puissances  representees  au  Con- 
gres  de  Vienne,  qu'avec  la  Confederation  Helvetique 
et  de  leur  donner  les  garanties,  qui  resultent  des 
stipulations  rappel^es  dans  le  pr^ent  article.* 

B.  Note  der  französischen  Regierung  an  den 
Schweiz.  Bundesrath  vom  14.  Dez.  1883.  «Wir 
erblicken  keine  Schwierigkeit  darin,  zu  erklären,  dass 
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es  nicht  in  unserer  Absiebt  liegt,  auf  dem  Mont  Vu- 
ache  ein  Festungswerk  anzulegen  und  dass  es  sich 
der  französiscbe  Generalstab  anlässlich  seiner  Studie 
über  Mobilisation  bat  angelegen  sein  lassen,  das  neu- 
tralisirte  Gebiet  vollständig  zu  respektiren. »  (Vgl. 
Jahrbuch  II,  p.  702,  Bundesblatt  1884,  Nr.  20. 


Venelchniss  der  anf  dl«  Landsagittnzsn  der  Scbweis 
bozUglicIien  A3cten  des  BnndeaarchiTs. 

A.  Erste   Periode   1798—1803.  awS™SS?X 

Helvetik.  ««i  ^*'  z«it  der 

Die   nur  sparsamen  und   zerstreut  unter     "»i""^- 
andern   Papieren    vorhandenen  Akten  dieses 
Zeitraumes  Ober 

Gränz-  und  Territorialverh&ltnisse 
beschlagen  der  Hauptsache  nach  folgende  Ge- 
schäfte : 

1.  Verlust  von  Veltlln,  Cleven  und   Bormio.  B«nii  i  Nr.  «s 

2.  Verhandlungen  mit  Frankreich  Ober  Ab- 
tretung des  Dappenthales.  ßwiii  vi  vr.  m 

3.  Erwerbung  des  FrickUiales. 

4.  Kampf  um  Wallis;  Verlust  desselben. 

6.  Bestrebungen  zu  Wiedererlangung  von  Biel, 

Ei^el  und  MQnsterthal.  B«id  vn  Nr.  ss 

6.  Berathungen  über  eine  vcOnschbare  Gestal- 
tung der  Landesgränzen  infolge  des  Lune- 
viller  Friedens. 

7.  Gränzanstände  mit  Cisalpinien  bei  Craveg- 
gia-Onsemone. 

B,   Zweite  Periode   1803-1813.  „JSZ,  d» 

Mediationszeit.  BimdeBircun  ■ 

Abschrift  des  Vertrags  betr.  die  GrAnze  zwi- 
schen der  tessinischen  Gemeinde  Onser- 
none  und  der  italienischen  Gemeinde  Cra- 
veggia,  vom  26.  Juh  1806.  ni.  &S3  « 
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Abschrift  des  Vertrags  betr.  die  GrÄnze  zwi- 
schen der  tessiniscben  Gemeinde  Onser- 
none  und  der  italieDiscben  Gemeinde  Dis- 
simo,  vom  15.  JuK  1807.  Kr. 

Abschrift  des  Vertrags  zwischen  Aargau  und 
dem  Grossherzogtbum  Baden  über  ver- 
schiedene vorzQglich  die  Verbältnisse  des 
Breisgaus  gegen  das  Frickthal  betreffende 
Gegenstände,  vom  17.  September  1808.  n,, 

C.   Dritte  Periode   1814—1848. 
Schweizergränze  gegen  Frankreich. 

Korrespondenz  des  eidg.  Gränzberichtigungs- 
kommissärs  mit  dem  eidgenossischen  Vor- 
ort 1814—1825.  Nr, 

Korrespondenz  des  eidg.  Vororts  mit  dem  eidg. 

Gränzberichtigungskommissär,  1816—1825.      ^'- 

Korrespondenz  des  französischen  Gränzberich-    '"*'" 
tigungskommissärs  und  Österreich.  Beamter 
mit  dem  eidg.  Kommiss&r,  1816 — 1826.  St 

Korrespondenz  verschiedener  Behörden  und 
Beamten  der  Kantone  Basel,  Bern,  Genf, 
Neuenburg,  Solothum  und  Waadt  mit  dem 
eidg.  Gränzberichtigungskommissär,  von 
1816—1826,  sowie  ein  Schreiben  der  Ge- 
sandtschaften dieser  Stände  an  den  Vor- 
ort während  der  Tagsatzung  im  Jahr  1832.       Nr 

Beglaubigte  Abschriften  des  Verbalprozesses 
über  die  Gränzbereinigung  zwischen  Solo- 
thum und  Frankreich  vom  20.  Dezember 
1818,  der  nachträglichen  Uebereinkunft 
vom  8.  Januar  1826,  der  französischen  und 
solothumiscben  Ratifikationsakte  vom  11. 
Mai  1828  und  24.  November  1834,  nebst 
dem  diesfäUigen  Auswechslungsprotokoll 
in  Original  vom  3.  Dezember  1834  "r 

Beglaubigte  Abschriften  des  Verbalprozesses 
Ober  die  Gränzbereinigung  zwischen  Basel 
und  Frankreich  Tom  24.  Dezember   1818, 


■  i>,  Google 


198         Ueber  die  schweizerischen  GräozTerhältnisse. 

der  naehtrÄglichen  Uebereinkunft  vom  6. 
Februar  1825  und  der  franzOsischea  und 
baselscben  Kati{ikation.sakten  vom  11.  Mai 
1828  und  -^'i^'^Tn!^,  1834,  nebst  dem  dies- 
fälligen  Auswechslungsprotokoll  in  Origi- 
nal, vom  5.  Juli  1835.  Nf 
Beglaubigte  Abschrift  des  Verbalprozesses  über 
die  Gränzbereinigung  zwischen  Neuenbürg 
und  Frankreich  vom  4.  November  1824; 
Original  der  französischen  Ratifikation  vom 
11.  Mai  1828;  Verbalprozess  über  die  Aus- 
wechslung der  Urkunden  vom  25.  Oktober 

1834  nebst  beglaubigten  Abschriften  der 
diesfalls  zwischen  Preussen  und  Frank- 
reich insbesondere  au^ewechselten  Rati- 
fikationsurkunden vom  8.  Oktober  1825 
und  11.  Dezember  1825,  «> 

Beglaubigte  Abschriften  des  Verbalprozesses 
über  die  Gränzbereinigung  zwischen  Genf 
und  Frankreich  vom  20.  JuU  1825,  der 
französischen  und  genferischen  Ratifika- 
tionsakten vom  11.  Mai  1828  und  31.  August 
1832  nebst  dem  diesfälUgen  Auswechslungs-  "*■" 
Protokoll  in  Original  vom  7,  September 
1834.  M' 

Beglaubigte  Abschrift  des  Verbalprozesses  über 
die  Gränzbereinigung  zwischen  Waadt  und 
Frankreich,  vom  16.  September  1825.  N' 

Beglaubigte  Abschriften  des  Verbal prozesses 
Ober  die  Gränzbereinigung  zwischen  Bern 
und  Frankreich  vom  12.  Juli  1826,  der 
französischen  und  bemischen  Ratifikations- 
akten  vom   11.   Mai   1828  und   16.  April 

1835  nebst  dem  diesfälligen  Auswecbs- 
lungsprotokoll  in  Original  vom  17.  April 
18a5.  N' 

Akten  betr.  das  Dappenthal,  von  1801—1840.      ". 
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Akten   betr.  die   Grftnzverhältnisse   zwischen 
der   Schweiz  und   Frankreich,    von    1802 

bis   1845.  Nr.  1-18 

Cartes  des  environs  de  Geneve.  m.  itib 


Akten  betr.  die  Uebergabe  verschiedener  Ge- 
meinden der  franz.  Landschaft  Gex  an  die 
Schweiz,  resp.  an  den  Kanton  Genf,  1816. 

Uebereinkunft  zwischen  Solothum  und  Frank- 
reich betr.  die  Gränzberichtigung  ini  Lei- 
menthal, vom  10.  Oktober  1820. 
Schweizergränze  gegen  die  königlich- 
sardinischen   Staaten. 

Akten  betr.  den  neutralisirten  Theil  von  Sa- 
voyen,  1815—1831. 

Carte  des  liinites  du  Canton  de  Geneve  au 
midi  et  k  l'orient  du  Rhone  au  lac. 

Actes  concernant  les  differens  entre  l'Etat  du 
Valais  et  le  Gouvernement  Sarde  au  sujet 
du  biireau  des  douanes  ä  St-Gingolphe, 
1815—1828. 

Proces  verbal  de  delimitation  entre  laSardaigne 
et  le  Canton  de  Geneve,  du  20  Octobre 
1819. 

Cartes  topographiques  des  frontieres  entre  la 
Savoye  et  Geneve. 


Akten  betr.  die  Hoheitsrechte  auf  dem  Lerna- 

nersee,  1839—1817.  Nr. : 

Konvention  zwischen  dem  Kanton  Genf  und  b*p*"« 
dem  Königreich  Sardinien  ftir  Regulining 
der  Theilung  der  Gemeindegüter,  welche 
nur  zum  Theil  auf  dem  einen  und  zum 
Theil  auf  dem  andern  Staatsgebiet  gelegen 
sind,  vom  11.  Mai  1834.  Nr.  '.6 

Abordnung  des  Herrn  Pictet  nach  Turin  betr. 
die   Unterhandlung   eines   Vertrags   über 
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Abtretung  savoyiscber  Gebietstbeile  an 
den  Kanton  Genf,  Januar  bis  Mftrz  1816.      si 

Akten  betr.  die  Uebergabe  verschiedener  Ge- 
meinden Savoyens  an  die  Scbweiz  resp. 
an  den  Kanton  Genf,  1815/1816.  u,. 

Verhandlungen  zwischen  der  Schweiz  und  Sa- 
voyen  Ober  Abtretung  savoyiscber  Gebiets- 
tbeile an  die  Schweiz  resp.  Genf  1815 
und  1816.  Nr. 

Staatsvertrag  zwischen  dem  Königreich  Sar- 
dinien und  der  Schweiz  resp.  dem  Kanton 
Genf  über  die  GrÄnz-  und  Verkehrsver- 
hältnisse, vom  16.  März  1816;  sardinisi^be 
Ratifikation  vom  15.  Juni  1816;  Auswechs- 
lungsprotokoll vom  23.  September  1816; 
Verbalprozess  bezüglich  auf  die  Gränzaus- 
Scheidung  in  Folge  vorstehenden  Vertrags 
vom  16,  Juni  1816,  nebst  einigen  bezüg- 
lichen Akten.  ii, 

Petitionen  der  Landschaften  Chablais,  Faucigny 

etc.  um  Vereinigung  mit  der  Schweiz,  I8I4.        i 

Schweizergränze  gegen  die  k.  k.  Öster- 
reichischen  Staaten. 

Anstände  auf  dem  Splügen,  1823—1831.  n. 

Gränz Verhältnisse  zwischen  der  Scbweiz  und 
Oester reich  längs  dem  Kanton  Tessin, 
1840-1849.  Nt 

G  ranz  Verhältnisse  zwischen  der  Schweiz  und 
Oesterreich  längs  dem  Kanton  Graubün- 
den, 1818-1848.  Nr 

Akten  betr.  die  Rheinkorrektion  an  der  Schwei- 
zergränze längs  dem  Kanton  St.  Gallen 
und  den  österreichischen  Sta:iten,  nebst 
einer  Karte,  1823—1846.  v, 


Akten  betr.  die  Hoheitsrechte  auf  dem  Langen- 
see,  1847. 
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Akten  betr.  die  Holieitsrecbte  auf  dem  Lauiser- 

see,  1847.  Nr. 

Kfurespondenz  des  nach  dem  Kanton  Grau- 
bOnden  abgeordneten  Herrn  eidg.  Obersten 
von  Hauser,  verschiedener  KantonalbebOr- 
den  und  Truppenkommandanton  mit  der 
eidg.  Militftrkommissioit  wegen  Besetzung 
von  VelUin,  Cleven  und  Worms,  1814.  jj, 

Vertrag  zwischen  Tessin  und  der  Lombardei 
betr.  die  Strasse  von  Lumino,  vom  6.  Okto- 
ber  1818.  Nr.  1 

Plan  der  Strasse  von  Lumino.  Nr. ' 

Vertrag  zwischen  den  Städten  GraubOnden 
und  Tessin  einerseits  und  Oesterreich  und 
Sardinien  anderseits  wegen  der  Lumino- 
strasse,  vom  18.  Juli  1823.  Nr. ; 

Vertrag  zwischen  GraubOnden  und  Oesterreich 
betr.  eine  verbesserte  Strassenanlage  Ober 
den  Splilgen  vom  1.  August  1818,  nebst 
der  eidg.  Ratifikation  vom  26.  Dezember 

1819.  Nr. 

Schweizergr&nze  gegen  das  Grossher- 
zogthum  Baden. 

Gränzanst&nde  zwischen  dem  Kanton  Thurgau 
und  dem  Grossherzogthum  Baden  im  All- 
gemeinen. 1816,  1828,  1829,  1839,  1844 
und  1845.  Nr. 

GrSnzbereinigung  zwischen  der  Schweiz  und 
dem  Grossherzogthum  Baden  in  der  Ge- 
gend von  Konstanz,  1831/32.  Kr. 

Grftnzbereinigung  zwischen  der  Schweiz  und 
dem  Grossherzogthum  Baden  Iftngs  dem 
Kanton  Schaffhausen  1837— 1S43.  nt. 

Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Gross- 
herzi^faum  Baden  Ober  die  vorstehende 
Orftnzbereinigung  vom  1.  März  1839;  Ba- 
dische  Ratifikation  vom  Sa   März   1889; 
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Protokoll  über  die  Auswechslung  der  Ui'-    ^p* 
künde  vom  11.  April  1839.  ni 

Karte  und  Libelle  über  die  Vollziehung  des 

vorstehenden  Vertrags  vom  1.  März  1839.      Nt 

Bericht  des  eidg.  Kanzlers  an  den  Vorort  über 
die  Gränzverhältnisse  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Grossherzogtfaum  Baden  längs 
dem  Gebiet  des  Kantons  Thurgau  vom 
30.  Juli  1846.  N. 

Akten  betr.  die  Gränzverhältnisse  zwischen 
der  Schweiz  und  dem  Grosszogthum  Baden, 
1838-1848,  Nf 


Bericht  der  eidg.  Kanzlei  an  den  Vorort  über 
die  Hoheitsrechte  auf  dem  Bodensee  vom 
3.  Dezember  1845.  Nr-  soi 

Gränzverhältnisse  des  Bisthums  Basel. 

Korrespondenz  des  eidg.  Generalkommissärs 
im  ehem.  Bisthum  Basel  mit  dem  eidg. 
Vorort,  1815.  ni.  %9  > 

Urkunde  der  Vereinigung  des  ehem.  Bisthums 
Basel  mit  dem  Kanton  Bern  vom  14.  No- 
vember  1815.  Nr.  959  b 

Petitionen  der  Landschaften  Biel.  Erguel  und 
Münsterthal  und  noch  anderer  Gegenden 
des  Bisthums  Basel  um  Wiedervereinigung 
mit  der  Schweiz,  1813—1815.  Kr.  4 

D.  Vierte  Periode,  seit  1848. 
A.  Nordgränze. 
I.  Gegen  das  Grossherzogthum  Baden  (1  Faszikel). 
Dieser  Faszikel  hat  folgende  Unterabtheilungen : 
1.  Verhältniss  zum  Kanton  Thurgau  1861 — 1S57;  Ver- 
trag vom  20.  Oktober  1854 ;   als  Vorakten :   Berichte 
des  eidg.  Kanzlers  über  die  Gränzverhältnisse  zwischen 
Thurgau    und   Baden   vom  30.  Juni  1848;    Abschrift 
dreier  älterer  auf  die  Gränzverhältnisse   bezüglicher 
Verträge   von   1554,   1686  und  1687.    Abtretung  des 
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s<^.  TägenDooses,  vod  Baden  Dachgesucht,  von  Thur- 
gsu  abgelehnt  186S. 

2.  L&Dgs  dem  Kanton  Schaffhausen. 

a)  Gesuch  um  Edition  einer  Urkunde  hetr.  die  Wal- 
dung Hohenstaufenberg  im  Badischen,  1852/53. 

b)  Wasserrecht  der  Gemeinde  Hallau  an  der  Wutach; 
Wutachkorrektion   und  Gränzbereinigung  1866/75. 

3.  L&Qgs  dem  Kanton  Zürich. 

Akten  von  1856—1861;  dabei  die  Copie  eines  Ver- 
tn^ies  vom  13.  Februar  1652  zwischen  Zürich  und 
dem  Grafen  von  Sulz,  Landgrafen  im  Klettgau,  und 
ein  Marchverbal  aus  dem  Jahr  1858. 

4.  Längs  dem  Kanton  Aargau. 

Diesfalls  ist  weiter  nichts  vorhanden  als  der  im  Jahr 
1851  durch  die  Aargauer  Regierung  in  beglaubigter 
Copie  eingeschickte  Staats  vertrag  mit  Baden  vom 
17.  Herbstmonat  1808. 

5.  Längs  dem  Kanton  Baselstadt. 

Abschrift  der  im  Basler-Archiv  befindlichen  Original- 
akten Ober  die  in  den  Jahren  1822 — 1830  vollzogene 
Berichtigung  der  Hoheitsgränzen  gegen  Baden.  Femer 
das  Protokoll  vom  5.  September  1854  ober  eine  Grftnz- 
begehung  und  Marchsteinsetzung  bei  Klein-Hüningen. 

6.  Coirespondenzakten  aus  den  Jahren  1^3— 188i  betr. 
gegenseitig  bewilligte  Durchmärsche  von  Truppen- 
corps. 

7.  Vorschriften  des  Grossherzogthums  Baden  über  Er- 
haltung und  Berichtigung  der  Landesgränzen ;  Akten 
von  1883—1893. 

8.  Acht  Fälle  von  Gebiets  Verletzungen  aus  den  Jahren 
1862—1893. 

NB.  Die  Verträge  mit  Baden  Ober  Eisenbahnverhält- 
nisse befinden  sich  in  der  Archivabtheilung:  Eisenbahn- 
wesen. 

Spezielles. 
U.  Constanz. 
Gränzbereinigung  bei  Constanz,  zum  Abschluss  gebracht 
durch  Staatsvertrag  mit  dem  Grossherzogthum  Baden 
vom  28.  April  1878  (1  Faszikel). 
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Bei  den  die  Jahre  1874 — 1893  umfassenden  Akten 
befinden  sich  zwei  Gutachten  der  Herren  Oberst  Sieg- 
fried und  Nationabath  Aepli  in  Sachen, 
m.  Jurisdictionsverhältnisse  auf  dem  Bodensee. 
(1  Faszikel.) 
1.  Historischer  Bericht  des  eidg.  Kanzlers  vom  5.  Dez. 
1845.   (Dazu  Gopien  älterer  Verträge  und  Aktenstücke 
aus  dem  16. — 18.  Jahrhundert). 
2  Neuere  Akten  von  18(S — 1884,  darunter  das  Memorial 
des  Herrn  A.  0.  Aepli  von   1868  betr.  Hafen*  und 
Schifffahrtsverhältnisse,  etc. 
3.  Uebereinkunft  der  Bodenseeuferstaaten  betr.  das  Ver- 
fahren bei  Beurkundung  von  Geburts-  und  Sterbe- 
fällen auf  dem  Bodensee. 

B.  Ostgrfinze. 
I.  SchvFeizerisch-österreiche  Gränze, 

1.  Längs  dem  Kanton  St.  Gallen. 

Die  vorhandenen  Akten  betreffen  ausschliesslich  Ge- 
bietsverletzungen, und  zwar  bei 

Eselschwanz  1871/72. 

Widnau  ISTä/TS. 

St.  Margrethen  1882. 

Monstein-Au  1885. 

Buchs  1886. 

2.  Längs  dem  Kanton  GraubUnden. 

Die  Akten  beginnen  mit  1849  und  gehen  bis  1887 
(ein  starker  Faszikel,  zu  dem  noch  drei  v^eitere  Fas- 
zikel gehören,  welche  ältere  Aktenstttcke  aus  dem 
Kantonsarchiv  in  Chur  enthalten).  Das  Material  schei- 
det sich  in  zwei  Gruppen: 

a)  Gränze  gegen  Tyrol  (Samnaun,  FinstermOnz-Mar- 
tinsbruck,  MOnster-Taufers,  etc.). 

b)  Gränze  gegen  das  Veltlin  (Val  di  Lei,  u.  s.  w.). 
NB.  Die  Akten,  welche  sich  auf  die  Zeit  nach  1860 

^Uebergang   der   Lombardei   mit  Veltlin   an  ItaUen)   be- 
ziehen, sind  unter  Italien  (Südgränze)  eingereiht. 
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GräDzrerletzungen  kamen  vor  bei 
Bnisio  1868. 
Fanshof  1859. 
Sche^enhof  1883. 
Alp  Schlappin  1893. 
Nauders  1892. 
Partnun  1893. 
n.  Grfinzverhaitnisse  zwischen  Graubflnden  und 

dem  Fürstenthum  Lichtensteig. 
Akten  von  1860 — 1888;  darunter  zwei  Giftnzbereinigungs- 
protokolle;   das   eine   vom   1.  Dezember  1870   nebst 
Harchbeschreibung  dazu   vom  i.  Februar  1879;   das 
andere  vom  7.  Dezember  1887. 

NB.  Eine  Anzahl  älterer  Dokumente  aus  den  Jahren 
1735—1836,  welche  anlftsslich  der  Verhandlungen  von  1870 
durch  die  Regierung  von  Graubünden  eingeschickt  worden 
waren,  sind  ihr  auf  Verlangen  sp&terhin  wieder  zurück- 
gestellt worden. 

C.  Südgränze. 
L  Graubflnden-Italien;  1  Faszikel,  den  Zeitraum  von 
1861—1886  umfassend. 
1.  Die  Anstände  betreffend: 

1.  Zemez-Livigno. 

2.  Brusio-Tirano,  wozu  die  Akten  von  1873/74  betr.  die 
EinbQrgerung  der  Bewohner  von  Cravajone  in  Brusio. 

8.  Castasegna -Villa. 

4  Val  di  Lei. 

5.  SplQgenberg. 

Es  befinden  sich  darunter  verschiedene  Gutachten 
und  Berichte  der  Herren  Kanzler  Schiess,  Nationalrath 
Delarageaz  und  St&nderath  Planta,  sowie  copialiter  einige 
ältere  AktenstOcke  von  1626  und  1644. 

Femer  enthält  dieser  Faszikel  eine  Denkschrift  von 
Prof.  G.  Vogt  über  Veltlin,  Cleven  und  Worms,  welche 
dereelbe  auf  Bestellung  Seitens  des  Bundespräsidenten 
im  Jahr  1866  angefertigt  hat. 
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NB.  1.  Zu  den  Gränzakten  GraubOnden-Italien  gehört 
ein  Faszikel,  der  die  zahlreichen  Fälle  von  Gebietsver- 
letzungen auf  dieser  Grftnzstrecke  von  1866 — 1893  enthält. 

2.  Was  an  Akten  vor  dem  Uebergang  des  Yeltlina 
von  Oesterreich  an  Italien  vorhanden  ist,  siehe  Ostgränze: 
GraubQnden-Oesterreich. 

3.  y.in  besonderer  Faszikel  enthält  Akten,  die  Grau- 
bOndner-  und  Tessiner  ■  Gränzangelegenheiten  gegenüber 
Oesterreich  gemeinschaftlich  betreffend. 

II.   Tessin>Oesterreich  (Lombardei)  1  Faszikel. 
Er  enthält  Akten  von  1846—1859,  nebst  einigen  älteren 
Stücken.  Dazu  die  Einzelfälle  betr.  Gebietsverlelzungen 
in  dem  gleichem  Zeitraum. 

III.  Tessin-Rönigreich  Italien. 
Erster  Faszikel.    Derselbe  enthält: 

1.  Die  Akten  zu  dem  Vertrag  vom  6.  Oktober  1861, 
durch  welchen  verschiedene  Gränzanstände  zwischen 
Tessin  und  der  Lombardei  erledigt  worden  sind  (1861 
bis  1865).  Dabei  befindet  sich  ein  Druckexemplar 
des  Vareser- Vertrages  von  1752  und  ethche  andere 
altere  Aktenstücke  in  Abschrift. 

2.  Eine  Anzahl  Einzelfälle  von  Grfinzsteinemeuerungen 
zwischen  St.  Abondio  und  Biegno;  Alpe  nuovo;  Anso 
und  Clivio;  Biegno  und  Indemini ;  Astano  und  Dumenza; 
Brenound  CurigUa;  Breno-Monte  Viasco ;  CadroAlbo- 
gasio;  Comologno-Dissimo ;  Alp  Como;  am  Faloppia- 
bache;  Fomasette;  an  der  Tresa;  MigUegha;  Monte- 
Generoso;  Muggio  und  S.  Fedele;  Novazzone-Ronago ; 
Onsemone-Craveggia ;  Pento  Tresa. 

3.  Durchpass  der  italienischen  Polizei  durch  Arogno 
nach  Campione. 

Zweiter  Faszikel. 

Gränzbereinigung  bei  Chiasso  infolge  des  Baues  der  Gott- 

hardbahn  (Bahnhofbaute);  Akten  von  1874-1889. 

Dritter  Faszikel. 

Schiedsgerichtliche  Erledigung  des  Gränzanstandes  auf 

der  Alp  Cravairola;  Akten  von  1853 — 1875. 
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Vierter  Faszikel. 
Italienische  AnnexionsgeltlstegegeDflberTessin  1862^1881. 
NB.  Drei  weitere  Faszikel  enthalten  in  alphabetischer 
Reihenfolge  der  Lokalitäten  die  einzelnen  Fälle  von  Ge- 
b  i  etsverl  etzu  ngen . 
IV.  1.  Wallis-Italien  resp.  Sardinien  (Piemont). 

Ein  Faszikel,  enthält  Akten  von  1851—1893. 
2.  Genf-Sardinien,  mit  Ausschluss  der  Akten  (tber 
die  Freizone.    Diese  liegen  in  der  Archivabtheilung: 
Handel  und  Verkehr. 
V.  Wallis-Frankreich,  4  Faszikel,  enthaltend  Akten 
von  1861—1883. 


Pro   memoria. 

Die  Akten,  welche  die  neutralisirten  Gebietstheile 
Savoyens  und  deren  Verhältniss  zur  Schweiz  betreffen, 
sind  in  der  Archivabtheilung:  *  Völkerrechtliche  Verhält- 
nisse» untergebracht  und  hier  nicht  besonders  verzeich- 
net worden;  sie  umfassen  eine  Anzahl  Faszikel 

D.  Westgränze. 
I.  Verhältniss  zu  Frankreich  (5  Faszikel). 

Erster  Faszikel,  enthält: 

a.  Allgemeines  und  mehrere  Kantone  gemeinsam  Be- 


ta. Grftnze  Baselland-Frankreich  1856—1867. 

c.  Grfinze  Bern-Frankreich  1850-1883. 

d.  Gränze  Soloth um- Frankreich  1861—1864. 
Zweiter  Faszikel,  enthält: 

a.  Gränze  Neuenbnrg-Frankreich  1859—1887. 

b.  Gränze  Waadt-Frankreich  1854—1881. 

c.  Grftnze  Genf- Frankreich  1863—1893. 

Dritter  bis  fünfter  Faszikel;  sie  enthalten  die 
Dappenthalakten,  und  zwar 

a.  Faszikel  1  die  Akten  von  1849—1860. 

b.  »         2    .        »  .     1861—1863. 

c.  .         3    .         .         .     1864—1889. 
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NB.  1.  Zu  diesen  Faszikeln  kommen  noch  3  Faszikel, 
welche  SpezialKlle  von  Gebietsverletzungen  enthalten. 

2.  Ausserdem  b«sitzt  das  Archiv  in  6  B&ndchen  eine 
von  B.  von  Mflünen  bearbeitete  Regestensammlung  Ober 
alle  Dappentlialakten  von  1801— 1S66. 
n.  Grftnzverh&Itnisse  gegen  das  Elsass,  seitder 

Zeit,  wo  dieses  an  Deutschland  übergegangen  ist  (1871). 

1  Faszikel,  Unterabtbeilungen : 

1.  Revision  der  Schweiz. -elsftssischen  GrAnze  und  Er- 
setzung der  französischen  Hoheitszeichen  und  In- 
schriften durch  deutsche  (1888-1892). 

2.  Gr&nzsteinemeuerung  zwischen  Hüningen  und  Basel 
1875. 

3.  Lftngs  dem  Kanton  Bern: 

a.  hei  Bonfol  1873  und  1874. 

b.  Pnmtrut-Altkirch  1883—1886. 

4.  Längs  dem  Kanton  Solothum  1878—1886. 

5.  Längs  dem  Kanton  Baselland  1872— 18d3. 

NB.  Dazu  zwölf  Fälle  von  Gränzverletzungen,  1871 
bis  1891,  begangen  durch  Militär,  Zollbeamte,  Polizei- 
organe, etc. 

I.    Allgemeines.     (1  Faszikel). 

Derselbe  enthält  als  Unterabtheilungen : 

1.  Frage;  wer  die  Kosten  für  internationale  Gränzbe- 
reinigungen  und  Marchateinsetzungen  zu  tragen  habe, 
der  Bund  oder  die  betreffenden  Kantone. 

2.  Uebertritt  ausländischer  Militärpersonen  in  Uniform 
und  mit  Waffen  auf  Schweizergebiet. 

3.  Verschiedenes  (Akten  von  1855—1869.) 
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n  est  peu  de  maisons  souveraines  ou  de  dynasties  qui, 
I>our  Vaccomplissement  de  leurs  desseins,  aient  monträ 
plus  de  perseverance  et  d'habilete  que  la  maison  de 
Savoie;  1e  fait  s'observe  notamment  dans  ses  rapports 
avec  Geneve.  Nous  croyons  pouvoir  en  foumir  la  preuve 
dans  I'expose  sommaire  qui  fait  l'objet  du  present  article. 
Rien  de  plus  interessant,  de  plus  instnictif,  que  de  suirre 
pendant  des  sieeles  les  fluctuations  de  la  politique  savoy- 
arde  qui,  tout  en  modifiant  ses  moyens  d'action,  pour- 
suit  immuaUement  son  but 

Au  coeur  du  Moyen-äge  les  comtes  de  Savoie  commen- 
Cent  leurs  travaux  d'approche  en  s'efforgant  de  s'insinuer 
s&ns  >iulence  dans  la  cite  qu'ils  convoitent.  En  1285  le 
comte  Ämede«  s'engage  par  lettres  patentes  k  maintenir 
les  droits  et  franchises  de  Geneve  envers  et  contre  tous 
«t  de  tout  son  pouvoir:  »Si  I'Eveque,  disoit  Amedee  V, 
«appelle  en  cause  k  Rome  ou  ailleurs  les  cltoyens  ou 
■«quelques  uns  d'entre  eux,  ou  leur  fait  injure  ou  violence, 
*\e  comte  leur  donnera  aide  et  conseil  k  ses  propres 
«depens,  aussitdt  que  les  citoyens  Ten  auront  prevenu  ou 
len  auront  reqtiis  un  de  ses  cbätelains.* 

£n  pareil  cas  accepter  un  protecteur,  c'est  risquer  de 
ae  donner  un  maltre ;  assurement  ce  n'etait  pas  pour  les 
beaux  yeux  des  citoyens  de  Geneve  que  le  comte  Amedee 
assumait  le  röle  de  protecteur.  Le  Comte  ne  se  contenta 
pas  de  sa  promesse;  il  entra  k  Geneve,  s'empara  du 
cbäteau  de  l'Ue  et  de  toute  la  Juridiction  temporelle  de 
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l'Eveque.  Peu  s'eo  fallut  alors  que  Geneve  tombät  pour 
toujours  au  pouvoir  de  la  maison  de  Savoie,  mais  l'Eveque 
Guillaume  de  Conflans  sut  se  defendre ;  il  eut  recours  aus 
armes  csnoniques,  ({ui  n'etaient  pas  encore  emoussees; 
il  fulmina  contre  le  comte  une  sentence  d'excommimication 
(1290).  Un  aiT&Dgement  intervint,  mais  le  Comte  ne  se 
retira  pas  les  mains  videsj  il  obtint  ce  fameux  vidomuat 
qui,  pendant  des  siecles,  a  ete  invoque  comme  base  des 
pretentions  de  la  maison  de  Savoie.  Le  vidomne  etait  le 
lieutenant  ou  representaot  lalque  d'un  prince  ecdesiasti- 
que  et  exer<^t  en  son  nom  des  fonctions  judiciaires.  II 
ne  pouvait  convenir  ä  un  puissant  dynaste,  comme  le 
comte  de  Savoie,  de  remplir  lui-meme  les  fonctions  de 
vidomne,  mais  il  les  fit  remplir  par  un  officier  de  son 
cboix  qui  pretait  serment  de  fidelite  ä  l'Eveque.  £n  realite 
le  vidomnat  ne  conferait  aucun  droit  k  la  maison  de 
Savoie,  puisque  les  pouvoirs  du  vidomne  etaient  exerces 
au  nom  de  l'Eveque,  mais,  comme  le  dit  une  chroniquOf 
c'etait  le  loup  dans  la  bergerie,  et  les  comtes  allaient 
tirer  parti  de  la  Situation  avec  toute  la  tenacitä  et  l'babi- 
lete  qui  les  caracterlsaieut.  Une  fois  en  possession  du 
vidomnat,  ils  etendront  peu  ä  peu  le  cercle  de  leurs 
empietements  et  de  leurs  usurpations.  Au  surplus,  tout 
semble  favoriser  leur  dessein,  car  ils  ont  pour  eux  l'appui 
discret  d'un  grand  nombre  de  bourgeois  qui  attendent  de 
la  maison  de  Savoie  une  protection  efficace  pour  le  deve- 
loppement  de  leurs  inununites  et  francblses.  Par  une 
etrange  dispensation  du  sort,  le  parti  de  Savoie  se  trouve 
etre  ä  cette  epoque  recul^e  le  parti  national,  le  parti  de 
l'emancipation  municipale. 

L'Eveque  Aymon  du  Quart,  qui  occupa  le  siege  de 
Geneve   dans  les  premieres  annees  du  XIV^»«  siecle,  se 
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trouva  litt^ralement  pris  entre  deux  feux:  au  dehors  le 
iMxate  de  Savoie  s'efforce,  par  la  ruse  o«  par  la  violence, 
d'empieter  sur  la  souverainete  episcopale;  au  sein  de  la 
cit^,  les  bourgeois,  se  sentant  soutenus  par  le  Comte, 
luttent  avec  persevörance  et  finissent  par  obtenir,  ä  la 
suite  d'un  arbitrage,  la  coosecration  definitive  de  la 
fommune  de  Geneve  -et  la  recotuiaissance  de  la  magi- 
strature  syndicale  (').  L'Eveque  Aymon  du  Quart,  voyant 
8on  autorite  menacee,  minee,  de  deux  cötes  ä  la  fois, 
se  d^eida,  en  desespoir  de  cause,  ä  transiger  avec  le 
plus  redoutable  de  ses  adversaires;  le  5  mars  1311  il 
Signa  ä  Milan  un  projet  de  traite  portant  qu'il  cedait  en 
fief  au  comte  de  Savoie  la  tnoitii  indirise  de  la  Seig- 
neurie  de  Geneve,  moyennant  une  redevance  annuelle  de 
200  livresO-  C'etait  pour  rien  et  on  peut  dire  que  l'Eve- 
que  vendait  son  droit  d'a!nesse  pour  un  plat  de  lenliUes, 
Heureusement  le  traite  resta  ä  l'etat  de  projet;  autrement 
les  libertes  de  Geneve  auraient  ete  perdues  sans  retour. 
H  etait  stipule  que  le  traite  ne  deviendrait  definitif 
qu'apres  la  ratification  du  Pape.  Or  le  traite  ne  tut  pas 
ratifie  et  I'Eveque  Aymon  du  Quart  mourut  quelques 
mois  apres  ä  Ivree  le  12  octobre  1311.  Un  esprit  super- 
stitieux  aurait  pu  croire  qu'un  genie  tutelaire  et  bien- 
faisant  veillait  sur  les  destinees  de  Geneve  pour  ecarter 
les  dangers  trop  pressants  et  menagants. 

Les  projets  d'Aymon  du  Quart,  qui  equivalaient  k  une 
ali^nation   de  la  souverainete    episcopale,    n'eurent  pas 

{')  La  aentence  arbitcile  fut  rendue  le  28  f6vrier  1309  dana 
l'^Uae  paroissiale  de  Saiut- Gervais;  eile  est  consen-^e  aux 
archives  de  Geneve  sous  ifi  168  des  Porte-feuilles  historiques ; 
consulter  les  M^moires  de  fa  Society  d'Histoire  et  d'Archeo- 
logie  de  Geneve  to.  IX  p.  265. 

{*)  Voir  Memoires  Soc.  Hist.  et  Arch.  de  Genöve,  to.  IX, 
p.  279. 

D,o,t,7=^-i>,  Google 


314    Gen^ve,  la  maison  de  Savoie  et  le  traite  de  St.  Julien. 

de  lendemain;  au  cours  du  XIV""  siecle  il  se  produisit 
un  cbangement  profond  dans  les  rappoits  de  TEveque 
et  des  citoyens.  Le  pouvoir  episcopal  avait  longtemps 
lutte  contre  la  commune  juree,  contre  la  magistrature 
syndicale,  qu'il  considerait  comme  des  nouveautes  perni- 
cieuses;  de  guerre  lasse,  il  se  resigna  ä  les  accepter,  ä  les 
reconnaltre,  Les  eveques  du  XIV"«^  siecle  vecureiit  en  paix 
avec  leurs  ouailles  et  finalement  en  1387  le  pieux  Ademar 
Fabri  confirma  solennellement  les  franehises  de  Geneve. 
Les  citoyens  et  bourgeols  avaient  obtenu  ce  qu'ils  deman- 
daient;  ils  avaient  triomphe  des  resistances  du  pouvoir 
episcopal;  desormais  ils  peuvent  se  passer  de  la  protec* 
tion  interessee  des  comtes  de  Savoie;  ils  vivront  paisi- 
blement  sous  la  houlette  jusqu'au  jour  oü  l'Eveque  devien- 
dra  un  Instrument  entre  les  mains  des  princes  de  Savoie. 
Detail  precieux  k  noter:  la  ville  de  Geneve,  se  conside- 
rant  comme  autonome,  refuse  toujours  d'envoyer  des 
deputes  aux  Etats  de  Savoie,  bien  qu'elle  en  soit  priee('), 

Le  danger  une  fois  ecarte  du  c6te  de  l'Eveque,  il  surgit 
d'un  Butre  cöte.  Les  comtes  de  Savoie,  qui  s'etaient  allies 
aux  bourgeois  dans  le  but  de  les  asservir,  vont  se  retourner 
contre  ceux  dont  ils  ont  encourage  les  premieres  demar- 
ehes;  tacticiens  consommes,  ils  evi'.eront  d'abord  la  vio- 
lence  et  chercherunt  ä  installer  sur  le  siege  episcopal  des 
princes  de  leur  maison,  des  clients  ou  des  creatures.  Le 
danger  a  change  de  nature,  mais  il  est  plus  meua^ant 
que  jamais.  En  1441,  Amedee  VIII,  premier  duc  de  Savoie, 
devenu  l'antipape  Felix  V,  s'attribue  l'administration  du 
diocese  de  Geneve;  c'etait  le  oas  de  le  dire,  I'ennemi 
etait  dans  la  place,  car  Amedee  VIII,  comme  duc  de 
Savoie,  n'avait  nuHement  dissimule  ses  vues  ambitieuses; 

(')  Voir  St.  Genis,  Hiatoire  de  Savoie,  to.  I.  p,  413,  note. 

D,o,t,7=^-i>,  Google 


Gen^ve,  la  maison  de  Savoie  et  le  trait^  de  St.  Julien.   215 

en  1420  11  s'etait  adresse  au  Pape  Martin  V  pour  obtenir 
la  souverainete  temporelle  sur  Geneve,  en  alleguant  que 
ce  serait  <le  grand  profit  de  ri^lise(')>.  La  tentative 
^houa,  mais,  lorsque  Felix  V  prit  en  mains  l'admi- 
nistration  temporelle  du  diocese,  la  Situation  devint  in- 
quietante;  on  pouvait  craindre  ä  juste  titre  que  Felix  V 
profit&t  de  Toccasion  pour  realiser  le  r§ve  seculaire  de 
sa  maison.  Heureusement  11  y  avait  chez  Felix  V  une 
grandeur  d'Ame  veritable;  en  cette  occasion  ü  se  montra 
digne  de  la  confiance  que  lui  avait  temoignee  le  concile 
de  Bäle.  Lorsque  les  citoyens  de  Geneve,  justement  in- 
quiets,  vinrent  lui  demander  de  contirmer  les  franchisea 
de  la  Tille,  il  ne  se  fit  pas  trop  prier  et  il  les  confinua; 
il  respecta  scrupuleusement  sa  promesse  et  s'abstint  de 
toute  entreprise  contre  les  libeiies  de  la  ville,  donnant 
ainsi  un  noble  exemple  de  loyaute  et  d'honnetete,  exemple 
qui  malheureusement  ne  fut  pas  toujours  suivi. 

Felix  V  mourut  en  1451;  on  assure  que,  couche  dans 
la  tombe,  il  avait  sous  la  t§te  une  vieille  Bible  de  par- 
cbemin,  ä  la  fin  de  laquelle  etaient  ecrits  ces  mots: 
«Geneva  civitas,  situata  inter  montes,  arenosa,  parva, 
«gentes  semper  petentes  aliqua  nova.»  L'ermite  de 
Bipaille,  le  prelat  eminent,  qui  fut  peut-etre  le  souverain 
le  plus  eclaire  de  son  temps,  avait  bien  disceme  Tun  des 
traits  essentiels  du  caractere  genevois,  la  rechercbe 
inquiete  du  mieux. 

Dans  la  seconde  moitie  du  XV™'  siecle,  la  politique  de 
la  maison  de  Savoie  cesse  d'etre  agressive  i  l'egard  de 
Geneve.  Les  Ducs  semblent  se  recueillir,  attendre  patiem- 
ment  que  le  fruit  mür  se  detacfae  de  l'arbre  pour  tomber 

(')  Voir  Savyon,  Annales  de  la  cite  de  Geneve,  p.  10,  et 
Hichel  Roset,  Chroniques  de  Geneve,  p.  40. 
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&  leurs  pieds.  Le  siege  episcopal  de  Geneve  devieDt  une 
Sorte  d'apanage  reserve  aux  cadets  de  la  maison;  i,  la 
mort  de  Felix  V  ou  fait  elire  Pierre  de  Savoie,  äg^  de 
huit  ans!  Pierre  meurt  au  bout  de  quelques  annees  et 
il  a  pour  successeur  son  frere  cadet,  Jean  Louis,  qui  lui- 
meme  etait  encore  fort  jeune.  En  1484  c'est  Francis  de 
Savoie,  autre  frere  de  Jean  Louis,  qui  prend  possession 
de  l'Eveche.  Eu  1496  c'est  le  tour  de  Philippe,  äge  seule- 
ment  de  sept  ans  et  auquel  on  adjoint  un  administrateur. 
r  t  Kn  somme  11  y  avait  lA  tout  un  plan,  savamment  etudie 
et  qui  devait  graduellement,  mais  sürement,  conduire  la 
maison  de  Savoie  au  but  de  son  ambition ;  ce  but  c'etait 
de  se  substituer  ä  l'Eveque.  On  supposait  que  les  bourgeois 
de  Geneve  s'accoutumeraient  insensiblement  ä  l'idee  du 
nouveau  regime.  Les  circonstances  paraissaient  se  preter 
aux  projets  de  la  maison  de  Savoie,  lorsque  le  Duc  Phili- 
bert  vint  resider  ä  Gen^ve  avec  son  frere,  le  bätard  Bene 
(1498): 

«Ces  deux  freres,  dit  un  vieux  chroniqueur('),  se  trou- 
voyent  si  bien  4  Geneve  et  y  prenoient  tel  plaisir  qu'ils 
entreprindrent  d'y  faire  leur  residence  et  pour  ce  deman- 
derent  conge  a  l'Evesque  Philippe  leur  frere  et  au  Conseil 
de  la  ville  de  tenir  cour  de  justice  en  la  ville  pour  les 
subiects  ducaux  tant  seulement,  ce  qu'ils  obtinrent  pour 
quelque  temps.» 

Jamais  peut-etre  l'independance  de  Geneve  ne  courut 
plus  grand  danger ;  ce  qui  etait  ä  craindre,  ce  n'etÄit  plus 
la  violence  ou  la  ruse,  mais  les  entrainements,  les  mul- 
tiples attraits  d'une  cour  qui  prodiguait  l'or  et  les  fetes. 
Les  Genevois  auraient-ils  l'ener^e,  la  force  morale,  neces- 
saires  pour  resister  ä  la  voix  des  interets  materiels?  Ajou- 

(')  Savyon,  Annales  de  la  cito  de  Gen6ve,  p.  35  et  36. 
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toQS  que  Fhilibert  le  Beau  etait  courtois,  genereux,  en 
un  mot  seduisant,  et  qu'il  reussit  sans  peine  a  se  faire 
aimer  des  Genevois.  Qui  sait  ce  qui  iüt  advenu,  si  Phili- 
bert  eüt  prolonge  son  aejour  ä  Geneve!  Savyon{')  raconte 
qiie  le  Duc  voulut  une  boime  fois  etre  ^claire  sur  la  legi- 
timite  des  pretentions  de  sa  maison;  il  lui  fät  demontr^ 
par  des  hommes  de  loi,  par  le  President  de  Divonne, 
Amblard  Goyet  et  d'autres,  que  les  Ducs  n'avaient  au- 
cune  juridictioii,  aucun  droit  de  souverainete  sur  la  ville 
^piscopale;  Fhilibert  s'inclina  devant  le  droit,  donnant 
ainsi  le  plus  bei  exemple  de  loyaute  que  puisse  donner 
un  prince;  il  quitta  Geneve,  en  laissant  les  meilleurs 
Souvenirs.  L'austere  calviniste  Michel  Roset  constate  lui- 
mSme  que  «Fhilibert  se  deporta  entierement  de  pre- 
tendre  principaute  ä  Geneve,  qui  est  la  cause  que  les 
andens  de  Greneve  ont  la  memoire  d'icelluy  en  recom- 
mendation  entre  tous  les  autres  DucsO.» 

Fhilibert  se  fit  houneur  ä  lui-meme  en  ne  cherchant 
pas  ä  asservir  une  ville  qui  ne  lui  voulalt  que  du  bien, 
mais  les  Genevois  montrerent  en  cette  occasion  qu'ils 
^taient  vraiment  dignes  de  la  liberte,  puisqu'ils  la  pr^fe- 
raient  k  tous  les  avantages  purement  materiels;  endem- 
ment,  au  point  de  \-ue  de  la  prosperite  et  de  la  richesse, 
Geneve  aurait  eu  tout  ä  gagner  &  devenir  la  capitale 
du  duche  de  Savoie  et  un  hlstorien  a  fait  k  cet  egard 
une  Observation  parfaitement  juste :  <  Une  des  cboses,  dit 
James  Fazy(*),  qui  a  du  constamment  abuser  le  parti  sa- 
voyard  de  ce  temps-Iä,   c'est  qu'il  y  avait  une   teile  evi- 


(')  Annales  p.  37. 
(*)  Chroniques.  p.  56. 

C)  James  Fazj',  Frecis  de  l'histoire  de  la  R6publique  de 
Gcnfeve,  p.  77, 
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dence  d'iDteret  materiel  pour  Geneve  ä  se  soumettre,  cela 
etait  telletueut  convenu  entre  tous  les  gentilshomm&s  des 
environs  et  beaucoup  de  gens  de  la  vUle  qui  frayaient 
avec  eux  qu'on  4tait  comme  surpris,  toutes  les  fois  qua 
la  communaut^  exprimait  une  opinion  coDtraire.*  Or 
gräce  a  l'organisatioa  democratique  de  la  cite,  les  aspira* 
tJons  genereuses,  ramour  de  la  liberte  et  de  l'indepen* 
dance,  remporterent  sur  les  calculs  Interesses. 

Philibert  mounit  a  la  fleur  de  l'äge,  ne  laissant,  comme 
on  l'a  dit,  que  des  regrets  sans  compensation.  Avec 
Charles  III,  son  successeur,  les  antiques  querelles  repa- 
rurent  et  l'horizon  s'assombrit  pour  longtemps.  Le  Duc 
reprit  tous  les  anciens  errementsde  sadynastie;  il  chercha 
k  s'introduire  dans  la  place  en  assurant  le  siege  episco- 
pal  d'abord  ä  son  parent,  Jean  de  Savoie,  puis  ä  une  de 
ses  creatures,  Pierre  de  la  Baume.  Les  Genevois  s'aper- 
^rent  de  suite  que  leur  eveque  etait  un  instrument  do- 
eile  entre  les  malus  du  Duc.  Lorsque  Pierre  de  la  Baume, 
le  dernier  eveque  de  Geneve,  se  retira  en  Bourgogne,  il 
fit  savoir  au  Duc  par  dessous  main  «que  le  mofif  de  sa  re- 
traite  etoit  de  n'etre  pas  oblige  de  rien  faire  ä  Geneve 
qui  püt  lui  deplaire.»  (')  On  le  savait  de  reste ;  la  lutte  se 
poursuivit  donc,  ardente  et  dramatique,  jusqu'au  jour  oü 
la  Reforme  acheva  de  creuser  entre  Geneve  et  la  maison 
de  Savoie  un  abfme  infranchissable. 

Charles  III  ne  put  accomplir  ses  desseinscontre  Geneve ; 
il  fut  la  premiere  victime  de  son  ambition  demesuree; 
attaque  successivement  par  la  Republique  de  Beme  et 
par  le  Roi  de  France,  il  succomba  dans  la  lutte,  ne  con- 

(')  Voir  Besson,  Histoire  ecclesiastique  des  dioccses  de 
Genöve,  Tarantaise,  Aoste  et  Maurienne,  p.  62. 
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servaDt  de  tous  ses  Etats  que  Nice  et  Yerceil.  II  etait 
reserve  ä  son  fils  Emmanuel  Philibert,  le  vninqueur  de 
Saint-Quentin,  de  reconquerir  le  terrain  perdu  et  de  re- 
prendre  contre  Gen^ve  las  projets  d'autrefois,  mais  la  lutte 
ouverte  violent«  ue  recommen^  en  realite  qa'k  Tavene- 
ment  de  Charles-Emmanuel  (1580). 

Le  Premier  acte  de  Charles-Emmanuel  fut  de  rompre 
svec  Geneve.  Eq  1585,  lorsque  le  Duc  partit  pour  aller 
epouser  a  Saragosse  I'Infante  Catarina  Micbele,  il  s'ecria 
« qu'il  brusleroit  ses  bottes  plus  tost  que  de  n'avoir  pas 
Geneve  ä  son  retour  >.  Plus  tard,  lorsque  rinfortunee 
Marie  Stuart  monta  sur  l'echafaud,  le  Duc  se  vonta 
«qu'il  raseroit  Geneve  en  represaUles».('j 

Toutes  ces  menaces  presageaient  l'ouverture  des  hosti- 
lites.  Charles-Emmanuel  se  croyait  appele,  dans  sn  folle 
presomption,  k  realiser  le  reve  de  ses  aieux. 

En  fait,  Charles- Emmanuel  n'avait  pas  les  qualites  niai- 
tresses  qui  pouvaient  le  conduiro  au  port;  assurement, 
il  etait  energique  et  brave,  mais  il  etait  aussi  aven- 
tureux  et  versa tile  et  son  cerveau  s'encombrait  de 
projets  mal  etudies.  11  veut  reconquerir  sur  le  Türe  Chjpre 
et  Jerusalem,  il  convoite  le  Montferrat,  il  s'empare  im- 
prudemmeat  du  marquisat  de  Saluces,  mais  apres  tout  sa 
preocupation  essentielle  jusqu'en  1603,  c'est  Geneve. 
Sait-il  au  moins  se  preparer  de  longue  main  a  realiser 
ses  menaces?  Lorsque  la  guerre  eclate  en  1589,  est-il  en 
Situation  de  vaincre  et  d'ecraser  les  Genevois  qui  vont  se 
defendre  avec  le  courage  dudesespoir?  NuUement;  nous 
possedons  ä  cet  egard  un  temoignage  qui  n'est  pas  sus- 
pect,  le  temoignage  de  Don  Joseph  de  Acuna,  anibassa- 
deur  d'Espagne  ä  Turin: 

(')  St.  Genis,  Histoire  de  Savoie,  to.  11  p.  16G. 
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<Le  Duc  est  peu  capable,  ecrit-il  ä  Philippe  II  en  1589  ■ 
tout  va  ä  la  fran^se,  il  ne  decide  rien  et  n'agit  pas;  l'ar- 
gent  manque;  ce  qu'il  a,  il  le  d^pense  avec  des  Francis 
qui  le  trompent,  les  provisions  de  bouche  et  les  munitions 
fönt  defout;  il  est  ä  court  de  soldats  et  ceux  qu'il  a  ne 
valent  rieni.(')  Et  1' Ambassadeur  d'Espagne  conclut  par 
ces  mots  d^daigneux  et  froidement  ironiqiies:  <Ces  Sa- 
voyards  croient  pouvoir  s'emparer  de  tout  et  s'imaginent 
noyer  la  terre  en  jetant  une  goutte  d'eau  sur  chaque  partie 
du  monde.> 

Mal  prepare,  Charles- Emmanuel  engageait  la  lutte  a%'ec 
des  republicains  austeres  qii'enflammaient  le  patriotisme 
et  une  ardente  foi  religieuse!  C'etait  aller  au  devont  d'un 
■echec.  On  a  longtemps  suppose  que  Philippe  II  encoura- 
geait  et  appuyait  Charles-Emmanuel  dans  ses  projets, 
mais  nous  savons  aujourd'hui  qu'il  chercha  ä  le  retenir, 
parce  qu'il  le  voyait  mal  prepare. 

La  guerre  de  1589  fut  desastreuse  pour  le  Duc  et 
PbiUppe  U  dut,  contre  son  gre,  intervenir  pour  eriter  un 
desastre  et  sauvev  son  gendre,  qui  risquait  de  perdre 
ses  etats  de  Savoie,  sous  les  efforts  combiu^s  de  Beme 
et  de  Geneve.  Mais,  si  le  roi  d'Espagne  intervient,  il 
n'entend  pas  se  laisser  entra!ner  au-delä  de  certaines 
limites;  il  prescrit  forraellement  au  general  espagnol,  Don 
Juan  de  la  Cueva,  de  se  contenter  d'un  röle  defensif  et 
■de  s'abstenir  de  toute  attaque  directe  contre  Geneve  ou 
contre  le  pays  de  Vaud. 

En  1598  Philippe  II,  accable  par  les  infirmites  et 
voyant  la  mort  venir  ä  grands  pas,  se  preoccupa  de  lais- 

(')  Dans  son  interessante  et  lumineuse  etude  sur  la  Polil/que 
espagnt^e  et  Gtntve  ä  l'ipoqiu  de  FEKiiIad«  (Geneve  1903),  Mr. 
Alfred  Cartier  a  presente  sous  son  vrai  jour  le  röle  de  Phi- 
lippe U  dans  les  affaires  de  Geneve. 
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ser  ä  soD  jeune  fils  ses  etata  aans  guerre.  Des  Conferences 
s'ouvrirent  k  Vervins  et  la  paix  generale  fut  conclue. 
Etait-ce  irne  paix  durable,  definitive?  On  l'esperait  sans 
doute,  mais  ce  n'etait  qu'une  illusion;  lesliommes  d'Etat, 
reunis  ä  Verviiis,  s'imagiiiereiit  faire  acte  d'habilete  et 
de  prudence  en  ecartant  deux  questions  brülantes,  qui 
furent  la  cause  necessaire  de  nouveaux  troubles:  Sa- 
luces  et  Geneve.  II  fallut  en  1600  une  nouvelle  guerre 
entre  la  France  et  la  Savoie  pour  trancher  le  differend 
de  Saluces;  quant  ä  la  question  de  Geneve,  eile  ne  fut 
r^solue  qu'apr^  l'Escalade  par  le  traitd  de  Saint-Julien. 

Aux  Conferences  de  Vervins,  il  avait  suffi  de  pro- 
noncer  le  nom  execre  de  Geneve  poui'  dechainer  toutes 
les  tempStes ;  les  Espagnols,  le  legat  du  Pape,  ne  voulurent 
rien  entendre.  Les  representants  de  Henri  IV,  Bellievre 
et  Sillery,  crurent  babile  de  battre  en  retraite;  ils  se  ti- 
rerent  d'un  mauvais  pas,  en  adoptant  une  redaction  qui 
manquait  de  precision: 

«De  la  part  du  dict  Sieur  Boy  tres  chrestien,  seront 
comprins  au  present  traite,  si  comprins  y  veulent  estre, 
...  les  treze  Cantons  des  Ligues  de  Suisse,  les  Sieurs  des 
trois  ligues  grises,  l'evesque  et  seigneurie  du  pals  du  Valais, 
l'abbe  et  ville  de  Saint-Gall,  Toukenbourg  (Toggenbourg), 
Milhausen  (Mulhouse),  le  comte  de  Neufchastel  et  autres 
alliez  et  confeder^  desdicts  Sieurs  des  Ligues.* 

II  semblait  evident  que  Geneve  etait  comprise  dans 
la  formule  generale  et  autres  alliiz  et  confid4rh  desdicts 
Sieurs  des  Ligues.  En  effet  eile  etait  Hee  par  des  trait^s  aux 
cantons  de  Beme,  de  Zürich  et  de  Soleure.  Henri  IV 
Tentendait  ainsi  et  par  lettres  patentes  datees  de  Mon> 
ceauz  le  11  novembre  1598  (')  il  d^clara  qu'il  considerait 

(')  L'acte  original  existe  auxArchives  deGen^ve  soua  le 
DUm^ro  2231  des  Portefeuilles  histori^nes. 
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Geneve  comme  comprise  dans  le  traite  de  Vervins.  Gertes 
«'etait  quelque  chose,  mais  encore  fallsiMl  que  Charles 
Emmanuel  füt  du  meme  avis?  Or  le  Duc  a'entendait  pas 
lächer  sa  proie;  il  se  deroba  constamment  et  refusa  de 
prendre  aucun  engagement,  pretextant  qu'il  ne  pouvait 
en  aucun  cas  donner  une  declaration  sam  Vordre  du  Pap^i), 
Ainsi  le  traite  de  Vervins,  qui  garantissait  la  paik  ä  l'Eu- 
rope,  laissait  Geneve  ä  la  merci  de  ses  ennemis.  Sans 
doute  Henri  TV  et  plusieurs  cantons  suisses  manifestaient 
l'intention  de  la  defendre,  mais  l'ennemi  seculaire  ne  des- 
Armait  pas  et  attendait  l'occasion  favoratde  pour  realiser 
«on  reve. 

Au  debut  Charles-Emmanuel  chercha  ä  gagner  les 
Conseils  de  Geneve  en  leur  oSrant  de  conclure  un  mode 
de  vivre,  en  leur  faisant  entrevoir  certains  avantages  ma- 
teriels;  des  Conferences  s'ouvrirent  k  Thonon  et  ä  Her- 
mance;  on  exhuma  de  part  et  d'autre  les  vieilles  chartes, 
les  parcbeniins  jaunis,  mais,  comme  on  pouvait  s'y  at- 
tendre,  les  Conferences  ne  donnerent  aucun  resultat ;  elles 
ne  pouvaient  aboutir;  les  Genevois  voulaient  rester  libres, 
et  le  Duc  de  Savoie  voulait  les  asservir.  Aucune  trans-' 
action  n'etait  possible  entre  deux  principes  opposes,  entre 
le  droit  feodal  et  la  souverainete  populaire. 

La  Situation  devint  tout-ä-coup  inquietante  pour 
Geneve,  lorsque  d'Albigny  entra  en  scene. 

Charles  de  Simiane,  seigneur  d'Albigny,  etait  fils  de 
Bertrand  de  Simiane,  baron  de  Gordes,  lieutenant-general 

(')  Consulter  une  lettre  de  Riccardi  ä  Aldobrandini  du  i 
fdvrier  1599,  dans  lea  Docunients  sur  I'Eacalade  de  Genive, 
publies  par  la  Soci^tä  d'Histoire  et  d'Ärchgologie  de  Geneve, 
1903,  p.  236  et  237.  Ce  recueil,  qui  vient  de  paraltre,  coatieni 
des  documeats  inedits  du  plua  haut  interdt  sur  les  nägociatioos 
et  les  intrigues  qui  pr^^d^rent  l'Eacalade. 
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du  Roi  en  Dauphioe.  II  avait  ete  Tun  des  chefs  du  parti 
de  la  Ligue  en  Dauphine.  Loisque  la  Ligue  3uccomba, 
jl  passa  au  Service  de  Cbarles-Emmanuel,  qiii  le  combla 
de  faveurs.  £b  1601  il  devint  gouvemeur  de  la  Savoie, 
et,  pour  temoigner  au  Duc  sa  recoimaissance,  il  conijut  le 
projet  de  lui  livrer  Geaeve.  D'Albigny  poursuivit  la  Rome 
protestante  d'une  haine  implacable,  la  haine  d'un  fana- 
tique  et  d'un  sectaire.  C'est  rhomme  de  toutes  les  noir- 
ceurs,  de  toutes  les  trabisons ;  babituellement  arrc^^t  et 
hautaiB,  il  saura,  quand  cela  lui  semblera  utile,  s'abais- 
ser  jusqu'ä  laplatitude;  il  ne  reculera  ni  devast  le  men- 
soDge,  ni  devant  la  perfidie,  convaincu  saus  doute  que 
vis-ä-vis  d'bärätiques  et  de  sujets  rebelles,  la  fin  justifie 
les  moyens.  C'est  lui  qui  sera  le  veritable  metteur  en 
ceuvre,  l'entrepreneur  attitre  de  l'Escalade;  Charles>Em- 
manuel  n'eat  pour  ainsi  dire  que  son  complice.  Ä  peine 
investi  de  ses  fonctions  de  gouvemeur  de  Savoie,  il  com- 
mence  ses  menees  et  ses  prepanitife.  Le  31  juillet  1601 
Ledesma,  ambassadeur  d'Espagne  ä  Turin,  ecrit  ä  Phi- 
lippe EU  qu'il  est  oblige  <de  tenir  en  bride  Charles-Em- 

<  manuel  dont  l'impatience  d'agir  est  grande,  car  Albigny 

<  l'inquiet«  en  lui  faisant  part  des  intelligences  qu'il  a  dans 
<Geneve.  //  dit  qu'il  tient,  pour  ainsi  parier,  cette  cille  dans 
« sa  main  >.  (')  Dans  une  autre  lettre  datee  du  22  novembre 
1602,  ä  la  veille  de  l'Escalade,  Ledesma  insiste  de  nou- 
vean  dans  les  termes  les  plus  explidtes  sur  le  röle  joue 
par  d'Älbigny: 

<Ce  peraonnage,  dit-il,  est  celui  qui  excite  le  Duc 
<dans  Tafhire  de  Geneve.    D  le  fait  habilement;  pour 


(')  Ledesma  k  Philippe  III,  dans  le  Recueil  des  documents 
sur  l'Escalade,  p.  24. 
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«conserver  sa  place,  11  flatte  son  maitre,  dont  il  conuait 
«lliumeur  changeante,  en  l'occupant  de  ces  cboses>.(') 

Ces  documents,  recemment  publies,  nous  foumjssent 
des  indications  d'une  precision  saisissante ;  üs  confirment 
ce  qne  nous  savions,  c'est  que  d'Albigny  avait,  comme  on 
dit  aujourd'hui,  hypnotise  le  Duc.  D  avait  reussi  ä  lui 
faire  croire  que  Geneve  allait  tomber  entre  ses  m&ins, 
comme  un  fruit  mür.  Lorsque  l'entreprise  echoua,  le  re- 
veil  fut  d'autant  plus  poignant  et  plus  cruel  pour  le  Duc 
qui  avait  aveuglement  suivi  les  pemicieux  conseils  de  d'Al- 
bigny. Sans  les  excitations  de  ce  conseiller  de  malheur, 
Charles-Emmanuel  aurait-il  tente  l'aventure?  Cela  ne  nous 
parait  pas  absolument  certain.  En  effet  il  risquait  gros 
jeu ;  il  se  brouillait  avec  le  Roi  de  France  et  les  cantons 
protestants.  D  pouvait,  il  est  vrai,  compter  sur  l'appui 
discret  du  Saint-P6re,  mais,  en  revancbe  l'attitude  equi- 
voque  et  drconspecte  de  Philippe  III  n'etait  pas  des  plus 
encourageantes.  On  a  coutume  de  vanter  l'habilete  et  la 
perspicacite  de  la  diplomatie  espagnole  &  cette  4poque; 
evidemmeat  Philippe  m  etait  fort  bien  renseigne  par  ses 
agents  de  Savoie  et  d'Italie,  mais  sa  politique  en  ce  qui 
coQceme  le  Duc  et  la  question  de  Geneve  provoque  tout 
autre  chose  qu'un  sentiment  d'admiration.  Indecision, 
incoberence,  tels  sont  les  termes  qui  peuvent  caracteriser 
l'attitude  de  Philippe  IH;  il  suffit  ä  cet  egard  de  lire  at- 
tentivement  les  depSches  ^chang^es  entre  Milan,  Turin 
et  Madrid.  Au  debut  le  Roi  est  tout  feu,  tout  flamme; 
le  31  döcembre  1601  il  fait  ecrire  de  Valladolid;  «Ea  ce 
qui  conceme  l'entreprise  sur  Geneve,  que  Son  Ältesse  pro- 
pose,  le  roi  loue  beaucoup  ce  dessein  et  le  zele  dont  il 
temoigne,  et  il  guettera  l'occasion  la  plus  favorable  pour 

(')  Documents  sur  l'Escalade,  p.  43. 
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y  donner  suite.  II  prend  un  vif  interüt  ä  ce  projet  pour 
Je  bitiD  de  tonte  la  chretiente  et  pour  l'avantagu  particu- 
lier  des  Etate  du  Duc>.(')  Deux  mois  apres,  1«  vent  a 
cbange.  Le  28  fevrier  1603,  Ledesma,  qui  se  borne  ä  suivre 
les  instructions  de  son  maitre,  conseille  au  Duc  <de  se 
<tenir  coi,  sans  negliger  les  intelligences  qu'il  a  dons 
iGenevfl  et  de  remettre  ä  Philippe  III,  dont  le  secours, 
<  lui  est  assure  et  qui  a  souci  de  sa  grandeur,  le  soin  de 
•  la  d^ision.>(>)  Plus  tard,  ä  la  veiile  de  l'Esealade,  Fuen- 
tes,  le  gouvemeur  du  Milanais,  ecrit  k  Charles-Emmanuel 
que  son  projet  est  excellent,  mais  qu'il  convient  d'attendre 
radhesion  formelle  du  Roi.  Politique  miserable,  toute  de 
tergi versa tioDs  et  d'indiicision !  Philippe  III  ne  pouvait 
arriver  k  prendre  un  parti,  a  dire  categoriquement  oui 
ou  non.  Quant  ä  Charles-Emmanuel,  il  ctait  litt«ralement 
sur  les  dcnts,  ballottö  entre  l'Espi^e  qui  cliernliait  ä  le 
rctcnir  et  le  condottierc  d'AIbigny,  qui  l'otvsedait  en  luj 
anaon^ant  le  succes  comme  assure;  ajoutez  ä  ceia  qu'il 
ne  pouvait  supporter  plus  longtemps  les  frais  considerables 
qu'cntrafnait  l'cntretien  des  troupes  aux  environs  de 
Geneve. 

Le  Duc  ötait  en  ({uelque  sorte  contraint  de  brusquer 
le  denouement,  d'autant  plus  que  le  secret  de  l'eiitreprise 
risquait  finalement  d'etre  devoile,  II  donna  donc  carte 
blanche  4  d'AIbigny  sans  s'etre  assure  l'assentiment  exprcs 
et  l'appui  de  son  beau-frere.  Quoa  jiiU  perdere  Jupiter 
deinentat. 

A  Geneve,  des  le  mois  de  septembre  1G02,  on  etait 
sur  le  qui-vive;  on  s'attendait  vaguement  ä  quelque 
raauvais  coup;  de  divers  c6tes  parvcnoient  des  avis  mena- 

(')  Dociiments  3ur  l'Esualade,  p.  454. 
(')  Documenta  aur  l'Eacalade,  p.  38. 
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^onte.  D'Albigny,  avec  sa  pcifidie  aceoutuniee,  repctait 
que  Ic  Duo  entcndait  observer  etroitemenl  Ic  traitü  de 
paix,  mais  les  Conscils  paraissaient  peu  dispo^ds  ü  ajouter 
foi  ä  ses  declarationä  Des  mesures  de  pröcaiition  et  de 
defense  furent  prises;  Iqs  sujcts  de  la  Seigneiirie  furent 
appeliis  sous  les  armes  et  le  Conseil  prescrivit  au  Syndic  de 
la  Garde  de  les  «distribucr»  dans  les  divers  legis  et  ca- 
barete  de  la  ville.  D'aiitre  part,  Messieurs  de  Beme 
annon^aient  qu'ils  avaient  ordonnc  aux  baillis  de  Morgcs 
et  de  Nyon  de  tenir  pret,  ä  preiiiiere  requisition,  un 
secours  de  trois  ou  quatre  cente  hommes. 

Ceci  se  passait  le  29  novembre,  I^  l^^^  decciiibre  on 
anuoDce  que  M.  de  Rocliette,  president  au  Paricraent  de 
Cliambery,  doit  arriver  le  jour  meme  ä  Genuve.  Rocbeftc 
etait  un  lioinme  grave,  un  magistrat,  Tun  des  conseillers 
les  plus  eeoutes  de  Charles-Emmanuel;  que  vensit-il  faire 
ä  Geneve  au  moment  oü  d'AIbigny  prenait  ses  demieres 
dispositions  en  vue  de  sa  tönebreuse  entreprlse?  Le  doute 
n'est  pas  possible;  le  but  du  voyage  etait  d'endonuir  les 
Genevois,  de  les  tromper,  en  faisant  miroiter  ä  leurs  yeux 
l'esperance  cliimerique  d'une  paix  procliaine.  Roeliette  ne 
rcussit  que  trop  bien  dans  sa  mission;  par  ses  paroics 
mielleuses  et  rassurantes  11  donna  le  changc  aux  magis- 
trats  ot  quitta  Geneve  en  annoni^ant  qu'il  preparerait 
avec  d'AIbigny  quelques  articles  pour  servir  de  basc  ä  un 
mode  de  vivre.  II  avait  preiiare  par  la  ruse  l'teiivre  de 
la  violence. 

LXscalade  da  12  döcembre  1602. 

Dans  un  livre  recent('),  nous  avons  raconte  la  tenta- 
tive  du  Duc  de  Savoie  contre  Geneve ;  le  locteur  nous  per- 
mettra  de  reproduire  les  principaux  passages  de  ce  recit ; 

[')  Histoire  de  Geneve  ä  l'äpoque  de  TEäcalade,  Geuevc 
1902. 
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•  Pour  l'exccution  d«  son  sinistre  projet,  d'Albigny 
avait  clioisi  la  nuit  la  plus  longitc  de  l'aniice,  la  nuit  du 
solstice  d'hiver.  Donc,  le  sanicdi  11  döcembre  (ancicn  style), 
par  une  froide  soirüc,  Ics  troupes  du  duc  du  Savoie  <iuit- 
ttTcnt  le  cliätoau  de  Bonne ;  elles  se  dirigür^int  sur  Geneve 
i>n  suivant  Ics  bords  de  l'Arve;  peut-ütre  esperait-on  que 
le  vogiie  murniure  des  flots  contribiierait  ä  couvrir  le  bmit 
des  pas  et  le  cliquetis  des  armes.  En  tete  niarclmit  la 
conipngnic  des  gardes  de  d'Albigny,  puis  venaioat  le 
regiiuent  du  baron  de  liU  Val  d'Isere  et  quatre  compagnies 
de  cavalei'ie ;  lo  dctacheiuent  d'eütc  qui  ouvrait  ia  niaretie 
se  couiposait  de  it(H>  lionimes  armes  de  toutes  pieccs,  avec 
ia  cuirassc,  le  casque,  le  ptstolet  ä  la  ceinture  et  le  cou- 
telas  ä  la  main;  une  partic  de  ccs  soldat«  imrtaicnt  le 
moiisquet  et  Ia  dcmi-piqne.  Lcs  troupes  avan^aient  lente- 
nient,  car  clles  transportaient  le  pesant  materiel  destinc 
a  l'escaladc,  des  haches,  de  gros  inartoaiix  d'acier,  des 
claies  pour  francliir  lcs  fossos  et  siirtout  ccs  mcrvcilleiiscs 
echelles,  •  d'un  ingenieux  et  memorable  artilice»,  ijui  figu- 
rent  encore  parini  les  curiosites  de  TArscnal  de  Geneve; 
ellos  etaient,  coinme  on  sait,  teint<(s  en  noir  et  compo- 
Sees  de  diverses  pieces  qui  s'emboilaicnt  les  unes  dans 
les  aiitres,  du  teile  sorte  qu'on  pouvait  ä  volonte  les 
allongcr  ou  les  raecoureir. 

Uharlüs-Eminanuel  etait  au  ctiurant  de  tous  les  pre- 
paratifs  de  Tontreprise ;  son  favori  d'Albigny  Jui  avait  falt 
partagcr  tout«s  ses  illnsions  et  ses  esperances.  Aveuglü 
par  s:i  folle  anibition,  le  due  croyait  dejä  son  reve  ac- 
eompli;  il  avait  qiiitte  secrütcmont  Turin,  voyagcant  in- 
cognito  Hous  le  noiu  de  « MoDsieur  l'ainbassadeur » ;  le 
11  decoiubre  il  sc  trouvait  au  cliäteau  d'Etrenibiures  (ou 
plutüt  des  Trembiiires);  il  voulut,  inalgre  l'obscurite  pro- 
fonde,  assister  au  detile  de  ses  troupes,  puis  il  se  dirigca 
vcrs  les  hauteurs  de  PincJmt,  pour  aftendre  le  denouement 
de  l'aventure  qui  allait  coinpromcttro  l'bonneur  de  ses  armes. 

Les  Savoyards ')  i'-taient  partis  de  Bonne  &  <>  lieures 


')  Co  ii'est  pa«  Siius  nipugnance  que  nous  nous  m 
du  iiiot  Savoyard  pour  ilOüigncr  1  ;u-nice  bifjarröe  et  rusmopolite 
qui  iDiircliait  h  l'assaut  de  Gciievc;  ä  vrai  dire  eile  n'avait  do 
savoyard  que  le  nom- 
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du  soir  et  ils  mirent  six  lieures  pour  arrtver  pres  de 
Geneve;  c'&st  dire  avec  quelle  extreme  lenteur  ils  avan- 
^aient;  ils  arreterent  eu  route  les  rares  paysans  qu'ils 
reneontrerent,  afin  que  personne  ne  püt  porter  l'alarme; 
neanmoins  un  Savoyard,  ami  de  Geneve,  Pierre  Brasier, 
de  Chene,  reussit  4  echapper  a  la  surveillance  et  aceourut 
jusqu'aux  portes  de  la  ville  aimoncer  que  des  hommes 
armes  passaieot  ä  Etrembieres ;  malheureusement  on  ne 
tint  pas  compte  de  l'avis. 

£n  approchant  de  Geneve,  les  soldats  de  d'Albigny 
ne  montrerent  nullement  le  sang-froid,  la  belle  assurance, 
qui  preparent  le  succes;  on  pourrait  croire  ({u'ils  avaient 
de  fächeux  pressentiments ;  ä  plusieurs  repriscs  ils  ftirent 
saisis  de  folles  terreurs;  au  milieu  des  tenebres  epaLsscs, 
ils  crurent  apercevoir  de  soudaines  clartes ;  un  lievrc  inof- 
fensif  qui  vint  s'egarer  dans  les  rangs  leur  fit  I'effet  d'un 
fort  mauvais  presage.  A  Cliampel,  nouvelle  alerte;  sur 
des  pieux  platites  en  terre  s'etalaient  des  draps  qui  se- 
chaieut;  les  soldats  qui  marcbaient  en  tete  de  la  colonne 
crurent  k  une  embuscade  et  faiJlirent  s'elancer  sur  les 
pieux,  comme  si  l'ennemi  se  dressait  devant  eux. 

H  etait  pres  de  minuit  lorsque  les  Savoyards  arri> 
verent  k  Plainpalais;  le  gros  de  la  troupe  fit  halte;  trois 
Cents  hommes,  parmi  les  plus  determines,  mirent  pied 
ä  terre  et,  sous  les  ordres  de  Brunaulieu,  se  dirigerent 
Vers  le  fosse  qui  longealt  la  Corraterie ;  ä  lenr  approche, 
des  canards  effrayes  prirent  le  vol  bruyamraent ;  ils  sem- 
blaient  vouloir  avertir  les  Genevois,  comme  naguere  les 
oies  l'avaient  fait  ä  Kome  contre  les  Gaulois,  mais  le  bruit 
de  leurs  battements  d'ailes  se  perdit  dans  la  nult.  Los 
Savoyards  jcterent  des  claies  sur  la  boue  du  fossc.  Ils 
etaient  au  pied  d'une  longue  courtine  (')  qui  joignait  le 
bastion  de  l'Oie  pres  de  la  Porte  Neuve  ä  la  Tour  de  la 
Monnaic.  Moment  solenncl,  decisif!  On  dresse  contre  le 
mur  de  la  courtine  los  echellcs,  i)ourvues  de  longues  poin- 
tes  de  fer  qui  permettnient  de  les  fixer  solidement  au  sei. 

(')  Le  front  de  la  muraille  d'une  place  forte  entre  dcux 
bastious. 
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Un  jesuite  ecossais,  le  Pere  Ätexandre,  (')  exhorte  et  oon- 
fess«  les  soldsts ;  il  leur  distribue  des  billets  ou  amulettes, 
destincs  i  les  preserver  d'une  mort  violente;  leur  mon- 
trant  les  echelles,  il  leur  anoonce  que,  lors  meme  <:iu'ils 
succomberaient  dans  l'entrGprise,  •  cos  ecbelons  seront 
autant  de  pas  qui  les  meneront  droit  au  Faradis.  >  Bninau- 
lieu,  doanant  I'exemple,  monte  le  premier;  apres  lui,  de 
Sonnaz,  qui  brüle  de  venger  dans  le  sang  des  Genevois 
la  mort  de  son  pere,  tue  ä  Monthoux  en  1591 ;  puis  vien- 
nent  denx  Daupbinois,  MM,  de  Limc^eon  et  de  Coraage, 
lieutenant  de  la  cavalerie  de  d'AIbigny,  le  baron  de  Wattc- 
ville,  seigneur  de  Versoix,  de  la  Flechore,  Chafardoti,  sa- 
voyards.  les  deux  freres  d'Attignac,  de  Bourg-un-Bresse, 
onfin  de  nombreux  ofliciers  et  soldats  du  regiment  de  la 
Val  d'lsere. 

Bientöt  deux  k  trols  cents  liomraes,  armes  de  pied 
cn  cap,  sont  reunis  sur  la  pente  du  parspet;  les  uns  se 
rangeut  le  long  des  maisons,  pres  de  la  courtine,  d'autres 
se  tiennent  couches  sous  les  arbres,  car  le  dessein  de 
Bmnaulieu  n'etait  pas  de  tenter  de  suite  l'attaque.  Une 
ronde  passe  tout  pres  des  Savoyards,  mais  eile  n'aperijoit 
rien  et  poursuit  son  chemin.  Peu  apres  survient  une  se- 
conde  ronde  sous  les  ordres  de  Fran^ois  Boussesel;  ce 
demier  entend  quelquc  bruit  du  cöte  du  fosse,  s'approclie 
pour  reconnaltre  et  crie:  Qui  cn  lä!  Les  eanemis,  se 
voyant  decouverts,  se  precipitent  sur  Boussesel,  qui  tombe 
blcsse  il  mort.  Le  porte-lanteme,  qui  precedait  la  ronde, 
reussit  a  s'echapper  et  s'enfuit  en  donnant  l'alamie.  La 
sentinelle  en  faction  n  la  Tour  de  la  Monnaie  crie  ü  son 
tour:  Qui  ra  lä.'  N'entendant  aucune  reponse,  eile  lache 
un  coup  de  feu  pour  avertir  le  corps  do  garde. 

L'alarme  etait  donnee ;  pour  les  assaiUants,  il  n'y  avutt 
plus  de  temps  ä  perdre.  Brunaulieii  le  comprit  et  dunna 


(')  Alexander  Hnme,  Hiiinf 
rentrer  dana  le  girot)  ilc  TEgtiai 
bailliage  de  Gaillard;  lire  siir  ce  persoiiiiaKC  une  note  iiitöres- 
santfl  de  M.  Tli,  Claparöde,  dans  les  Miiaoire»  dt  la  Sociiti 
d'Wstoire  et  d^Archiologie  de  Gentve,  t.  XVII,  p.  118. 
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des  ordres  «n  conseiiiience.  Los  Sa,voyiirds  se  i)artag(int 
cn  plusitiurs  detaclicmmitM ;  lus  uns  cliorcliout  ä  s'cinparer 
du  Corps  de  gardo  de  la  Monnaio;  d'aiitres  jxinütrent  dans 
la  maison  Piagct  en  cnfoa<;ant  uiie  porte  et  tueiit  un  Hcrvi- 
teur  de  Piaget  ([ui  resistait.  Mais  le  principal  cfTttrt  des 
öavoyards  allait  se  diriger  sur  la  Porte  Neitve ;  il  fallait 
ä  tout  |)rix  s'eD  ciuparer,  afia  d'ouvrir  le  pa»sage  aux 
troiipcs  qui  attendaicnt  avec  d'Älbigny  ä  Plainpalais.  tii 
cette  tentative  avait  reiissi,  Geneve  ötait  pordiiu ;  le  sang- 
froid  et  le  courage  intrepide  d'un  soldat  sauverent  tout. 
Le  eori>s  de  garde  de  la  Porte  Neuve  n'etait  conipa'^e  quo 
du  treize  hoiiimcs;  ceux-ci,  se  voyant  cn  trop  pulit  nombre 
poiir  resister,  lächerunt  leur  coup  d'tu-i|uebuseetK'enfuirent 
vers  la  Maison  de  Ville  pour  donner  TalanucC);  heureuse- 
iiient>  il  resta  au  corps  de  garde  dotix  ou  trois  soldat-^ 
plus  cuiiragoux  qiic  les  autrcs,  et  Tun  d'eux,  Isaac  Mer- 
cier,  eut  la  presence  d'esprit  de  se  lilsscr  sur  la  porte  et 
de  couper  la  corde  qui  rctenait  la  hcrsc  ou  coiilisse ;  eelle-ci 
s'abattit  lourdemeiit ;  survient  Picot,  le  petardier  savoyard ; 
il  essiue  d'appli<juer  son  petard  i\  la  {lorte,  mnis  ses  etforU 
restcnt  infructueux,  Isaai;  Mercier  avait  eontribue  u  sauver 
(leiieve(');  si  la  [wrt*!  avait  pu  etre  onvei1e,  los  froupes 
qui  attendaient  ii  Plainpalais  auraioiit  fait  luur  eiitree 
dans  la  ville  et  qui  sait  quelle  eüt  ett:  l'issiie  de  l'Ksralade! 

(')  La  coniliiitc  de  i-cs  siiblatH  iie  panit  pas  ä  I'aliri  <lc  Idiil 
rcjiroeiie  et,  lo  21  di'ceiiilire,  Tun  cl'cntre  ous,  Jean  Fils,  sau« 
(lullte  le  flief  du  jmsto,  fiit  appelr  doVtint  Ig  ('uiisci]  puur  hc 
jmttifivr;  il  ib'-elara  cpie  reiinenii  elaiit  cn  ferce,  srs  compa- 
gnonn  i-t  lui  a'uvaieiit  pas  teate  uuo  rtMiHtaui^i^  iuutile  et  qirils 
s'rliüent  eufuis  ver»  la  Million  de  Ville  pour  dünner  Talanne. 
Le  Conseil  se  luontra  irl<'Micnt;  il  eongOilia  Jeaa  Fils  apres 
l'avoii-  udmoueste. 

(')  Le  Censeil  ie  rei-unipciiHa  en  lui  acrordaut  gratuilemciit 
la  ImurgeoUie;  on  lit  au  Lirrs  des  Bourgeoi"  »  la  dale  du  19  jan- 
vier  um:  .Isatic  Mon-ier,  ills  <le  UillcM,  .VYstenay,  cn  Lor- 
raine, gratis,  heu  esgaril  nu  scrvice  iiu'il  fit  au  pul)lic  lejour 
do  la  snrprise  lentee  pnr  le  Üuu  de  Savoye,  ayaut  jetle  bas  la 
colice  de  la  Porte  Neufvc.  • 
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Siir  ces  entrefaites,  Ics  soldats  du  ]ti)ste  de  la  Mon- 
iiai«  et  ceux  du  coni«  de  gardo  de  la  Porte  Neuve  avaient 
donne  ralarnic  dans  les  tiaut«  (]uartiors  do  la  ville.  Bien- 
töt  I«  tocsin  fait  entondre  sa  voix  {Miissante  ctrcdoutc«; 
les  citoyens,  brus<iiieiueiit  revcillea,  se  piecipitcnt  dans 
la  rue ;  au  milieu  du  cliquetis  des  annes  ot  des  sons  stri- 
deiits  des  trompettes,  on  entend  les  cris  et  Ics  pleui-s  des 
femmes  et  des  enfants.  Scene  lugubre  et  tumultueuse  de 
desolation,  mais  Dieure  de  la  delivrance  ne  tardera  pas 
a  sonner! 

Daiis  les  premicrs  motnents,  au  milieu  de  I'ubscurite, 
la  confusiou  est  extreme  et  les  Genevois  out  peine  A  se 
reconnaüre  et  ä  or^auiser  la  resistauee ;  pour  les  trouiper, 
les  soldats  enneniis  unt  recours  ä  toutes  les  ruses ;  lorsqii'un 
Genevois  leurcrie;  Qiiiciitiif  ils  repondent :  Amis!  D'au- 
tres,  pour  provoquer  une  diversion,  crient  ätue-t«te:  Ar- 
mn,  armet,  Venne.iiü  ext  ii  la  Porte  de  Itlre!  Pour  se  reeon- 
naitre  entre  eux,  les  Savoyards  imitent  le  coassement  de 
la  grcnouille;  c'est  leur  signe  de  ralliement. 

Un  bourgeois  se  rendant,  arme  de  sa  ballebarde,  k  la 
Porte  Neuve  «jui  etait  son  '(uartier,  rencontre  ä  la  Tertasse 
quatrc  ou  cinq  Savoyards  qui  viennent  ä  lui ;  croyant 
avoir  affaire  ä  des  Genevois,  il  leur  demaade  oü  est  l'en- 
nemi;  ils  lui  repondent:  Tais-tm,  poltron,  rUiin^n,  deincure 
des  n6tre»,  rive  Sotoie!  Le  Genevois,  s'apercevant  de  sa 
meprise,  rebrousse  chemin  et  remonte  la  Tertasse.  Des 
citoyens  devoues  sont  accourus;  ils  tendent  les  chaines 
dans  la  rue  et  bientöt  une  barricade  se  drcsse  devant  la 
jiorte  de  la  Tertasse.  Un  vieux  magistrat  qui  avait  rendu 
de  bons  Services  h  la  Republique,  l'ancien  syndic  Jean 
Canal,  est  accouru  un  des  premiers,  comme  capitaino  de 
quartier;  on  l'aide  ä  fraschir  la  cliainc  <{ui  barre  la  rue 
de  la  Tertasse,  mais  on  le  supplie  de  ne  pas  pousser  plus 
loin.  L'intrepide  vieillard,  meprisant  le  dangcr,  s'avance 
l'epee  ä  la  main;  il  ne  tarde  pas  ä  etre  entoure  et  suc- 
corabe  victime  de  son  devouement  patriotique.  (') 

(')  Le  wai/re-inopoii  (arcliiteete)  de  la  Selgiicuric,  Boguei'et, 
qui  suivait  Jean  C'aiial,  fiit  egalement  tue. 
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Les  Genevois,  revenus  de  Icur  premiere  stupeur,  sont 
maintenant  en  Situation  de  prendrc  l'offensive,  Un  de- 
tacbemeut  francUit  la  porte  de  la  TreiJle  et  se  dirigc  vers 
la  Porte  Neuve,  restee  au  pouvoir  de  rennemi;  un  com- 
bat s'engage,  deux  Genevois  tombeut  mortellement  blesses, 
mais  les  Savoyards  sont  coatraints  peu  apres  d'abandon- 
ner  le  corps  de  garde,  laissant  sur  le  carreau  plusieurs 
des  leurs  et  notnmment  Ic  petardicr  Picot.  A  pcu  pres 
cn  nieme  temps,  un  autre  combat  se  livrait  vers  la  Mon- 
naie;  les  Savoyards  avaient  attaque  le  poste  et  ils  s'ap- 
pr^taient  k  penetrer  par  la  Porte  de  la  Monnaie  dans  la 
rae  de  la  Cite;  de  nombreux  citoyens  accourus  repous- 
sent  l'ennemi;  dans  la  lutte,  deux  Savoyards  perdent  la 
vie,  Tun  est  tue  sur  le  pont  du  Rhone,  l'autre,  un  soldat 
d>^termine,  tombe  Hesse  ä  mort  entrc  la  Porte  de  la  Mon- 
naie et  la  lierse  qiii  avait  ete  abattue. 

Les  enncniis  qui  criaient  deja:  VilU  gagnh!  commen- 
Cent  ä  reconnaltre  qii'iLs  ont  vendu  la  peau  de  Tours  avant 
de  I'avoir  tue.  La  population  tout  entiere  est  sur  picd, 
decidee  a  sauver  ce  (|u'elie  a  de  plus  eher,  la  patric,  le 
foyer.  De  nombreux  flambeaux  eclairent  les  rues  et  guident 
les  Genevois.  Les  Savoyards,  repousses  de  la  Forte  Neuve 
et  de  la  Monnaie,  s'efForcent  de  penetrer  dans  los  maison» 
de  la  Corraterie,  soit  pour  passer  dans  la  Cite,  soit  meme 
pour  piller,  mais  ils  echouent  miserablenient  dans  leur 
tentative.  Une  väritablo  grelc  de  mousquetodes  pleut  des 
fcnetres  des  malsons.  Partout  les  citoyens  babilement 
diriges  reprennent  Tavant-age.  Baudiebon  de  la  Maison- 
neuve,  un  des  capitaincs  de  la  ville,  se  distingue  au  pre- 
micr  rang  des  combattants ;  on  raconte  qu'un  maitre  taiJ- 
leur,  arme  d'une  epec  ä  deux  mains,  fit  merveillc.  Les 
femmes  elles-mümes  ne  restcnt  pas  en  arriere :  une  l>onne 
Genevoise,  la  daiuc  Royaume,  qui  babitait  vers  la  Porte 
de  la  Monnaie,  jette  de  la  fcnetrc  une  mannite  sur  un 
Savoyard  et  lui  fracasse  la  tete. 

Les  Savoyards,  traqucs  de  tous  eötes,  commencent 
k  perdre  courage;  ils  fuient,  clierchent  ä  regagner  leurs 
ecbelles.  A  ce  moment,  un  canonnicr,  poste  au  boulovard 
de  l'Oie,  entendant  du  bruit  dans  le  fosee,  met  le  feu  k 
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sapiece;  le  beulet,  rasant  le  mur,  renverse  les  echelles. 
Les  Savoyards  n'ont  plus  d'autrc  ressource  que  de  se  pre- 
dpiter  du  haut  du  rempart  dans  Ig  fosse;  ils  se  brisent 
les  membres  dans  leur  cbute  et  se  heurtent  les  uns  les 
outres  du  poids  de  leurs  pesantes  armures.  Le  Pere  Alex- 
andre est  atteint  un  des  premiers;  un  de  ceux  qu'il 
exhortait  pieusement  quelques  beures  avant,  tombc  sur  lui 
et  le  blesse  grievement.  Au  milieu  de  cette  scene  de  tu- 
niulte-  et  de  confusion,  des  soldats  offrcnt  ä  Bninaulieu 
de  le  sauver  en  le  faisant  descendre  i  l'aide  d'une  corde; 
il  refusc,  preferant  mourir  les  armes  ä  la  main  plutöt  quc 
de  survivre  a  une  semblable  defaite;  il  se  souvient  sans 
deute  du  serment  temeraire  qu'il  a  prete. 

A  l'ouTe  du  coup  de  cauon  qui  avait  abattu  les  e- 
clielles,  les  troupes  niassees  ä  Plainpalais  s'etaient  figure 
que  le  petard  avait  brise  la  Porte  Neuve ;  pleines  de  joie 
et  de  con&ance,  elles  se  rapprocbent  de  la  ville ;  suivant 
une  expression  pittoresque,  les  soldats  mesurent  dejä  le 
Velours  et  le  drap  des  mar^baiids  qu'ils  vont  piller ;  ils 
crient:  Äcaticf,  ovance,  rille  gagnie!  et  accourent  au  bruit 
du  tambour  vers  la  Porte  Neuve.  Joie  de  courto  duree. 
Ils  trouvent  porte  close;  cn  meme  temps  une  piece  de 
canon  braquee  pres  de  l'Hötcl  de  Ville  ouvre  son  feii  et 
seme  dans  leurs  rangs  le  trouble  et  la  raort.  II  devinent 
que  l'Escalade  a  echoue  et  une  terreur  panique  se  re- 
pand  parmi  eux.  Ils  reprennent  en  desordre  le  cheniin 
qu'ils  suivaient  pleins  d'espoir  quelques  beures  auparavant; 
la  route  se  couvre  de  fuyards ;  lors<iu'iLs  arriv^rent  ä  Bonne, 
ils  etaient,  dit  un  contemporain,  «si  fangeux,  barassez, 
transis  et  espcrdus  que  petite  troupc  asseurec  les  eust 
aisement  extemiinez.  > 

Tandis  que  le  gros  de  I'armee  fuyait  en  desordre, 
une  poi^ee  de  Savoyards  cbcrcbait  ä  sauver  Tlionncur 
du  drapcau  en  prolongeant  uno  resistance  desormais  in- 
utile;  ä  leur  tete  Sonnaz  et  Bninaulieu;  ce  demier  ne 
tarda  pas  ä  tomber  mortcllement  blosse;  quant  ä  Sonnaz 
qui,  dans  le  combat,  eut  une  jambe  brisi^e,  il  fut  fait  pri- 
sonnier  avec  douze  de  ses  compagnons  d'armes. 
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D'Albigny  ötait  de  ceux  qui  ne  craignent  pas  d'ex- 
poscr  les  autrcs  au  dangcr,  mais  qui  ne  s'y  cxposent  pas 
eux-memes;  il  etait  reste  k  Plainpalais,  attendant  tran- 
([uillement  le  resultat  de  Taventure;  ce  fut  lui  qui  dut 
annoncer  au  (lue  le  lamentable  denonenient;  Charles- 
Emmanuel  se  contenta,  dit-on,  de  cette  apostrophe,  pleine 
de  rage  et  de  depit:   «Vous  avez  fait  une  belle  cacade!* 

Sur  ces  enti'efaitcs,  la  clarte  doutense  et  melancoliquc 
d'un  jour  de  decembre  avait  succedc  ä  la  nuit;  la  popu- 
lation  tout  cnticre  se  precipita  vers  les  remparts  pour 
contempler  le  theätre  du  combat;  en  voyant  les  echelles 
brisecs,  les  cadavres  des  ennemis  jonctiant  le  fosse,  chacun 
comprit  ä  qncl  dnnger  Genevc  avait  cchaj)pe,  comme  par 
miracle.  Entrainec  jiar  Telan  de  sa  reconnaissance  et  par 
la  sineörite  de  sa  foi,  la  foule  se  porta  dans  les  temples 
pour  rcmercier  Dieu.  Le  venerable  Th.  de  Beze  voulut, 
lui  au.ssi,  joindre  ses  actions  de  gräce  ä  cellcs  du  peuple; 
Tage  n'avait  en  ricn  diminue  sa  vaillance  de  cceur;  il 
monta  en  cliaire  et  indiqua  ä  son  anditoirc  recueilli  le 
psaume  CXXIV,  qui  des  lors  se  chanta  toujours  ä  l'anni- 
versaire  de  l'Escalade. 

Dans  cette  memorable  nuit  du  12  decembre  les  Savoy- 
ards  avaieot  penlu  plus  de  dcux  cents  hommes;  du  cöte 
des  Genevois,  il  y  eut  une  trentaine  de  blesses,  et  dans 
le  nombrc  l'aiftien  syndic  Fabri  et  le  conseüler  Baudichon 
de  la  Maisonncuve;  dix-sept  citoycns  etaient  törabes  au 
cliamp  d'bunneur  pour  la  dcfen.se  de  leur  patrie  et  de 
leur  liberte,  Us  furent  ensevelis  au  temple  de  St-Gervais 
et  la  Ropubliquc  rcconnaissante  fit  elever  un  modcste 
monument  ä  leur  memoire.! 

Gräcc  k  la  pubücation  r^cente  de  la  Society  d'Histoire 
et  d'Arclieolngie  de  Geneve  nous  .'«ivons  quelle  Impression 
produisit  sur  le  Duc  Ic  dtsastre  de  l'E'icalade.  Le  23 
decembre  1003  il  ecrit  de  La  Roche  k  son  ncveu,  lo 
marquis  d'Este,  une  lettre  toutc  familtörc,  une  de  ces  lettre» 
dans  leSrqucUes  on  ue  clierclie  pas  ä  di&simuler  ses  senti- 
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ments;  noua  empnmtons  ä  ce  curieux  document  Ic  passage 
suivant: 

«YraimeDt,  dit  Charles  Emmanuel,  il  y  a  de  quoi 
«devenir  fou  quand  on  pense  comment  l'afTaire  a  manque, 
■^»-es  qu'oD  l'ait  eiie,  pour  ainsi  dire,  dans  la  main  I  Mes 
«peches  meritaient  tout  ce  qui  est  arrive  et  davantt^e. 
«Gastaldo  disait  que  la  fortune  est  une  grande  p . . .,  ' 
«parce  qu'elle  ne  court  qu'apres  les  jeunes  gens;  ainsi, 
•j'espere  que  quelque  jeune,   un  jour,   en  verra  la  fin.')> 

Le  Duc  n'avait  aucun  remords  de  Tentreprisc,  niais 
il  avait  recouvre  assez  de  sang-froid  pour  reconnail«  quo 
SOQ  favori  d'Älbigny  lui  avait  fait  commettre  un  acte 
d'insigDe  folie.  H  avait  miserablement  echoue  et  il  pou- 
vait  a'attendre  ä  essuyer  les  railleries,  sinon  les  re* 
proches,  de  ceux  qui  l'eussent  porte  aux  nues  s'il  avak 
reussi! 

Quant  aux  Genevois,  l'evenement  avait  exalte  leur 
patriotisme  et  leur  avait  süßere  les  plus  viriles  reso- 
lutions.  US  comprenaient  que  desormais  il  n'y  avait  plus 
de  menagements  a  garder,  que  la  lutte  a  outrance  etait 
inevitable  et  que  la  victoirc  seulc  pouvait  assurer  une 
paix  durable.  Des  le  1"'  fevrier  le  Conseil  de  guerre  decide 
de  prendre  l'offensive,  des  sorties  ont  lieu  dans  ladirection 
de  St.  Julien  et  de  Choulex;  deux  fregates  genevoiscs 
fönt  le  tour  du  lac  et  s'empareot  de  toutes  les  barques 
qui  se  trouvent  sur  la  rive  de  Savoie;  les  villes  de 
Thonon  et  d'Evian  acceptent  une  contribution  de  guerro 
pour  eviter  le  pillage,  Les  Genevois  ne  rencontrent  aucime 
resistance  serieuse,  Tennemi  semble  dccourage,  frappc  de 
stupeur.  Peu  apres,  les  troupea  de  renfw-t,  envoyees  par 
Zürich  et  Beme,  fönt  leur  entree  solenneile  dans  la  villc. 


*)  Documenta  sur  TEscalade  de  Geniive  p,  160. 
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Les  Grenevois  peuvent  tuamtenant  se  r^jouir  et  envisager 
l'avenir  avec  confiance;  appuyes  par  leura  allies  de  Berne 
et  de  Zürich,  ils  feront  campagne  avec  succ^s.  On  doit 
cependant  reconnaltre  qiie,  du  cöt4  de  Geneve,  la  guerre 
ne  fut  pas  conduite  avec  methode;  lorsqu'on  suit  jour 
par  jour  les  Operations,  on  s'apcr^it  qu'il  n'existe  aucun 
plan  d'ensemble;  la  fantaisie  des  chefs,  l'inspiration  du 
moment,  joiient  un  trop  grand  röle.  II  suffit  de  donner 
l'exempJe  suivant.  —  Un  beau  jour  deux  compagnies 
gcnevoises,  commandecs  par  le  colonel  de  Nesde,  se 
dirigerent  ä  marches  forcees  vors  Saint-Genis  d'Aoste, 
petite  place  situ^e  au  point  de  jonction  de  la  Savoie,  du 
Bugey  et  du  Dauphine.  G'ötait,  on  peut  le  dire,  une 
herolque  folie.  De  Nesde  reussit  ä  s'emparer  de  Saint- 
Genis  et  les  Genevois  s'y  maintinrent,  au  prix  des  plus 
grands  efforts,  jusqu'ä  la  paix  de  Saint-Julien.  La  petite 
garnison  dut  faire  preuve  d'une  Energie  et  d'une  endurance 
admirables  pour  se  maintenir  en  pays  enoemi,  ä  une 
distance  consideraWe  de  Gonfve,  mais  quelle  pouvait  bien 
etre  l'utilite  de  cette  avcnture?  N'eütil  pas  ete  plus 
avantageux  de  diriger  et  de  concentrer  tous  ses  efforts 
sur  Ännecy  ou  sur  toute  autrc  place  des  environs  im- 
mcdiats  de  Geneve?  D  y  a  lieu  de  croire  que  les  Gene- 
vois auraient  pu,  des  1603,  rectifier  les  limites  de  leur 
pctit  territoire,  si  les  Operations  militaires  avaient  et« 
conduites  avec  plus  de  metbode  et  suivant  un  plan  arröte 
d'avance. 

Le  traitä  de  Salut-Julien. 

L'Escalade  du  12  decembre  1602  avnit  cu  un  reten- 

tissement  consid^rable  et  on  put  craindre  un  moment 

qu'elle  servit  de  pretexte  k  une  guerre  generale.  Henri  IV 

et  les  Cantons  Evangeliques  ne  cacherent  pas  la  vive 
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irritation  que  leur  inspirait  la  tentative  de  Charles  Em- 
manuel; d'autre  part  le  Pape  et  Philippe  III  n'besiterent 
pas  &  desavouer  une  äquip^e  qui  avait,  ä  leiirs  yeiix,  le 
grand  tort  de  n'avoir  pas  reussi.  Le  duc  fit  les  plus 
grands  efforts  pour  entralner  l'Espagne  dans  une  guerre 
de  revanche,  mais  il  echoua.  II  ne  lui  restait  donc  d'autre 
alternative  que  de  traiter  avec  lea  bourgeois  lebellcs 
qu'il  avait  voulu  4craser  I  Cruelle  necessite  pour  un  prince 
aussi  orgueilleuxl  Dans  une  lettre  adressee  k  Torre  le 
26  (evrier{'),  le  duc  annonce  que  <ceux  de  Geneve  ont 
demande  ä  Älbigny  d'entrer  en  pourparlers».  Rien  n'etait 
plus  faux;  c'etüent  d'Albigny  et  Rochette  qui  avaient  fait 
sonder  )e  terrain  et  qui  avaient  tente  des  d^marcbes 
preliminairesC),  Du  cöte  de  Geneve  on  hesitait  ä  traiter; 
il  y  avait  au  sein  des  Conseils  tout  un  parti  4nergique 
et  ardent,  qui  se  prononi^t  pour  la  continuation  de  la 
guerre  et  qui  en  attendait  de  s^rieux  avantages  pour  la 
IWpublique.  Prudetnment  le  Conseil  des  Deux  Cents 
ajouma  sa  decision  et  il  fut  entendu  que  le  Premier 
Syndic  prendrait  sur  la  question  de  la  paix  l'avis  de  la 
Ven^rable  Compagnie  des  Pasteurs  ainsi  que  des  offiders 
superieurs  qui  commandaient  k  Geneve  les  troupes  suisses. 
A  premiere  vue  il  ne  semblait  pas  tres  probable  que 
l'avis  des  Pasteurs  serait  identique  ä  celui  des  ofliciers; 
c'est  pourtant  ce  qui  eut  lieu.  Les  uns  comme  les  autres 
recommanddrent  de  ne  pas  repousser  de  parti  pris  les 
propositions  de  Tennemi.  Äu  sein  du  Deux-Cents  cette 
opinioD  £a\t  par  prevaloir  et  des  commissaires  furent 
designes  pour  conferer  avec  les  d^putes  savoyards,  mais 


(■)  Docnments  sur  l'Escalade,  p.  78. 
('}  Voir  notre  Histoire  de  Geneve  Ä  l'epoque  de  l'Esca- 
lade, p,  498  et  sniv. 
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il  fut  stipule  que  les  Genevois  atteodraient  pour  quitter 
la  ville  le  jour  oü  les  deput4s  de  Savoie  y  auraient  cd- 
voye  des  otages.  La  cooditioD  marquait  une  defiance 
presque  mjurieuse,  mais  le  Souvenir  de  l'Escalade  etait 
cncore  present  dans  tous  les  espritsl  Les  otages  fureot 
cnvoyes  et  les  negociations  s'ouvrirent  ä  St- Julien;  elles 
ne  fureDt  pas  poussees  bien  loin,  car  les  deput«is  de 
äavoie  flrent  preuve  d'une  intraosigeance  qui  rendait  la 
rupture  inevitable.  Des  les  premiers  jours  ils  proposent: 
1'^  qu'on  rende  au  duc  le  cJiäteau  de  l'Ile  (au  coeur  de 
Geneve);  2*  que  la  monnaie  frappee  ä  Gendvc  porte  d'uo 
cöt4  les  armes  de  la  Republique,  de  l'autre  Tcffigie  du 
duc;  3°  qu'ä  chaque  fete  de  Saint-Maurice  on  fasse  cadcAU 
d'un  dieval  au  duc. 

Poser  des  conditioDS  semblables,  c'etait  cfaercher  une 
nipturel  Les  deputes  de  Geneve  se  bomerent  ä  repondre: 
(C'est  pire  que  l'Escalade».  Lorsque  les  representaaU  de 
Charles-Emmanuel  s'aper^urent  qu'ils  avaient  ete  trop 
loin,  ils  battirent  liabilement  enretraite;  les  negociations 
furent  donc  continuees,  malgre  des  difficultes  sans  cesse 
renaissantes.  Les  Genevois  resumerent  en  vingt  articles 
les  conditions  qu'ils  entendatent  imposcr  au  duc.  Les 
deputes  savoyards  repondirent  ä  ces  vingt  articles  et  Ig 
texte  de  leur  reponse  prouve  qu'apres  tout  ils  avaient 
fini  par  reconnaitre  la  necessitc  de  concessious  serieuses ; 
ils  acceptaient  la  liberte  complete  du  commerce,  sauf 
pour  le  sei;  ils  accordaient  aux  Genevois,  moyennant 
oertaines  restrictions,  l'immunitä  de  tous  peag^,  tailles, 
rations,  etc.  Mais  la  concesaion  capitale  portiüt  sur  l'ar- 
ticle  13  propose  par  Geneve; 

*S.  A.  ne  pcrmettra  cstre  faite  aucune  assembl^e  de 
gens  de  guerre,   ny   ne   tiendra  soldats,   ni   gsmisons  & 
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10  Heues  de  la  dicte  viJIe  et  toua  forta  äsns  Ic  dict  cir- 
cuit  seront  abbatus  et  demolis  et  ne  fera  bastir  vais- 
seaux  k  usage  de  guerre  et  n'en  fera  mettre  siir  le  lae.* 

Ce  qne  demandait  Geneve,  c'etait  la  nevlralit4  du 
pays  environoant  ä  dix  Ueues  k  la  roade ;  c'etait  pour 
la  petite  RepubHque  nne  qnestton  de  seeurite,  le  seid 
moyen  de  prevenir  de  nouvelles  surprises,  Assur^ent 
cet  artide  etait  difficile  ä  faire  accepter  et  cependant 
les  deputes  de  Savoie  s'y  rang^rent,  tout  en  ratteouant; 
ils  accorderent  qu'il  n'y  aurait  ni  fort,  ni  gamison  ä 
quatre  Heues  de  distance  de  Geneve,  mais  ils  soutinreRt 
que  le  diic  devait  conserver,  comme  GenÄve,  le  droit  de 
navigation  snr  le  lac;  sur  ce  poiot  ils  avaient  raison. 

Comme  on  le  voit,  les  deputes  savoyards  avaient 
fini  par  entrer  dans  la  voie  des  concessions,  mais  avec 
eux  il  fallait  s'attendre  aux  plns  brusques  revirements ; 
en  effct  tls  deraient  se  soumettre  it  toutes  les  fluctua- 
tions  d'opinioa  du  duc  et  de  ses  eonseiDers.  C'est  ainsi 
que  le  13  mai  il  y  eut  un  rentable  coop  de  tbMtre: 
le  President  Rocfaette,  revenant  sur  ce  qui  avait  ete 
convenu  pröcedemment,  declara  que  le  due  6tatt  decide 
ä  ne  pas  renoncer  ä  ses  pretentions  sur  Geneve,  qu'il 
consentait  seulement  ä  les  soumettre  k  un  u'bitrage. 
Ainsi  tout  Teebafaudage  des  negoeiations  s'ecroulait. 
^  Comment  les  Genevois  auradent-ils  pu  admettre  que  l'in- 
dependance  de  la  Republique  füt  soumise  k  un  arbitn^ ! 

Les  Genevois,  pleins  d'ardeur  et  d'enfhousiasme, 
etaient  tout  disposes  ä  continuer  la  lutte,  mais  Henri  IV 
voulait  la  paix;  le  pape  Clement  VIII  agissait  aupr^ 
de  lui  dans  ce  sens(')  et  Henri  IV  etait  plus  ou  moins 

(')  Voir  lettre  d' Aldobrandini  ä  Tolosa,  du  26  avril  1603, 
dans  les  DoaunetiU  lur  VEtealade,  p.  285. 
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oblige  de'  l'ecouter.  Le  Roi  se  decida  donc  ä  envoyer  i 
Geneve  et  k  Herne  son  ambassadeur  De  Vic  avec  mis- 
sion  d'insister  dans  le  sens  d'un  airangement  pacifique: 
<M.  de  Vic,  dit  l'annaliste  Matbieu,  devait  exhorter  les 
Genevois  plutdt  ä  une  longue  paix  qu'ä  une  courte 
guerre>.  II  etait  difficile  de  resister  aux  conseils  du 
puissant  voisin,  d'autant  plus  que  les  Cantons  Evange* 
liques  se  pronoiK^ent  ä  peu  pr^s  dans  le  m€me  sens. 
Apres  avoir  rempli  sa  mission  ä  Geneve,  Mery  de  Vic 
se  rendit  ä  Berne  et  sous  ses  auspices  une  Conference 
des  delegues  des  quatre  villes  reformees  se  reunit  t  So- 
loiire  le  22  mai  1603.  Les  uegociations  directes,  engagees 
entre  le  duc  et  Geneve,  (itant  irrevocableinent  rompues, 
il  ne  restait  qu'une  voie  ouverte  pour  regier  le  differend, 
c'ütait  l'arbitragG.  Mais  les  parties  en  cause  acccpteraient- 
eUes  le  principe  de  l'arbitrage,  et,  en  admettant  qu'il  tut 
accepte,  oii  prendre  les  arbitres?  II  ne  pouvait  ütre  question 
de  Borne  ou  de  Zürich,  qui  etaient  les  allics  de  Geneve  et 
qui  lui  avaient  pretti  main-forte.  II  s'en  Eallait  quc  la 
question  füt  focile  ä  resoudre ;  neanmoins  on  finit  par  se 
mettre  d'accord  pour  offrir  le  mandat  «d'entremetteurs 
de  la  paixi  k  deux  villes  protestantes,  B&Ie  et  Schaff- 
house,  ä  un  canton  eatholique,  Soleure,  et  ä  deux  can- 
tons mixtes,  Appenzell  et  Glaris.  Assurement  Geneve 
aurait  ete  mal  venuc  de  se  plaindre  de  ces  choix;  BiUe 
et  Schaffliouse,  ratUicbes  ä  Geneve  par  la  communaute 
des  convictions  religieuses,  ne  lui  avaient  jamais  mar- 
cliandü  leur  sympatbie.  Soleure,  quoique  eatholique,  avait 
assumc  cn  1579  l'obligation  de  cooperer  ä  la  defense  de 
la  repuhlique  huguenote;  enfin  Appenzell  et  Glaris  ne 
pouvaient  eprouver  quc  de  la  Sympathie  pour  des  repu- 
blicains  qui  luttaient  contre  l'oppression. 
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Les  dnq  cantons  accepterent  sans  difficulte  1»  mis- 
sion  d'arbitres  et  Geneve  dut  s'en  feliciter.  Quant  k 
Charles-Emmanuel,  il  se  resigna  et  fit  parvenir  ä  d'Al- 
bigny  les  pouvoirs  necessaires  pour  traiter  de  la  paix. 

Le  11  juin,  les  del^gues  des  cinq  cantons  se  trou- 
vaient  ä  Geneve  et  ils  se  presenterent  au  Conseil;  c'etaient 
pour  la  plupart  des  magistrats  rompus  aux  affaires :  pour 
Glaris,  Jean  Henri  Schwartz,  Statthalter,  et  Nicolas  Schuler, 
Landeshauptmann;  pour  Bäle,  Jacob  Götz  et  Andre  Byff, 
conseillers;  pour  Soleure,  Pierre  Surj',  banneret,  et  Jean 
Jacob  de  Staal,  Chevalier  et  boursier  de  Soleure;  pour  Scliaff- 
house,  Georges  Mäder,  bourgmestre,  et  Henri  Schwartz, 
conseiller;  pour  Appenzell,  Ulrich  Nftf,  landammann,  Jean 
de  Heimen,  Chevalier,  ancien  landammann  et  banneret, 
et  Sebastien  Thorig,  landammann  et  banneret. 

Les  negociations  s'öngagerent  de  nouveau  k  St-Julien 
en  presence  des  arbitres  des  cantons.  Geneve  avait  de- 
legue  ses  meilleurs  jurisconsultes  et  ses  magistrato  les 
plus  experimentes,  Chabrey,  Roset,  Lect.  et  de  Normandie; 
ils  se  retrouverent  face  k  face  avec  leurs  anciens  adver* 
saires,  le  President  Kochette  et  Pobel,  baron  de  Pierre. 
On  montre  encore  a  StJulien  la  petite  salle  etroite  et 
basse  ou  pendant  des  joumees  entieres  les  representants 
de  la  Savoie  et  de  Geneve  discuterent  pied-a-pied  les 
articies  du  traite.  Des  deux  c6tes  on  se  montrait  tenace 
peut-ötre  meme  intransigeant,  et  il  fallut  sans  doute  tont 
le  calme,  tout  le  sang-froid  des  arbitres  pour  eviter  une 
rupture.  Les  mediateurs  suisses  et  les  deputes  de  Geneve 
revenaient  de  St^Julien  tantöt  souriants  et  satisfaits,  tantöt 
tristes  et  decourages,  suivant,  les  resultats  obtenus  dans 
la  joumee.  L'opposition  du  duc  et  de  ses  representants 
porta  plus  particulierement  sur  quatre  ou  cinq  artides. 
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Les  Genevois  demaiiduient  qiie  le  duc  nc  püt  pas  faire 
naviguer  sur  le  lac  des  eiabarcations  de  guerre,  des  fre- 
gates;  les  Savoyards  objectaient,  non  saus  raison,  que  leur 
souverain  devait  ä  cet  egard  jouir  des  meines  droits  que 
la  Republique  de  Geneve.  Sur  ce  poiut  du  moias  le  duc 
eut  gain  de  cause.  D'iine  autre  part  Charles-Emmauuel 
faisait  aus  Genevois  une  importante  concession;  il  leur 
acoordait  l'exempüon  de  tous  peages  ou  taxes  sur  ses 
Etats,  mais  il  voiilait  reserver  les  droits  particuliers  des 
gentilshommes,  ses  sujets,  qui  percevaieut  sur  leurs  fie(s 
des  droits  de  peage;  la  coucession  faite  par  le  duc  etait 
assez  imiKirtante  pour  que  la  reserve  füt  admise.  Suivant 
des  concessions  fort  anciennes,  les  Genevois,  propne- 
taircs  de  biens-fonds  en  Savoie,  jouissaient  de  l'immunite 
complöte  en  matiere  d'imi>öts;  c'etait  iin  privilege  incs- 
timahlc,  habituellement  reRer\'c  ä  la  noblesse;  les  nego- 
ciateurs  genevois  s'efforeerent  d'obtenir  i\ae  ces  avantages 
fussent  maintenus;  une  transactioti  intervint,  il  fut  sti- 
pule  ipie  les  Genevois  conseireraient  l'inimuiiit«  fiscale 
pour  les  biens-fonds  qu'ils  poss^daient  en  1603,  mais 
qu'ils  ne  seraient  i>as  admis  ä  reclamer  ce  privilege  pour 
les  biens  accjuis  dans  la  suite.  Sur  un  dernier  point 
Charles-Emmanuel  tit  les  plus  grandes  difficultes;  il  ne 
voulait  admettre  ä  aucun  prix  que  le  traite  ä  coi^cluro 
füt  qualilie  de  paix  perpetuelle;  c'etait  pour  son  orgueil 
une  blessure  a  laquclle  il  ne  pouvait  se  resigner.  Dans 
une  lettre  conlidentielle  ä  d'Alhigny(')  il  s'en  explique 
avec  une  j)rofonde  amertume;  signer  un  traite  de  paix 
avec  les  Genevois,  c'est,  dit-il,  se  *ravaler  quasi  k 
I'egalite  avec   eux» ;   c'est   en  quelque   mesure   renoncer 

(')  Lettre    ä  d'Albigny  du  fl  juillet  1C03,  Jana  ie  Secuta 
de  documenU  sur  l'Eiealade,  p.  219. 
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a  ses  pretentions,  »renonciation,  dit-il,  k  laqiielle  vous 
scaves  qiic  je  ne  suis  jamais  pour  consentiri.  La  diffi' 
rillte  paraissait  inextricable,  car  les  Genevois  ne  poiivaient 
bonnement  consentir  ä  depaser  les  armes  avant  d'avoir 
obtenu  des  garanties  pour  l'avenir.  II  leur  fallait  une 
paix  durable  et  non  pas  une  simple  treve.  On  reussit  ä 
toumer  la  difficulte;  il  fut  stipiile  que  les  Genevois 
aeraient  compris  dans  le  trait^  de  Vervins,  ce  qni  fut 
accepte  des  deux  cötes. 

Lt!  12  juillet  IWÖ  des  villageois  etaient  reums  en 
grand  nombre  devant  le  modeste  logis,  oü  siegeaient  les 
arbitres  et  les  dt'putes  de  Savoie  et  de  Geneve;  apres 
de  longues  semaines  d'attente  on  esperait  toucher  au 
port.  Tout-ä-cuup  Rochettc  paraät  ä  une  tcnetre  et  s'ecrie : 
«Mes  amis,  louez  Dicu,  vous  avez  la  paix.»  Dans  tout  le 
pays,  en  Savoie  eummc  ä  Gen6\'e,  la  nouvelle  fut  ac- 
cueillie  avec  la  plus  vive  allegresse.  Toute  la  contree, 
longtemps  eprouvee  par  la  guerre  ou  par  l'insecurite 
des  relations,  allait  renaltre  et  reprendre  son  essor,  gräce 
aux  bienfaits  de  la  paix. 

Comrae  on  peut  le  penser,  rorgueilleux  Charles-Em- 
manuel eut  grandc  peine  ä  se  resigner;  en  accordant  la 
paix  aux  Genevois,  il  se  croyait  humilie;  il  se  vengea 
en  maudissant  la  partialite  des  arbitres  suisses!  II  fut 
seul  Ä  etre  mecontent.  LEspagne  lui  conseillait  de  se 
tenir  coi  et  de  ne  pas  troubler  la  chrctiente.  Henri  IV 
desirait  ardemment  la  paix;  devenu  catholique  par  raison 
d'etat,  il  etatt  un  peu  embarrasse,  i[uand  il  s'agissait  de 
proteger  la  Rome  protestante.  Enfin,  mirabile  dietu,  le 
pape  lui-meme,  Clement  VIII,  se  declarait  tout  lieureux 
de  la  signature  de  la  paix  de  St-Julieu  et  remenaait 

I,,  Google 


244    Geneve,  la  maison  de  Savoic  et  le  traite  de  St.  Julien. 

Henri  IV  d'avoir  coopere  ä  cett«  oeuvreC).  Mais  si  chacuD 
fut  satisfait.  de  la  paix  concluc,  il  n'est  que  juste  d'en 
attribuer  le  merite  et  l'lionneur  aux  aibitres  ou  media- 
teurs,  aux  modestes  representants  des  cinq  cantons  d' Ap- 
penzell, de  Bäle,  Glaris,  Schaffliouse  et  Soleure.  Certes 
ils  n'avaient  pas  nne  täche  aisee,  ni  agreable;  il  suffit  de 
connaitre  les  pretentions  formulees  de  part  et  d'autre 
pour  apprecier  tout  ee  qu'il  fallut  de  patience  et  d'ba- 
bilete  pour  conduirc  ä  bon  port  les  negociations.  Le  Ser- 
vice rendu  par  les  mediateurs  n'en  fut  que  plus  eclatant. 

Le  traite  de  St-Julien  porte  1a  date  du  21  juillet 
(nouveau  style)  1603(^);  comme  des  lors  il  a  servi  de  base 
aux  relations  de  Geneve  avcc  la  SavQie,  il  n'est  pas  sans 
interct  d'en  rapi>eler  les  principalea  dispositions. 

Pendant  de  longues  annees  Geneve  avait  vecu  dans 
un  etat  d'apprebension  et  d'insecuritc,  qui  etait  pire  que 
la  guerre  declaree.  L'article  19  du  traite  donna  enfin 
des  garanties  pour  l'avenir;  le  duc  prit  l'engagement  «de 
ne  faire  assemblee  de  gens  de  guerre,  ni  fortifications, 
ni  tenir  gamison  ä  quatre  lieues  pres  la  dicte  ville  de 
Geneve». 

Cette  disposition  protectrice  ne  resta  pas  lettre  morte ; 
eile  fut  invoquee  ä  plusieurs  repriscs,  notamment  en 
1703,  au  debut  de  la  guerre  de  la  succession  d'Espagne^); 


(■)  Lettre  de  Clement  VIII  k  Henri  IV,  dat6e  de  Rome  le 
15  aoflt  1603;  voir  Beeueil  de  doeutneHtf,  p.  409. 

(')  Lo  texte  du  traite  a  etc  imprimd  pluaieurs  foia,  no- 
tamment dans  VHUtoire  de  Genive  de  Spon,  toue  II,  p.  249 
et  auivantes.  II  figure  ägalement  dans  le  RecueÜ  det  Trailia 
piUiliet  de  la  ntaison  de  Savoie,  tome  I,  p.  216  et  auivantes  et 
daDS  <£idg.  Abschiede*  V,  I  pag.  1898. 

(*)  Voir  H.  Fazy  'Les  Suieses  et  la  neutraliti  de  la  Satmf. 
Geneve*,  1805. 
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plus  tard,  en  1815,  alle  S6  tranaforma,  lorsque  la  neutra- 
Ut^  de  la  Suisse  fut  ^tendue  au  Chablais  et  au  Faudgny. 

D  ne  suffisait  pas  de  prot^ger  Gen^ve  contre  de 
nouTflUes  entreprises  ou  agressions;  il  fallait  sauvegarder, 
assurer  les  interets  commerciaux,  gravemeat  compromis. 
Au  XYII'  si^cle,  comme  aujourd'hui,  les  rapports  entre 
Geneve  et  la  Savoie  ätaient  constaats  et  joumaliers;  la 
moindre  intemiptioa  de  ces  rapports  ^tait  pr^judiciable 
aux  uns  comme  aux  autres.  Geneve  etait  une  dte  in- 
dustrieuse  et  commer^ante,  ä  laquelle  il  fallait  des  de- 
boucb^;  d'une  autre  part  la  Savoie  avait  besoin  de 
Geneve  pour  ^couler  ses  produits  agricoles ;  il  importait 
donc  d'assurer  la  libert6  completc  des  relatJous  et  du 
commerce,  dans  l'interet  bien  enteudu  et  r^ciproque  des 
deux  parties.  Sous  ce  rapport  le  traite  de  St-Julien  ne 
laissa  rien  ä  desirer;  Tarticle  premier  est  d'une  precision, 
d'une  nettete  parfaites: 

<qufl  le  commerce  et  le  traffic  demeurera  libre 
d'une  pari  et  d'autre,  tant  pour  les  personnes  que  pour 
toutes  sortes  de  marchandiaea  ,  vivres,  bleds,  vins  et 
autres  denrees,  en  tous  les  Etats  de  S.  A.,  sans  aucune 
Prohibition,  restriction  ou  limitation.> 

On  ne  pouvait  assurement  garantir  d'une  maniere 
plus  complcte  la  libert6  du  commerce,  mais  les  articles 
11  et  12  du  traite  confirment  en  outre  d'anciens  Privi- 
leges et  immunites  dont  jouissaient  les  Genevois,  savoir 
l'exemption  de  toutes  taxes,  peages,  traverses,  etc.  sur  les 
Etats  du  duc,  sous  reserve  toutefois  des  peages  appar- 
tenant  k  des  gentilshommes;  de  mSme,  en  vertu  de  l'ar- 
ticle  12  les  Genevois  demeuraient  exempts  de  toute 
taille,  de  tout  impöt  ou  contribution,  ä  raison  des  biens 
qu'ils  possedaient  en  1603  en  Savoie. 
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Gräce  a  ces  disposJtions  eminemment  liberales,  les 
relations  seculaires  entre  la  Savoie  et  Gen^ve  se  conso- 
liderent  H  se  developperent  rapidement.  En  1816  le 
traite  de  Turin,  conclu  entre  la  Cour  de  Sardaigne,  la 
Confederation  suisse  et  le  Canton  de  Geneve,  maintint 
sous  certains  rapports  le  regimL'  liberal  cjui  avait  ete 
etabli  en  1G03;  le  negociateur  suisse,  Pietet  do  Rocbe- 
mont,  s'employa  oetivuiiient  dans  cc  suns.  L'articlc  1  du 
traitü  de  Turin  est  ainsi  concu: 

«La  sortie  do  toutes  los  denrees  du  duche  de  Savoie, 
destinees  a  la  consommation  de  la  ville  de  Geneve  et  du 
Canton,  sera  libre  cn  tout  temps  et  ne  pourra  etre  assu- 
jcttie  ä  aucun  droit,  sauf  les  mesures  generales  d'adnii- 
nistration,  par  les()uelles  S.  M.  jugerait  ä  propos,  en 
cas  de  disette,  d'eii  defendre  l'exportation  de  ses  Etats  de 
Savoie  et  de  Piömont».  D'une  autre  part  il  fut  stipule  par 
l'artiele  8  <ine  «les  Communications  commerciales  entre 
les  provinces  de  Savoie  au  travers  de  l'Etat  de  Geneve 
seraient  libres  en  tout  teinps,  sauf  les  mesures  de  police.» 

Au  surplus  il  n'est  pas  sans  interet  de  constater  que 
le  traite  de  Turin  n'abrogea  nullement  les  traites  ante- 
rieurs;  l'article  23  merife  ä  cet  egard  d'etre  reproduit: 

•Les  dispositions  des  anciens  traites  et  notamment 
de  celui  du  3  jiun  1754,  ausquels  il  n'est  pas  expresse- 
ment  deroge  par  le  i)resent  traitt-,  sont  confirmees, » 

En  riisumo,  l'ueuvre  utile,  intelligente  et  liberale, 
accomplie  en  10O3  par  les  mediateurs  suisscs,  porta  ses 
fruits.  En  1860,  lorsque  la  Savoie  du  Nord  fut  constitu4e 
en  zönc  franche,  du  cöte  de  la  Suisse  des  concessions 
douanieres  furent  cgalenient  accordees  pour  les  produits 
de  la  Zone.  Ce  regime  special,  qui  s'expliquc  et  se  motive 
par  des  tradilions  seculaires,   ii'est   en    somme   que   lV.r- 
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pression  d'une  nicessiti  giographique;  il  n'est  que  juste  de 
faire  figurer  parmi  les  initiateurs  de  ce  regime,  les  re- 
presentants  des  cinq  cantons  suisses  qiü  presiderent  au 
traite  de  Salut-Julien. 

Le  12  decembre  1902  le  peuple  genevois  a  celebre 
*dignen)eiit  le  trois  centieme  anniversaire  de  l'Escalade. 
Aujourd'hui,  sur  le  mur  d'une  terrasse  de  la  nie  de  la 
Corraterie,  ä  quelques  pas  de  Templacement  oii  combat- 
tirent  Genevois  et  Savoyards,  le  passant  peut  lire  l'iiis- 
cription  suivante,  qui  rappelle  la  manifestation  imposante 
et  patriotique  de  1902: 

AUX  VAILLANTS  ANCETRES 

QUI  DANS  LA  NUIT  DE  L'ESCALADE 

LE  XII  DECEMBRE  DE  L'AN  1602 

REPOUSSÄRENT  ICI  L'ENNEMI 

ET  SAUVERENT  L'INDEPENDANCE 

DE  LA  REPUBLIQUE  DE  GENEVE, 

LE  PEUPLE  GENEVOIS. 

QUE  LEUR  SOUVENIR  DEMEURE 

IMPERISSABLE  DANS  NOS  COEURS. 

XII  DECEMBRE  1902. 

De  l'autre  cöte  de  la  frontiere  les  habitants  de  St- 
Julien  n'ont  pas  voulu  quc  I'anniversaire  du  trnitc  de 
1603  passät  inaper^u;  gräce  ä  l'initiative  de  M.  le  Siina- 
teur  Ccisar  Duval,  une  plaque  commemorative  a  ete 
erigee  sur  la  vieille  tour,  d'oü  la  paix  fut  annoncec  par 
le  President  Rochette;  cette  plaque  porte  l'inscription 
suivante : 
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1603—1903 

DAMS  CETTE  TOUR, 

DU  11  AU  21  JUILLET  1608, 

A  ETE  DISCUTE  ET  SIGNE  LE 

TRAITE  DE  SAINTJULIEN, 

QUI  MIT  FIN  A  UNE  GUERRE  LONGUE  ET  CRUELLE,  , 

AYANT  DEVASTE,  RUINS  ET  DfiPEUPLE 

TOUTE  LA  CONTREE. 


TROIS  CENTS  ANS  APRES, 

POUK  RAPPELER  CET  EVENEMENT  MEMORABLE, 

LE  CONSEIL  MUNIOIPAL  ET  LES  HABITANTS 

DE  SAINT  JULIEN 

ONT  ERIGE  CETTE  PLAQUE 

LE  14  JUILLET  1903. 

FfiTE  NATIONALE  DE  LA  RSPUBLIQUE  FRANfAISE, 

Cette  plaque  a  ete  inauguree  ]e  14  juillct  en  pre- 
scDCe  d'une  foule  considerable  qui  comptait  de  norabreux 
Genevois.  Ajnsi  les  semcnces  fecondes  jctees  en  1603 
par  le  traite  de  Saint-Julien  ont  germe;  aux  viciUes  et 
steriles  haines,  provoquees  par  les  ambitions  dynastiques, 
ont  succedö  des  relations  cordiales  de  bon  voisinage.('} 
H.  Pazy. 


(')  Le  traitä  de  St.  Julien   auivra  dans  les   annexes, 
qu'il  est  publie  dans  los  Kecfcs  fi5d6raux  V,  I  1898. 
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1803—1903. 

Im  Jabre  1903  hat  die  moderne  Eidgenossen- 
sch&ft  —  eigentlich  ein  neuer  Staat,  nachdem  die  alte 
5  Jahre  vorher  durch  die  Kapitulation  von  Bern  unter- 
gegfmgen  war  —  ihr  erstes  Jahrhundert  zu  Ende  gelebt. 
Für  den  grössereu  Theil  der  Kantone  bedeutete  das  Jahr 
1803  und  die  Mediationsverfassung  auch  die  deliniüve 
Feststellung  ihres  territorialen  Bestandes  und  für  sechs 
ganz  neue  Kantone:  St.  Gallen,  GraubOnden,  Aargau, 
Tliurgau,  Tessin  und  Waadt  die  abschüessliche  Erreiclmng 
ihrer  staatlichen  Selbständigkeit.  Wallis  hingegen  war 
1803  eine  angeblich  unabhängige  Republik  unter  fran> 
zOsischem  Protektorat,  Neuchätel  ein  preussLsches  Fürsten- 
thum,  ohne  Zusammenhang  mit  der  Schweiz,  aber  bereits 
bestimmt  eine  französische  Vasallenherrschaft  zu  werden, 
Genf  ein  französisches  Departement.  Fflr  Genf  bildet 
aber  das  Jahr  190;)  die  drei  hundertjährige  Erinnerung  an 
den  Vertrag  von  St.  Julien,  der  seine  endliche  Eman- 
zipation von  Savoyen  enthielt  unt«r  Gränzverhftltnissen, 
wie  sie  in  etwas  anderer  Form  noch  jetzt  bestehen  und 
aut^h  in  Zukunft  bestehen  bleiben  müssen.  Wir  haben 
daher  unsern  Lesern  diesen  Vertrag,  der  eines  der  wich- 
tigsten Aktenstücke  unserer  Geschichte  ist,  durch  einen 
besonderen  Aufsatz  in  Erinnerung  gebracht. 

Wie  die  Stimmung  und  der  Stand  des  öffentlichen 
Geistes  im  Jahre  1803  war,  darüber  konnten  die  filtern 
Jetztlebenden  noch  Zeugnisse  ihrer  eigenen  Vorfahren 
aus  deren  Munde  vernehmen.     Vorherrschend   war  das 
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GefQhl  der  Befreiung  aus  einer  zuletzt  fast  unerträglich 
gewordenen  Ordnungslosigkeit,  verbunden  mit  einem  Ge- 
fühl der  Furcht  vor  der  eisernen  Hand,  die  fortan  die  »Ord- 
nung ohne  Freiheit!  verbürgte,  wie,  sie  im  besten  Falle, 
das  Loos  von  Völkern  ist,  die  sich  nicht  selbst  zu  regieren 
verstehen.  Die  offiziellen  Kreise  strömten  über  von  Be- 
wunderung der  Weisheit  und  Einsicht,  mit  welcher  der 
erste  Konsul  Frankreichs  eine  von  tiefstem  Verständniss 
der  schweizerischen  Natur  zeugende  Verfassung  geschaffen 
liabe,  und  in  der  That  war  dieselbe  vielleicht  das  Beste, 
was  damals  geschehen  konnte.  Sie  ist  seither  der  Grund- 
kern unserer  Verfassungen  und  der  Eine  Typus  geblieben, 
nach  welchem  die  schweizerische  Bundesverfassung  stets 
tendiren  wird,  wenn  sie  der  Centralisation  Überdrüssig 
ist,  während  diese  hinwieder  in  der  zweiten  helvetischen 
Verfassung  ihr  Modell  besitzt,  das  jetzt  erreicht,  in  einigen 
Punkten  sogar  überschritten  ist. 

Die  geschichtlichen  Vorgänge,  welche  zu  der  Media- 
tion und  Mediationsverfassung  führten,  sind  bereits  im 
ersten  Bande  unseres  Jahrbuches  nach  den  Akten  erzählt. 
Wir  wollen  liier  nur  noch  zwei  Aktenstücke  beifügen, 
von  denen  das  erste  von  der  Lausanner-Zeitung  am 
19.  Februar,  dem  Erinnerungstage,  publizirt  worden  ist. 
Es  lautet: 

,3z4niit  da  Pro  c6s- Verbal  des  Aasemblies  g&o&rales 

des  DöpnUB  helvötiaaes  et  des  Operations  de  la  Commlesioa 

nommöe  pat  le  Premier  Oonsal  ponr  conförer  avec  enz. 

L'Acte  de  M^iation  ayant  cte  redig^  ■  ■  ■  t  et  le 
Premier  Consul,  apres  un  mOr  examen,  le  trouvant  en- 
ti^rement  conforme  aux  int^r^ts  de  l'Helvötie  qui  lui  avait 
confie  le  soin  de  son  bonheur,  aux  intcrcta  de  la  France 
et  de  la  Republique  Italienne,  aux  destinees  desquelles 
Celle  de  la  Suisse  devait  Htm  liee,   it  decida   que,   dans 
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une  audience  qu'il  donnerait  le  30  PluviÖse  aux  inembrcs 
des  deux  CommissioDS  helvetiques,  cet  acte  de  mediation 
serait  solenoeUenteat  remis  au  premier  Landamman  de 
la  Suisse. 

Le  30  pluviöse,  k  une  heure  apres  midi,  les  dix  Com- 
missaires  helvetiques  qui  avaient  ete  convoques  aux  Thui- 
leries,  dana  la  salle  des  ambassadeurs,  furent  introduits 
par  un  prefet  du  Palais  dans  celle  d'audience  oü  le  Pre- 
mier Consul  les  re^ut,  entoure  des  deux  autres  Consuls, 
des  Ministres,  des  Senateurs  et  des  Conseillers  d'Etat. 

Le  Premier  Consul  s'avan^ant  au  milieu  des  Deputes 
helvetiques  leur  rappslla  les  vues  qui  Tavaient  anime  en 
ncceptant  la  demande  de  mediation  (jue  la  Suisse  lui  avait 
faite,  pour  connaltre  les  interets  et  le  veritable  voeu  de 
la  Suisse,  il  avait  voulu  entendre  les  opinions  de  tous 
les  partis,  il  avait  fait  ce  qui  pouvait  convenir  le  mieux 
aux  localites,  aux  interets  divers  des  Cantons :  il  leur  avait 
rendu  la  forme  federative,  qui  seule  pouvait  se  lier  k  Icurs 
anciens  usages,  au  besoin  qu'ils  avaient  de  la  paix  et 
•  d'un  gouvemement  peu  dispendieux. 

Le  Premier  Consul  exprima  au  premier  Landamman 
de  la  Suisse ')  avec  quelle  confiance  il-  s'en  remettait  ä  sa 
sagesse  du  choix  des  moyens  les  plus  propres  k  faire  aimer 
la  nouvelle  Constitution  de  l'Helvetie  et  k  la  faire  executer ; 
il  lui  rappela  l'intimite  des  rapports  qui  avaient  con* 
stamment  subsiste  entre  Fribourg  et  la  France,  et  qu'il 
etait  de  l'interet  de  ce  Canton  de  conserver.  Beme  a  eu 
quelques  sacrifices  k  faire,  dit  ensuite  le  Premier  Consul 
a  M.  de  Vatteville,  depute  de  ce  Canton ;  mais  ces  sacri- 
fices ätaient  necessaires  au  bien  gendraJ,  habituez-vous  au 
nouvel  ordre  de  choses,  executez  sans  ressentimens,  sans 
reactions  une  Constitution  oii  d'ailleurs  on  a  conserve  de 
vos  anciens  usages  ce  qui  pouvait  s'accomoder  au  tems 
actuel. 

Le  Premier  Consul  s'approcha  de  MM.  Reinhard  et 
Ustery,  en  invitant  ces  deux  deputtJs  de  Zürich  ä  chercher 


')  Comte  Louis  d'Alfry, 
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ä  ^tablir  In  reconeilintion  des  Villes  et  des  Canipagnes; 
ee  rapprocli  einen t  etait  iiercssaire  au  bonheur  du  Canton, 
et  ces  deuK  döputes  devaient  faire  servir  leurs  talens  et 
lenr  influence  siir  Tun  et  l'autre  parti,  ä  leur  inspirer  le 
desir  de  l'union. 

Les  petits  Cantons,  dit  le  Premier  Consul  ä  M.  Yaueli, 
le  depute  d'Ury,  se  sont  montres  contraires  ä  la  France : 
ils  doivent  revenir  &  d'autres  sentimens.  Ils  aimnient 
leur  anciennos  institutions :  elles  leur  sont  rcndues ;  vous 
devez  ctre  satisfaits. 

Quant  aux  changements  faits  dans  la  Constitution 
des  Grisons,  j'ai  reconnu,  dit-ü  ä  M,  Sprecher,  eombien 
ils  etaient  neeessaires.  Vous  aviez  trois  ligues  divisees, 
et  dans  cbaque  ligue,  les  communes  l'etaient  egalement. 
II  vous  fallait  un  gouvernement  qui  eüt  plus  de  forcu  et 
d'enserable. 

Enfin,    le  Premier  Consul   parla  au   citoyen   Monod, 
depute  du  Canton   do  Vaud,   des   principes  liberaux  qui 
etaient  cunsacres  dans  la  Constitution  des  nouveaux  Can- 
tons, et  du  sage  emploi  qu'ils  devaient  faire  de  Icur  liberto  , 
et  des  avantiiges  qui  leur  etaient  rendus. 

Le  Premier  Consul  annon»^  au  preroier  Landamman 
que  le  senateur  Barthelemy ')  allait  lui  reraettre  l'acte  de 
mediation.  Le  premier  Landammaii  et  les  deputes  Hel- 
vetiques,  apres  avoir  exprime  au  Premier  Consul  leur 
reconnaissance  et  les  sentimens  de  conciliation  dont  ils 
etaient  animes,  repasserent  dans  la  salle  des  ambassadeurs 
oü  la  commission  des  senateurs  se  rendit  avec  eux.  Deux 
originaux  de  l'acte  de  mediation,  revetus  des  signatures 
du  Premier  Consul,  du  secretaire  d'Etat,  du  Ministre  des 
Rclations  exterieures  de  la  Kepublique  fran^ise  et  du 
Ministre  des  Kelations  exterieures  de  la  Republique  ita< 
lienne,  furent  signes  par  les  (fnatre  senateurs  et  par  les 
dix  deputes  commissaires.  Le  senateur  Bartlielemy  remit 
Tun  des  exemplaires  au  premier  Landamman,  l'autre  fut 

ve  pour  les  archives  du  gouvernement  frant^ais.  Pen- 


')  Aucien  ambassadeur  de  France  en  Suisse. 
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dant  cette  ceremonie,  l'assembleo  generale  des  Deputes 
helvetiques  s'etait  reunie  aux  archives  des  Relations  ex- 
ten eures. 

Los  Senateurs  et  les  Deputes  commissaJres  s'y  ren- 
dirent  du  palais  du  gouvemement.  Le  premier  Landamman 
annon<^  ä  l'assemblee  l'accueil  qiie  les  deputes  cominis- 
saires  avaient  re^u  du  Premier  Consul  et  les  circonstances 
flatteuses  qui  avaient  accompagne  cette  r^ception.  Un 
secretaire  de  la  cooimission  des  s^nateurs  fit  lecture  de 
]'acte  de  mediation  signe  par  les  dix  deputes  au  nom  de 
]'assemb1ee  generale,  Le  senateur  Barthöiemy  annon(^ 
que  le  Premier  Consul  recevrait,  le  2  Venföse,  dans  le 
palais  du  gouverncment,  toute  la  Deputation  helvetique,  et 
il  leva  la  scance  k  unq  licures. 

Le  deux  Ventöse  —  21  fevrier  —  les  Consuls,  les  Mi- 
nistrcs,  les  Senateurs,  les  Gonseillers  (l'Etat  s'etant  reums 
dans  la  sallc  d'audicnce  oii  le  Premier  Consul  devait  re- 
cevoir  les  Deputes  helvetiques,  ila  y  furent  introduits  ä 
une  heure  par  les  Prefets  du  Palais;  et  le  premier  Land- 
amnian  de  la  Suisse,  en  les  presentnnt  au  Premier  Consul, 
s'exprima  ainsi: 

Cifoyen  Premier  Consul,  appele,  par  la  mediation  que 
voua  avez  prononcee,  ä  la  place  importante,  mais  difficile, 
de  Landamman  de  la  Suisse,  il  est  flatteur  pour  moi,  en 
devenant  l'organc  de  la  Deputation  que  ma  patric  vous 
aenvoyee,  d'avoir  pour  premiere  fonctiotije  devoir  de  vous 
temoigner  la  reconnaissance  dont  eile  est  penetree  pour 
I'attention  bienvcillante  que  vous  avez  daigne  donner  a  cet 
ouvrage,  qui  confirme  l'indtipendance  de  la  Suisse. 

Votre  premier  bienfait  est  d'avoir  rendu  aux  dJiTerents 
peuples  de  la  Suisse  le  Gouvernement  föderal  qui  seul 
peut  leur  convenir. 

Le  resultat  de  votre  mediation  creera  de  nouveau  les 
viens  de  convenanccs  qui  unissaient  deux  Nations  accou- 
tumees  ä  se  procurer  des  avantages  reciproques  et  faitcs 
pour  s'estimer.  Les  troubles  qui  ont  agite  ma  patrie  ces- 
seront.  Les  puissances  amies  de  la  Suisse  applaudiront 
aux  moyens  que  le  Premier  Consul  a  employ^  pour  ar- 
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rSter  les  funestes  efTets  de  l'esprit  de  parti.  Je  dois  ä  mon 
pays  de  seconder  vos  vues  bieDfaisantes,  et  je  me  dois 
k  moi-meme  d'etre  parfaiteraent  impartial  dans  I'exercice 
des  fonctions  qui  me  sont  attribuees. 

Je  prie  ie  Premier  Coiisiil  de  recevoir  et  d'acceuillir 
avec  bonte  Thommage  de  mon  profond  respect. 

Le  Premier  Consul  entretint  quelque  tems  le  preinier 
Landamman  et  pliisieurs  Deputes  des  interets  de  l'Helvetie. 

Les  Deputes  se  retirerent  pleJns  de  confiance  et 
d'emotion.  Ud  exemplaire  de  l'acte  de  mediation  fut  remis 
a  chacun  d'eux.  Le  premier  Landamman  partit  le  lende- 
main  pour  aller  preparer  la  nouvelle  oi^aDisation  de  THef- 
vetie.  Tous  les  autres  Deputes  s'empresserent  egalement 
de  reporter  dans  leurs  cantons  l'esperance  d'un  meüleiir 
avenir  et  de  nouveaux  motifs  d'attachement  pour  le  Pre- 
mier Consul.» 

Das  andere  Aktenstück  ist  ein  Bericht  der  St.  Gal- 
lisclien  Deputirten  bei  dieser  helvetischen  Consulta  in 
Paris,  Joseph  Blum  und  Jakob  Laurenz  Küster,  an  den 
Regierungsstatthalter  des  Kantons  Sfintis  vom  29.  De- 
zember 1802,  worin  folgender  merkwürdige  Passus  vor- 
kommt : ') 

«Ihr  Gedanke,  den  Ersten  Consul  durch  den  Antr^ 
der  Prftsidenten-Stelle  zu  gewinnen,  lag  in  den  Gesin- 
nungen mancher.  Man  erkundigte  sich  gleich  anfänglich, 
ob  £r  so  etwas  annehmen  würde.  Es  wurde  durchaus 
abgelehnt,  und  da  uns  seitdem  sein  Entscheid  bekannt 
ist,  dass  wir  wieder  zur  Conföderation  zurDckgeschleudert 
sind,  dass  es  jetzt  zur  Stunde  noch  ungewiss  ist,  ob  wir  nur 
eine  Centralregiening  haben  werden,  und,  wann  sie  noch 
durchdringt,  zu  einem  blossen  Schattenbild  herabgewürdigt 
wird,  wie  lässt  sich  vermutlien,  dass  er  die  Krücke  einer 
solch  gelähmten  Regierung  annehmen  werde.  Diese  Ver- 
muthung  findet  gar  nicht  mehr  statt 


')  Dierauer,  St.  GaUiscbe  Aaal6kt«n  XII,  pag.  18.  . 
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Frankreich  glaubt  durchaus  Dur  in  unserer  Schwftche 
seine  Sicherheit  zu  finden  und  zuverlässiger  auf  uns  wQrken 
zu  kOncen,  als  beim  Einheitssystem.  Alle  Vorstellungen 
darwider  sind  fruchtlos,  und  so  lang  es  bei  dieser  Meinung 
bleibt  und  seine  Fittidie  Ober  uns  schlägt,  so  lange  wird 
unser  Intresse  dem  seinigen  untergeordnet  bleiben  mOssen. 

. . .  UOge  das  neue  Jahr  über  unser  gesammtes  Vater- 
land Kühe  und  Friede  herbeifOhren,  und  mit  der  Rückkehr 
derselben  neuen  aufblühenden  Wohlstand  uns  schenken. 
Wie  sehr  wünschen  wir  es,  Dass  doch  alle  mit  ein- 
stinuntenl    Der  Himmel  wolle  es!> 

Man  hätte  sich  demnach  unsererseits  au  massgeben- 
den Stellen  bereits  entschlossen  gehabt  und  sogar  Schritte 
in  dieser  Richtung  gethan,  um  die  Präsidentschaft  des 
künftigen  schweizerischen  Bundes  direkt  an  Bonaparte 
zu  übertragen! 

Der  «neu  aufblühende  Wohlstand*  sollte  dann  für  den 
Verlust  der  Freiheit  trösten ;  diese  Anschauung  war  da- 
mals ofFenbar  diejenige  einflussreicher  Kreise  der  Bevölke- 
rung und  sie  ist  bis  heute  die  Auffassung  derjenigen 
geblieben,  denen  materielles  Wohlbefinden  Oberhaupt 
das  höchste  Erdengut  und  der  höchste  Lebenszweck  ist. 

Wir  sind  seit  jener  Zeit  durch  sehr  verschiedene  poli- 
tische Stimmungen  hindurch  auf  einen  Punkt  gelangt,  wo 
ein  nicht  ganz  unfihnlicher  Geist  zu  wehen  beginnt.  Die 
schweizerische  Verfassung  hat  die  Gränze  der  Centraliso- 
tion,  die  sie  ertragen  kann,  erreicht,  in  Bezug  auf  eine 
gewisse  Neigung  zur  Büreaukratie  vielleicht  bereits  Ober- 
schritten. Es  bedürfte  bloss  noch  der  helvetischen  Un- 
ordnung in  den  Finanzen,  um  eine  Misstimmuug  hervorzu- 
rufen, welche  bis  zu  einer  Rückkehr  auf  die  Grundlagen  der 
Mediationsverfassung  fülu'cn  könnte.  Insoweit  ist  es  rich- 
tig, dass  den  schweizerischen  Verhältnissen   eine   unver- 
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tilgbai'ti  Neigung  zum  FUderalismus  innewohnt.  Die  Cen- 
tralisation  darf  nie  eine  blosse  politische  Liebhaberei 
sein,  sondern  stets  nur  eine  Nothwendigteit,  im  Interesse 
der  üffentlichen  Wohlfahrt,  begränzt  durch  dieselbe,  und 
tadellos  durchgeführt. 

In  den  Kantonen,  welche  durch  die  Mediationsakte 
geschaffen  wurden,  fanden  überall  Festlichkeiten  mit  den 
ßblichen  FestzOgen  und  ohne  religiösen  Charakter  statt.  Es 
Hess  sich  aber  dabei  eine  gewisse  Müdigkeit  und  ein 
Gefühl  der  Unsicherheit  über  die  nächste  Zukunft,  ja  det 
Gewissheit  einer  weniger  günstigen  Zukunft  bemerken, 
das  das  Charakteristische  der  jetzigen  Zeit  Qbcrall  ist. 
Wo  sich  die  Bestrebungen  einer  ganzen  Generation  ledig- 
lich auf  materielles  Wohlbefinden  konzentrirt  haben,  tritt 
eine  Periode  der  Ab.spannung  nach  der  aufregenden  Jagd 
nach  solt^hen  Fortschritten  stets  ein,  und  mau  vormisst 
dann  die  höbern  Ideen,  welche  die  gleichgiltig  und  ge> 
nussüclitig  gewordene  Masse  wieder  beleben  sollen,  und 
die  Mfinner,  welche  aus  solchen  heraus  den  Staat  ge- 
schaffen hatten.  In  der  Philosophie  und  Religion  ist  es 
dann  das  «Unbewusste»,  die  Symbolik,  oder  der  An- 
scIUuss  an  irgend  eine  mächtige,  bestehende  Institution, 
die  den  Mangel  an  Ueberzeugungen  verdecken  soll,  in  der 
Politik  die  Realpolitik  gewaltthätiger  Menschen,  die  sich 
der  Staatsicitung  bemächtigen,  oder  die  prinzipienlose 
Opportuniffit  bloss  gewandter  Staatslenker  («nouveaux 
faits,  nouveaux  principes»)  bei  der  kein  Mensch  mehr 
ruhig  leben  kann;  denn  über  Nacht  kann  sich  Alles  An- 
dern, Der  beste  Pliilosoph  der  Gegenwart,  obwohl  selbst 
von  etwas  realistischer  Gesinnung,  sagt  daher: 

«I  detest  that  conception  of  social  progress,  which 
presents  os   its   aim  incrcase  of  population,    growth   of 
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wealtfa,  spread  of  commerce.  Instead  of  an  immense 
amount  of  Ufe  of  low  type  I  \i'ould  far  sooner  see  half 
the  amount  of  life  of  a  hlgb  type.>       (Herbert  Spencer.) 

Die  schweizerische  Eidgenossenschaft  steht  so  gut 
wie  alle  andern  Staaten,  vor  diesem  Wendepunkt  ihrer 
Gescliicke.  Sie  muss  sich  jetzt  in  ihren  guten  Elemen- 
ten, die  noch  vorhanden  sind,  zu  der  Frage  aufraffen,  was 
sie  eigentlich  sein  will,  ob  eine  einfache,  aber  wahrhafte 
und  kräftige  Bepublik  mit  den  einfachen  Sitten  und  Ge- 
bräuchen, wie  sie  dazu  erforderhch  sind,  so  wie  man  sich 
in  dem  wohlwollend  gesinnten  Auslande  die  «Schweizer* 
vorstellt ;  oder  eine  kleinliche  Nachahmung  grösserer 
Staaten  mit  allen  ihren  Einrichtungen  und  sogenannten 
Eulturfortschritten,  aber  auch  ihren  Fehlem  und  Miss- 
ständen und  ohne  die  Vortheile,  die  eine  gewisse  mate- 
rielle Grösse  dafür  bietet.  Rückkehr  zur  Einfachheit 
und  zu  den  Ideen,  welche  die  schweizerische  Bepublik 
geschaffen  haben,  wird  die  Losung  unserer  nächsten  Zu- 
kunft sein  mflssen,  wenn  wir  unseren  Staat  wirklich  selb- 
ständig erhalten  wollen;  nicht  eine  sogenannte  «Kultur- 
freudigkeit*, die  bereits  bedenkliche  Spuren  von  Ermüdung 
und  immer  allgemeiner  werdender  Nervosität  aufweist. 
Die  grosse  Welt  selbst,  in  der  diese  Todesspuren  in 
noch  viel  erhöhterem  Maasstabe  bemerkbar  sind,  wird 
auch  gelegenüich  von  ihrem  jetzigen  Hunger  nach  blosser 
MachtffiUe  zum  Kleinstaat,  in  welchem  die  Menschen 
glücklicher  leben,  und  daher  von  dem  Imperialismus,  der 
alles  gewaltsam  vereinigen  möchte,  was  besser  getrennt 
bleibt,  zum  Bundesstaatsgedanken  zurückkehren.  Aber 
nicht  bevor  sie  die  natürlicheu  Früchte  des  Imperialismus 
noch  einmal  in  schweren  Ereignissen  durchgekostet  haben 
wird. 
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Wir  sind  nicht  im  Zweifel,  dass  wir  uns  mit  diesen 
Gedanken  einstweilen  noch  nicht  in  Uebereinstimmung 
mit  der  zur  Zeit  herrschenden  Richtung  in  den  politischen 
und  philosophischen  Gedanken  der  Völker  und  sogar 
unseres  eigenen  Volkes  befinden.  Eine  solche  Umge- 
staltung der  Ideen  kommt  nicht  schnell  zu  Stande, 
selbst  wenn  das  ßedOrfniss  dazu  bereits  vorhanden  ist. 
Aber  es  ist  auch  nicht  nöthig,  dass  Alle  sofort  den 
bessern  Weg  einschlagen,  sondern  bloss,  dass  es  eine 
grossere  Anzahl  von  einsichtigen  Leuten  mit  guter  Ge- 
sinnung thut  und  dass  dieser  Theil  des  Volkes  dann  bei 
der  Stange  bleibt,  statt  muthlos  die  Hfinde  sinken  zu 
lassen  und  sich  der  Politik  g&nzlich  zu  entscblagen,  wozu 
jetzt  bei  Vielen  Neigung  vorhanden  ist.  Es  muss  in  der 
Geschichte  eines  Landes  immer  einen  solchen  Kern  von 
guten  Borgern  geben,  welche  eigentlich  den  Wagen  im 
Geleise  erhalten.  Ein  anderer  Theil  hingegen,  namentlich 
aus  den  Kreisen  der  Berufspolitiker,  sind  bloss  Todte,  die 
sich  gegenseitig  begraben.  Wie  viele  sind  in  den  hun- 
dert Jahren  seit  I8(@  bei  uns  begraben  worden,  ohne 
irgend  einen  dauernden  Erfolg  ihres  ganzen  Lebens,  an 
die  auch  jetzt  kein  Mensch  mehr  denkt  und  denen  kein 
Theil  unseres  Landes  und  Volkes  irgend  einen  dauernden 
und  wallten  Fortschritt  verdankt. 

«Frecdom  is  a  precious  opportunity,  not  more.  Its 
valuc  depends  on  the  use  to  which  it  is  put.> 
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Krieg  nnd  Frieden. 

Es  erscheint,  dem  Gefühle  nach,  als  ob  nicht  bloss 
ein  Jahr,  sondern  ein  Jahrzehnt  zwischen  dem  Ausgang 
des  ßoerenkrieges  und  der  Jetztzeit  lAge.  Man  hält 
es  kaum  mehr  fQr  glaublich,  dass  sich  noch  vor  Kurzem 
ein  kleines  Volk  gegen  eine  Grossmacht,  die  ihm  die 
Unterwerfung  unter  ihr  Protektorat  zumuthete,  mit  Auf- 
bietung seiner  ganzen  Kraft  und  mit  Verzicht  auf  seinen 
ganzen  Wohlstand  für  die  politische  Freiheit  gewehrt 
und  den  Kampf  nahezu  3  Jahre  lang  fortgesetzt  habe. 
So  etwas  scheint  in  eine  Zeit  der  «Kulturfreudigkeit»  und 
■  Realpolitik!  kaum  mehr  zu  passen,  und  nicht  wenige 
Leute  würden  selbst  bei  uns  vorkommenden  Falles  diese 
«Thorheit*  nicht  begehen  wollen.  Andere  aber  wohl, 
und  für  diese,  zu  denen  wir  überhaupt  allein  reden,  er- 
scheint es  zweckmässig,  noch  einige  Züge  aus  der  letzten 
Zeit  dieses  Freiheitskrieges  der  Vergessenheit  zu  ent- 
ziehen. 

Ueber  die  Aufnahme  des  unerwarteten  Friedens- 
schlusses durch  die  einzelnen  Boerenkommandos  sind 
nachträgUch  verschiedene  Schilderungen  veröffentlicht 
worden.    Die  besten  sind  folgende: 

Aus  «Max  Weber,  18  Monate  unter  General  Dela- 

*Von  Schindler,  dem  deutschen  Missionar  von  Pella, 
erfuhren  wir,  dass  der  Frieden  wirklich  geschlossen  und 
für  uns  ganz  unbegreiöich  schlecht  ausgefallen  sei.  Der 
freundliche  Missionar  wollte  uns  berichten,  was  Dieser 
und  Jener  erz&hlt  habe.   Wir  dankten  dafür,  während  wir 


D,£,,t,7=-i>,  Google 


363  JfOiresbericht  1903. 

aufsattelten.  Keiner  hatte  Lust,  langer  im  Zweifel  zu 
bleibeo.  Bei  Van  Tonners  Farm  trafen  wir  am  Mittag 
eine  Gruppe  von  weinenden  Frauen  und  sprachlosen,  uach 
Fassung  ringenden  MSnnern. 

«Wie  ist  es  mOghch?  Unterwerfung  und  Waffen- 
streckenl  Das  haben  diese  säubern  Herren  Generale  für 
uns  eingebrockt!*  schluchzte  ein  weisshaariger  Greis.  — 
«Glaubt  nichts,  wir  glauben  nur,  was  wir  vom  General 
selbst  hören  werden»,  trösteten  wir,  selber  trostlos.  Wir 
stürmten  weiter,  immer  weiter;  zum  ersten  Male  im  Kriege 
kümmerte  es  uns  wenig,  dass  die  Pferde  mit  Keuchen 
um  Schonung  baten.  Wenn  doch  alles  zu  Ende  und  ver- 
loren war,  so  mochten  auch  diese  alten,  treuen  Freunde 
verloren  gehen  I 

Bei  einer  Spruit,  unweit  Gladhaar,  trafen  wir  Kame- 
raden von  Kemps  Kommando.  Sie  hatten  mit  General 
Kemp  dem  Feinde  ihre  Waffen  abgeliefert  und  hatten 
ihren  Hut  vor  König  Eduard  abnehmen  müssen.  Schmerz 
und  unaussprechliches  Klend  sah  ich  in  ihren  Augen, 

Dann  ereignete  sich  etwas  Sonderbares.  Einer  meiner 
Kameraden  nahm  sein  Gewehr  und  schoss  auf  einen  hellen 
Punkt  in  der  gegenüberliegenden  Felswand.  Dann  setzte 
sich  ein  Anderer  stummn  eben  ihn  hin  und  feuerte  auch. 
Bald  wiederhaDte  die  Schlucht,  weil  wir  alle  auf  den  hellen 
Punkt  schössen,  von  raschen,  regelmässigen  ScliOssen. 
Jeder  zielte  genau  und  schoss,  ohne  eigentlich  zu  wissen, 
warum,  bis  einer  traurig  sagte:  «Gott  weiss,  wann  ich 
wieder  ein  Gewehr  in  die  Hand  bekomme!  Gott  weiss, 
wann  .  -  .» 

In  Gladhaar,  wo  wir  so  oft  über  die  Anstrengungen 
der  Engländer  gespottet  hatten,  erfuhren  wir,  dass  unser 
Kommando  bereits  nach  KrOgersdorp  weitergezogen  sei 
und  dass  wir  bis  zum  nächsten  Tage  auf  die  Ankunft 
einer  englischen  Kolonne  warten  mttssten.  Wir  beschlossen 
jedoch,  uns  nicht  weiter  um  die  Engländer  zu  kümmern, 
sondern  unsere  Waffen  beim  ersten  besten  Blockhaus 
abzugeben.  Als  wir  unser  Mittagessen  kochten,  kam  eine 
Abtheilung  der  «Gordon  Highland^r»  in  Sjcht  und   zog. 
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ohne  uns  zu  bemerken,  näher  und  nftber.  Mein  Kame- 
raden waren  alle  aufgesprungen.  Ihre  Äugen  glänzten 
sonderbar,  als  einer  sagte:  'Wette,  diese  *Khakis>  reis- 
sen  aus,  wenn  wir  scbiessen!>  Der  englischen  Truppe 
voran  ritt  ein  «National  Scout>.  Er  fiel  beinahe  vom 
Pferde,  als  er  unerwartet  unsere  FederhQte  neben  sich 
sah.  Als  keiner  von  uus  seinen  Gruss  erwiderte,  schaute 
er  verlegen  zur  Erde  und  ritt  vorbei.  Dann  kamen  einige 
Reiter  mit  einem  Offizier  auf  uns  zu.  Der  Offizier  war 
ein  Afrikander  und  sprach  boertaal.  Keiner  gab  ihm  Ant- 
wort. Die  bösen,  finstem  Blicke  meiner  Kameraden  be- 
merkend, sprengte  ein  englischer  Offizier  herbei,  dessen 
sehr  respektvollen  Gruss  jeder  von  uns  erwiderte.  Als 
der  Offizier  erfuhr,  wer  wir  seien  und  woher  wdr  gekom- 
men, sagte  er,  dass  unser  General  sich  sehr  angelegent- 
lich nach  uns  erkundigt  habe  und  dass  unser  Schicksal 
im  ganzen  Kommando  viel  Besorgnis  hervorgerufen  habe, 
weil  auf  die  heüograpbische  Anfrage  hin  die  englische 
Besatzung  von  Zeerust  geantwortet  habe,  eine  Jagdpartie, 
bestehend  aus  achtzehn  Buren  und  Europäern,  sei  in  der 
Nahe  von  Alwynpoort  von  den  Kaffem  ermordet  worden. 

Der  englische  Offizier  und  seine  Truppen  behandelten 
uns  ungemein  respektvoll  und  vermieden  Jedes  kränkende 
Wort  und  jede  verletzende  Bemerkung.  Wir  wurden  zum 
Frühstück  eingeladen  und  mit  allen  möglichen  Dingen 
traktiert.  Wenn  ein  Englisch-Afrikander  sich  näherte,  ver- 
stummten sogar  die  Soldaten  und  hoben  die  Hände  hoch, 
um  uns  zu  verstehen  zu  geben,  dass  der  AnkömniUng 
kein  ehrlicher  Mann,  sondern  ein  »Handsupper»  sei.  Am 
Nachmittag  legten  wir  unsere  Waffen  nieder  und  hörten 
möghchst  geduldig  eine  lange  Rede  des  Offiziers  an,  die 
mit  den  Worten  endete:  «Beaten  but  not  conquered» 
(geschlagen,  aber  nicht  besiegt).  > 

Aus  dem  bei  Lehmann  in  München  erschienen  Werke 
aber  den  Krieg,  Band  IV,  «Die  Beeren  in  der  Cap- 
Colonie  im  Krieg  mit  England»: 

«Als  am  2.  Juni  ein  englischer  Offizier  mit  weisser 
Flaj^e  erschien,  um  die  Nachricht  vom  Abschluss  des 


n,r,,i,7=-i>,  Google 


261  Jahresbericht  1906. 

Friedens  zu  bringen,  da  entetaud  eine  freudige  Bewegung 
unter  den  Buren.  Es  wurde  sofort  ein  Feldgottesdienst 
veranstaltet,  um  Gott  für  das  Grosse,  das  er  an  ihnen 
gethan,  zu  danken.  Denn  nach  der  Lage  der  Dinge,  so 
weit  sie  sie  kannten,  glaubten  sie  zuversichtlich,  dass  Aber 
ihr  Loos  nur  gOnstig  beschlossen  sein  könne.  Mit  immer 
grosserer  Spannung  wartete  man  auf  die  Rückkehr  Smuts, 
um  es  aus  seinem  Munde  bestätigt  zu  hören.  Endlich,  am 
14.  Juni,  traf  er  um  5  Uhr  Nachmittags  ein. 

Mit  donnerndem  Hurrah  wird  Smuts  begrOsst;  man 
eilt  ihm  entgegen,  zieht  ihn  aus  seinem  Karren  und  trägt 
ihn  auf  den  Händen.  Er  grQsst  freundlich  wie  immer, 
aber  sein  Gesicht  bleibt  bewölkt.  Er  fragt,  wie  es  uns 
geht,  drflckt  seine  Freude  aus,  uns  wiederzusehen.  Aber 
es  ist  wie  eine  Mauer  vor  ihm,  Ober  die  er  nicht  hinweg- 
kommt. Er  fährt  niclit  fort  in  seiner  Rede.  Jeder  wartet, 
keiner  fragt.  Wie  ein  kalter  Frost  legt  es  sich  allmählig 
auf  imscre  Freude.  Todfenstille.  Ich  nehme  endlich  einen 
Anlauf  und  frage :  ■  General,  und  wie  geht  es  Ihnen  ?  » 
Mit  einem  Seufeer  antwortete  er:  «Andrie-s,  mir  persön- 
lich geht's  gut.»  Weiter  nichts.  Ich  sehe,  wie  er  innerlich 
kämpft.  Erschrocken  starrt  einer  dem  andern  in  die 
Augen,  als  wäre  ein  Donnerschlag  mitten  zwischen  uns 
gefahren.  In  manchem  Gesicht  erstarrt  plötzlich  das  vor- 
her noch  mühsam  festgehaltene  Lächeln.  Zu  fragen  gab's 
nichts  mehr,  und  mehr  zu  sagen  war  nicht  nötUg.  Viele 
schleichen  stillschweigend  hinweg;  sie  haben  genug  ge- 
hört. Der  General  fasst  sich  zuerst  wieder;  er  weiss,  er 
muss  den  bittem  Kelch  bis  zum  Ende  trinken.  Er  richtet 
sich  auf  in  militärischer  Haltung  und  befiehlt  seinen  Ad- 
jutanten: «Ruft  alle  Offiziere  zusammen.» 

Wie  bereits  erwähnt,  lagen  unsere  verschiedenen  Kom- 
mandos zerstreut  in-  und  um  Zoetwater.  Sie  kampirten 
unter  freiem  Himmel,  da  Smuts  verboten  hatte,  die  Be- 
wohner zu  belästigen,  die  ohnehin  schon  mit  der  Pflege 
von  VervTundeten  und  der  Beherbung  ihrer  Verwandten 
in  den  Kommandos  Mühe  genug  hatten.  In  aller  Eile 
wurden  die  Offiziere  von  allerorts  herbeigerufen,  einzelne 
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waren  schon  auf  dem  Wege  zu  uns.  Wie  sie  unsere  Ge- 
sichter sehen,  verlieren  auch  sie  die  Lust  zum  Fragen. 
Sie  begrOssen  den  General,  fragen,  wie  es  ihm  geht,  und 
dann  schaut  jeder  seinen  Nactibar  au,  ob  dieser  nicht  die 
Frage  thun  will,  die  ihm  selbst  auf  dem  Herzen  hegt 
Nachdem  alle  Offiziere  beisammen  waren,  befahl  Smuts 
seinem  Sekretär,  uns  die  amtlichen  Schriftstocke  über 
die  Friedensverhandlung  zu  flberhändigen,  und  verabschie- 
dete sich  von  uns  mit  den  Worten:  «Ihr  werdet  daraus 
den  traurigen  Zustand  kennen  lernen;  ich  ersuche  euch, 
heute  Abend  um  8  Uhr  mit  aUen  euren  Leuten  aufs  neue 
hierherzukommen,  wo  ich  dann  alles  ausführlicher  er- 
klaren werdo  Die  Wirkung  dieser  Worte  ist  schwer  zu 
beschreiben.  Ich  sah  hier  manchem  Offizier,  der  nie  vor 
einer  feindlichen  Kugel  gezittert  hat,  die  Thränen  aber 
die  Wangen  rollen ;  mehr  als  einer  weinte  wie  ein  kleines 
Kind.  Und  bald  danach  ging  ein  Geraune  durchs  ganze 
Lager;  vorsichtig  und  halblaut  trug  man  die  Kunde  weiter 
wie  eine  Trauerbotschaft.  Nie  habe  ich  herzbrechendere 
Schauspiele  gesehen,  als  wie  sie  sich  hier  abspielten. 
Starke  Männer  fielen  bewusstlos  nieder,  als  sie  das  Wort 
horten :  «Wir  haben  alles  verloren » ;  andere  schluchzten 
laut  hinaus,  und  wieder  andere  hfirte  man  aus  der  Feme, 
wo  sie  sich  abwärts  von  dem  Lager  auf  die  Erde  nieder- 
geworfen hatten,  stöhnen  und  mit  sich  selber  ringen.  Ach, 
und  all  diese  Anklagen  im  Wort  und  stummem,  ver- 
zweifeltem Blick,  alle  diese  Fragen:  «Wie  ist's  denn  um 
Gottes  willen  nur  mögUch?»  —  Und  keine  Antwort! 

Langsam,  langsam  geht  die  Zeit  vorbei  bis  zum  Abend. 
Auf  8  Uhr  sind  die  Bürger  zu  der  Versammlung  berufen. 
Von  allen  Seiten  kommen  sie  an  in  kleinen  Trupps. 
Gestern  haben  sie  noch  gelacht  und  gescherzt,  heute  ziehen 
sie  dahin,  als  hätte  jeder  von  ihnen  Vater  oder  Mutter 
verloren.  Und  sie  haben  mehr  verloren:  Vaterland  und 
Freiheit. 

Es  war  eine  schwere  Aufgabe  fOr  einen  Mann  wie 
General  Smuts,  andern  eine  Sache  annehmbar  zu  machen, 
gegen  die  sich   sein  eigenes  Innerste  empörte.    Zudem; 
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er  wusste,  was  die  Männer,  die  vor  ihm  standen,  geopfert 
hatten,  wie  sie  ihm  vertraut  hatten,  wie  sie  unverzagt 
weitergefochten  hatten,  trotzdem  ein  Theil  ihrer  Brüder 
sich  verrathen  fohlte,  ein  Theil  ins  Gefängnis  geworfen 
war,  ein  anderer  am  Galgen  sein  Leben  ausgehaucht  und 
mancher  Kamerad,  auf  einen  Stuhl  festgebunden  am  Rande 
des  selbstgegrabenen  Grabes,  wie  ein  Hund  niedergeschos- 
sen worden  war,  wie  sie  weitergekämpft  hatten,  ermuthigt 
durch  ihn,  der  allzeit  gesagt  hatte,  dass  wir  jetzt  die 
schwere  Zeit  hinter  uns  hätten  und  nicht  mehr  unterliegen 
k<^nnten;  er  hatte  mit  freudigem  Stolze  mehr  als  einmal 
selbst  seine  Leute  sageu  hören :  <  Jan  Smuts  wird  für 
uns  Rebellen  sorgen.*  Das  Alles  lastete  zentnerschwer 
auf  seiner  Seele,  lange  starrte  er  uns  schweigend  an, 
dann  stieg  er  auf  eine  Mauer  und  hielt  von  da  seine 
Ansprache : 

<  Offiziere,  Bürger,  Landsleute,  ich  habe  heute  Abend 
die  traurigste  Pflicht  zu  erfüllen,  die  mir  jemals  in  meinem 
Leben  zugefallen  ist.  Ich  muss  euch  mittheilen,  dass  die 
grosse  Sache,  für  die  wir  gestritten  haben,  missglQckt  ist. 
(Aus  mehr  als  einem  Munde  konnte  man  hier  einen  Seiifeer 
vernehmen.)  Ich  muss  euch  mittheilen,  dass  die  zwei  Re- 
publiken, für  welche  in  den  drei  letzten  Jahren  so  viel 
gelitten  wurde,  nicht  mehr  bestehen.  Sie,  die  für  euch 
und  mich  alles  waren,  haben  aiifgehört  zu  existiren,  ihr 
Schicksal  ist  durch  die  Unterschrift  beider  Parteien  be- 
siegelt; am  31.  Mai  des  Nachts  um  12  Uhr  geschah  das 
Schreckliche.  Hiermit  haben  wir  alle  Rechte  aufgegeben, 
und  auch  unsere  Regierung  besteht  als  solche  nidit  mehr. 
Es  bleibt  euch  und  mir  nichts  anderes  tibng,  als  englische 
Unterthanen  zu  werden ;  ja,  wir  sind  es  bereits.  Dass  es 
traurige  Verhältnisse  waren,  die  uns  zu  diesem  Schritte 
zwangen,  brauche  ich  nicht  zu  versichern.»  Und  nun  legte 
er  den  ganzen  Gang  der  Verhandlung  dar,  den  hier  im 
einzelnen  zu  wiederholen  nicht  nöthig  ist.  Er  zeigte,  wie 
man  Schritt  für  Schritt  weitere  Zugeständnisse  gemacht 
habe,  wie  man  schliesslich  aus  Bundestreue  gegen  den 
Freistaat  die  Uebergabe  ganz  Transvaals  angeböten  habe, 
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wenn  nur  der  Freistaat  als  solcher  erbalten  bleibe,  und 
wie  man  scbliesslich,  zumal  in  ROcksicIit  auf  die  6000 
Fraucu,  die  hungernd  und  schutzlos  zwischen  den  Kom- 
mandos und  deu  englischen  Festungslinien  berumirrten, 
vor  der  einen  Frage  gestanden  sei,  ob  es  recht  und  ver- 
ständig sei,  der  —  unbestimmten  —  Hoffnung  auf  Er- 
langung der  Unabhängigkeit  die  ganze  Volkskraft  zu  opfern. 

Des  NSheren  ging  er  dann  auf  das  Schicksal  der  Re- 
bellen ein :  «Wir  haben  Kitchener  wissen  lassen,  dass  wir 
alle  mit  den  Rebellen  stehen  oder  fallen  werden,  wenn 
sie  an  Leib  und  Leben  gestraft  werden  sollen,  denn  ihr 
Schicksal  ist  för  uns  nicht  nur  eine  Frage  der  Blutsver- 
wandtschaft, sondern  auch  eine  Frage  der  Ehre.  So  sind 
wir  denn  endlich  dahin  übereingekommen,  dass  die  Re- 
bellen ihre  Waffen  niederlegen  gegen  die  Zusicherung  des 
Lebens  und  der  Freiheit,  jedoch  verlieren  sie  ihr  Walil- 
recht.  Nur  fOr  diejenigen,  die  bei  uns  Offiziersrang  be- 
kleidet oder  vor  dem  Kriege  in  englisclien  Diensten  ein 
öffentliches  Amt  inne  gehabt  haben,  konnten  wir  das 
gleiche  ZugestAndniss  nicht  erlangen.  Aber  fflr  sie  gibt 
es  einen  andern  Weg  zur  Rettung,  über  den  ich  später 
mit  ihnen  sprechen  werde,  und  auf  die  Dauer  soll  ihre 
Ausschliessung  auch  nicht  sein.> 

Zum  Schlüsse  sprach  der  General:  «Meine  BrOder, 
es  ist  traurig,  dass  alles  so  abgelaufen  ist,  aber  es  ist 
Gottes  Wille.  Nicht  vor  dem  Feinde  haben  wir  uns  ge- 
beugt, sondern  vor  Dem,  in  dessen  Namen  wir  den  Krieg 
begonnen  haben.  Seine  Hand  ist  es,  die  uns  Stillstand 
gebietet  Als  General,  Brüder,  muss  ich  eucli  alle  er- 
suchen, eure  Waffen  niederzulegen  und  stille  und  getreue 
Unterthanen  eurer  neuen  Regierung  zu  werden.  Als 
Bruder  und  Afrikaner  aber>  —  hier  gewann  seine  Stimme 
zum  ersten  Mal  wieder  die  Kraft,  die  wir  von  früher  ber 
an  ihr  kannten  —  «muss  ich  euch  dringend  ermahnen, 
diesen  Schlag  zu  fiberwinden  durch  den  Sieg  über  die 
Entmuthigung.  Ihr  dürft  euer  Afrikanerthum  nicht  auf- 
geben und  euren  Idealen  nicht  untreu  werden.  Denkt  nicht 
einen  Augenblick,  dass  unsere  Arbeit,  unsere  Opfer,  unser 
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Leiden  und  Streiten  vergebens  gewesen  seien.  Ich  habe 
noch  keinen  ÄugenbUck  daran  gezweifelt,  dass  die  Saat, 
die  in  den  letzten  Jahren  ausgestreut  wurde,  wenn  sie 
auch  jetzt  niedergetreten  und  zerschlagen  hegt,  doch  eines 
Tages  aufgehen  und  uns  eine  reiche  Ernte  bringen  wird. 
Darum,  dass  wir  den  Krieg  verloren  haben,  brauchen  wir 
uns  noch  lange  nicht  vor  der  Welt  zu  schämen.  Es  muss 
vielmehr  unser  Stolz  sein,  zu  bekennen,  dass  wir  Afri- 
kaner sind  und  an  dem  missglückten  Freiheitskriege  theil- 
genommen  haben.* 

Die  Thfttsache,  dass  die  Rebellen  ihre  Pferde  abliefern 
miissten,  während  die  Freistaater  und  Transvaaler  sie  be- 
halten durften,  erregte  neue  Unzufriedenheit,  und  ein 
grosser  Theil  der  Bürger  fühlte  sich  .schlecht  behandelt, 
wenn  auch  auf  die  Frage  Smuts',  ob  man  die  Beraubung 
des  Wahlrechtes  als  ein  Hindeniiss  fOrdie  Waffennieder- 
legung  ansähe,  alle  in  der  ersten  leidenschaftlichen  Er- 
regung ausriefen:  «Wahlrecht  unter  dieser  Regierung? 
Wir  verzichten  darauf.*  Und  noch  einmal  kam  ein  gefähr- 
licher AugenbUck.  Es  war,  als  Kommandant  Neser  auf- 
stand und  sagte:  <Mir  ist  die  Sache  nicht  klar,  und  ehe 
wir  die  Waffen  niederlegen,  müssen  wir  erst  Dewet 
sprechen.»  Kalt  aber  antwortete  Smuts:  «Sie  mOssen  nicht 
reden  wie  ein  Kind,  sondern  wie  ein  Mann.*  Die  Zufrieden- 
heit war  jedoch  damit  noch  nicht  hergestellt,  und  es  konnte 
nicht  ausbleiben,  dass  Vergleiche  gezogen  wurden  und 
mancher  meinte,  wenn  dieser  oder  jener  Ffihrer  die  Re- 
bellen vertreten  hätte,  so  wären  sie  besser  dabei  weg- 
gekommen. Doch  in  jener  Stunde  regte  sich  kein  Wider- 
spruch mehr;  die  «Rebellen»  bewiesen,  dass  sie  ihr  hartes 
Schicksal  als  Männer  zu  tragen  wussten.  Kein  Wort  des 
Vorwurfes  wurde  laut,  dass  man  sie  zum  Aufruhr  ver- 
leitet oder  durch  günstige  Berichte  getäuscht  habe.* 

Der  ältere  der  beiden  Söhne  des  frühem  Staats- 
sekretärs von  Transvaal,  Reitz,  hat  gegenüber  einem  Mit- 
arbeiter des  «Petit  Journal»  folgende  Mittheilungen  über 
die  Versprechungen   Lord  Kitcheners  gemacht; 
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«Wir  haben  alle  beide  den  Feldzug  mitgemacht,  und 
ich  war  auch  bei  der  Unterzeichnung  des  Friedensver- 
trages von  Vereeniging  zugegen.  Ich  kann  bekunden, 
dass  Lord  Kitchener  uns  im  Laufe  der  Verbandlungen 
eine  Reibe  von  mttndlichen  Versprechen  gab,  die  später 
nicht  gehaltrai  wurden.  Von  diesen  hatte  eines  auf  die 
holländischen  Kebellen  vom  Kap  Bezug.  Lord  Kitchener 
hatte  sich  verpflichtet,  dass  alle  Aufständischen,  die  die 
Waffen  niederlegten,  frei  und  ungestört  in  ihre  Bezirke 
zurflckkehren  könnten.  Statt  dessen  wurden  sie  sämmtlich 
eingesperrt.  Lord  Kitchener  hatte  uns  ausserdem  ver- 
sprochen, dass  man  aus  Änlass  der  Krönung  des  Königs 
eine  allgemeine  Amnestie  f  Qr  alle  wegen  ihrer  Betheiligung 
an  dem  Kriege  festgenommenen  Rebellen  erlassen  würde; 
man  hat  auch  dieses  Versprechen  nicht  gebalten  und  somit 
die  Buren  schmählich  hintergangen.  Glücklicherweise  hat 
der  Privatsekretär  des  Präsidenten  Steijn,  Herr  Dominik 
Kiste],  alle  Klauseln  des  Vertrages,  sowie  sämmtliche 
Punkte  der  Versprechungen  aufnotirt.  Alles  ist  sorgfältig 
stenographirt  worden,  insbesondere  die  von  Lord  Kitche- 
ner abgegebenen  Verspre eil en.  HerrKistel  wird  demnächst 
diese  Schriftstücke  in  holländischer  und  englischer  Sprache 
erscheinen  lassen.  Biese  Zeugnisse  werden  die  Treulosig- 
keit der  Engländer  im  hellsten  Lichte  erscheinen  lassen. 
Als  mein  Vater  mit  den  Generalen  Botha,  Dewet,  Delarcy 
und  Smuts  zusammen  die  Präliminarien  des  Friedensver- 
trages, der  später  in  Pretoria  ratifizirt  wurde,  unterzeich- 
nete, wandte  er  sich  an  Lord  Kitchener  mit  den  Worten : 
«Wirhaben  imLaufedervierzehntägigen  Besprechungen  der 
Klauseln  des  Vertrages  erkannt,  dsss  wir  es  mit  einem 
Gentleman  zu  thun  hatten.  Deshalb  verlassen  wir  uns 
bezüglich  der  mündlich  abgemachten  Klauseln,  die  nicht 
in  den  Vertrag  aufgenommen  werden  konnten,  ganz  auf 
Sie.»  Lord  Kitchener  verbeugte  sich  schweigend  zum 
Zeichen  der  Zustimmung.  Darauf  nahm  der  General  Botha 
die  Feder  aus  meiner  Hand  und  unterzeichnete  als  erster 
das  diplomatische  Schriftstück.  Vierzehn  Tage  hatten  die 
Verhandlungen  gedauert,  und  sie  waren  sehr  mühsam 
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gewesen.  Mir  fiel  in  meiner  Eigenschaft  als  Sekretär  der 
Delegirten  die  Aufgabe  zu,  jedem  von  ihnen  die  Schrift- 
stocke  in  die  Zelt«  zur  Erwftgung  und  zur  Besprechung 
zu  bringen.  Gerade  in  diesem  Augenblicke  trafen  von 
allen  Seiten  sehr  bOse  Nachrichten  aus  den  Konzentra- 
tionslagern  ein,  in  denen  die  Frauen  und  Kinder  der 
Buren  massenhaft  hinstarben.  Um  die  Leiden  dieser  Un- 
glückhchen  nicht  zu  vermehren  und  zu  verl&ngem,  unter- 
zeichneten die  Burengeneralc  den  Vertrag  im  Vertrauen 
auf  das  ihnen  gegebene  Wort.  Nur  weil  dieses  nicht  ge- 
halten worden  ist,  haben  sie  ihre  letzte  Kundgebung  ver- 
öffentlicht > 

lieber  die  jetzige  Lage  von  Südafrika  werden 
nur  spärliche  Nachrichten  bekannt. 

Eine  solche  anfängliche,  in  der  «Allgemeinen Zeitung» 
vom  23.  September  1902,  lautete  wie  folgt: 

«Auch  in  Jobannesburg,  im  SOdcn  von  Transvaal, 
herrscht  nichts  als  Verwirrung.  Die  britische  Partei  ist 
völlig  zersplittert.  Die  «unabhängigen»  Uitlander  sind, 
wie  von  dort  berichtet  wird,  «dahinter  gekommen»,  wess 
Geistes  Kinder  ihre  kapitalistischen  FOhrer  sind,  und  sie 
weigern  sich,  den  «ausländischen  Financiers,  die  den  Rand 
beherrschen»  und  mit  ihrem  Reichthum  und  ihrem  gesell- 
schaftUchen  EinSuss  auf  die  Hcgiening  einwirken,  noch 
femer  Folge  zu  leisten.  Die  Times  sind  schier  in  Ver- 
zweiflung darüber,  dass  die  rx)yahsten  einander  zu  zer- 
fleischen drohen  und  dass  die  «Unabhängigen*  sich  gegen 
dos  alles  verschlingende  Sp e kulante uth um  auflehnen, 
während  die  Buren  Miene  machen,  sich  fest  aneinander 
zu  schliessen  und  als  einige  Partei  gegen  die  zersplit- 
terten britischen  Streitkräfte  vorzugehen.  Schon  der  blosse 
Gedanke  an  das,  was  aus  alledem  folgen  konnte,  erfüllt 
den  Johannesburger  Berichterstatter  der  Times  mit  banger 
Sorge. 

Und  während  am  Kand  sich  Brite  gegen  Brite  kclirt 
und  alle  wirthschaftlichen  Fragen  ungelöst  bleiben,  neh- 
men die  Farbigen,  die  während  des  Krieges  von  den 
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englischen  Militärbehörden  in  ausgedehntestem  Masse  mit 
Waffen  versehen  wurden,  eine  drohende  Haltui^  gegen 
die  Buren  an  und  beunruhigen  die  ganze  weisse  Bevöl- 
kerung. 

Der  Krieg  hat  allem  Anscheine  nach  bisher  nur  ein 
positives  Er^bnis  gehabt.  Er  hat  Südafrika,  nach  Besei- 
tigung der  Regierungen  der  Burenstaaten,  in  eine  All 
Ji^gebege  für  die  De  Beera -Gesellscliaft  verwandelt 
während  die  Regierung  sicli  ihr  dorniges  Besitzthum 
gefügig  zu  machen  sucht  und  die  Parteien  unter  sich 
hadern,  sucht  die  De  Beers-Gesellschaft  ein  Monopol  nach 
dem  andern  an  sich  zu  reissen.  Das  Diamantenmonopol 
besass  sie  schon  und  ein  Goldmonopol  ist  ihr  schon  so 
gut  wie  sicher.  Nach  dem  Dynamitmonopol  strebt  sie  mit 
nicht  zu  erschütternder  Ausdauer,  und  jetzt  kommt  die 
Nachricht,  dass  sie  sich  auch  ein  Fleischmonopol  zu 
sichern  im  Begriffe  stehe.  Das  Spekulantcnthum  führte 
den  Krieg  herbei,  und  nur  das  Spekulantcnthum  scheint 
aus  ihm  bis  dahin  einen  positiven  Nutzen  zu  ziehen. 


Laut  einer  im  letzten  Abendblatt  bereits  erw&hnten 
Johannesburger  Meldung  des  Bureau  Reuter  hat  England 
übrigens  in  Südafrika  soeben  eine  neue  Gebielscrwerbung 
gemacht,  die  ihm  den  Zugang  zum  Osthclien  Transvaal 
von  der  See  her  wesentlich  erleichtert,  ihm  aber  zugleich 
die  Möglichkeit  gewährt,  die  auf  dem  Seewege  eintref- 
fenden Sendungen  für  die  ehemalige  Burenrepubük  genau 
zu  kontrolUren  und  den  Seeverkehr  gegebenenfalls  fast 
ganz  zu  sperren.  Es  hat  sich  nämlich  unter  der  Form 
eines  mit  Portugal  abgeschlossenen  Pachtvertrages 
den  Besitz  des  von  Lourengo  Marques  nur  zwei 
englische  Meilen  (eine  halbe  deuteche  Meile)  ent- 
fernten Hafens  von  Motola  gesichert.  Vemiutlilich 
ist  auf  diese  Weise,  wenn  nicht  de  jure,  so  doch  de  facto, 
auch  Louren(^  Marques  selbst  englischerseits  mit  Beschlag 
belegt  worden,  Portugal,  das  zu  schwach  ist,  einem  ent- 
schiedenen Ansinnen  Englands  ein  rundes  Nein  entgegen- 
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zusetzen,  sieht  seinen  ohnehin  stark  reduzirten  ostafri- 
kanischen  Kolonialbesitz  auf  diese  Weise  wieder  einmal 
beschnitten,  während  das  Kabinett  von  St.  James  der 
Verwirklichung  seiner  Absicht,  in  Südafrika  keine  anderen 
Götter  als  die  eigenen  zu  dulden,  um  einen  weiteren 
Schritt  naliekommt.> 

Die  «Uitlander»,  um  deren  Wahlrecht  England  angeb- 
lich den  Krieg  begann,  haben  dasselbe  unter  der  jetzigen, 
englischen  Regierung  auch  nicht  erbalten  und  sind  in  ihren 
Hoffnungen  —  wenn  sie  solche  Oberhaupt  hatten  —  go- 
t&uscht  worden,  lieber  die  sonstigen  Verhältnisse  ent- 
hielt ein  Privatbrief  an  den  Herausgeber  vom  Ende 
des  vorigen  Jahres  unter  anderem  folgenden  Passus: 

sOur  poor  country  is  in  a  dreadful  state.  No  less 
tlint  22  villages  liave  been  quite  destroyed;  and  now  that 
tlic  poople  who  could,  have  ploughed,  we  have  had  no 
rain.  A  Iiard  winter  is  before  us.  The  3,000,000  ^  which 
was  promised  us,  is  being  wasted  and  those  who  need  it 
get  nothing  of  it,  Large  Committees  are  formed  in  everj' 
district,  low,  unscrupulous  men,  these  have  to  look  over 
the  Claims  and  actually  receive  1  ^  each  per  day  for  sitting, 
and  doing  nothing.  The  claims,  they  make  such  a  fnss 
about,  are  not  being  payed,  and  people  will  get  no  pay- 
ment.    That  is  the  sort  of  justice  we  get,  and   expect.» 

Die  unermüdliche  Miss  Hobhouse,  eine  deijenigen 
englischen  Frauen,  welche  die  Sympathie  aller  freiheit- 
liebenden Menschen  der  Welt  für  England  troU  Chamber- 
lain  und  Rhodes  erhielten  und  dadurch  ihrem  Lande  einen 
unschätzbaren  Dienst  erwiesen,  führte  in  Vorträgen,  welche 
sie  in  England  hielt,  ihren  Landsleuten  die  barbarische 
Art  vor  Augen,  wie  sie  die  Frauen  und  Kinder  ihrer  gegen 
sie  sehr  edelmOthig  verfahrenden  Gegner  behandelt  haben. 
Sie  sagte  in  einem  Vortrag  in  Leith  fofgendes: 

*In  allen  Lagern  war  ein  durch  einen  Stacheldrabt- 
zäun  eingeschlossener  Raum,  der  als  Gefängniss  für  hohe 
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und  einflussreiche  Burenfrauen  gebraucht  wurde,  die  stolz 
auf  ihre  kämpfenden  M&oner  waren  und  die  Hoffnung 
ausdrückten,  dass  die  Biu^n  wieder  zu  ihrem  Besitz  ge- 
langen worden.  Miss  Hobhouse  fQhrte  viele  Beispiele 
an,  dass  Burenfrauen  ohne  Schutz  vor  der  Sonne  am  Tage 
in  dieser  Stacheldraht-Einfriedimg  gehalten  wurden  und 
verdorbene'NahruDg  erhielten.  In  einem  Fall  beklagte 
sich  eine  Frsu  über  das  verdorbene  madige  Fleisch,  und 
sie  wurde  16  Tage  ohne  Nahrung  gelassen  und  wäre 
des  Hungertodes  gestorben,  wenn  ihre  Freunde  sie  im 
Gefängoiss  nicht  unterstützt  hätten!  Die  Burenfrauen 
hätten  ärmUche  und  madige  Nahrung  zwei  Jalu-e  lang 
gegessen,  aber  über  die  unnöthig  auf  sie  gehäuften  Schänd- 
lichkeiten beklagten  sie  sich,  mid  die  Erinnerung  daran 
würde  wohl  am  längsten  in  ihnen  leben.  Für  die  Wan< 
derer  auf  dem  Feld,  die  Burenfrauen  und  Kinder,  die 
aus  ihren  brennenden  Häusern  vertrieben  und  nicht  in 
die  Konzentrationslager  gebracht  wuiden,  war  es  schlim- 
mer als  grausam,  in  dem  Lande  voll  bewaffneter  Wilden 
zu  sein.  Auf  dem  Papier  bewaffnete  Grossbritannien 
diese  Schwarzen  nicht,  aber  sie  habe  sie  bewaffiiet  ge- 
sehen, und  sie  wisse,  was  sie  sagel  Es  würde  ein  Tag 
der  Abrechnung  für  das  Benehmen  der  bewaffneten 
Schwarzen  gegen  die  Burenfrauen  kommen.  Der  Geist 
der  Burenfrauen  ist  durch  das  Niederbrennen  ihrer  Häuser 
nicht  unterdrflckt  worden,  auch  nicht  durch  die  Leichen, 
die  sie  in  den  Konzentrationslagern  Hessen.  Der  Geist 
der  Burenfrauen  zeige  sich  in  folgendem  Brief,  den  eine 
Burenfrau  an  General  Botha  schrieb:  «Ich  habe  mein 
sechstes  Kind  begraben  —  kämpft  weiter.»  Dann 
ging  die  ßednerin  zu  dem  zukünftigen  Leben  der  Buren- 
frauen über  und  meinte,  die  Schätzung  der  Burengenerale, 
dass  30,000  Farmen  niedergebrannt  seien,  wäre  nicht  zu 
hoch;  es  wQrde  Jahre  dauern,  das  Baumaterial  zu  be- 
fördern und  die  abgebrannten  Häuser  wieder  aufzubauen. 
Das  Land  wäre  verwüstet.  <Wir  haben  ihr  Land  und 
ihr  Eigenthum  im  Werthe  von  50  Millionen  Pfund  ge- 
nommen und  geben  ihnen  drei  Milhonen  zurück.> 

18 
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£ine   Boerenfrau   veröffentlichte   in    den   englischen 

Daily  News  vom  19.  November  1902  mit  Namenaunter- 

Schrift  folgende  Erkl&rung  gegenüber  einem  diese  hUss- 

licben  Dinge  bescbönigeaden  Widerspruche  von  Brodrick: 

A  Boer  Lady's  Testimony. 

Sir,— In  your  issue  of  to-day  I  find  a  letter  from  Miss 
Hobhouse  in  reply  to  some  Statements  recently  made  in 
a  Speech  by  Mr.  Brodrick. 

Will  you  allow  me,  an  utter  stranger,  a  Boer  woman 
who  has  herself  lived  in  a  Concentration  Camp  vor  fifteen 
months,  and  has  visited  seversl  others,  to  say  a  word  also? 

I  bave  long  wished  that  some  of  us  could  have  an 
opportunity  of  aiding  Miss  Hobhouse  in  the  figh  which 
she  has,  almost  singlc-handed,  been  fighting  so  nobly  on 
our  bebalf. 

I  much  rcgret  that  I  have  no  copy  of  Mr.  Brodrick's 
Speech,  and  know  not  where  to  procure  one.  I  shall  but 
make  use  of  Miss  Hobhouse's  cxtracts. 

To  read  of  the  "success"  of  the  Camps  seems  to  us 
who  have  hved  and  suCFered  there  cruel  sarcasm.  If  "suc- 
cess" means  getting  rid  of  twenty  thousand  or  more  of 
our  people,  we  con  understand  it. 

As  to  the  amount  given  by  foreign  countries,  the 
figures  quoted  by  Mr.  Brodrick  are  quite  incorrect.  Through 
my  hands  alone  possed  more  than  ^600.  And  in  the 
bank  in  Maritzburg,  when  I  left  the  Cainp  three  months 
ago,  was  still  about  ^  2,000  of  such  monies. 

I  was  treasurer  of  our  own  ReUef  Committee  in  the 
Camp,  and  assisted  in  tlie  distributing  of  goods  from  Ger- 
many — all  new  scrviceable  material,  bedsteads,  mattres- 
ses,  etc. 

We  do,  iodeed,  and  have  all  along  protested  against 
being  called  "refugees." 

We  were  nothing  of  the  sort,  We  were  taken  pri- 
soncrs,  and  sent  t«  Camps  against  our  will,  largely  because 
we  were  too  truc*  too  heroic,  to  do  as  our  enemies 
wislied— to  persuade  our  men  to  surrender.    Amongst  the 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Krieg  und  Frieden.    Nachtrag«  zum  Boerenkrieg.     Sl7& 

2,500  people  in  our  Camp,  there  were  not  ten  who  would 

not  consider  it  a  gross  insult  to  be  called  a  "refugee." 

The  people  of  the  Camps  were  destitute  because  they 

bad  been  rendered  so  t>y  the  devastating  colunms  of  their 


To  say  that  people  are  reluctant  to  leave  the  Camps 
because  they  are  so  comfortable  there  is  shameful  mis- 
representation.  Upon  Miss  Hobhouse's  answer  to  that 
I  cannot  improve.  To  leave  the  Camps,  vrhere  there  are 
at  least  shelter  and  food,  and  go  without  money,  without 
food,  to  their  devastated  farms  would  indeed  be  courting 
deaUi. 

I  am  convinced,  and  will  not  scruple  to  say  it  over 
and  over  again,  that  hat  it  not  been  for  the  money,  blankets, 
clothing,  and  dehcacies  sent  from  foreign  countries,  from 
the  Cape  Colony,  and  by  friends  like  Miss  Hobhouse, 
thousands  more  of  our  wQmen  and  children  must  have 
died  from  cold  and  starration  in  the  Camps. — Yom^,  etc., 

,         ,  „  ,„  E.   NEETBLINQ. 

London,  Nov.  17. 

Ueber  die  Stimmung  des  englischen  Ministeriums  in 
Bezug  auf  den  Krieg  bei  dessen  Beginn,  sind  bei  Anlass 
des  Todes  von  Lord  Salisbury  in  den  Blättern  noch 
folgende  Nachrichten  bekannt  geworden: 

«Des  l'origine,  lord  Salisbury  etait  nettement  contraire 
&  un  conflit,  car  dans  son  idee  les  avantages  qu'on  pour- 
rait  en  retirer  n'etaient  pas  en  proportion  avec  les  ris- 
ques  ä  courir  et  les  frais.  II  estimait  que  ,Le  jeu  n'en 
valait  pas  la  chandelle.'  Quand  on  levera  le  voile  de  ce 
secret  professionnel,  on  verra  que,  dans  les  dehb^rations 
du  cabinet  qu'il  pr^sidait,  lord  Salisbury  n'a  jamais  cache 
sur  ce  point  son  opinion  ni  recule  devant  les  objurgations 
et  les  violences  d'un  subordonne  qu'il  subissait  plus  qu'il 
ne  Testimait  au  point  de  vue  poUtique  surtout.  Seule- 
ment  avec  la  tendance  au  sccpticisme,  qui  etait  Tun  des 
defaut«  de  1' eminent  hemme  d'Etat,  lord  Salisbury  a  pense 
pouvoir  se  dispenser  de  l'effort  de  volonte  qu'il  lui  surait 
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fallu  developper  pour  faire  pr^yaloir  son  jugement  contre 
le  .bluff*  du  ministre  des  colonies;  il  s  laissä  aller  lee 
choses,  certain  que  l'evenemeDt  le  däbarssaerait  de  ce 
College  encombrant.  C'est  dans  ce  caloul  que  lord 
Salisbury  s'est  tromp4.  Plus  tard,  une  fois  rAngleterre 
engagee,  il  ne  s'agissait  plus  de  reculer,  aurtout  en  pre- 
sence  de  remballement  extraordinaire  de  ropinion  an- 
glaise.  Quand  l'iDitiative  royale  eut  annoncä  la  fin  de 
cette  guerre  n^faste,  lord  Salisbury  degotlt4  de  la  poütique 
et  moralemeot  malade  k  la  suite  des  sacrifices  d'opiuioD 
individuelle  qu'U  avait  äte  obligä  de  faire  k  la  raison 
d'^tat,  n'a  pas  tard^  &  abandooner  le  pouvolr.* 

Das  ist  die  Spekulation  der  gewalttb&tigeD  Streber 
in  der  Welt,  womit  sie  ihre  Pläne  durchsetzen.  Sie  fin- 
den auf  ihrem  Lebenswege  fast  immer  nur  schläfrige 
Bessere,  die  ihnen  nicht  genug  Widerstand  leisten.  Ein 
solcher  war  der  jüngst  verstorbene  englische  Premier, 
dessen  grosse  politisclie  Leistungen  darin  bestanden,  bei 
dem  Berliner-Congress  von  1878  die  elenden  Zustände  der 
Türkei  für  ein  weiteres  Menschenalter  erbalten  und  durch 
seine  Passivität  den  Boerenkrieg  ermöglicht  zu  haben, 
der  England  vorübergehend  die  Sympathien  der  ganzen 
gebildeten  Welt  entfremdet  hat  Das  nennt  man  heute 
einen  «grossen' Staatsmann*  eines  grossen  Staates. 

Nach  dem  Kriege  erschienen  die  gegenwärtig  sehr 
üblichen  Erinnerungen,  oder  Memoiren  in  grosser  An- 
zahl; denn  jetzt  schreibt  alles,  und  wenn  Jemand  auch 
keine  Neigung  dazu  hat,  so  drängen  ihm  spekulative  Buch- 
händler die  Feder  in  die  Hand.  Unter  diesen  Aufkla- 
ningen und  Enthüllungen  befand  sieb  daher  auch  manches 
ziemlich  Werthlose.  Das  Beste  war  das  Buch  des  Präsi- 
denten Krüger,  welches  die  übrigens  bekannte  Tbatsache 
neuerdings  feststellte,  dass  der  Golddurst  von  Cecil  Rhodea 
und  einer  gewissen  Klasse  der  einflussreichen  CieseUschaft 
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in  England,  die  er  materiell  dabei  zu  interessiren  ver- 
stand, neben  dem  Staatsgedanken  einer  Erwerbung  von 
gaoE  Ostafri&a,  die  eigentliche  Ursache  des  Krieges  und 
der  Zertrammening  der  beiden  Bepubliken  gewesen  ist.  Aus 
den  mehr  militärischen  Memoiren  ergab  sich  ein  zum  Theil 
klägliches  Bild  der  Indisziplin  des  Boerenheeres  und  der 
halben  Verr&therei  einzelner  FOhrer,  die  offenbar  den 
Krieg  nicht  energisch  betreiben  wollten.  Um  so  weniger 
Tortheilhaft  nimmt  sich  dabei  die  englische  Strategie  aus, 
der  es  dennoch  nicht  mOglicb  war,  in  weniger  als  zwei 
Jahren  und  ohne  Anwendung  völkerrechtlich  unerlaubter 
H&rten  mit  einem  so  schwachen  Gegner  fertig  zu  werden. 
Aus  einer  indiskreten  Darstellung  der  diplomatischen 
Verhaltnisse  durch  einen  englischen  Diplomaten,  Horace 
Rumbold,  in  der  englischen  Zeitschrift  Spectator  ergab 
sich  femer  die  fOr  die  Geschichte  bemerkenswerthe  That- 
sache,  dass  Russland  und  Frankreich  in  dem  Boerenkrieg 
interveniren  wollten,  es  ihnen  aber  nicht  gelang,  die 
deutsche  Regierung  dafür  zu  gewinnen,  weil  dieselbe 
fOrchtete,  im  entscheidenden  Momente  von  ihnen  im  Stiche 
gelassen  zu  werden.  Die  AUg.  Zeitung  sagte  darüber 
bestätigend  Folgendes  (2.  November  1902): 

*Es  ist  aus  zuverlässiger  Quelle  festzustellen,  doss 
eine  solche  Absicht,  zu  interveniren,  seitens  Deutsch- 
lands nicht  bestand.  Im  Gegentheil:  Anregungen  solcher 
Art  gingen  damals  von  St.  Petersburg  aus,  die  deutsche 
Reicbsregierung  war  aber  der  Ansicht,  dass  Russland  und 
Frankreich  Deutschland  nur  in  einen  Gegensatz  zu  Eng- 
land bringen  wollten,  und  dass  Deutschland  im  entschei- 
denden Augenblicke  im  Stiche  gelassen  worden  wäre. 
Deshalb  hielt  man  sich  in  Berlin  klüglich  zurück,  und 
Graf  Bfilow  lieds  es  lieber  darauf  ankommen,  als  ver- 
kappter  Schildträger  Englands    hingestellt   zu    werden. 
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Dieser   Thatbestand   kann    durch    die    geheimnissTollen 
Andeutui^D  Rumbolds  nicht  verdunkelt  werden.! 

Diese  Furcht  vor  Hinterlist  war  doch  etwas  zu  klein 
fOr  ein  grosses  Volk,  namentlich  für  ein  solches,  das  so  oft 
behauptet,  nichts  auf  der  Welt  ausser  Glott  zu  fürchten. 
Mit  solchen  Bedenken  wDrde  nie  etwas  Grosses  in  der 
Welt  geschehen  und  das  deutsche  Beich  selber  nicht  zu 
Stande  gekommea  sein.  Eine  unvergleichliche  Gelegen- 
heit, sich  als  Hort  des  Rechts  in  der  jetzigen  Welt  zu 
zeigen,  wäre  damit  aus  der  Klugheit  veraftumt  worden, 
welche  Shakespeare  in  Hamlet  schildert  und  welche  die 
Menschen  so  oft  vom  Besten  und  GrOssten,  was  sie 
leisten  könnten,  abhält 


FOr  unsere  Eidgenossenschaft  hat  sich  aus  diesen 
nachträglichen  Erzählungen  Ober  den  Boerenkrieg  die  in 
gewissem  Sinne  tröstUche  Thatsache  ergeben,  das»  auch 
die  Boeren  nicht  lauter  Helden  waren,  sondern  zahl- 
reiche Halbherzige,  oder  völlige  Feiglinge  in  ihren  Reihen 
zählten;  aber  es  gab  eine  erhebliche  Anzahl  von  Helden 
unter  ihnen  und  darauf  kommt  es  in  einem  Volke  in  der 
Stunde  der  Gefahr  an.  Ohne  Zweifel  ist  der  Boerenkrieg 
eine  enorme  Niederlage  des  Idealismus  gewesen,  und  man 
konnte  es  seit  seinem  geringwerthigen  Schlüsse  deutlich 
bemerken,  wie  überall,  auch  bei  uns,  der  Glaube  an  die 
Gerechtigkeit  und  ihren  Sieg  auf  Erden  abnahm  und  die 
blosse  Sorge  für  den  Genuss  des  Augenblicks  an  die 
Stelle  höherer  Ideen  trat.  Man  kann  diesen  Ausgang 
überhaupt  nur  verstehen,  wenn  man  ihn  als  den  blossen 
ersten  Akt  eines  Gottesgerichtes  über  Afrika,  England 
und  das  Boerenvolk  selbst  auffasst,  wodurch  in  diesem 
Gottesvolk  die  Spreu  von  dem  Kom  gesondert  und  ein 
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weit  besseres  Volksthum  mOg^ch  gemacht  worden  ist, 
wfthrend  in  England  durch  den  Sieg  der  brutal-egoistischen 
Politik  und  rücksichtslosen  Kriegfdhrung  doch  auch  manche 
edlere  Menschen  zum  Bewussteein  gekoomten  sind,  dass 
es  fOr  einen  Staat  noch  ein  anderes  Lebensziel  giebt,  als 
immer  reicher  und  mächtiger  zu  werden  und  alle  Han- 
delskonkurrenten  aus  dem  Felde  zu  schlagen.  Der  Schritt 
vorw&rts  zu  einer  Aufraffung  der  besseren  Elemente  Eng- 
lands gegen  die  jetzige  herrschende  Klasse  ist  ohne 
Zweifel  ein  ausserordentlich  grosser  gewesen.  Dann  aber 
haben  ja  —  hOren  wir  sagen  —  Cecil  Rhodos  und  Joseph 
Chamberlain  doch  etwas  Gutes  gewirkt  und  sind  auch 
Werkzeuge  Gottes  gewesen.  Sicherhch,  aber  ohne  ihr 
Wissen  und  Willen,  wie  es  den  Bösen  mit  ihrer  Energie 
g^enflber  den  schläfrigen  Guten  immer  geht.  Was  hat 
also  der  Boerenkrieg  schliesslich  genfltzt?  Den  Boeren, 
soweit  sie  gut  oder  verbesserungsfähig  waren,  zu  einer 
sittlichen  Stärkung  und  zu  einer  Befreiung  von  der  Herr- 
schaft des  Goldes,  der  sie  in  ihrer  folgenden  Generation 
verfallen  gewesen  wären.  Den  Engländern  wenigstens 
zu  einer  Einsicht  in  ihre  militärische  Ohnmacht  und  ihre 
klftgUche  parlamentarische  Regierung.  Einzig  die  Leute 
h^>en  nichts  gewonnen,  welche  ihren  Glauben  an  Gott 
und  an  eine  Gerechtigkeit  auf  Erden  verloren  haben  und 
neben  ihnen  noch  die,  welche  den  Boeren  hätten  helfen 
können  und  sollen  imd  es  nicht  gethan  haben.  Für  diese 
reift  jetzt  die  Vergeltung. 

Welches  wird  nun  der  nächste  Krieg  sein?  denn 
an  einen  nahehegenden  dauernden  Frieden  auf  Erden 
wird  wohl,  ausser  einigen  auf  den  Nobelpreis  Anspruch 
ertiebenden  Schriftstellern  schwerUch  mehr  jemand  glau- 
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ben.  G&nzlich  unvermeidlich  ist  ein  Krieg  gegen  die 
See-  und  Handelsherrscbaft  England»,  welche  uqter  der 
jetzigen  konservativen  Regierung  seit  1895  ihre  schlim- 
meren Selten  gezeigt  hat  und  sich  anschickt,  darin  noch 
weiter  zu  gehen.  Es  fragt  sich  nur  noch,  wer  ihn  führen 
soll  und  in  welcher  allfiLlIigen  Allianz  fOr  und  gegen 
England. 

Der  andere  ebenfalls  unvermeidliche  Krieg  gilt  der 
Türkei  in  Europa  und  derselbe  kann  noch  leicht,  bevor 
diese  Blfttter  erschienen  sind,  in  Scene  gehen. 

Der  dritte  in  Sicht  liegende  Krieg  ist  ein  russisch- 
japanischer,  wobei  Japan  nur  den  Vorposten  Englands 
bildet  und  der  eigentliche  Eampfpreis  China  ist. 

Ueber  das  bisherige  russisch-englische  MachtabgrfLn- 
zmigsabkonunen  in  Asien  schreibt  eine  Londoner-Corre- 
spondenz  der  Allgemeinen  Zeitung: 

•Der  Streit  um  chinesische  Eisenbahnkonzessionen 
fahrte  im  Jahre  1898  zu  Verhandlungen  zwischen  Russ- 
land und  England,  deren  Ergebniss  darin  bestand,  dass 
jede  der  beiden  Mächte  die  Verpflichtung  Übernahm,  sich 
weder  mittelbar  noch  unmittelbar  um  Eisenbahnkonzes- 
sionen in  dem  Eiaflussgebiete  der  andern  zu  bewerben. 
Grossbritannien  versprach,  Russland  freie  Hand  mit  Be- 
zug auf  Eisenbahnen  in  der  Mandschurei  zu  lassen, 
und  die  russische  Regierung  machte  eine  entsprechende 
Zusage  betreffs  britischer  Eisenbahnen  im  Jangtse-Thale. 

Jetzt  wird  von  Peking  gemeldet,  dass  ein  russischer 
Agent  eine  Konzession  für  Eisenbahnen  von  Hankau 
nach  Tschengtufu  und  von  Hankau  nach  Futschau  er- 
halten hat,  und  dass  es  nur  noch  eines  kaiserlichen 
Erlasses  bedarf,  um  das  von  Russland  erlangte  Zuge- 
ständniss  rechtskraftig  zu  machen.  Der  Daily  Graphic 
ermahnt  die  Regierung,  Grossbritannien  solle  die  russische 
Regierung  davon  in  Kenntniss  setzen,  dass  es  infolge 
des  Voi^hens  derselben  das  Abkommen  vom  Jahre  1898 
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als  aufgehoben  betrachte  und  fOr  sich  die  Freiheit  in 
Anspruch  nehme,  jede  Eisenbahakoozession,  um  welche 
britische  Unterthanen  sich  in  der  Mandschurei  etwa  be- 
werben sollten,  bei  der  chinesischen  Regierung  zu  unter- 
stützen. 

Man  hat  allen  Grund,  anzunehmen,  dass  Russland 
auch  im  nordöstlichen  Persien  demnächst  eine  kohne 
Vorwärtsbewegung  unternehmen  wird.  Seit  einiger  Zeit 
sind  ungeheure  Mengen  Bau-  und  Eisenbahnbetriebs- 
materiahen  Qber  den  Krasnowodsk  am  Easpischen  Meere 
nach  Kaaka,  einer  fast  nOrdUch  von  Mesched  an  der 
transkaspischen  Bahn  gelegenen  Station  befördert  worden. 
Der  mächtige  Gebirgszug  Eopet  Dagh  liegt  dazwischen, 
über  den  neuerdings  eine  wegsame  Strecke  entdeckt 
und  bereits  vermessen  worden  ist.  Jedenfalls  deut«t  die 
beständige  Anhäufung  von  Material  in  Kaaka  ganz  klar 
darauf  hm,  dass  die  St  Petersburger  Regierang  mit  dem 
Schah  den  Bau  einer  Zweigbahn  durch  das  Kopet  Dagh 
in  das  nördhche  Persien  vereinbart  hat.  Sobald  diese 
Bahnstrecke  vollendet  ist,  wird  Persien  sich  in  Verbindung 
mit  dem  ganzen  russischen  Netz  strategischer  Eisenbahnen 
befinden,  und  es  werden  dann  Folgen  eintreten,  ganz 
ähnlich  denen,  die  sich  im  fernen  Osten  ereignet  haben. 
Die  britische  Regierung  wird  daher  von  der  Presse  an- 
getrieben, keinen  AugenbUck  mit  der  Gegenbewegung 
zu  zOgem  und  die  Nuschki-Seistan-Eisenbahn  so  sdineU 
als  möglich  fertigzustellen.* 

Eine  neuere  Schrift  sagt  darüber,  dieses  beständige 
Drängen  um  Eisenbahnkonzessionen  erbittere  die  Chinesen 
ganz  besonders,  und  dabei  würden  die  meisten  nur  ver- 
langt, um  dem  Begehren  eines  andern  Bewerbers  zuvor- 
zukommen. Sie  sind  eben  eine  moderne  Form  des  Protek- 
torates, das  merken  die  Chinesen  auch. 

Zwischen  England  und  Deutschland  wird  zunächst 
die  Bagdadbahn,  an  der  sich  England  nicht  betheiligen, 
dagegen  befestigte  Hafenanlagen  am  persischen  Meer- 
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buseo  nicht  leiden  vrill,  eine  Veranlassung  zu  emstem 
Streit  bilden.  Wenn  diese  Anlagen  sich  als  unerlftsslich 
erweisen,  dann  kommt  die  Krise.  Atich  die  deutschen 
Besitzungen  in  Ostafrika  kßnnen  England  nicht  angenehm 
sein,  jetzt  noch  weniger  als  früher,  seitdem  die  Boeren- 
republiken  bereits  aus  dem  Wege  gerftumt  sind,  Portugal 
unter  dem  englischen  Protektorat  steht  und  auch  gegen 
den  Congostaat  eine  englische  Aktion  unter  dem  Vor- 
wand barbarischer  Misshandlung  der  Eingeborenen  be- 
gonnen ist.  Da  muss,  frfiher  oder  später,  die  deutsche 
wie  die  belgische  Herrschaft  weichen,  wenn  die  eng- 
lische Freundschaft  bestehen  bleiben  soll. 

Die  Hauptursache  eines  englisch-deutschen  Konfliktes 
und  die  «tiefere  Differenz*  bildet  aber  die  stets  zuneh- 
mende  Handels-  und  Kolonialkonkurrenz   Deutschlands. 

In  einer  englischen  Zeitschrift  erschien  im  September 
d.  J.  eine  Ansprache  Mommsen's  an  die  Engländer, 
welche  jedoch  die  offene  Wunde  nur  zeigte,  nicht  zu 
ihrer  Schliessung  beitrug.    Mommsen  sagte   darin  u.  A.: 

«W^ir  stehen  vor  einer  ernsten  Gefahr,  wenn  es  so 
weitergeht  mit  dem  gegenseitigen  Misstrauen,  dem  Auf- 
bauschen geringfügiger  Meinungsverschiedenheiten  und 
KoUisionen  zu  Staatsbändeln,  den  unverantwortlichen 
Verhetzungen  der  englischen  wie  der  deutschen  Presse. 
Falls  es  nicht  den  besonnenen  und  ernsten  Männern 
beider  Nationen  gelingt,  hierin  Wandel  zu  schaffen,  so 
gleiten  wir  hinein  in  einen  Krieg  zwischen  denselben, 
wenn  auch  nur  in  einen  derjenigen,  in  denen  die  Kanonen 
nicht  mitreden. 

Was  ist  der  Grund,  weshalb  die  nothwendige  und 
heilsame  kritische  Kontrolle,  in  der  alle  Nationen  ein- 
ander gegen Qberstehen,  und  auf  die  nicht  zum  letzten 
Theil  die  beutige  Civilisation  beruht^   zum  Volkerhass 
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auszuarten,  die  wohlthAtige  Flamme  zur  verzehrenden 
Feuersbrunst  zu  werden  droht. 

Auf  die  Gefahr  hin,  alte,  im  Heilen  begriffene  Wun- 
den wieder  au&ureissen,  scheue  ich  mich  nicht,  es  aus* 
zusprechen,  dass  der  nun  beendigte  Burenkrieg  diese 
Wendung  herbeigefohrt  hat.  Die  Aufnahme,  welche 
dieser  Krieg  in  Wort  und  Thst  hei  der  deutschen  Nation 
gefunden  hat,  galt  und  gilt  wohl  noch  bei  der  grossen 
Masse  der  Engländer  als  Ausbruch  unseres  Engl&nder- 
Iiasses.  Vielleicht  wird  jetzt,  wo  das  Geschehene  der 
Geschichte  angehört,  eine  ruhigere  Auffassung  auch  jen- 
seits des  Kanals  sich  einstellen 

Als  die  beiden  kleinen  germanischen  Bepubliken  von 
dem  britischen  Empire  annektirt  werden  sollten,  und 
ihre  Borger  dagegen  die  Waffen  fahrten,  hatten  wir  die- 
jenigen Empfindungen,  welche  jeder  Engländer  haben 
würde,  wenn  es  dem  deutschen  Kaiserreich  — 
abait  omen  —  belieben  sollte,  die  Schweizer 
Republiken  deutscher  Zunge  zum  Deutschen 
Reiche  zu  schlagen.') 

Der  lebhafteste  Ausdruck  dieser  Empfindung,  viel- 
leicht bei  denen  am  lebhaftesten  hervortretend,  welche 
als  alte  Englandenthusiasten  sich  gern  an  die  politische 
Stellung  der  englischen  Regierung  und  der  englischen 
Nation  gegenüber  Italien  und  Griechenland  erinnerten, 
müsste  selbstverstfindlicli  in  England  verletzen,  aber  ist 
es  zu  viel  verlangt,  wenn  wir  heute  fordern,  dass  man 
auch  dort  sie  verstehe? 

Es  soll  damit  keineswegs  behauptet  werden,  dass, 
was  in  Deutschland  gegen  England  getan  und  geschrieben 
wurde,  ausschliesslich  aus  solchen  Motiven  hervorging. 
Wir  haben  unsere  nationalen  Narren^  —  bei  uns  heissen 

')  Es  wäre  klüger  gewesen  eine  solche  Möglichkeit  gar 
nicht  zu  erwähnen,  das  macht  nur  böses  Blut  ohne  Grund. 
Das  «belieben»  würde  da  nicht  massgebend  sein,  denken  wir. 

'}  Die  so  qualitizirt«n  Herreu  haben  dann  nicht  erman- 
gelt, gegen  diese  Beurtheilung  sich  in  der  Presse  zur  Wehre 
zu  setzen.    Hier  stehea  wir  auf  Mommsen's  Seite. 
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sie  cAlldenteche*  — ,  welche  einen  eigenen,  alle  Herr- 
licbteit  des  Menschengeistes  in  sich  bescbliessenden 
gennaniecheu  Adam  dem  allgemeinen  substituieren.  Wir 
haben  neben  dem  berechtigten  Wunsch,  im  Handels- 
verkehr, in  der  Meerbeherrschung,  in  der  Besiedelung 
der  nicht  europ&ischen  Gebiete  unseren  Platz  an  der 
Sonne  einzunehmen  und  zu  behaupten,  auch  bOeen  Neid 
und  Hass  gegen  ältere  und  glücklichere  Konkurrenten. 
Aber  ich  weiss,  dass  ich  nicht  nur  fUr  mich,  sondern  fOr 
die  Besten  meines  Volkes  und  fflr  dessen  grosse  Mehr- 
zahl spreche,  wenn  ich  sage,  dass  wir  wohl  einen  ein- 
zelnen Akt  der  englischen  Nation  gemissbilligt  haben 
und  missbilligen  werden,  ihr  selbst  aber  uns  näher  ver- 
wandt und  in  jeder  Beziehung  inniger  verbunden  fQhlen, 
als  jeder  anderen.» 

Die  englische  Antwort  darauf  im  tSpectatori  Hess 
an  Deuthchkeit  nichts  zu  wQnscben  Dbrig.  Sie  sagte  u.  A. 
(in  französischer  Uebersetzung): 

•Nous  n'avons  pas  k  refuser,  et  notis  ne  refusons 
pas  de  serrer.la  main  d'un  Allemand  consid^re  comme 
individu.  Mais  nous  tenons  pour  un  fait  irrefutsble  que 
les  ambitions  de  TAllemagne,  telles  qu'elles  sont  expri- 
m^es  par  sa  caste  dominante,  sont  les  seules,  parmi 
toutes  les  ambitions  nationales  du  monde,  qui  soient  en 
conflict  direct  avec  les  nötres.  Nous  disons 
que  l'Allemagne  ne  peut  pas  etre  notre  alliöe, 
car  eile  veut  ce  que  nous  ne  serons  Jamals  capables  de 
lui  donner  ou  de  lui  faire  obteair.  Bref,  nous 
croyons  que  si  TAllcmagne  est  decidee  (conune  le  dit 
Je  professeur  Mommscn)  k  etendre  ,3es  colonies  hors  de 
l'Europe',  noua  serons  obliges  de  nous  contracter,  nous 
memes,  ou  bien  il  faudrait  nous  quereUer  (au  siijet  de 
l'Am^rique  du  Sud)  avec  une  nation  (la  nation  am^ricaine) 
qui  est  de  notre  propre  race  et  de  notre  propre  sang  et 
que  nous  ne  voudrions  pas  froisser,  meme  s'il  s'agissait 
de  gagner  l'amour  de  toute  la  race  teutonique.» 
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Wir  halten  diese  Bemfibungeo  MommseDS  ebenfalls 
für  aus&iditelos.  Der  wachsende  Hass  zwischen  beiden 
Volkem  kommt  nicht  von  der  Kritik,  die  ihre  gegen- 
seitige Politik  in  der  Presse  erfahrt;,  sondern  von  der 
Handelskonkurrenz.  Die  Kritik  kOnnen  die  En^&nder 
ertragen,  nehmen  sie  sogar  mit  einer  starken  Dosis 
Hochmuth  ziemUch  leicht  auf,  aber  ihre  unumschränkte 
Seeherrschaft  und  die  Quellen  ihres  Reichtbums  werden 
sie  auf  das  fiusserste  vertbeidigen  und  jeden  Konkurrenten 
rücksichtslos  bekriegen.  Das  ist  nicht  bloss  Chamberlain- 
Politik,  sondern  englische  Fohtik  seit  jeher,  selbst  unter 
der  guten  Regierung  Cromwells  gewesen.  Das  kann 
man  nicht  Andern,  anders  als  durch  Unterwerfung  Deutsch- 
lands und  Vendcbt  auf  Grossbandel  und  Seemacht.  Da 
dies  nicht  geschehen  kann  und  wird,  so  ist  der  bewaff- 
nete Konfiikt  nur  eine  Frage  der  Zeit  und  der  gegen- 
seitigen BOstungen,  oder  Allianzen. 

Die  «Ironie  des  Schicksals*  will  es,  dass  Mommsen 
selbst  zuerst  in  seiner  römischen  Geschichte  den  poli- 
tischen Idealismus  gegenOber  dem  Imperialismus  und  der 
BealpoUtik  verspottet  und  diesem  jetzigen  Geiste  die 
Bahn  geebnet  hat.  Er  erlebt  nun  noch  die  Früchte 
seiner  eigenen  Ideen. 

Joseph  Ghamberlain  hielt  bereits  im  Mai  vor  seinem 
Rücktritt  aus  der  Regierung  in  Birmingham  eine  Fro- 
grammrede,  welche  die  Politik  Englands  nodi  deutlicher 
madit.  «Er  betonte  unter  Verwerfung  der  Freihandels- 
doktrin, wenigstens  in  dem  Sinne,  wie  die  Cobden  und 
Bright  sie  verstanden  hatten,  die  Nothwendigkeit  der 
Bildtmg  eines  das  Mutterland  und  sämmtliche  Kolonien 
und  Dependenzen  umfassenden  grOsserbritischen  Zollver- 
eins usd  führte  aus,  dass  es  von  der  Reichspolitik  der 
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nficlisten  Jahre  abhilngea  werde,  ob  das  britische  Welt- 
reich als  freie  Nation  gegen  die  ganze  abrige  Welt  zu> 
saaunensteben  oder  in  getrennte  Staaten  zerfallen  werde, 
welche  selbstsQcbtig  den  eigenen  Interessen  nachgehen 
und  dabei  die  Vortbeile  verlieren  würden,  die  nur  die 
Einigkeit  zu  bieten  vermöge.  Wenn  es  erreicht  werden 
könnte,  dass,  wenn  Grossbritannien  in  Gefahr  sei,  alle 
Hülfsquellen  der  Kolonien  zur  VerfOgung  des  Mutterlandes 
ständen,  so  würde  dies  eine  wunderbare  Errungenschaft 
sein,  die  fast  ein  jedes  Opfer  werth  wftre.  Unter  Hinweis 
auf  die  Geneigtheit  der  Kolonien,  dem  Mutterlande  zoll- 
politisch  eine  Vorzugsbebandlung  zu  gewähren,  erklärte 
er,  die  ganze  Lage  habe  sich  seit  den  Ti^en  Cobdens 
und  Brights  geändert.  Die  Politik  der  Einmischung  seitens 
fremder  Mächte  beruhe  in  dem  Glauben,  dass  England 
mit  semem  gegenwärtigen  Zoll-  und  Steuersystem  so  eng 
verbunden  sei,  dass  es  seine  Kolonien  nicht  vertheidigen 
könne.  Die  alten  Pioniere  des  Freihandels  hätten  eine 
Lage,  wie  die  jetzige,  offenbar  nicht  ins  Auge  gefasst. 
Er  kOnne  nicht  glauben,  dass,  wenn  diese  Männer  jetzt 
lebten,  sie  gezOgert  haben  würden,  ihrerseits  Verträge, 
welche  auf  eine  Vorzugsbebandlung  hinauslaufen,  mit 
Englands  eigenen  Kindern  abzuschliessen.  Seiner  Meinung 
nach  sei  die  ganze  der  Freihandelslehre  gegebene  künstr 
liehe  und  falsche  Auslegung  auf  einen  kleinen  Rest  von 
tK}einengländem>  und  starren  Anhängern  der  Man- 
chesterschule zurückzuführen.  Das  Land  dürfe  aber  nicht, 
wenigstens  soweit  die  eigenen  englischen  Landsleute  in 
den  Kolonien  in  Betracht  kämen,  durch  irgend  eine 
technische  Begriffsbestimmung  des  Freihandels  gebunden 
werden.  Man  dürfe  nicht  zögern,  wenn  es  nötliig  sei, 
dem  Auslände  gegenüber  zu  Vergeltungsmassnahmen   zu 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Krieg  und  Frieden.  287 

schreiten,  wenn  immer  zwischen  England  und  den  BOi-- 
gem  seiner  Kolonien  bestehende  Interessen  bedroht  seien. 
Cbamberlain  schloss  seine  Rede  mit  der  Bemerkung,  er 
glaube  zwar  nicht,  dass  die  allgemeinen  Wahlen  schon 
nahe  seien,  doch  wflrde,  wenn  sie  kämen,  ihr  Ausfall 
von  der  Beantwortung  der  Frage  abhSngen,  ob  das  Volk 
bereit  sei,  selbst  dann,  wenn  es  gelegentlich  gegen  seine 
alte,  vorgefasste  Meinung  geben  sollte,  alles  zu  tfaun,  was 
nCthig  sei,  um  das  Reich  zu  festigen.  Erhalten  werden 
kOnne  dasselbe  nur  durch  die  Pflege  der  Interessen- 
beziehungen  einerseits  und  der  Gefflhlsbeziehung  andrer- 
seits.* 

Man  kann  diesen  Standpunkt  verstehen,  ohne  ihn 
zu  theilen.  Es  ist  der  gleiche  Versuch,  den  Frankreich 
im  Jahre  1870  gemacht  hat,  mit  einem  kühnen  Va-banque- 
Spiel  das  abnehmende  Prestige  wieder  herzustellen. 

Welchen  Erfolg  der  Imperialismus  in  England  haben 
wird,  ist  bei  der  jetzigen  Generation  desselben  zweifel- 
haft   Der  deutsche  «Reichsbote*  sagt  darüber: 

«Der  Gedanke,  das  ganze  britische  Weltreich  mit  dem 
Band  eines  Zoll- Vereins  zusammenzuschliessen  und  als- 
dann die  politische  Konzentration  des  Reiches  durchzu- 
führen, so  dass  dieses  Reich  wirthschsfüich,  politisch  und 
militärisch  geeint  erscheint  —  dieser  Gedanke  stellt  ohne 
Zweifel  den  Kern  der  Absichten  des  englischen  Staats- 
mannes dar.  Um  ein  paar  Industrie-Zweige  zu  schützen, 
würde  er  nicht  das  ganze  politische  Leben  Englands  bis 
in  die  Tiefen  aufwühlen.  Er  mag  den  Zeitpunkt  voraus- 
sehen, in  dem  das  Ausland  den  englischen  Waaren  in 
der  Hauptsache  verschlossen  ist,  sei  es  durch  die  eigene 
Produktion,  sei  es  durch  die  amerikanische  Konkurrenz. 
Da  erscheint  es  angebracht,  die  Kolonien  fest  und  durch 
alle  Mittel  an  England  zu  gliedern,  denn  gelingt  der  Plan, 
so  muss  sich  daraus  eine  erhebliche  politische  Stärkung 
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Englands  ergeben.  Die  Zeiten  sind  obn^iin  vorbei,  in 
denen  der  englische  Kaufmann  dk  We]t  beherrschte,  der 
Markt  in  London  das  entscheidende  Wort  zu  allen  grossen 
Unternehmungen  sprach.  Der  Wendepunkt  ist  l&ngst 
Oberschritten,  und  die  engbschen  Politiker  mOgen  sich 
wohl  sagen,  dass  es  Zeit  ist,  vielleicht  die  hMhste  Zeit, 
«sidi  auf  sicji  selbst  zurückzuziehen.* 

Ob  Cbamberlain  mit  seinen  Plllnen  durchdringen  wird? 
Vorläufig  hat  er  die  freifaandleriscbe  Presse  in  der  ganzen 
Welt  gegen  sich  auf  den  Plan  gerufen,  und  da  dieselbe 
ihren  Hauptsitz  in  England  hat,  so  darf  man  sich  nicht 
wundem ,  dass  ihm  von  vielen  Seiten  in  England  ein 
grOndlicher  Fehlschlag  in  Aussicht  gestellt  wird,  —  Wenn 
man  jedoch  erwägt,  dass  dieser  Mann  gewohnt  ist,  nach 
sorgfältiger  Berechnung  mit  grOsster  Vorsidit  zu  Werke 
zu  geben,  dass  er  einen  sehr  starken  und  zuverlässigen 
Anhang  besitzt,  und  femer,  dass  ihm  das  GlOck  zur  Seite 
steht,  wie  wenigen,  dann  wird  man  sich  kaum  einem 
Zweifel  hingeben  Ober  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  Eng- 
land vor  einer  wirthschaftspolitischen  Umkehr  8teht.> 

Wir  theilen  dieses  Vertrauen  nicht,  sondern  glauben, 
dass  in  Cbamberlain  der  richtige  Instinkt  des  Raub- 
thiers  vor  der  unaufhaltsam  herannahenden  Gefahr  warnt, 
welcher  man  nur  mit  gewaltigen  Entschlüssen  begegnen 
k4)nnte.  FOr  uns  wäre  eine  solche  Umkehr  Englands  vom 
Freihandel  zum  SdiutzzoU  eine  schwere  Gefahr,  nicht 
bloss  unmittelbfu'  fttr  unsere  starke  Einfuhr  dabin,  son- 
dem  weil  dann  die  nächste  Etappe  des  ausbrechenden 
Zollkrieges  gegen  England  die  mitteleuropäische  Zollunion, 
ein  verspätetes  Nachspiel  der  napoleonischen  Kontinental- 
sperre, sein  würde,  die  auch  die  politische  Selbständig- 
keit der  Kleinstaaten  in  Frage  stellt. 


Das  türkische  Reich  ist  jetzt  in  voller  Auflösung 
begriffen.    Eine  der  ihm  noch  verbliebenen  Provinzen 
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Dach  der  andern  wird  behufe  der  DurchfQbmng  von  Re- 
formen unter  christliche  Gouverneure  gestellt  werden, 
die  ihrerseits  unter  der  Kontrolle  der  Grossmftclite  stehen, 
ohne  welche  die  Reformen  auch  gänzlich  illusorisch 
bleiben  würden.  Nach  und  nach  entwickelt  sich  dann 
ein  solcher  Gouverneur  ganz  von  selber  zuerst  zum 
Vasallen  und  dann  zum  selbständigen  Fürsten  dieser 
Gebiete,  wie  dies  bereits  in  Rmnänien,  Serbien,  Uon* 
tenegro  der  Fall  gewesen  ist  und  in  Äegypten,  Bulgarien, 
OstnuneUen  und  Kreta  im  Gange  sich  befindet.  In  den 
asiatischen  L&ndem  wird  die  selbständige  christliche 
Verwaltung  von  Eisenbahnen,  die  dort  von  europäischen 
Gesellschaften  erbaut  werden,  an  die  Stelle  dieser  Gou- 
vememente  treten.  Dem  Sultan  wird  in  ziemlich  ab- 
sehbarer Zeit  von  allen  seinen  europäischen  Besitzungen 
nicht  mehr  bleiben,  als  einst  seinem  Vorgänger,  dem 
byzantinischen  Kaiser,  nämUch  Konstantinopet  und  die 
nächste  Umgebung  dieser  Stadt,  und  auch  dort  wird  der 
Halbmond  auf  der  Sophienkirche  wieder  dem  Kreuze 
weichen  müssen.  Wie  sich  die  Verhältnisse  nunmehr 
zu  gestalten  scheinen,  wird  der  «Beherrscher  der  Gläu- 
bigen* eines  Tages  eine  Art  von  islamitischem  Fapst 
mit  einer  souveränen  Stellung  und  einem  grossen  reli- 
giOaen  Einfluss  über  alle  Mohamedaner  werden,  ein  Ver- 
hältniss,  das  bei  dem  noch  lebendigen  Fanatismus  der- 
selben noch  grossere  Schwierigketten  darbieten  wird,  als 
das  christhche  Gegenstück. 

Neben  dem  türkischen  Reiche  ist  es  das  Sultanat 
Marocco,  ätts  sich  in  ähnlicher  Liquidation  befindet; 
hier  sind  es  besonders  Frankreich  und  England,  welche 
sieb  über  die  Theilung  gütlich  zu  verständigen  haben 
werden.     Die    g^enseitigen   Besuche    der    Staatsober- 
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hftupter  in  diesem  Jahre  werden   wohl   u.  A.    diesen 
wesenüichen  Zweck  gehabt  haben. 

In  der  österreichischen  Intereasensphftre  hat 
die  Ermordung  des  serbischen  Eönigspftares  durch  seine 
eigenen  Offiziere  in  der  Nacht  vom  11.  Juni  plßtzUch  ge- 
zeigt, in  welchen  unsicbem  Verh&ltnissen  diese  kleinen 
Pufferstaaten  sich  befinden.  Man  könnte  in  dieser  ab- 
scheulichen Mordthat,  welche  unbestraft  bheb,  eine  spSte 
Vergeltung  erblicken,  denn  der  Gründer  der  beseitigten 
Dynastie  Obrenovic,  Milosch,  hatte  auch  seinen  mili- 
tärischen Oberen,  den  Befreier  Serbiens  Kara  Geoi^, 
umbringen  lassen  und  seinen  Kopf  nach  Konstantinopel 
geschickt,  wo  er  sich  noch  jetzt  in  einem  Huseum  des 
Sultans  befindet.  Aber  es  ist  doch  eine  bedenkliche 
Sache,  dass  so  etwas  noch  heutzutage  in  einem  Staate 
geschehen  kann,  der  sich  zu  den  civilisirten  z&hlt,  und 
eine  Zeitung  sagte  mit  Recht,  «auf  die  Theorie  von  der 
unabl&ssigen  Vervollkommnung  des  Menschengeschlechts 
fallen  mitunter  eigentfaümliche,  den  Optimismus  und  die 
Vertrauensseligkeit  stark  faerabstimmende  Streiflichter». 
(Allg.  Z.  13.  Juni.) 

Ein  wirklicher  Krieg,  in  welchem  Pulver,  nicht  bloss 
Tinte,  gebraucht  wurde,  fand  in  diesem  Jahre  seitens 
Englands  und  Deutschlands  gegen  den  sfldamerikanischen 
Staat  Venezuela  statt,  welcher  den  Fordenmgen  dort 
angesessener  Handelshäuser  nicht  gerecht  wurde.  Also 
eigentlich  eine  Art  von  Betreibung  völkerrechtlidier  Art 
mit  Kriegsschiffen,  verbunden  mit  der  gegen  schwache 
Staaten  neuerdings  üblich  gewordenen  «Friedensblockade  >. 
Ein  deutsches  Blockadeschiff  hatte  dabei  in  den  Mara- 
caibosee   eindringen   wollen,    war  von   einem  Fort  be- 
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schössen  worden  und  hatte  das  Feuer  erwidert.  England 
hatte  die  Deutschen  die  Kastanien  aus  dem  Feuer  holen 
lasseo,  lind  deren  Vorgehen  war  dann  von  ausserdeutschen 
Zeitungen  mit  grosser  H&rte  beitrtheilt  worden;  beispiels- 
weise wie  folgt: 

<Es  besteht  ein  sehr  berechtigtes  Misstrauen  gegen- 
tkber  den  Absichten  der  leitenden  Kreise  Berlins  und  der 
persönlichen  Politik  des  Kaisers,  die  nichts  weniger  als 
friedlich  ist,  trotz  aller  offiziellen  Reden  und  aller  beru- 
higenden Erklärungen  des  Herrn  v.  BOlow.  Es  gibt  jen- 
seits des  Rheins  eine  beständige  Bewegung  für  ein  gros- 
seres Deutschland,  wie  es  jenseits  des  Kanals  eine  Bewe- 
gung  fDr  ein  grösseres  Britenreich  gibt.  Ist  es  also  nicht 
natürlich,  dass  die  anderen  Völker  misstrauisch  werden, 
sich  beunruhigen  wegen  dieses  Bestrebens,  die  Entwick- 
lung der  deutschen  Macht  durch  Gewaltakte  zu  beschleu- 
nigen? Was  man  femer  berücksichtigen  muss,  ist  der 
Umstand,  dass  das  Berliner  Kabinett  seit  zehn  Jahren  bei 
allen  intemationslea  Vorfällen  eine  knickerig-selbstsOch- 
tige  Rolle  gespielt  hat.  Im  Orient  hat  es  die  anderen 
Kabinette  im  Stiche  gelassen,  als  es  sah,  dass  die  Rege- 
lung der  kretischen  Frage  ihm  den  Verlust  der  profi- 
tablen Freundschaft  der  Türkei  bringen  konnte;  im 
äussersten  Osten  hat  es  für  den  Führer  seiner  eigenen 
militärischen  Expedition  das  Oberkommando  ttber  alle 
ausländisdien  Truppen  gefordert,  weil  es  hoffte,  die  an- 
dern Mächte  in  einen  Ei'oberungskrieg  stürzen  zu  können, 
anstatt  ihre  Intervention  auf  eine  einfache  polizeiliche 
Massnahme  zu  beschränken.  Im  Laufe  des  südafrikani- 
schen Konflikts  hat  es  jeden  Versuch  freundschaftlicher 
Vermittlung  zum  Scheitern  gebracht,  obwohl  eine  solche 
die  Unabhängigkeit  der  Republiken  vielleicht  noch  hätte 
retten  können.  Beim  Konflikt  mit  Venezuela  endhch  hat 
es  sogleich  seine  Zuflucht  zur  Gewalt  genommen,  ehe  es 
alle  Mittel  friedlicher  Auseinandersetzung  erschöpft  hatte. 
Deutschland  will  eine  OfTensivmacfat  sein;  kann  man  sicli 
also  wundem,    wenn    es  von  andern   bekämpft  wird? 
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Offenbar  nicht,  und  wir  glauben  unsererseits,  dass  die 
gegenwärtige  deutsche  Aktion  höchst  gefährlich  ist  und 
eine  ständige  Bedrohung  fOr  die  Aufrechterhaltung  des 
Weltfriedens  begrOD<let.>  (Ind^pendance  beige,  Al)g.  Z. 
4.  Jan.  1903.) 

Der  venezolanische  Präsident  Castro  erlJess  aus  seiner 
Hauptstadt,  die  zu  seinem  Glflcke  nicht  an  der  See  liegt, 
eine  Proklamation  ganz  im  Styl  der  sfldamerikanischen 
Unabhängigkeitskriege,  folgenden  Inhalts: 

«Les  pieds  insolents  des  etrangers  ont  profan^  le  sol 
sacr^  du  Venezuela.  C'est  un  acte  qui  fait  tache  daos 
I'histoire  des  nations  civilisees,  nans  pr6cädent  et  aans 
justification  poasihle;  c'est  un  acte  barbare,  une  atteinte 
aux  principes  les  plus  ^lementaires  des  nations;  c'est  un 
acte  ignoble  parce  qu'il  est  le  resultat  d'un  m^lange  im- 
moral et  lache  de  force  et  de  perfidie.  Tel  est  I'acte 
qui  vient  d'etre  commis  au  port  de  la  Guayra  il  y  a 
quelques  jours,  lorsque  les  escadres  allemande  et  anglatse 
ent  surpris  et  capture  simultanement  trois  navires  de 
guerre  sans  defense,  qui  se  trouvaient  dans  les  docks  oü 
ils  subissaient  des  reparations.  Pour  le  Venezuela  la 
lutte  est  inegale,  car  cette  attaque  a  it6  conunise  par 
deux  des  plus  puissantes  nations,  sur  notre  pays  ä  peine 
remis  de  longues  et  penibles  lüttes.  Ponrquoi  a-t-ou  agi 
avec  nous  de  fa^n  si  traitresse?  Le  Venezuela  ne  peut 
soufhir  une  attaque  si  insolente,  car  ces  deux  nations 
n'cmt  pas  agi  seien  les  r^les  observees  en  pareil  cas. 
La  justice  est  de  notre  c6i4.  Le  Dieu  des  nations  qui 
a  inspire  Bolivar  et  les  häros  qui  ont  lutte  avec  lui  dans 
la  grande  oeuvre  qui  a  eu  pour  resultat  de  nous  dcomer, 
aux  prix  de  sacrifices  considerables,  la  liberte  et  l'inde- 
pendance,  sera  avec  nous  au  moment  d^cisif.  II  noua 
guidera  et  nous  gardera  dans  notre  entreprise  pour  assa- 
rer  notre  independance  nationale.» 

Die  Blokadeerkläning  der  deutschen  Regierung  im 
«Reiphsanzeiger»  lautete  wie  folgt: 
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■Nachdem  die  Regierung  der  Yereinigteo  Staaten  von 
Venezuela  es  abgelehnt  hat,  den  ihr  mitgetheilten  For- 
derungen der  kaiserlichen  Regierung  zu  entsprechen, 
wird  die  Blokade  über  die  Häfen  Puerto  Cabello  und 
Maracaibo  verhängt.  Die  Blokade  tritt  am  20.  Dezember 
1902  in  Wirksamkeit.  Schiffe  unter  anderer  als  venezo- 
lanischer Flagge,  die  vor  dem  Datmn  dieser  Bekannte 
machung  aus  westindischen  oder  ostamerikanischen  Häfen 
abgesegelt  sind,  erhalten  Frist,  und  zwar  Segelschiffe  29, 
Dampfer  10  Tage.  Aus  allen  anderen  Hfifen  erhalten 
Segelschiffe  Frist  von  40,  Dampfer  von  20  Tagen.  Schiffe 
unter  anderer  als  venezoJanisdier  Flagge,  die  am  Tage 
dieser  Bekanntmachung  in  den  blockirten  H&fen  liegen, 
erhalten  Frist  von  15  Tagen,  Schiffe,  welche  versuchen, 
die  Blockade  zu  verletzen,  werden  den  Massnahmen 
unterliegen,  die  völkerrechtlich  und  nach  den  Verträgen 
mit  den  neutralen  Mächten  zulässig  sind.* 

Die  Sache  fand  ihr  Ende  mit  folgendem  Berliner- 
Telegramm  vom  14.  Februar: 

(Zu  dem  deutschen  Vorgeben  gegen  Venezuela  gab 
in  erster  Linie  eine  Reihe  bereits  genau  geprüfter  Re- 
klamationen aus  den  venezolanischen  BQ;^erkriegen  von 
1S98  bis  1900  Änlass.  Diese  sogenannten  «erstklassigen 
Forderungen»  belaufen  sich  auf  1,718,000  Bolivars.  Im 
deutschen  Protokoll  verpflichtet  sich  Venezuela,  diese 
Fordeningen  sofort  in  vollem  Umfange  theils  bar,  theils 
in  Wediseln,  wofOr  hinreichende  Sicherheiten  gegeben 
werden,  zu  begleichen.  Femer  wird  in  dem  Protokoll 
auch  die  Berechtigung  sämmtlicber  übrigen  deutschen 
Forderungen  grundsätzlich  anerkannt  Sie  im  Finzelnen 
festzustellen,  wird  Äu^be  einer  gemischten  Kommission 
sein,  die  aus  einem  deutschen  und  einem  venezolanischen 
MitgUede,  nnd  soweit  die  beiden  sich  nicht  einigen 
können,  einem  vom  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten 
zu  ernennenden  Obmanne  bestehen  soll.  Als  Sicher- 
heit  fOr  diese  Forderungen  dienen  30  Prozent  der  Zoll- 
einkflnfte  in  La  Guajra  und  Puerto  Cabello,  deren  Betrag 
jährlich  im  Durchschnitt  auf  rund  5'A  Millionen  Bolivars 
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geschätzt  wird.  Femer  soll  die  Frage,  inwieweit  die 
Sicherheiten  den  drei  Blokade-Mftcbten  oder  auch  anderen 
Gläubigerstaaten  fQr  ihre  Ansprüche  gegen  Venezuela 
zugute  kommen  sollen,  von  dem  ständigen  Schiedsgerichts- 
hole  im  Haag  entschieden  werden,  wenn  nicht  darüber 
eine  direkte  Einigung  erfolgt  Endlich  verpSichtet  sich 
Venezuela,  seine  Sprozenüge  Anleihe,  die  sich  zum 
grOssten  Theil  in  deutschen  Händen  befindet,  zugleich  mit 
der  gesammten  auswärtigen  Schuld  neu  zu  regeln,  wo- 
durch auch  die  Ansprüche  d(.-r  deutschen  Grossen  Vene- 
zuela-Eiseubahn-Gesellschaft  berücksichtigt  werden.» 

Infolge  dessen  wurde  am  gleichen  Tage  die  Friedens- 
blokade  aufgehoben,  welche  wesentlich  nur  von  Deutsch- 
land besorgt  worden  war,  während  die  englische  Re- 
gierung sorgfältig  dem  Odium  einer  Vergewaltigung 
eines  viel  schwächeren  Gegners  aus  dem  Wege  gif^  und 
statt  der  Lorbeeren  eines  solchen  Krieges  oder  Halbkrieges 
nur  den  reellen  Nutzenantheil  beanspruchte. 

Das  Haager-Schied^ericht,  bestehend  aus  drei  Per- 
sonen, zwei  Bussen  und  einem  Oesterreicher,  besanuselte 
sich  am  3,  Oktober.  Die  eingereichten  Forderungen 
sämmtlicher  Staaten  an  Venezuela  beliefen  sich  auf 
220  MillioDen  Franken.  Die  sog.  *Blokademächte»  Eng- 
land, Deutschland  und  Italien  verlangen  ein  Prioritäts- 
recht, weil  sie  allein  die  Exekution  besoi^^n. 

Bloss  als  Kuriosität  wollen  wir  zum  Schlüsse  bemer- 
ken, dass  in  diesem  Jahre  ein  Franzose,  der  Sozialist 
Millerand,  den  Friedensschluss  mit  Deutschland  zu  em- 
pfehlen wagte.    Die  Ällg.  Ztg.  sagte  darüber: 

■Er  thut  es  in  einer  Vorrede  zu  einer  Flugschrift  des 
Schweden  Dr.  Nyström,  der  in  Frankreich,  in  Deutschland 
und  Elsass-Lothringen  selbst  die  Verhältnisse  und  Stim-: 
mungen  studirt  hat  und  zu  dem  übrigens  keineswegs 
neuen  Vorschlage  gelangt,   Deutschland  solle  die  Reichs- 
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lande  an  Frankreich  zurückgeben  und  d&fDr  eine  der 
grösseren  französischen  Kolonien  erhalten.  Herr  Mille* 
rand  botet  sieb  freilich,  diesen  Vorschlag  des  schwedi- 
schen Gelehrten  sieb  ohne  Weiteres  anzueignen,  aber  er 
glaubt  ihn  doch  der  Beachtung  seiner  Landsleute  em- 
pfehlen zu  sollen.  Er  erinnert  daran,  dass  NystrOm  schon 
im  Jahre  1889  durch  eine  für  Frankreich  sehr  wohlwol- 
lende Rede  den  öffentlichen  Dank  Jules  Ferrys  erlangt 
habe.  Jules'  Ferry  würde  —  so  meint  er  —  auch  die 
jetzige  Flugschrift  Nyströms  mit  Freuden  begrOsst  haben, 
weil  sie  Mittel  und  Wege  zu  finden  suche,  um  den  Fran- 
zosen die  einzige  Revanche  zu  verschaffen,  auf  die  sie 
nicht  verzichten  dürften.  Andererseits  verschweigt  Mille- 
rand aber  auch  nicht,  dass  man  in  Deutschland  vielfach 
Überzeugt  sei,  die  Franzosen  wQrden  in  der  Rückgabe 
der  Reichslande  nur  ein  Zeichen  der  Schwäche  derGegner 
von  1870  erblicken,  und  dann  erst  recht  zum  Rachekrieg 
treiben.  Nach  einem  Zitat  aus  Iherings  «Kampf  ums  Recht», 
woraus  hervorgehen  soll,  dass  ein  Volk  auf  ein  Gebiet, 
das  ihm  einmal  gehörte,  niemals  verzichten  dürfe,  gelangt 
Millerand  zu  einem  wohl  absichtlich  sehr  unbestimmt 
gehaltenen  Schlüsse,  indem  er  schreibt: 

«Vielleicht  ist  der  Tag  nahe,  wo  auch  für  die  Völker 
die  Macht  aufhören  wird,  die  letzte  ungewisse  Zuflucht 
des  Rechts  zu  sein,  aber  unter  der  Herrschaft  des  Schieds- 
gerichts, wie  unter  der  des  bewaffneten  Friedens,  wird 
für  die  Völker  wie  für  die  Individuen  die  kräftige  Formel 
Iherings  wahr  bleiben :  «Die  Vertheidigung  des  Rechts  ist 
eine  Pflicht  moralischer  Selbsterhaltung».  Wehe  dem,  dar 
sich  selbst  aufgibt!  Wir  wollen  abwai-ten  und  trotz  alle- 
dem das  Vertrauen  bewahren.  Deutschland,  das  der 
Menschheit  so  viele  grosse  Männer  gegeben,  deren  Werk 
das  gemeinsame  Besitzthum  aller  zivilisirten  Völker  ist, 
wird  seine  Augen  dem  Licht  und  seinen  Geist  der  Wahr- 
heit öffnen.  Die  Ideen  der  Gerechtigkeit  und  des  Friedens 
machen  Riesenschritte.  Sie  werden  herrschen.  Schriften 
wie  die  vorliegende  künden  ihren  unvermeidlichen  Sieg 
an.  Für  das  Wohl  und  für  die  Ehre  der  Welt  wollen  wir 
wflnschen,  dass  er  nicht  zu  lange  verzögert  werde.» 
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«Riesenschritte*  machen  die  Ideen  der  Gerecht^^t 
und  des  Friedens  einstweilen  bloss  in  den  Gedanken 
solcher  Friedensfreunde,  welche  in  Frankreich  ihren  Sitz 
haben.  Der  jüngst  mit  einem  Friedenspreise  der  Nobel- 
stiftung bedaclite  Fr^^ric  Passy  schrieb  jedoch  darttber  an 
die  Lausanner  Zeitung  unter  dem  10  April: 

*Votre  correspondant  me  fait  prövoir  Je  prochM 
av^nement  d'une  federation  d'Etats  dirig^  par  un  gou- 
vemement  central. 

Je  crois,  comme  mon  ami  J.  Novicow,  qui  a  consacrä 
ä  cette  demonstration  un  volume  d'une  haute  valeur,  comme 
M.  d'EstoumeUes  de  Constant,  qui  en  faisait,  ü  y  a  trois 
mois,  sous  ma  prösidence,  l'objet  de  deux  importantes 
Conferences,  et  comme  beaucoup  d'autres,  non  seulement 
4  la  possibilit^,  mais  k  la  necessit^  d'une  federation  des 
Etats  europeens,  federation  commandee  par  I'incessant 
developpement  des  int^ets  conuuuns  qui  exigent  de  la 
part  de  tous  une  entente  et  des  mesures  concertees. 

Je  ne  crois  pas  avoir  indiqu^  m^me  approidmative- 
ment,  la  date  k  laquelle  cette  federation  se  r^isera.  A 
vrai  dire,  eile  se  fait  peu  ä  peu,  jour  apr^  jour;  et  les 
nombreux  bureaux  intemationaux  dejä  existimts  ne  sont, 
parmi  d'autres  faits,  que  des  etapes  successives  de  cette 
international  isation. 

Je  ne  crois  pas  non  plus  avoir  parl^  d'une  direction 
centrale  ce  qui  pourrait  ressembler  ä  la  supression  des  Etats 
particuliers  et  ä  leur  fusion  daos  un  grand  Etat  universel. 
Nous  ne  pretendons  pas,  mes  amis  et  moi,  pr^voir  ot 
d^terminer  ä  l'avance  toutes  les  institutions  de  l'avenir; 
mais  quand  nous  parlons  de  f^däration  europdenne  ou, 
comme  quelques-uns  le  dJseiit,  des  futurs  Etäts-Uois  de 
l'Europe;  nous  n'entendons  point  supprimer  l'existence 
des  Etats  particuliers:  nous  prevoyons  seulement  et  nous 
desirons  leur  union,  libre  et  volontaire,  laissant  ä  chacun 
son  existence  et  sa  forme  propres,  mais  constituant  d'un 
commun  consentement  des  organes  pour  la  gestion  des 
int^rSts  sup^eurs  qui  leur  sont  conuuuns ;  et  parmi  ceux-ci 
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et  au  Premier  rang  l'oi^ne  de  la  justice  Internationale, 
dej4  r^lis^  en  principe  et  commen^snt  h  fonctionner  eo 
fait  par  l'^tablissent  de  la  Cour  de  La  Haye. 

Avant  d'atteindre  ce  but,  il  y  a  d'abord  k  cesser 
d'accroltre  les  charges  militaire? ;  puis  peu  k  peu  et  pro- 
gressivement  (c'est  peut-6tre  iijk  commence  sous  une 
forme  indirecte)  k  les  reduire  Sans  apparat;  puis  enfin, 
lorsqne  la  pratique  de  la  juridiction  internationale  aura 
pr^valu;  lorsque  le  respect  mutuel  se  sera  g^neralis^; 
lorsque  l'on  n'aura  plus  ni  la  volonte  de  se  jeter  sur  ses 
voisins,  ni  la  crainte  de  les  voir  se  jeter  sur  les  leurs, 
le  däsarmement,  c'est-ä-dire  la  reduction  graduelle  des 
armements  k  la  mesure  d'une  police  int^rieure  ou  collec- 
tive,  d'une  geodarmerie  nationale  et  internationale.  £n 
attendant  et  poui  en  venir  lä,  c'est  l'esprit  de  d^sarme* 
ment,  l'esprit  de  justice,  de  travail  et  de  libert^,  qu'ü 
faut  precher  et  que  nous  pröchons.» 

Einstweilen  pflegen  aber  die  französischen  Friedens- 
freunde immer  noch  die  «elsass-Iothringische  Frage»  aus- 
zunehmen. Der  frühere  französische  Ministerpräsident 
Gobi  et  ftusserte  sich  darüber  bei  Anlass  eines  <int«r- 
nationalen  Kongresses  der  Friedensfreunde»,  welcher  im 
Oktober  in  Bouen  tagte,  wie  folgt : 

«Mit  dem  Kongresse  bin  ich  der  Ansicht,  es  könne 
von  der  Einsetzung  eines  dauerhaften  Friedenregimes 
zwischeii  den  europftischen  Nationen  erst  dann  die  Rede 
sein,  wenn  die  elsass-Iothringische  Frage  geregelt  ist,  wo- 
möglich auf  friedlichem  Wege.  Ich  habe  immer  gedacht 
und  während  der  Legislatur  von  1893  in  der  Kammer  zu 
sagen  Gelegenheit  gehabt,  es  gebe  hierfür  nur  ein  Mittel: 
der  einheimischen  Bevölkerung  der  annektirten  Provinzen 
das  Recht  einzuräumen,  in  vollster  Freiheit  selbst  über 
ihr  Loos  zu  entscheiden.  Eine  solche  Lösung  mit  den 
unerlfisshcheD  Garantien  kann  nur  aus  dem  Beschlüsse 
eines  Kongresses  der  europäischen  Mächte  hervorgehen. 
Ich  hatte  gehofft,  die  französisch-russische  Allianz  könnte 
dazu  beitragen,  und  ich  bedaure,  dass  die  Frage  auf  der 
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Konferenz  im  Haag,  wo  sie  am  Platze  gewesen  wäre, 
'  nicht  zur  Sprache  kam.  Wer  bann  wissen,  ob  andere 
Umstände  gestatten  werden,  sie  aufzuwerfen  und  in  dem 
wOnschenswertben  Sinne  zu  lösen.  Das  aber  gilt  mir  ftkr 
sicher,  dass  diese  ungelöste  Frage  sieb  gegenwärtig  jedem 
Gedanken  an  eine  gänzliche  oder  tlieilweise  Abrüstung 
widersetzt,  und  dass  jedenfalls  nicht  unser  Land,  auf  dem 
die  Niederlage  noch  lastet,  die  Initiative  zu  solchen  Plänen 
zu  ergreifen  hat.» 

Wir  würden  die  Meinung  in  der  Schweiz  schwerlich 
jemals  tbeilen  können,  dass  der  Weltfrieden  mit  einem 
Verlust  der  Unabhängigkeit  der  einzelnen  Staaten  erkauft 
werden  dürfe.  Eine  Centralfriedensregiening  würde  kaum 
etwas  anderes  als  eine  Incorporation  der  Einzelstaaten 
in  ein  Gesammtreich  bedeuten.  Es  wird  schwer  sein,  eine 
Form  von  Centralmacht  zu  Gunsten  des  Friedens  auf- 
finden, welche  diesen  Kapitalfehler  vermeiden  kann.  Das 
Beste,  was  einstweilen  in  Rücksicht  auf  Frieden  geschehen 
kann,  sind  die  fakultativen  Schiedsgerichte,  die  wir 
immer,  im  Gegensatz  zu  den  absoluten  Friedensfreunden, 
empfohlen  haben.  Es  ist  eines  der  grossen  Verdienste  des 
gegenwärtigen  amerikanischen  Präsidenten  um  die  allge- 
meine Weltwohlfahrt,  dass  er  endhch  dem  Haager-Gerichts- 
hof zu  einer  Beschäftigung  Gelegenheit  verschafft  hat,  die 
ihm  die  Herrscher  Europa's  und  ihre  leitenden  Minister 
nicht  geben  konnten  —  oder  wollten. 

Zwischen  der  englischen  und  französischen  Regierung 
ist,  als  minimes  Schlussresultat  vieler  allzu  grossartig  an* 
gekündigten  Besprechungen  schliessUch  im  Oktober  d.  J. 
ein  Abkommniss  Ober  die  schiedsgerichtliche 
Erledigimg  von  Differenzen  zu  Stande  gekommen,  welches 
den  folgenden  Wortlaut  hat: 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Krieg  und  Frieden.  299 

«Art.  1.  Streitigkeiten  juridischer  Art  oder  DifferenzcD, 
die  betreffs  der  Auslegiuug  bestehender  VertrOge  zwischen 
den  beiden  kontrahirenden  Parteien  etwa  entstehen  und 
auf  diplomatischem  Wege  keine  Erledigung  finden,  werden 
dem  durch  die  Konvention  vom  29.  Juli  1899  errichteten 
stAndigen  Schiedsgerichtsbof  im  Haag  unterbreitet,  je- 
doch ist  dabei  vorausgesetzt,  dass  die  betr. 
Streitfragen  weder  vitale  Interessen,  noch 
die  Unabfa&Dgigkeit  oder  die  Ehre  der  beiden 
kontrabirenden  Staaten  berühren,  noch  die 
Interessen  Dritter  in  Frage  stellen. 

Art  2.  In  jedem  Einzelfall  werden  die  hohen  kon- 
traliirenden  Parteien,  bevor  sie  sich  an  den  permanenten 
Schiedsgerichtshof  wenden,  ein  Spezialabkommen  treffen, 
durch  das  der  Gegenstand  des  Streites  klar  bezeichnet, 
die  Ausdehnung  der  Befugnisse  der  Schiedsrichter  fest- 
gestellt und  das  bei  der  Konstituierung  des  Tribunals 
und  seinen  Verhandlungen  zu  beobachtende  Verfahren 
genau  bestimmt  wird. 

Art.  3.  Gegenwärtiges  Abkommen  gilt  fOr  die  Dauer 
von  fanf  Jahren  vom  Tage  der  Unterzeichnung  an.» 

Es  wird  damit  offiziell  anerkannt,  was  von  uns  schon 
auf  der  ausserparlamentarischen  Conferenz  von  Bern  im 
Jahre  1892  betont,  damals  aber  gerade  von  französischen 
imd  englischen  Vertretern  bestritten  wurde,  nämlich  dass 
Streitfragen,  welche  vitale  Interessen,  Unabhängigkeit 
und  Ehre  betreffen,  unter  souveränen  Staaten  nicht  obli- 
gatorisch durch  Schiedsgerichte  erledigt  werden  können. 
Und  da  das  nattlrlich  in  jedem  Fall  der  Appreciation 
jedes  der  streitenden  Staaten  unterhegt,  so  ist  mit  einem 
solchen  allgemeinen  Abkommen  nicht  viel  mehr  erreicht, 
als  eine  ziemlich  platonische  firklärung  Aber  die  WDnsch- 
barkeit  friedhcher  Erledigung  aller  Staatsstreitigkeiten 
Oberhaupt.  So  macht  si<^  die  Natur  der  Dinge  jedes  Mal 
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geltend,  sobald  sie  aus  dem  Bereich  der  Kongresse  oder 
bloss  theoretischen  Erörterungen  in  das  Reich  der  Wirk- 
hchkeiten  hinObertreten.') 

Die  Crenfer-Zeitung  schloss  einen  auf  die  gegenwartige 
Kriegs-  und  Friedenspolitik  bezüglichen  Artikel  mit  den 
Worten: 

«La  caract^ristique  de  notre  epoque  est  une  audace 
timide  qui  pousse  les  puissances  k  se  menacer,  mais 
non  h  tirer  les  consequences  logiques  de  ces  menaces.  U 
en  resulte  un  malaise  general  Joint  h  une  Sensation  d'im- 
puissance,  qui  laisse  tout  ea  suspens  et  qui  est  vraiment 
le  leitmotiv  des  d^buts  du  XX*  siScle.* 

Dreiste  Prinzipienlosigkeit,  aus  der  Feigheit  gegen* 
über  den  ebenso  Dreisten  folgt,  das  ist  eben  leider  der 
Typus  des  «modernen  Menschen*  Oberhaupt. 


Wenn  wir  uns  klar  machen  wollen,  weldie  Fragen 
der  jetzigen  grossen  Politik  ersten  Ranges  seien  und 
daher,  wenn  sie  einmal  emsthch  auftauchen,  sich  der 
schiedsrichterlichen  Entscheidung  entziehen  und  höchst- 
wahrscheinlich  nur  durch  Krieg  gelöst  werden  können, 
so  scheinen  dies  folgende  zu  sein: 

1)  Amerika  wird  nie  dulden,  dass  irgend  eine  uidere 
Macht  Besitzerin  grosser  Gebiete,  oder  Protektorate  in  den 
beiden  amerikanischen  Hemisphären  werde,  oder  einen  be- 
stimmenden EinSuss  auf  den  zu  erstellenden  Kanal  durch 
die  Landenge  zwischen  denselben  gewinne.  Es  wird  stets 
auch  die  allmähhge  Beseitigung  des  schon  besteheodea 
fremden  Landbesitzes  im  Auge  behalten. 


>)  Vgl.  darOber  Jahrbuch  Till  197  und  XT  28. 
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2)  England  wird  memalseioe  starke  Handelskookur- 
renz  und  eine  Seemacht  bei  irgend  einem  andern  Staate 
ertragen,  die  annftfaemd  ebenso  gross  ist,  wie  seine  eigene. 
Es  wird  die  ganze  Osthftlfte  von  Afrika,  von  Alexandrien 
bis  zum  Cap,  fUr  sidi  beanspruchen  und  jeden  Eonkur- 
renten nach  mid  nach  hinausmanOveriren.  £3  wird  auch 
keine  festen  Pl&tse,  oder  befestigten  Häfen  am  persischen 
Meerbusen  dulden,  dagegen  geneigt  sein,  bei  guter  Ge- 
legenheit und  unter  hinreichender  Kompensation  West- 
indien  und  Canada  abzutreten. 

3)  Deutschland  wird  früher  oder  sp&ter  seine 
Existenzberechtigung  zur  See  und  auf  dem  Weltmarkt 
gegenüber  England,  und  vielleicht  auch  Amerika,  in  ähn- 
licher Weise  erk&mpfen  mOssen,  wie  es  seine  jetzige  poli- 
tische Stellung  auf  dem  Kontinent  gegen  Oesterreich  und 
J'rankreich  durch  Krieg  gewonnen  hat.  Davon  kann  keine 
Staatsklugheit  auf  die  Dauer  dispensiren. 

4)  Oesterreich  muss  sich  mit  Itussland  Ober  das 
Protektorat  der  slavischen  Staaten  der  Balkanhalbinsel 
nach  Auflösung  der  Türkei  güüich,  oder  kneglich  aus- 
einandersetzen. 

5)  Frankreich  wird  nie  den  Verlust  von  Elsass- 
Lotbringen  und  noch  viel  weniger  das  Heruntersinken  von 
seiner  erstklassigen  Stellung  verwinden,  und  stets  geneigt 
sein,  die  Revanche  zwar  nicht  selbst  faerbeizufßbren,  wohl 
aber  vorzubereiten  und  einen  guten  Anlass  dazu  zu  he- 
nützen.  Es  wird  sich  auch  mit  England  nur  sehr  schwer 
über  die  Theilung  der  Herrschaft  im  mittelländiscben 
Meere  verst&ndigen  können  und  über  Italien  stets  eine 
Art  von  Vormundschaft,  als  erster  Staat  der  lateinischen 
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Racfl,  beanspruchen,  die  Italien  nur  widerwillig  aner- 
kennen wird. 

6)  Die  TOrkei  und  die  islamitischeD  Staaten  über- 
haupt werden  nie  ganz  civilisirte  Staaten  werden  und 
daher  durch  Einverleibung  oder  Protektorat  aus  der  Liste 
der  völlig  souveränen  Staaten  gestrichen  werden  müssen. 

7)  Niemand,  der  eine  Grossmacbtstellung  behaupten 
will,  kann  heut«  noch  einseitig  abrüsten  oder  sich  dazu 
durch  Dritte  verpflichten  lassen,  sondern  er  muss  sich  be- 
stfindig, und  in  künftig  noch  erhöhtem  Masstabe,  für  alle 
Andern  furchtbar  erhalten. 

Alles  Uebrige  sind  Nebenfragen,  die  sich  gütlich,  oder 
schiedsgerichtlich  erledigen  lassen.  Bei  diesen  aber  ban- 
delt es  sich  stets  und  trotz  aller  Diplomatie  um  eine 
Lösung  durch  Krieg,  die  zwar  verschoben,  aber  wahr- 
scheinUch  nicht  aufgehoben  werden  kann. 
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Ansvftrtl«e  PoUtik. 

Amerika  ist  seit  dem  spaniachen  Krieg  diejenige 
erste  Violine  in  dem  Weltconcert')  geworden,  welche  den 
Ton  am  deutlichsten  angibt  und  mit  der  grOssteu  Auf- 
merksamkeit gehört  wird.  Es  verdankt  dies  nicht  allein 
einem  glücklichen  Kriege,  welcher  stets  das  Selhstbewusst- 
sein  und  das  Ansehen  eines  Staates  erhöht,  selbst  wenn 
der  Gegner  ein  imbedeutender  war»),  sondern  ebenso- 
sehr der  Ausdehnung  seiner  Politik  Ober  die  Schranken 
der  Monroe-Doktrin  hinaus,  und  nicht  am  wenigsten  zu- 
letzt, seinem  gegenwärtigen  Präsidenten,  dem  man  ein 
ungewöhnliches  Verstandniss  auch  fOr  allgemeinere  ausser- 
amerikanische  Interessen  und,  soweit  dies  bei  Berufspoli- 
tikern Oberhaupt  mOglicb  ist,  auch  ein  Verst&udniss  fflr  ge- 
rechte und  moralische  Politik  zutraut 

Amerika  ist  jetzt  ein  Welistaat  mit  Weltpolitik  ge- 
worden, und  es  bandelt  sich  nur  darum,  dass  es  eine 
wohltbätige  Weltmacht,  ohne  beständige  KriegsrOstungen 
und  Eroberungspolitik,  ohne  hinterlistige  Diplomatie  und 
—  das  wird  die  schwerste  Aufgabe  sein  —  ohne  die  wirth- 
schsftliche  Gewaltpolitik  der  Trusts  und  der  Milliardäre 
wird.  Dann  kann  hier  etwas  aufwachsen,  was  die  Welt 
jetzt  braucht  und  was  muthmasslich  dem  alternden  Goethe 
in  den  Worten  vorschwebte; 


')  Wer  mag  wohl  diesen  Vergleich  fOr  das  oft  misstOnende 
Stimmge wirre  zuerst  gebraucht  haben? 
*)  Wie  1864  Dänemark. 
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«Amerika  du  hast  es  besser  als  Europa,  das  alte, 
Hast  keine  Terfallenen  Schlosser  und  keine  Basalte, 
Dich  stArt  nicht  im  Innern  zu  unrechter  Zeit 
UnnOtzes  Erinnern,  vergebUcber  Streit.» 
Es  ist  etwas  daran,  wie  an  jedem  Worte  des  weit- 
erfahrenen  Dichtergreises,  aber  man  muss  aus   eigenem 
wahrem  und  grossem  Gedankenreichthnm  leben  können, 
wenn  man  der  U  eberlief erung  entbehren  können  soU. 

Zunächst  findet  ein  grosses  Wettbuhlen  um  die  ameri- 
kanische Freundschaft  und  eventueUe  Allianz  zwischen 
Deutschland  und  England  statt,  in  welchem  Wettbewerb 
England,  gemäss  seiner  Schätzung  der  menschlichen  Eigen- 
schaften, mit  sehr  reellen  Offerten  vorgeht,  schliesslich 
wohl  sogar  Westindien  und  Canada  tn  die  Wagscbale  zu 
legen  sich  nicht  allzusehr  scheuen  wQrde,  während  Deutsch- 
land noch  der  Meinung  ist,  mit  Aufmerksamkeiten,  die 
der  Eitelkeit  des  amerikanischen  Volkes  schmeicheln  sollen, 
Prinzenbesuchen,  Telegrammen  und  der^eichen  den  *Ro- 
eord  zu  halten»,  wie  das  heutige  Journalistendeutsch  sich 
ausdrückt.  Es  wird  sich  wohl  dabei  ein  wenig  täuschen.  Die 
Amerikaner  sind  zwar,  wie  Obiigens  alle  Völker,  fttr  etwas 
Selbstgefälligkeit  nicht  unzugänglich,  aber  daneb^i  doch 
sehr  praktische  Leute,  die  mit  Dekorationen  nicht  so 
leicht  abzufinden  sind,  wie  es  sich  die  monarchische  Psycho- 
logie vorstellt. 

Ein  Artikel  eines  neuen  Buches  enthält,  angebüch  aus 
dem  Munde  eines  amerikanischen  Staatsmannes  folgende 
Schilderung  der  dcotigen  Ideen  mid  ihres  muthmassUchen 
Einflusses  auf  die  europäische  Politik: 

« Mr.  Bridgewater  erzählte  mir  von  der  grossen  Ver- 
änderung, die  sich  in  Amerika  seit  dem  Kriege  gegen 
Spanien  in  der  öffentlichen  Meinung  uitd  in  den  politischen 
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Attsbhatltmgen  TffUitog&a  habe.  Diese  TertUiderung  drQekt 
äich  in  hinein  ehühn  gMteigertfen  SelbstgefQhl  aua.  Dlä 
gante  Nation  ist  tbta  Glauben,  zu  etw&s  BeSoDdetem  be- 
stünntt  zu  s^lb,  el^ffillf,  fein  Glaube;  durch  äkh  aahan  so 
viel  Grosses  auf  der  Welt  eirfiitbt  wöfded  iflt.  Sie  fühlt 
sich  als  poMtiaöÜe  ErwAhltä  äea  Htttti.  Uüd  eä  iät  eine 
^bia  antOstote  Mischung  der  Gefühle^  vbr  denetl  man  als 
Sbschaner  steht:  gani!  trocken  prosaische  Berechnungen 
Von  kfinftigeti  HtitidelSTortheileß ,  die  errangeti  werden 
sollefi,  Und  daneben  eine  beinah  religidsfe  Begeisterung 
für  den  B^ruf,  Aodefh  Licht  iitld  Freiheit  zu  bringen,  aber 
hicirt  et*»  nur  dfcn  Wilden  Völkern  —  da  habeö  *if  ja 
tile  dieselbe  I'rfttensltm,  Händler  uhd  iwlitlsch-religiOäe 
Apostel  m  sein  —  sondern  gerade  auch  finä  armen,  um- 
Aa6hteted  Europfterb.  Amerika  f&ngt  an,  nach  ollen  S6itefi 
Seine  FÖhlfedfen  auszustrecken  —  kann  wahrachfeinlich  gar 
nicht  JthderSj  denn  man  ehipfängt  hier  den  Eindruck  einer 
ätigcsatameUen  Kraftfölle,  die  ungeduldig  auf  den  Moment 
ttsrffet,  sich  zu  bethStigen,  dfer  dabei  gar  keine  Wahl  bleibt, 
sonderü  die  dtirch  die  lAgik  der  Dinge  getrieben  wetden 
iHfd,  steh  weitere  Gfflnzen  zu  suchen,  sich  in  immer  neuen 
W6ltf ragen  geltend  zu  machen. 

Wie  dei-  ehl2elne  Amerikaner  sich  schon  seit  jehet 
ätet9  den  Besteh  jedes  aüdem  Landes  gleich  gefÖhK  hat 
tfhd  seiü  pefsönlicher Unternehmungsgeist  keine  Schranken 
känä'te,  30  hält  äich  Amefika  jetzt  als  Notioti  auch  tOr 
iSiiig  iirtä  berechtigt,  alles  zu  erringen,  was  es  will.  Und 
was  Aiüerika  -vfiH,  ist  die  Welt.  Die  Welt  will  ja  jeder, 
äst  Auch  nör  die  geringsten  Chancen  bat,  sie  je  zu  be-, 
äit^efi  —  die  Chancen  Ame^kas  sind  unheimlich  gut! 
Schon  deshalb  haben  die  Amerikaner  soriel  Aussichten, 
ihre  Ziele  zu  erreichen,  weil  sie  Alles  iCrit  ihrem  grosi^ä 
Srän  ffirs  Fraktisr^e,  ihrer  angebohien  Organiastionagabe 
anfassen ;  weil  es  eine  Nation  selbständiger  Menschen  ist, 
die  individuell  genommen,  dem  Europäer  überlegen  sind. 
ÜrsprdUglich  stammen  si6  ja  gerade  von  jenen  ab,  denen 
es  in'  Efffopa  iu  ertg  und  unfrei  war,  von  Leuten,  die 
durch  ihr  Unabhängigkeitsgefßbl  in  neue  WeHen  getrieben 
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wurden,  wo  sich  ihre  Persönlichkeit  ungehemmt  enttslteD 
konnte.  Diese  ererbte  Eigenschaft  bildet  den  Gnmdzug 
der  neuen  Basse,  und  es  bat  sich  in  ihr  eine  ganz  andere 
Initiative  und  persönliches  Verantwortungsgefühl  ausge- 
bildet, als  im  alten  Europa. 

Dm-ch  den  zunehmenden  Verkehr  mit  uns  werden 
die  Europäer  von  den  amerikanischen  Credankengfingea 
und  von  unsem  Geschfiftsmethoden  beeinäusst  werden. 
Wir  sind  daran  gewöhnt,  Über  aUe  Dinge,  die  uns  an- 
gehen, informirt  zu  werden  und  sie  frei  za  diskutiren, 
und  es  ist  schon  jetzt  bemerkbar,  dass,  sobald  Amerika 
an  einer  Weltfrage  betheiligt  ist,  diese  Frage  ganz  anders 
ungenirt  von  den  Zeitungen  erOrtert  wird,  als  wenn  es 
sich  um  rein  europäische  Angelegenheiten  handelt  Je 
mehr  aber  die  Zahl  der  Fragen  zunimmt,  in  denen  Amerika 
ein  Bolle  spielt,  umso  mehr  wird  auch  diese  Methode  an- 
gewandt werden.  Das  ist  ein  erster  Schritt,  um  die  Euro- 
päer zu  einem  stärkeren  Wunsch  nach  Selbstbestimmung 
und  einem  höheren  persönli eben  Verantwortlichkeitsgefühl 
zu  erwecken ;  so  werden  sie  lernen  die  Volksrechte  höher 
zu  schätzen  und  werden  verlangen,  über  ihre  eigenen  An- 
gelegenheiten auch  selbst  gehört  zu  werden;  sie  werden 
sich  nicht  mehr  damit  begnügen,  blind  geführt  zu  werden, 
wie  es  heute  noch  in  allen  auswärtigen  Fragen  geschieht. 
Nichts  ist  ansteckender  als  gewisse  Ideen.  Früher  waren 
wir  es,  die  alles  aus  Europa  entnahmen,  aber  das  ist 
längst  anders  geworden;  heute  sind  wir  schon  beinah 
völlig  unabhängig  von  der  alten  Welt,  und  wir  senden  ihr 
Korn,  Fleisch,  Kon.serven  und  eine  stetig  zunehmende 
Zahl  anderer  Artikel  —  aber  viel  wichtiger  als  all  das 
ist,  dass  die  amerikanischen  pohtischen  Ideen  Europa 
Überflutben  werden.* 

An  der  letzten  Bemerkung  namenUidi  ist  unseres 
Erachtens  etwas  sehr  Wahres,  wenn  es  nämlich  auf  der 
anderen  Seite  Amerika  gelingt,  der  eigenen  grossen 
Schäden  los  zu  werden,  die  es  vorläufig  noch  in  seinem 
Inneren  stark  beschäftigen. 
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Die  Regierung  der  wesentlich  monarchischen  euro- 
päischen Welt  ist  in  der  That  nur  noch  eine  Familien' 
berrschaft,  welche,  ganz  abgesehen  von  den  üblen  phy- 
sischen Folgen  eines  solchen  immer  enger  werdenden 
Verwandtschaftskrelses,  auch  alles  Politische  unter  dem 
Gesichtspunkt  einer  Familienangelegenheit  behandelt. 
Daneben  geht  aber  die  Gedankenwelt  der  Völker  oft 
einen  ganz  andern  Kurs.  Lange  geht  es  nicht  mehr 
so  vorw&rts,  ohne  dass  entweder  die  <Hausmeierei> 
seitens  kräftiger  Ministcrgeschlechter  in  den  Riss  tritt, 
wozu  ja  Bismarck  schon  einen  guten  Anfang  gemacht 
hatte  und  woran  England  schon  seit  seiner  zweiten  Revo- 
lution sich  gewöhnt  hat  Oder  dass,  wenn  nicht  die  Rcpu- 
bUk  selbst,  so  doch  republikanische  Institutionen,  vne  das 
Referendum,  an  die  Stelle  des  monarchischen  absoluten 
Staatswillens  treten,  welcher  in  den  meisten  Fällen  gar 
keinen  zu  einem  starken  Willen  geeigneten  Träger  mehr 
findet,  oder  dann,  wo  so  etwas  noch  sporadisch  versucht 
wird,  von  den  selbstbewussten  Völkern  nicht  mehr  rocht 
ertragen  wird.  Ein  solches  Beispiel  lehrreicher  Natur  liegt 
gegenwärtig  vor  Augen,  die  Beispiele  des  Scbattenköuig- 
thums  sind  zahlreich  und  werden  sich  naturgemäss  immer 
noch  vermehren. 

Die  amerikanischen  grossen  Fragen  der  Zeit  sind, 
soweit  wir  es  verstehen,  der  beginnende  Kampf  gegen 
die  Trusts  und  £isenbahngesellschaft«n,  sowie  die 
Milliardäre  überhaupt,  ein  ganz  e^nthOmlicber  Staats- 
soziaUsmus  in  grösserem  Styl,  als  er  in  Europa  möglich 
ist,  und  eine  Parallele  zum  Krieg  gegen  die  Sklavenhalter 
von  ehedem.  Sodann  die  Panamafrage  mit  allem  dem, 
was  daraus  folgt,  und  endlich,  ein  Ueberbleibsel  früherer 
Jrrthümer,  die  noch  stets  vorhandene  Negerfrage.  Ueber 
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Alles  ttüQScbten  wir  freilieb  ainqial  einen  guten  »meri- 
ksniscbea  Beurtbejler  m  vßmekfaBm  4ie  eumpfti^f^eit 
Urtbeile  d^iHber  sini}  alle  von  dßQ  Int^easen  ißt  Uf- 
tbeilßnden  gefärbt.  Wir  glauben  uRserepseits  fest  m 
die  grosse  Zukunft  des  anienksniscben  8t&stes  trots  aller 
AuswQchee  der  anierikanischeu  «Gesellscbaft*,  aber  eben^ 
so  bestimmt  aucb  an  eine  reinigende  sociale  K^se, 
welcbe  dieses  Volk  durchzuarbeiten  Itaben  wird.  Ebenso 
glauben  wir,  dasa  sein  fUntritt  in  die  WeltpoUtik  unver- 
meidlich ist;  vielleicht  ein  unvenneidlicbes  Uebel,  wenn 
man  die  ursprDngUchen  Ideen  Washingtan's,  Jefferson's 
und  anderer  Gründer  des  amerikanischen  Freistaates  in's 
Äuge  famt;  das  ist  aber  eben  das  Waf^bsÜiunt  des  lieb- 
licheren Kindes  zu  einem  treitiger  anziehenden  Manne, 
und  wir  wQnscben  niu-,  dass  so  wenig  als  irgend  nit^T 
lieb  von  dem  politischen  Hacchiavellismus  dabei  sein 
mCge,  der  der  Grossstaatspolitik  unvermeidlich  anklebt 
Der  amerikanische  Prfisident  hielt  Ober  die  Extension 
der  amerikanischen  Politik  bei  Anlass  eines  Besuches  in 
Kalifornien,  angesichts  des  Stillen  Ozeans  in  Watsonville 
eine  Bede,  worin  er  die  vorherrschende  Stellung  besprach, 
welche  die  Vereinigten  Staaten  im  Stillen  Ozean  schon 
jetzt  besässen.  In  Zukunft,  so  erklärte  er,  wOrden  sie 
dort  jedoch  eine  noch  unvei^eichliob  bedeutendere  Stel- 
lung einzunehmen  haben,  denn  im  Laufe  des  jetzigen 
Jahrhunderts  müsse  der  Stille  Ozean  ganz  unter  den 
amerikanischen  £infiuas  kommen.  Dadurch  werde  zweifel- 
los der  Nation  ein  grosses  i^asa  von  VerantwortUdikeit 
aufgebürdet  werden.  Sine  Kation  k&nue  aber  nicht  gross 
sein,  ohne  einen  Preis  für  die  Grösse  zu  zahlen.  Nur 
eine  feige  Nation  künue  gegen  die  Zahlung  dieses  Pxoiaes 
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Eiofl  dfiutscbe  Zeituqg  sagte  biesu: 

<Hs]i  wird  nicht  in  Abrede  stellen  kSnaen,  dass  Prä- 
sident Roosevelt,  soweit  es  sich  um  die  Beziehungen 
zum  Auslände  handelt ,  eine  grosszflgige  Politik,  eine 
wahre  Imperialpolitik  treibt,  und  dass  er  es  trefflieh  ver- 
steht, seine  Landsleute  fflr  dieselbe  zu  begeistern,  trotz 
aller  materiellen  Opfer,  die  sie  ihnen  auferlegt,  und  trotz 
des  Tollst&ndigen  Bruchs  mit  dem  in  der  Union  einst  so 
hoch  gehaltenen  anti-mihtaristischen  Prinzip,  das  sie  be- 
dingt. Schon  jetzt  geben  die  Vereinigten  Staaten  fQr  Heer 
und  Flotte  Summen  aus,  an  die  vor  einem  Jahraehnt 
Niemand  daselbst  gedacht  haben  wQrdc,  und  wenn  nun  gar 
der  Rooseveltscbe  Plan,  den  gewaltigen  Stillen  Ozean,  das 
Weltmeer  zwischen  der  amerikanischen  West-  und  der 
aaintjsclien  OatkOste,  g^p?  uqter  amerikAnischen  EinflusH 
ZU  bringen,  ^ur  Wabrlieit  werden  sollte,  so  milsste  die 
Union  eine  Flotte  sich  schaffen,  die  nicht  nur  der  eng- 
lischen allein,  sondern  auch  einer  Vereinigung  der  ma- 
ritimen Streitkr&fte  En^ands,  Russlands  und  Japans  Aber- 
legen  wftre,  denn  diese  drei  USohte  wDrden,  ohne  sich 
enor^ch  zur  Wehre  au  setzen,  dem  Verauob,  aus  dem 
Stillen  Ozean  eine  Washingtoner  Domäne,  einen  ameri- 
kanischen See  zu  machen,  kaum  zuschauen  wollen  und 
kaum  zuschauen  können.  Eine  weitere  Frage  ist  es,  wie 
Präsident  Roosevelt  so  weit  ausschauende  imperi^lpolitische 
Pläne  nut  der  von  ihm  doch  unlängst  erst  so  nachdriteklich 
betonten  Monroe-Doktrin  in  Einklang  bringen  ;u  können 
e^Aubt-  Penn  logisch  und  sittlich  berechtigt  ist  das  »Hände 
weg  von  Amerika  1  >,  das  Präsident  Monroe  den  europä)so]ifln 
Uäohten  einst  zurief  imd  das  heute  in  dar  Union  ala 
politisches  Dogma  gilt,  doeh  nur,  wenn  die  Amerikaner 
zugleich  ihre  politische  Aktion  lediglich  auf  den  eigenen 
Kontinent  beschränken  und  auf  eine  Einmischung  in  die 
Angelegenheiten  anderer  Welttheile,  namentlich  aber  auf 
die  Inbesitznahnte  Russeramerikanischer  Gebiete  und  Ge- 
yr&sser  grunds&t^ch  verzichten.  Weigern  sie  sich  dessen, 
SQ  wird  die  Frage,  ob  oder  wie  Itinge  die  euTOpiUschen 
SitM^tf  amwei  bleibe»  werben,  nicht  am  Hocd-.,  sondern 
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auch  Südamerika  als  ein  Kräutlein  RQhr  mich  nicht  an 
zu  betrachten,  ausschliesslich  eine  Machtfrage,  denn  Bil- 
ligkeit^rflode  und  KeziprozitätsrDcksichteD  können,  -wie 
gesagt,  für  die  Monroe-Doktrin  dann  nicht  mehr  ins  Feld 
geführt  werden.  Sich  selbst  jede  beliebige  Expansion 
gestatten,  anderen  aber  sie  in  Bezug  auf  ein  gutes  Viertel 
des  Erdballs  kategorisch  verbieten  —  kann  nur  ein  Ueber- 
mftchtiger,  und  deshalb  hat  Präsident  Roosevelt  voll- 
kommen recht,  wenn  er  die  Bürger  der  Union  bei  der 
Aufforderung,  den  Stillen  Ozean  unter  ihren  speziellen 
EinSuss  zu  bringen,  zugleich  daran  erinnert,  Aass  sie  die 
Befriedigung  dieses  MachtgelDstes  nur  um  einen  hohen 
Preis  würden  erkaufen  können. > 

Aktuell  werden  diese  Fragen  durch  den  Panama- 
kanal werden,  sofern  derselbe  ein  amerikanischer  Kanal, 
auf  beiden  Seiten  befestigt,  anstatt  einer  Weltstrasse  wie 
der  Suezkanal  wird,  wozu  die  Aufhebung  des  Clayton- 
Bulwer- Vertrages  die  Einleitung  bildet.') 

')  Der  erste  abgescliloasene  Vertrag  über  den  Kanal  ist 
von  der  gesetzgebenden  Versammlung  der  Republik  Columbia 
verworfen  worden,  doch  sind  die  Unterhandlungen  wieder  auf- 
genommen worden  und  werden  ohne  Zweifel  entweder  zu 
einer  etwas  erhöhten  finanziellen  Leistung,  oder  Betheiligung 
an  den  Erträgnissen  für  Columbia  füliren,  oder  dann  zur  Ge- 
waltanwendung. In  dieser  letzteren  Richtung  wird  bereits 
vom  ■  Herald »  ein  früherer  Vertrag  mit  der  Bepublik  Neu- 
Granada  von  18t6  angerufen. 

Eine  längere  Streitfrage  mit  England,  beziehungsweise 
Cauada,  Ober  die  Grfinzen  von  Alaska  ist  soeben  schieds- 
gerichtlich sehr  zu  Gunsten  der  amerikanischen  Ansprüche 
entschieden  worden ;  England  hat  sich  dabei  Amerika  gegen- 
über sehr  gefügig  erwiesen. 

Die  Negerfrage  besteht  darin,  dass  die  Aversion  gegen 
die  Schwarzen  noch  immer,  in  den  Südstaaten  namentlich,  be- 
steht und  an  eine  allmahlige  Vermischung  der  beiden  Racen 
gar  nicht  zu  denken  ist.  Auch  die  Sklaverei  ist  unter  dem 
Titel  •peonism.,  in  der  Form  einer  Art,  von  Lohnknechten- 
thum  wieder  eingerissen  und  die  politische  Rechtsgleichheit 
besteht  nur  in  dem  W^'^  Zusatzartikel  der  Verfassung,  nicht 
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Feindlich  könnte  die  amerikanische  Politik  dem  ge- 
sammten  Europa  werden,  wenn  der  amerikanische  Staat 
jemals  von  den  grossen  Trusts  so  stark  beeinflusst  wer- 
den sollte,  dass  er  seine  Staatsmacht  für  diese  kolossalen 
Ideen  des  Eigennutzes  Einzelner  in  die  Wagschale  legte. 
Der  englische  Schriftsteller  Stead  behauptet  in  einem 
geistreichen  Buche  Über  den  «Americanisinus  der  Welt», 
dass  die  absolute  Concentration  des  Genie's  der  Race 
auf  die  Fragen  der  Industrie  die  Starke  der  Amerikaner 
gegenüber  Em^pa  ausmache,  das  sich  in  allerlei  Interessen 
verzettle,  während  Amerika  nur  Einen  Gedanken  habe, 
die  Eroberung  des  Beicfathunis.  Wenn  das  wahr  wftre, 
so  wäre  das  im  Gegentheil  ein  Element  der  Schwäche. 
Diesen  Gedanken  haben  schon  andere  Volker,  die  Ph&nizier, 
ihre  Tochterstadt  Carthago  im  Altertbum,  das  spätere  römi- 
sche Weltreich,  die  Venetianer  und  Genuesen,  zeitweise  die 
Holländer,  seit  geraumer  Zeit  die  Engländer  gehabt,  und  ein 
starker  Staat  ist  daraus  nirgends  entstanden,  sondern  der 
erste  Ansturm  wirklich  kräftiger  Völker  warf  das  prunk- 
volle und  künstliche  Gebäude  des  Manunonismus  in 
Trümmer.  Reichthmn  erzeugt  Gleichgültigkeit  gegen  alles 
höhere  Streben  und  Feigheit,  das  ist  sein  unfehlbares 
Gegengewicht;  daher  muss  jeder  ernste  Staatsmann 
gegen  das  Uebei^wicht  der  sog.  wirthschaftlichen  Ober 
die  politischen  Interessen  in  jeder  Form,  namentlich  aber 
in  dieser  Form  einer  «Ausbeutung*  sein.  Der  gegenwär- 
tige Präsident  äusserte  sich  nach  Zeitungen  Ober  die 
Trustfrage  in  Philadelphia  wie  folgt: 

aber  in  den  Stimmrech  tsgesetzeu  der  EinKelntaaten,  die  aucli 
in  Amerika,  wie  bei  uns,  in  Ermangelung  eiues  Bundesgesetzes 
entscheidend  sind.  Mehr  als  die  Hälft«  der  Neger  können 
diesen  Erfordernissen  nicht  entapreclien  und  90  Prozent  be- 
finden sich  in  einer  imvermOgenden,  vOUig  abhängigen  Situation. 
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Das  gewaltige  Anwadisen  der  Bmerikanieohen  In- 
stitutioneD  stelle  die  Vereinigten  Staaten  vor  viele  Aof- 
gaben.  Die  Frage  der  sogenannten  Trusts  sei  eine  der 
Fragen,  mit  denen  sich  Amerika  im  Ilinblicic  auf  die 
industriellen  Vefhftltdisse  befassefi  BiÜ.gse.  Es  wefdö 
Zeit  erforderlich  sein,  um  die  Losung  tolikolnäiäb  ia 
Hestaltefi;  Ober  es  ^fire  unrichtig,  den  Amerikanern  Ai 
sageta:  Wir  haben  nicht  die  Maehtj  AafgabeA«  wie 
die  der  Ausübung  einer  entsprechenden  Oberaufsicht 
Über  industrielle  Vereinigungen  zu  lösen.  «Wir  haben 
diese  Macht>,  sagte  der  Pi-fisident,  «und  t^ii-  Wetden 
tnich  den  Weg  fihd^,  derartige  Aufgaben  tu  tos^n. 
Wir  werden  niöht  Fück^chtak»  und  iiieht  ObereiM  han- 
deln; aber  wit  sind  Hur  Lösung  fest  entschlosaen:  Dt« 
richtige  Losung  soll  gefunden  werden  und  wird  auch 
gefunden  werden.  Es  stehen  uns  Aufgaben  bevor,  tier- 
zulande  und  ausserhalb,  wie  das  die  Entwicklung  einer 
SD  grossen  nationalen  Laufbahn  ibit  äi(^  bringt.  Wir 
sebrecken  vor  ihnen  nicht  zorOck.»     HoifFen  wir  das. 

In  Amerika  kämpfen,  wie  in  jedem  Staat  imd  sobU^as- 
Bf^  in  jedem  einzelnen  Me&sehen,  das  Gute  tatä  dM 
BOfie,  und  Beides  ist  in  eiDem  fast  idealen  Masstabe  dort 
«orhanden.  TM«  Losmig  der  frage,  w6)eb«s  PfinEiy 
das  herrschende  sein  soll,  werden  die  iMebsrteft 
K  bis  höchstens  20  Jahre  AeuerdihgS  bringen,  änd  wii^ 
haben  an  tmserem  Tbeile  die  Zuversicht,  da^  der  Sieg« 
wie  in  der  letzten  dsrartigen  Krise  gegenObea-  den  efae^ 
imtMgett  TTTSnaen  nnd  }i«i(^tlnTKi8^ftven,  d«m  LicM 
rtrtd  d«r  Fretteit  verUeibeüA  Werde. 


Nifiht  sehr  verschieden  hievon  länd  dt«  VerhaRntaae 
in  Atiserent  nächsten Nachbta>staate  D«Dtde'hIartd,-  der 
uns  aus  fielen  Ursachen,  n&cbst  Amerika,  am  meisten 
interesairt.-  Aach  hier  ist  die  Grossmachtstrihmig  und  der 
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mit  derselben  anwachsende  Reichtbum  in  einzelnen  Klassen 
der  Bevölkerung,  in  Verbindung  mit  dem  materialistischen 
Zuge  der  ){csammten  Zeit,  dem  Charakter  der  Nation  gefähr- 
lich geworden,  und  es  spielt  sich  ein  Kampf  zwischen  dem 
natOrlichen  Idealismus  des  deutschen  Wesens  und  einer 
schrankenlosen  Genussucht  vor  unseren  Äugen  ab,  der  uns 
um  so  näher  berührt,  als  wir  die  gleichen  Gegensätze 
des  Denkens  und  Wollens  ebenfalls  empfinden.  Auch 
hier  kann  wahrscheinlich  nur  eine  schwere  Prüfung  die 
Losung  bringen,  durch  Auflösung  der  Verbindung  von 
guten  und  schlechten  Eigenschaften  in  dem  nämlichen 
Menschen,  wie  sie  jetzt  in  vielen  hervorragenden  und  ein- 
Oussreichen  Personen  unserer  Zeit  vorhanden  ist,  und 
diese  Gewissheit  schwebt  wie  ein  dunkler  Schatten  der 
Zukunft  ßber  allem   scheinbaren  Glänze  der  Gegenwart. 

Die  deutsche  Politik  ist  auch  im  Innern  mit  diesem  Jahre 
vor  einer  grossen  Entscheidungsstunde  angelangt  durch  das 
beständige  Anwachsen  einerseits  der  katholischen  Centrums- 
partei, anderseits  der  Sozialdemokratie,  welche  Thatsachen 
durch  die  Reichstagswahlen  vom  Juni  d.  J.  zu  sinnfälligem 
Ausdruck  gelangten.  Neben  diesen  beiden  grossen  Par- 
teien, die  beide  in  gewissem  Sinne  rcicbsfeindlich  sind, 
hat  alles  weitere  gar  nichts  mehr  zu  bedeuten.  Nament- 
lich ist  die  national  liberale  Partei  aus  Mangel  an  wirk- 
lichen Grundsätzen  zu  einem  Schatten  ihrer  ehemaligen 
Bedeutung  zusammengeschrumpft,  und  die  sog.  «National- 
sozialen»  unter  Leitung  Naumann's,  ein  ebenso  wohl- 
meinendes, als  in  Ziel  und  Mitteln  unklares  Gebilde, 
äusserten  sich  selber  durch  den  Mund  ihres  Führers  dahin: 

*  Wir  Nationalsozialen  kommen  als  geschlagene  Truppe 
aus  dem  Kampfe!  Wir  sind  nicht  unterlegen,  weil  es  an 
Geld    oder    Mitteln    gemangelt    hätte.    Alles,    was    wir 
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brauchten,  war  da  ...  Im  Grunde  gibt  es  nur  einen 
wirklichen  grossen  Grund  der  Niederlage.  Die  Wucht 
des  sozialdemokratischen  Wachstbums  ist  so  gross  .  .  . 
die  Gewalt  des  einmal  vorhandenen  grossen  EOrpers  ist 
ungeheuer . . .  Die  grosse  Welle  hat  uns  verschlungen! . .  .■ 

Betreffend  der  bOrgerltcben  Parteien  im  Allgemeinea 
spricht  sich  ein  bekannter  deutscher  Mihtärschriftsteller 
wie  folgt  aus: 

«Die  deutsche  Nation  ist  wieder  einmal  auf  dem 
Punkte  angekommen,  wo  sie  in  sich  zu  gehen  hat,  wenn 
sie  sich  nicht  selber  aufgeben  will.  Bis  auf  eine  kleine 
Minderheit  jagt  sie  nur  noch  dem  Profite  nach,  und  dieser 
soll  wieder  die  Mittel  zu  reichem  Geniessen  geben.  Ihm 
wird  alles  geopfert:  Ueberzeugung,  die  eigene  Würde, 
die  Wahrheit.  Fflr  einen  Gimpel  gilt,  wer  nicht  bloss 
an  sich,  sondern  auch  an  die  andern  denkt;  für  einen 
Narren,  wer  so  kühn  ist,  eine  Katze  auch  eine  Katze  zu 
nennen.* 

Den  Schluss  des  Artikels  bildet  der  direkte  Wunsch 
nach  einem  baldigen  Kriege,  welcher  das  Volk  wieder 
sitthch  beben  soll,  und  der  auch  nicht  ausbleiben  wird. 
Ob  aber  mit  gleichem  Erfolge  wie  die  letzten  Kriege 
begleitet,  das  ist  eben  eine  andere  Frage, 

Nach  unserem  Dafürhalten  ist  das  Anwachsen  der 
Sozialistenpartei  einerseits  dem  Umstände  zuzuschreiben, 
dass  diese  Partei  weiss,  was  sie  will  und  in  ihrer 
Weise  ideale  Ziele  verfolgt;  andererseits  aber  ebenso- 
sehr einer  allgemeineren  Misstimmung  in  grossen  Yolks- 
tbeilen,  die  gar  nicht  zu  der  Partei  geboren,  noch  gehören 
wollen,  aber  nur  durch  solche  Wahlen  ihren  Gefühlen  Aus- 
druck geben  konnten.  Wir  halten  diese  einstweilige  Ver- 
st&rkung  für  kein  Unglück,  da  sie  die  Sozialisten  veranlassen 
wird,  sich  in  manchen  Punkten  den  Forischrittsprognunmeo 
der  bürgerhchen  Parteien  zu   nähern,  und  diese  wieder 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Ausläud.  Staaten,  soweit  sie  uns  iuteressiren.  Deutschland.    315 

sich  mit  den  richtigen  Ideen  der  Sozialdemokratie  zu  be- 
freunden. So  dass  am  Ende  daraus  wieder  die  grosse 
liberale  Partei  entsteht,  welcher  eigentlich  doch  die  Mehr- 
heit des  deutschen  Volkes  angehört  und  die  dann  einen 
festen  Damm  sowohl  gegen  den  hochgestiegenen  Ueber- 
muth  der  Ultramontanen,  wie  gegen  deQ  «agrarischen  Bund 
der  Landwirtbei  und  gegen  die  nicht  in  jeder  Hinsicht 
befriedigende  Politik  der  Regierung  bilden  kann. 

Von  «Katholisch  ist  Trumpf»,  wie  die  ultramontanen, 
oder  von  «Unser  ist  die  Welt  und  das  Reich*,  wie  die  sozia- 
listischen Zeitungen  nach  dem  allerdmgs  auffallenden  Wahl- 
siege triumphirend  ausriefen'),  davon  ist  auf  die  Dauer 
zwar  keine  Rede,  aber  eine  klügere  PoUtik  der  Regierung 
sowohl  dem  Papste,  als  der  Sozialistenpartei  gegenüber 
muss  die  mmiittelbare  Folge  der  jetzigen  Verhältnisse 
sein.  Wenn  sie  nicht  mit  der  Auflösung  des  Reichstages 
«inen  gewagten  Versuch  machen  will  ihren  Einfluss  zu  er> 
hohen,  welchen  namentlich  einige  schroffe  Äeusserungen 
bei  dem  Begräbnisse  Krupp's  und  in  Breslau,  sowie  der 
Plan,  die  Jesuiten  zurückzuberufen,  selbst  bei  ruhigen 
Leuten  kompromittirt  haben.  Dass  eine  Veränderung  der 
Pohtik  in  diesen  Richtungen  stattfinden  muss,  wenn 
man  nicht  zur  Gewalt  seine  Zuflucht  nehmen  will,  das 
liegt  auf  der  Hand;  im  Uebrigen  liegt  der  Kernpunkt 
der  Sache  nicht  darin,  sondern  in  einer  moralischen 
Regeneration  der  ganzen  bQrgerlichen  Gesell- 
schaft, die  in  Folge  ihrer  Prosperität  seit  der  GrOndung 
des  Reichs  sehr  herabgekommen  ist.*)  Ohne  solche  innere 

')  Durch  welchen  z.  B.  im  Königreich  Sachsen  22  Sozia- 
listen und  1  Antisemit  in  den  Reichstag  gelangten,  wozu  das 
unqualiSzirbare  Betragen  der  sächsischen  Kronprinzessin  einen 
guten  Theil  beitrug. 

■).  Der  Fall  Dippold  bildet«  hiezu  eine  sprechende  Ulustra- 
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Veränderungen  nützen  die  äussern,  «neuen  Kurso  der 
Politik,  die  schon  oft  versucht  worden  sind  und  daher 
Niemandem  mehr  grosses  Vertrauen  einflössen,  nicht  viel. 
Professor  Mommsen  veröffentlichte  in  der  «Nation» 
einen  Artikel  unter  der  sensationellen  Ueberschrift  »Was 
uns  noch  retten  kann>,  worin  er  (nach  der  Allg.  Zeitung) 
«das  Bündniss  der  Liberalen  und  Sozialdemokraten  gegen 
die  jetzige  Mehrheit  empfiehlt,  unter  AbschQttelung  der 
National! iberalen.  Er  behauptet,  der  Umsturz  der  Reichs- 
verfassung entwickle  sich  rasch.  Man  stände  nicht  am 
Schlüsse,  sondern  am  Beginn  eines  Staatsstreiches,  durch 
den  der  deutsche  Kaiser  und  die  deutsche  Volksvertretung 
dem  Absolutismus  eines  Interessenbundes  des  Junkerthuros 
und  der  Kaplanokratie  unterworfen  werden  sollen.  Eine 
Hilfe  könne  nur  erreicht  werden  durch  den  Zusammen- 
schluss  aller  nicht  in  diese  Verschwörung  verwickelten 
Parteien.  E^  müsse  dem  Köhlerglauben  ein  Ende  gemacht 
werden,  dass  sich  die  Nation  theile  in  Ordnungsparteien 
und  in  eine  Umsturzpartei.  Die  Liberalen  niQsstea  —  so  un- 
gefähr wird  dann  die  Sache  näher  ausgeführt  —  im  Verein 
mit  den  Sozialdemokraten  die  Monarchie  retten.  Mommsen 
richtet  dann  noch  einen  Appell  an  die  Arbeiterpartei, 
meint  aber  in  etwas  unklarer  Weise,  die  wahrhaft  Frei- 
sinnigen müssten  trotzdem  dem  letzten  Ziele  der  Arbeiter- 
partei entgegentreten.  Wie  sich  Mommsen  dieses  ganze 
VerhjÜtniss  denkt,  ist  aus  dem  Artikel  nicht  genau  zu 
ersehen.»  Die  A.  Z.  fügt  bei:  «Professoren  sind  oft  wunder- 
liciie  Heihge,  und  gerade  Theodor  Mommsen  hat  als  Poli- 

tion  und  die  all^metne  Klage  über  die  starke  Verbreitung 
pornographischer  Litteratur  eine  andere.  Das  sind  aber  alles 
die  ganz  natdrliehec  Folgen  des  nntunvissenschaftlichen  Mate- 
rialismus, welchem  die  ganze  gebildete  Gesellschaft  seit  50 
Jahren  huldigte  und  der  nun  diese  FrOchte  bringt. 
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tiker,  wie  sein  verstorbener  Kollege  Virchow,  schon  recht 
hSufig  eine  sehr  zweifelhafte  Rolle  gespielt.  Sein  neuester 
Gedanke,  die  Monarchie  mit  Hilfe  der  Sozialdemokratie 
zu  retten,  ist  eine  mehr  als  wunderliche  Leistung.* 

Sie  könnte  vielleicht  besser  sagen,  dass  Moramsen 
selbst  durch  seine  Verherrlichung  Cäsar's  und  des  Cäsa- 
rismus, und  die  Herabsetzung  des  damaligen  liberalen 
Elementes  in  der  Person  Cicero's  den  ersten  Anstoss  zu 
der  Verlotterung  aller  |tolitischen  Grundsätze  und  der 
Ixibpreisung  der  blossen  «Realpolitik»  gegeben  hat,')  die 
seither  nun,  in  Verbindung  mit  dem  materialistischen,  auf 
LebensgenussgerichtetenGeistderZeit,  ihre  Früchte  bringt. 
Am  Reichthum  und  der  daraus  hervorgehenden  Genusssucht 
geht  jede  bürgerliche  Gesellschaft  zu  Grunde,  und  was  dann 
übrig  bleibt  ist  einerseits  eine  dunkle,  unklare  Masse  von 
Begehrlichkeit  und  drohender  Anarchie,  aus  den  untern 
Volksschichten  her  aufsteigend,  denen  eben  kein  rechtes 
bürgerliches  Ideal  mehr  vor  Augen  steht,,  dem  sie  nach- 
streben könnten,  sondern  bloss  die  imgezOgelte  Gier  aucli 
zu  ihrem  Genussantheil  zu  gelangen.  Andererseits  der  Cä- 
sarismus, der  sie  mit  dem  Schwert  damiederhftit  und  dafür 
das  Lob  der  •wohlsituirten»  Klasse  erntet.  Soweit  sind 
wir  jetzt  nicht  bloss  in  England,  Frankreich,  Belgien, 
sondern  auch  im  Lande  der  «Denker»,  wenn  sich  nicht  bald 
eine  sehr  entschiedene  Verbesserung  der  bflrgerhcben 
Klassen  auf  der  Grundlage  einer  gar  nicht  mehr  natura- 
listischen, sondern  wahrhaft  religiösen,  vorzugsweise  (der- 
malen wenigstens)  Seht  protestantischen  Weltanschaiumg 


')  Der  Dramatiker  Sudennann  hat  dann  neuestens  i. 
einem  Theaterstücke  «Der  Sturmgeselle  Socrates-  eine  Vei 
hObnuog  des  politischen  Idealismus  von  1818  auf  die  Bühne  g« 
bracht.  Der  und  Nietzsche  sind  jetzt  die  «Dichter'  und  'Denker 
iler  deutschen  Nation. 
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neue  Bahnen  bricht.')  Das  ist  es,  »was  uns  noch  retten 
kann.»  Wir  sagen  hier  absichtlich  «uns»,  indem  wir  uns 
bis  zu  einem  gewissen,  immerhin  doch  noch  etwas  ge- 
ringeren Grade,  in  den  gleichen  Verhältnissen  befinden. 
Das  Bedenklichste  an  den  dermaUgen  deutschen  Ver- 
hältnissen, für  den  dortigen  Staat  selbst,  wie  fflr  die 
benachbarten  Staaten,  ist  einerseits  das  beständige,  und, 
sagen  wir  es  gleich,  unvermeidÜche  Anwachsen  des 
tMilitärstaats»,  andererseits  die  völlig  atheistische,  fast 
ruchlose  geistige  Richtung  der  der  Sozialdemokratie  sich 
immer  mehr  zuneigenden  Massen.  Deutschland  muss 
noch  auf  unabsehbare  Zeit  hinaus  ein  Mihtärstaat  bleiben; 
es  bat  zu  viel  Feinde  und  zu  wenig  aufrichtige  Freunde, 
namenüich  unter  den  mächtigen  Staaten  der  Erde.  Das 
ist  ein  schweres  Loos,  das  nur  mit  einer  wahren  und 
sehr  kräftigen  Religiosität  getragen  werden  kann.')  Daran 
fehlt  es  aber  jetzt  der  gebildeten  Gesellschaft  in  sehr 
starkem  Massstabe  und  der  sozialistischen  Partei  sogar 
prinzipiell.  Der  Dresdener-Kongress  der  Sozialisten  lie- 
ferte in  diesem  Jahre  einen  neuen  Beweis  hiefür,  wenn 
es  eines  solchen  noch  bedurfte,  ganz  besonders  durch  die 
direkten  Aeusserungen  des  dermaligen  Hauptes  der  Par> 
tei.  Das  AUerbemerkenswertheste  in  der  «Thronrede»  des 
sozialistischen  Häuptlings  war  der  scharfe  Verweis,  welchen 
er  dem  Genossen  Göhre,  einem  ehemaligen  Pfarrer,  des- 
halb ertheilte,  weil  er  gelegentlich  einmal  von  einem 
«Heiland»  geredet  hatte.    Das  zeigt  den  Atheismus  und 


')  Die  schöne  Ansprache,  welche  der  Kaiser  am  18.  Oktober 
au  2wei  seiner  Söhne  bei  deren  Konfirmation  richtete,  ist  eines 
der  besten  Zeugnisse,  dass  ein  solcher  Geist  doch  noch,  trotz 
allem  entgegenstehenden  Anschein,  selbst  in  den  oberen  Re- 
gionen lebendig  ist.    Hoffen  wir  also  auch  hier  das  Best«. 
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Hass  gegen  das  Christenthum,  welcher  dem  korrekten 
Sozialismus  unzweifelhaft  als  eigentliche  Gesinnung  zu 
Grunde  liegt,  trotz  der  täuschenden  Devise  «Rehgion 
ist  Privatsache»  im  Programm.  An  diesem  Punkte  schei- 
den sich  unsere  Wege  absolut,  wenn  wir  auch  sonst 
manches  Gute  im  sozialistischen  Programm  anerkennen. 
Im  Atheismus  liegt  kein  Gedeihen;  in  welcher  Form  er 
sich  auch  jeweilen  zeigt,  er  ist  immer  ein  Anzeichen 
der  Decadence,  nicJit  des  Fortschrittes.  Der  Genosse 
Göhre  stand  zu  seinem  Heiland  nicht,  wie  er  es  hätte 
thun  sollen,  sondern  verleugnete  ihn  stillschweigend  vor 
diesem  «hohen  Rathe>  der  Zukunft. 

In  der  sehr  schönen  Lebensskizze  Heinrich  Gelzer's') 
von  F.  Curtius  findet  sich  (auf  pag.  28}  folgender  Passus 
über  die  Aufgabe  Deutschlands,  von  dem  man  glauben 
könnt«,  er  wäre  nicht  1871  (und  1892,  soweit  es  die 
Beifügungen  des  Biographen  betrifft),  sondern  jetzt  ge- 
schrieben : 

•Nachdem  die  politische  Einigung  Deutschlands  voll- 
führt war,  bezeichnete  Geizer  als  die  Aufgabe  der  neuen 
Epoche  der  Geschichte:  «Die  innere  Einigung  Deutsch- 
lands".  «Wird  Deutschland»,  so  schreibt  er  zu  Ende  1871, 

')  Leider  ist  Geizer,  nach  einem  sehr  guten  akademischen 
Beginn,  in  der  Hauptperiode  seines  Lebens  viel  zu  sehr  pri- 
vater Füratendiener  und  geheimer  diplomatischer  Agent  ge- 
worden. Daher  kommt  es,  dass  der  vielleicht  beste  und  jeden- 
falls  einflussieichste  Diplomat  in  Bezug  auf  die  auswärtigen 
Angelegenheiten,  den  wir  seit  Pictet  de  Rochemont  gehabt 
haben,  dem  schweizerischen  Volke  völlig  unbekannt  und  selbst 
den  Gebildeten,  die  etwas  von  ihm  gehört  haben,  viel  weniger 
sj-mpathisch  geblieben  ist,  als  er  es  verdient. 

Die  Tendenz  Gelzer's,  das  deutsche  und  schweizerische 
Volk  auf  der  Grundlage  einer  richtigen  Lebensauffassung  eng 
und  freundschaftUoh  verbunden  zu  erhalten,  muss  stets  die 
UDsrige  bleiben. 
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«seinen  providentiellen  Bei-uf  erkennen?  Stehen  seine 
Führer  und  Lehrer  auf  der  Höhe  ihrer  Aufgabe?  un- 
serem Volke  ist  in  diesem  Jahre  Grosses  gesclienkt 
worden.  Aber  noch  fehlt  uns  das  Grösste.  Es  fehlt  uns 
die  Bürgschaft,  dass  wir  die  errungene  Höhe  behaupten 
und  zwar  zum  Segen  für  Deutschland  und  für  Euroi>a 
behaupten  werden.  Deutschland  muss  seine  -sittliche 
Wiedei^eburt,  seine  geistige  Einigung  jetzt  als  höchste 
Aufgabe  erkennen,  oder  es  sinkt,  früher  als  man  ahnt, 
wieder  von  seiner  Höhe  herab.  Die  unermessliche  Ver- 
antwortlichkeit Deutschlands  —  das  ist  der  Wahlspruch, 
der  seit  1870  auf  meinen  Lippen  schwebt,  den  ich  wieder- 
holen werde,  so  lange  ich  noch  ein  Ohr  finde,  das  sich 
gegen  diese  Gewissensmahnung  nicht  verschliesst.*  Ein 
leichtfertiger  Optimismus  mochte  nach  1870  das  Ende 
der  deutschen  Kämpfe  gekommen  wähnen,  ruhiges  Be- 
hagen und  zufriedenen  Lebensgenuss  predigen  und 
höchsten?  der  Militärverwaltung  die  Sorge  überlassen,  die 
Abwehr  gegen  einen  französischen  Rachekrieg  vorzube- 
reiten. Aber  die  Geschichte  der  letzten  20  Jahre  hat  durch 
erschütternde   Erfahrungen   Gelzer's   Ansicht   bestätigt.» 


In  Frankreich  spielte  in  diesem  Jahre,  neben  der 
unsterblichen  Dreyfiis- Angelegenheit,  die  für  uns  immer 
noch  eine  dunkle,  nicht  gänzlich  aufgehellte  Seite  enthält, 
die  Hauptrolle  ein  Versuch  des  gegenwärtigen  Ministeriums 
Combes,  die  katholischen  Orden  zu  verdrängen,  welcher 
dieses  Land  mehr  als  alle  andern  innem  Dissensionen 
schwächen  wird. 

Der  Staat  Frankreich,  unser  ältester  Alliirter,  der 
uns  viel  geholfen  und  ebensoviel  geschadet  hat,  immer 
aber  unser  Interesse  sehr  lebhaft  beanspruchen  wird,  hat 
seit  1870  seine  frühere  politische  und  militärische  Stellung 
nicht  wiedergewinnen  können  und  ist  allein,  ohne  Allianz, 
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keinem  seiner  grossen  Gegner  mehr  gewachsen  und  über- 
dies durch  die  quasi  Allianz  mit  Russland  in  seiner 
Aktionsfreiheit  bemerklich  gehemmt.  Das  unbehagliche 
Gefühl  des  Abnehinens  und  Niedergangs ,  das  daraus 
hervorgeht,  ist  für  eine  elirgeizige  Nation  schwer  zu 
ertragen.  Die  Hauphirsache  davon  liegt  aber  nicht  in 
irgendwelchen  kriegerisclien  Niederlagen,  durch  welche 
ein  gesundes  Volk  nicht  dauernd  in  seiner  Fortentwick- 
lung gehemmt  werden  kann,  sondern  sie  geht  zurück, 
wenn  nicht  auf  den  «esprit  Gaulois»  überhaupt,  so 
doch  ganz  gewiss  auf  die  gewaltsame  Ausrottung  des 
Protestanti.smus ,  der  ein  regulirendes  Element  war, 
an  dessen  Stelle  nun  beständig  die  Uebertreibungen  der 
katholischen  Kirche  und  ihrer  atheistischen  Opposition,  der 
Cäsarisnius  und  die  Korruption  einer  bloss  auf  Gelderwerb 
bedachten  Bourgeoisie  getreten  sind.  Eine  Reformation 
ist  auch  hier  die  Rettimg,  aber  nicht  eine  solche  im 
Styl  der  Brunetiere  oder  Coppee,  oder  des  Freimaurer- 
ordens, sondern  eine  bei  weitem  ernsthaftere. 

Die  Aufgabe,  den  Kern  dazu  abzugeben,  hat  unseres 
Erachtens  noch  heute  der  französische  Protestantismus- 
jedoch  ein  Protestantismus  im  Styl  von  Vignes  und  der 
alten  Caraisarden,  nicht  der  mattere  der  Pressensö, 
Monod  oder  Stapfer,  die  den  glaubenstreuen  Katholiken 
innerlich  keineswegs  überlegen  sind.  Alle  äusserlichen 
Versuche,  auch  die  Trennung  der  Kirche  vom  Staat, 
oder  die  Aufhebung  des  Konkordats  von  1801,  wtlrden 
schwerlich  erfolgreich  sein,  sondern  nur  zu  einer  starken 
Reaktion  katholisch-kirchlicher  Art  führen.  Der  eigent- 
liche Feind  in  Frankreich  ist  auch  nicht  der  Klerikalis- 
mus, sondern  die  leichtfertige  Lebensauffassung,  nament- 
lich in   einem  Punkte,  der  für  das  gesunde  Wachsthum 
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der  kflnftigen  Generationen  der  entscheidende  ist,  und 
die  damit  verbundene  liederliche  Litteratur.  Solange  Leute 
wie  Zola  oder  Flaubert  und  hundert  Ändere  als  «nationale 
Grössen»  angesehen  werden,  ist  eine  wirkliche  Hülfe  gar 
nicht  denkbar.  F-Jn  einziges  grösseres  Blatt  in  Frankreich, 
die  <Libre  parole>  von  Drumont,  hatte  bei  dem  plötz- 
lichen Tode  des  erstgenannten  Schriftstellers  den  Muth, 
seinem  Volk  die  Wahrheit  zu  sagen,  wie  folgt: 

•Jamals  ecrivain  ne  congut  l'humanite,  le  monde,  la 
creation,  la  societe  sous  un  aspect  plus  affreux,  plus 
r(';pugnant  et  plus  sale. 

On  serait  tente  de  dire  que  cette  reuvre  elle-meme 
revelait,  ä  eile  seule,  une  sorte  de  maladie  mentale  que 
dissimulaient  certaines  quaJites  d'artiste,  mais  qui  excitaib 
chez  les  etres  normalement  constitues  une  Sorte  de  repul- 
sion  qui  du  livre  allait  a  l'auteur  .  . . 

. . .  Si  Zola  füt  mort  apre.s  rAs^omiiioir,  la  Joie  de 
vivie,  Nana  ou  Pot-Bouille,  il  n'aurait  laisse  que  la  repu- 
tation  d'un  mal  ne,  remarquablement  doue  au  point  de 
vue  de  rexpre.ssion,  mais  atteint  d'nne  espece  d'amour 
pour  l'ordure  que  les  niedecins  connaissent  sous  le  nom 
de  pica  ou  de  inalecie. 

La  part  prise  par  ce  corrupteur  de  foules  ä  I'affaire 
Drcyfus  changca  en  haine  l'antipathie  que  les  natures 
i'Ievees  eprouvaient  pour  ce  ciseleur  d'obscenites. 

Cette  inter\'ention  de  Zola  dans  une  question  qui  ne 
le  regardait  aucunement,  est  encore  inexplicäble  pour 
ceux  qui  reflechissent  et  semble  etre,  eile  aussi,  la  mani> 
festation  d'un  certain  trouble  intellectuel. 

L'homme  qui  versait  la  fange  de  ses  livres  sur  nos 
chefs  niilitaires  n'avait  jamais  appartenu  k  l'armee  k  i[ue\- 
que  titre  que  ce  .soit;  il  etait  tranquillement  installe  ä 
Marseille,  pendant  quo  tJius  prenaient  leur  part  des 
soufTrances  et  des  douleurs  de  la  Patrie. 

II  n'avait  acquis  la  notoriete  et  la  fortune  qu'en 
speculant  sur  les  instincts  les  plus  degrades,  en  4talant 
<les  pcintures  lubriques  et   en  remuant  des    immondices 
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qui,  jusqu'a  lui,  etaient  restees  en  dehors  de  la  litterature, 
comme  les  tas  d'ordures  en  dehors  des  maisons. 

L'auteur  de  Pot-Bouille  n'est  sorti  qu'une  fois  de  ce 
cabinet  qui  etait  uo  atelier  de  photographies  obscenes, 
dans  lequel  il  retouchait,  avec  la  patiente  habilete  d'uti 
professionnel  du  sadisme,  des  instantanes  egrillards  comme 
les  embrassades  de  Satin  et  de  Nana. 

II  ne  s'est  arrache  qu'une  fois  a  ses  cheres  etudes, 
et  c' etait  pour  essayer  de  defendre  un  abominable  traitre. 

Un  juif,  justemcnt  condamu^  par  un  tribunal  d'offi- 
ciers  pour  avoir  vendu  ä  l'ennemi  nos  secrets  militaires, 
eät  le  seul  etre  qui  ait  reussi  ä  faire  vibrer  eette  Arne. 

On  avouera  qu'il  y  a  14  quelque  chose  qui  confond 
la  raison. 

II  semble  que  Zola  se  soit  rendu  compte  sur  le  grade 
de  l'hon-eur  «lu'il  inspirait  ä  tout  ce  qui  a  un  coeur  fran- 
qtäa.  L  s' etait  peu  ä  pen  retire  de  la  melee,  et  le  public, 
qui  s'etait  detoume  de  lui,  ne  lisait  m€me  plus  les  elucu- 
brations  fastidienses,  pretentieuses  et  interminables  qu'il 
publiait  sous  le  titre  de  roman. 

On  eüt  dit  <iu'une  invisible  malediction  enveloppait 
cet  homme  funeste  ä  lui  et  aux  autres,  qui  n'avait  meme 
pas  l'excuse  que  peuvent  invoquer  certains  politiques  que 
t'habitude  de  vivre  dans  la  lutte  rend  iuconscients  de  ce 
qu'ils  fönt 

L'insulteur  de  notre  drapeau  meurt  ä  l'heurc  oü  la 
campagne  antipatriotique  ä  laquelle  il  avait  apjiorte  un 
crimioel  concours  commeuce  ä  porter  ses  fruits  de  ruine 
et  de  honte. 

Notre  armee,  si  magnifique  ü  y  a  cinq  ans,  ne  sera 
bientöt  plus,  gräce  <i  Andre  qu'une  garde  nationale  inca- 
pable  de  nous  defendre  eontre  Tennemi . . .  Le  paya,  demo- 
ralise  et  desorganise,  se  debat  dans  le  decouragement  et 
l'impuissance  .  .  .  C'est  au  moment  oü  retentissent  partout 
les  plaintes  et  les  sanglots  des  saintes  filles  qu'on  jette 
dans  la  nie,  qu'on  va  celebrer  les  obseques  d'un  homm« 
qui  n'a  trouve  dans  le  mal  que  la  tristesse  et  le  deses- 
poir  .  . . ' 
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Wir  hätten  diesen  Worten  kaum  etwas  anderes  bei- 
zufügen, als  nochmals  das,  die  äussere  Form  der  iunern 
Regeneration  sei  in  Frankreich,  wie  in  allen  Staaten 
lateinischer  Race,  der  Protestantismus.  Schon  Quinet  hatt« 
bekanntlich  diesen  Gedanken,  und  er  wirft  der  grossen 
Revolution  mit  Recht  vor,  dass  sie  statt  dessen  bloss 
religionsfeindlich  gewesen  und  daran  zu  Grunde  gegangen 
sei.  Denn  auf  einen  atheistischen  »Fortschritt»  folgt 
immer  eine  klerikale  Reaktion,  das  wird  die  jetzige  frei- 
maurerische Regierung  Frankreichs  auch  erfahren,  und 
CS  wird  das  Schicksal  des  Sozialismus  überall  sein.  So  wer- 
den sich  die  Todten  noch  einige  Zeit  gegenseitig  begraben, 
aber  wie  entsteht  daneben  ein  wirkliches  Leben,  dessen  der 
Staat  doch  dringend  bedarf?  Die  rechten  Elemente  dazu 
sieht  man  einstweilen  noch  nicht  Der  Dejmtirte  Francis  de 
Pressense  glaubte  sie  in  der  altbekannten  Fonnel  «Tren- 
nung der  Kirche  vom  Staat>  zu  finden  und  schlug  mit 
einer  Anzahl  meist  gelehrter  Freunde  ein  interessantes 
Gesetz  von  98  Artikeln  vor,  deren  einige  wie  folgt  lauten : 

«Article  1",  La  liberte  des  opinions,  la  liberte  de  cons- 
cience  et  de  croyance  est  inviolable. 

Art.  2.  La  Republique  reconnalt  et  garantit  la  libre 
expression  des  opinion-s,  rehgieuses  ou  autres,  dans  les 
limites  de  l'ordre  public  et  en  conformite  avec  les  dis- 
positions  ci-apres  relatives  a  la  police  des  cultes. 

Art.  3.  Nul  ne  peut  etre  empeche  d'exercer,  confor- 
mement  aux  lois,  le  culte  qu'il  a  choisi. 

Art.  4.  Nu!  ne  peut  etre  contraint  ä  participer  ä  mi 
acte  religieux  ou  ä  un  culte,  ä  faire  partie  d'une  associa- 
tion  religiensc  ou  ecciesiastique,  ä  suivre  ou  ä  donner  un 
enseignement  religieux,  k  contribuer  par  l'irapöt.  direr- 
tement  ou  indirectement,  ä  l'entretien  d'opinions  reli- 
gieuses  ou  d'etablissements  ecclesiastiques. 

Art.  5.  Nul  ne  |)eut  etre  tenu  d'exprimer,  positive- 
raent  ou  negativement,  ses  opinions  en  matiere  religieuse. 
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münie  en  se  faisant  inscrire  sous  iine  rubrique  ou  en  re- 
pondant  ä  un  questionnaire  de  recensement. 

Art.  6.  La  Rupublique  ne  pmtege,  ne  salarie,  ni  ne 
8iibv«ntionne  aucun  culte.  Elle  n'accorde  de  privilöge  on 
de  dispense  k  aucun  culte.  Elle  ne  s'immisce  par  acte 
d'autorite  gouvernementale  dans  aucun  acte  de  conscience. 
Elle  ne  fournit  ä  titre  gratutt  aucun  local  pour  I'exercice 
d'nn  culte  ou  )e  logement  de  ses  ministres. 

Art.  7.  A  dater  de  la  prumulgation  de  la  pr>!sente 
loi,  la  loi  du  18  germinal  an  X  est  abrogee  et  Is  Conven- 
tion pasäee  a  Paris  Je  26  messidor  an  IX  entre  le  gou- 
vemenient  fran^;ais  et  le  pape  est  denoncoe. 

Art  29.  A  titre  d'immeubles  strictement  necessaires 
k  raccomplissement  du  but  qu'elles  se  proposent,  les 
societes  civiles  constituees  en  vue  de  subvenir  ä  l'entre- 
tien  du  culte,  ne  pourront  acquerir  ä  titre  onereus,  pos- 
seder  ou  administrer  qu'une  egiise  cathedrale  et  un  eveche 
par  diocese,  une  egiise  paroissiale  et  un  presbytere  par 
paroisse,  en  entendant  par  ces  tenues:  diocese  et  pa- 
roisse,  soit  les  circonscriptions  actuellement  ainsi  denoin- 
mees,  soit  Celles  ([ui  pourraient  etre  creees  a  l'avenir  par 
les  autorites  ecclesiastiques  competentes,  pourvu  <iu'elles 
ne  soient  pas  inferieures  en  population  ä  la  nioyenne 
des  circonscriptions  actuelles. 

Art.  30.  Sous  le  nom  de  cotisations  des  membres, 
on  pourra  comprendre  le  produit  des  quetes  faites  a 
l'eglise,  de  la  location  des  bancs,  du  casuel  ecclesiastique. 
La  societe  civile  sera  tenue  d'en  rendre  un  compte  an- 
nuel  qui  sera  depose  au  greffe  de  la  justice  de  paix  du 
canton  et  ä  la  niairie  de  la  commune.  Un  droit  de  ICf/o 
sera  preleve  sur  le  total  au  proät  de  I'assistance  publi- 
que du  departeuient  ou  de  la  commune. 

Art.  3Ubis.  Le  tarif  des  droits  per<;us  ou  des  prix 
fixes  pour  les  ceremonies  du  culte  et  pour  la  location 
des  cbaises  devra  etre  rendu  public.  II  ne  pourra  en 
aucun  cas  s'elever  au-dessus  du  tarif  en  cours  »  l'epoque 
de  la  Promulgation  de  la  presente  loi. 
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Art  32.  Toutes  leurs  valeurs  mobilieres  devraient 
«tres  placees  en  titres  de  rente  nominatifs.  Le  montant 
total  n'en  pourrait  depasser  la  somme  n^essaire  pour 
produire,  ä  'i%  le  prix  de  la  location  de  Teglise  et  du 
presbytere  et  le  traitement  des  minlütres  du  culte  y  at- 
taches.  Elles  devront  publier,  chaqiie  annee,  im  compte 
de  leurs  proprietes  mobilieres  et  revenus  et  un  inven- 
taire  de  leurs  proprietes  immobiÜeres.» 

Man  wird  lebhaft  an  unsere  Helvetik  dabei  erinnert. 
Das  Projekt  seheiterte  jedoch  bereits  bei  dem  ersten  Ver- 
suche die  Dringlichkeit  dafür  zu  erlangen  am  20.  Mai  1903 
mit  278  gegen  247  Stimmen  der  Kammer  und  wird  kaum 
jemals  ernstlich  in  Beratbung  gezogen  werden.  Im  Gegen- 
theil,  es  ist  bereits  gegen  die  rQcksichtslose  AusfQhrung  des 
Kongregation  engesetz  es  vom  I.Juli  1901  eine  Art  von  Reak- 
tion eingetreten,  der  sich  der  Urheber  desselben,  Waldeck- 
Bousseau,  selbst  angeschlossen  hat.  Das  Resultat  der 
Uebertreibungen  war  1801  das  Concordat;  dermalen  wird 
es  eine  Kräftigung  des  Elerikalismus  und  vielleicht  der 
Untergang  der  Republik  sein,  wenn  sich  ein  Erbe  der- 
selben findet.  Ein  solcher  hat  sich  bereits  in  der  Person 
des  Herzogs  von  Orleans  gemeldet,  welcher  an  den  bre- 
tonischen  Senator  Lamarzelle  folgendes  Schreiben  erliess : 
«Genua,  22.  Mftrz  1903. 

Mehr  als  je  zeigen  die  Ereignisse,  wie  unauflöslich 
awei  grosse  Sachen,  die  Sache  Gottes  und  die  des  Königs, 
miteinander  verknüpft  sind.  Die  Zeit  ist  nicht  fern,  da 
die  Kirche  Frankreichs,  die  durch  die  Verfolgung  wieder 
zur  richtigen  Schätzung  unserer  historischen  Ueberlie- 
ferung  zurückgeführt  worden  sein  wird,  zur  Erkenntniss 
gelangen  muss,  dass  für  sie  die  Unabhängigkeit  und  das 
Heil  nur  in  der  Monarchie  zu  ünden  ist.  Das  zu  wieder- 
holen, darf  man  nicht  müde  werden.  Solches  thun  Sie, 
mein  lieber  Senator,  mit  dem  Zauber  Bires  unvergleich- 
lichen Talents.    Es   bemtet   mir  grosse   Freude,    Ihnen 
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meinen  tiefempfundenen  Dank  auszudrücken  und  mich 
zu  nennen  Ihr  wohlgeneigter  Philippe. > 

lieber  die  radikal-sozialistische  Strömung  in 
Frankreich,  welche  in  jüngster  Zeit  einem  Alters-  und 
Invalid enversorgungsgesetz  zum  Leben  verhol fen  hat, 
schreibt  ein  Correspondent  der  Allg.  Z. : 

«Eine  Gesellschaftsklasse,  der  es  in  der  letzten  Zeit 
anfängt,  unheimlich  zu  werden,  das  ist  die  alte  französi- 
sche Bourgeoisie.  Sie  fühlt  das  Gebäude,  das  sie  sich 
im  Verfolge  der  grossen  Revolution  errichtet  und  so  recht 
für  sich  und  für  ihre  Sonderbedürfnisse  ausmöhlirt  hat, 
in  allen  Fugen  krachen.  Mit  der  einstigen  feudalen  und 
bochkirchljdien  Ordnung  der  Dinge  ist  sie  verhältniss- 
mftssig  leicht  fertig  geworden ;  die  Reste  des  ehemaligen 
ersten  und  zweiten  Standes  hat  sie  aufzusaugen  und  sich 
zu  assimihren  verstanden,  vielfach  natürlich  «donnant, 
donnant».  Dem  Ansturm,  der  sich  jetzt  in  Form  des 
Radikalismus  und  Sozialismus  von  der  andern  Seite,  von 
der  des  vierten  Standes,  fühlbar  macht,  ist  sie  nicht  ge- 
wachsen. Der  Kampf  hat  lange  gedauert;  augenblickhch 
steht  er  im  Zeichen  der  Entscheidung.  Alle  Positionen 
der  eigentlichen  Bourgeoisie  sind  gleichzeitig  bedroht. 
Auf  wirthschaftlichem  Gebiete  ist  die  französische  Bour- 
geoisie immer  die  Partei  des  «laisser  aller,  Imsser  faire», 
zugleich  aber  auch  —  der  Vorwurf  ist  ihr  so  oft  gemacht, 
dass  es  fast  banal  ist,  ihn  zu  wiederholen  —  die  Partei 
der  rücksichtslosen  Ausbeutung  gewesen;  sie  ist  in  ihrer 
Fürsorge  für  denjenigen  Theil  des  Volkes,  den  man  ge- 
meinhin die  Enterbten  nennt,  trotz  vieler  liocht{3nender 
Phrasen,  derart  rückständig  geworden,  dass  sie  sich  nament- 
lich von  den  grossen  konstitutionellen  Monarchien  Europas 
um  Jahrzehnte  hat  überholen  lassen.  Die  zugleich  schwer- 
sten und  ihr  eigenthümlichsten  Fehler  hat  die  französische 
Bourgeoisie  aber  in  ihrer  Finanzpolitik  begangen ;  da  hat 
sie  mit  einem  noch  staunenswertberen  Eigennutz,  aller- 
dings auch  mit  erstaunlicher  Konsequenz  und  Geschick- 
lichkeit, sich  und  ihren  Interessen  alles  dienstbar  gemacht 
und  immer  nur  für  die  Taschen  ihre  Mitglieder  gearbeitet. 
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Wir  können  uns  daraus  für  unsem  Bedarf  auch  etwas 
entnefanien,  denn  die  Verbältnisse  sind  in  der  französiscben 
Schweiz  beinahe  die  gleichen, 

Aehnlich  gebt  es  mit  dem  schOnen  Lande  an  un- 
serer Södgränze,  Italien.  Man  hat  bei  demselben  stets 
das  unmittelbare  Gefühl,  dass  alle  Fortschritt«  dnrcb- 
ans  nichts  helfen,  solange,  sogar  unmittelbar  vor  den 
Thoren  der  Hauptstadt,  alles  Land  grossen  Gutsbesitzern 
gehört,  die  auf  demselben  nicht  wohnen,  sondern  es  tiross- 
pächtem  und  ihren  Unterpächtem  überlassen,  welche  alle 
den  Wunsch  des  Herrn  den  mOssigen  «Signore»  zu  spielen, 
theilen  und  dem  Landarbeiter,  der  für  sie  Alle  den 
Acker  bebauen  soll,  nur  eine  flberau.s  klägliche  und  hoff- 
nungslose Existenz  übrig  lassen.  Dass  da  der  Sozialismus 
gross  werden  muss,  das  kann  keinen  Menschen  wundem, 
und  man  kann  es  auch  nicht  einmal  bedauern,  denn,  um 
ein  Wort  aus  Bismarck's  Reden  zu  gebrauchen,  *es  sollte 
ein  Staat,  der  seiner  grossen  Mehrzahl  nach  aus  aufrich- 
tigen Bekennem  des  christlichen  Glaubens  besteht,  auch 
bemüht  sein,  den  Armen,  Schwachen  und  Alten  zu  helfen. 
Er  sollte  sieb  ihrer  nicht  bloss  erinnern,  wenn  es  gilt, 
Rekruten  einzustellen  oder  Klassensteuer  zu  zahlen,  son- 
dern auch,  wenn  es  gilt,  sie  zu  schützen  und  zu  stützen, 
damit  sie  mit  ihren  schwachen  Kräften  auf  der  grossen 
Heerstrasse  des  Lebens  nicht  aberrannt  und  niedergetreten 
werden.« 

Das  wäre  die  erste  Pflicht  und  Aufgabe  jeder  Re- 
gienmg,  aber  ganz  besonders  der  italienischen;  nur  ist 
der  Mann  noch  nicht  geboren,  der  das  macht,  und  wir 
fürditen  sogar,  derselbe  würde  mehr  das  Aussehen 
eines   Tyrannen,   als   eines   Freiheitsschwürmers   haben. 
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Kommt  er  aber  nicht,  so  kommt  dort  trotz  aller  mate> 
riellen  Fortschritte  die  soziale  Revolution,  die  nur  einen 
talentvollen  Führer  in  der  Art  der  Gracchen,  oder  des 
Spartacus  braucht,  um  zu  einem  allgemeinen  Sklaven- 
krieg  g^en  die  zeitweiligen  Herren  aufzuflammen.  Italien 
ist  der  Staat,  welchen  man  am  meisten  fßr  die  oft 
diu-ch  tJebertreibung  missbrauchte,  relative  Wahrheit  als 
Beispiel  anfahren  kann,  dass  auch  die  politisciie  Frei- 
heit und  Einheit  eines  Staates  ohne  eine  wirthschaft- 
hohe  Emanzipation  der  unteren  Klassen  denselben  wenig 
hilft.  Das  ist  die  sozialistische  Grundanschauung  von 
der  Politik,  welche  in  ihrer  Uebertreibung  zur  Ver- 
achtung der  Freiheit  und  Nationalität  gegenüber  einem 
blossen  Wohllebensideal  und  zu  den  unnatürlichen  Bünd- 
nissen zwischen  Sozialismus  und  Ultramontanismus  führt, 
die  auf  dieser  Gleichgültigkeit  des  ersteren  für  alles  be- 
ruhen, was  nicht  Essen,  Trinken  und  Wohnen  bedeutet. 
Es  wäre  längst  die  Aufgabe  der  katholischen  Kirche  in 
Italien  gewesen,  sich  der  Armen  und  Gedrückten  energi- 
scher anzunehmen ;  sie  hat  es  aber  gerade  in  dem  Staate, 
den  sie  viele  Jahrhunderte  hindurch  unumschränkt  be- 
herrschte, imd  ebenso  in  Neapel  und  SiziUen,  wo  ihr 
Einfluss  ein  unbegränzter  war,  so  wenig  gethan,  dass 
wir  auch  an  ihre  jetzige  «Sozialpolitik»  keinen  grossen 
Glauben  haben.  Der  Protestantismus,  nicht  der  Sozialis- 
mus oder  der  Ultramontanismus,  ist  auch  hier  die  mutb- 
massliche  Rettung.  Italien  hat  in  der  letzten  Zeit  sein 
traditionelles  Glück  gehabt,  indem  sich  seine  Finanz- 
verhältnisse stark  verbesserten,  und  die  letzten  histo- 
rischen innem  Widersacher,  einerseits  das  gänzlich  intran- 
äigente  Papstthum  Pius  IX.  und  Leo's  Xm.,  andererseits 
die  früher  souveränen  Familien  im  Verschwinden  begriffen 
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sind.  Die  neapolitanischen  Bourbonen  sollen  jetzt  sc^r 
die  Absicht  haben,  ihren  Grundbesitz,  den  wundervollen 
Palazzo  Famese,  die  Villa  Madama  in  Rom  und  das 
Schloss  Caprarola  um  einige  wenige  MJlhonen  zu  veräus- 
sern. Wenn  nun  ein  bedeutender  Staatsmann  da  wäre, 
welcher  die  unhaltbaren  Zustände  hoffnungsloser  Armuth 
unter  der  Landbevölkerung  mitfühlte  und  das  Berechtigte 
in  den  Forderungen  des  Sozialismus  durch  eine  starke 
Bodenreform  zu  erfassen  verstünde,  statt  Grossmachts- 
phantasien  nachzuhängen,  die  für  den  eigenen  Staat  ruinös 
und  für  alle  Nachbarstaaten  bedrohlich  sind,  so  könnte 
die  zweite  Aera  eines  »risorgimento'  entstehen.  Niemand 
würde  das  mehr  begrüssen,  als  wir. 

Oesterreich,  als  Gesammtstaat  betrachtet,  scheint 
einer  Art  von  Auflösung  entgegenzureiten,  welche  bereits 
1866  und  1867  mit  der  Trennung  von  Deutschland  und  dem 
»Ausgleich»  mit  Ungarn  begann  und  seither  chronisch  ge- 
worden ist.  Das  Ende  muss^,  wenn  die  verschiedenen,  eigent.- 
lich  schon  jetzt  nur  noch  durch  die  Person  des  Kaisers 
zusammengehaltenen  Lfindernichtauseinanderfallen  sollen, 
ein  Bundesstaat  sein,  der  sieh  vielleicht  nothgedrungen 
auch  noch  über  einige  Balkanstaaten  ausdehnen  wird, 
um  dieselben  nicht  russisch  werden  zu  lassen.  Das  ist 
Übrigens  imgefähr  das  Ideal  Bismarcks  gewesen,  als  er 
das  österreichische  Kaiserhaus  aus  Deutschland  hinaus- 
manövrirte. 

Anders  sieht  ein  Franzose,  de  Coubertin,  die  Sache 
an,  welcher  Deutschland  einladet,  bei  dem  Hinschied 
des  jetzigen  Kaisers  von  Oesterreich  sich  die  deutschen 
Provinzen,  inklusive  des  tschechischen  Böhmens  anzue^ 
nen.    .£r  sagt: 
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*Von  einer  Vergrösserung  Deutschlands  nach  Oester- 
reidi hin  würde  Frankreich  nichts  zu  befürchten  haben, 
selbst  wenn  sich  dieselbe  bis  an  das  Adriatische  Meer 
ausdehnen  sollte.  Es  wäre  im  Gegentheil  vortheilhaft, 
wenn  innerhalb  Deutschlands  die  bayrisch-katholische 
Gruppe  so  weit  verstärkt  würde,  dass  sie  dar  preussiscli- 
protestantiscben  Gruppe  das  Gleichgewicht  zu  halten  ver- 
möchte. Deutschland  würde  dann  auch  weniger  geneigt 
sein,  die  Unabhängigkeit  von  Belgien  und  Holland  an- 
zutasten, an  der  Frankreich  sehr  viel  gelegen  sein  muss. 
Wenn  Deutschland  femer  direkten  Zutritt  zum  Mittelnieer 
hat,  so  könnte  das  dem  englischen  Einfluss  Abbruch  thun, 
und  das  wDrde  allen  übrigen  Mittelmeermäcliten ,  also 
auch  Frankreich,  zu  statten  kommen.  "Für  uns*,  so  lautet 
der  Schlusssatz  der  Couhertinschen  Ausführungen,  "liegt 
die  Gefahr  nicht  in  einer  Vergrösserung  Deutschlands, 
sondern  im  Stagniren  unseres  Reichthtims,  unserer  Be- 
völkerung, unserer  Kasse  und  unseres  Handels.  Die  Ko- 
lonialpolitik stellt  fortan  unseren  Jugendbmnnen  dar;  die 
Kontinentalpolitik  dagegen  ist  für  uns  nur  noch  ein  offenes 
Grab.. 

Es  genügt  zu  sagen,  dass  wir  diese  Lösung  nicht  be- 
grüssen  würden,  sie  übrigens  auch  nicht  für  mOgUch  halten. 
Die  herrschende  Stimmung  in  Oesterreich  von  oben  bis 
unten  scheint  uns  jetzt  ein  gewisser  Fatalismus  zu  sein,  der 
sich  von  den  Ereignissen  mehr  treiben  und  regieren  lässt, 
als  auf  sie  einen  wirklichen  Einäuss  gewinnen  zu  wollen 
und  daher  nur  von  heute  auf  morgen  lebt.  Es  Ist  zu  viel 
über  dieses  Land  und  Herrscherhaus  seit  1848  hingegangen, 
als  dass  nicht  eine  gewisse  Apathie  bei  beiden  erklärlich 
wäre.  Aber  es  gebt  mit  der  Apathie  leicht  auch  ein  Stück 
jenes  sittlichen  Ernstes  unter,  aus  dem  die  wahre  Energie 
der  Völker  und  der  Einzelnen  stammt  und  ohne  den  kein 
Staat,  am  wenigsten  ein  grosser,  sich  lange  Zeit  auf  seiner 
ihm  gebührenden  Höhe  erhalten  kann. 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


332  Jahresbericht  1903. 

Diesen  Ernst  hat  Oesterreich  eigeatlich  nie  gehabt, 
selbst  nicfat  in  der  ältesten  Zeit,  in  der  wir  ihm  feindlich 
gegenüberstunden  und  noch  weniger  auf  der  Hohe  seiner 
Machtstellung.  Ein  leichtlebiges  Volk  mit  einer  bald  ebenso 
leichtlebigen,  bald  wieder  finster-klerikal  gefärbten  Re- 
gierung an  der  Spitze,  das  ist  die  österreichische  Ge- 
schichte. Anders  freilich  die  ungarische.  Hier  hat  der 
Calvinismus  zunäch&t  seinen  Dienst  verrichtet,  seine  Kunst 
bewiesen,  energische  Völker  zu  erziehen,  und  nachher  der 
Kampf  für  ideale  Güter  von  1848/49,  aus  dem  ein  Volk, 
selbst  wenn  er  unglücklich  endet,  stets  gestärkt  und 
neugeboren  hervorgeht. 

England  befindet  sich  in  dem  interessanten,  aber 
getäbrlichea  Stadium  der  Staaten,  in  welchem  sie  begin- 
nen abwärts  zu  gehen,  wobei  dieses  unabweisbare  Vor- 
gefühl sie  mit  Entschlüssen  verderblicher  oder  beilsamer 
Natur  erfüllt.  Beides  ist  dann  möglich,  das  rasche  Sinken 
imd  die  Regeneration,  und  zu  beidem  gehören  entscbluss- 
fähige  Charaktere,  die  auch  in  der  That  in  diesem  Volke 
noch  mehr  als  in  jedem  andern  der  Gegenwart  vorhanden 
sind.  Möchten  die  Retter  die  Oberhand  über  die  Todten- 
gräber  gewinnen,  welche  mit  der  konservativen  Regier* 
ungspartei  im  Jahre  1895  an  das  Staatsruder  gelangt  sind. 

Eine  <Anglophohie>  besteht  bei  uns  in  keiner  Weise; 
ganz  im  Gegentheil,  man  schätzt  die  Engländer  als 
freiheitshebendes  Volk  und  als  traditionelle  Freunde 
der  Schweiz.  Es  gab  auch  während  des  Boerenkrieges 
noch  eine  Freiheit  der  Presse  in  England,  wie  sie 
nirgends,  selbst  bei  uns  nicht,  in  einem  ähnliehen  Falle 
besteben  würde,  und  es  gab  tapfere  Männer  und  Frauen, 
wie  Feldmarschalllieutenant  Chamberlain  und  Miss  Höh- 
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house,  die  offen  gegen  diesen  ungerechten  Krieg  und  die 
himmelschreiende  Behandlung  der  gefangenen  Frauen 
und  Kinder  auftraten.  Wir  haben  auch  selbst  aus  dem 
Munde  von  Boerenfrauen  gehört,  dass  der  englische  ge- 
meine Soldat  sich  nicht  roh  benahm,  anders  mitunter  der 
«nglische  Offizier,  von  dessen  Rohheit  der  Giesinnung  uns 
fast  imglaubliche  Beispiele  erzählt  wurden.  Das  englische 
Volk  ist  im  Ganzen  ein  sympathisches  Volk,  und  selbst 
unter  der  jetzigen  englischen  Regierung  lasst  es  sich  för 
Fremde,  überall  wo  die  englische  Flagge  weht,  leichter 
und  freier  leben,  als  in  jeder  deutschen,  französischen,  oder 
sonstigen  Colonie.  Es  ist  aber  etwas  in  dem  englischen 
Charakter,  was  alle  diese  guten  Eigenschaften  aufhebt 
und  den  Widerstand  herausfordert;  zunächst  der  brutale, 
freche  Geldbocbmuth  des  *Kaufniannsstaats>,  der  meint, 
Alles  kaufen  zu  können  und  für  jeden  Gewinn  bedeuten- 
der Art  Amnestie  zu  finden;  für  den  die  Armuth,  die 
neben  ihm  nirgends  in  der  Welt  grösser  ist,  nicht  mehr 
ein  Leiden,  sondern  ein  Verbrechen  ist,  oder  wenigstens 
die  Präsumtion  dafür.  Und  daneben  die  nicht  bewusste, 
sondern  ganz  unbewusste  Heuchelei  mit  dem  Christen- 
thum,  die  wirklich  annimmt,  neben  einer  solchen  un- 
bedingten Herrschaft  des  Geldes  sei  Christenthunj  mög- 
lich und  die  englische  Hocfakirche  sogar  das  Muster- 
bild einer  geistlichen  Anstalt.  Diese  Bornirtheit,  die 
in  dem  englischen  Charakter  liegt,  ist  unverbesserlich ;  da- 
gegen hilft  nur  eine  grosse  soziale  Revolution,  oder  ein 
sonstiges  nationales  Unglück,  wie  der  Zusammenbruch 
der  Seefaerrschaft,  oder  die  Invasion  einer  feindlichen  Macht 
in  Indien.  Beides  liegt  in  dem  Bereiche  der  Möglichkeit,  und 
das  Vorgefühl  davon  treibt  die  Kaufmannspolitik  zu  dem  Ver- 
suche einer  « Reichspolitik i>,  die  aber  schon  in  dem  Boeren- 
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krieg  in  den  australischen  und  canadischen  Hilfstnippen 
!;ehr  bedenkliche  Schattenseiten  zeigte.  Eine  völlige  Zoll- 
einheit des  ganzen  weit  ausgedehnten  britischen  Reiches 
und  aller  Colonien  wird  schwer  zu  erzielen  sein,  lieber 
würden  sich  die  grossen  Colonien  von  dem  Mutterlande 
trennen.  Und  wenn  sie  zu  erzielen  wäre,  so  müsste  ihr 
die  politische  Reichseinheit,  die  Unterstellung  aller  eng- 
lischen Lftnder  unter  eine  und  dieselbe  Verfassung  folgen, 
die  nberdies  nicht  die  jetzige,  ungeschriebene  und  viel- 
fach halb  antiquirte  Verfassung  Englands,  Schottlands  und 
Irlands  sein  könnte,  der  nicht  einmal  nächste  Gebiets- 
theile  wie  die  Insel  Man  und  die  Canalinseln  gänzlich 
angehören.')  Dieser  ganze  Einheitestaat  müsste  überdies 
nicht  nur  durch  eine  imposante  Seemacht,  deren  der- 
mnlige  Tüchtigkeit  noch  gänzlich  unerprobt  ist,  sondern 
auch  durch  eine  weit  grössere,  auf  allgemeine  Wehrpflicht 
begründete  Landmacht  zusammengehalten  werden,  an 
Stelle  der  jetzigen  geworbenen  Annee,  deren  Unzulänglich- 
keit, selbst  einem  so  kleinen  Gegner,  wie  die  Boeren- 
staaten  gegenüber,  sich  gezeigt  hat.  An  diesen  Notli- 
wendigkeiten  wird  der  «Imperialismus*  des  bisherigen 
allmächtigen  Colonialniinisters  Chamberlain  scheitern,  und 
schon  jetzt  ist  es  klar,  dass  England  keinem  der  eigent- 
lichen Grossstaaten  der  Welt  im  Kampfe  mehr  gewachsen 
ist,  sondern  Allianzen  suchen  muss,  die  nicht  mehr  so 
leicht  zu  haben  sind  wie  von  1813—1815.  Im  Gegentheil 
die  Staaten,  die  damals  um  relativ  geringe  englische  Sub- 
sidien  bereit  waren,  mit  ihrem  Blute  die  jetzige  eng- 
lische Welthandelsherrschaft  zu  gründen,  werden  dazu 
gelangen,  den  kühnen  und  richtigen  napoleonischen  Ge- 
danken einer  Continentalsperre  gegen  den  englischen  Han- 

')  Dieselben    schicken  keine  Vertreter  in  das   englische 
Parlament,  sondern  haben  ihre  eijfenen  St  an  de  Versammlungen, 
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del  wieder  aufzugreifen.  Es  wiederholt  sich  alles,  jede  poli- 
tische Situation,  nur  meistens  etwas  anders  im  Ausgange. 

Wir  wünschen  dringend  die  Erhaltung  Englands 
als  Grossmacht  mit  freiheithchen  politischen  Ideen  und 
national-ökonomischem  Freihandelssystem;  aber  nicht  die 
Erhaltung  der  konservativen  Regierung,  die  nun,  von  der 
Vei^ltung  getrieben,  zu  den  unmOghchsten  Versuchen 
greifen  muss,  um  Unhaltbares  zu  halten.  Würden  ßuss- 
land,  Deutschland  und  Amerika  die  Schwierigkeiten  des 
Boerenkrieges  benutzt  haben,  so  würden  sie,  neben  dem 
Ruhm  Schutzmächte  der  Schwachen  gegen  die  Gewalt 
der  Starken  zu  sein,  auch  den  künftigen  Krieg  vermieden 
haben,  der  ihnen,  allen  dreien  muthmasslich,  noch  mit 
England  bevorsteht  und  in  welchem  sich  die  Sympathien 
der  Welt  niclit  mehr  ungethcilt  auf  ihrer  Seite  befinden 
werden. 

Wir  hoffen,  England  werde  sich  in  absehbarer  Zeit  von 
der  jetzigen  Regierung  befreien  und  zu  einem  liberalen 
System  zurückkehren.  Was  der  liberalen  Partei  daselbst 
jetzt  fehlt,  ist  weniger  die  Mehrheit  im  stimmfähigen  Volk,') 
selbst  unter  dem  jetzigen  cornipten  Wahlsystem,  als  ein 
tüchtiger  Führer,  der  den  Börsenmännem  gegenüberzu- 
treten wagt  und  ein  politisches  Programm  aufstellt,  das 
sich  nicht  stark  von  dem  der  ehemaligen  Chartisten  unter- 
scheidet. Gelingt  dieser  Mittelweg  nicht,  so  kommen  die 
Prinzipien  Cromwell's  und  der  Puritaner  noch  einmal 
gegenüber  der  «glorreichen  Restauration»  von  1660  und 
1688  zur  Anwendung,  welcher  England  z%var  seinen  Reich- 
thum  der  obem  Klassen  (nicht  des  ganzen  Volkes),  aber 
auch  seine  nunmehrige  decadence  verdankt. 

')  Das  allgemeine  Stimmrecht  besteht  bekanntlich  in  Eng- 
land noch  bei  weitem  nicht.  Es  war  eine  der  ursprünglichen 
6  Forderungen  der  Chartisten. 
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Das  andere  Weltreich,  Russland,  interessirt  un» 
viel  weniger,  ausser  etwa  als  künftiges  Absatzgebiet  für 
schweizerische  Industneerzeugnisse.  Man  hat  das  Gefühl, 
dass  eine  so  ungeheuerliche  Ländermasse,  welcher  in  kurzer 
Zeit  noch  ganz  Persien,  ein  Tbeil  der  Türkei,  halb  China, 
vielleicht  Afghanistan  und  was  sonst  von  Centralasien 
noch  übrig,  und  zuletzt  vielleicht  Indien  zuwftcbst, 
nicht  autokratisch  durch  einen  absoluten  Herrscher,  und 
wäre  es  selbst  ein  Fnedrich  der  Grosse,  oder  Napoleon  I., 
regiert  werden  könne,  sondern  dem  Zufall  und  der  Be- 
amtenwillkUr  anheimfallen  müsse,  während  das  gewöhn- 
liche Auskunftsmittel,  parlamentarische,  oder  gar  demo- 
kratische Regierung  auf  noch  unabsehbare  Zeit  unan- 
wendbar erscheint.  Was  möglich  gewesen  wäre,  die 
Erhaltung  der  gebildeteren  Reichstheile,  wie  der  Ostsee- 
provinzen und  Finnlands,  in  einer  gewissen  administra- 
tiven Autonomie,  die  ihnen  die  weitere  Entwickhmg  auf 
diesem  Wege  gestattet  und  dem  Reich  tüchtige  und  red- 
liche Beamten  geliefert  haben  würde,  das  haben  die 
Nntionalitätsfanatiker  und  die  BOreaukraten,  denen  jede 
»Unregelmässigkeit«  und  Eigenthümlichkeit  verhasst  ist, 
nun  beinalie  unwiederbringlich  beseitigt. 

Der  Czar  erliess  am  12.  März  d.  .1.  wieder  ein  wohl- 
wollendes Manifest  von  der  Art  desjenigen,  welches  den 
Haager- Con gross  einleitete,  folgenden  Inhalts: 

«En  montant,  par  )a  volonte  de  la  Providence  divine, 
sur  le  tröne  de  nos  ancetres,  nous  avons  pris  l'engagement 
sacre,  devant  le  ToutPuissant  et  devant  notre  conscience, 
de  garder  intacte  la  force  seculaire  de  la  Russie  et  de 
vouer  notre  vie  au  Service  de  notre  patrie   bien   aimee. 

Dans  notre  infatigable  sollicitude  pour  nos  sujets, 
nous  avons  tendu  incessamnient  a  realiser  le  bien  du 
peuple  en  nous  inspirant  des  actes  memorables  de  nos 
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predecesseurs.  et  particulierement  de  notre  inoubliablü 
pere. 

I]  a  plu  Ä  Dieu  d'interrompre,  par  une  mort  precoce, 
l'activite  de  notre  pere.  Dieu  nous  a  impose  ainsi  le  de- 
voir  sacre  de  parfaire  ce  qu'il  avait  commence,  de  faire 
regner  l'ordre  et  la  verite,  conformement  aux  exigences 
de  la  vie  du  peuple. 

A  notre  profond  regret,  des  troubles,  en  partie  semes 
par  des  elements  hostiles  ä  l'Etat  et  en  partie  engendres 
par  des  doctrines  efrangeres  a  la  vie  russe,  fönt  obstacle 
ä  l'oeuvre  d'amelioration  generale  du  bien-etrö  du  peuple. 
Ces  troubles  deconcertent  les  esprits,  les  detoument  de 
la  production  et  du  trarail  et  ruinent  souvent  des  familles 
cheres  ä  notre  coeur  et  de  jeunes  energies  necessaires  ä 
la  patrie. 

Exigeant  des  puissants  et  des  humbles  Taccoinplis- 
sement  de  notre  volonte  ainsi  que  la  resistance  ä  ces 
atteintes  portees  au  cours  nonnal  de  la  vie  nationale, 
eonfiant  que  tous  rempliront  loyalement  leurs  devoirs  et 
leurs  obligatioQs,  nous  avons  pris  l'inebranlable  resolution 
de  donner  une  satisfaction  iiumediate  ä  eeux  des  besoiiis 
de  la  nation  qu'on  peuf  regarder  comme  venus  ä  maturite. 

Nous  avons  trouve  bon  d'assurer  d'une  maniere  ine- 
branlable  l'application  des  preceptes  de  tolerance  inscrit.s 
dans  les  lois  fondamentales  de  l'empire  russe.  Rendant 
hommage  a  l'Eglise  orthodoxe  etablie,  nous  garantissons 
cependant  ä  tous  les  sujets  appartenant  ä  des  confes- 
.sions  differentes  Ja  liberfe  de  conscience  et  la  liberte  du 
culte. 

Nous  avons  trouve  bon  egalement  d'assurer  Tanielio- 
ratton  de  la  Situation  materielle  du  clerge  orthodoxe  des 
campagnes  de  maniere  ä  lui  permettre  de  prendre  une 
part  plus  profonde  ä  la  ^ie  morale  du  peuple,  et  de  rem- 
plir  ä  l'egard  de  scs  ouailles,  tous  les  devoirs  qui  lui  in- 
<^onibent.  Nous  voulons  affermir  la  Situation  economique 
du  peuple;  pour  cela  nous  voulons  deveiopper  l'activitr; 
des  institutions  de  credit  de  l'Etat,  particulierement  les 
bancjues  pnur  la  noblesse  et  ])our  les  paysans,   de   ma- 
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liiere  ä  fortifier  et  ä  d^velopper  le  bien-etre  du  noble  et 
du  paysan,  fondements  de  la  vie  nirale. 

Si  1a  propriete  communale  demeure  immuablement 
le  principe  de  tonte  reforme,  l'une  des  premieres  mesures 
k  prendre  est  de  permettre  au  paysan  de  quitter  sa  com- 
mune: il  Importe  de  le  delivrer  de  la  solidarite  par  cou- 
tratnte  qui  lui  est  odieuse.  On  doit  appeler  les  represen- 
tauts  locaux  k  collaborer  ä  rexeciition  des  reformes  avec 
les  fonctionnaires  des  cercles.  On  s'appliquera,  partout 
oü  la  chose  sera  possible,  ä  ce  que  Tadministration  com- 
munale et  le  clerge  orthodoxe  travaillent  de  concert, 
comme  organe  de  la  vie  locale. 

Ces  travauK,  dont  nous  avons  donne  un  apercju, 
serout.  apres  leur  elaboration  par  le  gouvernement  cen- 
tral, formules  en  lois  qui,  pour  etre  portees  k  un  degre 
plus  haut  de  perfectJon  et  pour  etre  mieux  adapt^es  aux 
besoins  locaux,  seront  transmises  aux  gouvernemente  des 
provinces  pour  avoir  l'avis  des  personnes  jouissant  de  la 
confiance  publique. 

Nous  appelons  nos  sujets  ä  collaborer  a  ootre  ceuvre 
en  fortifiant  les  principes  de  la  famille,  de  l'ecole  et  de 
la  vie  publique  et  nous  ordonnons  ä  nos  ministres  et  aux 
fonctionnaires  superieurs  qui  relevent  de  nos  ministres 
de  nous  soumettre  leurs  appreciations  sur  I'accomplisse- 
ment  de  nos  intentions.  Nicoi,.\s.» 

Es  folgte  aber  leider  schon  in  kurzer  Zeit  darauf, 
am  Auffahrtstage,  eine  mehrtägige  Juden  er  mordung  in 
Kischineff  durch  den  dortigen  christlichen  Pöbel,  welche 
an  die  armenischen  Gräuel  unter  der  Türkenherrschaft 
erinnerte  und  überall  Entsetzen,  von  Seiten  Amerika's 
sogar  Reklamationen  hervomef. 

Die  in  diesen  russischen  Dingen  gut  unterrichtete 
Neue  Zürcher- Zeitung  sagte  am  25.  März  Ober  das  Manifest 
Folgendes : 

•Die  auf  Befehl  des  Czars  im  Sommer  vorigen  Jahres  ein- 
berufeneil landwirthschaftlicben  Komites  zur  Feststellung 
der  Ursachen  des  Niederganges  der  russischen  Land^Yirth- 
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Schaft  haben  ein  wahres  Volksvotum  zu  Gunsten  der  Ein- 
fOhrung  verfassungsmässiger  Zustände  in  Russland  abge- 
geben. Fast  in  alJea  Komites,  denen  hervorragende  Ver- 
treter des  Adels  und  des  Grossgriindbesitzes  als  Mitglie- 
der angehorten,  wurden  die  Uebelstände  des  autokra- 
tiscben  Regimes  schonungslos  aufgedeckt  und  offen  die 
Heranziehung  von  Vertretern  der  Stände  zur  Tlieihiahme 
an  der  Gesetzgebung  verlangt. 

Unter  diesen  Kundgebungen  ragte  besonders  die  Denk- 
schrift des  landwirthschaftlichen  Komites  von  Woronesch 
hervor.  In  dieser  Denkschrift,  deren  Autor  ein  hervor- 
ragender Landwirth  und  Fachmann  ist  und  deren  Inhalt 
wir  vor  einigen  Tagen  ziemhch  ausführlich  mitgetheilt 
haben,  wurde  mit  ziffermässigen  Daten  ein  trauriges  Bild 
der  Verarmung  des  Bauernstandes  und  der  Folgen  der 
polizeilichen  Bevormundung  der  Gesellschaft  entrollt. 

Bereits  während  der  Anwesenheit  des  Czars  in  Liva- 
dia  berief  der  Czar  den  Minister  von  Plehwe  dahin,  um 
mit  ihm  über  den  bekannten  Verfassungsentwurf,  den 
der  Graf  Loris-MeUkow  unter  Alexander  II.  au^earbeitet 
hatte,  zu  berathen. 

Allein  die  Erwartungen  wurden  nidit  erfüllt.  Das 
Manifest  wurde  nicht  am  4.  März,  sondern  am  11.  März, 
dem  Geburtstage  Alexander  III.,  veröffentlicht;  auch  er- 
innert es  mit  keinem  Worte  an  Alexander  II.  und  dessen 
grosse  That,  sondern  nur  an  Alexander  III.,  der  sich  von 
den  liberalen  Ideen  seines  Vaters  abwandte  und  glaubte, 
seine  Herrschaft  auf  rein  autokratischer  Grundlage  be- 
festigen zu  mftssen. 

Der  heutige  Czar  ist  jedenfalls  ein  guter  Mensch, 
allein  schon  seines  körperlichen  Zustandes  wegen  eine 
schwache  Natur,  die  sich  von  der  Umgebung  beherrschen 
lässt.  Könnte  er  sich  frei  gehen  lassen,  so  wftre  sicherlich 
fQr  Russland  die  Einführung  verfassungsmässiger  Zustände 
zu  erwarten.  Das  aber  wissen  sein  geistlicher  Berather 
Pobjedonoszew  und  die  Bearatenwelt  zu  verhindern.  So 
schwankt  er  fortwährend  zwischen  liberalen  Anwand- 
lungen und  reaktionären  Massnahmen  hin  und  her.  Und 
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darum  ist  auch  aus  seiner  letzten  Anstrengung  nur  ein 
schwächlicher  Reformvorschlag  entstanden.  Dass  etwas 
geschehen  sollte,  um  die  Lage  der  Bauern  zu  verbessern, 
darüber  waren  auch  seine  reaktionAren  Berather  einig, 
sie  sorgten  nur  dafür,  dass  keine  durchgreifende  Reform 
in  Aussicht  genommen  wurde.  Statt  einer  Verfassung 
gibt  das  Manifest  die  Versicherung,  dass  das  bisherige 
autokratische  System  neu  befestigt  werden  solle.  Auch 
das  Volk  soll  in  seinem  orthodoxen  Glauben  erhalten 
bleiben,  obschon  die  Duldung  anderer  Glaubensbekennt- 
nisse ausdrücklich  zugesichert  wird. 

Es  sind  nur  zwei  wirkliche  Verbesserungen  aus  dem 
Manifest  hervorzuheben,  n&mlich  die  Ankündigung,  dass 
die  untere  Geistlichkeit  Okononisch  besser  gestellt  werden 
und  dass  die  politische  Haftpflicht  für  die  Steuerzahler 
aufhören  solle. 

In  Russland  besteht  noch  das  <Mir>,  das  Gemeinde- 
eigenthum  an  Grund  und  Boden,  die  älteste,  in  allen 
andern  Kulturländern  längst  Überwundene  Form  der  Bo- 
denbewirthschaftung.  Wie  der  Grund  und  Boden  den 
Bauern  der  Gemeinde  gemeinsam  gehört,  so  müssen  alle 
Bauern  auch  gemeinsam  und  solidarisch  für  die  Entrich- 
tung der  Steuern  und  Gefälle,  die  auf  dem  Boden  haften, 
aufkommen.  Der  Fleissige  und  Sparsame  muss  also  für 
den  Faulen  und  Verschwender  arbeiten  und  zahlen.  Die 
Folge  davon  ist.  dass  aller  Antrieb  zur  Sparsamkeit,  zu 
Fleiss,  zum  £mi>orkommen  unterdrückt  und  der  Stumpf- 
sinn eben  allgemein  wird.  Das  furchtbare  Elend,  das  in 
der  ruKsischen  Bauernschaft  reissend  überhand  nimmt 
und  das  regelmässig,  wie  auch  letzten  Sommer  wieder  zu 
Hungersnöthen  führt,  ist  zu  grossem  Theil  auf  das  System 
des  Gemeinde  ei  gen  tums,  das  Alexander  U.  nicht  auch 
mit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  beseitigt  hat. 
zurückzuführen. 

Das  Manifest  hat  vielleicht  zu  einer  Aufhebung  der 
Gegensätze  im  Schoosse  der  Regierung  geführt,  nicht  aber 
zm  Beruhigung  der  GemOther  im  Lande.  Es  ist  dies  ein 
thörichter,  aber  mit  Natumothwendigkeit  bei  allen  unsicher 
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gewordenen  Regierungen  wiederkehrender  Versuch,  reif 
gewordene  Gegensätze  durch  eine  Politik  nichtiger  Zu- 
geständnisse aus  der  Welt  schaffen  zu  wollen.  Das  Mani- 
fest wird  das  Gegentheil  zu  seinem  Ergebniss  haben,  als 
was  es  erhofft.  Die  revolutionäre  Bewegung  wird  aus 
dem  Erlass  weiteren  Muth  und  weitere  Zuversieht  schöpfen, 
denn  sie  ist  der  Ausdruck  der  allgemeinen  Kulturentwick- 
lung des  Landes,  indess  der  Czarismus'  ihre  hemmende 
Schranke  ist.> 

Es  liegt  eben  kein  rechter  Segen  in  den  autokratischea 
Verbesserungen  von  oben  herab.  Sie  finden  gewöhnlieh 
auch  nicht  die  Organe  zur  Ausführung,  die  sie  nötlüg  hätten, 
und  zu]etzt  sogar  nicht  mehr  den  Glauben  daran,  sogar  mit- 
unter bei  ihren  eigenen  Urhebern,  welche  dann  pessimistisch 
und  hoffnungslos,  nach  vielen  guten  Vorsätzen,  enden. 

Mit  der  Türkei  scheint  Russland  den  Vertr^  von 
Hunkiar-Iskelessi  wieder  aufnehmen  zu  wollen,  also  unge- 
tShi  das,  was  die  letzten  Verträge  mit  dem  untergehenden 
Polen  waren.  Vgl.  darüber  Jahrbuch  X,  398.  Das  Einrücken 
der  Russen  in  Konstantinopel  ist  jedenfalls  eine  Frage 
der  nächsten  Zeit  imd  wird  von  Niemand  mehr  verhindert 
werden  können,  da  England  dazu  nicht  mehr  allein  im 
Stande  und  Frankreich  nicht  mehr  das  von  1833  ist. 


Die  Kleinstaaten  Europa's  führen  gegenwärtig 
neben  diesen  grossen,  auf  bald  beginnende  Kämpfe  um  die 
Weltherrschaft  gerüsteten  Mächten,  ein  bescheidenes  Da- 
sein ;  in  ihnen  liegt  aber  doch  die  einzige  reelle  Hoffnung  der 
Zukunft  für  diesen  Erdtheil.  In  den  grossen  Staaten  wird  das 
vor  der  Hand  nicht  aufblühen  können,  was  man  menschen- 
würdiges materielles  Dasein  für  alle  Staatsgenossen,  er- 
zieherische Heranbildung  der  ganzen  Voiksmasse  zur  Theil- 
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nähme  an  den  Staatsangelegenheiten,  und  wahrhafte  christ- 
liche Brüderlichkeit  der  Gesinnung  unter  allen  Klassen  der 
Bevölkerung  mit  Recht  nennen  kann.  Das  sind  Eigenthüm- 
lichkeiten,  die  eine  kleine,  der  Famüie,  oder  Gemeinde  ähn- 
liche Lebensgemeinschaft  voraussetzen,  und  wer  auf  die- 
selben den  entscheidenden  Werth  legt,  der  muss  heutzutage 
auf  das  Vollgefühl,  ein  Engländer,  Franzose,  Deutscher,  oder 
Amerikaner  zu  sein,  verzichten.  Das  geht  Beides  nicht  zu- 
sammen, und  das  verstehen  die  Politiker  der  Kleinstaaten 
(die  unsrigen  inbegriffen)  manchmal  noch  nicht  recht, 
sondern  versuchen  mit  zu  geringen  Mitteln  es  den  Andern 
in  allerlei  äusserlichen  Bestrebungen  gleichzuthun  {das 
ist  unser  Fall),  oder  sich  unter  die  Flügel  einer  der  Gross- 
mächte zu  ducken,  womit  sie  ihr  bestes  Wesen  und  ihre  Ge- 
schichte verleugnen. 

Der  uns  am  meisten  sympathische  dieser  Kleinstaaten 
ist  Holland,  über  welches  wir  der  Gazette  de  Lausanne 
folgende  offenbar  sachverständige  Darstellung  seiner  in- 
nern  Lebensverhältnisse  entnehmen: 

«Retardee  par  les  greves,  la  fusion  s'est  operee  der- 
nierement  du  parti  anti-revolutionnaire  libre  et  de  l'Asso- 
ciation  des  electeurs  chretiens-historiques.  Ces  deux  frac- 
tions  de  la  majorite  gouvemementale  se  sont  constituees 
comnie  le  parti  chretien-historique,  de  sorte  que  la  majo- 
rite est  formee  ä  present  par  les  anti-revolutionnaires,  les 
chretiens-historiques  et  les  catholiques. 

Pendant  le  regne  du  roi  Guillaume  I"  on  ne  distin- 
guait  aux  Pays-Bas  que  des  conservateurs  et  des  lib^raux. 
Leurs  principes  etaient  les  memes,  ils  ne  se  s^paraient 
qu'au  sujet  de  la  politique  pratique.  C'est  M.  Groen  van 
Prinsterer  qui  a  fraye  la  voie  ä  im  nouveau  parti  base 
sur  la  Parole  divine  et  oppose  en  principe  tant  aux  con- 
servateurs qu'aux  liberaux.  II  combattit  le  materialisme 
et  les  idees  de  la  Revolution. 
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Fervent  Protestant,  ne  du  Reveü,  cet  bistorien  de 
graod  merite  s'effor^  de  demontrer  combien  ces  idees 
etaient  contraires  ä  I'Ecriture  sainte,  aux  besoios,  k  l'his- 
toire  et  a  l'esprit  de  la  nation.  Pendant  longtemps,  il 
fut  seul  ou  presque  seul  k  la  Chambre  pour  preconiser 
ses  theories,  et  son  influence  sur  la  direction  des  affaires 
etait  presque  nulle;  mais  peu  a  peu  il  gagna  du  terrain 
dans  le  pays. 

Cette  meme  annee  1878  vit  naitre  l'organisatiou  du 
parti  de  M.  Groen,  c'est-ä-dire  du  parti  antirevolutionnaire. 
Ce  fut  l'ouvrage  du  docteur  Kuyper.  Dejä  pendant  la 
vie  de  M,  Groen  van  Prinsterer,  le  docteur  Kuyper  s' etait 
place  au  premier  plan  et  ses  capacites  le  designerent 
comme  le  successeur  de  cet  eminent  homrae  d'Etat.  II 
y  avait  toutefois  une  grande  difference  entre  eux,  M.  Groen 
n'avait  Jamals  ete  ud  chef  de  parti  proprement  dit.  Ses 
Partisans  n'etaient  unis  que  par  la  commuaaute  des  pria- 
cipes  et,  aussi  longtemps  qu'ils  ne  s'en  ecartaient  pas, 
toute  liberte  d'action  leur  etait  laissee;  M,  Kuyper,  liii, 
s'etait  d'emblee  revele  deoiagogue  et  n'entendait  pas  la 
cootradiction.  Groen  etait  plutöt  aristocrate,  M.  Kuyper 
avait  des  aspiratioas  democratiques  tres  prononcees.  Groen 
faisait  partie  de  la  Chambre,  M.  Kuyper  preferait  s'en 
tenir  6carte. 

C'est  surtout  cette  derniere  eirconstance  qul  fut  la 
source  des  difficultes.  Les  representants  du  parti  a  la 
Chambre  entendaient  rester  independants  et  agir  selon 
leur  conscience ;  M.  Kuyper,  qui  etait  redacteur  et  maitre 
absolu  du  principal  organe  du  parti,  voulait  guider  les 
affaires  de  son  cabinet  de  travail  et  ne  menageait  pas 
les  de])utes  s'ils  osaient  suivre  une  voie  autre  que  celle 
qu'il  avait  indiquee.  Pendant  quelque  temps,  les  affaires 
marcherent  tant  bien  que  mal,  et  en  1888  les  liberaux 
furent  battus  aux  elections  par  les  anti-revolutionnaires 
et  les  catholiques  reimis.  Ce  ne  fut  pas  le  Dr.  Kuyper 
mais  le  baron  Mackay,  un  des  chefs  du  parti  anti-revo- 
lutionnaire  k  la  Chambre,  qui  fut  charge  de  la  formation 
du  ministere.    Aux  elections  de  1901  les  liberaux  eurent 
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de  nouveau  le  dessus;  leur  ministere  presenta  ud  projet 
de  loi  electorale  donnant  le  suth'age  ä  peu  pres  universel. 
Ce  projet  amena  la  mpture  dans  le  parti  anti-revolution- 
naire.  Ses  deputes,  fideles  ä  une  resolution  de  parti,  le 
corabattirent  ä  la  Chambre  avec  vehemence ;  le  Dr.  Kuyper, 
au  contraire,  s'en  monlra  enthousiasme  et  traita  de  con- 
servateurs  tous  ceux  qui  s'y  opposaient.  Devant  l'oppo- 
.sition  de  la  droite  et  d'ime  grande  partie  des  liberaux 
memes,  le  gouveraement  dut  en  1894  retirer  le  projet. 
De  Douvelles  elections  devaient  avoir  lieu  et,  dans  une 
reunion  de  parti,  le  Dr.  Kuyper,  par  des  moyens  peu  re- 
comniandables,  ht  approuver  sa  condutte.  C'est  alors  que 
plusieurs  quitterent  le  parti.  Parnii  ceux  qui  ne  vou- 
laient  pas  se  souiuettre  au  joug  de  M.  Kuyper,  i)  faut 
citer  en  premier  lieu  M.  de  Savomin  Ijohman,')  ancien 
ministre  de  Tinterieur  dans  le  cabinet  Mackay,  un  juris- 
(»nsulte  de  premier  ordre,  et  respectö  de  tous;  la  plu- 
part  des  deputes  du  parti  le  suivirent  et  form^rent  le 
groupe  des  anti-revolutionnaires  libres. 

Les  divergences  entre  l'associntion  des  electeurs  chre- 
tiens  historiques  et  le  parti  du  Dr.  Kuyper  etaient  plu- 
töt  de  nature  religieuse.  Le  Dr.  Kuyper,  apres  avoir  es- 
saye  de  dominer  la  grande  Egiise  reformee,  s'en  etait 
separe  et  avait  fonde  une  nouvelle  Egiise,  tres  orthodoxe 
et  se  rattachant  de  fa<^n  complete  aux  principes  de  Cal- 
vin.  Depuis,  son  Egiise  et  son  parti  se  sont  de  plus  en 
plus  identifi^s;  ses  adherents  se  con-siderent  comme  les 
elus  du  Seigneur  et  ont  pöur  leur  chef  une  veneration 
ä  peu  pres  egale  ä  celle  des  catholiques  pour  le  saint 
pere.  On  ne  saurait  s'etonner  apres  cela  qu'une  large 
partie  des  membres  de  la  grande  Egiise,  quoique  Parti- 
sans des  idees  de  Green,  eprouvassent  une  aversion  in- 
surmontable  ä  se  ranger  sous  la  banniere  de  M.  Kuyper. 
Cette  aversion  etait  encore  considerablement  fortifiee  par 
l'alliance  politique  des  anti-revolutionnaires  avec  les  ca- 
tholiques. Le  Dr.  ßronsfeld,  pasteur  ä  Utrecht,  forma 
un  nouveau  parti,  celui  des  electeurs  chretiens  histori- 
ques.   Ce  parti  ue  voterait  jamais  pour  un  cathoUque  et 
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s'il  y  avait  ballotage  entre  un  partisan  de  M.  Kuyper  et 
un  liberal,  il  preferait  ordinairement  ce  demier. 

Apres  d'assez  longs  pourparlers,  on  s'est  mis  d'accord 
sur  ces  points,  et  voila  doDC  ne  le  parti  chretien  histo- 
riquc  avec  un  programme  presque  verbalement  ideatique 
a  celui  de  l'ancien  groupe  Lohtoan,  et  ne  diSerant  pas 
essen tiellement  du  programme  anti - revolutionnaire  de 
1878.  Dans  les  limites  de  ce  programme,  une  grande  li- 
herte  est  laiss^e  aux  membres  du  parti;  on  Q'admet  pas 
rinfaillibilite  d'un  chef. 

Pour  caract^riset'  le  parti,  M.  de  Savomin  Lohmaa 
H  dit.  dans  le  discours  qu'il  vient  de  prononcer  ä  Amster- 
dam :  « Nous  sommes  conservateurs,  parce  que  nous  t-her- 
chons  notre  appui  dans  l'histoire ;  nous  sommes  partisans 
du  progres,  puisque  nous  croyons  en  Jesus  Christ.  Si 
l'on  nous  demande:  Avez  vous  un  pape?  Nous  repon- 
dons:  non.  Demande-t-on  si  nous  sommes  un  parti  con- 
fessionnel?  Nous  repondons:  non.  A  la  revolution  nous 
opposons  l'Evangile,  mais  sans  rattacher  la  religiou  ä  la 
confession  de  t'une  ou  de  l'autre  Eglise.^ 

Les  chr^tiens  historiques  pourront  jouer  un  röle  pre- 
ponderant ;  dans  leura  rangs  se  trouvent  les  membres  les 
plus  babiles  et  les  plus  savants  de  la  majorite  gouveme- 
mentale.  Oublieux  d'anciens  griefs  personneLs  contre  le 
Dr.  Kuyper.  ils  ont  jusqu'ici  loyalement  appuye  son  mi- 
nistere;  mais,  si  le  Premier  se  laissait  entralner  par  ses 
aspirations  democratiques,  il  peut  etre  sür  que  ses  allies 
se  toumeraient  contre  lui.» 

Der  Ministerpräsident  Kuyper  gab  einstweilen  in  der 
Kammer  die  positive  Erklärung  ab,  dass  Holland  mit 
keinem  Staat  in  irgendwelchen  Verhandlungen  über 
Allianzen  oder  Aebnliches  stehe ;  dagegen  ist  Luxemburg 
in  eine  Postunion  mit  Deutschland  eingetreten. 

In  den  drei  skandinavischen  Reichen  han- 
delt es  sich  beständig  entweder  um  einen  nähern  Zu- 
.sammenschluss  unter  einer  Garantie  der  ewigen  Neutra- 
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lität,  was  in  Schweden  die  einstweilen  vorherrschende 
Stimmung  zu  aein  scheint;  oder  dann  umgekehrt  um 
die  völlige  Selbstständigkeit  von  Norwegen,  welche  die 
radikale  Partei  daselbst  mit  einem,  in  der  heutigen 
gefahrdrohenden  Zeit  wenigstens,  zu  grossen  Eifer  be- 
treibt. Denn  die  Auflösung  der  Realunion  in  eine  bloss 
personelle,  wobei  Norwegen  völlig  eigene  Vertretung 
nach  Aussen  hätte,  wtkrde  dort  bei  der  schwachen 
Dynastie  ohne  nationale  Wurzel  bald  zum  Republikanis- 
mus führen,  für  den  vielleicht  das  gute  Bauemvolk,  nicht 
aber  die  Gebildeten  reif  sind,  welche  in  Ibsen,  Bjömson, 
Strindberg  und  solchen  Geistern  ihre  Götter  haben.  Auf 
solchen  Grundlagen  erbaut  sich  keine  ernsthafte  Republik. 

Am  gefährUchsten  sind  die  Zustände  in  Belgien, 
wo  es  oben,  unten,  und  in  der  Mitte,  bei  der  genusssQch- 
tigen  und  bloss  auf  Geld  bedachten  Bourgeoisie,  fehlt. 
Dazu  kommt  die  beginnende  Verwicklung  mit  England 
wegen  des  Congostaates,  welchen  England,  falls  es  sich 
mit  Frankreich  darüber  verständigen  kann  (was  muth- 
masslich  zum  Programm  der  jetzigen  Freundschaftsbesuche 
gehört),  ebens<^ut  zu  annexiren  beabsichtigt,  wie  die  Be- 
sitzungen seines  andern  alten  Proteges,  der  Portugiesen 
in  Afrika,  mit  denen  bereits  ein  solches  Protefctoratsver- 
hältnJss  besteht.  Eine  deutsche  Zeitung  sagte  darüber  bei 
Anlass  eines  Besuchs  des  Königs  von  England  in  Lissabon : 

«Die  Portugiesen  kennen  wie  wenige  andere  die  Kunst 
der  Selbstironie,  die  nur  halbreifen  oder  sinkenden  Vötkem 
eigen  ist.  Ironisch  wies  denn  auch  die  Presse  von  Lissa- 
bon darauf  hin,  dass  es  sieben  Colonialverträge  gäbe,  die 
von  Portugal  seit  1700  mit  England  abgeschlossen  seien. 
In  diesen  Freundscbaftsvertr&gen  hätte  England  seinem 
lieben  Bundesgenossen  alle  Golonieeu  eine  nach  der 
anderen  weggenommen.  England  befreite  das  verarmende 
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Portugal  zwar  aus  den  Händen  Ludwigs  XIV.,  aber  der 
Lohn  war  der  köstliche  Methuen-Vertrag,  der  England 
das  Monopol  des  Weinexports  und  des  Wollen -Imports 
sicherte,  d.  h,  den  Handel  Portugals  dem  edelmOthigen 
Bundesgenossen  an  der  Themse  willenlos  auslieferte.  Seit 
dem  ersten  Tage  der  englisch -portugiesischen  Freundschaft 
ist  es  mit  Portugal  reissend  bergab  gegangen.  Es  wurde 
nur  noch  ein  Gegenstand  der  Ausbeutung  für  die  City- 
^apitalisten.  Es  ging  von  einer  Anleihe  in  die  andere, 
von  einem  Staatsbankerott  zum  anderen.  Wenn  es  wider- 
spenstig werden  wollte,  arrangirte  England  mit  wenigen 
Pfund  Sterling  einen  kleinen  Aufstand  in  seinen  Colonieen. 
Es  kam  die  Schmach  des  «Vertrages  >  vom  28.  Mai  1890, 
der  Portugal  zur  Abberufung  Serpa  Pintos  zwang  und  die 
Sambesiländer  an  England  auslieferte.  Es  kam  der  Tag, 
wo  die  portugiesische  Regierung  zum  Leide  des  buren- 
freundhchen  Volkes  in  der  Delagonbai  den  Büttel  für  die 
englische  Räuberpolitik  in  Transvaal  abgab.  Heute  geholt 
Portugal  England,  seine  Weinberge,  seine  Industrieanlagen, 
seine  Colonieen.  «Die  Sprache,  die  man  in  den  portugiesi- 
schen Siedelungen  hört,  ist  die  englische,»  klagte  schon 
vor  zwei  Jahren  der  »Correio  da  Noite».  »Das  Geld  ist 
englisch,  die  Kapitalisten  sind  Engländer,  die  Grundbesitzer 
ebenso,  die  Eisenbahn  ist  englisch,  die  Schifffahrt  ist  eng- 
lisch, die  Bergwerke  und  der  Handel  sind  englisch.  Der 
Geburtstag  des  Königs  von  Portugal  bleibt  unbeachtet, 
wahrend  der  Geburtstag  der  Königin  von  England  fest- 
lich begangen  wird.> 

In  diesen  Festtagen  von  Lissabon  wird  das  Werk  der 
Knechtung  Portugals  weiter  vollendet  werden.  Das  un- 
glückliche Land,  das  infolge  seiner  unheilbar  verfahrenen 
Finanzen  dicht  vor  der  Revolution  und  dem  Staatsbankerott 
steht,  wird  sich  abermals  dem  Willen  der  wucherischen 
englischen  Politik  beugen.  Was  England  thatsächlich  schon 
besitzt,  Lourenzo  Marquez,  wird  ihm  heute  in  ii^end  einer 
Form  auch  staatsrechtlich  abermacht  werden.  Das  ist 
schon  bei  dem  Besuch  König  Carlo's  in  London  verein- 
bart und  wird  jetzt  endgültig  in  den  Staatsakten  nieder- 
gelegt werden. 
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Es  könnte  uns  schon  gleichgOltig  sein,  was  aus  Portu- 
gal wird,  wenn  nicht  die  portugiesisclien  Colonieen  das 
Unterpfand  zu  den  Anleihen  Portugals  bildeten.  Ausser- 
dem besteht  der  geheime  deutsch-engUsche  Vertrag  von 
1898,  der  sich  hauptsächlich  auf  die  portugiesischen  Colo- 
nieen bezieht.  Wir  müssen  verlangen,  dass  Klarheit  ge- 
schaffen wird.  Uebernimmt  England  die  portugiesischen 
Colonieen,  so  muss  es  auch  die  Garantieen  für  die  darauf 
haftenden  Schulden  übernehmen.  Das  muss  klar  gestellt 
werden;  das  Unterpfand  fOr  Schulden  darf  nicht  heimlicli 
seinem  Zwecke  entwendet  werden.  So  etwas  wird  durch 
das  in  allen  Staaten  geltende  Recht  mit  schwersten  Strafen 
belegt.  Deutschland  ist  dabei  mit  Hunderten  von  Mii> 
lionen  interessirt  und  muss  erwarten,  dass  die  deutsche 
Regierung  diese  kolossalen  Interessen  schützt,* 

Die  deutsche  Regierung  hätte  diese  Interessen  durch 
die  Aufrechterhaltung  der  Boerenstaaten  am  besten 
schützen  können,  Gerechtigkeit  wäre  hier,  wie  so  oft,  die 
beste  Klugheit  gewesen.  Sie  wird  nun  mit  Sicherheit 
auch  noch  an  die  Reihe  der  zu  Expropiürenden  kommen 
und  dann  den  Kampf  mit  England  unter  ungünstigeren 
Bedingungen  auszufechten  haben. 

Bezüglich  des  Congostaates  begann,  wie  dies  ge- 
wöhnlich geschieht,  wenn  England  etwas  gerne  haben  will, 
ein  Abgeordneter  im  Unterhause  Ober  die  schlechte  Be- 
handlung der  Eingebomen  zu  klagen  und  Einschreiten  auf 
Grund  des  Congo- Vertrages  zu  verlangen.  Eine  deutsche 
Zeitung  weist  darauf  hin,  dass  England  das  grfisst«  Interesse 
hat,  den  Congostaat  ins  Unrecht  zu  setzen,  weil  es  eben 
im  Begriffe  steht,  dem  Congo  ein  Gebiet  abzustreiten  — 
die  frohere  Provinz  Emin  Paschas  —  das  dem  Staate  vor 
ethchen  Jahren  verpachtet  worden  war  und  für  das  be- 
sonders grosse  Opfer  gebracht  worden  sind.  >Kcin  Mensch,» 
sagt  das  Blatt,   «glaubt  heute  noch  daian,    dass  es  reine 
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Gefflhle  der  Humanität  sind,  die  die  englische  Regierung 
fOr  —  Neger  .sicli  ereifern  lOsst.  Der  Congostaat  gibt 
Übrigens  selbst  zu,  dass  sich  mehrfach  schreckliche  Dinge 
im  Innern  ereignet  haben.  Doch  dafOr  sind  die  Strafen 
nicht  weniger  schwere  gewesen,  und  nicht  ein  einziges 
Mal  hat  KOnig  Leopold  einen  Weissen  begnadigt.,  der  von 
den  Congogericbten  —  es  gibt  deren  vierundzwanzig  — 
wegen  Misshandlung  oder  TOdtung  von  Schwarzen  ver- 
urtheilt  wurde.  Andererseits  wird  man  zugeben  müssen, 
dass  für  ein  Land,  das  zwanzig  Millionen  Neger  z&hlt  und 
in  dem  noch  ganze  StAmme  Menschenfresser  sind,  die 
Verhftltmsse  nicht  so  einfach  liegen,  und  wenn  man  von 
der  Niederbrenn ung  von  DOrfem  hört  —  die  beiläufig  in 
einem  Tage  wieder  aufgebaut  sind  — ,  so  wird  die  Un- 
tbat,  fQr  die  die  Bestrafung  des  Dorfes  erfolgte,  eine  ent- 
sprechend schwere  gewesen  sein.* 

Wir  zweifeln  nicht  daran,  dass  die  Congo-Regierung 
eine  recht  schlechte  ist,  ebensowenig  aber,  dass  es  den 
Engländern  nicht  bloss  um  Humanität,  sondern  auch  um 
Land  zu  thun  ist  und  dass  der  britische  Colonialminister 
das  Spiel  mit  der  Beschützung  der  Kaffem  in  den  Boeren- 
republiken  zum  zweiten  Male  aufführen  wird,  unter  dem 
Beifoll  mancher  einfältiger  Leute,  leider  auch  bei  uns. 

Ueber  die  Verhältnisse  von  Belgien  selbst  sagt  ein 
neuestes  Buch  von  Prof.  Wilmotte  in  Lüttich,  wohl  mit 
Recht,  dass  die  Furcht  für  den  Geldsack  das  leitende 
Motiv  des  belgischen  Conservativismus  sei. 

<Tous  ceux  qui  detiennent  quelque  bien  out  une  se- 
crete  et  legitime  inclination  pour  le  coDservatisme.  Ckez 
une  nation  catholique,  ce  conservatisme,  lorsqu'il  repose 
en  m€me  temps  sur  une  foi  rest4e  vive  peut  defier  l'effort 
des  ano^es.  On  a  persuadä  ä  beaucoup  d'electeurs.  surtout 
k  ceux  que  leur  fortune  ou  leur  instruction  a  privilegies, 
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en  leur  assurant  un  double  ou  triple  vote,  que  1a  chute 
du  ministere  conservateur  serait  le  signal  de  leur  niine; 
on  ne  leur  a  permis  l'option  qu'entre  la  reactioD  et  la 
revolution,  et  ils  ont  choisi  la  reaction.  Celle-ci,  au  surplus, 
se  montre  sage  et  teraperee.  Si  eile  fait  trois  pas  en  ar- 
riere,  eile  se  häte  apres  d'eii  faire  deux  en  avaat;  c'eat 
toujours  un  pas  de  gagne.  et  le  second  mouvement  efface 
le  Souvenir  du  premier.* 

Den  Kleinstaaten  sämmtlich  ist  jetzt  nur  die  Wahl 
gelassen  zwischen  dem  Untergang  in  der  Form  einer 
«Union»  wirthschaftUclien  Namens,  oder  eines  Pro- 
tektorates, falls  sie  sich  nicht  widerspenstig  zeigen,  wie 
die  Boeren  (denen  ja  diese  Walil  auch  gelassen  war), 
oder  einer  grOndlicben  Regeneration  von   Innen   heraus, 

Sie  müssen  ihren  Staat  von  Neuem  aufbauen  aus 
den  guten  Elementen,  die  ihnen  geblieben  sind,  und  dabei 
mit  dem  kleinsten  Kreise  beginnen.  Zuerst  niuss 
das  Individuum  besser  werden,  als  es  jetzt  durchschnittlich 
ist;  dann  die  Ehe,  Familie  und  Kindererziehung;  dann  die 
Gemeinde;  zuletzt  der  Staat;  zu  all  erletzt  die  internatio- 
nale Welt,  mit  welcher  die  gewöhnlichen  Weltverbesserer 
anzufangen  pfiegen.  Die  Grossstaaten  werden  nie  mehr 
besser,  als  sie  jetzt  sind,  wenn  nicht  die  Kleinstaaten 
darin  vorangehen.  Von  ihnen  geht  das  Heil  der  Mensch' 
heit  aus,  und  sie  haben  auch  immer  die  grossen  Refor- 
matoren geliefert,  die  nicht  «Hammurabi,  Cäsar,  Napoleon, 
Friedrich,  Wilhelm»,  wohl  aber  Plato,  Socrates,  Solon, 
Moses,  Christus,  Johannes,  Dante,  Luther,  Zwingli,  Michel 
angelo,  Spinoza,'  Schiller,  Göthe,  Zinzendorf,  Blumhardt 
heissen,  lauter  Bürger  von  Kleinstaaten  gewesen  sind,  und 
das  geschaffen  haben,  was  das  Leben  Aller  allein  lebens- 
werth  macht. 
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Es  ist  jetzt  namentlich  Sache  der  Deutschen,  es  sich 
recht  zu  überlegen,   ob  der  blosse  Machtstaat  aller  der 
Opfer  auch   werth   sei,   die    ihm   gebracht  werden.    Ein 
heutiger  deutscher  Dichter  sang  jüngst  in  der  <>  Allg.  Ztg. » : 
'  Thor  stand  am  Mittemachtsende  der  Welt, 
Die  Streitaxt  schwang  er,  die  schwere ; 
So  weit  der  sausende  Hammer  fällt, 
Sind  mein  das  Land  und  die  Meere! 
Und  es  ä(^  der  Hammer  aus  .seiner  Hand, 
Flog  Qher  die  ganze  Erde, 
Fiel  nieder  an  äussersten  Südens  Rand, 
Dass  alles  sein  eigen  werde. 
Seitdem  ist's  freudig  üermanenreeht, 
Mit  dem  Hammer  Land  zu  erwerben; 
Wir  sind  von  des  Haramergottes  Geschlecht 
Und  wollen  sein  Weltreich  erben  1 » 
Leider   reden  die   Grossmachtspolitiker  aller  Gross- 
staaten,   England,   Frankreich,  Russland,  Amerika,  sogar 
Italien  auch  so.    Jeder  will   die  ganze  Welt  allein  für 
sich  erben,    und   Keiner   wird    sie    erlangen,   wohl   aber 
diesem  Kaisertrauni  die  beste  Kraft  seiner  Nation  opfern. 
Das    ist   jetzt    der     '^  Cäsarenwahnsinn »,    von    dem    die 
Nationen    selbst    mehr   oder   weniger    erfasst    sind   und 
den   einige  kluge  Leiter  der  Heerde  stets  vortrefflich  zu 
benutzen  verstanden. 

Darum  müssen,  bis  diese  neu-imnerialistischc  Perii)de 
wieder  mit  Enttäuschung  endet,  die  Kleinstaaten 
kräftig  bestehen  bleiben  und  die  eigentlichen 
HeiligthOmer  der  Menschheit  einstweilen  in  ihre  Ver- 
wahrung nehmen. 
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Vethältniflsa  der  Scbwelz  zum  Aiulaode. 
Wir  wollen  uns  hier  nicht  mit  der  Üblichen  Ver- 
sicherung der  «BUubOcber*  oder  Geschäftsberichte  be- 
gnügen, dass  unsere  « Beziehungen »  zu  sfimmtlichen 
Staaten  des  Auslandes,  namentlich  zu  den  Nachbar- 
staaten, die  dabei  in  erster  Linie  in  Frage  kommen,  die 
besten  seien.  Sie  sind  es  immer,  bis  dann  plötzlich,  wie 
im  Jahre  1902  gegenüber  Italien,  eine  Verstimmung  sich 
zeigt,  die  nicht  bloss  augenbhckliche,  sondern  oft  von 
längerer  Hand  herrührende  Ursachen  hat.  Es  handelt 
sich  in  der  Politik  und  Diplomatie  darum,  «den  Anfftngen 
zu  wehren»  und  zu  diesem  Zwecke  auch  die  Anfänge 
rechtzeitig  zu  sehen,  aus  denen  Verwicklungen  entste- 
hen können. 

Gegenüber  Frankreich  kommt  die  Schweiz,  wie 
sich  ein  schweizerisches  Blatt  etwas  stark  ausdrückte, 
durch  die  Eisenbahn-Anleihen  nach  und  nach  in  die  Lage 
eines  ScfauldenbAuerleins  mit  einem  über  und  über  mit 
Hypotheken  belasteten  Heimwesen,  dessen  Hypotheken- 
Gläubiger  sämmtlicb  Franzosen  sind.  Die  finanzielle  Rund* 
schau  der  Bank  in  Zürich  über  die  Frühlingsmonate  von 
1903  sagte  über  diese  wichtige  Sache : 

<  Das  weitaus  wichtigste  Ereigniss  aus  dem  Grebiet  der 
einheimischen  Finanz  war  die  zuerst  mehr  als  Gerücht  her- 
umgebotene,  dann  aber  bald  offiziell  in  Gestalt  einer  Bun- 
desbotschatt  kund  gegebene  Absicht  des  hohen  Bundes- 
raths,  demnächst  alle  kündbaren  oder  kündbar  werdenden 
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Anleihen  der  verstaatlichten  Bahnen  in  3  °/<>ige  Bundes- 
rente zu  convertiren.  In  die  Kategorie  der  sofort  conver- 
tirbaren  Anleihen  gehören  mehrere  4  °/o  N.  0.  B.-  und 
S.  C.  B.- Anleihen,  zusammen  im  Betrage  von  rund  150  Mil- 
lionen ;  dieselben  sind  zunächst  visirt ;  femer  werden  vom 
Jahr  190i  und  1905  an  auch  grosse  Betrage  3  '/<  **/<>iger  N. 

0.  B.-,  S.  C.  B.-  und  J.  S,-Obligationen  kündbar,  zusam- 
men über  200  Millionen ;  dieselben  würden  wahrscheinlich 
ebenfalls  in  die  gigantische  Operation  einbezogen.  Im 
Ganzen  handelt  es  sich  also  um  einen  Betrag  von  fast 
400  Millionen ;  mehr,  falls  auch  noch  für  kommende  Bau- 
bedOrfnisse  gesorgt  werden  soll. 

Diese  ganze  Wendung  kam  Jedermann  sehr  über- 
raschend ;  sie  gab  bereits  Anlass  zu  einer  Reihe  lebhafter 
Polemiken  in  der  Presse  und  in  Bankbulletins ;  im  Ganzen 
gab  sich  unverkennbar  eine  starke  Aversion  gegen  das 
ganze  Projekt  kund. 

HOren  wir  die  Gründe  pro  und  contra. 

Das  Pro  lässt  sich  ganz  einfach  dahin  resümiren :  Da 
die  Bundesbahn  Verwaltung  nun  einmal  durchaus  nicht 
auf  Rosen  gebettet  ist,  da  sie  angesichts  der  höheren 
Rückkaufspreise  der  vier  Netze,  der  gesteigerten  I^jhner- 
fordemisse,  der  reduzirten  Personentarife,  der  von  allen 
Seiten  auf  sie  einstürmenden  Begehren  für  Betriebsver- 
besserungen und  neue  Zugsverbindungen,  der  gewaltigen 
Ausgaben  für  Umbauten  (17  Bahnhofe!)  und  Geleisever- 
dopplungen ihren  Ausgabenetat  bedenklich  anschwellen 
sieht,  so  würde  sie  die  ihr  anvertrauten  Interessen  übel 
wahren  und  die  Amortisation  gefährden,  wenn  sie  sich 
eine  'Zinserspamiss  entgehen  lassen  wollte,  die  man  prae- 
ter propter  auf  2—2  V»  Millionen  p.  a.  schätzen  kann, 

HOren  wir  nunmehr  die  verschiedenen  Argumente 
contra.  Man  bat  namentlich  Folgende  in's  Treffen  geführt: 

1.  Die  Gefahr  einer  grossen  Verschlechterung  unserer 
Währungs Verhältnisse.  Dieses  Argument  ist  durchaus  plau- 
sibel :  unserer  Valuta  droht  eine  permanente  Entwerthung, 
und  zwar  ganz  egal,  ob  für  Zinsendie'nst  und  Kapitalrück- 
Kahlung  französische  oder  Landeswährung  stipulirt  wirdt 
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Wenn  einmal  1000  Millionen  4  >,  3  "/i"/«  und  3  o/o  Bimdes- 
renten  in  Frankreich  versorgt  sind,  so  müssen  für  den 
Dienst  dieser  Anleihen  so  bedeutende  Summen  nach  Paris- 
remittirt  werden,  dass  der  Kurs  von  Check  Paris  in  Folge 
dieses  Passivwerdens  unserer  Zahlungsbilanz  leicht  chro- 
nisch verschlechtert  werden  könnte.  Von  der  Warte  der 
allgemeinen  Landesinteressen  gesehen,  ist  es  dann  ein 
schlechter  Trost,  dass  der  Verlust  in  Folge  des  Disagios 
in  erster  Linie  den  französischen  Porteur  trifft;  denn  die 
Entwerthung  der  Valuta  wird  eben  eine  Landeskalaniität, 
die  auch  unsem  Handel  und  unser  Gewerbe  trifft,  2.  Die 
Gefahr  der  Deklassirung  unserer  besten  einheimischen 
Valoren  und  der  Zuwendung  unserer  grossen  und  nament> 
lieh  auch  der  kleinen  Kapitalisten  zu  Anlagen  zweiter 
und  dritter  Güte.  Auch  diese  Einwendung  ist  gewiss 
nicht  zu  verachten,  Man  weiss  zur  Genüge,  welche  bit- 
teren Erfahrungen  man  in  andern  Ländern  gemacht  hat, 
wenn  durch  unreife  Konversionen  das  Sparpublikum  aus 
dem  Besitz  erstklassiger  einheimisclier  Valoren  aufge- 
scheucht, sich  allen  möglichen  problematischen  Werthen 
zuwendet,  wodurch  dem  Nationalwohlstand  schwere  Wun- 
den zugefügt  werden  können.  Es  wird  alsdann  Ehren- 
(itlicht  aller  unserer  Banken  und  Bankiers  sein,  in  ihren 
Berathungen  und  Winken  streng  sachgemässe  Empfeh- 
lungen zu  gehen  imd  unser  kleineres  Publikum  von  An- 
lagen in  Exoten,  wie  Serben,  Griechen,  Argentiniern,  und 
tutti  quanti  abzuhalt«n.  3.  Die  Gefahr  finanzieller  und 
jtolitischer  Abhängigkeit  vom  mächtigen  westhchen  Nach- 
baiTi.  Das  dürfte  wohl  der  schwerwiegendste  Einwand 
sein,  den  man  gegen  die  Vorschiffe  des  Bundesraths  er- 
heben kann.  Wir  hätten  es  gerne  gesehen  und  haben 
es  auch  in  einer  letzten  Rundschau  betont,  dass  man 
durch  möglichste  Erleichterungen,  Tragen  fremder  Stempel- 
gebühren  etc.,  dafür  sorge,  dass  unsere  Anleihen  in  mög- 
lichst vielen  Ländern  marktgängig  würden.  Wenn  neben 
Frankreich  noch  Deutschland,  England,  Holland  unsere 
Gläubiger  werden,  so  ist  eine  Gefahr  der  Abhängigkeit 
bedeutend  herabgemindert.  In  diesem  Sinn  begrüssen  wir 
es,  dass  nunmehr  unsere  3  ','t  %  Bundesbahnen,  Serie  A 
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bis  F,  an  der  Londoner  Stock  Exchange  zur  Notiz  zuge- 
lassen sind.  Wenn  übrigens  gesagt  worden  ist  {vide  Frank- 
furter Zeitung),  die  französische  Regierung  sei  gewiss  vom 
Credit  Lyonnais  begrüsst  worden,  bevor  der  letztere  un- 
sertn  Bundesrath  die  Konversionsofferte  machte,  und  der 
französischen  Regierung  sei  eine  °Umgamung>  unseres 
Landes  sehr  willkommen,  so  mag  eingewandt  werden, 
dass  die  gewaltige  StrOmung  zu  Gunsten  der  schweize- 
rischen Wertbe  beinahe  ausschliesslich  in  den  der  eige- 
nen Regierung  feindlich  gesinnten  konservativen  Kreisen 
entstanden  ist:  sie  waren  es,  welche  aus  DegoOt  über 
die  radikale  Gesetzgebung  französische  Rente  verkauften 
(die  deshalb  bis  auf  97  gesunken  ist) ;  sie  waren  es, 
welche  durch  ihre  starken  Käufe  den  Kurs  unserer  3  '/•  V 
Papiere  successive  von  92  bis  auf  101  getrieben  haben ; 
sie  waren  es,  welche  unsere  jüngsten  kleinen  3  ","  An- 
leihen (Eidgenössische  und  Freiburger)  eifrig  absorbirten, 
so  dass  bei  der  Bundesbahnverwaltung  die  Idee  entstund, 
das  geschaffene  Debouche  weiter  auszunützen.  Also  nicht 
die  französischen  Regierungskreise,  sondern  die  katholische 
Opposition  kauft  unsere  Staatspapiere, 

Wird  die  französisclie  Regicmng  je  einen  politischen 
Einfluss  auf  uns  ausüben  können,  gestützt  auf  das  Fak- 
tum, dass  unsere  Staatspapiere  in  französisclien  Porte- 
feuilles ruhen? 

Falls  wir  nicht  in  Zahlungssäumniss  gerathen,  wird 
eise  fremde  Regierung  kaum  sich  einmischen  dürfen ; 
schlimm  aber  wäre  es  um  uns  bestellt,  falls  wir,  durch 
irgendwelche  grosse  Kalamität  genirt,  Zahlungsaufschub 
oder  Zinsreduktion  zu  verlangen  genöthigt  wären !  —  Auch 
muss  die  Schweiz  stet«  darauf  gefa.sst  sein,  dass  in  einem 
gegebenen  Moment  mit  der  Drohung  einer  Avalanche 
unserer  nationalen  Fonds  aus  französischen  Portefeuilles 
etwas  erzwungen  werden  möchte :  um  einen  solchen  Coup 
zu  pariren,  wird  sie  rastlos  darauf  hinarbeiten  müssen, 
ihre  Budgets  so  tadellos  zu  gestalten,  dass  im  Nothfall 
andere  Länder,  wie  England,  freudig  einspringen,  um  un- 
sere Titres  aufzunehmen. 
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NuD  haben  allerdings  schon  im  18.  Jahrhundert  viele 
Staaten  bei  Holland,  sodann  im  19.  Jahrhundert  nachein- 
ander alle  Gross-  und  Kleinstaaten  in  England,  vielfach 
auch  in  Frankreich  ihre  Anlehen  plazirt.  Sind  sie  deshalb 
in  Knechtschaft  gerathen?  Eine  gewisse  Abhängigkeit 
speziell  orientalischer  L&nder  und  transatlantischer  Repu- 
bliken, Chinas  und  Japans  von  England,  Spaniens  und 
ItaUens  von  Frankreich,  im  letzten  Jahrhundert,  lässt  sich 
gewiss  auf  den  Einfluss,  den  der  Geldgeber  ausübte,  zu- 
rückfahren. —  Sogar  Grosstaaten  können  in  ihrer  Be- 
wegungsfreiheit gehindert  sein  durch  Rücksichtnahme  auf 
den  nationalen  Kredit,  dem  eine  DemQthigung  droht,  tsWa 
man  den  mächtigen  Geldgeber  beleidigt.  So  lange  die 
italienische  Rente  ausschliesslich  in  Paris,  die  russischen 
Staatspapiere  grOsstentheils  in  BerUn  plazirt  waren  und 
ihren  grossen  Markt  dort  hatten,  da  waren  gewiss  die 
Staatsmänner  beider  Länder  ängstlich  bemüht,  es  nicht 
mit  diesen  Nachbarn  zu  verderben.  Als  sodann  trotzdem 
die  Tripelallianz  zu  Stande  kam  und  die  Pariser  die  ita- 
lienische Rente  auf  den  Markt  zu  schmeissen  begannen, 
als  Ruasland  und  Deutschland  sich  kälter  gegenüberstan- 
den, als  Fürst  Bismarck  das  berühmte  Edikt  erliess,  wo- 
nach den  russischen  Staatspapieren  die  Lombardfähigkeit 
bei  der  Reichsbank  abgeschnitten  wurde  und  die  deut- 
schen Porteurs  zur  Aufgabe  ihres  Besitzes  schritten,  da 
lag  für  ItaUen  einerseits,  für  Russland  andrerseits  das 
Heil  einzig  darin,  dass  neue  Freunde  einsprangen,  hier 
Deutschland,  dort  Paris,  um  die  declassirten  Papiere  auf- 
zunehmen. 

Geschichtliche  Lehren,  die  uns  zu  denken  geben  konn- 
ten, liegen  also  in  genügender  Zahl  vor! 

P.  S.  Der  Ständerath  bat  mit  27  gegen  1  Stimme, 
der  Nationalrath  ndt  91  Stimmen,  somit  beide  einstimmig 
die  Sanktion  cum  Vorschlag  des  Bundesratfas  gegeben; 
also  vogue  la  gal^re!  MOgen  wir  es  niemals  zu  bereuen 
haben I 

Das  Raisonnement,  das  vielleicht  am  meisten  dazu 
beitrug,  den  Ausschlag  in  diesem  Sinne  zu  geben,  war 
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das  fönende :  Unsere  höber  verzinslichen  WerÜie,  die 
4  */>  S.  C.  B.-Bente,  die  3  '/>  '/«  Bundesbahnobligationen 
haben  ja  auch  alle  den  Weg  nach  Frankreich  genommen, 
warum  also  aus  sentimentalen,  nicht  zutreffenden  Gründen 
(Schonung  unserer  Rentiers)  höhere  Zinsen  zahlen,  als 
absolut  nöthig  ist?> 

Es  ist  dieser  sachverständigen  Beurtheilung  kaum 
etwas  anderes  beizufügen,  als  dass  die  Verstaatlichung 
unserer  Eisenbahnen  Oberhaupt  ein  «nothwendige»  Uebel* 
und  die  Abhängigkeit  durch  Staatsschulden  doch  eine  ge- 
rii^ere  ist,  als  das  Bestehen  fremder  Syndikate  als  Eigen- 
thOmer  unserer  Bahnen.  Es  wird  die  Aufgabe  der  Eid- 
genossenschaft bleiben,  diese  Schulden  durch  eine  ener- 
gische Amortisation  herabzumindern,  und  im  Ganzen  und 
Allgemeinen  geredet,  ist  Frankreich  jetzt  nicht  mehr  so 
gefAhrlicIi,  als  vor  hundert  Jahren. 

Frankreich  wird  im  Uebrigen  eine  neue  Zufahrtslinie 
zum  Simplon  bauen  und  den  Streit  zwischen  Frasne- 
Vallorbe  und  La  Joux-Vallorbe  muthmasslich  durch  eine 
Mittellinie  Andelot-Vallorbe  zur  Entscheidung  bringen. 

In  Deutschland  gibt  es  eine  < Alldeutschland- 
Idee  >,  die  mitunter  in  den  kleineren  halbgermanischen 
Staaten  auch  Vertreter  findet.  Bei  uns  zwar  viel  weniger 
als  in  Skandinavien,  wo  sich  der  Dichter  BjOmson  in 
einem  Brief  an  die  Zeitung  «Europeenii  sogar  folgender- 
massen  aussprach: 

<.Te  ne  comprends  pas  les  objections.  Dans  une  union 
pangermanique  (union  entre  l'AUemagne,  l'Autriche,  l'An- 
gleterre,  TAraerique,  laSuisse,  les  Pays-Bas,  le  Luxem- 
bourg  et  la  Scandinavie),  il  faudrait  que  les  petits  pays 
renon^assent  ä  avoir  une  politique  eicterieure  (et  ce  ne 
serait  pas  une  privation,   puisque  la  plupart  d'entre  eux 
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n'en  ont  pas  du  tont),  et  qu'ils  se  chargeassent  de  four- 
nir  une  contingcnt  militaire  dtitcrmine,  beaucoup  plus 
petit  que  celui  qu'ils  entrctiennent  aujourd'hui,  ce  qui  ne 
serait  qu'un  grand  avantage.  En  dehors  de  cela,  les  petits 
Etats  garderaient  leur  autonomie. 

La  premi«re  oeuvre  d'une  teile  union  colossale  —  cela 
■est  dans  la  nature  meme  de  la  chose  —  serait  de  reduire 
ä  un  mininium  les  budgets  de  guerre  et  de  conclure  de^ 
traitea  dans  ce  sens  avec  tous  les  autres  peuples  civilises. 
Alors  —  et  alors  seulement!  —  une  proposition  comme 
Celle  faite  par  I'empereiir  de  Russie  ä  la  confereoce  de  la 
Haye  aurait  cette  autorite  irresistible  qui  lui  assurerait 
le  succes. 

Mais  de  la  ä  uue  alliance  ferme  avec  les  autres  groupe- 
ments  de  peuples  et  ä  un  tribuual  permanent  pourj  tous 
leiirs  differonds,  il  est  impossible  que  le  chemin  soit  long. 

L'essentiel  est,  ä  mon  avis,  qu'une  de  ces  grandes 
familles  de  i)euples  inaugure  serieusement  le  mouvement 
des  iinions.  Celle  qui  doit  commencer  ine  paratt  etre  In 
famille  germaniqne.' 

Viel  vernönftiger  äusserte  sich  dagegen  Momnisen 
«inem  schwedischen  Blatte  gegenüber,  wie  folgt: 

•Betreffend  den  Pangerraanismus  könne  er  sich  nicht 
vorstellen,  wie  es  möglich  wäre,  einen  engeren  Zusam- 
menschluss  als  den  jetzigen  zwischen  den  germanischen 
Völkern  zu  bewerkstelligen.  Der  Pangermanismus  habe 
in  Deutschland  umsoweniger  Aussiebten,  als  er  besonders 
von  den  Schreihälsen,  welche  von  Grossdeutschlaod  träu- 
men, begQnstigt  werde.  Das  seien  Albernheiten.  Der 
grosse  Fehler  unserer  Zeit  sei,  dass  die  Pohtik  einen  In- 
teressenkampf der  egoistischsten  Art  einführte.  Es  sei 
nfltzlich,  wenn  die  ViVlker  mit  einander  vennischt  wür- 
den, das  würde  der  Degeneration  entgegenarbeiten.» 

Solche  allgemeine  Ideen,  die  wirklich  nur  «Dichter- 
begeistern  können,  sind  aber  nicht  das  Gefährlichste,  son- 
dern die  viel  wirksameren  Unionen,  wie  Postunionen, 
so  wie  sie  nun  Luxemburg  mit  Deutschland  abgeschlossen 
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hat  und  wie  sie  auch  bei  uns  in  Geschäftskreisen  ihre 
Befürworter  haben,  oder  vollends  Zollunionen,  lieber 
die  Letzteren  äussert  sich  die  «Handelszeitung»  in  Zürich, 
welche  wahrscheinlich  eine  Postunion  begrüssen  würde, 
wie  folgt ; 

«Abgesehen  von  den  fast  unüberwindlichen  juristischen 
und  fiskalischen  Schwierigkeiten  eines  Unions Vertrags, 
hfitte  derselbe  eine  so  tiefgreifende  Erschütterung  unserer 
Tolkswirthschaftlichen  Verhältnisse  zur  Folge,  dass  daraus 
oeinahe  mit  Sicherheit  der  Verlust  unserer  nationalen 
Selbständigkeit  resnltiren  dürfte. 

Der  hohe  Schutzzolltarif  würde  uns  die  Freiheit,  uns 
von  dorther  zu  versoi^n,  wo  wir  es  am  bilhgsten  und 
besten  können,  völlig  unterbinden.  Wir  wären  in  allen 
in  Deutschland  blühenden  Industrien  diesem  Produktions- 
gebiete ausgeliefert,  und  wenn  sicli  auch  die  deutsche 
Industrie  sehr  mächtig  entwickelt  hat,  so  ist  sie  doch  noch 
sehr  weit  davon  entfernt,  in  allen  Fächern  die  beste  zu 
sein.  Besonders  würde  die  englische  Konkurrenz,  die  zu 
begünstigen  wir  schon  wegen  des  starken  Exportes  dahin 
allen  Grund  haben,  ausserordentlich  darunter  leiden.  Und 
glaubt  jemand,  dass  das  Schweizervolk  jemals  zustimmen 
werde,  dass  ihm  mit  einem  Federstrich  sein  Getreide  um 
SÖVo  vertheuert  werde?  Schon  jetzt  ist  Deutschland  in 
vielen  Gruppen  unser  erster  Lieferant;  es  würde  ziemhch 
unser  einziger  werden.  Und  was  würden  wir  protitiren  ? 
Dass  die  starke,  aber  lange  nicht  so  fein  wie  die  unsere 
arbeitende  deutsche  Industrie  unsere  Industrie  erdrückt, 
mindestens  ihre  Spur  als  selbständige  Industrie  zu  ver- 
wischen sucht.  Wir  würden  unsere  Nahrungsmittel  und 
einzelne  Rohstoffe  theurer  bezahlen  und  dafür  einen  grossen 
Theil  unseres  Absatzmarktes  verlieren.  Die  Spezialität 
der  Schweiz,  subtile  Feinheiten  in  ihren  Erzeugnissen  an- 
zubringen, in  welchen  sie  anderen  Ländern  voraus  ist, 
wflrde  in  der  Masse  aufgehen,  und  das  bisherige  Be- 
streben, es  den  qualitativ  besten  unserer  Konkurrenten 
zuvorzuthun  (was  uns   besonders   in   unserer  Baumwoll- 
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Spinnerei  und  Masdiinenindustrie  eine  bevorzugte  Stellui^ 
sichert),  würde  die  Aussidit  auf  Erfolg  zumeist  einbüssen. 

Wir  wollen  ganz  schweigen  von  der  La^je,  in  die 
unsere  Bundeshahnen  durch  den  Zollanschluss  und  den 
Wegfall  eines  dem  Lande  Millionen  eintragenden  Tran- 
sites kfimen ;  schweigen  von  der  Schädigung,  durch  Hin- 
wegf&ll  des  uneigentlicben  Transites,  der  Vermittlung 
deutscher  Waare  an  überseeische  Käufer;  —  sogar,  weil 
ja  hier  am  ehesten  eine  vertragsmässige  Remedur  ge- 
schaffen werden  könnte,  von  dem  Entgang,  den  unser 
Zollgefälle,  die  Haupteinnahme  des  Bundes,  erleiden 
müsste.  Ganz  schweigen  wollen  wir  femer  aus  anderen 
Gründen  von  einer  angeblichen  Beeinträchtigung  unserer 
politischen  Rechte,  und  zwar,  weil  wir  das  nicht  glauben. 
Wie  frei  sich  zollvereinte  Staaten  Staats-  und  völkerrecht- 
lich bewegen  können,  beweist  das  Jalir  1866,  als  sich  die 
deutsclien  Staaten  bekriegten  und  doch  in  der  Thätigkeit 
der  gemeinsamen  Zollbehörden,  die  Zölle  einzuheben  und 
auf  die  Kontrahenten  zu  repartiren,  nicht  einen  einzigen 
Tag  lang  Unterbrechung  eintrat.  Ueber  die  politischen 
Bedenken  könnte,  meinen  wir,  die  Schweiz  leicht  hinaus- 
kommen, aber  niemals,  ohne  Hand  an  das  eigene,  in  viel- 
hundertjährigem Ringen  erstellte  Gebäude  der  Wohlfalirt 
zu  legen.  Ober  die  wirthschaftlichen ,  fiskalischen  und 
juristischen  Bedenken.^ 

Wir  gehen  nur  darin  mit  der  Handelszeitung  nicht 
einig,  dass  bei  ihr  die  politischen  Bedenken  zuletzt  kom- 
nien  und  als  zu  unbedeutend  geschildert  werden.  Es  würde 
sich  muthmasshch  in  einem  solchen  Falle  (der  bei  der 
Chamberlain 'sehen  Handelspohtik  rascher  herankommen 
kann,  als  man  glaubt)  von  Neuem  um  die  Frage  handeln, 
die  schon  bei  der  Gründung  der  Eidgenossenschaft,  nament- 
lich aber  bei  der  Ausdehnung  derselben  auf  Luzem  im 
Jahre  1332  vorlag.  In  Luzem  gab  es  damals  viele  den 
obern  Klassen  angebörige  Leute,  welche,  wie  Tschudy 
sehr  anschaulich  erzählt,  mit  ihren  Interessen  weit  mehr 
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auf  die  Freundlichkeit  Oesterreichs,  als  auf  die  der  Eid- 
genossen angewiesen  waren  und  daher  den  drohenden 
Zollkrieg  im  damaligen  Style  fürchteten;  der  gemeine 
Mann  aber,  dem  solche  Erwägungen  stets  gleichgiltiger 
sind,  «was  vest  und  unbeweglich»,  hielt  zu  Freiheit  und 
Eidgenossenschaft.  Möge  es  sich  immer  so  verhalten! 
Aus  dem  deutschen  Generalstabswerk  über  den 
italienischen  Feldzug  von  1859,  das  grossentheils  von 
MoHke's  Hand  herrührt,  citirt  die  ^schweizerische  Monats- 
schrift für  Offiziere  aller  Waffen^  folgenden  uns  betreffen- 
den Passus: 

«Ein  Eingreifen  Preusscns  konnte  unzweifelhaft  zu 
einem  europäischen  Kriege  führen.  Es  musste  daher  er- 
wogen werden,  welche  der  Mächte,  aucli  der  kleineren, 
für  und  wider  sein  würde  und  welches  Gewicht  eine 
jede  in  die  Waagschale  zu  werfeu  vermöchte.  Politische 
Erwägungen  waren  also  unerlässlich,  und  interessant  ist, 
zu  sehen,  wie  sich  diese  ErwILgungen  gelegentlich  auch 
auf  die  innere,  poUtische  und  wirthscliaftlicbe  Lage  eines 
NachbarB  erstrecken*.  (Russland,  Schweiz).  Ueber  die 
Schweiz  äussert  sich  die  Denkschrift  wie  folgt: 

•Von  besonderer  Wichtigkeit  endlich  ist  die  Schweiz, 
welche  wie  ein  festes  Bollwerk  mitten  zwischen  die 
deutsche  und  italienische  Defensionslinie  hineinragt. 

Die  neutrale  Schweiz  trennt  die  Heere,  welche  Oester- 
reich  in  Deutschland  und  der  Lombardei  aufstellen  könnte, 
sie  deckt  den  offensten  Zugang  in  das  Innere  Frankreichs, 
die  Franche  Comt^.  Darf  man  aber  annehmen,  dass  ein 
französisches  Heer  in  dieses  Gebirgsland  einrückt,  so  be- 
findet es  sich  dort  in  einer  schwer  angreifbaren  Zentral- 
stellung, von  welcher  aus  es  über  den  obem  Rhein  gegen 
Büddeutschland  und  Über  die  völlig  gangbaren  Alpenpässe 
(den  grossen  Sankt  Bernhard,  den  Simplon,  den  Gotthard, 
Bemardin  und  Splügen)  gegen  Oberitalien  debouchiren 
kann,  wo  nicht  allein  die  Offensive  Oesterreichs  gegen 
Sardinien,  sondern  auch  die  Defensive  in  der  Lombardei 
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in  den  Bücken  genommen  und  selbst  Tirol  unmittelbar 
bedroht  wird. 

Die  Folge  einer  feindlichen  Besetzung  der  Schweiz 
würde  sein,  dass  nicht  mehr  der  Khetn  und  der  Ticino, 
sondern  die  Dler  und  der  Mincio  die  anfängliche  Defen- 
sionslinie  der  deutschen  Heere  bilden.  Die  Linie  der  erst«n 
Aufstellungen  würde  sich  in  dem  Bogen  von  Rastatt  aber 
Ulm,  Feldkirch,  Pescbiera  nach  Mantua  ziehen  und  die 
reichen  Gebiete  von  Schwaben  und  der  Lombardei  von 
Hause  aus  dem  Gegner  preisgegeben  sein. 

Denmach  ist  die  Frage  von  höchster  Bedeutung,  ob 
die  Schweiz  ihre  seit  dem  westfähschen  Frieden  völker- 
rechtlich stets  anerkannte  Neutralitfit  behaupten  kann 
und  will? 

Die  Schweiz  ist  aus  dem  Sonderbundskriege  1S47  als 
ein  Bundesstaat  mit  kräftiger  Zentralisation  und  einem 
wohlorganisirten  Heere  von  über  100,000  Mann  hervor- 
gegangen, einem  Volksheer,  zwar  nüt  den  einem  solchen 
innewohnenden  Mängeln,  fast  ohne  Kavallerie,  aber  zur 
Vertheidigung  des  heimischen  Bodens  sehr  wohl  geeignet 
und  in  äusserst  kurzer  Zeit,  in  drei  Wochen,  zu  versam- 
meln. Wenngleich  die  Befestigung  von  Genf  geschleift, 
die  von  Basel  nicht  widerstandsfähig  ist,  auch  Frankreich 
die  Zugänge  von  Lyon  und  Besan^n  in  die  französische 
Schweiz  beherrscht,  so  bilden  doch  der  Jura  und  die  Aare 
eine  sehr  starke  Vertbeidigungslinie.  Will  also  die  Schweiz 
ihre  Neutralität  behaupten,  so  müsste  Frankreich  in  dem 
jedenfalls  sehr  ernsten  Kampf  mit  Deutschland  ein  be- 
sonderes Heer  fOr  eine  [Jntemehmung  bestimmen,  deren 
Erfolg  zweifelhaft  bleibt  und  aus  welcher  die  grossen  Vor- 
theile  nur  dann  fliessen,  wenn  sie  schnell  und  früher  be- 
endet sein  kann,  als  die  deutschen  Heere  ihre  Offensive 
zu  ergreifen  vermögen. 

Die  liberalen  und  radikalen  Prinzipien  haben  auch  in 
der  Schweiz  Wurzel  gefasst.  Frankreich  hat  namentlich 
im  Wnadtlande  und  Genf  vielfache  Sympathien,  es  hat 
seinen  Einäuss  mit  Erfolg  erweitert  und  thatsächlich  in 
der  neuesten  Zeit  den  Vermittler  in  einer  für  die  Schweiz 
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wichtigen  Angelegenheit  abgegeben.')  Eine  Hinneigung  zu 
Deutsäüaud  ist  nicht  vorhanden.  Die  öffentliche  Meinung 
und  die  Presse  werden  bei  ausbrechendem  Kampfe  td 
französische  Ideen  wahrscheinhch  Partei  ergreifen.  Aber 
das  wahre  Interesse  der  Schweiz  ist  unzweifelhaft  vor- 
gezeichnet. Bei  Aufgebung  der  Neutralität  ist  die  Unab- 
hängigkeit des  Staates  gefäln^et ;  das  Land  wird  sogleich 
der  Sdiauplatz  eines  Kampfes,  bei  welchem  es  nie  etwas 
gewinnen  kann,  weil  Gebietserweiterungen  ganz  ausser 
dem  Interesse  der  Sdiweiz  liegen. 

Es  ist  daher  mit  Grund  anzunehmen,  dass  die  eid- 
genössische Regierung  im  entscheidenden  Augenbhck  trotz 
^er  Parteimeinungen  und  Sympathien  die  Neutralität  der 
Schweiz  wahren  und  mit  aller  Macht  ihrer  Waffen  auf- 
recht erbalten  wird. 

Wenn  die  Politik  der  sardinischen  Regierung  eine 
mit  der  des  österreichischen  Kabinetts  unvereinbare,  wenn 
andererseits  das  Königreich  der  Niedertande  zur  militäri- 
schen Unbedeutendheit  herabgesunken  ist,  so  lässt  sich 
dingen  nicht  verkennen,  wie  wichtig  es  ist,  schon  im 
voraus  ein  freundschaftliches  Yerhältniss  mit 
Belgien  und  der  Schweiz  anzubahnen.  Es  handelt 
sich  dabei  um  nichts  Geringeres  als  die  Frage,  ob  Deutsch- 
land bei  einem  Kriege  mit  Frankreich  zwei  Armeen  von 
100,000  Mann  für  oder  gegen  sich  haben  soll,  und  ob  wir 
die  Linien  von  Luxemburg  bis  Basel  oder  von  Osteude 
bis  Genf  zu  vertheidigen  haben  werden?» 

Unsere  MiUtärzcitschrift  fügt  folgendes  bei: 
«So  Molfke  im  Jahre  1859.  Sein  Schluss  lässt  an  Deut- 
lichkeit nichts   zu  wünschen   Übrig.     Die    pohtisch-mili- 
tärische  Konstellation  Europas  aber,  soweit  sie   für  uns 
in  Betracht  fällt,  ist  heute  bei  näherem  Zusehen  von  der 
damahgen  keineswegs  so  sehr  verschieden,   dass  der  er- 
wähnte Schluss  an  Bedeutung  irgendwie  verloren  hätte.* 
Sie  hätte    noch  sagen    können,    dass  vielleicht  bei 
Belgien  eine  *freundschafthelie  Verständigung»  schon  be- 
'J  Wahrscheinlich  ist  der  Neuenburgerhandel  gemeint. 

D,o,t,7=^-i>,  Google 


.m  Jahresbericht  190S. 

steht,  dass  wir  eine  solche  aber  als  mit  der  ewigen  Neu- 
tralität (sowohl  sachlich,  als  dem  Wortlaut  der  Neutralitäts- 
akte gemäss)  unvereinbar  erachten.  Das  ist  Allianz,  nicht 
bloss  Freundschaft,  zu  der  wir  stets  gewillt  und  bereit 
sind. 

Ein  Herr  Delaporte  veröffentlichte  im  September 
dieses  Jahres  einen  ganzen  Kriegsplan  von  angeblich  1900, 
nach  welchem  in  dem  schon  oft  prophezeiten  Zukunfts- 
krieg zwischen  der  russisch -französischen  Allianz  und  dem 
Dreibund  namentlich  die  italienischen  Armeen  auf  ver- 
schiedenen Strassen  durch  die  Schweiz  marschireii  soll- 
ten ;  wie  er  als  wahrscheinlich  annimmt  ohne  einen  Ver- 
such des  Widerstandes  unsererseits.  Wer  sich  für  solche 
Projekte  interessirt,  findet  eine  Analyse  derselben  in  der 
Lausanner- Zeitung  vom  28.  September.  Wir  denken  un- 
sererseits, es  werden  in  einem  solchen  Falle  die  Festungen 
am  Simplon  und  Gotthard  nicht  umsonst  gebaut  sein. 
Dass  von  allen  Generalstabsbureaus  solche  Pläne  fQr 
einen  supponirten  Fall  ausgearbeitet  werden  und  in 
ihren  Schränken  bereit  liegen,  das  ist  für  uns  kein 
Geheimniss,  haben  wir  doch  auch  selbst  derartige  Gegen- 
arbeiten. Auch  glauben  wir  gar  nicht,  dass  die  Heer- 
führer aller  Nachbarstaaten  viel  weniger  geneigt  sein 
würden,  als  1813— lö,  einen  strategisch  vortheilhaften 
Weg  durch  die  Schweiz  einzuschlagen,  wenn  ihnen 
nichts  anderes  im  Weg  steht,  als  eine  pompöse  Neu- 
tralitätserklärung und  eine  schwache,  zu  nichts  fähige 
und  entschlossene  Regierung.  Wohl  aber  werden  sie 
die  Chancen  einer  solchen  Unternehmung  sehr  reiflich 
erwägen,  dafür  begleiten  ihre  Militär -Attaches  und 
sonstigen  Offiziere  jedes  Jahr  unsere  Inspektoren  auf 
die  Manöverplätze  und  berichten  darüber  an  ihre  Re- 
gierungen. 
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Ueber  eine  Post-Union  mit  Deutschland  hat 
sich  die  schweizerische  Oberpostdirektion,  Zeitirngsnacb- 
richten  gemäss,  wie  folgt  begutachtend    ausgesprochen: 

»Aus  der  Antwort  der  Oberpostdirettion  geht  her- 
vor, dass  sie  aus  politischen  und  finanziellen  Gründen 
den  Anschluss  der  Schweiz  an  die  deutsch-österreichische 
Postunion  für  unthunllch  erachte.  In  der  Antwort  der 
Oberpostdirektion  wurde  die  Anschlussfrage  als  eine  An- 
gelegenheit von  hoher  politischer  und  finanzieller  Trag- 
weite bezeichnet,  zu  deren  Prüfung  es  aller  Umsicht  be- 
dürfe. Es  wurde  zunächst  berechnet,  dass  in  Folge  des  An- 
scldusses  für  die  Schweiz  eine  jährhche  Mindereinnahme 
von  Fr.  1,1S5,345  entstehen  würde,  ein  Ausfall,  den  die 
Bundesfinanzen  gegenwärtig  nicht  wohl  ertragen  könnten. 
In  Bezug  auf  die  politische  Seite  wies  die  Oberpostdirektion 
sodann  darauf  hin,  dass  eine  engere  Postunion,  welche 
nicht  den  Verkehr  mit  sSmmtlichen  Grenzländem,  also 
auch  mit  Frankreich  und  Italien,  umfassen  würde,  von 
derjenigen  Grenzbevölkerung  der  Schweiz,  die  mit  den 
letztgenannten  Staaten  einen  grossem  Postverkehr  unter- 
halte, als  unbillig  und  ihre  Interessen  schädigend  em- 
pfunden werden  möchte.  Zudem  würde  ein  engerer  Post- 
anschluss  der  Schweiz  an  Deutschland  und  Oesteireich 
auf  die  Behörden  mid  das  Publikum  in  den  nicht  hej- 
getretenen  Ländern  einen  üblen  Eindruck  erzeugen.» 

Anderartig  scheint  gegenwärtig  die  Ansicht  des  Ge- 
neralpostmeisters  von  Holland  zu  sein,  so  dass  eine  Rück- 
kehr auf  diesen  Gegenstand  auch  bei  uns  nicht  aus- 
geschlossen ist.  Wir  sind  Gegner  aller  solcher  Unionen 
weil  wir  die  politische  Freiheit  Aller  dem  materiellen 
Gewinn  Einiger  vorziehen. 

Im  Uebrigen  macht  sich  in  Deutschland  selber  nacli 
und  nach  eine  Stimmung  gegen  eine  übertriebene  Reichs- 
schwärmerei  geltend,  die  sich  auch  auf  alle  Nachbar- 
staaten ausdehnen  und  im  Innern  des  Reiclis  alle  Selb- 
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sUlndigkeit  der  Einzelstaaten  absorbieren  m&chte.  Es  ist 
uns  gar  nicht  bange,  dass  dieser  Zug  zunehmen  und 
auch  im  deutschen  Reichsstaatsrecht  die  Anschauung  von 
der  alleinigen  Souver&nit&t  des  Reichs,  wie  sie  noch  in 
den  Lehrbüchern  spuckt,  zu  Gunsten  der  viel  naturge- 
mftsseren  «getheilten  Souveränität*  wieder  beseitigen 
werde.  Wir  sind  keine  Bismarckverehrer,  müssen  aber 
anerkennen,  dass  dieser  Gründer  des  deutschen  Reichs, 
und  ebenso  Begründer  von  dessen  "Realpohtik*  gegen- 
über dem  frühen)  Idealismus  der  Deutschen,  sehr  viel 
mehr  Mass  gezeigt  hat,  als  namentlich  die  seitherigen 
deutschen  Geschichtsschreiber.  Einem  solchen  Neuesten 
gegenüber,  Ottokar  Lorenz  {«Kaiser  Wilhelm  und  die  Be- 
gründung des  Reichs*)  welcher  u.  a.  die  bayrischen 
«Reservatrechte*  bemängelte,  wurde  in  der  Beilage  der  AJlg. 
Zeitung  (30.  Juni)  folgender  Ausspruch  Bismarck's  zitirt: 

«Die  deutsche  Einheit  ist  gemacht  und  der  Kaiser 
auch.  Es  ist  ein  Ereigniss,  Die  Zeitungen  werden  nicht 
zufrieden  sein,  und  wer  einmal  in  der  gewöhnlichen  Art 
Geschichte  schreibt,  kann  unser  Abkommen  tadeln.  Er 
kann  sagen:  Der  dumme  Kerl  hätte  mehr  fordern  sollen; 
er  hatte  es  erlangt,  sie  hätten  gemusst.  Und  er  kann 
recht  haben  mit  dem  Müssen.  Mir  aber  lag  daran,  dass 
die  Leute  mit  der  Sache  innerlich  zufrieden  waren.  . .  . 
Ich  wollte  sie  nicht  pressen,  die  Situation  nicht  ausnützen. 
Der  Vertrag  hat  seine  Mängel,  aber  er  ist  so  fester.* 

Das  wird  stets  die  richtige  Politik  auch  mit  Bezug 
auf  die  kleinen  Nachbarstaaten  Deutschlands  sein. 

In  den  soeben  erschienenen  «Erinnerungen  von 
Thiers*  findet  sich  folgender  auf  uns  bezügUche  Passus: 

«Am  22.  Februar  wurde  Thiers  vom  KOnig  und  vom 
Kronprinzen  empfangen.  Auch  hier  war  seine  Bemühung, 
den  Einzug  der  deutschen  Truppen  in  Paris  zu  vermei- 
den, ohne  Erfolg.    Vom  Kronprinzen  begab«  sich  Thiers 
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-wieder  zu  Bismarck.  Noch  einmal  sprach  er  gegen  die 
Annexion  von  Metz,  aber  Bismarck  entgegnete,  -wenn  Metz 
nicht  abgetreten  wird,  so  getze  er  die  Verhandlungen 
nicht  fort.  In  Bezug  auf  die  sechs  Milliarden  Uess  sich 
Bismarck  endlich  bewegen,  noch  einmal  die  kompetenten 
Finanzleute  von  Berlin  zu  befragen.  An)  23.  Februar 
unterhandelte  Thiers  mit  Henckel  und  Bleichroeder  und 
brachte  wenigstens  den  letztem  dazu,  die  Summe  von 
sechs  Milliarden  etwas  zu  hoch  zu  finden.  Noch  am  glei- 
chen Abend  versammelte  sich  der  französische  Friedens- 
ausschuss  von  15  Mitgliedern  )ind  gab  Thiers  die  Erlaub- 
niss,  Metz  abzutreten.  Am  24.  Februar  empfing  Thiers  den 
Besuch  des  schweizerischen  Gesandten  Dr.  Kern,  der  ihm 
erklärte,  die  Schweiz  habe  ein  Interesse  daran,  dass  die 
Grenze  nicht  zu  Ungunsten  Frankreichs  verändert  werde. 
Auf  den  Rath  von  Thiers  ging  Kern  danach  zu  Bismarck, 
aber  dieser  empfing  ihn  sehr  ungnädig,  weil  er  jede  Ein- 
mischung einer  neutralen  Macht  zurückweisen  müsse. 
Die  von  Deutschland  gestellten  Bedingungen  seien  un- 
widerruflich. Das  Ergebniss  dieser  Unterredung  entmu- 
thigte  Thiers.  Er  begab  sich  nun  mit  Jules  Favre  zu  Bis- 
marck, den  er  leidend  traf.  Die  Verhandlimg  wurde  trotz- 
dem aufgenommen.  Bismarck  beklagte  sich,  dass  man  ihm 
in  Deutschland  vorwerfe,  er  verliere  die  Schlachten,  die 
Moltke  gewonnen  habe,  und  deshalb  könne  er  Metz  nicht 
loslassen.  Ohne  weiteres  Drängen  von  Thiers  beschränkte 
er  aber  die  Entschädigung  von  sechs  auf  fünf  Milliarden. 
Ein  letzter  harter  Kampf  entspann  sich  wegen  Beifort. 
Bismarck  wollte  nicht  nachgeben,  ohne  den  Kaiser  und 
Moltke  noch  einmal  befragt  zu  haben.  Nach  einer  Stunde 
kam  Bismarck  zurück  mit  der  Erklärung,  der  Kaiser  for- 
derte entweder  Beifort  oder  den  Einzug  der  Truppen  in 
Paris.  Sofort  rief  Thiers  aus:  Wir  behalten  Beifort!  und 
gab  damit  den  Einzug  in  Paris  zu.  Als  letztes  Zugeständ- 
nis verlangte  Bismarck  endlich  nach  einer  neuen  Konsul- 
tation Moltkes  vier  lothringische  Dörfer,  wo  10,000  deutsche 
Soldaten  begraben  lagen.  Von  elf  Uhr  vormittags  bis 
halb  zehn  Uhr  abends  Iiatte  die  Verhandlung  gedauert. 
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Thiers  schliesst  seinen  Bericht  foJgendermassen :  «Es 
war  der  grausamste  Tag  meines  Lebens,  da  ich  die  Frie- 
denspräliminarien unterzeichnen  niusst«.  Sie  waren  von 
den  Deutschen  schlecht  redigirt  worden,  aber  auch  bei 
tiarer  Abfassung  würden  sie  Schwierigkeiten  gemacht 
haben ;  denn  bei  der  ÄusfQhrung  einer  Klausel  muss  man 
ihren  Sinn  prSzisiren,  und  das  führt  immer  unvorher- 
gesehene Widersprüche  herbei.  Herr  von  Bismarck  war 
in  Eile,  weil  der  König  selbst  zur  Abreise  drängte.  Er 
wollte  alles  brOskiren,  ohne  sich  um  die  Redaktion  zu 
kümmern,  die  er  später  zu  seinen  Gunsten  drehen  konnte. 
Er  war  übrigens  leidend  und  wurde  von  seinem  wilden 
Temperament  (temperament  de  sauvage)  beherrscht. ■ 

Ein  sehr  viel  zahmeres  Temperament  fand  Thiers  bei 
dem  eiteln  General  von  Manteuffel,  dem  spätem  Gouver- 
neur des  Elsass,  über  dessen  Correspondenz  mit  ihm  wir 
unter  «Litteratur.  berichten  werden. 

Im  Uebrigen  halten  wir  die  Bemerkung  Ober  die 
Intervention  von  Kern,  sofern  dieselbe  wirklich  stattfand, 
für  völlig  gerechtfertigt.  Wenn  bloss  das  Interesse  der 
Eidgenossenschaft  mas^ebend  gewesen  wäre  und  über- 
haupt zur  Sprache  gebraclit  hatte  werden  können,  so  hätte 
dieselbe,  statt  dieser  lächerlichen  Reklamation,  im  Gegen- 
theil  die  Beibehaltung  Beiforts  durch  Deutschland,  vor 
allem  aber  dann  die  Anerkennung  und  Verbesserung 
der  Hüningerklauscl  (Ausschluss  von  Befestigungen  in 
der  Nähe  von  Basel)  und  die  Veränderung  der  savoyischen 
Gränze  durch  Abtretung  eines  Stückes  Land  an  Stelle 
der  beiden  Genfer-Zonen  zu  befürworten  gehabt. 

In  der  «Revue  des  Deux-Mondes-  erschienen  ziemlich 
gleichzeitig  «Souvenirs  d'un  diplomate*  des  Grafen 
MoOy,  worin  die  Bemerkung  vorkommt,  dass  die  Schweiz 
damals  das  Recht   Chnblais  und  Faucigny  zu   occupiren 
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v«rlangt  habe,  man  habe  sie  aber  Ober  den  «sens  reel» 
■der  Verträge  von  1815  eines  Bessern  belehrt. 

Die  Genferzeitnng  fügt  dieser  Auffassung  die  völlig 
begrOndete  Bemerkung  bei : ') 

•Or,  les  choses  iie  se  sont  point  passees  ainsi.  La 
Luisse  a,  11  est  vrai,  au  debut  des  bostilites,  c'est-ä-dire 
au  lendemain  de  la  declaration  de  guerre  de  1a  France 
ä  l'AIlemagne,  adresse  aux  puissances  belligerantes,  aux 
puissances  signataires  des  traites  de  1815,  une  declaration 
-de  neutralite  dans  laquelle  eile  mentionnait  le  droit  pour 
la  Suisse  resultant  des  stipulation»  de  ces  traites  d'occuper, 
le  cas  ech^ant,  les  portions  neufraJisees  de  la  Haute- 
Savoie,  declaration  qui  ne  faisait  que  rappeler  un  fait  de 
4roit  public  europeen.  Plus  tard,  ä  un  mouient  critique 
de  la  campagne,  alors  qu'il  etait  question  d'une  pointe 
de  l'armee  allemande,  celle  de  Dijon,  croyonsnous,  sur 
Lyon  pour  emp^eher  la  formation  des  armees  de  province, 
des  petitions  furent  adressees  au  Conseil  federal  par  le 
coniite  republicain  de  Bonneville  et  par  35  communes  qui 
demandaient  que  la  Suisse  occupät  les  provinces  avec  des 
troupes  föderales  pour  les  proteger  contre  cette  invasion 
qui,  d'ailleurs,  ne  se  fit  point. 

Le  Conseil  federal  se  montra  tres  reserve,  il  repondit 
que  l'occupation  des  provinces  naturalisees  n'imposait,  au 
terme  des  traites,  aucune  Obligation  ä  la  Suisse,  mais  n'e- 
tait  pour  eile  qu'une  simple  «  faculte  • ;  qu'elle  avait  ete 
inserce  dans  le  texte  de  ces  traites  ä  la  demande  des 
delegues  de  la  Suisse  a  Vienne  et  que  toutes  les  con- 
ditions  dans  lesquelles  eile  pourrait  avoir  lieu  avaient  ete 
nettement  stipulces ;  que  jamais  la  Suisse  n'avait  assume 
l'obligation  de  garantir  ces  provinces  devenues  fran^ses 
des  suites  d'une  guerre  declaree  par  leur  gouvemement 
actuel;  mais  que  la  neutralite  de  la  Savoie  du  nord  faisant 
partJe  de  la  neutralite   helvetique,   et  le  gouvemement 

')  Siehe  übrigens  darnber  unsem  Aufsatz  Aber  die  Gränz- 
verhftltniase. 
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prussien  en  etant  parfaitement  informe,  ne  songerait  pro- 
bablement  pas  ä  la  violer.  Les  n^gociations  qui  avaient 
eu  lieu  entre  le  ministre  plenipotentiaire  frant^is  ä  Beme 
et  le  Conseil  fed^ral  furent  interrompues  par  suite  des 
evenements.  II  ne  sembie  pas  qu'elles  aient  Jamals  abouti. 

La  Suisse  n'a  donc  pas  eü  besoin  qu'on  lui  rappelät 
ile  sens  reel  des  actes  de  1815  >,  actes  sur  lesquels  est 
fond^e  sa  propre  neutralite  et  un  droit  public  qu'elle  a 
toujours  observe  avec  la  pJus  parfaite  loyaute,  et  nous 
pouvons  ajouter  avec  la  plus  parfaite  connaissance  de 
cause. 

Mais  Qous  avons  lieu  de  croire  qu'a  ce  moment  14, 
gräce  ä  des  publications  faites  ä  la  legere  —  dont  nous 
avons  eu  I'occasion  de  demontrer  ici  meme  l'inexactitude 
nOQ  pas  k  cette  date,  mais  un  peu  plus  tard  et  dans 
d'autres  circonstances  —  on  eüt  mieux  merite  ä  Paris 
d'etre  rappele  au  sens  vrai,  il  faut  dire  ici  au  sens 
autbentique,  des  actes  de  1815,  qu'on  ne  le  meritait  k 
Beme,  oü  l'on  connait  de  premiere  main  les  traites  de 
Vienne,  qui  sont  ä  la  base  de  tont  notre  droit  public  en- 
tendu  au  sens  de  nos  droits  et  de  nos  devoirs  europeens. 
Le  texte  de  ces  traites  stipule  qu'en  cas  de  guerre,  les 
troupes  sardes  (remplacees  par  Ics  troupes  fran<^ises  de- 
puls  l'annexion  de  ces  provinces  ä  la  France)  se  retireront 
du  territoire  neutralise. 

.  Les  traites  ajoutent  que  les  troupes  suisses  ont  seules 
le  droit  d'occuper,  en  temps  de  gueiTe,  le  territoire  de  la 
Savoie  du  BO«i,  neutralise  en  1816  et  qui  reste  encore 
aujourd'bui  un  territoire  compris  dans  la  neutralite  suisso 
en  droit  public  europeen. 

Ces  questions  ont  trop  d'importance  pour  que  nous 
puissions  laisser  passer  la  moindre  inexactitiide  et  surtout 
pour  que  nous  puissions  laisser  s'accrediter  I'opinion  que 
la  Suisse  ait  songe  ä  un  moment  quelconque  k  profiter 
des  malheurs  de  la  France  pour  Interpreter  ä  son  profit, 
d'une  fa^n  erronee,  des  traites  qui  fönt  presque  partie 
integrante  de  sa  Constitution. 
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M.  de  Chaudordy  n'a  doiic  pas  eu  la  peine  d'enseigner 
aux  autorit^  feddrales  d'alors  le  sens  de  textes  qu'elle 
coDnaissait  et  connalt  encore  fort  bien.  Ajoutons  que  nous 
o'aurions  pas  songe  ä  relever  les  erreurs  de  fait  commi- 
ses  dana  cet  article  si  la  signature  de  l'auteur  —  qui 
rappelle  lui-meme  qu'au  moment  oü  ces  faits  se  8oiit 
passes,  il  etait  membre  de  la  commission  de  Tours  —  ne 
lern-  avait  donne  un  caract^re  semi  officiel.* 

Vorliebe  für  Geschiebte  ist  eine  schöne  Sache  bei 
einem  Diplomaten,  aber  man  muss  sie  auch  kennen. 

Bei  diesem  Anlasse  citiren  wir  noch  einen  franzö- 
sischen Brief  Ober  die  beabsichtigte  Zerstörung  der 
«Chapelle  expiatoire>,  welche  Ludwig XVIII.  dem 
Andenken  Ludwigs  XVI.  und  seiner  Gemahhn  widmete: 

<Les  demolisseurs  pourront  se  demander  s'il  serait  tres 
opportun  de  contrister  une  nation  repubUcaine,  voisine 
et  amie  de  la  France,  la  Confederation  suisse;  cor,  dans 
les  caveaux  de  la  cfaapelle  Louis  XVI,  reposent  encore 
les  restes  des  soldats  de  la  garde  royale,  en  souvenir 
desquels  leur  pays  natal  a  eleve  ä  Luceme  le  celebre 
monument  du  sculpteur  Thorwaldsen,  od,  sur  le  roc,  sont 
inscrits,  au-dessous  du  Lion  helvetique  mourant,  les  noms 
des  soldats  et  officiers  morts  victimes  du  devoir  mihtaire, 
le  10  aoüt  1792,  avec  cet  en-tete  digne  d'etre  medite: 
Helvetionim  fidei  et  virtuti.  Ces  choses  etonoeront  pent- 
etre,  mais  pourront,  d'aventure,  faire  reflechir  ceux  qui, 
parfois  egares,  quand  üs  croient  la  politique  en  jeu,  sont 
encore  capables  de  refiexion.  Elles  meritent,  s  coup  siir, 
d'etre  dites.> 

Der  Einsender  dieses  Briefes  im  Journal  des  Debat^ 
fQgt  seinerseits  bei : 

<Ces  renseignements  sont  tres  interessants,  mais  je 
crains  qu'ils  n'emeuvent  pas  beaucoup  les  personnes  achar- 
nees  ä  d^olir  ia  chapelle  elevee  par  Louis  XVIII,  ex- 
piatoire  ou  non.  >Nou3  comme  nos  ain^  les  sans  culottes 
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de  la  grande  Revolution,  nous  ne  ]aisserons  pas  debout, 
comme  monuments  d'art  et  d'utilisation  quelconque,  les 
cathedrales,  les  ^gUses,  les  couvents;  et,  Sans  croire  com- 
mettre  un  sacrilege,  nous  y  porterons  le  fer  et  le  feu.> 
Voilä  la  saine  doctrine.  Äinsi  la  formuJait  la  löge  ma^on- 
iii<iue  de  Grenoblc  dans  son  «programme  d'action»  en 
1898.  Ces  gens-lä  ne  sont  pas  disposes  ä  respecter  les 
susceptibibtes  belvetiques  ...» 

Einige  wichtigere  Spezialfragen  gegenüber  dem 
Ausland  betreffen  folgende  Gegenstände; 

Die  Jura-Simplonbabn  ist  seit  dem  Mai  d.  J. 
in  «Liquidation!  und  wird  demzufolge  nicht  von  ihrer 
frftheren  Direktion,  sondern  von  einer  Liquidations- 
kommission verwaltet,  welcher  auch  die  Ausführung  des 
Rückkaufs  obliegt.  An  sich  besteht  also  bereits  eine  Art 
von  Bundesbetrieb,  und  der  Austausch  der  Aktien  gegen 
Bundcsobligationen  ist  zum  grossen  Tbeil  vollzogen. 
Ebenso  ist  der  Bund  nun  durch  einen  Nachtn^ vertrag 
mit  Italien  vom  16.  Mai  1903  als  Concessionnär  des 
auf  italienischem  Gebiet  liegenden  Theiles  der  Simplon- 
bahn  unter  den  nachfolgenden  besonderen  Bedingungen 
anerkannt  worden : 

„Uebereinknnft 
zwischen  der  Schweiz  und  Italien  betreffend  die  üeber- 
tragung  der  von  der  italienischen  Regierung  der  Jura- 
Simplon-Bahn- Gesellschaft  ertheüten  Konzession  für  den 
Bau  imd  Betrieb  der  Simplonbahn  auf  den  Bund.  (Vom 
16.  Mai  1903.  B.  Blatt  Nr.  42.) 

Art.  1.  Die  schweizerische  Eidgenossenschaft  tritt  an 
die  Stelle  der  Jura-Simplon-Bahn  mit  allen  flechten  und 
Pflichten,  die  sich  aus  dem  Vertrag  vom  25.  November 
1895  und  aus  den  Vereinbarungen  vom  22.  Februar  1896 
und  2.  Dezember  1899  eigeben. 
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Art.  2.  Man  ist  darüber  einig,  dass  die  Verbindlich- 
keiten, welche  die  Schweiz  durch  den  Vertrag  vom  25.  Nov. 
1895,  sei  es  im  Interesse  beider  Staaten,  sei  es  nur  im 
Interesse  Italiens,  übernommen  hat  und  welche  sich  auf 
die  von  der  schweizerischen  Regierung  öbernommenen 
G&rantien  und  auf  ihre  Einwirkung  gegenüber  der  Jura- 
Simplon-Bahn-Gesellschaft  beziehen,  unverändert  und  im 
gleichen  Umfang  bestehen  bleiben,  wie  wenn  die  Eid- 
genossenschaft nicht  an  die  Stelle  der  Bahngesellschaft 
getreten  wäre. 

Art.  3.  Jede  Meinungsverschiedenheit,  welche  zwischen 
der  schweizerischen  Regierung  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Konzessionärin  und  der  itahenischen  Regierung  entstehen 
könnte,  soll  nach  dem  im  Art.  9  der  Uebereinkunft  vom 
22.  Februar  1896  festgesetzten  Verfahren  entschieden 
werden. 

Art,  4.  Art.  13  des  Vertrages  vom  25.  November 
1896  wird  ersetzt  durch  den  folgenden : 

« Die  schweizerische  Eidgenossenschaft  verpflichtet 
sieb,  ohne  Unterstützung  Italiens,  das  zweite  Geleise  zu 
erstellen,  sobald  der  Bruttoertrag  des  Verkehrs  zwischen 
Brig  und  Domodossola  Fr.  50,000  per  Kilometer  der 
wirklichen  LSnge  und  per  Jahr  überschritten  haben  wird. 

Das  zweite  Geleise  muss  spätestens  innerhalb  der 
Frist  von  fünf  Jahren,  nachdem  offiziell  festgestellt  worden 
sein  wird,  dass  der  Bruttoertrag  die  Fr.  50,000  über- 
schritten hat,  dem  Betrieb  übergeben  werden. 

Die  itaheniscbe  Regierung  ist  verpflichtet,  innerhalb 
derselben  Frist  das  zweite  Geleise  zwischen  Iselle  und 
Domodossola  zu  erstellen.  ■■ 

Art  5.  Den  Art.  252,  253  und  254  des  italienischen 
Gesetzes  Ober  die  öffentlichen  Bauten  vom  20.  Mära 
1865,  die  im  Art.  15  des  der  Uebereinkunft  vom  22. 
Februar  1896  angeschlossenen  Pflichtenheftes  erwähnt 
sänd,  wird  Art.  251  desselben  Gesetzes  beigefügt.  An 
dem  Vollendungstermin,  wie  ihn  Art.  2  jenes  Pflichten- 
heftes in  Aussiebt  nimmt,  wird  nichts  geändert. 
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Das  letzte  Alinea  des  Art.  10  des  Vertr^es  vom 
25.  November  1895  fällt  weg. 

Art.  6.  Art.  7  des  Vertrages  vom  26.  November  1895 
wird  ergänzt  wie  folgt: 

•  Man  ist  darüber  einig,  dass  die  Eontrolle  und  Auf- 
sicht des  ßundesrathes  über  die  Ausführung  der  Arbeiten, 
von  welchem  im  vorigen  Alinea  die  Rede  war,  sich  auf 
diejenigen  Nebenarbeiten  beschränkt,  die  dazu  dienen, 
den  Betrieb  der  Bahnlinie  zu  ermöglichen;  infolgedessen 
kann  sich  die  fragliche  Kontrolle  und  Aufsicht  nicht  auf 
die  Anlagen  erstrecken,  die  Italien  zu  Vertheidigungs- 
zwecken  auf  seine  Kosten  am  Sfldausgang  des  Tunnels, 
oder  im  Tunnel  selbst,  auf  italienischem  Gebiet,  zu  er- 
richten für  nOthig  erachtet.  Für  diese  Anlagen  wird  die 
italienische  Regierung  eigenes  Personal  anstellen,  die 
Aufsicht  durch  seine  Beamten  ausüben  lassen  und 
nathigenfalls  alle  Massregeln  treffen,  um  das  Geheimniss 
der  Art  und  der  Lage  der  fraglichen  Anlagen  zu  wahren. 
Ueber  alle  Einzelheiten,  die  sich  auf  die  militärische 
Frage  beziehen,  d.  h.  auf  den  Zutritt  von  Beamten  der 
Militärverwaltung  zum  Tunnel  zum  Zwecke  der  Er- 
stellung miUtärischer  Anlagen  und  auf  die  zur  Wahrung 
des  Greheimnisses  der  Art  und  Lage  dieser  Werke  ge- 
troffenen Massnahmen,  findet  eine  direkte  Verständigung 
zwischen  der  schweizerischen  und  der  italienischen  Re- 
gierung statt. 

Man  ist  darüber  einig,  dass  die  Erstellung  dieser 
Werke  sich  nach  den  Bedürfnissen  des  Betriebes  und 
der  Sicherheit  desselben  zu  ricliten  hat  und  dass  Italien 
die  Verantwortlichkeit  übernimmt  für  Unfälle  und  Schaden, 
die  aus  der  Erstellung  dieser  Werke  entstehen  können.« 

Art.  7.  Art.  13.  de.sselbcn  Vertrages  erhält  folgendes 
neue  Alinea: 

■  Falls  sich  infolge  der  Erstellung  des  zweiten  Ge- 
leises Italien  zur  Errichtung  von  Befestigungen,  sei  es 
am  Südausgang  des  Tunnels,  sei  es  im  Tunnel  selbst, 
veranlasst  seilen  sollte,  so  findet  der  dem  Art  7  bei- 


D,£,,t,7=^-i>,  Google 


Yerbältnisse  der  Schweiz  zum  Auslande.    Simplonvertrag.    375 

gefügte  Vorbehalt  betreffend  die  Kontrolle  und  Ueber- 
wacbung  der  Arbeiten  ebenfalls  Anwendung. » 

Art.  8.  Art,  14  des  Pfliclitenheftes,  das  der  Ueber- 
«inkunft  vom  22.  Februar  1S96  angeschlossen  ist,  wird 
-durch  folgendes  AUnea  ergänzt: 

«Die  schweizerische  und  die  italienische  Regierung 
werden  sich  anIftssUch  der  im  Art.  2  der  Uebereinkunft 
vom  22.  Februar  1896  vorgesehenen  Vereinbarung  Ober 
die  Anwendung  der  im  ersten  Alinea  dieses  Artikels 
enthaltenen  Bestimmungen  verständigen. » 

Art,  9.  Art.  13  der  Uebereinkunft  vom  2.  Dezember 
1899  erhält  folgenden  Zusatz : 

<  Auf  Grund  -des  im  ersten  Alinea  dieses  Artikels 
erwähnten  Souveränitätsrechtes  und  unbeschadet  der 
durch  die  Sicherheit  des  Betriebes  gebotenen  Einschrän- 
kungen sollen  die  Beamten  der  italienischen  MiUtär- 
verwaltung  Zutritt  erhalten  zu  den  im  italienischen  Theil 
des  grossen  Tunnels  befindhchen  Befestigungsanlagen. 
Diese  Anlagen  können  erforderlichenfalls  mit  Wachen 
oder  Wachtposten  versehen  werden.  * 

Art.  10,  Italien  behält  sich  vor,  betreffend  den  Be- 
trieb der  auf  italienischem  Gebiet  gelegenen  Strecke  die- 
jenigen Massnahmen  zu  verlangen,  die  in  seinem  miU- 
tärischen  Interesse  erforderlich  werden  sollten.  Fs  hat 
auch  jederzeit  das  Recht,  reine  Militärzüge  mit  italienischem 
Personal  und  Material  auf  der  Strecke  von  Domodossola 
bis  zur  Landesgränze  verkehren  zu  lassen,  jedoch  mit 
folgenden  Einschränkungen: 

a.  Solche  Z(^e  dOrfen  nur  verkehren  nach  Ver- 
ständigung mit  der  schweizerischen  Bahnverwaltung  über 
ihren  Lauf.  Die  Lokomotiven  und  Wagen  fQr  diese 
Züge    werden    von    den    italienischen  Bahnen    geÜefert. 

b.  Die  schweizerische  Bahnverwaltung  soll  von  der 
italienischen  Militärverwaltung  för  jeden  Schaden,  den 
ihr  diese  Militärzüge  verursachen  sollten,  schadlos  ge- 
halten werden. 

Ueberdies  kann  Italien  die  auf  der  genannten  Strecke 
verkehrenden  Züge  durch  italienische  MihtAr-  oder  Civil- 
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beamte  begleiten  lassen,  sei  es,  um  MilitArtransporte, 
die  auf  den  Zügen  verladen  sind,  zu  bewachen,  sei  es 
aus  irgend  einem  andern  militärischen  Grunde.  £s  kann 
auch  das  Anhalten  eines  gewölmliehen  Zuges  an  einem 
beliebigen  Punkt  dieser  Strecke  verlangen;  dabei  hat  es 
aber  die  Meinung,  dass  die  italienischen  Militärbehörden 
mit  Rücksicht  auf  die  Anforderungen  des  Verkehrs  von 
diesem  Rechte  nur  in  Ausnahmefällen  und  nach  vor- 
heriger Verständigung  mit  der  schweizerischen  Bahn- 
venvaltung  Gebrauch  machen  werden. 

Art.  11.  Die  beiden  Regierungen  sind  übereinge- 
kommen, eine  besondere  internationale  Delegation  fflr 
die  Angelegenheiten  der  Simplonbabn  mit  Sitz  in  Bern 
einzusetzen. 

Diese  Delegation  wird,  abgesehen  von  ausserordent- 
hchen  Fällen,  gemäss  den  Bestimmungen  eines  zwisclien 
den  beiden  Regierungen  zu  vereinbarenden  Reglements 
periodisch  einberufen  werden.  Sie  soll  aus  vierzelin 
Mitghedem  bestehen,  wovon  sieben  von  der  schweizerischen 
und  sieben  von  der  itahenischen  Regierung  ernannt 
werden ;  den  Vorsitz  führt  von  Amtes  wegen  der 
Präsident  der  Generaldirektion  der  schweizerischen 
Bundesbahnen;  einen  Vizepräsidenten  wählt  die  Dele* 
gation  aus  der  Vertretung  Italiens. 

Art.  12.    Die  Aufgabe  der  Delegation  besteht  dai-ia: 

a.  alle  Mittheilungen  entgegenzunehmen,  die  unmittel- 
bar oder  mittelbar  die  Elemente  des  Simplonverkehrs 
betreffen,  die  Entwicklung  dieses  Verkehrs  im  Sinne  des 
Art.  14  des  Vertrages  vom  25.  November  1895  zu  über- 
wachen und  Wünsche  und  Vorschläge  im  Interesse  dieses 
Verkehrs  zu  äussern,  jedoch  ohne  die  Befiigniss,  Be- 
schlüsse verbindlicher  Natur  zu  fassen; 

b.  durch  ihre  Kontrolle  dafür  zu  sorgen,  dass  die 
der  Verwaltung  der  schweizerischen  Bundesbahnen  als 
Nachfolgerin  der  Jura-Simplon-Bahn-Gesellschaft  oblie- 
genden Verpflichtungen,  insbesondere  soweit  sie  die 
Fahrpläne  und  Tarife  betreffen,  genau  eingehalten  werden ; 

c.  die  BaurecimuQgen  zu  kontrolliren ,  sowie  die 
Zusammenstellungen  der  Einnahmen  und  der  Betriebs- 
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knsten,  sowie  die  Gesch&ftsbilanzen  der  Siiuploiilinie, 
die  ihr  mitzutheilen  sind; 

d.  den  betlieiligten  Regierungen  Bericht  zu  erstatten 
über  die  erhaltenen  Mittheihingen  und  die  gemachten  Be- 
obachtungen, und  ihnen  alle  für  die  Entwicklung  der 
Siniplonbahn  nützlichen  Vorschläge  zu  unterbreiten. 

Das  Reglement  wird  alles  festsetzen,  was  die  Thätig- 
keit  der  Delegation  und  die  Form  ihrer  Beschlüsse 
l>etrifft. 

Art,  13.  Falls  im  Schosse  der  Delegation  Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen  der  schweizerischen  und  der 
italienischen  Vertretung  entstehen,  so  kann  die  Ent- 
scheidung der  beiden  Regierungen  angerufen  werden. 

Art.  14.  Die  Kosten  der  Delegation  wei-den  von 
den  beiden  Staaten  je   zur  Hälfte  ftbemommen. 

Art.  15.  Die  im  Art,  5  der  Uebereinkunft  vom  22. 
Februar  1896  für  den  allfälligen  Rückkauf  der  Kon- 
zession durch  die  italienische  Regierung  angesetzte  Frist 
von  dreissig  Jahren  wird  auf  fünfzehn  Jahre  reduzirt. 
In  diesem  Falle  findet  ein  Abzug  der  Subvention  bloss 
fUr  den  wirklich  einbezahlten  Betrag  statt. 

Wenn  dagegen  der  Rückkauf  erst  nach  Ablauf  des 
dreissigsten  Jahres  erfolgt,  so  berechnet  sich  der  Abzug 
auf  dem  Gesammtbetrag  der  bewilhgten,  wenn  auch  nicht 
vollständig  einbezahlten  Subventionen. 

Art.  16  Was  die  von  der  italienischen  Regierung  der 
Jura-Simplon- Bahn- Gesellschaft  durch  den  Vertrag  vom 
15.  Juni  1898  zugesicherte  Subvention  von  600,000  Lire 
betrifft,  so  ist  die  königliche  Regierung  von  allen  Ein- 
zahlungen auf  den  Betrag  ihrer  Verpflichtungen  vom 
ö.  Mai  1902  an,  dem  Datum  der  zwischen  dem  Bunde 
und  der  Jura-Simplon-Bahn-Gesellschaft  vereinbarten  Rück- 
kaufspräliminarien, befreit.  AJlfftllig  nach  jenem  Datum 
geleistete  Einzalilungen  sollen  zurück  erstattet  werden. 

Ebenso  ist  die  königl.  Regierung  von  jedem  Risiko 
für  die  Vollendung  des  Tunnels  befreit. 

Art.  17.  Es  wird  anerkannt,  dass  die  feste  Ein- 
schreibgebühr von   einer   Lira,   die   im    Art  3,  ZiiTer  4, 
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der  Uebereinkunft  vom  22.  Febmav  1896  vorgesehen  ist, 
zur  Anwendung  kommt : 

1.  auf  den  gegenwärtigen  Konzessionsübertragungsakt, 
dessen  (Jenebmigung  gemäss  Art.  8  der  genannten  Ueber- 
einkunft der  italieniscbeu  Regierung  vorbehalten  ist; 

2.  auf  die  gegenseitigen  Erklärungen  der  Jura-Sim- 
plon-Bahn-Gesellschaft  und  der  italieniscben  Simplon- 
äubvenienten  betreffend  den  Verzicht  der  Gesellschaft 
auf  den  noch  nicht  eingezahlten  Rest  der  Subventionen 
und  den  Verzicht  der  italienischen  Subvenienten  auf  ihre 
Rechte  bei  der  Liquidation  der  Gesellschaft,  da  diese  Er- 
klärungen unter  die  im  Art.  3,  Ziffer  4,  b,  der  Ueberein- 
kunft vom  22,  Februar  1896  voi^esehenen  gehören. 

Art.  18.  Die  vorhegende  Uebereinkimft  soll  ratifizirt, 
und  die  Ratifikationsurkunden  sollen  sobald  als  möglich  in 
Rom  ausgetauscht  werden. 

Zur  Urkunde  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  die 
gegenwärtige  Uebereinkunft  unterzeichnet  imd  derselben 
ihr  Siegel  beigesetzt. 

So  geschehen  in  doppelter  Ausfertigung  in  Rom  am 
16.  Mai  eintausendneunh  und  ertund  drei. 

{L.  S.)    G.  B.  Pioda. 
{L.  S.)    E.  Moria. 

Es  sind  das  ziemlich  bedenkliche  militärische  Ver- 
hältnisse, überdies  tiifft  Italien  Anstatten,  den  SQdaus- 
gang  des  Simplontunnels  zu  befestigen.  Ein  Fort  soll 
in  Varzo,  eine  Stunde  von  Iselle,  errichtet  werden,  ein 
zweit«s  nahe  beim  Tunnelausgang,  ein  drittes  endlich, 
das  hauptsächlich  zum  Schutze  der  Simplonstrasse  be- 
stimmt ist,  an  der  Brücke  von  Crevola.  Das  wird  künftig 
die  gefährlichste  Stelle  der  schweizerischen  Gi-änze  sein. 
Dessenungeacht«t  wird  nichts  Anderes  übrig  bleiben,  als 
den  Vertrag  stillschweigend  anzunehmen  und  im 
Uebrigen  auf  diesen  Punkt ^der  Gränze  aufmerksam  zu  sein. 
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Dem  förmlichen  Uebergang  der  Bahn  in  die  Ver- 
waltung des  Bundes  muss  noch  eine  Verst&ndigtmg  mit 
der  Tunnelbaugesellschaft  vorangehen,  die  Nachtragsver- 
gOtiingen  wegen  un vorgesehener  Schwierigkeiten  des 
Baues  hcansprucht.  Aehnlictie  Forderungen  an  den  Bund 
be»)tehen  noch  seitens  der  Inhaber  der  sog.  bons  de  jouis- 
sance  der  Jura-Simplonbahn.     (Vergl.  «Eisenbahnen.  >) 

Die  Gränze  von  Itahen  und  der  Scliweiz  im  Tunnel 
wird  durch  eine  Spezialkommission  festgestellt  werden, 
die  bereits  ernannt  ist. 

An  der  Genfer-Gränze  bestehen  gegenwärtig  zwei 
nicht  ganz  unbedenkliche  Bewegungen.  Die  Eine  weniger 
gefährliche  richtet  sich  gegen  das  Projekt  einer  Abkür- 
zungs-  und  Zufahrtslinie  zum  Simplon  «Frasne-Vallorbei 
und  findet  ihren  Ausdruck  in  folgendem  Bescliluss  des 
«conseil  general  de  la  Hante-Savoie» : 

"11  est  admis  que  l'ouverture  du  tunncl  du  Simplon 
portera  un  prejudice  serieux  au  port  de  Marseille  et  aug- 
mentera  ninsi  le  dommage  deja  cause  a  ce  port  par  les 
lignes  du  Mont-Ceni-s  et  du  Gothard. 

L'amelioration  des  conditions  de  la  navigation  entre 
Marseille  et  Lyon  serait  de  nature  a  remedier  ä  uette 
Situation.  D  faudrait,  en  (juelque  Sorte,  prölonger  le  port 
de  Marseille  jusqu'ä  Lyon.  Le  conseil  general  de  la  Haute- 
Savoie  ne  peut  donc  qu'«tre  favorable  aux  mesures  (jui 
auraient  pour  objet  cette  amelioration,  «pi'il  a  deja  ap- 
puyee  par  une  deliberation  anterieure, 

En  consequence,  il  emet  les  voeux; 

1.  Que  la  ligne  de  Saint-Amour  ä  Bellegarde,  avec 
rectification  de  la  ligne  de  Bellegarde  ä  Saint-Gingolph, 
soit  executee  de  preferenee  a  toute  autrc,  en  vue  de  l'acces 
au  Simplon; 

2.  Que  le  raccourci  Frasnc-Vallorbe  ne  soit  exiicute  qu'ä 
la  condition  ipi'une  Convention  seit  conclue  entre  la  France 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


380  Jahresbericht  1903. 

et  la  Suisse  pour  assurer  l'am^lioration  de  la  lignc  du 
.Saint>Gmgolph  ä  Saint  Maurice  en  meme  temps  qtie 
ramelioration  de  la  ligne  de  Bellegarde  ä  Saint-Gingolph, 
et  pour  assurer  entre  autres,  la  facilite  et  la  commodite 
de  l'exploitatioD  de  la  ligoe  de  Saint-Gingolph  qui  est  en 
quelque  sorte  la  contre  partie  de  la  Ilgne  de  Vallorbe 
et  que  l'execution  de  la  rectification  de  la  ligne  de  Belle- 
garde ä  Saint- Gii^olph  ait  lieu  en  meme  temps  que  celle 
du  raccourci  Frasne- Vallorbe ; 

3.  Que  les  conditions  de  la  navigation  entre  Marseille 
et  Lyon  et  meme  au-delä,  sur  le  Haut-Rhöne  et  la  Sa- 
öne,  soient  ameliorees  par  les  mojens  qui  seront  juges 
coDvenables.»') 

Weit  bedenkbcher  ist  ein  von  einigen  Seiten  beab- 
sicbtigter  Angriff  auf  den  Bestand  der  Genfer-Zonen'). 
Ein  Deputirter  von  Annecy,  Berthet,  verlangt  nichts 
Geringeres  als  die  Aufhebung  derselben  in  der  fran- 
zösischen  Kammer   mittelst  folgender  Zusatzartikel   zum 


«Art.  31  bis.  La  zone  franche  etablie  dans  la  Haut«- 
S.ivoie  par  le  decret  du  12  juin  1860  sera  suppriraee  k 
dater  du  1"  janvier  1905. 

Sera,  en  cottsequence,  ä  cette  date,  replace  dans  l'in- 
terieur  au  point  de  vue  du  regime  des  douanes  tout  le 
tcrritoire  du  departement  de  la  Haute-Savoie  compris 
entre  la  hgne  fixee  par  ledit  decret  du  12  janvier  1860, 
modifie  par  la  loi  du  30  mars  1899,  d'une  pnrt,  et  la  zone 
franche  sarde,  existant  lors  de  Tamtexion  de  la  Savoie 
ä  la  France,  d'autre  part. 

Sont  abroges  le  decret-loi  du  12  juJn  1860,  la  loi  du 
80  mars  1890  et  gcneralement  toutes  dispositions  con- 
tiaires  au  present  articie. 

')  Diese  Sache  wird  sich  wahrscheinlich  durch  eine 
direkte  Schlussnahme  der  französischen  Regierung  zu  Giinstea 
einer  Mittellinie  erledigen.    (Vgl.  'Eisenbahnen.*) 

")  Vgl.  UDsem  Aufsatz  über  dieGranzen,  und  Jahrbuch  IX 
•Die  Genfer-Zonea*. 
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II  sera  pourvu,  par  un  reglement  d'administration 
publique,  aux  inesures  necessaires  pour  assurer  I'executiou 
du  present  article. 

Art.  31  ter.  La  partie  de  la  vallee  de  la  Valseriue 
(departement  de  l'Ain),  comprise  entre  la  rive  gaucbe  de 
cette  riviere  et  la  crete  du  Jura,  cessera  d'eti"e  assimilee 
au  pays  de  Gex,  quant  au  regime  douanier,  ä  dateV  du 
1"  janvier  1906. 

Sout  abroges  l'article  7  de  la  loi  du  29  niars  1897  et 
generalement  toutes  dispositions  contraires  au  present 
article. 

II  sera  pourvu  par  un  reglement  d'administration 
publique  aux  uiesures  necessaires  pour  assurer  l'execution 
du  present  article. 

Art.  31  quater.  Seront  replaces  dans  l'interieur  au  point 
de  vue  du  regime  douanier,  ä  dater  du  l^f  janvier  1905: 

1,  Le  territoire  de  la  Haute-Savoie  compris  dans 
l'ancienne  zone  franche  sarde,  teile  que  celleci  existait 
et  etait  delimitee  lors  de  l'annexion  de  la  Savoie  a  In 
France  en  1860; 

2.  La  partie  de  rarrondisseiuent  de  Gex  (Ain)  dt't- 
nommee  le  pays  de  Gex. 

Sont  abrogees  toutes  dispositions  contraires  au  present 
article. 

II  sera  pourvu  par  un  reglement  d'administration 
publique  aux  mesures  necessaires  pour  assurer  Texecution 
du  present  article. 

Dispositions  additionnelles. 

I.  —  Les  bles,  cereales  et  leurs  derives  en  provenance 
des  zones  franches  de  la  Haute-Savoie  et  du  pays  de  Gex 
ne  seront  plus  admis  ä  penetrer  dans  l'interieur  en  fran- 
chise  des  droits  de  douane  imposes  aux  cereales. 

II.  —  Les  expcditions  de  farines,  semoules,  pätes 
alimentaires  et  autres  derives  du  ble  ä  destination  de  la 
Corse  et  de  la  Tunisie  ne  donneront  pas  droit  au  reni- 
boursement  des  titres  de  pereeption  de  l'admission  tempo- 
raire  des  bles. 

Les  bles  et  derives  du  ble  en  provenance  de  la  me- 
tro[>ole  cntreront  en  Corse  en  franchise  de  douane.» 
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Damit  würden  die  beiden  Zonen  von  1815  (laut  den 
völkerrechtlichen  Stipulationen  des  PariserCongresses)  von 
Frankreich  abrogirt  werden,  nicht  etwa  bloss  die  sogenannte 
«Zone  d'annexion>  von  1860,  die  einseitig  von  der  da- 
maligen französischen  Regierung   eingeführt  worden  ist. 

Eine  Versammlung  der  Zonenbewohner  in  Annemasse 
sprach  sich  jedoch  über  dieses  Projekt  in  folgender  Weise 
aus:  Zunächst  Mercier,  Deputirter  von  Thonon: 

•  Annecy  se  trouve  dans  la  Situation  d'un  enfant  qui 
aurait  refuse  un  gäteau,  mais  ne  voudrait  pas  qu'un  autre 
y  touchät.  Ell  effet,  Annecy,  en  1860,  pouvait  obtenir 
d'etre  zonien ;  il  a  refuse,  croyant  que  cette  Situation  se- 
rait  nuisible  ä  ses  interets,  c'est  ce  qu'a  tres  bien  fait 
ressortir  M.  Robert,  conseiller  municipal  de  cette  ville, 
montrant  qu'on  nc  pouvait  attaquer  une  faveur  que  l'on 
avait  decHnee  au  momeut  oü  eile  vous  etait  Offerte. 

■En  resume,  a  dit  l'orateur,  quelle  est  actuellement 
le  centre  coiumercial  de  la  zone?  Annecy  ou  Geneve? 
üeneve  evidemment.  Supprimer  la  zone,  s'est  se  fermer 
le  marchc  de  Geneve,  c'est  ruiner  o«  ä  peu  pres,  les  agri- 
culteurs  zoniens. 

•  Et  puis,  voyons  de  quelles  armes  deloyales  les  ad- 
versaires  de  la  zone  se  sont  servis  contre  eile.  On  a  ete 
jusqu'ü  suspecter  le  patriotisme  des  zoniens,  on  est  olle 
rechercher  des  faits  lointains,  actuellement  lombes  daus 
l'oubli,  pour  etayer  ces  arguments  sans  force  et  sans  portee. 

«Devant  ces  atfaques,  le  devoir  des  representants  de 
la  zone  etait  tout  tracc:  reunir  les  elus  du  peuple  et 
leur  exposer  la  Situation;  les  mettre  en  garde  contre  les 
attAques  dont  ils  sont  l'objet,  organiscr,  en  un  mot,  une 
defense  vigoureuse.» 

M.  Mercier  termine  en  disant  qu'il  est  convaincu 
qn'il  ne  se  trouvera  jamais  un  Parlement  pour  renier  les 
engagements  de  la  France.  Quant  aux  rcpresentants  de 
la  zone,  ils  ne  cesseront  de  marcher,  la  main  dans  la 
main,  decides  ä  defendre  resolument,  avec  calme  mais 
avec  energie,  les  ioteröts  de  leurs  electeurs. 
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M.  Cbautemps  fait  un  historique  tres  detaille  et  tres 
eradit  de  la  questioo.  II  a  montre  de  plus,  et  chiffres 
en  main,  que  Ja  zone  ne  pouvait  pas,  comme  oa  l'a  pre- 
tendii,  nuire  ä  la  France;  qu'en  droit,  eile  etait  inatta- 
quable,  qu'il  ctait  prouve  d'ailleurs,  par  des  chiffres  irre- 
futables,  que  les  iniportations  de  la  zone  en  Suisse  etaient 
considerables;  que,  de  plus,  la  zone  faisait  une  grande 
partie  de  ses  approvisionnements  en  France,  qu'il  etait 
donc  eafantin  d'avancer  que  la  zone  etait  capable  de 
nuire  au  commerce  fran^ais. 

M.  Cbautemps,  en  quelques  paroles,  a  fait  la  critique 
du  vceu  du  conseil  municipal  d'Annecy.  Pour  Annecy, 
dit-il,  la  France  c'est  Annecy!  Annecy  ignore  le  traite 
de  1860,  eile  ignore  Tengagement  de  la  France.  Dans  sa 
debberation,  le  conseil  ne  voit  qu'Annecy,  il  n'est  ques- 
tion  que  d'Annecy,  Annecy,  toujours  Annecy. 

M.  David,  depute  de  Saint-Julien,  etablit  que  le  vrai 
centre  commercial  de  la  zone  est  Geneve,  On  preteud 
que  la  suppression  de  la  zone  fera  la  fortune  de  la  zone 
elle-meme,  en  creant  dans  le  pays  un  centre  industriel 
immense.  Or,  ä  qui  protitera  ce  mouvement?  Aux  agri- 
culteurs  zoniens?  Nullement.  Aux  uianieurs  de  capitaux, 
»i  quelques  individualites,  au  detriment  de  la  collectivite, 
•et  Jamals,  ajoute  le  brillant  oratcur,  nous  ne  sacrifierons 
les  interets  des  agriculteurs  ä  ceux  des  capitalistes.» 

M.  David  a  continue  en  montrant  l'inanite  des  atta- 
ques  dont  la  zone  etait  l'objet,  le  ridicule  qu'il  y  avait  ä 
avancer  que  les  agriculteurs  zoniens,  une  fois  la  zone 
supprimee,  une  fois  le  marcbe  de  Geneve  ferme,  iraieut 
vendre  leurs  produits  ä  Annecj- .  .  .  ou  ä  Lyon!! . . . 

»Que  les  populatioos  de  la  zone  se  rassurent,  a-t-il 
dit  en  tenninant;  si  grand  que  soit  le  danger,  leurs  re- 
presentants,  unis  et  forts,  empecheront  la  France  de  renier 
sa  signature." 

M.  Bizot,  depute  de  Gex,  dans  une  allocution  spiri- 
tuelle, ironique,  mordante  meme,  reprend  les  arguments 
de  ses  predecesseurs.  «Supprimer  la  zone,  c'est  enlever 
huit  millions  aux  paysans,  et,  puisque  ses  habitsnts  vivent 
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du  commerce  qu'ils  fönt  avec  Geneve,  c'est  leur  arraclier 
leur  pain,  les  empecher  de  gagner  ]eur  vie.  Le  gouver- 
nement  de  la  Republique  ne  peut  faire  cette  chose  inutile 
aux  uns,  nuisible  aux  autres;  il  ne  le  fera  pa.s.> 

Un  ordre  du  jour  est  vote  par  acciamation  et  ä  l'una- 
nimite,  decidant  »qu'une  petition  sera  redigee  sur  cette 
question  vitale  pour  la  region; 

«que  cette  petition  sera  adressee  ä  tous  les  Corps 
elus  appeles  ä  deliberer  et  ä  defendre  les  interets  de  leurs 
commettants.i 

Die  Eidgenosseascliaft  wird  gut  timn,  auf  diese  Be- 
wegung ein  sehr  aufmerksames  Auge  zu  richten;  denn 
es  handelt  sich  hier  um  Genf,  das  nicht  von  einer  fran- 
zösischen ZoUgränze  unmittelbar  an  seiner  Staatsgränze 
belagert  werden  darf,  wenn  wir  nicht  die  Früchte  des  Ver- 
trags von  St.  Julien,  welcher  in  diesem  Jahrbuch  geschil- 
dert ist,  wieder  einbüssen  wollen.  Es  ist  genügend  von 
modernen  schweizerischen  Diplomaten  schon  dadiu'ch  ge 
sündigt  worden,  dass  sie  die  Zone  des  Pays  de  Gex  an 
die  französischen  Handelsverträge  angeknüpft  und  über 
die  Zone  Sarde  einen  Spezialvertrag  abgeschlossen  haben, 
statt  sich  für  beides  auf  die  europäischen  Völkerreclits- 
stipulationen  von  1815  zu  stutzen,  die  keine  Aufhebung, 
oder  Beschränkung  gestatten. 

Ueber  die  Art  und  Weise,  wie  die  ehemals  sardinische 
Zone  an  Frankreich  kam,  ist  in  einem  Nachruf  an  Joseph 
Bard  in  dem  Genfer-Joumal  noch  Folgendes  zu  lesen: 

»II  u'etait  pas  ne  des  nötres,  mais  il  Test  devenu  par 
libre  ehoix  ä  une  epoque  assez  scrieuse  de  notre  exis- 
tence,  loi'sque  la  Savoie,  oü  il  etait  ne,  dut  servir  de 
conqjeusation  ä  la  France  de  Napoleon  III  pour  les  Ser- 
vices rendus  au  Piemont,  devenu  l'Italie,  pendant  la  cam- 
pngne  de  1859.  Bien  que  la  Savoie  ffit  le  berceau  de 
sa  maison,  Victor-Emmanuel   ne   put  refuser  de  la  ceder 
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au  puissant  ami  ä  qui  il  devait  sa.  nouvelle  couronne  et 
qui  la  reclamait  comme  une  legitime  compensation  de  soa 
initiative  ^desinteresseet. 

La  Savoie,  ä  ce  moment-lä,  ne  reclamait  nullement 
l'honneur  qu'on  voulait  lui  faire.  Tres  attachee  ä  la  mai- 
son  de  Savoie,  et  bien  que  sa  majorite  catliolique  n'ap- 
proiivät  pas  les  demeles  du  jeune  royaume  avec  l'Eglise, 
eile  hesitait  &  recommencer  une  histoire  qui  n'avait  ete 
ni  Sans  joies  ni  sans  gJoires.  Elle  hesitait  siirtout  ä  clianger 
de  drapeau.  Ce  n'est  que  lorsqu'elie  sut  que  ses  aaciens 
maitres  l'avaient  cedee,  qu'il  n*y  avait  aucune  ehance  de 
rester  ce  qu'elle  etait  et  que  le  resultat  du  plebiscite 
etait  escompte  d'avance,  qu'im  peu  irridestinee  qui  lui 
etait  imposee  plutöt  qu'offerte,  car  un  vote  populaire  fait 
dans  de  semblables  circonstances  ne  pouvait  etre  un 
instant  douteux. 

II  sc  trouva  cependant  ä  ce  moment-lä  un  certain 
nombre  de  Savoisiens  et  non  des  moins  considerables  äu 
Chablais  et  du  Faucigny  qiii  n'acceptörent  pas  ce  marche 
ä  carte  forcee  et  qui,  soutenus  par  les  vosux  de  beaii- 
coup  de  nos  concitoyens,  qui  redoutaient  de  voir  Geneve 
devenir  une  enclave  suisse  en  terre  fran«;aise,  signerent 
une  Petition  tres  vite  couverte  de  signatures,  —  jusqu'au 
Jonr  Oll  un  avertissement  donne  l'arreta  net  —  pour  de- 
mander  I'annexion  de  ces  deux  pro\inces  ä  la  fois  al- 
pestres  et  lacustres  ä  la  Confederation,  ä  titre  de  vingt- 
troisieme  canton. 

Parnii  les  promoteurs  de  cctte  campagne,  Bard  figura 
au  preiuier  rang,  aiix  cötes  de  Faurax  et  du  tres  regrette 
Clert-Biron.  Mais  la  campagne  plebiscitaire  avait  ete  trop 
fortement  organisee  par  des  agents  experts  ä  cette  beso- 
gne  pour  que  cette  defense  pflt  reussir;  et,  en  efifet,  eile 
echoua  apres  nous  avoir  donne  des  esperauces  qui,  dans 
ces  conditions,  etaient  vouees  ii  un  echec  certain.  C'est 
ä  ce  moment  qu'eut  lieu  la  trop  fameuse  expedition  de 
Thonon,  plus  ridicule  encore  que  dangereuse,  organisee 
par  Perrier,  dit  le  Rouge,  avec  la  connivence  de  person- 
Dages  demi-officiels  qui  furent  energiqtiement  desavoues 
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apres  l'^chec  de  cette.  folie  ä  laquelle  ne  participa  aucua 
des  hommes  de  valeur  qui  menaleat  en  Savoie  la  cam- 
pagne  en  faveur  de  I'annexion  ä  Ja  Suisse-. 

Le  sort  de  la  Savoie  decide,  Bard  et  ses  amis  con- 
traints  de  chauger  de  patrie,  et  preferant  celle  dont  les 
institutions  s'accordaient  avec  leurs  idees  politiques,  de- 
manderent  et  obtinrent  la  natioiialite  suisse;  tout  aussi* 
tot  apres,  la  reconnaissance  de  leurs  nouveaux  conci- 
toyens  leur  accorda  dans  les  Conseils  de  leur  pays  d'adop- 
tion  et  dans  ses  corps  constitues  la  place  a  laquelle  leur 
donnaient  droit  leur  caractere  et  leurs  taleuts,  tuut  autant 
quo  la  Sympathie  qu'ils  avaient  temoignee  &  notre  pays 
et  ä  ses  iDStitutions.> 

Als  Curiosität  fügen  wir  noch  folgende  Zeitungs- 
notiz bei: 

•On  mande  de  Geneve  ä  la  Presse  associee,  que  des 
Fran(jais  notables  residant  ä  Geneve  vont  demander  que 
(les  demai'ches  soient  faites  aupres  de  M.  Loubet,  pour 
(|u'il  vienne  ä  Geneve  k  son  retour  d'Italie.  Ce  serait, 
dit  la  Presse  associee  la  reception  vraiment  democratique 
d'une  republique  aux  mcGurs  simples  apres  le  faste  des 
receptions  royales.» 

Mit  Deutschland  bestand  bekanntlich  eine  Art  von 
Streitpunkt  betrelTend  den  in  beiden  Ländern  ungleichen 
Erfindungsschutz,  worüber  wir  im  vorigen  Jahrbuche 
(pag.  457)  berichtet  haben.  Seither  ist  das  Uebereinkom- 
men  über  den  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz  von 
1892  abgeändert  worden,  und  sind  folgende  Erklärungen 
im  deutschen  Reichstage  abgegeben  worden: 

•Im  deutsclien  Reichstag  wurde  die  Vereinbarung 
Deutschlands  mit  Italien  und  der  Schweiz  zur  Abände- 
rung des  Uebereinkoramens  von  1892  über  den  gegen- 
seitigen Patent-,  Muster-  und  Markenschutz  genehmigt. 

Staatssekretär  Graf  Posadowsky :  Es  ist  uns  gelungen, 
mit   Italien  und  der  Schweiz  das  Spezialabkommen  in 
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der  Weise  abzuändern,  dass  es  mit  den  Bestimmungen 
der  Pariser  Convention  und  der  Brüsseler  Zusatzakte 
harmonirt.  Leider  ist  es  noch  nicht  gelungen,  mit  Oester- 
reich  ein  gleiches  Abkommen  abzuschhessen.  Wir  werden 
aber  den  Versuch  weiter  machen. 

Gamp  (Reichsp.):  Im  vorigen  Jahr  Iiaben  wir  bei  der 
Berathung  dieser  Materien  Ober  das  Schweizer  Patentrecht 
Beschwerde  erhoben.  In  der  Schweizer  Presse  hat  man 
nun  Verwahrung  eingelegt,  dass  man  im  deutschen  Reichs- 
tage sich  in  schweizerische  Angelegenheiten  mische  und 
auf  die  schweizerische  Regierung  einen  Druck  auszuüben 
versuche.  Ich  erkläre  hiermit,  dass  es  mir  und  wohl  auch 
den  andern  Herren  selbstverständlich  vollkommen  fern- 
gelegen hat,  der  schweizerischen  Regierung  oder  gar  dem 
schweizerischen  Volk  irgendwelche  Vorhaltungen  zu 
machen  Ich  habe  nur  zur  Sprache  gebracht,  dass  einige 
wenige  schweizerische  Industrielle  aus  Eigennutz  und 
Gewinnsucht  die  auch  von  der  schweizerischen  Industrie 
gewünschten  Abänderungen  des  Patentreclits  zu  verhin- 
dern gewusst  haben.  Bei  den  freundlichen  und  vielfachen 
Beziehungen,  die  wir  zur  Schweiz  haben,  ist  es  ganz 
selbstverständlich,  dass  eine  Beleidigung  des  schweize- 
rischen Volkes  mir  vollkommen  fem  gelegen  hat. 

Dr.  MQiler-Meiningen  (Frs.  Vp.)  schliesst  sich  dieser 
Erklärung  an  und  richtet  an  den  Staatssekretär  die  Frage, 
ob  eine  Aussicht  besteht,  dass  die  Zusage,  die  auf  einem 
internationalen  Kongress  im  vorigen  Jahre  hinsichtlich 
einer  Aenderung  des  Schweizer  Patentrechts  gegeben 
worden  ist,  erfüllt  wird. 

Staatssekretär  Posadow.sky:  Bekanntlich  gehen  die 
schweizerischen  Fatentbestimmungen  dahin,  dass  nur 
solche  Patente  ertheilt  werden,  die  durch  Modelle  dar- 
gestellt sind.  Wie  wir  durch  unsere  diplomatische  Ver- 
tretung erfahren  haben,  scheint  die  schweizerische  Re- 
gierung die  ernste  Absicht  zu  haben,  den  Patentschutz 
auf  alle  gewerblich  (iberhaupt  verwendbaren  Erfindungen 
auszudehnen.  Ich  glaube,  dass  die  schweizerische  Regie- 
rung  der  Ansicht  ist,  dass  Nationalrath  und  Ständerath: 
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einem  derartigen  Vorschlag  beitreten.  Bei  den  freund- 
lichen Beziehungen,  die  uns  mit  der  Schweiz  verbinden, 
zweifle  ich  nicht  einen  Augenblick  daran,  dass  das  ge- 
schieht und  dass  auch  das  Referendum,  das  durch  die 
Verfassungsänderung  erforderUcli  wird,  bei  dem  Gerech- 
tigkeitsgefühl des  schweizerischen  Volkes  in  gleicher  Weise 
das  bestätigen  wird.  Ich  glaube,  die  Frage  wird  in  einer 
für  beide  Theile  durchaus  befriedigenden  Weise  geregelt 
werden.» 

Nach  einer  elsässischen  Zeitung  soll  die  Absicht  be- 
stehen, auf  dem  linken  Rheinufer,  gegenüber  von  MQll- 
heira,  noch  eine  weitere  deutsche  Festung  zum  Sclmtz 
der  Eisenliahnhnie  Mallheim-Mühlhausen  zu  erbauen. 

Ueber  die  bereits  ausgeführten  Befestigungen  "»m 
Isteiner  Klotz  wurde  den  «Basler-Nachrichten»  Ende  Ok- 
tober geschrieben: 

«Die  erste  Schiessprobe  vom  Isteiner  Klotz  wurde 
am  Freitag  abgehalten.  Mächtiger  Kanonendonner  er- 
dröhnte vom  Klotz  herab  ins  Rheintbal.  Schuss  auf 
Schuss  folgte  und  mit  starkem  Geräusch  schlugen  die 
Geschosse  am  linken  Rheinufer  auf.  Die  Geschosse 
gingen  oberhalb  des  Rheinbords  in  der  Richtung  gegen 
Kembs  zu  nieder.  Es  wurde  aus  acht  schweren  Festungs- 
geschützen geschossen;  diese  wurden  von  50  Mann  des 
gerade  in  Neubreisach  Schiessübungen  abhaltenden  Fuss- 
ortilleriebataillons  Nr.  13  gestellt.  Es  wird  mitgetheilt, 
dass  im  Dezember  die  Schiessübung  von  derselben  Mann- 
schaft wiederholt  wird ;  dann  soll  die  Schiessöbung  mehrere 
Tage  andauern.» 

Eine  Berliner  Zeitung  (allerdings  unseres  Wissens 
nicht  ei-sten  Ranges)  versicherte  uns  bei  Anlass  eines 
Berichtes  über  diese  Schiessversuche,  dass  die  Erbauung 
des  TüUingerforts  nicht  ausbleiben  werde,  da  man 
deutscherseits  die  Basler  Rheinbrücken  unbedingt  belierr- 
schen   müsse   und   wir  nichts   für   deren    Sicherstcllung 
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thsten.  Sie  ertbeilt  uns  den  Rath,  uns  in  dieses  Unver- 
meidliche, das  nur  zu  unserem  Vortheil  gereiche,  zu 
fügen  und  selbst  noch  einige  Forts  auf  unseren  Höhen 
sQdlich  und  südwestlich  von  Basel  zu  erbauen.  Das  ver- 
lange die  schweizerische  Neutralität,  und  der  Kanonen- 
donner von  Istein  werde  uns  vielleicht  aus  unserer  Sorg- 
losigkeit aufwecken. 

Einer  Reklaraation  der  deutschen  Gesandtschaft, 
welche,  zufolge  der  Basler-Zeitung,  gegen  die  Anlage  eines 
israelitischen  Friedhofes  bei  Burgfelden  erhoben  worden . 
sein  soll,  ist  schwerlich  ein  erheblicheres  Gewicht  bei- 
zulegen, indem  es  sich  dabei  höchstens  um  civilrechtliche 
Oppositionen  seitens  der  benachbarten  Grundbesitzer 
handeln  könnte,  nicht  aber  um  irgend  einen  Staats-  oder 
völkerrechtlichen  Streitpunkt. 

In  ähnlichem  Sinne  beantwortete  der  Bundesrath 
eine  Reklamation  der  italienischen  Regierung,  wie 
folgt: 

«Die  italienische  Regierung  beschwerte  sich  darüber, 
dass  die  Bewohner  des  itahenischen  Ufers  des  Luganer- 
Sees  von  der  Burgergemeinde  (patriziato)  Ponte  Tresa 
daran  gehindert  würden,  ein  ihnen  so  gut  wie  den  Be- 
wohnern des  schweizerischen  Ufers  zustehendes  Recht 
auszuüben,  das  Recht  n&mlich,  im  sogenannten  Lagbetto 
dj  Ponte  Tresa  zu  äschen.  Das  Protokoll  betreffend  die 
Feststellung  der  Gränze  der  Landvogtei  Lauis  vom 
28,  Juli  1754  und  die  darin  erwähnte  Uebereinkunft  vom 
21.  September  1678  bestimmt  allerdings,  dass  das  Recht 
des  Fischens  im  sogenannten  Lagbetto  di  Ponte  Tresa 
den  beiden  Staaten  gemeinsam  zusteht;  allein  die  Ueber- 
einkunft vom  21.  September  1678  behält  dabei  ausdrück- 
lich die  von  Privaten  und  Gemeinden  erworbenen  Rechte 
vor.     Die   betreffende   Stelle   lautet:    «Was   das  Fischen 
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betrifft,  so  steht  dies  gemeinsam  beiden  Staaten  in  den 
erwähnten  Seetheilen  zu,  unter  Vorbehalt  der  Rechte 
schweizerischer  sowohl  wie  mailändischer  Privatpersonen 
und  Gemeinden  jener  Ufer,  welchen  Rechten  kein  Ein- 
trag geschehen  soll.» 

Das  Patriziat  Ponte  Tresa  behauptete  nun,  das 
Fischereirecht  im  sogenannten  Laghetto  erworben  und 
und  Süit  mehr  als  einem  Jahrhundert  unbestritten  aus- 
geübt zu  haben.  Bei  dieser  Sachlage  antworteten  wir 
der  italienischen  Regierung,  dass  es  sich  nach  unserer 
Ansicht  um  eine  privat  rechtliche  Streitfrage  handelt, 
über  welche  die  Gerichte  allein  zu  urtheilen  haben.» 

Ein  bei  der  tessinischen  Regierung  gestelltes  Cuii- 
zessionsgesuch  um  Abgabe  von  7000  Pferdekrälten  aus 
dem  Ritomsoe  nach  der  Lombardei  wurde  von  dem 
Grossen  Rath,  auf  Intervention  der  Eidg.  Behörden  hin,  ab- 
gewiesen. Es  wäi'e  dies  eine  Fortsetzung  des  s.  Z.  eben- 
falls verhinderten  Villorese -Untern  eh  mens  gewesen.  Wir 
brauchen  überdies  unsere  Wasserkräfte  mit  der  Zeit 
alle  selbst  und  wollen  sie  nicht  in  der  letzten  Stunde 
vor  ihrer  Verstaatlichung  noch  an  das  Ausland  verkaufen 
lassen,  um  damit  Fabriken  zum  Nachtheil  unserer  eigenen 
Industrie  zu  etabliren. 

Die  amerikanischen  Staatsgesetze  über  die  Ein- 
wanderung sind  bekanntlich  im  Laufe  der  letzten  20  Jahre 
immer  mehr  verschärft  worden.  Ueber  ein  neues  derartiges 
Gesetz  schreibt  eine  unserer  Zeitungen: 

■Nous  ne  sommes  pas  sans  savoir  que  le  Congres, 
avant  d'expirer  le  4  mars,  a  vote  unc  loi  sur  l'inmiigration, 
mtiis  en  quoi  eonsiste  cette  mesiwe? 

La  loi  Qouvelle  porte  que  tout  vaisseau  debarqunnt 
des  emigrants  aux  Etats-Unis  acquittera  un  droit  de 
dix  francs  par  tete.  Sont  declares  non  admissibles  sur  le 
territoire  americain :  les  idiofs,  les  fous,  les  epileptiques, 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Verhältnisse  d.  Schweiz  z.  Auslande.  Einwimderungsgesetze.  Aiil 

ceux  qui  ont  ete  alienes  au  cours  d'une  periode  de  cinq 
ans  aDterieurement  ä  leur  nrrivee,  ceux  qui  luenacent  de 
tomber  ä  la  cliarge  de  la  commimaute.  les  personnes 
atteintes  d'un  mal  repugnant,  dangereux  ou  contngieux: 
Celles  qui  ont  ete  condamnees  pour  crime  ou  deüt  grave, 
impliquant  une  ^turpitude  morale>,  les  polygames,  les 
anarchistes,  les  individus  qui  admettent  ou  preconisent  le 
renversement  par  force  ou  violence  des  gouvernements. 
ou  l'assassinat  des  officiers  publics;  les  femmes  de  mau- 
vaise  reputation  et  les  personnes  qui  tenteraient  d'intro- 
duire  ces  femmes,  les  personnes  enfin  dont  le  passage 
a  efe  paye  par  d'autres  ou  qui  sont  aidees  par  d'autres  a 
emigrer.  —  Tout  cela  sera-t-il  toujours  d'une  application 
aisee?  Ce  sont  en  tous  cas  des  pouvoirs  tres  etendus  don- 
nes  ä  i'administration.* 

Eine  amerikanische  deutsche  Zeitung  fügt  bei: 
*■  Die  Art  und  Weise  zum  Beispiel,  wie  die  Unter- 
suchung geführt  wird  betreffs  Einwanderer,  deren  Landung 
beanstandet  wird,  ist  so  unamerikanisch,  so  sehr  allen 
Forderungen  der  Civilisation,  der  Humanität  und  der  Ge- 
rechtigkeit zuwiderlaufend,  dass  man  schwer  verstehen 
kann,  wie  derartige  Methoden  auf  amerikanischem  Boden 
sich  ausbilden  und  einnisten  konnten.  Ein  aus  irgend- 
welchem Grunde  beanstandeter  Einwanderer  wird  von 
dem  Momente  an,  da  er  in  Detentionshaft  genommen  wiid, 
wie  eine  eines  Verbrechens  angeklagte  Person  behandelt. 
Noch  schlimmer,  in  seiner  Vertheidigung  werden  ihm 
nicht  einmal  die  Rechtsmittel  eingeräumt,  welche  einem 
Angeklagten  im  Kriminalprozesse  zustehen.  Der  «Board 
of  Inquirj-»,  welcher  über  die  Zulassung  oder  Zurück- 
weisung des  betreffenden  Individuums  zu  entscheiden  hat 
und  aus  vier  Subaltembeainten  besteht,  vernimmt  die 
detinirte  Person  in  Geheimsitzung,  und  die  Sitzungen 
dieser  mit  quasi  gerichtlichen  Funktionen  ausgestatteten 
Kollegien  stehen  in  den  Vereinigten  Staaten  insofern  als 
ein  Unikum  da,  weil  die  Oeffentlichkeit  bei  dem  Ver- 
fahren ausgeschlossen  ist  und  letzteres  auch  durch  kein 
Gesetz  sanktionirt  ist.» 
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Da  das  kaum  zu  ändern  sein  wird,  so  ist  den  kan- 
tonalen Behörden  dringend  zu  empfehlen,  vor  unflber* 
legter  Auswanderung  nach  Amerika  zu  warnen. 

Russland  und  darin  ganz  besonders  Sibirieu  ziehen 
immer  mehr  die  Aufmerksamkeit  unserer  industriellen 
Kreise  fflr  ihren  Exporthandel  auf  sich ;  es  wurde  daher 
im  Nationalrath  von  einem  Deputirten  von  Genf  bereits  der 
Antrag  an  den  Buudesrath  gestellt,  in  Petersbui^  eine 
ff^rmliche  Gesandtschaft  statt  des  bisherigen  Generalconsu- 
lates  zu  errichten. 

Einem  Vortrag  des  Herrn  Prof.  Huber  in  Zürich  im 
dortigen  Handels-  und  Industrieverein  ist  tlber  die  russi- 
schen Handelsverhältnisse  folgendes  Wesentliche  zu  ent- 
nehmen: 

Der  Vortrag  unterscheidet  zunächst  zwei  kommerzielle 
Zonen : 

"Europäisches  Russland  mit  West-  und  Mittel-Sibirien 
und  das  Amour-Bassin  bis  Stretensk.  FOi-  beide  Zonen  ist 
Moskau  der  Hauptpunkt.  Die  wirthscbaftliche  Stellung 
Moskaus  in  Russland  ist  so  dominirend,  dsss  es  zur  Zeit 
als  wichtigster  Stützpunkt  für  den  Absatz  russischer  wie 
fremder  Waaren  betrachtet  werden  muss.  Im  Mittelpunkte 
eines  ausgedehnten  Eisenbahnnetzes  liegend,  hat  es  direk- 
ten Zusammenhang  mit  den  an  Bedeutimg  immer  mehr 
zunehmenden,  zum  Theil  eisfreien  Häfen  der  Ostsee,  mit 
dem  Weissen  Meer,  über  die  Wolga  mit  dem  Kaspisclien 
Meer  und  mit  den  Eisenproduktionscentren  des  Ural. 
Eine  natürliche  Grundlage  hat  die  Vorherrschaft  Moskaus 
ferner  noch  in  dem  Umstand,  dass  in  und  um  Moskau 
die  mächtigste,  kapitalkräftigste  und  entwickeltste  In- 
dustrie Russlands,  die  BaumwoUiadustrie,  sowie  eine  be- 
deutende mechanische  und  Seidenindustrie  konzentrirt  sind. 

Für  alle  Geschäfte  ist  es  somit  wesentlich,  in  Moskau 
selbst  auf  dem  Platze  oder  vertreten  zu  sein.  Handels- 
reisende sind  selten  und  nicht  gerne  gesehen. 
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Wenn  sich  unsere  Maschinenindustrie  einen  Absatz 
sichern  will,  muss  sie  in  Moskau  vertreten  sein.  Einen 
grossen  Vortbeil  haben  natOrhch  die  ausländischen  Firmen, 
■  welche  auch  in  Russl&nd  fabriziren  und  je  nachdem  die 
einen  Produkte  in  Russland  herstellen,  die  andern  von  dem 
ausländischen  Hauptgeschäft  kommen  lassen.  Bemerkens- 
werth  in  Kussland  sind  die  grossen  Waarenhäuser.  Es 
scheint,  dass  der  Detailhandel  in  seiner  Entwicklung  eine 
Stufe  übersprungen  hat.  Die  Inhaber  dieser  Waarenhäuser 
sind  Detaillisten  und  Grossisten  zugleich. 

Der  Import  nach  Ostsibirien  hat  noch  kolonialen 
Charakter.  Hauptplatz  neben  Moskau  ist  Wladiwostok. 
Trotz  der  hohen  Zollschranke  hat  Wladiwostok  eine  Zu- 
kunft als  Haupthandelsplatz  von  Sibirien  und  der  Mand- 
schurei. Namentlich  fQr  Maschinen  dOrfte  Ostsibirien 
und  die  mit  Mineralreichthümern  gesegnete  Mandschurei 
für  längere  Zeit  dem  Import  offen  stehen.»   (Zürcher  Post.) 

Einem  andern  Import,  als  von  Maschinen,  scheint  uns 
Übrigens  die  grosse  BedOrfnisslosigkeit  der  russischen 
Bevölkerung  noch  einen  starken  Hemmschuh  unterzulegen. 

Ueber  Japan  sagt  der  bundesräthlicbe  Geschäfts- 
bericht pro  1902: 

«Bekanntlich  können  Ausländer  in  Japan  Grund  und 
Boden  nicht  zu  Eigentbum  erwerben,  obwohl  die  Staats- 
verträge den  Japanern  in  Europa  dieses  Recht  einräumen. 
Die  Grundstücke,  auf  welchen  die  Ausländer  ihre  Häuser, 
Lager  u.  a.  w.  errichtet  haben,  sind  ihnen  von  der  japa- 
nischen Regierung  auf  unbegränzte  Zeit  zur  Benützung 
überlassen  worden  (perpetual  leases) ;  die  Besitzer  haben 
dafür  eine  einmaUge  Abfindungssumme  bezahlt  und  ent- 
richten ausserdem  der  japanischen  Regierung  eine  Grund- 
steuer. Für  die  auf  dem  Oberlassenen  Land  befindUchen 
Gebäude,  welche  den  Fremden  eigenthOmlich  gehOren, 
wurde  bis  vor  einiger  Zeit  keine  Steuer  gefordert.  Nach- 
dem aber  in  Folge  der  neuem  Vei-träge  zwischen  den 
europäischen    Mächten   und   Japan    die    Fremdennieder- 
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lassungen  ßettlement«)  io  die  japanischen  Gremeinden 
einverleibt  wurden,  begannen  die  japanischen  Behörden, 
auch  die  in  den  frOhem  "Settlements*  befindlichen  Gre- 
bäude  zu  besteuern.  Hiergegen  wurde  von  Deutschland. 
England,  Frankreich  und  Holland  bei  der  japanischen 
Regierung  Widerspruch  erhoben,  gestützt  auf  die  be- 
stehenden Staatsverträge,  welche  bestimmen,  dass  hin- 
sichtlich der  den  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  auf 
unbegränzte  Zeit  Überlassenen  Grundstücke  keine  andern 
Bedingungen  irgend  einer  Art  auferlegt  werden  dürfen, 
als  sie  in  den  bestehenden  Ueberlassungsverträgen  ent- 
halten sind.  Auch  wir  sind  wegen  der  den  schweize- 
rischen Grundbesitzern  in  Japan  auferlegten  Haussteuer 
bei  der  japanischen  Regierung  auf  Grund  des  Art,  12  des 
schweizerisch -japanischen  Freundschafts-,  Niederlassungs- 
und Handelsvertrages  vom  10.  November  1896  vorstellig 
geworden.  Es  wurde  uns  hierauf  raitgetheilt,  dass  nach 
einem  zwischen  der  japanischen  Regierung  einerseits  und 
den  Regierungen  Deutschlands,  Frankreiclis  und  Gross- 
britanniens andererseits  getroffenen  Abkommen  diese 
Angelegenheit  dem  ständigen  Schiedsgerichtshof  im  Haag 
vorgelegt  werden  soll.  Die  japanische  Regierung  hat 
uns  i^e  Zusicherung  gegeben,  dass  das  ergehende  schieds- 
gerichtliche UrtheJl,  wie  es  auch  lauten  mag,  ohne  weiteres 
auch  für  die  Schweizer  gelten  wird.» 


Ueber  ein  grosses  Projekt  von  Verkehrsverbesserungen 
wird  der  Allg.  Z.  folgendes  mitgetheilt: 

«Neben  der  Frage  der  Zufahrtslinien  zum  Simplon- 
Tunne!,  welche  insbesondere  die  französische  Schweiz  be- 
schäftigt, wendet  sich  die  öffenthclic  Aufmerksamkeit  in 
Basel  imd  in  der  itahenischen  Schweiz  einer  anderen  wich- 
tigen Yerkchrsfrage  zu.  Es  handelt  sich  nämlich  darum, 
den  Gedanken  der  Schiffbarmachung  des  Rheins 
und  des  Po  bis  innerhalb  des  Schweizer  Gebietes  zu  ver- 
allgemeinem, wodurch  die  2S7  Kilometer  lange  Eisen- 
bahnlinie  Basel-Locamo  mit  den  Seehäfen  von  Venedig 
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und  Rotterdam  verbunden  würde.  Die  Ingenieure  Gelpke 
in  Basel  und  Rusca  in  Locamo  haben  über  diese  Ange- 
legenheit Broschüren  veröffentlicht,  denen  zu  entDehmen 
ist,  dass  für  die  600  KUometer  lange  Strecke  Venedig- 
Locamo  der  Po  bis  Pavia,  dann  der  Tessin,  der  Grosse 
Kanal  und  die  anderen  Kanäle,  sowie  der  Lago  Maggiore 
ausgenützt  werden  sollen.  Was  den  Bhein  betrifft,  soll 
dieser  Strom,  der  jetzt  mu*  bis  Strassburg  schiffbar  ist, 
bis  Basel  schiffbar  gemacht  werden,  damit  die  Waaren 
^Jen  ganzen  Weg  von  Rotterdam  bis  Basel,  827  Kilo- 
meter,  zu  Schiffe  zurücklegen.  Ingenieur  Gelpke  be- 
rechnet, dass  infolge  dieser  Rheinregulierung  die  Kosten 
der  Fracht  von  500,000  Tonnen  um  eine  Milhon  Mark 
ermässigt  würden.  Die  billige  Wasserfracht  würde  dann 
dem  Eisenbahnverkehr  Basel-Locarno  einen  grossen  Teil 
des  Umsatzes  zwischen  der  Nordsee  und  dem  Mittelmeer 
zuführen.» 

Es  würde  dies  eine  Art  von  neuer  Aubiahme  des 
Hfininger-Kanal -Projektes  bedeuten,  worüber  wir  im  Jahr- 
buch XVI  berichtet  haben. 

Eine  alte  Reklamation  gegenüber  Spanien  seheint 
sich  auf  dem  Wege  der  Erledigung  zu  befinden.  Das 
Genfer-Joumal  berichtet  darüber  u,  A.  folgendes: 

«C'est  en  vertu  d'uue  capitulation  de  1804,  rem- 
pla^ant  des  traites  anterieurs,  que  le  roi  d'Espagne  en- 
tretenait  ä  son  Service  six  regiments  suisses,  et  si  ceux-ci 
n'ont  re^u  de  1808  ä  1828  qu'une  partie  de  la  solde  et 
des  pensions  qui  leur  etaient  promises,  l'obligation  de 
leur  bonifier  leurs  airieres  n'a  jamais  etö  contestee  en 
principe.  Cette  obhgation  a  meme  ete  reconuue  d'une 
fa^on  effective,  k  deux  reprises,  pour  une  certaine  portion 
des  creances  dont  le  Conseil  federal  reclamait  le  paiement. 
Les  creances  restantes  ont  fait  depuis  1890,  par  l'inter- 
m^diaire  de  M.  le  consul  general  Lardet,  l'objet  de 
laborieuses  negociations,  qui  ont  abouti  ä  I'elimination 
definitive  d'une  serie  de  pretentions  contestees,  et  ä  la 
reconnaissance  des  autres  titres.» 
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Abschlagszahlungen  haben  schon  zwei  Male,  1856 
und  1887,  stattgehabt.  Für  die  Sache  hat  sich  3.  Z.  Herr 
ObersUieutenant  Repond  in  spezieller  Sendung,  und  an- 
dauernd der  schweizerische  Generalkonsul  in  Madrid, 
Herr  Lardet,  bemüht. 


Unsere  diplomatischen  Verhältnisse  sind 
seit  dem  Abgange  des  Hm.  SUvestrelli  ruhiger  geworden, 
üeber  unseren  eigenen  *Gesandt«nschub>,  welcher  durch 
diesen  Konflikt  mit  Italien  veranlasst  und  mit  grossen 
Kosten  für  die  Eidgenossenschaft  verbunden  war,  fand  in 
der  Dezember-Sitzung  des  Nationalrathes  vom  vorigen 
Jahre  eine  sachliche  Diskussion  statt,  worüber  die  N.  Z. 
Zeitung  folgendes  berichtet  t 

•Der  Diplomatenschub  hatte  dem  Bund  eine  Reihe 
ausserordenthcher  Au^aben  verursacht,  Herrn  Dr,  Bour- 
cart,  unserm  frühem  Gesandten  in  London,  der  die  Ver- 
setzung nach  Washigton  ausgeschlagen  hatte,  sprach  der 
Bundesrat  eine  Entschädigung  zu.  Die  Kommission,  in 
deren  Namen  Herr  Hilty  relerirte,  befürwortete  die  Ge- 
nehmigung, indessen  nur  mit  einer  Protokollerklfining,. 
die  den  aussergewöhnlicfaen  Charakter  der  Entschädigung 
darthun  und  jede  präjudizirende  Wirkung  unzweideutig 
verhüten  sollte.  Bei  der  Gelegenheit  sprach  Herr  Hilty 
auch  Ober  die  stets  wachsende  Bedeutung  unserer  diplo- 
matischen Vertretung  in  Washington  und  er  stellt«  zun 
Schlüsse  seines  Votums  noch  einen  Vergleich  zwischen 
diplomatischen  Vertretern  und  Offizieren  auf,  die  sich  beide 
in  gleicher  Weise  der  Regierung  zur  Verfügung  halten 
mUssten.  Diese  letztere  Bemerkung  und  die  Protokoll- 
erklämng  riefen  Herrn  Speiser  auf  den  Plan.  Er  zieh  die 
Kommission  der  Undankbarkeit  gegenüber  Herrn  Bourcart, 
um  nach  einer  Beleuchtung  seiner  Verdienste  zu  einigeit 
allgemeinen  Bemerkungen  über  unser  Gesandtscfaafts- 
wesen   überzugehen.     Die    Fundamentimng   des    Satzes, 
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dass  der  diplomatische  Vertreter  nicht  einfach  zur  Dis- 
position der  Kegierung  stehen  müsse,  mit  dem  Hinweis 
darauf,  es  könnten  sonst  nur  MiUionärc  in  diese  Carriere 
eintreten,  hatte  unter  Umständen  Eindruck  machen 
können.  Auf  den  konkreten  Fall  bezogen,  geschah  es 
nicht,  weil  feststeht,  dass  Herrn  Bourcart  nicht  bloss 
finanzielle  Gründe  bestimmten,  nicht  nach  Washington 
zu  gehen,  sondern  auch  die  Meinung,  es  hege  in  dieser 
Versetzung  eine  Degradation.  Allgemein  gewürdigt  aber 
versagte  der  Satz  seine  Wirkung,  weil  schon  heute  die 
diplomatische  Carriere  ein  Vorrecht  des  Vermögens 
ist.  Es  war  auch  nicht  ein  sonderlich  glücklicher  Ge- 
danke des  Herrn  Speiser,  den  Eintritt  in  den  diploma- 
tischen Dienst  schlechthin  zu  einem  Akt  des  hohen 
Patriotismus  zu  erheben.  Seine  Ausfühmngen  riefen 
einer  interessanten  Replik  Professor  Hilty's,  der  der  Er- 
neuerung des  Brauches  der  alten  Eidgenossenschaft 
das  Wort  sprach,  im  Staatsdienst  bewährte  Männer, 
die  nicht  nur  etwas  gelten,  sondern  auch  etwas  sind, 
zu  Gesandten  zu  wählen.  Mit  aller  Bestimmtheit  vertrat 
Bundespräsident  2^mp  den  Standpunkt,  dass  die  Regie- 
rung über  ihre  Gesandten  müsse  verfügen  können,  und 
femer,  dass  der  Bundesrath  zur  Ordnung  der  diploma- 
tischen Verhaltnisse  ausschhesshch  kompetent  sei.  Er 
begegnete  damit  von  vorneherein  der  Neugier  nach  nähern 
Erklärungen  über  die  im  Anschluss  an  den  Konflikt  mit 
Italien  getroffenen  Aendemngen  in  den  diplomatischen 
Vertretungen.  Immerhin  machte  er  einige  Konzessionen, 
indem  er  in  allgemeinen  Zügen  dem  Rathe  das  Vorgehen 
des  Bundesratbes  beim  Diplomatenschub  zur  Kenutniss 
brachte.  Im  Interesse  der  Sache  ist  zu  wünschen,  dass  diplo- 
matische Angelegenheiten,  wie  die  vorhegende,  im  Parla- 
ment möglichst  selten  zur  Sprache  kommen  müssen. 
Früheren  Zeiten  waren,  wenn  wir  uns  nicht  täuschen, 
dergleichen  Diskussionen  gänzlich  unbekannt.  Einige 
Nutzanwendungen  aus  der  Debatte  werden  sich  für  den 
Bundesrath  jedenfalls  schon  ergeben.* 

Der  Ständerath  nahm  die  Vorbehaltsklausel  der  natio- 
nalräthlichen  Kommission  leider  ebenfalls  nicht  an.     Wes- 
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halb  in  früheren  Jahren  solche  Diskussionen  ungewöhn* 
lieh  waren,  lag  unseres  Erachtens  gerade  darin,  dass 
unsere  Diplomaten  früher  aus  andern  Kreisen,  als  aus 
der  öfter  verspotteten  fDiplomatenschule>  des  Hm.  Droz 
sei.  hervorgingen.  Fast  alle  mangelhaften  Dinge  in  dieser 
Erdenwelt  haben,  wenn  man  genauer  zusieht,  persönliche 
Ursachen. 

In  den  «Basler  Nachr.*  wird  die  Schaffung  folgender 
neuer  diplomatischer  Vertretungen  gewünscht :  1.  Errich- 
tung einer  Gesandtschaft  in  Petersbui^.  2.  Versuchsweise 
Beiordnung  eines  Handelsattaches  der  Petersburger  Ge- 
sandtschaft, 3.  Errichtung  eines  Konsulats  in  Shanghai. 
4.  Verleihung  des  diplomatischen  Charakters  dem  General* 
konsul  in  Yokohama  und  Akkreditirung  desselben  in 
Tokio  und  Peking,  eventuell  auch  in  Bangkok.  5.  Errich- 
tung einer  Gesandtschaft:  Haag-Brtlssel-Kopenhagen. 
Etwas  viel  auf  Einmal  bei  den  sonstigen  finanziellen  Zu- 
muthungen,  die  von  allen  Seiten  an  den  Bund  gerichtet 
werden.  Am  einleuchtendsten  sind  die  Grflnde,  welche  für 
eine  Gesandtschaft  in  Russland  angeführt  werden, 
obwohl  wir  die  Ansicht  einer  unserer  Zeitungen  nicht 
theilen,  «que  nous  pouvons  avoir  un  aussi  grand  besoin 
de  l'appui  poUtique  de  la  Russie,  que  de  son  marche.> 
Die  Zeiten  Kaiser  Alexander's  und  Laharpe's  sind  vor- 
flber  und  es  dürfte  im  Gegentheil  eine  eigentliche  Ge- 
sandtschaft mitunter  russische  Reklamationen  gegen  das 
Verhalten  der  russischen  Studierenden  in  der  Schweia 
zu  beantworten  bekommen.  Ueber  die  beabsichtigte  Er- 
richtung eines  türkischen  Konsulats  in  Zürich  wurde 
den  Zeitungen  folgendes  mitgetlieilt : 

»Die  Angelegenheit  betreffend  die  Errichtung  eines 
.  törkischen  Konsulates  in  Zürich  ist  definitiv  erledigt.  Die 
türkische  Regierung  hat  dieses  Projekt  allerdings  ernst- 
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lieh  betrieben;  für  die  Besetzung  dieses  Postens  hatte 
sie  jedoch  eine  ganz  andere  Persönlichkeit  in  Aussicht 
genommen,  als  den  vielgenannten  Agitator  in  Paris, 
welcher  sich  fälschlich  aJs  türkischer  Konsul  in  ZQncli 
ausspielte.  KOrzIich  hat  nun  der  in  Paris  residirende 
türkische  Gesandte  bei  der  schweizerischen  £idgenossea- 
scbaft,  Munir  Bey,  dem  Bimdesrath  mitgetheüt,  dass 
seine  Regierung  auf  ein  Konsulat  in  Zürich  verzichte.» 

Ein  schweizerisches  Konsulat  hatte  den  Bundesrath 
angefragt,  ob  es  zur  Aufnahme  eines  Testamentes 
eines  Schweizerbürgers  berechtigt  sei.  Der  Bundesrath 
hat  diese  Anfrage  verneint.  Den  schweizerischen  Kon- 
suln stehen  keine  andern  Befugnisse  als  diejenigen  zu, 
welche  ihnen  der  Bundesrath  im  Reglement  für  die 
.schweizerischen  Konsularbeamten  vom  26.  Mat  1875, 
oder  durch  besondere  Beschlüsse  eingeräumt  hat. 


Staatsrerträge. 
1.  Mit  Bezug  auf  die  grossem,  internationalen, 
Verträge  wäre  das  weitaus  Wichtigste  die  Conferenz  ge- 
wesen, welche  im  September  d.  J.  in  Genf  zum  Zwecke 
der  Revision  der  ersten  Genfer-Convention  vom 
~22.  August  1864  hätte  stattfinden  sollen.  Die  zweite 
Convention  von  1868,  welche  in  ihren  5  ersten  Artikeln 
bereits  Aenderungea  der  ersten  enthielt  und  in  den 
folgenden  diese  Grundsätze  auf  den  Seekrieg  anwendete, 
aber  niemals  fOrmhch  ratifizirt  wurde,  ist  nun  seit  1899 
durch  eine  der  Haager-Conventionen  ersetzt  worden  und 
kommt  bei  dieser  Revision  nicht  mehr  in  Betracht.  Die 
erste  und  eigentUche,  für  den  Landkrieg  bestimmte,  Con- 
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vention  wurde  ebenfalls  in  Haag  als  der  Revision  be- 
dürftig anerkannt  und  dem  schweizerischen  Bundesratli 
in  dem  ersten  der  sechs  «Wünsche»  jener  Friedens- 
conferenz  der  Auftrag  gegeben,  eine  Revision  in  Bälde 
herbeizufahren,  was  nunmehr  hätte  geschehen  sollen.') 
Die  Punkte,  auf  welche  sich  die  Revision  vorzugsweise 
bezieben  sollte,  sind  schon  seit  vielen  Jahren  in  zahlreichen 
Broschüren  genügend  erörtert  worden.  Sie  stützen  sich 
im  wesenthchen  auf  die  Erfahrungen  der  seitherigen 
Kriege  und  >vurden  in  einer  unserer  französischen  Zei- 
tungen, wie  folgt  angegeben: 

« Les  articles  1"  et'  2  de  la  Convention  du  23  aoüt 
1861,  stipuiant  que  les  ambulances  et  les  höpitaux  mili- 
taires,  ainsi  que  Ic  personnel  de  ces  ambulances  et  hö- 
pitaux,  comprenant  l'intendance,  les  Services  de  sante, 
d'administration,  le  transport  des  blessös,  ainsi  que  les 
aumöniers,  sont  reconnus  neutres  anssi  longtemps  qu'ils 
fonctionneront.  La  neutralite  n'est  pas  specifiee  et  se 
trouve  suspendue  en  droit  des  I'instant  que  les  Services 
cessent  de  foncüonner,  pour  les  personnes  a  partir  du 
moment  oü  ü  ne  reste  plus  de  blesses  k  relever  ou  ä  se- 
courir,  pour  les  objete  ä  partir  de  celui  oü  les  malades 
et  blesees  ont  ete  evacu^s  ailleurs. 

II  s'agirait  d'ctendre  la  neutralite  ä  tonte  la  duree 
de  la  campagne,  notamment  aux  marches  et  aux  Station- 
nements. 

L'article  5  de  la  Convention  dispense  du  logement  des 
troupes  et  d'une  partie  des  contributions  de  guerre  l'habi- 
tant  qui  a  recucilli  chez  lui  des  blesses.  Cette  disposition 
a  donne  lieu  ä  de  nombreux  abus.  Quiconque  voulait 
s'epat^ner  l'ennui  de  loger  des  troupes  recueillait  un  ou 
deux  blesses  et  ajoutait  ainsi  au  fardeau  que  ses  con- 
citoyens  avaient  ä  supporter.  La  prochaine  Conference 
verra  comment  eile  pourra  remedier  ä  ces  inconv^nients. 

')  Vgl.  darQber  unsem  Aufsatz  »Die  Schweiz  und  der 
Haager-Congres9>  in  Jahrbuch  XV,  l. 
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L'article  6  prescrit  que  les  militaires  blosses  ou  ma- 
lades seront  recueillis  et  soignes,  ä  quelque  nation  qu'ils 
appartiendront,  ce  qui  implique  naturellement  que  l'ar- 
mee  victorieuse  est  tenue  de  se  charger  des  blesses  de 
rarmee  vaincue  tombes  entre  ses  mains.  On  ajoutera  un 
alinea  obligeant  le  personnel  sanitaire  de  l'ann^e  vaincue 
ä  aider  celui  du  vainqueur  dans  la  täcbe  qui  iocombera 
ä  celui- ci, 

D'autres  articles  seront  ajoutes  aux  precedents,  con- 
cemant  le  droit  de  prise  sur  les  ambulances,  le  luateriel 
d'höpital  et  de  pansement. 

II  Sera  specific  des  roesures  ä  prendre  et  des  for- 
malites  ä  observer  pour  etablir  l'identite  des  morts  et  des 


On  discutera  enfin  quelle  Situation  devra  etre  faite 
aux  societes  aunliaires  de  la  Croix-Rouge  qui  s'occupent 
des  soins  ä  donner  aux  blesses.» 

Ausserdem  ist  noch  namentlich  die  Bestinmiung 
fehlerhaft,  dass  das  ärztliclie  und  Krankenpflegepersonal, 
welches  in  die  Gewalt  des  Krieg^egners  gelangt,  die 
Wahl  hat,  sich  zu  seiner  Armee  zurückzuziehen,  oder 
seine  Funktionen  unter  dem  Schutze  des  Gegnera  fort- 
zusetzen. Dieses  Letztere  sollte  ausschliesslich  gestattet 
sein.  £benso  ist  fehlerhaft,  dass  nach  dem  Ausdrucke 
der  Convention  ein  Spital  seine  Neutralität  verliert,  wenn 
es  «militärisch  besetzt»  ist,  was  in  einem  gewissen  Grade 
stets  der  Fall  sein  wird ;  während  dies  nach  dem  ur- 
sprünglichen russischen  Vorsclilage  nur  eintreten  sollte, 
wenn  es  «zu  Kriegszwecken  benutzt  wird.»  Auch  die  Be- 
aufsichtigung der  Convention  durch  ein  bloss  aus  Genfem 
bestehendes  Coniite  ist  dem  heutigen  Stande  der  Sache 
nicht  mehr  entsprechend. 

Es  ist  sehr  zu  hoffen,  dass  die  schon  lange  beabsich- 
tigte Bevision  eine  recht  gute  Lösung  aller  Fragen  herbei- 
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führen  werde.  Beigetreten  sind  der  Convention  neuestens 
Guatemala  und  Korea,  wonach  nun  der  Kreis,  auf  den 
sich  dieselbe  ausdehnt,  aus  folgenden  Staaten  besteht, 
ausser  der  Schweiz :  Argentinien,  Belgien,  Bolivia,  Bul- 
garien, Chili,  Coogo,  Dänemark,  Deutsdüand,  Frankreich, 
Guatemala ,  Griechenland ,  Grossbritanuten ,  Honduras, 
Japan,  Italien,  Korea,  Luxemburg,  Montenegro,  Nicaragua, 
Niederlande,  Oesterreich-Ungarn,  Peru,  Persien,  Portugal, 
Rumänien,  Russland,  Salvador,  Schweden  und  Norwegen, 
Serbien,  Siam,  Spanien,  TOrkei,  Uruguay,  Venezuela  und 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  (E.  G.  S.  XIX,  549.) 

Korea  und  Salvador  sind  auch  der  Haager-Convention 
Ober  den  Seekrieg  beigetreten. 

Femer  tritt  Dänemark,  und  wahrscheinlich  auch  in 
Bälde  Schweden,  der  Berner-Litterar-Convention 
bei;  dem  Weltpos  tvertragCrete  undCuba  und  Somali- 
land ;  Persien  dem  Austauschvertrag  von  Postetücken ;  dem 
Telegraphen  vertrag  die  Eastem  extension  Telegraph  Com- 
pany. BoUvia  tritt  dem  Geldanweisungsvertrag  bei,  der 
nun  35  Staaten  umfasst  (E.  G.  S.  XIX,  668).  Cypem  und 
Honduras  treten  dem  Austauschvertrag  von  Briefen  und 
Schachteln  mit  Werthangaben  bei  (alle  Betheiligten  sind 
angegeben  XIX  713),  Deutschland  tritt  der  Union  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigenthums  bei  (XIX, 
523,  wo  alle  Staaten  dieses  Vertrags  angegeben  sind), 
diesem  Vertrag  tritt  auch  Brasilien  bezüghch  der  Nach- 
tragsvereinbarungen vom  14.  Dez,  1900  bei  (XIX  620). 
Dem  Pestvertrag  vom  19.  März  1897  (K.  G.  S.  XVH, 
827)  treten  AustraUen  und  die  englische  Kolonie  Hong- 
kong bei.  Zu  der  lateinischen  MOnzconvention 
ist  ein  neuer  Zusatzvertrag  erfolgt,  wonach  nun  die  Schweiz, 
noch  weitere  12  Millionen  Silbersclieidemünzen  ausprfigeu 
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darf,  E.  G.  S.  XIX  363.  Der  Silberwerth  ist  noch  mehr 
gesunken  und  es  weiss  noch  Niemand,  wie  das  richtige 
Verhfiltniss  dieses  Metalles  zum  Gold  wieder  herzustellen 
sein  wird,  so  dass  der  Berichterstatter  Ober  den  Zusatz- 
vertrag im  Nationalrath  wohl  mit  Recht  sagte,  in  der 
Mfinzwissenschaft  gebe  es  Oberhaupt  nur  wenige  Gelehrte 
imd  diese  seien  noch  imeinig.  Ebenso  erfolgte  ein  Zu- 
satzvertrag zu  dem  Madrider-  und  Brüsseler- Vertrag  über 
die  internationale  Eintragung  der  Fabrik-  und 
Handelsmarken  (vom  14.  April  1891  und  14.  Dezember 
1900)  28.  Oktober  1902  E.  G.  S.  XIX  338.  Dem  Vertrag 
selber  treten  Spanien  und  Brasilien  bei. 

Bevorstehend  ist  eine  weitere  Ausdehnung  der 
Haager-Verträge  Ober  civilrechtliche  Ver- 
hältnisse, auf  Vollstreckung  der  Urtheile  und  auf  wirk- 
samere Beseitigung  der  Sicherheitsleistung.  Eine  deutsche 
Zeitung  sagt  darüber: 

«Die  Bestimmungen  des  Haager- Vertrags,  wonach  in 
den  Staaten,  welche  denselben  unterzeichnet  haben,  kein 
Angehöriger  verpflichtet  sein  soll,  die  einem  Ausländer 
als  solchem  nach  Landesgesetz  obhegende  Sicherheit  in 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  zu  leisten,  haben  sich 
seit  dem  Inkrafttreten  des  Abkommens  keineswegs  durch- 
aus bewährt,  und  die  Beurtheilung  ist  daher  mehrfach 
auch  eine  recht  abfällige.  Es  ist  eine  missliche  Sache, 
dass  der  inländische  Beklagte,  wenn  er  den  gegen  ihn 
geltend  gemachten  Rechtsstreit  gewonnen  hat,  behufs 
Erstattung  seiner  Kosten  und  Auslagen  im  Auslande  die 
Hülfe  der  dortigen  Gerichte  und  Vollstreckungsorgane  in 
Ansprucli  nehmen  muss.  In  manchen  Staaten,  welche 
zu  den  Signatarstaaten  des  Haager-Vertrags  gehören,  ist 
das  keineswegs  eine  einfache  Sache,  und  der  Umstand, 
dass  inhaltlich  des  Vertrags  die  Vollstreckbarkeit  der  auf 
die  Kostentragung  erkennenden  Urtheile  in  allen  Verti'ags- 
staaten  verbOi^  ist,    hilft   nicht   über   die  mit  der  Voll- 
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Streckung  verbundenen  Schwierigkeiten  hinweg.  Erweist 
sicli,  was  auch  nicht  allzu  selten  vorkommt,  die  Voll- 
streckung in  das  Vermögen  des  ausländischen  Klägers 
als  ergebnisslos,  so  hat  der  inländische  Beklagte  das  Ver- 
gnügen, neben  den  Kosten  des  im  Inlande  geftthrten 
Rechtsstreites  auch  noch  die  Kosten  der  im  Auslande  ver- 
suchten Vollstreckmig  aus  eigener  Tasche  tragen  zu 
müsseu. 

Ist  dies  schon  ein  recht  empfindlicher  Uehelstand, 
so  kommt  noch  hinzu,  dass  die  Angehörigen  der  Staaten, 
in  welchen  der  Kläger  zu  einer  Sicherheitsleistung  ohne 
Rücksicht  auf  seine  Staatsangehörigkeit  verpflichtet  ist, 
gegenüber  den  Angehörigen  der  Staaten  im  Vortheile 
sind,  deren  Gesetzgebung  auf  einem  anderen  Standpunkte 
steht.  Denn  die  Befreiung  von  der  Sicherheitsleistung 
tritt  nur  insoweit  ein,  als  es  sich  um  eine  dem  Ausländer 
wegen  seiner  Eigenschaft  als  Ausländer  obliegenden 
Sicherheit  handelt,  sie  tritt  aber  natürlich  nicht  ein,  wenn 
die  Gesetzgebung  eines  Staates  jeden  Kläger,  gleichviel 
ob  Inländer  oder  Ausländer,  zur  Sicherheiteleistung  ver- 
pflichtet. Mit  Rücksicht  hierauf  dürfte  es  sehr  zu  er- 
wägen sein,  ob  die  unveränderte  Verlängerung  des 
Haager- Vertrags  in  der  That  dem  BedOrfniss  entspricht, 
oder  ob  nicht  vielmehr  Veränderungen  bezüglich  seines 
Inhalts  vorgenommen  werden  sollten,  welche  geeignet 
scheinen,  diese,  für  den  einzelnen  mitunter  recht  empfind- 
lichen Missstände  zu  beseitigen. 

Es  könnte  dies  ganz  gut  geschehen,  ohne  dass  man 
genöthigt  wäre,  den  in  dem  Vertrage  anerkannten  Grund- 
satz, der  als  werthvolle  Errungenschaft  des  internationalen 
Rechts  zu  betrachten  ist,  in  Frage  zu  stellen.» 

Das  Haager-Schiedsgericht  hat  einen  ersten 
Streitfall  zwischen  Amerika  und  Mexiko  über  das  Eigen- 
thum  gewisser  Kirchengtlter,  im  Wesentlichen  zu  Gmisten 
von  Amerika,  entschieden.  Es  ist  über  dieses  Ereigniss 
seither  eine  ganze  Litteratur  publizirt  worden;   den  offi- 
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ziellen  Bericht  darOber  geben  wir  in  den  Beilagen.  Seit- 
her sind  einige  weitere  Geschäfte  in  Aussicht  gekom- 
men; verhandelt  wird  dermalen  Ober  die  Ansprüche  ver- 
schiedener Staaten  gegen  Venezuela.  Im  Ganzen  hat  das 
•Weltschiedsgericht»  noch  keine  rechte  Popularität  erlangt, 
obwohl  es  in  seinem  ersten  Falle  mit  sehr  bemerkens- 
werther  Raschheit  und  ohne  grössere  Kosten,  als  sie 
solche  Schiedsgerichte  mit  sich  zu  bringen  pflegen,  ge- 
urtheilt  hat.  Ausser  der  Neuheit  der  Sache  und  einem 
gewissen  Neid,  der  auch  hier,  wie  Überall  im  mensch- 
lichen Dasein  eine  starke  Rolle  spielt,  hegt  dies  nament- 
lich an  der  Furcht,  die  auch  s.  Z.  den  Einmahgen  Zu- 
sammentritt des  gesammten  Gerichts  verhindert  hat,  es 
möchte  dasselbe  eine  Art  von  «neuer  Macht»  mit  etwas 
unabgegränzten  Kompetenzen  werden,  welche  den  Diplo- 
maten «ihre  Zirkel  stOren*  könnte. 

2.  Von  den  speziellen  Staatsverträgen  der 
Eidgenossenschaft  ist  der  wichtigste  der  neue  Simplon- 
vertrag  mit  Italien  vom  16.  Mai  d.  J.,  durch  welchen 
die  Simplon-Konzes-sion  auf  dem  italienischen  Gebietstheil 
von  der  in  Liquidation  getretenen  Aktiengesellschaft 
Jura-Simplon  auf  ihren  Rechtenachfolger,  die  Eidgenossen- 
schaft, Obet^ht.  Es  geschah  nicht  ohne  Schwierigkeit, 
indem  namentUch  militärische  Bedenken  bei  einem  Theil 
der  italienischen  Pohtiker  und  Militärs  obwalteten,  denen 
nun  durch  eine  Anzahl  von  im  Ganzen  genommen  nicht 
unbedenklichen  Vorbehalten  zu  Gmisten  Italiens  abge- 
holfen werden  soll.  Einer  der  gefährlichsten,  wenn  nicht 
der  allergefährlichste  Gränzpunkt  der  ganzen  schweiz- 
erischen Grftnze,  wird  diese  Gränze  mitten  in  einem 
Tunnel  von   fast  20  Kilometer  Länge,   dem   längsten  in 
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Europa,  vor  dessen  Ausgang  italienische  Festungswerke 
sich  lagem,  stets  bleiben.  Auf  diese  Art  tritt  nun 
die  Eidgenossenschaft  nach  beinahe  400  Jahren  wieder 
in  das  alte  Eschenthal,  ihr  ältestes  Unterthanenland  jen- 
seits der  Alpen  ein,  das  im  Jahre  1615  auf  eine  unver- 
antwortliche Weise  verloren  ging  {vgl.  Jahrbuch  VI,  230). 
Nach  der  Genehmigung  dieses  Vertrages,  welche  in 
Italien  nach  einigen  Zögerungen  im  Juni  erfolgte,  in  der 
Schweiz  im  Dezember  bevorsteht,  steht  dem  Uebergang 
der  Jura-Simplonbahn  an  die  Eidgenossenschaft  nichts 
Wesentliches  mehr  im  Wege,  sondern  wird  es  sich  bloss 
noch  darum  handeln  die  Fortschritte  des  Tunnelbaues  ein 
wenig  zu  befördern  und  vielleicht  —  auch  zu  bezahlen. 
Dann  kann  die  zweite  grosse  Alpenbabn  nach  Italien,  wenn 
auch  nicht  auf  den  anfänglich  vorgesehenen  Termin,  so 
doch  muthmasslich  im  Jahre  1905  In's  Leben  treten. 

Publizirt  und  grOssemtheils  auch  in  die  Eidg.  Ge- 
setzessammlung aufgenommen  worden  sind: 

Eine  Erklärung  mit  Italien  Über  die  Nationalit&t  und 
den  MiUtärdienst  von  in  Italien  gebomen  Söhnen  von 
Schweizern,  Bundesblatt  1902  Nr.  30,  nebst  Ereisschreiben, 
Bundesblatt  1903  Nr.  9; 

die  Aufliebung  eines  Staatsvertrages  mit  Baden  Über 
Konkursrecht  (Off.  Sammlung  I  390)  Bundesblatt  1902 
Nr.  25; 

die  Zusatzverträge  über  das  gewerbliche  Eigenthum 
und  die  Eintragung  der  Fabrik-  und  Handelsmarken, 
E.  G.  S.  XIX  212,  233,  338;  die  Ratifikation  des  Ab- 
kommens mit  Deutschland  über  den  Patent-  und  Marken- 
schutz XIX  553; 

der  Zusatzvertrag  zur  Münzkonvention  XIX  363; 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Verhftltnisae  der  Schweiz  tarn  Auslände.   Konkordate.    407 

der  neue  Sdüffohrtevertrag  mit  Frankreich  Ober  den 
Genfersee   vom    10.  September  1902,   £.  G.  S.  XIX  261 ; 

der  Gr&nzvertrag  Ober  die  Gränze  vom  Mont  Dolent 
bis  zmn  Genfersee  vom  10.  Jmii  1891,  ratifizirt  endlicli 
1902,  E.  G.  S.  XIX  439; 

eine  Äbfindening  eines  Eisenbahnvertrages  mit  Baden 
Ober  die  Linie  Romanshom-Kreuzlingen  (X  427,  527) 
XIX  362. 

Die  Eiaenbahnkonzesaioiien  der  Noi-dostbahn  auf 
badiscbem  Gebiet  sind  auf  die  Eidgenossenschaft  über- 
tragen worden,  ebenso  geschieht  dies  mit  dem  Grund 
und  Boden,  der  der  Nordostbahn  gehört  hatte,  in  den 
badischen  Gemeinden  Konstanz,  Rielasingen,  Singen, 
Lottstetten,  Jestetten,  AJtenburg. 

Zwischen  der  Schweiz  und  Russlaud  wurde  eine  Er- 
kl&rung  ausgetauscht  Ober  die  Stellung  der  Aktiengesell- 
schaften und  andere  Handels-,  Industrie-  mid  Finanz- 
gesellschaften,  1901/1903  XIX  715. 

Konkordate.  Der  Bmidesrath  hat  einem  zwischen 
den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Baselstadt,  Schaffhauseii, 
Appenzell  a.  R.,  St.  Gallen,  Aargau,  Waadt,  Neuenbürg 
und  Genf  abgeschlossenen  Konkordate,  betreffend  Be- 
freiung von  der  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  für 
die  Prozesskosten  (cautio  «judicatum  solvl>),  die  Geneh- 
migung ertbeilt.  Dasselbe  wird  in  die  eidgen.  Gesetzes- 
sammlung aufgenommen.  Der  Beitritt  weiterer  Kantone 
wird  in  dem  Sinne  vorbehalten,  dass  später  erfolgende'.Bei- 
thttserkläningen  durch  den  Bundesrath  in  der  eidgen. 
Gesetzessammlung  zu  publiziien  sind  und  dass  von  der 
Publikation  hinweg  das  Konkordat  auch  für  den  neu 
beigetretenen  Kanton  Bechtswirksamkeit  erhält. 
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Damit  sind  wir  wieder  in  das  verfassungsmässige 
Fahrwasser  gelangt,  nachdem  eine  Zeitlang  Kantone  und 
Bund  sich  um  die  Vorschriften  Aber  die  rechtmässige 
Eingehung  der  Konkordate  zu  wenig  mehr  gektlmmert 
hatten.  Vgl.  Bundesverfassung  Art  9,  102,  Ziffer  7;  85, 
Ziffer  5. 

In  Aussicht  genommen  ist  ein  Konkordat  Ober  den 
Automobilverkehr,  falls  dasselbe  nicht  durch  das  Eidg. 
Gesetz  über  die  Haftpflicht  der  Transportanstalten  über- 
flüssig wird.  Ihre  Zustimmung  zu  einem  Konkordat  haben 
(nach  unserem  Dafürhalten  mit  Recht)  abgelehnt  Grau- 
bünden und  Uri,  auf  deren  Strassen  dieser  Sport  trotz 
aller  Vorsichtsmassregeln  einstweilen  noch  eine  wahre 
Landesgetahr  bilden  würde. 

Ebenso  soll  ein  interkantonales  Reglement  Ober  den 
Transport  ausgewiesener  Fremder  an  die  Landesgränzen 
angebahnt  werden. 

Zwischen  Schwyz  und  Luzem  und  andererseits  Schwyz 
und  [Jnterwalden  sind  Vereinbarungen  über  Versorgung 
von  scbwyzerischen  Angehörigen  in  der  Irrenanstalt  und 
der  Korrektionsanstalt  Kaltbadi  (Schwyz)  abgeschlossen 
worden. 

Von  vorbereitenden  Kongressen,  welche  die  Ein- 
leitung zu  Staatsvertrftgen  oder  Konkordaten  bilden,  er- 
wähnen wir  eine  Delegirtenkonferenz  des  Bundes  gegen 
die  unsittliche  Litteratur,  welche  am  7.  Juni  in 
Bern  tagte.  Vertreten  waren  die  Kantone  Genf,  Waadt, 
Neuenburg,  Bern,  Basel,  Aargau  und  Zürich,  femer  das 
internationale  Informationsbureau  in  Genf.  Aus  den  Mit- 
theilungen, die  gemacht  wurden,  ging  hervor,  dass  so- 
wohl   in    einzelnen   kantonalen    Polizeidepartements   als 
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bei  den  Bund esbehör den  VerstSndniss  fQr  die  Be- 
strebungen des  Bundes  zu  finden  ist.  Viel  verspricht 
man  sich  von  einer  offiziellen  internationalen  Konferenz 
zur  Bekämpfung  der  Pornographie,  zu  deren  Einberufung 
die  einleitenden  Schritte  bereits  gethan  worden  sind.  Im 
eigenen  Land  wären  vor  allem  die  Bah ahofbuch band* 
lungen  zu  säubern,  die  anstössige  Litteratur  des  In-  und 
Auslandes  zur  Schau  und  zum  Kauf  bieten.  Es  wurde  als 
die  Pflicht  der  Bundesbabnverwaltung  erkannt,  hierin 
Wandel  zu  schaffen,  und  eine  diesbezügliche  Eingabe 
an  sie  beschlossen.  Ausserdem  aber  wfiren  sicherlich  auch 
die  Schaufenster  der  Buchhändler  und  die  Plakate  zu  revi- 
diren,  die  oft  Anstössigcs  enthalten.  Zuletzt  käme  das 
Theater  an  die  Reihe.  Da  sollte  aber  der  gesunde  Ge- 
schmack des  Publikums,  namentlich  des  weibUchen,  Stücke 
wie  Monna  Vanna,  in  denen  sich  das  ganze  Interesse  nur 
um  einen  widerlich  lüsternen  Punkt  dreht,  ausschliessen. 
Solange  ehrbare  Damen  so  etwas  selbst  mitansehen,  weil 
es  nun  einmal  in  der  Mode  ist,  ist  an  eine  Verbesserung 
der  Sitten  auf  dem  Polizeiwege  nicht  zu  denken. 

Vom  20.  Oktober  ab  fand  eine  creunion  intime  inter- 
nationale* der  katholischen  Soziologen  in  Freiburg 
statt. 

Es  wurden  in  derselben  folgende  Themata  behandelt : 
1.  Die  katholische  soziale  Bewegung  (Ideengang  und  That- 
sachen)  in  den  verschiedenen  Ländern  seit  der  Encyklika 
Herum  novarum.  2.  Die  Frage  des  Syndikats.  3.  Das  Stu- 
dium der  Nationalökonomie  an  der  Universität  und  an 
den  Priesterseminarien.   4.  Die  Frauenarbeit. 
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Ein  schweizerischer  Städteta^in  Sasel  bescb&ftigtä 
sieb  namentlich  mit  der  OfTentlichen  Ärbeitevennittlung. 

Ein  allgemeiner  «Katholikentag»  fand  in  Luzem 
statt.  In  seiner  Eröffnungsrede  sagte  der  Luzeraer  Re- 
gieningspräsident  DOring: 

»Wir  wollen  nicht  provoziren,  wir  begehren  nicht  den 
Krieg,  am  wenigsten  den  Keligionskrieg,  kein  Wort  soll  ge- 
sprochen werden,  das  Andere  verletzen  könnte,  wir  be- 
setzen bloss  unsere  Grftnzen  offen  vor  aller  Welt »') 

Die  katholischen  und  sozialistischen  Kongresse  sind 
nach  unserem  Dafürhalten  im  Ganzen  zu  aehr  Nach* 
ahmungen  deutscher  Muster.  In  diesem  Punkte  sind  wir 
wirklicli  bereits  «Provinz»  geworden. 

Ein  allgemeiner  Friedenskongress  fand  in 
Ronen  statt,  bei  welchem  jedoch  die  französischen  Deputir- 
ten  den  Frankfurter-Frieden  als  «unannehmbar»  erklärten, 
und  der  Fürst  von  Monaco,  gegen  dessen  Spielhölle  vor 
aUenStiDgen  aufgetreten  werden  sollte,  als  geehrtes  Mit- 
glied theiln?ftifc^  ^  Solche  Erscheinungen  zeigen  die  einst- 
weilige Hohlheitm8s^«^;^inte^naÜonalen  Friedenabestre- 
bungen.  ^""^v.,^^ 

Äussichtsvoller  war  ein  zweiter  Kohm-ess  gegen  den 
Mädchenhandel  in  Berlin;  es  kommen  min  die  Grund- 
sätze doch  allmählig  zur  Ausführung,  die  wir  nS^inserem 
Artikel  «Traite  blanche»,  Jahrbuch  XV,  befOrworteNiaben. 

')  Mit  Recht  machte  eine  liberale  Zeitung  dazu  die  Be- 
merkung, dass  eben  einseitige  «Gränzbe Setzungen»  sehr  oft 
zum  Krieg  führen,  der  Ausdruck  also  nicht  glQckUch  gewllhlt 
sei,  um  das  zu  bezeichnen,  was  man  damit  habe  sagen 
wollen. 
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Die  deutschen  Buchh&ndler  haben  eine  Eingabe  an 
den  Reichskanzler  gerichtet,  dahingehend,  dass  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Erneuerung  der  Handelsverträge 
auch  eine  Erweiterung  der  Bemer  Konvention  angestrebt 
werden  möchte. 


Das  Wichtigste  von  Staatsverträgen,  das  uns  bevor> 
steht,  sind  die  neuen  Handelsverträge  mit  Deutsch- 
land, ItaUen,  Oesterreich-Liechtenstein,  vielleicht  auch 
Frankreich,  Spanien  und  Norwegen,  welche  in  Folge  des 
Zeitablaufes  der  alten  in  Bälde  geschlossen  werden  müssen, 
wenn  man  sieh  nicht  entachliessen  will,  deren  GOltigkeits- 
dauer  auf  bestimmte,  oder  unbestimmte  Zeit  zu  verlängern ; 
dies  ist  jedoch  bei  Deutschland  und  Italien  bereits  durch  eine 
Kündigung  ausgeschlossen,  welche  anfänghch  bei  Italien 
eine  gewisse  Missstimmimg  hervorrief. 

Ob  sodann  der  etwaige  Sieg  des  Chamberlain'scheo 
Imperialismus  zu  Massregeln  von  Seite  der  Kontinental- 
Staaten  führen  wird,  die  an  das  (Kontinentalsystem 
Napoleons  I.*  erinnern  würden,  das  steht  einstweilen 
noch  in  Frage.  £s  wird  dies  erheblich  von  Deutschland 
abhängen,  in  dessen  Litteratur  einschlägiger  Art  jedoch 
bisher  ein  unglaublicher  Wirrwarr  von  Meinungen  be- 
steht.') 

Einige  Hauptverträge  Europa's,  welche  der- 
malen in  Frage  kommen,  sind  die  folgenden: 


')  Vgl.  darQber  ein  Aufsiitz  in  der  Beilage  der  Allg.  Zeitung 
vom  20.  Mai  1903. 
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Der  neue  deutscheZolltarif  zeigt,  vergliclien  mit 
dem  schweizerischen,»,  a.  folgende  Zahlen :  (Bauernzeitimg.) 


lübFricei 


Weizen  und  Spelz 

Gerste 

Hafer 

Kartoffeln,  frisch: 
in  der  Zeit  v.  15.  Febr.  bis  31.  Juli 
in  der  Zeit  v.  1.  Aug.  bis  24.  Febr. 

Tabakblatter,  unverarbeitet  etc. 

KOehenge wachse,  frisch      .     .    .    . 

Bäume,  Kebeu  etc.,  ohne  Erdballen 

Weintrauben,  frisch 

>  gemostet,  gegohren  ■ 

Obst, frisch:  Aepfel,  Birnen,  Quitten 
unverpackt: 

vom  25.  September   bis  25.  Nov. 
vom  21».  November  bis  24.  Sept. 

Obst,  frisch,  verpackt    ■    -    - 

Obst:  Aprikosen  und  Pfirsiche 

Pflaumen  aller  Art,  Kirschen,  Weich- 
sein, Mispeln       

unverpackt     ■    ■ 
verpackt     -    ■    ■ 

Pferde,  im  Werthe  von: 
bis  lOÜO  Mark  das  Stück    -    - 
von  1000-25(10  Mark  das  Stück 
von  aber  25U0  Mark  das  StDck 

RindWeh:  f.  1(1  Lebendgewicht  18Mk. 
macht  per  Stück  Vieh  von  500  kg 


Schafe 

Ziegen 

Schweine 

Fleisch,  frisch  oder  gefroren 


p*rq 

e.T6 
9.35 
8.75 
8.76 

3.10 


3.10 
12.25 
10.— 
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'Ichiteli 

Pcutarh 

r  T.ril 

■  T-rif  ■ 

"■■ 

BMoU 

EJngäng«. 

Biiheiiger 

Keuer 

iBrif  ' 

«c^™.. 

Genenü- 
Uril 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

ptft  q 

per  q 

Fleisch,  einfach  zubereitet     -    ■    - 

25.— 

75.— 

20.- 

Schweinespeck 

25.— 

45.- 

20.- 

Scbinalü  u.  achmal  zartige  Fette  von 

Schweinen  etc. 

12,50 

16.50 

6.— 

Milch  u.  Rahm,  frisch,  auch  entkeimt 

frei 

frei 

frei 

Butter,  frisch 

25.- 

37.50 

15.- 

>     gesalzen  odereingeschmolzen 

25.— 

3T.B0 

20.— 

25.— 
3.75 

37.50 
7.50 

12-20.- 

5.- 

Eier  ■•■■■■■■■■■     ■ 

Honig  in  Stöcken  etc.  von  Ober  15  kg 

«.— 

50.— 

»      »  Waben  oder  ausgelassen  ■ 

45  — 

50.- 

40— 

Mehl  aus  Getreide,  Reis  u.  Hniseufr. 

12.50 

23.B0 

2.60 

Wein  u.  frischer  Most  v.  Trauben,  ge- 

wöhnlicher, in  Passern    .... 

30.- 

30.— 

20.- 

in  andern  Behfllt.,  oh.  Schaumwein 

60.— 

60.- 

36.- 

Obstwein,  in  Fässern 

30.- 

».— 

6.— 

Schokolade 

100.— 
75.— 

100.— 
75.- 

30.— 

Milch,  eingedicht,  auch  mit  Zucker 
Anilin  und  andere  Theerfarbstoffe 

7.— 

frei 

frei 

1.- 

Stickereien  aus  Baumwolle: 

Plattstichstickereien 

437.— 

500.— 

Kettenstichstickereien     ■    ■    .    ■ 

437.— 

662.- 

IBO.- 

437.— 
3.75 

500.— 

Elektrische  Maschinen 

hei  einem  Reingewicht  des  Gegen- 

6  Doppelzentner  oder  darunter  ■ 

11.20 

mehr  als  5—30  Doppelzentner     ■ 

8.76 

Ober  30  Doppelzentner    .... 

7.50 

10,000  kg  und  darüber    .... 

8.- 

2500  bis  auf  10,000  kg     .     .     .     - 

10.- 

500    .      •        2500    ..... 

12.- 

100    •      »         600   .      ■    -    -    ■ 

16.- 

weniger  als  100  kg 

20.- 
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Deuucher  Tarif 

Tirif 

ElDgMgl- 

Neuer 

Viil 

urU 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

p«q 

perq 

perq 

3,76-10 

8—50.- 

s 

V.  40  kg  oder  darunter    ■    ■ 

12S.- 

V.  mehr  als    40  kg  bis       1  q 

75.— 

V.  mehr  als      1  q     •         2  q 

47.50 
31.25 

.       6  q     .       10  q 

2Z.S0 

s^ 

.      10  q     .       25  q 

lfi.2B 

-55« 

.      25  q     .       50q 

12.25 

.      60  q     .     &00q 

S.75 

9M 

>  1000  q 

Waaren  aus  Seide: 

dichte  Gewebe  ganz  aus  Seide    ■ 

1000.- 

112B.- 

150.— 

genannt  (Gaze,  Krepp,  Flor)   -    • 

1250.— 

1500.— 

800.— 

Höte  aus  Stroh,  Bohr,  Bast  etc.: 

per  Sinck 

perBUWt 

ohne  Garnitur 

-,20 

—.30 

176,— 

mit 

Garni 

tur 

—.40 

-.60 

250.- 

Der  Osterreichische  die  folgenden: 

Oe.lemicb.Zom.rU 

Elnguguoll 

Schweiz. 

Tiril 
ElDgfljiCi- 

rjr 

Neuer 

Gen«r.|. 

Qenenil- 

Weizenspelz  und  Halbfrucht  ■    ■    . 

Fr. 

3.15 
3.15 
1.55 
1.55 
1.06 
7.86 

i2.eo 

10.50 

Fr. 
pgr  q 

7.85 
7.35 
4.20 
6.30 
4.20 
15.7S 
42.— 
21.— 

per  q 
0.30 
0.30 

0.30 
0.30 
0.30 
2.50 
10-25.- 
bis3.- 

Gerste 

Mais 

Mehl 

Trauben  oder  Weinmaische    -    -    ■ 
Feinea  Tafelobst 
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Feines  TafelgemQse 

Zierblumen 

Hopfen      

Ochsen  

KOhe 

Jungvieh 

Schweine  im  Gewichte  t.  Ober  120  kg 

Pferde  Ober  2  Jahre 

>      unter  2  Jahren 


10,60 
1050 


Schweinefett  -  ■  ■ 
Liqueure  ■  ■  ■  - 
Wein  in  FSssem  ■ 
Wein  in  Flaschen  ■ 
Schaumweine     ■    ■ 

Käse 

Fleisch 


26.25 
21.— 

36.78 
47.26 

17&S0 
63.- 
76.76 

183.76 
63.  - 
31.60 


15-25.. 
15  — 
10  — 
10.— 


17.- 


Die  deutschen  Terhältnisse,  die  fflr  uns  im 
gegenwärtigen  Äugenblick  am  meisten  von  Interesse  sind, 
sind  die  folgenden: 

Ein  Zoll-  und  Hand  eis  vertragsverfaältniss  besteht 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  folgenden  Staaten : 

Belgien,  Griechenland,  Italien,  Oesterreich-Ungam, 
Rumänien,  Russland,  Schweiz,  und  Serbien. 

Im  Meistbegttnstigtmgsverhältniss  steht  das  Deutsche 
Reich  zu: 

China,  Columbien,  Dfinemark,  Ecuador,  Frankreich, 
Grossbritannien,  Guatemala,  Honduras,  Japan,  Kongostaat, 
Korea,  Liberia,  Marokko,  Mexiko,  Niederliuide,  einschlieBS- 
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lieh  der  Kolonien,  Nicaragua,  Paraguay,  Porsien,  San 
Salvador,  Schweden  und  Norwegen,  Siam,  Spanien,  Tunis, 
Türkei,  Uruguay,  Zanzibar. 

Das  Meistbegflnstigungsverhaltniss  zu  Frankreich  ist 
unkündbar;  das  zu  Grossbritannien  ist  von  diesem  1897 
gekündigt,  aber  inzwischen  dreimal  provisorisch  erneuert 
worden  und  läuft  am  31.  Dezember  1903  ab. 

Das  Meistbegünstigungsverhältniss  des  Deutschen 
Reiches  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  besteht 
nicht  mehr.  Es  ist  zwi^clien  diesen  und  Deutschland 
ein  in  drei  Monaten  kündbares  Handelsabkommen  ge- 
schaffen. 

Vertragslos  befindet  sich  das  Deutsche  Reich  gegen- 
über Äbessynien,  Chile,  Costa-Rica,  Dominikanische  Re> 
publik,  Haiti,  Maskat,  Montenegro,  Peru,  Portugal  und 
Venezuela. 

Der  Chef  der  sozialistischen  Partei  in  Deutschland, 
Bebel,  hielt  s.  Z.  in  München  eine  Rede  gegen  den 
deutschen  Zolltarif,  worin  er  u.  A.  folgendes  sagte: 

<Hier  zeigt  es  sich  klassisch,  wie  niemals  zuvor,  dass 
es  in  »"Ster  Linie  die  materiellen  Fragen  sind,  die  die 
Basis  des  öffentlichen  Lebens  bilden,  die  materiellen 
Fragen,  die  alle  Schichten  berühren  und  die  es  zuwege 
gebracht  haben,  dass  insbesondere  von  agrarischer  Seite 
eine  Agitation  in  die  Wege  geleitet  worden  ist,  deren 
oberster  Walilspruch  lautet,  dass  jetzt  oder  nie  die  Zeit 
gekommen  sei,  wo  Bauer  und  Landwirthschaft  aus  ihrer 
sogenannten  Nothlage  befreit  werden  könnten.  Obwohl 
wir  weit  davon  entfernt  sind,  das  Vorhandensein  einer 
gewissen  Nothlage  in  der  Landwirthschaft  zu  bestreiten, 
so  ist  sie  doch  in  dem  Masse,  wie  sie  von  agrarischer 
Seite  behauptet  wird,  unter  keinen  Umständen  vorhanden. 
Wir  haben  es  also  erlebt,  dass  der  gesaramte  Bauernstand 
einig  ist,  was  den  Zolltarif  anlangt.  Wir  haben  es  auch 
erlebt,  dass  es  keinen  egoistischeren,  keinen  rücksichts- 
loseren, keinen  bnitalercn,  aber  auch  keinen  bornierteren 
Menschenschlag  giebt,  als  die  bäuerische  Klasse,  gleichviel 
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welcher  Gegend.  Sie  stellt  sich  fortgesetzt  in  den  schftrf- 
sten  Gegensatz  zu  den  Städtern  und  vor  allem  auch  zu 
dem  städtischen  Industriearbeiter.  Sie  weiss  nur,  dass 
dieser  alle  Vortheile,  welche  ihm  die  Stadt  bietet,  geniesst, 
sie  betrachtet  den  Städter  als  einen  Parasiten  und  meint, 
dass  er  die  verdammte  Pflicht  und  Schuldigkeit  habe, 
dafür  zu  sorgen,  dass  es  ihm,  dem  Bauer,  gut  gehe. 
Dieser  Gedanke  hat  sich  derart  eingewurzelt,  dass  jetzt 
das  Centrum  trotz  aller  Bemühungen,  die  Frage  des 
ZoUtarifes  mit  der  Regierung  friedlich  und  schiedlich  zu 
regeln,  sein  Ziel  nicht  erreicht  hat.  Das  Centrum,  die 
massgebendste  Partei,  ohne  deren  106  Stimmen  nichts  zu 
erreichen  ist,  ist  gegenwärtig  vor  eine  Krisis  gestellt,  die 
es  in  den  ganzen  32  Jahren  seines  Bestehens  niemals 
erlebt  hat,  und  wir  fürchten  nicht,  sondern  wir  hoffen, 
dass  es  diese  Krisis  nicht  überwinden  wird,  ohne  dass 
eine  ganze  Anzahl  Quadern  aus  dem  Centrumsthurme  her- 
ausbrechen, und  dieser  damit  ins  Wanken  geräth.  £s 
steht  vor  der  Frage:  Was  thun?  Hinter  ihm  stehen  nur 
300,000  Arbeiter,  aber  800,000  Bauern.  Die  Arbeiter,  die 
bisher  ihr  Elasseninteresse  nicht  begriffen  haben,  hofft 
man  weiter  zu  schleppen  und  mit  Hülfe  der  Geistlichen 
und  Unternehmer  weiterhin  in  Abhängigkeit  erhalten 
zu  können.  Mit  dem  Bauern  ist  das  etwas  ganz  anderes, 
denn  der  sagt  zwar,  ich  folge  gerne  der  Leitung  der 
Kirche,  aber  wenn  es  gegen  meine  Interessen  geht,  dann 
gehe  ich  eben  meine  eigenen  Wege.  Kurz  und  gut,  der  . 
Bauernstand,  wie  er  heute  im  Centrum  vertreten  ist,  ist 
der  Ansicht,  dass  der  Bund  der  Landwirthe  seine  Rechte 
und  Interessen  am  ausgiebigsten  vertritt.  Und  es  ist 
deshalb  eine  ganz  natürliche  Entwicklung,  dass  er  sich 
ihm  anschliesst,  Die  Entwicklung  ist  also  ganz  die,  dass 
sich  schliesslich  eine  grosse  geschlossene  Agrarpartei 
herausschält,  und  je  klarer  sie  sich  herausschält,  um  so 
klarer  wird  der  Kampf,  den  wir  zu  führen  haben. 

Wenn  wir  in  einer  solchen  Situation  nicht  versuchten, 
um  jeden  Preis  und  mit  allen  zulässigen  Mitteln  dahin 
zu  wirken,  dass  das  deutsche  Volk  in  die  Lage  kommt, 
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zu  sageii,  wie  es  Aber  diesen  Tarif  denkt,  so  wäre  das 
eine  Fflichtvergessenheit  luid  ein  Verrath,  und  wenn  die 
Wähler  uns  dann  das  nächste  Mal  durchkrachen  liessen, 
so  wäre  das  nur  die  verdiente  Belohnung  für  diesen  Ver- 
rath. Weil  wir  nun  wollen,  dass  bei  solch  wichtigen 
Fragen  das  Volk  selbst  sagen  soll,  wie  es  denkt,  so 
müssen  wir  alles  aufbieten,  dass  der  Zolltarif  nicht  Ge- 
setz wird.» 

Ganz  hat  sich  diese  Auffassung  des  sozialistischen 
Propheten,  in  Ermangelung  eines  Referendums  in  Deutsch- 
land, nicht  bewährt  imd  ebensowenig  seine  Ansicht  in 
einer  andern,  Carlsruher-Rede,  dass  der  sozialLstische 
Zukunftsstaat  näher  sei,  als  Jemand  ahne;  aber  dass  er 
durch  diesen  verschärften  Ela.ssenkampf  zwischen  bäuer- 
lichen und  industriellen  Interessengebieten  etwas  näher 
gerückt  wird,  das  kann  kaum  einem  Zweifel  imterliegen. 

Für  uns  speziell  liegt  die  Frage  so,  dass  wir  keinen 
solchen  Klassenkampf  wollen  und  alle  diejenigen,  die 
ihn  beständig  schüren,  nicht  als  die  richtigen  Patrioten 
betrachten.  Die  Industrie  und  die  Landwirthscbaft  müssen 
sich  gegenseitig  stützen  und  erhalten,  nicht  bekämpfen, 
und  die  Industrie  muss  die  Nachtheile  unserer  Stellung 
als  Kleinstaat  durch  ausgezeichnetere  und  feinere  Arbeit, 
zufolge  der  grOssem  Intelligenz  und  längen)  Schulung 
unserer  Arbeiter,  auszugleichen  suchen.  Das  wird  ihre 
Aufgabe  in  der  gegenwärtigen  Uebcrgangszeit  sein.  Genau 
so  muss  auch  unser  Staat  eine  bessere  Gemeinschaft 
darstellen  und  erhalten  können,  als  alle  die  .Grosstaaten 
rings  um  uns  herum.  Sonst,  wenn  wir  das  nicht  leisten, 
ist  unsere  staatliche  Selbständigkeit  auf  das  Aeusserste 
gefährdet.  Und  darum  handelt  es  sich  doch  in  erster 
Linie  immer,  diese  zu  erhalten,  nicht  eine  reiche  Land> 
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Trirthschaft,  oder  reiche  Industrie,  wobei  überdies  der 
Beicbtbum  meistens  doch  nur  Mnzetnea  zuäiesst 

Das  Schlimme  ist  jetzt,  dass  umgekehrt  der  Gedanke 
an  agrarische  Schutzzölle  einerseits,  und  an  ein  beständiges 
Suchen  von  neuen  Absatzgebieten  für  eine  gar  keine 
Schranken  mehr  kennende  Industrie  andererseits,  die 
ganze  Politik  namenUich  der  Grossstaaten  beherrscht. 
Damit  ist  ein  friedliches  Zusammenleben  von  Staaten 
und  Völkern  auf  die  Dauer  unvereiubar  und  die  Sache 
muss  mit  einem  grossen  Krieg  enden,  der  Qbrigens  in 
China  ja  bereits  im  Werke  ist. 

«A  State  in  which  our  advance  is  measured  by  spread 
of  manufactures  and  a  concomitant  productioa  of  such 
regions  as  the  «Black  Country»  is  a  State  to  be  emerged 
from  as  quickly  as  may  be.  It  is  a  state  which  in  sundry 
respects  compares  ill  witb  the  past,  and  is  far  from  that 
which  we  may  hope  will  be  attained  in  the  future.»  (Her- 
bert Spencer.) 

Ein  eingesandter  Artikel  der  früheren  Allg. 
Schweiz  er- Zeitung  schilderte  schon  im  vorigen  Jahre 
die  Gefohr  für  die  Schweiz,  die  sich  aus  der  ganzen 
Handels-  und  Industrie-Constellation  ergibt,  in  einer 
Weise,  die  ein  wahres  «Zeichen  der  Zeit»  war,  vde  folgt: 

«Ihr  Blatt  brachte  am  30.  Mai  eine  Einsendung  von 
einem  Deutschen,  In  welcher  die  Bedenken  vor  einem 
wirthschaftlichen  Anschluss  der  Schweiz  an  Deutschland, 
einestheils  auf  die  Furcht  vor  Eroberungslust  unseres  Nach- 
barlandes, anderntheils  auf  die  Antipathie  der  Schweizer 
den  Reichsdeutschen  gegenüber  zurückgeführt  wurden.  Wir 
können  uns  mit  dieser  Auffassung  nicht  einverstanden  er- 
klären, und  auch  beim  Schreiber  dieses  erweckt  der  Gedanke 
«ines  Zollanschlusses  an  das  deutsche  Reich  weniger  eine 
Gänsehaut,  als  das  Bewusstsein,  dass  wir  damit  unsere 
Selbständigkeit  preisgeben,  zuerst  wirthachaftlich,  dann 
mit  Sicherheit  auch  poütisch. 
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Ihr  Korrespondent  meint,  <es  handelt  sich  ja  nur  um 
den  wirthschafÜicben  Verkehr,  um  das  nationale  Geschäft.* 
Das  mag  so  scheinen  für  Jemand,  der  das  «Geschäft» 
im  heutigen  Zeitalter  als  verächtlichen  Faktor  ansieht. 
Wie  steht  es  aber  damit  in  der  Schweiz  und  speziell  in 
Basel? 

Es  ist  ja  eine  nur  zu  bekannte  Thatsache,  dass  ein 
grosser  Theil  unseres  Landes  ohne  Industrie  nicht  mehr 
leben  oder  doch  seine  heutige  Einwohnerzahl  nicht  mehr 
ernähren  könnte.  Glanis,  Zürich,  St,  Gallen,  der  welsche 
Jura,  und  wir  selbst,  um  nur  die  hauptsächlichsten  zu 
nennen,  verdanken  ihren  Wohlstand  der  Industrie.  Hie- 
bei  sind  nicht  nur  die  Fabrikanten  in  Betracht  zu  ziehen 
und  die  städtischen  Arbeiter,  sondern  auch  die  Bauern 
sind  auf  das  Einkommen  zum  grossen  Tbeil  angewiesen, 
das  ihnen  neben  der  Feldarbeit  ihr  Band-  oder  Stick> 
stuhl,  ihre  Haspel  oder  ihre  Uhrmacherwerkzeuge  ins 
Haus  bringen.  Das  uns  nahe  liegende  Baselbiet  könnte 
ohne  Haus  Weberei  nicht  auskommen.  Die  Landpreise 
sind  dort  so  hoch  gestiegen  —  eben  weil  die  Landwirth- 
Schaft  bei  vielen  Bauern  nur  Neoenarbeit  ist  —  dass 
aus  dem  Ertrag  der  Aecker  kaum  die  Zinsen  des  Kauf- 
preises oder  der  Hypotheken  herausschauten. 

Die  innem  Kantone  mit  ausgedehnter  Milch wirthschaft 
oder  die  weinbauenden  Gegenden  empfinden  zum  GlQck 
den  Ernst  der  Sachlage  nicht  so,  aber  die  Mehrheit  der 
Bevölkerung  unserer  nördlichen,  deutschen  Schweiz,  ist 
von  der  Industrie  abhängig.  Welche  Noth  ein  Sauer  Ge- 
schäftsgang ins  Land  bringt,  zeigen  uns  die  kaum  ver- 
gangenen Jahre,  in  denen  die  Stickerei  fast  keinen  Unter- 
halt mehr  abwarf,  oder  der  Verdienst  aus  der  Uhrmaclierei 
kaum  zur  Stillung  des  Hungers  hinreichte. 

Die  Schweiz  braucht  ihre  Industrie  leider  nur  zu 
nöthig,  das  «Geschäft»  ist  unentbehrlich 

Und  nun  wie  steht  es  damit? 

Wir  Basler  haben  nur  einen  Gang  <um's  Thor*  zu 
machen,  nach  der  deutschen  Seite  hin,  um  genug  Stoff 
zum  Nachdenken  zu  finden.    St.  Ludwig,  Grosshüningen, 
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Gronzach,  das  Wiesentlial,  Oberall  entsteht  eine  Fabrik 
um  die  andere  —  und  alle  mit  Schweizer  Geld.  Kaum 
ein  Bandfabrikant,  der  nicht  auf  deutschem  Boden  seine 
Fabrik  besitzt;  ferner  treffen  wir  Ablagen  der  chemischen 
Industrie,  Baumwollspinnereien,  Konstruktions  Werkstätten, 
Tapetenfabriken,  Färbereien  u.  s.  w.,  die  alle  von  Basel 
aus  geleitet  werden.  In  jüngster  Zeit  hat  auch  Zürich 
an  unserer  Grenze  seine  Seidenstoffweberei  eingebürgert, 
und  eine  Reihe  innerschweizerischer  Unternehmen  haben 
in  Deutschland  ihre  Filialen,  die  dem  Muttergeschäft 
bald  Über  den  Kopf  wachsen. 

Ein  hiesiger  Fabrikant  bemerkte  kürzlich,  er  baue 
lieher  eine  Fabrik  in  Deutschland,  als  dass  er  einen 
Bandstuhl  mehr  in  Baselland  aufstelle.  Also  heute  schon 
sucht  die  nördhche  Schweiz  in  Deutschland  Fuss  zu 
fassen  und  sich  dort  ihre  Existenz  zu  sichern. 

Wanun  denn  das?  Der  Grund  ist  leicht  aufzufinden 
und  wurde  in  Ihrem  Blatte  bereits  genannt.  Die  Schweizer 
Industrie  muss  auswärts  ihren  Absatz  suchen,  und  sie 
kann  das  nur,  wenn  die  Zollverhältnisse  den  Export  ge- 
statten. En^and  ist  einstweilen  noch  offen,  und  damit 
ist  einem  grossen  Theil  unserer  Industrie  die  Fortexisteuz 
in  der  Schweiz  selbst  ermöglicht.  Der  Export  nach 
Deutschland  ist  abgeschnitten  oder  gehemmt  durch  die 
Zollschranken,  und  die  Schweiz  ist  gezwungen,  entweder 
auf  den  deutschen  Konsum  zu  verzichten  oder  in  Deutsch- 
land zu  produziren.  Letzteres  machen  sich  die  Grenz- 
kantone bereits  in  au^ebigem  Masse  zu  Nutzen. 

Ihr  Korrespondent  wird  sagen:  Nun  eben,  schliesst 
euch  geschäftlich  an  Deutschland  an,  dann  geniesst  die 
ganze  Schweiz  den  Vortheil  des  grossem  Konsumgebietes 
und  die  durch  eine  Grossmacht  geschützten  Handels- 
verträge. Das  beisst  mit  andern  Worten,  sucht  eure 
wirthschaftliche  Fortexistenz  durch  einen  wirthscbaftlichen 
Änschlnss  an  Deutschland.  Ist  aber  einmal  dieser  Au- 
schluss  vollzogen  und  haben  sich  die  Lebensverhältnisse 
daran  angepasst,  so  ist  eine  spätere  Lostrennung  eine  Un- 
möglichkeit, es  sei  denn,  dass  die  politischen  Beweggründe 
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stark  genug  seien,  den  wirthscbaftlichen  Ruin  zu  ertragen. 
Wir  mochten  lieber  vermeiden,  diese  Kraftprobe  machen 
zu  müssen,  sofern  diese  Angesichts  der  bereits  ange- 
fangenen  Entwicklung  noch  möglich  ist 

Das  wird  wohl  Niemand  glauben,  dass,  wenn  durch 
Jahrzehnte  hindurch  ein  kleines  Land  einmal  sich  in 
seinem  ganzen  Erwerbsleben  an  ein  grosses  Reich  ange- 
schlossen hat,  die  Gefahr  der  politischen  Vereinigung 
vermieden  werden  kOnne. 

Schliessen  wir  einen  Zollbund  mit  Deutschland,  so 
werden  seine  Interessen  mehr  und  mehr  zu  den  unsrigen 
werden,  seine  Gewohnheiten  und  Gesetze  in  Handel  und 
Wandel  bei  uns  sich  einbOrgem.  Heute  schon  werden  wir 
an  der  Grenze  überflutet  von  den  deutschen  Einwanderern, 
denen  der  Trieb  nach  politischer  Selbstfindigkeit  nicht 
als  altes  Erbtheil  in  Fleisch  und  Blut  steckt  und  die  ihr 
Brot  suchen,  wo  es  billig  zu  haben  ist.  Täuschen  wir 
uns  nicht,  ein  grosser  Prozentsatz  unsrer  städtischen  Be- 
völkerungen verkauft  jederzeit  die  Freiheit  um  das  Linsen- 
gericht materieller  Besserstellung.  Wollte  Gott,  wir 
dürften  hierin  idealer  denken) 

Wir  fürchten  nicht  eine  gewaltsame  Eroberung  von 
Seiten  Deutschlands,  auch  treibt  uns  die  Antipathie 
gegen  unsere  Nachbarn  nicht  in  den  Pessimismus  hinein ; 
was  wir  fürchten  ist  langsamer,  zunehmender  An- 
scbluss  an  Deutschland,  zuerst  der  materiellen 
Interessen,  dann  der  politischen,  zuerst  des 
Magens,  dann  des  Herzens.  Das  kommt  von  selbst, 
Waffen  braucht  es  dazu  nicht,  und  mit  Sot^e  sehen  wir 
auf  die  gemachten  Anßlnge. 

In  der  innem  Schweiz  und  den  Landkantonen,  wo 
die  Scholle  noch  die  nöthige  Nahrung  bietet,  und  das  Herz 
ungetbeilt  fürs  tfigliche  Brot  und  für  das  bürgerliche 
Leben  am  Yaterlande  hängt,  da  mag  man  vielleicht  unsere 
Furcht  belachen.  Wir  haben  hiebei  das  Lachen  verlernt, 
und  wenn  so  verführerische  Gedanken  ausgesprochen 
werden,  wie  ein  Zollanschluss  an  Deutschland,  so  mochten 
wir  in  unserer  Industriestadt  diesseits  des  Jura  mit  allem 
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Ernst  auf  Gefahren  binweiseu,  die  fOr  uns  als  Schweizer 
darin  liegen.  > 

Darauf  müssen  sich  jetzt  die  Blicke  aller  patriotischen 
Schweizer  ernstlicher  als  bisher  richten,  und  verhindert 
kann  diese  StrOmung  nur  werden  durch  ein  einfacheres 
Leben,  als  wir  jetzt  zu  fahren  gewohnt  sind,  und  durch 
die  bei  dem  besseren  Theile  unseres  Volkes  noch  be- 
stehende Ueberzeugung,  dass  Freiheit  doch  noch  etwas 
viel  Wünschenswertheres  sei,  als  Wohlstand.  Das  ist 
jetzt  eine  wahie  *Frage  der  Zeit*  bei  uns. 

Ueber  den  bisherigen  Verlauf  der  Sache  ist  vorl&ufig 
Folgendes  zu  berichten:  Verhandlungen  haben  bisher  bloss 
mit  Deutschland,  in  Berlin,  stattgefunden;  die  erste 
Lesung  des  neuen  Vertrags  ist  beendigt,  die  zweite 
wird  muthmasslich  im  Januar  1904  statthaben.  Neben  dem 
Konventionaltarif  sollen  auch  einige  andere  Fragen  be- 
reinigt werden,  namentlich  die  seit  langem  bestehende 
Frage  des  Patentschutzes  fQr  Erfindungen,  welche  nicht 
durch  Modelle  darstellbar  sind,  worauf  die  deutsche  che- 
mische Industrie  grosses  Gewicht  legt  und  wozu  eine 
Partialrevision  unserer  Verfassung  {Art.  64)  erforderlich 
sein  wird;  die  Verbfiltniase  der  Handelsreisenden;  die 
Exportprämien,  namentlich  auf  Zucker;  der  GrAnzschufz 
gegen  die  Viehseuchen;  die  Frage  der  Bruttoverzollung, 
Ueber  die  Sperrmassregeln  bei  Seuchen  citirt  ein  sach- 
verständiges Organ,  die  «schweizerische  Bauemzeitung*, 
eine  Aeusserung  des  preussischen  Landwirthschaftsmini- 
sters  gegenüber  Russland,  die  auch  für  uns  massgebend 
sein  dürfte,  folgenden  Inhalts: 

•Ueber  den  Verlauf  der  schweizerisch-deutschen  Ver- 
trsgsunterbandlungen  ist  immer  noch  nichts  in  die 
Oeffeutlicbkeit  gedrungen.  Dagegen  sind  Ober  den  Gang 
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der  deutsch-russischen  Verhandlungen  Stimmen  laut  ge- 
worden, die  bei  der  Wechselbeziehung,  die  zwischen 
verschiedenen  Verträgen  —  auch  abgesehen  von  der 
MeistbegOustigung  —  bestehen,  auch  fOr  uns  Bedeutung 
haben. 

Die  Regelung  der  Viehzölle  begegnet  einer  zwei- 
fachen Schwierigkeit,  deren  kleinere  darin  liegt,  dass 
die  Äenderung  der  Eisenbabntarife  die  Wirkung  jedes 
nicht  unbedingt  prohibitiven  Zolles  aufheben  kann.  Die 
grossere  liegt  in  den  Massnahmen,  die  zum  Schutz  gegen 
Viehseuchen  unbedingt  getroffen  werden  müssen.  Es  ist 
immOglich,  auf  die  Gränzsperre  zu  verzichten,  wenn  jen- 
seits der  Gränze  ein  Verseuchungsfall  vorgekommen  ist. 
Einen  anderen  Schutz  als  die  vollkommene  Sperre  in 
solchem  Falle  gibt  es  nicht,  selbst  wenn  mit  dem  besten 
Willen  die  umfassendste  Vorsicht  geübt  wird. 

Was  die  Erwartung  eines  zu  erzielenden  Einver- 
nehmens steigert,  ist  der  Hinblick  auf  die  Tradition 
guter  Nachbarscliaft.  Wir  sind  auf  einander  angewiesen 
und  können  mit  einander  gut  auskommen.  Lange  Er- 
fahrung hat  uns  gelehrt,  dass  wir  zu  einander  Vertrauen 
haben  dOrfen.  Wir  behandeln  einander  wie  Gentlemen.> 

Uebet  die  Brutto-Verzollung  sagt  eine  deutsche 
Zeitung : 

«Ueber  das  in  der  Schweiz  bestehende  System  der 
ßruttoverzollung,  das  in  dem  neuen  schweizerischen  Zoll- 
tarif nicht  niu'  beibehalten,  sondern  sogar  noch  verschärft 
worden  ist,  wird  in  den  am  Export  nach  der  Schweiz 
betheiligten  deutlichen  Handelskreisen  lebhaft  Klage  ge> 
föhrt.  Die  Brutto  Verzollung  wirkt  natürlich  wie  eine 
generelle  Erhöhung  der  Zölle;  manche  Waaren  mit  ver- 
hältnissmässig  schwerer  Verpackung  schliesst  sie  geradezu 
von  der  Einfuhr  aus.  Ausserdem  führen  Bruttozölle  dazu, 
dass  die  Waaren  möglichst  leicht  verpackt  werden  und 
dann  ungenügend  gegen  Beschfidigung  und  Beraubung 
geschützt  sind. 

Bei  den  bevorstehenden  Handelsvertragsverhand- 
lungen sollte  daher  mit  allem  Nachdruck  dahin  gewirkt 
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werden,  dass  die  Schweiz  das  in  allen  Kulturstaaten  be- 
stehende System  der  Nettoverzollung  einführt  und  die 
Erhebung  von  BnittozOUen  auf  solche  Waaren  beschränkt, 
fflr  die  nur  ein  geringer  Zollsatz  in  Anwendung  kommt. 
In  Deutschland  gilt  als  Gränze,  bis  zu  welcher  Brutto- 
verzollung erfolgt,  der  Zollsatz  von  6  Mark  fOr  100  Kilo- 
gramm, bei  den  übrigen  zollpflichtigen  Waaren  wird  die 
Tara  in  Abzug  gebracht,  und  zwar  nach  der  Wahl  des 
VerzoUers  entweder  unter  Anwendung  der  vom  Bundes- 
rath  auf  Grund  zollamtlicher  Probeverwiegungen  vorge- 
schriebenen TaravergQtungssätze  oder  durch  Ermittelung 
des  Nettogewichts  vermittelst  der  Waage.  Eine  ähnliche 
Zollbehandlung  sollte  auch  fflr  deutsche  Waaren  nicht 
nur  in  der  Schweiz,  sondern  auch  in  anderen  Ländern 
angestrebt  werden.  In  welchem  Maasse  sich  die  schwei- 
zerischen Einfuhrzölle  durch  die  Bruttoverzollung  erhohen, 
geht  daraus  hervor,  dass  z.  B.  bei  Strobhtlten  etwa  zwei 
Drittel  des  Gewichts  auf  die  Kistenverpackung  entfallen, 
die  ebenso  vei-zollt  werden  muss  wie  der  Inhalt.  Im 
neuen  schweizerischen  Zolltarif  ist  für  Strohhüte  ein  Satz 
von  250  Fr.  festgesetzt.» 

Ohne  Zweifel  werden  die  Resultate  der  Verhand- 
lungen mit  Deutschland  einen  Einfluss  auch  auf  die- 
jenigen mit  Italien  ausüben,  welche  noch  nicht  begonnen 


Die  italienische  Presse  zeigte  sich  zuerst  förmüch  be- 
leidigt durch  die  Aufktlndung  des  Handelsvertrages,  der 
doch  ein  terminirter  war,  wobei  Italien  sich  sogar  die  Auf- 
kündigung nach  Ablauf  der  Hälfte  der  Vertragszeit  vorbe- 
halten hatte,  eine  Klausel,  die  es  sich  dann  allerdings 
hütete  in  Anwendung  zu  bringen.  Denn  der  Export  von 
Italien  nach  der  Schweiz  hatte  in  den  letzten  10  Jahren 
beständig  zugenommen,  während  dies  umgekehrt  ganz 
und  gar  nicht  der  Fall  war,  und  überdies  hatte  sich 
ItaUcn  durch  das  einseitige  Verlangen  der  Zollzahlung 
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in  QoU,  dftfl  liald  inftch  Absdhluss  d«ä  Htmäfilsveortifages 
eintrat,  noch  einen  wertern  Vortheil  Versehafft,  3w'damalS 
V«  des  Zolles  ausiuaclite  und  bezQglicb  dessen  Rechtmäs- 
sigkeit es  so|sar  die  iiq  HandeJsvettrag  ausdrüc]iliclL  yor- 
genobene  schiadagtitacUtUche  £^t«cbaidung.  von  Stri^tigr 
keitfin  rundw^  ablehnte.  Es '  ist  nun  allerdings  unerv 
ISsslicfa  in  diesen  fQr  Italien  allzu  vortbeilhaften  Verhält- 
nissen eine  Aenderung  und  billige  Ausgleichung  zu  Gunsten 
SchTCeiz  eintreten,  zu  lassen,  die  ein  Hauptabnehmer,  d^r 
besonders  far  itsli«Disches  SohlaiMvieb,  Wein,  SCUifrOchte, 
Oel;  Strohgeflecfate  geworden  ist.  Sogar  Käse,  Butter 
nnd  Eier  werden  aus  Itälfen  in  die  Schweiz  cingeföhrt. 
MutJimasslich  werden  die  Verhandlungen,  welche  einige 
Schwierigkeiten,  diu-bictep  kömien,  im  Januar  in  Bom 
stattfinden,  ,  ,         .; 


■■  -'  .  .  ■  ■  rilUtlvistfaes;''-'  '■  ■  ..':  ■■.;■ 
"  Das' Hauptmittel,  iim  einen  kräftigen  Patriotismus  in 
Unserem  Staate' wich  ZU' eHialten  lind  auch  mit  den 
nOthigen  HQlfsmitteln  auszustatten,  ist  ein  musterhaftes 
MilitSrwteen;  AU9  dem,  'wwin-dieäfer  Richhiiigizunacbst 
gesetzg«bciris6b  geschieherh  ist,  ibb Folg^ndeb  zn  erwähnen: 
Das  'MiKtArveraicberungsgesetz,  nebst  Vollziebungs- 
verordnuDg,  E.  G.  S.  XVIU^SO»,  «60;  <lie  Organisation 
des  MilitArd^liartementeB,  XIX  'iSundder  Generalstabsab- 
theilung,  XIX '9B!  eine  Vonsrdbnng- über  daa  militÄrische 
Kontrollweeen,  XIX  136 ;  eine  s^chs  'Ober  die  Aushebung 
d«r  Wehrpöichtigen  XIX-  Ö69,  «ine  wieiteve  Ober  die  Eon- 
Struktionawerhstätte  und  Mumtioasfabrih  in  Thun,  XVIII 
865,e7Ö>'ät)<?rdi0OQ^lsafioBiderPiFerd«^egieanstalt,XIX 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Verhältoisse  derSchürtUs  lrtun'.^9latade.   Militärisches.    40 

403  und  Ober  des'.MilitfetrJtiifl|k>DtreglemeDt:aiif  iEiseabähnen 
vlttd :  DamilfBofaifi^  •  JEVIU :  691 ;  4$a  Straf^eects.  wee^m 
aobnIdliiaFter  .  NicbtbezAMung  des  Militäcp&icbtcrsatzes,' 
X^in  6f&;  eine  Botscbaft  über  dis  Ueberwachtmg-  dm 
Brieftauben  in  nnsetein  Laude,  Butidesblatt,  1908  Na.  ä  iidS 
aber  Verraebiiii^  dar  EzeizierblduseDi  '&•£!.  1962  No.  46 ; 
öin  Bundesbescblu^  ■  über  ■  die  freiwillige  SanitAtshOlfe  zri 
Kriegszwecken,  25.  Juni  1903;  ein  BcSchluss  Offizioreor- 
donnanzen  statt  der  bisherigea  Bedienten  einzufahren. 
D«r  wiclitigste  Besdjluss  war  die  Neubewaffaung  der 
Fe]dartillei*ie  mit  72  Batterien  H  i  GesohQtzän  naeh 
tioem 'RohrrQcklaufiRodell  der  Pinna  Krupp  in  Essen 
(bei  welcher  die  Gescliülzrolire  bererta  bestellt  sind),  mit 
einem  Kostehdevis  von  21,700,000  Franken.  Der  bezüg- 
liche, Bundesbapclilu^  hififit  wie  fplgti ;  , 

^Aft  1.  Fdr^ifräifarBnden  Batterien  der  F^artillorie 
werden:  neae  Geaehofefe'  n^sit  den  zugehörigen  Caissons,- 
B^etvofuhrwefkan'  und'zudie^eäder  Munition,  <DaCb  dem 
von  der  Kommission  flOr  NeubeVi-aJImiDg  der- Artillierie  vor- 
gescMagenen  -Modell,  mit  deriofttaiellen-  Bezeichnung 
*FeldnrtiUerie- Material  1903»  eingeführt.  Art.  2.  Der 
Bundeerath  wird  «rtoäuhtigt,  die  xlötbigen  Massnahmen 
zu  tveffea,  iirn  die  AnschfiSung  und  Erstellung- des  Mo* 
terials  und  der  Mtmitian  durohuifßbren.  Zu  diesem  Zwecke 
wird  ihm  ein  Kredit  von  höchstens  Fr.  21,700,000  be- 
willigt. Die  daherigen  Kosten  ^d  ans  dem  am  26.  Mftre 
1908  beschlosaeocn  Sproz.  Anleiben  zu  decken.  Art  3.  Bis 
zum  Gesammtbetrage  der  in  Art.  2  vorgesehenen  Aus- 
gäben ohne  Hinzurechnung  von  Zinsen  ist  vom  1.  Januar 
184)^  hinweg  eine  bes^nd^re  Annuität  von  wonigstei^ 
1,6  Millionen  Franken  unter  besonderer  Rubrik,  in ,  den 
Anleihens-Amortls^ionsfonds  einzulegen,  Art.  4i  .Dieser 
Beäcfiljjss  triff,  als  nicht '  allgemeitl  verbindlicher  Natur, 
sbfwt'StfKräft..    E.'G.'S. 'XIX;  650.    '■  >     -       ■ 
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Ueber  die  Organisation  des  Festungswesens  liegt 
eine  neue  Vorlage,  entsprechend  einem  Postulat  von  1891 
vor  den  eidg.  Räten ;  ebenso  eine  Anregung  zur  Schaffung 
einer  Feldgendarmerie.  Für  das  Gesetz  betreffend  die 
Brieftauben  wird  folgende  BegrQndung  angeführt: 

«Es  ist  schon  wiederholt  vorgekommen,  dass  von  Ver- 
tretern ausländischer  Brieftaubengesellscbaften  Brieftauben 
in  grosser  Anzahl  in  der  Schweiz  freigelassen  worden 
sind,  wohl  in  der  Absicht,  dieselben  auf  gewisse  Ent- 
fernungen zu  trainiren.  Angesichts  der  Wichtigkeit,  welche 
den  Brieftauben  für  den  Fall  eines  Krieges  beigemessen 
wird,  haben  einige  der  Nachbarstaaten  sowohl  den  Trans- 
port von  fremden  Brieftauben,  als  die  Fliegversuche  von 
solchen  auf  ihren  Territorien  verboten.  Als  neutraler 
Staat  ist  die  Schweiz  um  so  mehr  veranlasst,  diesem  Bei- 
spiel zu  folgen,  als  sie  nicht  gestatten  darf,  dass  ein  Nach- 
barstaat auf  ihrem  Gebiete  Uebungen  anstelle,  die  geeignet 
sind,  im  Kriegsfälle  gegen  einen  andern  Staat  als  wich- 
tiges Kriegsmittel  verwendet  zu  werden.  Der  schweize- 
rische Bundesrath  hat  daher  schon  im  Jahre  1890  die 
Kantonsregierungen  aufgefordert,  die  Polizeiorgane  an- 
zuweisen, dass  ein  allfälliges  Aufäiegenlassen  von  Brief- 
tauben durch  ausländische  Vertreter  oder  Gesellschaften 
zu  verhindern  sei.  Vor  einiger  Zeit  ist  es  nun,  wie  es 
scheint,  trotzdem  vorgekommen,  dass  solche  Brieftauben- 
versuche seitens  von  Ausländem  auf  schweizerischem  Cie- 
biete  vorgenommen  worden  sind.  Der  Bundesrath  hat 
deshalb  sein  früheres  Verbot  erneuert  und  die  Kantons- 
regierungen  neuerdings  aufgefordert,  demselben  Nachach- 
tung zu  verschaffen.! 

Das  MUitärdepartement  richtete  an  die  obersten  mili- 
tärischen Autoritäten  folgenden  allgemeinen  Dienst- 
befehl: 

«Mehrfache  Klagen  und  gemachte  Beobachtungen  ver- 
anlassen uns,  gestutzt  auf  die  Vorschriften  des  Dienst- 
reglements vom  23.  Januar  1900,  namentlich  unter  Hin- 
weis auf  die  Art  10,  11,  14—18,  34— i5  und  106  desselben, 
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sowie  gestützt  auf  die  Bestimmungen  der  Exei-zierregle- 
mente  folgende  Gesichtspunkte  allgemeiner  Nachachtung 
zu  empfehlen. 

Es  muss  den  Rekruten  und  Mannschaften  genügend 
Zeit  zum  ruhigen  Einnehmen  der  Mahlzeiten  und  nach- 
heriger  angemessener  Ruhe  eingeräumt  werden.  Wenn 
nicht  aussergewOhnUche  Verhältnisse,  wie  sie  sich  bei 
Ausmärschen,  grCssern  Manövern  u.  s.  w.  ergeben,  eine 
Ausnahme  nothwendig  machen,  sollen  den  Leuten  tfiglich 
und  hauptsächlich  des  Abends  einige  Stunden  zu  freier 
beliebiger  Verfügung  gelassen  werden.  Die  Arbeitszeit 
soll  gehörig  ausgenutzt  werden,  dann  soll  der  Mann  aber 
auch  Zeit  zur  Erholung  haben,  und  diese  darf  ihm  ohne 
zwingende»  Grund  nicht  geschmälert  werden.  Es  ist 
eine  durchaus  falsche  Auffassung,  zu  glauben,  dass  durch 
ununterbrochene  Anspannung  und  bestfindige  Inanspruch- 
nahme der  Truppe,  deren  Ausbildung,  Leistungsfähigkeit 
und  Disziplin  gefördert  werden. 

Die  freie  Zeit  darf  den  Mannschaften  nicht  unter 
allerlei  Vorwänden  geschmälert  werden.  Mit  dem  Verbot 
des  Ausgehens  wegen  kleiner  Versehen  wird  mitunter 
Missbrauch  getrieben.  Namentlich  sollen  die  freien  Sonn- 
tage und  Sonntagnachmittage  nur  dann  geschmälert  wer- 
den, wo  Arreststrafen  nicht  zu  umgehen  sind.  Konsig- 
nirung  und  Strafexerzieren  sind  Strafen,  welche  nur  aus- 
nahmsweise angewendet  werden  sollen.  Sie  treffen, 
namentlich  wenn  ganze  Abtheilungen  damit  belegt  wer- 
den ,  vielfach  Unschuldige  und  werden  sehr  ungleich 
vollzogen.  Die  Konsignining  ist  schwer  zu  überwachen 
und  gibt  Antass  zu  Unfug;  das  Strafexerzieren  ist  ein 
Zuschlag  zur  Arbeit,  der  angesichts  der  so  wie  so  stark 
in  Anspruch  genommenen  Zeit  bedenklich  erscheint. 
Diese  Arbeit  wird  naturgemäss  mit  Widerwillen  geleistet 
und  von  demjenigen,  der  sie  zu  leiten  hat,  leicht  zu 
Chikanen  benutzt.  Es  ist  daher  von  diesen  Stratarten  so 
viel  als  mOghch  Umgang  zu  nehmen.  Ueberhanpt  ist  im 
Strafen  Mass  zu  halten.  Belehrung,  Erziehung,  Appell 
an  das  Pflicht-  und  Ehrgefühl  werden  in  der  Regel  bessere 
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Besultste  ergeben.  UnzulAssig  sind  Strafen  oder  Verfüg- 
uogen,  welche  dem  Betroffenen  eine  Arbeit  für  Kame- 
raden auferlegen,  die  diese  selbst  zu  besolden  h&ttea 
oder  welche  ihn  dem  Spotte  seiner  Kameraden  aussetzen. 
£s  soll  alles  unterlassen  werden,  was  die  Manneswürde 
oder  das  kameradschaftliche  Gefühl  verletzt.  Die  Vorge- 
setzten haben  die  Handhabung  der  Strafgewalt  seitens 
ihrer  Untergebenen  zu  fiberwachen  und  zu  leiten.  (Ar- 
tikel 41  Dienstreglement). 

Mannszucht,  Pflichttreue,  Ausdauer  und  Hingebung 
soll  eine  verständige  Erziehung  dem  jungen  Wehrmanne 
beibringen,  dem  Soldaten  erhalten.  Dieses  Ziel  wird  mit 
gelassener  Ruhe  und  wohlwollendem  Eingehen  auf  die 
individuellen  Eigenschaften,  verbunden  mit  zielbewusster 
Energie  und  Ausdauer  leicht  zu  erreichen  sein.  Niemals 
wird  es  erreicht  durch  brutales,  heftiges  oder  hochfah- 
rendes Wesen.  Eine  richtige  Soldatenerziehung  wird 
darauf  ausgehen,  das  Interesse  der  Leute  an  ihrer  Auf- 
gabe zu  wecken  und  sie  Freude  am  Wehrwesen  finden 
zu  lassen.  Jeder  Vorgesetzte  soll  beständig  darauf  bedacht 
sein,  dies  zu  erreichen;  er  soll  es  als  eine  schwer  zu 
verantwortende  Sache  betrachten,  wenn  er  den  Unter- 
gebenen durch  sein  Benehmen  die  Lust  am  Dienst  ver- 
leidet. Wenn  Lust  und  Freude  am  Dienst  bei  allen,  hei 
den  Vorgesetzten  wie  bei  den  Untergebenen  vorhanden 
ist,  so  wird  die  Arbeit  leicht  getban,  und  es  wird  dann 
auch  ein  gelegentliches  scharfes  Wort,  wenn  es  sich  als 
nöthig  erweist,  ganz  anders  aufgenommen  und  verstanden 
werden,  als  es  bis  jetzt  vielfach  der  Fall  ist. 

Ebenso  schädlich  wie  Uebereifer  und  Taktlosigkeit 
sind  Faulheit  und  Energielosigkeit  der  Vorgesetzten.  Es 
kommt  leider  immer  noch  vor,  dass  Vorgesetzte  sich  mit 
der  nothdOrftigsten  ausserlichen  Erfüllung  ihres  Dienstes 
zufrieden  geben,  jedem  Verdrusse  ängsthch  aus  dem  Wege 
gehen,  die  Augen  zudrQckeu,  wo  sie  einschreiten  sollten, 
der  Truppe  gegenfiber  den  guten  Mann  spielen,  stets  nur 
auf  Befehl  warten,  nur  nach  Befehl  handeln  wollen,  die 
entscheidenden  Momente  verpassen,   und  ihren  furcht- 
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samea  und  energielosen  Geist  schliesslich  auch  auf  die 
Truppe  Obertragen.  Solche  Voi^esetzte  werden  das  Ver- 
trauen und  die  Achtung  ihrer  Untergebenen  nie  erwerben, 
sie  werden  aber  auch  nie  im  Stande  sein,  ihrer  Aufgabe 
als  Fohrer  einer  Truppe  gerecht  zu  werden.  Wo  Er- 
ziehung und  Belehrung  nichts  fruchten,  ist  die  Besei- 
tigung solcher  Elemente  geboten,  denn  sie  wirken  wie 
ein  Krebsschaden  am  Leibe  der  Armee. 

Offiziere  und  Unteroffiziere  mOssen  stets  darauf  be- 
dacht sein,  mit  den  Krftften  ihrer  Untergebenen  hauszu- 
halten. Schonung  der  Kräfte  zu  gegebener  Zeit  und  rDck- 
sichtslose  Ausnutzung  derselben,  wenn  es  eines  hOhern 
Zweckes  wegen  sein  muss,  das  sind  Grundbedingungen 
einer  erfolgreichen  KriegfObniug.  Ein  rechter  Soldat  wird 
jede  noch  so  schwere  Anstrengung  überwinden,  wenn 
sie  einen  entsprechenden  Zweck  verfolgt,  der  ihm  ver- 
ständlich gemacht  wird.  Wo  aber  Schonung  der  Kräfte 
möglich  ist,  da  soll  sie  auch  eintreten.  Nach  grossem 
Anstrengungen  muss  zur  Wiederherstellung  der  Kräfte 
Zeit  und  Gelegenheit  gegeben  werden.  Auf  rechtzeitige 
und  gute  Verpflegung,  sowie  auf  gehörige  Unterbringung 
der  Truppe  ist  zu  diesem  Zwecke  stets  mit  aller  Sot^- 
falt  Bedacht  zu  nehmen. 

Die  Kunst  des  richtigen  Kräftegebrauchs  ist  schwer 
imd  nur  durch  Erfahmng  und  eigenes  Nachdenken  zu 
erlernen-  Immerhin  kann  auch  hiefOr  in  den  Cadres- 
schulen  vielfach  Anleitung  und  Belehrung  gegeben  wer- 
den. £s  sollen  daher  Offiziere  und  Unteroffiziere  bei  jeder 
sich  bietenden  Gelegenheit  Ober  die  Frage  der  richtigen 
Verwendung  der  Kräfte,  Ober  ihre  Erhaltung,  wie  über 
ihre  kraftvolle  Ausnützung  belehrt  und  aufgeklärt  werden. 

Diese  Gesichtspunkte  sollen  den  Offizieren  und  Unter- 
offizieren bei  Beginn  sänuntlicher  Schulen  und  Kurse  in 
angemessener  Weise  in  Erinnerung  gebracht  werden. 
Wir  verlangen  von  den  Schul-  und  Einheitskommandanten, 
dass  sie  Ober  die  Befolgung  derselben  wachen  und  gegen 
Widerhandlungen  einschreiten,  und  dass  sie  sich  vor 
allem  aus  seilet  darnach  richten.  Bei  dem  Urtheile  Ober 
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die  Befähigung  des  Einzelnen  soll  die  Art  und  Weise, 
wie  er  diesen  Grundsfttzen  nachgelebt  hat,  mit  in  Be- 
tracht gezogen  werden. 

Wenn  alle  Vorgesetzten  in  ihrem  Thun  und  Lassen 
diese  Grundlagen  unserer  dienstlichen  Vorschriften  in 
Ehre  halten,  so  wird  die  Disziplin  der  Armee  befestigt 
und  das  Ansehen  der  Armee  im  Lande  erhalten  werden. >') 

Das  Gesetz  über  die  schuldhafte  Nichtbezahlung  der 
Militärsteuern  hat  die  Frage  hervorgerufen,  ob  dasselbe 
auch  gegen  die  Schweizer  im  Auslande  anzuwenden  sei, 
die  zum  Theü  ebenfalls  ihre  Steuern  nicht  bezahlen,  wohl 
aber  bei  de»  jährlich  wiederkehrenden  Schweizerfesten 
in  feurigen  Worten  «Gut  und  Blut  dem  Vaterlande  zu 
weihen  »  bereit  sind,  was  weniger  kostet, 

<£ine  kantonale  Folizeidirektion  wandte  sich  deshalb 
um  eine  authentische  Erläuterung  an  das  eidgenössische 
Militärdepartement.  Dieses  beantwortete  die  Anfrage  da- 
hin, dass  das  Gesetz  auch  gegenflber  Landesabwesenden 
anwendbar  sei.  Demnach  können  säumige  Schweizer  im 
Ausland  im  Contumazverfahren  mit  Haft  et<^.  bestraft 
werden.  Die  Strafe  ist  vollstreckbar,  soliald  die  Betreffen- 
den die  Schweiz  betreten.» 

Grundsätzlich  bandelt  es  sich  gegenwärtig  in 
unserem  Militärwesen  um  zwei  Dinge:  Erstens  um  eine 
Revision  der  bestehenden  Militäroi^anisation ,  deren  Noth- 
wendigkeit  in  den  Verhandlungen,  welche  in  diesem  Jahre 
Ober  einzelne  Missbräuche  stattfanden,  allgemein  aner- 
kannt wurde.  Wir  fürchten  in  der  That,  da-ss  wir  im 
Kriegsfalle,   fQr  den  doch  alles    Militärwesen   berechnet 

')  Theilweise  von  diesem  Gesichtspunkte  ausgehend, 
habeu  die  Divis ionskommandanten  durch  einen  Bundesratha- 
beschhisa  ^^om  25.  August  1903  (E.  G.  S.  XIX,  672J  das  Recht 
erhalten,  jederzeit  unangemeldet  alle  Unterrichtakurse  ihrer 
Division  zu  besuchen. 
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sein  muss,  etwas  zu  schwerfallige  Bewegungen  und  viel- 
leicht sogar  mitunter  etwas  nervöse  Föhrer  h&tten.  Der 
andere,  wichtigere  Punkt  betrifft  die  Behauptung,  dass  der 
militArisclie  Geist  unserer  Jugend  und  ihre  Freude  am  Mili- 
tfirwesen  abgenommen  hätten,  wofür  zum  Theil  ein  über- 
mfissiges  Drillsystem  nach  fremden  Mustern  verantwortlich 
gemacht  werden  will.  Wir  glauben  unsererseits,  dass  der 
Vorwurf,  soweit  er  begründet  erscheint.  Überhaupt  den 
Geist  der  Zeit  und  die  Naturanlage  der  heranwachsenden 
Generation  trifft,  die  sich  auch  auf  andern  Gebieten  des 
Lebens  zeigt.  Einen  Geist  der  genusssüchtigen  Bequem- 
lichkeit, Unlust  zu  Anstrengungen,  und  oft  geradezu  Feig- 
heit gegenüber  auf  sich  zu  nehmenden  Leiden,  wie  ihn 
der  naturwissenschaftliche  Materialismus  erzeugt,  womit 
keine  Bepublik  bestehen  und  kein  Volkskrieg  geführt 
werden  kann.  Darin  Remedur  zu  schaffen,  aber  nicht 
bloss  etwa  mit  einer  für  uns  nicht  passenden  längeren 
Easemenerziehung,  ist  das  dringendste  Erfordemiss  in 
der  Erziehung  der  Gegenwart  überhaupt,  das  nicht  nur 
auf  dem  militärischen  Gebiete  besteht. 

Dazu  gehört  vor  allen  Dingen  ein  anderer  Geist  in 
den  Schulen  und  Familien,  weniger  Feste  im  Öffentlichen 
Leben,  und  mehr  wirkliche  Arbeit,  statt  bloss  scheinbarer 
Fortschritte.  Das  wird  sich  dann  ganz  von  selbst  auch 
im  Militärwesen  geltend  machen,  welches  seinerseits  bei 
uns  auch  eine  grosse  Erziehungsanstalt  sein  muss,  die 
ihren  Geist  auf  die  kleineren  übertragt.  Dazu  gehört 
freilich  mehr,  als  was  der  gewöhnliche  <Drill>  nach  den 
deutschen  Mustern  leisten  kann,  der  sich  vielleicht  auch 
in  dem  nächsten  grossen  Kriege  nicht  in  der  stets  als 
selbstverständlich  vorausgesetzten  Weise  bewähren  wird. 
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Ein  sachverständiger  Vortrag  von  Oberst  Fisch  im 
Offiziers  verein  von  Biel  (abgedruckt  in  der  Monatsschrift 
fOr  Ofßziere  1903  Mai)  kommt  zu  folgendem  Schluss: 

•Wir  bedürfen  einer  mefarjftfarigen  Gewöhnung  der 
jungen  Leute  an  die  leiblichen  und  seelischen  Anforde- 
rungen des  Militärdienstes  nicht  minder  als  unsere  Nacb- 
baren.  Wir  können  und  wollen  aber  unserer  Jungmann- 
schaft diese  Gewöhnung  nicht  erst  und  einnig  nur  in  der 
Kaserne  beibriogen;  das  soll  schon  zusammen  mit  det 
allgemeinen  Ausbildung  geschehen  und  hiezu  haben  FaJ 
mibe ,  Gemeinde  und  Staat  in  gleichem  Masse  beiKU-> 
tragen.  . ,       ,      i 

Es  genügt  eben  nicht,  die  Leute  so  EUisZu6ifei>^ 
zieren,  dass  sie  durch  soldatischen  Anstriefa,.  Mead^Uy 
sondern  unser  Ziel  muss  ein  körperliches  und  geistiges, 
Vermögen  sein,  das  nie  mehr  ganz  verloren  geht,  sq 
lange  der  Mann  zur  Feldarmee  gehört..  Es  müss  dem 
Schweizersoldaten  von  seiner  militärischen  ATWbildnng,' 
die  ihm  vor  dem  Eintritt  ins  Heer  gegeben  und  im  Au^' 
zug  durch  Wiederholungskurse  iund  S^^eSsübufigW  b^ 
festigt  wurde,  selbst  im  Landwehralter  ersten  Aufgebotes, 
so  viel  bleiben,  dass  er  jederzeit  wieder  in  kürzester 
Frist  zum  feldtüclitigen  Soldaten  gemacht  werden  kann'.' 
Nur  wenn  wir  das  erreddien,'  so '  genügen  ttjh  im  vhllen 
Masse  der  Pflicht,  ivyelche  di^  yertbeldigung:  ifoaerea 
Landes  und  unserer  Unabhängigkeit  uiis.gebieteriscJi  auf- 
erlegt. , 

Zur  Stunde  erreichen  wir  dieses  Ziel  nicht.  WirsiiuJ; 
namentlich  im  Rückstande  mit  der  mehr  als  je  wichtigen 
Scliics.sausbildung ;  wir  sind  im  ÜQckstandc  auch  mit  der 
Gewandtheit  im  SchOtzengefechte,  die  heute  neberi  der 
Ausdauer  ira  Iilarschieren  iü  erster  Linie  steht;  wir  sind 
im'RQckstaiide  oidlioh  mit  der  AiisdaaeF  im  kJsIgloeeäi 
Hrtragen  der  Mai)0v|9rstraßa?ßn„  die  .zur,  kri^gt^^A^t^ 
A^iffljiljJl«)^  der  Tri^ppei^ii  go  Jio.thwi?ndig,g^|jöfen,,  wie,(|_f5 
Munition  zum  öewehre.  Uricl  nicht  verkennen  dürfen  wir. 
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dass  nicht  nur  bei  Mannschaften,  sondern  auch  bei  Unter- 
offizieren und  Offizieren  da  und  dort  ein  Geist  Platz 
greift,  der  neben  dem  persönlichen  Behagen  und  dem 
persönlichen  Interesse  för  die  Freude  am  Wehr-  und 
Waffendienste,  die  unserem  Volke  frOher  in  der  That  in  . 
hohem  Masse  eigen  war,  nur  wenig  Raum  flbrig  lässt. 
Es  giebt  unter  unseren  Wehrpflichtigen  ein  Drücke- 
bergertbum,  das  auf  die  Dauer  ansteckend  wirken  muss 
und  da  zu  einer  Gefahr  wird,  wo  daneben  die  Neigung 
zu  avanciren  und  zu  kommandiren  ungeschwAcht  fort- 
besteht. Dazu  kommt  dann  andererseits  bei  manchen 
Offizieren  eine  Behandlung  der  Untergebenen,  welche 
allerdings  nicht  nur  unserer  Eigenart,  sondern  jeglicher 
militärischen  Einsiebt  Hohn  spricht  und  selbst  im  wil- 
ligsten Manne  die  Freude  am  Dienste  zu  ersticken  ver- 
mag. 

Das  sind  Mängel  in  der  Kriegsrüstung  uiLseres  Volkes, 
die  wir  nicht  aus  den  Äugen  verlieren  dürfen.  Wollen 
wir  aber  das  Uebel  an  der  Wurzel  anpacken,  dann  müssen 
wir  vor  allem,  der  Mahnung  Weltis  folgend,  in  der  Er- 
ziehung unserer  Jugend  das  militärische  Element  wieder 
einfügen  und  zwar  gleichberechtigt  mit  den  andern,  um 
nicht  nur  Bauern,  Handwerker,  Kaufleute  oder  Gelehrte 
heranzubilden,  sondern  die  einen  wie  die  andern  zugleich 
als  Wehrmänner,  deren  das  Vaterland  nicht  minder  be- 
darf als  jener.  Wir  müssen  aber  auch  zugleich  allent- 
halben den  Sinn  fOr  unsere  Eigenart  als  Volk  und  Staat 
heben  und  festigen,  denn  hier  sind  die  starken  Wurzeln 
unserer  Kraft,  nicht  in  irgend  welcher  entlehnten  Form. 
Sonst  laufen  wir  Gefahr,  dass  einst  unser  kriegsmässiges 
Können  und  Wollen  in  ernsten  Tagen  sich  als  unge- 
nügend erweist. 

Gewiss  ist,  wie  schon  erwähnt,  auch  in  dem  ge- 
nannten Uebel  der  Charakter  unserer  Zeit  erkennbar, 
der  Geist  des  rücksichtslosen  Erwerbens  und  Geniessens. 
Aber  gerade  das  zwingt  uns,  auf  unserer  Hut  zu  sein. 
Je  mehr  Einflüsse  unser  Volk  vergessen  machen  wollen, 
was  es  sich  selbst  im  Interesse  seiner  politischen  Erhal- 
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tung  schuldig  ist,  um  so  nachhaltiger  muss  es  zur  Wehr- 
fähigkeit erzogen  und  darin  ausgebildet  werden.  Diese 
Forderung  gewinnt  an  Dringlichkeit  durch  die  Eingangs 
erwfthnte  Thatsache,  dass  heute  der  Krieg,  weit  entfernt 
mit  geringereu  Leistungen  zufrieden  zu  sein,  eine  An- 
spannung aller  Kräfte  sowohl  des  Einzelnen  wie  dea 
ganzen  Volkes  verlangt,  wie  nie  zuvor.  Die  VorzOglich- 
keit  und  Menge  der  technischen  Kampfmittel  hat  nicht 
nur  keine  Verminderung  der  Leistungen  zur  Folge,  die 
wir  vom  Soldaten  fordern  müssen,  sondern  im  GegentheU 
eine  wesentliche  Steigerung  derselben.  Und  was  heim 
Einzelnen  als  rilcksichtsloser  Geist  des  Erwerbes  und  des 
Genusses  zum  Ausdruck  kommt,  der  den  Gedanken  an 
gemeinsame  Interessen  schwftcht,  das  gestaltet  sich  bei 
Staaten  und  Völkern  zu  jenem  Imperialismus  und  Jin- 
goismus,  der  sich  im  Kriege  —  und  oft  genug  schon  im 
Frieden  —  über  das  Recht  des  Kleinen  und  Schwachen 
ohne  Bedenken  hinwegsetzt. 

So  ergeht  an  uns  heute  doppelt  und  dreifach  der 
Mahnruf:  Willst  du  den  Frieden,  so  i-Oste  dich  zum 
Kriege  1» 

Bezüglich  der  Revision  der  Militärorganisation 
sprach  sich  der  Chef  des  Militärdepartementes  im  Na- 
tionalrath  im  Sinne  einer  t kleinen  Revision»  aus,  d.  li. 
der  Revision  ohne  Verfassungsänderung,  betonte  aber, 
dass  mit  einer  blossen  Verschmelzung  der  Stellen  der 
Waffenchefs  und  Oberinstruktoren  nicht  viel  en-eicht  sei, 
ebenso  wenig  mit  der  Verminderung  der  Zahl  der  Abthei- 
lungen der  Centralverwaltung ,  sondern  dass  zugleich 
eine  Decentralisation  der  Centralverwaltung  vorgenommen 
werden  müsse,  wenn  das  Departement  entlastet  werden 
soll.  Im  Allgemeinen  werde  es  sich  also  empfehlen,  zu 
dem  Plane  zurückzugreifen,  den  der  Bundesrath  Anfangs 
der  90er  Jahre  verfolgt  hatte  und  der  unglücklicherweise 
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von  der  Bundesversammlung  im  Jahre  1895  umgestossen 
worden  ist,  dem  Plane  nftmlicb,  die  MilitArorganisation 
in  drei  grossen  Abschnitten  zu  revidiren:  Truppenord- 
nung,') Unterrichtsordnung  und  Militflrverwaltung.  Der 
Reform  der  Verwaltung  werde  mm  aber  die  Prioritfit 
einzuräumen  sein. 

Die  letzte  Bemerkung  wurde  veranlasst  durcb  zeit- 
weise über  alles  Mass  hinausgehende  Yorwttrfe,  welche 
in  der  Presse  gegen  einen  Theil  der  Militärverwaltung 
erhoben  wurden  und  den  Rücktritt  des  Waffenchefs  der 
Kavallerie,  sowie  eine,  im  Wesentlichen  resultatlose, 
strafrechtliche  Untersuchung  gegen  mehrere  Personen  zur 
Folge  hatten. 

Es  zeigte  sich  dabei  ein  gefährlicher  Geist  des  Bösen, 
der  Abneigung  und  Aßsstrauen  gegen  das  Mihtärwesen 
im  Volke  zu  sfien  versucht  und  seine  Zwecke  zum  Theil 
auch  erreicht.  Wenn  dann  die  FrDchte  dieser  Saat 
reifen  und  in  einem  entscheidenden  Momente  zu  Tage 
treten,  so  wird  der  gleiche  «Geist,  der  stets  verneint», 
dann  wieder  über  dieselben  Klage  erheben  und  die- 
jenigen der  Pflichtvergessenheit  beschuldigen,  die  ihm 
nicht  genügenden  Widerstand  geleistet  h&tten. 

Im  Genfer  Strike  vom  vorigen  Jahre  wurden  17  Wehr- 
pflichtige, welclie  mit  absichtlicher  Widersetzung  der 
militärischen  Einberufung  keine  Folge  geleistet  hatten, 


')  Die  Frage,  ob  die  s.  Z.  von  deo  militärischen  Autori- 
täten sehr  empfohlenen  Armeekorps  nicht  lieber  wieder 
beseitigt  werden  sollten,  erscheint  uns  nicht  gerade  von  Er- 
heblichkeit zu  sein.  Es  eischOttert  jedoch  cliesea  allzu  rasche 
Einführen  und  dann  baldige  Wiederbeseitigen  von  urj^anischen 
Einrichtungen  das  Vertrauen  des  Volkes  in  seine  Führer,  das 
in  der  Stunde  der  Gefahr  nicht  fehlen  darf. 
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vor  das  Militärgericht  der  1.  Divisioo  gestellt  und  nach 
mehrtägigen  Yerhaadlungen  von  eiaigen  Tagen  bis  za 
4  Monaten  Gef&ngniss  venirtheilt  In  dem  Basler  Strike 
hatte  bloss  ein  einziger  Wehrpfiichtiger  dieses  Beispiel 
nachgeahmt,  sich  dann  aber  zur  Verhandlung  nicht  ge> 
stellt,  sondern  rechtzeitig  das  Ausland  au^esucht.  In 
beiden  Fällen,  sowohl  in  Genf  -wie  in  Basel,  hatte  sich 
jedoch  die  Grosszahl  der  Mannschaft  mit  Bereitwilligkeit 
der  plötzlichen  Einberufung  unterzogen  und  den  schwie- 
rigen Dienst  mit  ebenso  viel  MuÜi,  als  Mflssigung  gegen- 
über Invektiven  der  Streikenden,  geleistet. 

Diese  beiden  kurzen  Einberufungen  zu  einem  ak- 
tiven Dienste  haben  unseres  Erachtens  doch  den  Be- 
weis geleistet,  dass  sowohl  die  Bereitwilligkeit  iinserer 
Milizen  zur  Dienstleistung,  wie  ihre  Disziplin  unter  guter 
Führung,  noch  vorhanden  und  allfflllig  einer  Probe  ge- 
wachsen ist. 

Es  kommt  wesentlich  darauf  an,  diese  richtige  FQh- 
rung  immer  zu  haben,  welche  den  Ernst  und  die  Schärfe, 
die  nun  einmal  nothwendig  zu  einem  brauchbaren  Mili- 
tärwesen gebort,  mit  einem  wirkUch  republikanischen, 
nicht  junkerlichen  und  nicht  nach  Nachahmung  fremder 
Armeen  unangenehm  aussehenden  Benehmen  zu  ver- 
binden weiss. 
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üeber  die  UrchUche  BeformbsvAganK. 
Ohne  Zweifel  befindet  sich  die  christliche  Kirchen- 
gemeinscbaft,  als  ein  Ganzes  genommen,  seit  einiger  Zeit 
schon  in  den  Anfängen  einer  Bewegung,  die  man  nur 
als  eine  Refonnbewegung  wird  bezeichnen  kOnnen,  ob- 
wohl sie  mit  dem,  was  man  im  Schosse  der  protestan* 
tischen  Kirche  früher  so  betitelte,  kaum  eine  innere  Ver* 
wandtschaft  hat. 

Sie  richtet  sich  zu  allemächst  gegen  den  wissen- 
schaftUchen  Materialismus,  welcher  ein  Menschenalter 
hindurch,  Tomehmlich  die  gebildeten  Kreise  beherrschte, 
nun  aber  offenbar  einer  mehr  religiösen  Auffassung  des 
menschlichen  Daseins  Platz  macht.  Wie  viel  dazu  bessere 
philosophische  Einsicht,  ein  gewisses  Sichaufraffen  der 
Philosophie  überhaupt  aus  der  völligen  Abhängigkeit  von 
einigen  materialistischen  Tonangebem,  oder  der  Einbhck 
in  die  Folgen  beigetragen  hat,  welche  die  materialistische 
Lebensanschauung  in  den  niedersten,  wie  den  höchsten 
Regionen  der  menschlichen  Gesellschaft  erzeugte,  das 
können  wir  dahingestellt  sein  lassen.  Wabrscheinhch 
hat  beides  zu  dem  Resultate,  das  vor  Augen  liegt,  einiger- 
massen  beigetragen,  am  meisten  aber  jenes  Unerklärliche, 
das  eine  Zeitströmung  hervorruft  und  wieder  ändert, 
sobald  sie  ihre  Wirkungen  hervorgebracht  bat,  wodurch 
die  Menschen  allein  eigentlich  belefarbar  sind. 

Was  jetzt  kommt,  eine  langsam  heranreifende  neue 
Art  Ton  Reformation,  nicht  ganz  ungleich  zwar,  aber 
doch   auch    nicht   ganz   ähnlich  derjenigen  des  16.  Jahr- 
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iiunderts,  ist  natürlich  am  prägnantesten  wahrnebmbar 
im  Schosse  der  katholischen  Kirche.  In  derselben 
ist  durch  das  vatikanische  Conzil,  den  erfolglosen  soge- 
nannten <Eiilturkampf>  namentlich  in  Deutschland,  das 
in  diesen  Dingen  immer  das  Land  der  Entscheidung  ist, 
und  die  darauf  folgende  lange  und  scheinbar  triumpb- 
reiche  Regierung  Papst  Leo's  XIII.,  auf  der  einen  Seite 
eine  Uachtsteigerung  des  Fapsttbums  eingetreten,  wie 
man  sie  vor  einem  Menschenalter  noch  nicht  für  möglich 
gehalten  hatte.  Nicht  allein  der  eigenen  Kirche  gegen- 
über, in  welcher  der  Wille  einer  einzelnen  Person  nun- 
mehr, wenigstens  theoretisch,  alleinherrschend  geworden 
ist,  sondern  auch  den  Andersgläubigen  gegenüber.  Die 
Huldigungsbesuche  der  zwei  grössten  protestantischen 
Fürsten,  des  deutschen  Kaisers  und  des  EOnigs  von 
England  bei  dem  jüngst  verstorbenen  Papste  und  der 
dreiste  Versuch  durch  preussisclie  Initiative  und  preus- 
sische  Bundestagsstimmen  die  Jesuiten  wieder  in  Deutsch- 
land einzubürgern,  zeigten,  neben  manchen  weniger  be- 
deutenden Ereignissen  (wie  dem  Versuch  des  Bischofs 
von  Trier,  den  Bcsucli  paritätischer  Staatsschulen  zu 
verbieten]  schliesslich  dem  protestantischen  Volke,  nament- 
lich der  konservativen  Kreise,  wie  weit  es  mit  einer 
schrankenlosen  Nachgiebigkeit,  der  Folge  jenes  allzu- 
stolzcn  Bismarck'schen  Wortes  <nacb  Canossa  geh'n 
wir  nicht»  bereits  gekommen  sei.  Und  nun  rollt  die 
Kugel  wieder  ebenso  unaufhaltsam,  wie  sie  eine  Zeit- 
lang in  den  Bahnen  des  deutschen  Centrums  lief,  rück- 
wärts nach  andern,  vielfach  noch  unbestimmten  Zielen. 
Im  Schosse  der  katholischen  Kirche  selber  macht 
sich  aber  auch  etwas  einer  Bewegung  Aehnliches  geltend, 
das  namentlich  sein  "Stichwort*,  mit  dem  es  auf  die 
Weltbühne  treten  wiid,  bereits  gefunden  hat. 
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Der  vor  2  Jahren  verstorbene  Hofratb  F.  X.  Kraus 
in  Freiburg  i-  B.,  der  Verfasser  der  <  Spektatorbriefe  >  in 
der  Allgemeinen  Zeitung,  gehörte  im  Ganzen  zu  einer 
Art  von  Katholiken,  für  welche  man  keine  ungetheilte 
Sympathie  empfinden  kann ,  selbst  wenn  man  ihre 
schwierige  Stellung  zwischen  zwei  Uebeln  oder  dem, 
was  sie  als  solche  betrachten,  zu  würdigen  und  selbst 
zu  entschuldigen  im  Stande  ist.  Dennoch  ist  das  be- 
ständige Angreifen  und  wieder  Zurückweichen,  oder  gar 
sich  Unterwerfen,  bei  allen  diesen  Männern,  welche  seit 
hundert  Jahren  den  < Ultramontan ismus>  mit  gelehrten 
Schriften  befehdet  haben,  etwas  Unerfreulidies,  und  eine 
Wirkung  in  das  Grosse  und  Ganze  kann  es  niemals 
haben.  Eine  Reformation  jeder  Art  erfordert  mehr  offenes 
Visir  imd  steiferen  Rückgrat ,  als  sie  bisher  gezeigt 
haben. 

Aber  ein  grosses  Verdienst  hat  sich  Professor  Kraus 
in  seinen  letzten  Schriften  doch  erworben,  indem  er  den 
Kampf  mit  einem  allgemeinen  verständlichen  Schlag- 
wort richtig  umschrieb,  wie  es  vorher  nicht  vorhanden 
gewesen  war.  Denn  *  Ultramontanismus*,  oder  *Kleri- 
kalismus>,  < Curialismus >,  «Romanismus*,  das  waren 
alles  Worte,  deren  Sinn  schon  der  gewöhnliche  Laie 
selten,  das  Volk  aber  gar  nicht  verstand.  Statt  dessen 
hinterhess  nun  der  scheidende  Kraus  gewissermassen, 
als  den  «trait  du  Parthe*  den  Ausdruck  :  «Politischer 
Katholizismus»  und  dieses  Wort  wird  ihn  von  allen 
seinen  Schriften  am  längsten  Überleben. 

Das  ist  es  in  der  That,  worüber  beständiger  Streit 
mit  der  römischen  Kirche  besteht,  seitdem  der  heilige 
Augustin  in  seinem  <  Gotteastaat  >  diese  Vermischung 
von  Religion   und  Politik,   GeisÜichem    und   sehr   Welt- 
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liebem  gefunden  hat,  welche  seither  den  Zankapfel 
zwischen  dieser  Kirche  und  dem  modernen  Staate  bildet. 
Bis  zu  einem  gewissen  Grade  Uegt  dieser  Kampf  in 
der  Natur  der  beiden  Institutionen,  so  wie  sich  die 
rOmische  Kirche  historisch  au^ebildet  hat.  Nicht  mit 
Unrecht  sagt  einer  der  besten  modernen  Geschichts- 
schreiber (Hauck,  Kirchengeschichte  Deutschlands,  1 158), 
es  seien  nicht  sowohl  Staat  und  Kirche  die  Gegensätze, 
sondern  Staat  und  Papst,  Eine  Landeskirche  würde 
sich  mit  dem  Staate  vertragen,  aber  eine  internationale, 
ausserstaatliche  Macht,  die  in  alle  Staatsverhftltnisse  ein- 
greife, das  bringe  die  Schwierigkeiten  mit  sich.  Der 
Universalität  der  Kirche  steht  immer  die  Nationalität 
des  Staates  gegenüber,  solange  es  keinen  sozialistischen 
Weltstaut  giebt,  und  diesen  Gegensatz  wird  man  nur 
durch  die  Praxis  mildem,  nicht  aufheben  können. 

Die  lange  Krankheit  und  der  Tod  Papst  Leo's  XIII., 
sowie  die  Wahl  seines  Nachfolgers,  boten  den  Anlass  zu 
einer  letzten  scheinbar  grossen  Machtentfaltung  dieser 
universellen  Gewalt.  Wochenlang  waren  die  Spalten  aller, 
nicht  etwa  bloss  der  kathoUschen  Zeitungen  täglich  mit 
den  detaillirtesten  Berichten  Ober  den  Kampf  erfüllt, 
welchen  der  93  Jahre  alt  gewordene  Papst  mit  der  letzten 
Aufbietung  aller  seiner  Lebenslust  und  Lebenskraft  gegen 
den  Besieger  Aller  kämpfte,  dem  auch  er  nicht  gewachsen 
war,  und  nach  seinem  Hinschied  konnten  sich  auch  prote- 
stantische Zeitungen  an  Lobpreisung  seiner  Weisheit  und 
Milde  kaum  ein  Genüge  thun. 

Der  deutsche  Kaiser  selbst  drückte  seinen  Schmerz 
über  diesen  Verlust  mit  folgenden  Worten  aus: 

«Molde,  20juillet,  soir. 

*Douloureusement  emu  par  la  triste  nouvelle  que  je 
re^is  ä  l'instant,  j'adresse  au  haut  College  des  cardinaux 
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l'expressioD  de  la  part  sincere  que  je  prends  ä  la  graade 
perte  que  vient  de  faire  l'Eglise  catholique  lomaine  par 
le  dec^  du  pape  L^on  XIII.  Je  conserverai  toujours  fidele- 
ment  le  Souvenir  de  l'auguste  vieülard  qui  etsit  pour 
moi  uD  ami,  et  dont  j'ai  pu  encore  admirer  il  y  a  quel- 
ques semaines,  lors  de  mon  demier  sejour  ä  Korne,  les 
dons  si  extraordinaires  du  cceur  et  de  I'esprit. 

Guillauiue,  imperat^r  rex.* 

Das  Organ  des  preussischen  orthodoxen  Protestan- 
tismus, der  «Reicbsbote*,  trat  hingegen  dieser  Tendenz 
mehrmals  mit  grosser  Schärfe  entgegen  (11.  Juli  und 
13.  August)  u.  a.  wie  folgt: 

«Die  Nachricht  der  tt.-Korrespondenz,  der  Kaiser  werde 
im  Falle  des  Ablebens  des  Papstes  seine  Nordlandsreise 
abbrechen  oder  verschieben  und  an  den  Bestattungsfeier- 
hchkeiten  in  Rom  tbeilnehmen,  ist  vom  'BerUner  Lokal- 
Anzeigen  mit  Emphase  dementirt  worden;  da  den  gleich- 
zeitigen Mi  ttheilungen  des  «Berliner  Börsen-Couriers»  über 
das  Gebet,  das  der  Kaiser  an  Bord  der  <Hohenzollem> 
fOr  den  Papst  gebalten  hat,  ein  solches  Dementi  nicht 
zutheil  wird,  mflssen  sie  bisher  als  unbestritten  gelten. 
Es  bleibt  damit  auch  der  Schlussabsatz  der  Kaiserworte 
bestehen : 

«Die  Welt  braucht  grosse,  gute  Männer,  möge  der 
allmäoht^e  Gott  dem  heihgen  Vater  noch  viele  Jahre 
schenken.* 

Der  Kaiser  ist  bei  seiner  Handlung  infolge  der  per- 
sönlichen Verehrung,  die  er  für  den  Papst  empfindet  und 
welche  in  manchen  menschlichen  Vorzügen  und  Tugenden 
desselben,  die  niemand  leugnet,  eine  Stütze  fmdet,  einer 
christlichen  Herzensempfindung  gefolgt;  wider  sie  soll 
nichts  gesagt  sein ;  aber  es  darf  bezweifelt  werden,  ob 
ein  Gebet  mit  solchen  Wendungen,  von  dem  Schirmfaerrn 
der  evangeUscben  Sache  vor  einer  überwiegend  evange- 
lischen Schiffemannschaft  bei  einem  gemeinsamen  Gottes- 
dienst gehalten,  dafür  die  richtig  gewählte  Form  ist. 

Seit  Leo  XIII,  in  seiner  CanisiusEocyklika  vom 
1.  August  1897  die  Reformation  als  unlieilvolles  Gift,  als 


4M  Jahresbericht  1903. 

Sittenverderbniss  bis  zum  fiussersten,  als  Untergang  der 
Religion  im  Deutschen  Reiche  und  den  Gottesmann  Dr. 
Luther  als  ein  Aufruhrer  zu  bezeichnen  gewagt  hat,  ist  un- 
unterbrochen eine  mftchtige  Erregung  gegen  diese  Schmäh- 
ungen auch  durch  solche  protestantische  Kreise,  welche 
sonst  auf  sogenannte  konfessionelle  Fr^en  theilnahmslos 
herab  zuschauen  pöegen,  gegangen.  Man  erschrak  Über  den 
Geist  der  Unduldsamkeit  und  des  Hasses,  den  angeblich 
plOtzUch  dieser  bisher  als  diplomatisch  und  friedliebend 
berufene  Papst,  welcher  selbst  so  oft  versichert  hat,  die 
Einigung  der  christlichen  Konfessionen  zu  betreiben,  ohne 
Scheu  gegen  den  Protestantismus  entfaltete. 

In  der  Encyklika  vom  28.  Dezember  1878  sagt  Leo 
XIIL : 

'Der  erbitterte  Kampf,  der  seit  Beginn  des  16.  Jahr- 
hunderts von  den  ^Teuerem  gegen  die  katholische  Kirche 
begonnen  wurde,  und  der  bis  jetzt  immer  heftiger  ent- 
brannte, hat  keinen  andern  Zweck,  als  dass  nach  Ab- 
werfung jeder  Offenbarung  und  Zerstörung  jeder  Ober- 
natürlichen Ordnung  die  Erfindungen  der  Vernunft  allein 
oder  vielmehr  deren  Verirrungen  zur  Herrschaft  gelangen.» 

Im  Rundschreiben  vom  3.  Dezember  1880  nennt  der 
Papst  die  protestantischen  Missionare  «Leute  voll  Trugs, 
Verbreiter  von  Irrtümern  unter  dem  Namen  von  Aposteln 
Christi,  die  den  Weg  zum  Heile  zweifelhaft  machen>. 
Am  29.  Juni  1881  schrieb  Leo  XIIL : 

«Jener  Häresie  entstammte  ...  ein  alles  Maass  über- 
schreitende Zügellosigkcit,  worin  allein  viele  das  Wesen 
der  Freiheit  sehen.  Von  hier  war  nur  noch  ein  Schritt 
zu  den  verderblichen  Irrtümern  des  Kommunismus,  des 
Sozialismus  und  Nihilismus,  diesen  entsetzlichen  Vorzei- 
chen und  nahezu  Todesboten  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft.» 

Das  Lutherfest  im  Jahre  1883  gab  dem  Papst  Anlass, 
in  der  Weihnachtsallokution  von  dem  « Härisiarchen 
Luther«  und  der  «Impietät  dieses  AbtrQnnigen*  zu  spre- 
chen. Den  Besuch  einer  protestantischen  Kirche  oder 
Schule  hat  er  in  einem  Schreiben  an  den  Kardinalvikar 
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Monaco  La  Valetta  unter  schwerer  SOnde  verboten,  des- 
gleichen die  Theilnahme  an  einer  protestantischen  Trauung 
und  Taufe  und  jeden  exkommunizirt,  der  den  Protestan- 
ten Anzeigen  oder  BQcber  druckt  und  verbreitet  und  als 
Arbeiter  oder  Baumeister  an  der  Errichtung  protestan- 
tischer Kirchen  sich  betheüigt. 

Im  «Bundschreiben  vom  20.  April  1884  an  alle  Pat- 
riarchen, Primate,  ErzbischGfe  und  Bischöfe  der  katho- 
lischen Welt,  welche  in  Gnade  und  Gemeinschaft  mit 
dem  apostolischen  Stuhle  stehen*,  erdrtert  Leo  XIII., 
dass  «das  Menscbengeschlechtn  in  zwei  geschiedene  und 
entgegengesetzte  Lager  getheilt  sei,  «das  eine,  das  Reich 
Gottes  auf  Erden,  nänüich  die  wahre  Kirche  Christi*, 
«das  andere  das  Reich  des  Satans*.  Da  der  Papst  im 
weiteren  Verlaufe  der  Encyklika  die  katholische  Religion 
fQr  «die  allein  wahre*  unter  den  Religionen  erklärt,  so 
steht  auf  der  einen  Seite  die  römisch-kathoUsche  Kirche 
als  das  Reich  Gottes  und  auf  der  anderen  Seite  das  Reich 
Satans. 

Noch  in  seinem  sogenannt«n  Testament  (1902)  hat 
Leo  Xin.  die  Reformation  wieder  zur  angeblichen  Quelle 
aller  modernen  Revolutionen,  Negationen,  Entartungen 
und  Leiden  erkl&rt. 

Die  Katholiken  und  ihre  Fresse  erheben  fortwährend 
Klagen  und  Wehegeschrei  Über  mangelnde  Parität,  imd 
schQchtem  —  namentlich  durch  das  Vorgehen  des  Cen- 
trums im  Parlament  —  die  Regierung  ein,  so  dass  die- 
selbe schon  kaum  noch  wagt,  etwas  zur  Verbesserung  der 
Nothstände  in  der  evangelischen  Kirche  zu  thun  —  so 
nötbig  und  berechtigt  es  auch  wäre  —  aus  Furcht  vor 
den  Angriffen  und  Forderungen  des  Centnims.  Sobald 
aber  wir  Evangelische  den  Mund  aufthun  oder  die  Feder 
ansetzen,  um  gegen  diesen  auf  unserer  evangelischen 
Kirche  imd  ihren  Interessen  hegenden  Bann  ein  Wort  zu 
sagen  und  auf  die  historisch  und  prinzipiell  unwiderleg- 
lich begründeten  Bedenken  gegen  dieses  Anwachsen  der 
Macht  des  Katholizismus,  der  ja  fast  nur  noch  als  politi- 
sche Macht  auftritt,  hinweisen  und  unsere  Unzufrieden- 
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hfcit  zu  erkennen  geben,  dann  erhebt  die  katholische  Presse 
sofort  ein  Wehgeschrei,  als  sei  der  katholischen  Kirche 
das  grOsste  Unrecht  geschehen,  als"  sei  dieselbe  harmlos 
und  unschuldig  wie  die  Kinder,  als  hätte  sie  nie  in  Deutsch' 
land  ein  Wässerchen  getrftbt,  und  wir  werden  als  Hetzer 
und  Störenfriede  hingestellt. 

Wir  haben  nichts  mit  jener  protestantischen  Glcich- 
giltigkeit,  mit  dem  falschen  Protestantismus,  dessen  Wesen 
nur  noch  im  Gegensatz  gegen  Rom  hesteht  zu  thun, 
sondern  wir  sind  stete  gegen  denselben  aufgetreten  und 
haben  immerdar  darauf  hingewiesen,  dass  die  st&rkste 
Waffe  gegen  Rom  die  gläubige  lebenswahre  Aneignung 
des  Ilvangeliums  durch  die  Personen  und  Gemeinden 
unserer  Kirche  ist  und  dass  wir  uns  unsere  evangelische 
Wahrhaftigkeit  und  Gewissenhaftigkeit  erhalten  müssen, 
der  es  zuwider  ist,  den  Splitter  im  Auge  des  Nächsten 
zu  sehen,  ohne  den  Balken  im  eigenen  Auge  zu  bemerken. 
Wir  haben  deshalb  immer  den  Unglauben  im  eigenen 
Lager  der  evangelischen  Kirche  bekämpft  und  zur  Stärkung 
des  Glaubenslebens  aufgefordert.  Aber  dflrfen  wir  des- 
halb die  Hochfluth  des  Ultramontanismus  bOcklings  Ober 
uns  ergehen  lassen,  dürfen  wir  zu  den  päpstlichen  Ver- 
lästerungen  unserer  evangelischen  Kirche  schweigen,  dür- 
fen wir  stumm  zusehen,  wenn  die  Regierungen  der  römi- 
schen Hierarchie  ein  bedenkliches  Entgegenkommen  be- 
weisen, so  dass  das  Ansehen,  der  Einlluss  und  die  Autori- 
tät der  evangelischen  Kirche  in  Deutschland  immer  mehr 
in  den  Hintergrund  gedrängt  und  der  Ultramontanismus 
zur  massgebenden  Macht  gelangt?* 

Es  liegen  also  hier  grosse  und  ganz  unversöhnliche 
Gegensätze  offen  zu  Tage. 

Die  Ge.schichte  wird  einst  wahrscheinlich  urtheilen, 
die  Regierung  des  vei-storbenen  Papstes  sei,  vermOge  der 
natürlichen  Ermüdung,  welche  nach  dem  vergeblichen 
Kulturkampf  eintrat,  sowie  vermöge  seiner  unzweifelhaften 
Klugheit  in  der  Vermeidung  der  grössten  Fehler  seines 
temperamentvolleren  Vorgängers,   weit  eher  eine   glück- 
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liehe,  als  eine  grosse  gewesen  und  er  habe  seinem 
Nachfolger  alle  wesentliclien  Fragen  in  ungelöstem  Zu- 
stande hinterlassen.  Persönlich  war  er  wohl  kein  spezifisch 
religiöser  Papst,  obwohl  das  berOhmte  Wort  Paolo  Sarpi's 
über  seinen  Yoi^ftng er  Leo  X.  sich  nicht  auf  ihn  anwen* 
den  liess.  Es  ist  aber  doch  bezeichnend,  dass  in  der 
ganzen  Zeit  seiner  Krankheit  kein  einziges  charakteristisch 
religiöses  Wort  des  sterbenden  Statthalters  Christi,  kein 
besonderer  Gedanke,  den  Sterbende  sehr  oft  bei  dem  un> 
mittelbaren  Ausblick  in  eine  andere  Welt  haben,  wie 
beispielsweise  öfter  von  Tolstoi's  Krankenlager,  berichtet 
worden  ist. 

Von  seinen  Werken  werden  ihn  seine  ungemein 
zahlreichen  Encykliken  am  meisten  flberleben,  von  denen 
einige,  worunter  besonders  die  an  die  Arbeiter  gerichtete, 
mit  den  Worten  «rerum  novarum*  beginnende,  auch  im 
Jahrbuche  (VI,  665)  abgedruckt  sind.  Von  spezielleren, 
man  möchte  sagen  individuelleren  Werken  sind  bekannt 
geworden  eine  Anzahl  lateinischer  Gedichte,  von  denen 
eine  Auswahl  in  Baumgartner's  Weltiitteratur  {TV  675 
u.  folg.)  abgedruckt  und  den  besten  mittelalterlichen  Er- 
zeugnissen dieser  Art  gleichgeachtet  sind.  Im  (Jebrigen 
kennen  wir  noch  eine  Schrift  über  die  Demuth,  welche 
der  Papst  als  Erzbischof  von  Perugia  schrieb,  die  in- 
dessen Ober  den  gewöhnlichen  Gehalt  solcher  Homihen 
in  keiner  Weise  hinausreicht. 

Sein  Nachfolger  Giuseppe  Sarto  von  Biese,  bisher 
Patriarch  von  Venedig,  wurde  in  einem  mehrtägigen 
Conclave,  zu  welchem  zum  ersten  Male  auch  ein  ameri- 
kanischer Kardinal  erschien,  schhesslich  mit  50  Stimmen 
gewählt,  nachdem  Oesterreich  sein  Veto  gegen  die  Wahl 
des    Kardinals    Rampolla  eingelegt  hatte.     Diese  That- 
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Sache,  die  snßlnglicb  bezweifelt  wurde,  wurde  schliesslich 
in  dem  oMzi(>sen  «Wiener  Fremdenblatt>  mit  folgenden 
Worten  ausser  Zweifel  gestellt: 

«Die  Wahl  Pius  X.  ist  in  der  gesammten  katholischen 
Welt  und  weit  darüber  hinaus  mit  einmOthiger  Befrie- 
digung aufgenommen  worden.  Sie  hat  der  Presse  reich* 
liehen  Stoff  zur  Diskussion  geboten ;  und  dabei  ist  auch 
die  Nachricht  vielfach  dementirt  worden,  dass  von 
Oester reich- Ungarn  gegen  eine  der  Kandidaturen  Ein- 
spruch erhoben  wurde.  Wenngleich  die,  vielfaijh  zum 
Tbeil  sebr  dramatischen,  Ausschmückungen,  mit  denen 
diese  Nachricht  verbreitet  wurde,  und  besonders  die  Dm-- 
Stellung,  als  wäre  es  aus  diesem  Anlass  im  heiligen  Kol- 
legium zu  förmlichen  Debatten  gekommen,  den  Eindruck 
des  phantasievoll  Erfundenen  machen,  so  ist  es  doch,  wie 
wir  nach  bei  miissgebender  Stelle  eingeholten  Erkun- 
digungen festzustellen  in  der  Lage  sind,  eine  Thatsache, 
dass  die  Monarchie  von  ihrem  Vetorecht  Gebrauch  ge- 
macht hat.  Unser  Kabinett  hat  dabei  den  Zweck  ver- 
folgt, die  Erwählung  eines  Kardinals  von  friedlichem  und 
versöhnlichem  Sinne  herbeizuführen  und  es  darf  ihm  zur 
Genugthuung  gereichen,  dass  aus  der  Urne  ein  Mann  her- 
vorgicng,  der  überall  mit  Beifall  begrüsst  wurde.  In 
Pius  X.  hat  ein  Mann  den  päpstUchen  Stuhl  bestiegen, 
dessen  maasavolles  und  festes  Wesen  die  Hoffnung  er- 
öffnet, dass  keine  Reibungen  eintreten  und  dass  sich  nicht 
politische  Gesichlspunkte  in  den  Vordergrund  drängen 
und  die  Erfüllung  der  erhabenen  Mission  der  Kirche 
beeinträchtigen  werden.  In  unserem  Interesse  lag  es, 
dass  einer  Wahl  vorgebeugt  wurde,  die,  wie  aus  mancher 
Erfahrung  der  letzten  Zeit  sich  scbliessen  Hess,  Diffe- 
renzen hätte  mit  sich  bringen  können,  die  gerade  ein 
Verhältniss,  wie  es  das  zwischen  Staat  und  Kirche  ist, 
nicht  trüben  sollten.  Man  braucht  denn  auch  wohl  kaum 
hervorzuheben,  dass  das  österreichisch-ungarische  Kabinett 
nicht  durch  eine  Anregung  von  irgend  einer  andern  Macht 
zu  dem  Schritte  bewogen  wurde,  den  es  unternommen  hat.> 
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Der  greise  Österreichische  Kaiser  hat  damit  walir- 
scheinlich  zu  rechter  Zeit  mit  der  Festigkeit  gesprochen, 
die  ihn  schon  mehrmals  in  bedeutsamen  Momenten,  z.  B. 
in  unserer  Neuenburg  erfrage  vortheilhaft  vor  andern  Kol- 
legen auszeichnet,  die  in  der  Regel  zwar  mehr  sprechen, 
da  aber  mitunter  schweigen,  wo  sie  reden  sollten. 

Ueber  den  charakterischen  Typus  des  neuen  Papstes, 
von  dem  scheinbar  viel  für  den  Frieden  der  Staaten  ab- 
hängt, sind  die  Ansichten  bisher  noch  nicht  abgeschlossen.') 
Man  wird  indessen  wohl  kaum  in  der  Annahme  felUgehen, 

')  Seine  erste  Encyclica  drucken  wir  in  den  Beilagen  ab. 
Ueber  sein  erstes  Konsistorium  enthielten  die  Zeitungen  fol- 
gende Notiz,  die  einen  gewisseii  Gegensatz  gegen  die  aus- 
schliesslich religiös  gehaltene  Encycliea  zeigt: 

•In  seiner  Ansprache  im  Konsistorium  erklärte  der  Papst, 
dass  er  vergebUch  versucht  habe,  auf  das  heil,  Pontifikat  zu 
verzichten,  dass  er  aber,  sich  dem  Willen  Gottes  fügend,  sich 
anstrengen  werde,  das  Gut  des  Glaubens  unangetastet  zu 
erhalten  zum  Heile  aller.  Er  sagte  ferner,  es  sei  nothwendig, 
dass  in  der  Regierung  der  Kirche  der  Papst  frei  sei,  dass  er 
nicht  der  Unterthan  irgend  einer  Macht  sei  und  dass  er  nach 
seinem  Gewissen,  seiner  Pflicht  und  der  Heiligkeit  des  Eides 
handeln  kOnne,  den  er  geleistet  hat.  Der  Papst  bedauert 
den  sehr  schweren  Eingriff,  der  auf  diesem  Gebiete  vorge- 
kommen. Er  erklarte  sich  überrascht  von  der  hinsichtlich 
seines  Regie rungsprogramms  bekundeten  Neugier,  da  er  nicht 
einen  Weg  befolgen  könne,  der  verschieden  sei  von  dem- 
jenigen, den  seine  Vorgänger  befolgt  haben.  Er  weist  die 
Ansicht  zurück,  dass  der  Papst  sich  nicht  mit  Politik  befassen 
soll,  denn  es  ist  unmöglich,  die  Politik  von  der  Leitung  Ober 
den  Glauben  und  die  Sitten  zu  trennen,  besondei-s  wenn  der 
Papst  Beziehungen  mit  den  Herrschern  imd  Regierungen 
unterhalten  muss,  um  die  Sicherheit  und  Freiheit  der  Katho- 
liken zu  wahren.  Der  Papst  sagte  femer,  er  glaube  nicht, 
dass  er  den  Triumph  der  Wahrheit  erleben  werde,  so  wenig 
als  seine  Yorgänger  ihn  erlebt  hfitten.  Trotzdem  werde  er 
sich  aber  anstrengen,  die  Wahrheit  unter  den  Guten  zu  be- 
festigen und  sie  unter  deiyenigen  zu  verbreiten,  welche  nicht 
von  schlechten  Absichten  geleitet  sind.> 
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dass  eine  starke  Veränderung  der  päpstlichen  Politik  nach 
der  liberalen,  oder  nach  einer  fOr  den  italienischen  Staat 
freundlichen  Seite  hin  kaum  zu  gewartigen  ist.  Die  Rollen 
sind  in  dieser  Beziehung  längst  ausgetheiJt  und  unver- 
änderbar; es  kann  sich  bloss  um  ein  etwas  schärfer  odei 
weniger  scharf  betontes  «non  possumus*,  oder  «tolerari 
posse  *  handeln,  ein  Entgegenkommen  zu  einer  für  ein 
Zusammenleben  notliwendigen  freundlichen  Behandlung 
von  Gegensätzen,  die  an  und  für  sich  unvereinbar  sind 
und  die  Welt  noch  lange  bewegen  werden. 

Am  schärften  drücken  sich  dieselben  gegenwärtig 
in  Frankreich,  unter  dem  gegenwärtigen  Ministerium 
Combes  aus,  wo  einerseits  die  Aufhebung  und  Aus- 
weisung einer  grossen  Anzahl  von  geistlichen  Orden 
einer  entschiedenen  Opposition  in  einem  grossen  Theile 
der  Bevölkerung  begegnet  und  anderseits  bereits  die  Auf* 
hcbung  des  Konkordates  Napoleons  I.  und  die  «Tren- 
nung der  Kirche  vom  Staat»  als  drohende  Zukunft  vor 
den  Augen  der  besorgten  Katholiken  steht. 

So  gefährlich  wird  es  zwar  in  Frankreich  nicht  wer- 
den, denn  mit  Recht  sagt  eine  Pariser- Correspondenz 
einer  unserer  Zeitungen : 

«La  bourgeoisie,  dans  laquelle  se  recnitent  deputes, 
Senateurs,  ministres,  et  presidents,  a  ceci  de  particulier 
qu'elle  offre  une  double  face :  officiellement,  eile  est  sans 
religion;  dans  lo  monde,  au  contraire,  eile  est  cathoUque, 
et  meme  eile  coquette  volontiers  avec  les  representants 
Ics  plus  avcres  du  parti  catholique 

Plus  la  bom'geoisie  republicaine  gravit  de  degres  de 
lYclielle  sociale,  plus  aussi  eile  professe  de  ferveur  dans 
son  catholicismo 

Die  Protestanten  anderer  Länder  würden  mit  den 
Massregeln  der  Regierung  vielleicht  etwas  mehr  Sympa- 
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thie  empfinden,  wenn  sie  nicht  befürchten  mDssten,  den 
gleichen  Geist  der  Freideukerei  nachher  auch  auf  die  pro- 
testantische Kirche  in  Frankreich  angewendet  zu  sehen, 
die  seit  der  Aufbebung  des  Ediktes  von  Nantes  nur  ein 
prekäres  Dasein  führt.  Ein  kräftiger  und  bedeutender  Pro- 
testantismus wOrde  Frankreich  eine  grosse  Reihe  seiner 
seitherigen  Prüfungen  erspart  haben,  die  es  noch  immer 
in  letzter  Linie  der  *WittweScarron>  verdankt.  Es  ist  eben 
leichter  zu  zerstören,  als  zu  bauen  und  eine  echte  inner- 
liche Reform  des  Katholizismus,  ohne  in  Glaubeuslosig- 
keit  zu  verfallen,  ist  auch  in  Frankreich  ein  Problem,  dem 
die  bisherigen  Reformatoren  der  Kirche  nicht  gewachsen 
sind.  Einer  der  besten  derselben,  Pater  Hyacinthe,  schrieb 
darüber  in  eine  unserer  schweizerischen  Zeitungen  fol- 
gendes : 

.10  juiUet  1903,  10  heures  du  soir. 

L^n  XIII  est-il  encore  de  ce  monde?  En  tout  cas, 
avant  de  me  coucher,  je  me  suis  senti  inspir^  de  me 
toumer  vers  Rome  par  l'attitude  du  corps  et  surtout  par 
celle  de  Tesprit.  et  je  lui  ai  envoyö  —  comme  pretre,  car 
je  le  suis  toujours  —  une  supr^me  absolution,  au  nora 
du  Dieu  vivant,  auquel  nous  croyons  Tun  et  l'autre,  et 
au  nom  de  l'EgUse  veritable,  que  je  pense  representer 
plus  fidelement  que  lui. 

Pendant  mon  demier  s^jour  ä  Rome,  en  1897,  L^on 
Xm  a  voulu  me  rouvrir  les  portes  de  l'Eglise  romaine, 
ä  laquelle  il  pr4side  et  dont  je  suis  volontairement  sorti. 
II  a  voulu  m'j  accueillir  avec  ma  femme,  comme  ces 
evßquea  mari^  des  premiers  siecles  ou  comme  ces  pretres 
dont,  encore  aujourd'hui,  il  accepte  la  vie  conjugale  dans 
les  rites  orientau^c  qui  lui  sont  unis.  J'ai  et^  profonde- 
ment  touch^,  mois  nullement  ebranlä.  J'aurais  voulu  bai- 
ser  les  mains  et  les  genoux  du  pape,  mais,  ä  aucun  prix, 
je  ne  pouvais  souscrire  ä  son  omnipotence  et  k  son  in- 
faillibilite. 
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L4on  XIII  avait  une  grande  mission,  la  plus  grande 
peutetre  qui  puisse  etre  devolue  k  un  hotume  mortel. 
On  a  pu  croire  un  instant  qu'il  l'avait  comprise  et  qu'il 
allait  sceller  deux  reconciliations,  cello  de  l'Eglise  avec 
Je  monde  moderne,  et  plus  particulierement  avec  la  France 
et  I'Italie,  et  celle,  plus  necessaire  et  plus  difficile  encore 
de  la  papaute  romaine  avec  l'Evangile  chretien.  Mais, 
pour  accomplir  de  telles  oeuvres,  il  eüt  fallu  plus  que 
les  calculs  d'un  habile  politique  et  que  les  vertus  d'uD 
pieux  pontife:  il  etait  besoin  de  Tberolsme  surbumain  du 
r^formateur,  arracbant  de  ses  propres  yeux  et  de  ses 
propres  oreilles  l'epais  bandeau  de  rinfaJlÜbilit^,  b^rite  de 
ses  predecesseurs,  et,  apres  s'en  etre  delivre  lui-meme, 
en  deJivrant  l'Eglise. 

cSourds,  ecoutez!>,  s'ecrie  Jehova  dans  le  propbete 
Esale,  «aveugles,  regardez  et  voyez!  Qui  est  aveugle 
comme  mon  scrviteur,  et  qui  est  sourd  comme  le  messa* 
ger  que  j'envoie?  Qui  est  aveugle  comme  l'ami  de  Dieu, 
aveugle  comme  le  serviteur  de  rEtemel?«  (Ch,  42,  tra- 
duction  de  Segond.) 

L'homme  est  toujours  faillible,  parce  qu'il  est  t^ujours 
peccable ;  et,  cbaque  fois  qu'il  se  confesse,  le  pape  n'est- 
il  pas  oblige  de  frapper  sa  poitrine  et  de  dire  comme  le 
demier  des  penitents:  «J'ai  beaucoup  pech^  en  pensee, 
en  parole  et  en  ceuvre,  c'est  ma  faute,  c'est  ma  faute  et 
ma  tres  grande  faute!* 

Les  peches  du  pape  ont  meme  cela  de  particuliere- 
ment grave,  comme  celui  que  saint  Paul  attribue  au  Pre- 
mier bomme,  qu'ils  rejaillissent  plus  ou  moins  sur  l'hu- 
manite  entiere. 

Opportuniste  et  non  reformatrice,  la  politique  de  Leon 
XIII  ne  pouvait  aboutir  qu'au  desastre  qu'elle  subit  k 
cette  heure  en  France ;  immense  et  cruelle  desillusion  qui, 
pour  emprunter  une  parole  de  la  Bible,  *fait  descendre 
avec  douleur  les  cheveux  blancs  du  vieillard  au  s^jour 
des  morts». 

Mais  que  parle-je  de  la  France,  quand  c'est  l'Europe 
entiere  qui  montre  k  ceux  qui  savent  voir  la  faillite  du 
catbülicisme  et  celle  meme  du  christiauismo  I 
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Je  viens  de  relire  ce  livre  si  amer,  si  injustc  et  en 
meme  temps  si  vrai,  des  Origines  de  la  France  contem- 
poraine.  M.  Toine  y  decrit  la  transformation  des  societes 
europeeunes,  passant  de  l'etat  religieux  ä  ce  qu'il  nomme 
r^tat  scientiöque  et  positif,  comme  serait  un  cataclysme 
du  globe,  une  nouvelle  periode  glaciaire,  et,  pour  citer 
plus  exactement,  <un  soulevement  tres  lent,  puis  acc41er6 
d'un  continenf,  obligeaut  les  especes  sous-mariDes,  qui 
respirent  par  les  brancbies,  k  se  transformer  en  especes 
respirant  par  les  poumons*. 

Et  c'est  k  un  instant  si  tragique  de  l'lüstoire  humaine 
que  l'on  voudrait  sauver  l'Eglise  et  le  monde,  en  s'attar- 
dant  k  des  problfemes  secondaires,  ä  des  restaurations 
impossibles,  k  des  compromis  sans  lendemainl 

Apres  les  questions  posees  par  le  demier  concile,  ou 
plutöt  par  le  cours  implacable  des  deux  derniers  siecles, 
et  ä  defaut  d'un  pape  räformateur,  actuellement  impossible, 
un  pape  intransigeant,  comme  serait,  dit-on,  Oreglia  — 
le  cardinal  Boccanera  de  la  Rome  de  Zola  —  ou  meme 
Gotti,  mon  ancien  et  venire  confrere  de  l'ordre  des  Car- 
mes  dechausses,  un  nouveau  Pie  IX,  en  un  mot,  voudrait 
mieux,  sulvant  moi,  qu'un  autre  Leon  XIII.  L'opportu- 
nisme,  en  retardant  indefiuiment  les  Solutions,  embrouille 
et  envenime  les  questions:  l'intransigeance  les  resout, 
parce  qii'elle  suscite  les  hommes  et  les  evenements  qui 
trancbent  le  nceud  gordien. 

Si  la  Situation  du  monde  est  ce  que  voient  tous  les 
observateurs  profonds,  c'est-ä-dire  pessimistes  si  nous 
courons  k  une  catastrophe  politique  et  sociale,  Intel- 
lectuelle,  morale  et  religieuse,  comme  la  race  humaine 
n'en  a  jamais  connu,  ouvrons  nos  yeux,  ouvrons  nos 
oreilles,  ouvrons  nos  ämes,  et  pendant  que,  peut-etre, 
il  en  est  temps  encore,  cherchons  les  vrais  remedesi 

•Mais  la  papaute,  dit-on  ne  peut  se  regenercr.i 
Eb  bien  I  respectueusement  et  rfeolumeut  tout  eusemble, 
detoumoiis-nous  de  cette  papaute. 

<  Mais  l'Eglise  catbolique,  ajoute-t-on,  ne  se  separera 
point  de  la  papaute.*   S'il  en  est  ainsi,  separons-nous  de 
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cette  Egiise  qui  n'est  plus  catholique,  mais  simplement 
papale,  et  laissons  les  morts  ensevelir  leurs  morts. 

Je  dirai  plus,  si  le  chnstianisme,  t«l  que  l'ont  fait 
en  partie  l'hi&toire  et  la  th^ologie  est  impiiissant  k  se 
delivrer  du  poison  qui,  depuis  taut  de  siecles,  circule 
dans  ses  veines,  däivrons-nous  de  ce  chnstianisme  incu- 
rablement  vicie,  et  pour  etre  des  hommes,  cessons  d'etre 
des  chretieus .  . .   j'enteads  des  chretiens  de  cette  sorte. 

A  aucun  prix,  toutefois,  et  quelque  abus  qu'on  en 
ait  fait,  ne  nous  detoumons  du  «Mystere  du  Christ», 
comme  l'appelle  saint  Paul :  <  Seigneiir,  ä  qui  irions-nous? 
tu  as  les  paroles  de  la  vie  eternelle»;  et  sans  chercher 
trop  cuneuseiuent  k  d^finir  ce  que  Jesus  fut  en  realite 
dans  I'histoire,  attachons-nous  ä  la  lumiere  dont  il  eclaire 
atijourd'hui  les  ämes  et  les  peuples.  Si  cett«  lumiere 
n'est  pas  le  plein  jour,  eile  est,  comme  dit  l'Apocalypse, 
'l'^toile  brillante  et  matinale.» 

Et  par-dessus  tout,  mes  amis  et  mes  freres,  at- 
tachons-nous aux  deux  grands  objets  lumineux  et  vivants, 
de  la  vraie  philosophie  et  de  la  vraie  religion;  Dieu  et 
l'Ame.  La  vraie  philosophie  et  la  vraie  religion  ne 
fönt  qu'un,  et,  en  af&rmant  ^galement  Dieu  et  l'Ame, 
elles  posent  le  fondement  de  tonte  certitude,  de  toute 
justice  et  de  tout  bonheur,  La  religion,  c"est  Dieu  sen- 
sible aucceur;  la  philosophie,  c'est  Dieu  evident  A  l'esprit, 
et  comme  l'a  6crit  notre  Lamartine: 

Dieu  dit  k  la  raison:  Je  suis  Celui  qui  suis. 

C'est  lä  ma  religion,  le  Monotheisme  chr4tien,  celui 
qui  adore  en  meme  temps  qu'il  aflirme,  celui  qui  espere 
en  meme  temps  qu'il  aime. 

<  Dieu  seul  suffit  >,  disait  la  sainte  et  geniale  Therese 
d'Avila.  C'est  la  meiUeure  pcnsee  que  j'aie  rapportee 
de  son  ordre  du  Carmel,  oii  j'ai  habite  dix  ans,  et  je 
ne  cesserai  de  m'en  inspirer. 

( Dieu  seul  suffit  >,  le  Dieu  qui  se  revele  ä  la  raison, 
k  la  conscience  et  au  cteur,  et  qui  n'est  pas  autre  que 
le  Dieu  revele  aux  prophetes  et  par  les  prophetes,  k 
Jesus  et  par  Jesus. 
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C'est  ce  Dieu  qui  nous  fera  calmes  et  forts  d«vant 
la  mort  comme  devant  la  vie;  et  laquelle  des  dcux  est 
la  plus  redoutable?  Et  si  nous  ne  vivons  ni  ne  mourons 
dans  les  memes  idees  et  les  meines  pratiques  que  l'ad- 
mirable  vieillard  qui  s'eteint  a  cette  heure  au  Vatican, 
nous  vivrons  et  nous  mourrons  dans  la  m^me  foi  su- 
perieure  et  infaillible  et  dans  le  meme  amour  de  Dieu 
et  des  hommes. 
Amen.  Hyacintfae  Loyson, 

pretre  de  l'EgUse  de  Tavenir.» 

Zwischen  der  französischen  Regierung  und  der  pfipst- 
lichen  Curie  besteht  seit  längerer  Zeit  auch  ein  Streit 
Qber  die  päpstlichen  Investionsbullen  für  die  französischen 
Bischöfe.  Schon  der  verstorbene  Papst  hielt  an  der 
Formel  fest:  ■nobis  nominavit»,  d.  b.  »die  französische 
Staatsgewalt  hat  für  den  und  den  Bischofssitz  uns  den 
folgenden  Kandidaten  genannt»  (eigentlicli  «vorgeschla- 
gen», das  ist  der  verdeckte  Sinn  dieses  «nobis»),  während 
die  französische  Regierung  die  Formel  «nominavit*,  die 
einfache  Ernennung,  welche  der  Papst  bloss  formell  zu 
bestätigen,  renp.  auszuführen  hat,  als  die  dem  Concordat 
von  1801,  das  noch  gilt,  allein  entsprechende  betrachtet. 

Ein  Theil  der  wiederhergestellten  Macht  der  römi- 
schen Kirche  Qber  die  GemOther  nicht  bloss  ihrer  An- 
gehörigen, sondern  sogar  vieler  ausserhalb  stehender  Per- 
sonen wird  durch  die  offenbare  Nicbtbefrifidigung  grosser 
Volkskreise  mit  dem  modernen  Staat  und  seinen  Insti- 
tuttonen  geschaffen.  Wenn  derselbe  auch  dermalen  nicht 
gerade  wie  der  heiUge  Augustin,  der  Urheber  der  katho' 
lischen  Staats-  und  Kirchenlehre  ihn  einmal  nennt,  ein 
«magnum  latrociniuni »  ist,  wie  der  Gewaltstaat,  unter 
dem  Augustin  selbst  lebte,  so  ist  er  doch  auch  heute  oft 
sehr  weit  davon   entfernt,  eine  ideale  menschliche  Ge- 
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meiaschaft  darzustellen  und  die  vollberechtigten  idealen 
Bedürfnisse  seiner  Angehörigen  hinreichend  zu  befriedigen. 
Dieselben  suchen  dann  etwas  Besseres  und  finden  es  ganz 
naturgem&ss  in  einer  grossen  kirchlicheu  Gemeinschaft 
mit  festen  Ordnungen  und  äusserlicb  gl&nzendeiu  Wesen, 
die  ihnen  um  so  schöner  erscheint,  je  weniger  sie 
unter  ihr  zu  leiden  haben  und  je  mehr  dieselbe  durch 
ihre  heutige  Machtlosigkeit  der  Aufgabe  enthoben  ist 
selbst  für  alle,  auch  die  materiellen  BedOrfaisse  der  Men- 
schen sorgen  zu  müssen.  Von  dem  Augenblicke  an,  in 
welchem  die  Kirche  die  von  ihr  erstrebte  Allgewaltig- 
keit  auf  allen  Gebieten  des  bürgerlichen  Lebens  erreicht 
hatte,  würde  sie  diesen  Zauber  durch  die  offenbar  wer- 
dende Umn&glichkeit  allen  Anforderungen  gerecht  zu 
werden,  einbüssen.  Der  Verlust  des  Kirchenstaats  ist  in 
dieser  Hinsicht  ein  immenser  Vortheil  gewesen,  gegen- 
Ober  welchem  die  daraus  befürchteten  Nachtbeile  sich  als 
verschwindend  klein  herausstellten.  Die  Wiederherstel- 
lung eines  einzigen  solchen  Staates  in  Emxtpa  oder  Ame- 
rika, oder  überhaupt  von  Staaten  mit  vollständig  klerika' 
1er  Regierung,  wie  sie  jetzt  eigentlich  gar  nicht  mehr 
existiren,  würde  die  Verehrung  g^enüber  dem  Ober- 
haupt« der  katholischen  Kirche  um  ein  Erhebhches  herab- 
zumindern im  Stande  sein. 

Das  gilt  für  alle  Staaten;  für  Deutschland  speziell 
ist  die  Machtentfaltung  der  römischen  Kirche  und  des 
mit  ihr  verbundenen  Centrums  lediglich  ein  Resultat  der 
überklugen  und  daher  in  allen  inneren  Fragen  gründlich 
verfahrenen  Bismarck'schen  Politik  gewesen.  Der  «Reichs- 
bote*  vom  19.  Juli  1903  si^  darüber  folgendes: 

«Auch  das  Papstthum  hat,  wie  alle  irdischen  Er- 
scheinungen und  Werke  von  Menschenhänden,  ein  Auf 
und  Ab  seiner  Entwickelung  gesehen   und  gerade   das 
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Pontifikat  Leos  XIII.  ist  in  der  Beziehung  besonders 
merkwtlrdig.  Am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  beobachtet 
man  neben  dem  Verfall  des  religlt^en  Lebens,  der 
rationalistischen  Entleerung  der  christlichen  Bekennt- 
nisse, auch  die  davon  unzertrennliche  Missachtung  der 
katholischen  Hierarchie  und  ihrer  obersten  Spitze,  des 
Papstthums.  Nachdem  durch  die  Säkularisation  der  geist- 
lichen FOrstenthfimer  in  Deutschland  die  BistliQmer  der 
katholischen  Kirche  meist  ihrer  weltlichen  und  geistlichen 
Herrscher  beraubt  worden  waren,  schien  der  deutsche 
Episcopat  nahezu  erloschen  und  damit  auch  das  Papst- 
thum  fQr  Deutschland  verloren  zu  sein.  Dass  es  anders 
kam,  war  nicht  das  Verdienst  der  deutschen  Kathohken, 
oder  der  römisclien  Kurie  selbst. 

Wäre  diese  Selbstftudigkeitsbewegung  der  deutschen 
katholischen  Kirche  nicht  von  aussen  gehemmt  und  unter- 
drückt und  das  Papstthum  selbst  nicht  durch  fremde 
Gewalt  wieder  in  seine  geistliche  und  weltliche  Herr- 
schaftsstellung  zurQckgefflhrt  worden,  die  römische  Kirche 
und  das  Papstthum  würden  beute  möglicherweise  auf 
Itahen  beschränkt  sein. 

Papst  Leo  XTII.  hat  seinen  apostolischen  Stuhl  nach 
dem  Falle  unter  Pius  IX.  wieder  aufgerichtet,  nicht  als 
Theologe,  nicht  als  Priester  und  Bischof,  —  in  keiner 
dieser  Beziehungen  hat  er  Ungewöhnliches  oder  auch 
nur  Nenne nswerthes  geleistet,  —  sondern  einzig  und  allein 
als  Diplomat  der  römischen  Kurie,  bewandert  und  er- 
fahren auf  allen  Schleichwegen  und  in  allen  Künsten 
und  Mitteln  der  päpstlichen  Politik,  der  Grundsätze  und 
Skrupel  nicht  bekannt  sind.  Dem  Scfaarfbhck  des  Diplo- 
maten entging  es  nicht,  dass  die  Entscheidung  über  die 
Zukunft  des  Papstthums  auf  deutschem  Boden  lag.  Noch 
am  Tage  seiner  Wahl  sandte  er  darum  ein  versöhnendes 
Schreiben  an  den  Lenker  der  deutschen  Geschicke,  den 
altehrwürdigen  Kaiser  Wilhelm  I.  Die  Friedensverhand- 
lungen waren  damit  eingeleitet,  und  wenn  sie  auch  noch 
Jahre  in  Anspruch  nahmen,  sie  mussten  zum  Ziele,  und 
zwar  zur  Niederlage  des  Staates  führen,  auch  wenn  Bis- 
marck  den  Papst  nicht  gebraucht  hätte,  um  das  Centnim 
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vor  den  Wagen  seiner  Wirthschaftspolitik  zu  spannen. 
Leo  XUI.  that  Jm  diesen  Gefallen,  aber  der  Sieg  im 
Kulturkämpfe  blieb  der  römischen  Kurie. 

Mit  dem  Abscheiden  Leo's  XIII.  wird  die  deutsche- 
Kirchenpolitik  an  einem  Scheidewege  stehen.  Mochte 
sie  sich  ihre  weiteren  Schritte  tiefer  und  scharfblickender 
Oberlegen,  wie  bisher.  Sonst  würde  es  geschehen,  dass 
sie  auf  neue  Irrpfade  ger&th,  die  immer  tiefer  in  die  Ab- 
hängigkeit von  Rom  fohren.  Sie  hat  sich  von  dem 
■Lumen  in  coelo»,  wie  Leo  nach  der  alten  Legende  ge- 
fälschter Papstprophezeiung  hies.'j,  ins  Dunkle  locken 
lassen,  wird  sie  sich  an  dem  «Ignis  ardens>,  dem  brennen- 
den Feuer,  das  jetzt  kommen  soll,  weiter  die  Finger  ver- 
brennen?» 

Im  ganzen  kann  man  also  sagen,  die  jeweilige  Macht 
der  römischen  Kirchengewalt  wird  nie  bloss  durch  religiöse, 
sondern  durch  politische  Motive  bestimmt  und  daher  ist 
auch  der  «politische  Katholizismus»  auf  das  Engste  und 
Unauflöslichste  mit  ihr  verbunden  und  eine  Ablösung 
hievon  ohne  eine  gründliche  Reformation  der  Kirche  nicht 
denkbar.  Das  ist  der  Irrthum  von  Kraus,  Schell  und 
Andern,  der  immer  entweder  zum  Austritt  oder  zum 
Widerruf  führt. 

In  der  Eidgenossenschaft  ereignete  sich  in  diesem 
Sommer  die  merkwürdige  Thatsache,  dass  eine  ganze 
Walliser- Gemeinde,  Gurtet,  in  Folge  eines  Streites  wesent- 
lich ökonomischer  Art  mit  dem  etwas  eigensinnigen 
Bischof  des  Landes  zum  Altkatholizismus  überging. 
Der  Bischof  gab  dann,  nachdem  der  Bruch  geschehen  war,, 
nadi  und  die  Gemeinde  kehrte  wieder  in  den  Verband 
der  römisch-katholischen  Kirchengemeinschaft  zurück, 
wird  sich  aber  wohl  der  Wirksamkeit  dieses  Mittels  be* 
wusst   bleiben.     Auch  hier   ist  die  Leichtigkeit,   mit  der 
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«ine  solche  Ablösung  mitten  in  einem  ganz  katholischen 
Lande  vor  sich  ging,  ohne  auf  eigentliche  GefOhls-  oder 
Gewissens  widerstände  zu  stossen,  ein  bedeutsames  Zeichen 
der  Zeit. 

Ueber  den  Stand  des  Altkatholizismus  in  Deutsch- 
land, wo  stets  der  eigenthche  Herd  dieser  Bewegung 
sein  wird,  sprach  sich  der  dortige  altkatbolische  Bischof 
Weber  bei  Anlass  einer  Firmelungsreise  in  Bochum  (West- 
falen) wie  folgt  aus: 

«Die  Organisation  des  Altkatholizismus  habe  nach 
innen  und  aussen  Grosses  erreicht.  Staatliche  Aner- 
kennung fand  man  in  Preussen,  Baden,  Hessen.  Dagegen 
lehnte  Bayern  1873  diese  ab.  Man  zähle  schon  etwa 
100  altkatholische  Gemeinden,  grossere  in  Breslau, 
Mflnchen,  Mannheim,  neue  bildeten  sich  fortgesetzt.  In 
der  altkatholischen  Bewegung  herrschte  grosse  Opfer- 
willigkeit, die  sich  auf  eine  kembafte  tiefwurzelnde  Reli- 
giosität aufbaue.  «Die  Gemeinschaft  mit  dem  Ultra- 
montanismus,  mit  dem  keine  Freundschaft  zu  halten  ist, 
habeu  wir  von  Grund  aus  zerstört.  Wir  haben  heute 
mehr  als  1870  die  Ueberzeugung,  dass  alle  guten  Deut- 
schen den  Ultramontanismus  von  sich  weisen.  In  un- 
serer Bewegung  steckt  keine  Spur  von  Jesuitismus  und 
Ultramontanismus.  Wenn  auch  grosse  Organisationen 
den  Ultramontanismus  täglich  bekämpfen,  sie  werden  in 
Rom  lange  nicht  so  gefürchtet  als  unser  kleines  Häuflein. 
Es  kann  noch  ein  Jahrhundert  dauern,  bis  der  Ultra- 
montanismus aus  Deutschland  entfernt  ist,  heraus  kommt 
er  aber.  Es  wird  die  Zeit  kommen,  wo  auch  die  römischen 
Katholiken  zur  Erkenntniss  kommen,  dass  mit  dem  Ultra- 
montanismus gebrochen  werden  muss.  Unser  Vaterland 
ist  religiös  durch  den  Ultramontanismus  zerrissen.  Jedoch 
haben  wir  die  Hoffnung,  dass,  wie  das  deutsche  Volk  die 
politische  Zerrissenheit  Qberwunden,  es  auch  die  religiöse 
beseitigen  wird.  Für  diese  segensreiche  Entwicklung 
bilden  wir  ein  wesentUches  Glied.» 
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In  der  protestaatiscben  Sphäre  handelt  es  sich 
bei  der  kommenden  Beforrabewegung  um  eine  RQckkebr 
grosser  Kreise,  die  ihr  vöUig  fremd  geworden  waren, 
in  die  Kirche  und  sogar  zur  Religion  selber,  welche  för 
viele  bereits  ein  tflberwundener  Standpunkt»  geworden 
war.  Dieser  Bewegung  entspricht  zunächst  ein  vermehrtes 
Interesse  fOr  die  historischen  Forschungen  Über  den  Ur- 
sprung des  Judftismus  und  des  Christentbums,  welche 
noch  vor  sehr  wenigen  Jahren  nicht  entfernt  mit  dem 
Interesse  an  einer  Wagner-AuffQhning  in  Bayreuth,  oder 
an  einem  neuen  Roman  Ibsen's  h&tte  konkurriren  können. 
Natürlich  ist  bei  dieser  Antheilnahme  ein  doppelter  Gesichts- 
punkt möglich.  Einerseits  eine  stille  Hoffnung,  gewisse  Vor- 
aussetzungen für  die  Wahrheit  der  bibhschen  Urkunden 
durch  solche  neue  Entdeckungen  zerstört  zu  sehen,  und 
andererseits  das  umgekehrte  Interesse  an  einer  neuen  Be- 
kräftigung der  historischen  Zuverlässigkeit  des  viel  ange- 
griffenen Buches.  Nach  beiden  Richtungen  hin  verur- 
sachte einiges  Aufsehen  ein  etwas  oberflächlicher  Vortrag 
eines  Assyriologen,  Prof.  Delizsch,  über  «Bibel  und  Babel» 
und  daneben  die  Entdeckung  einer  Inschrift  mit  einem 
altbabylonischen  Civilgesetz  des  EOnigs  Hammurabi,  wel- 
cher in  dem  A.  T.  im  I.  Moses  Kap.  XIV  unter  dem  Namen 
des  Königs  «Amraphel  von  Sinear>  als  Zeitgenosse  Abra- 
hamsbekanntist. Diese  «Gesetze  des  Hammurabi>,  welclie 
in  einer  sehr  lesbaren  Ausgabe  von  Dr.  Hugo  Winkler  edirt 
wurden  und  in  der  That  nun  das  älteste  bekannte  Civil- 
gesetzbuch  der  Welt  sind,  verursachten  zunächst  eine 
grosse  Ueberschätzung  dieses  Fundes  im  Vergleich  mit 
der  mosaischen  Gesetzgebung,  welcher  eine  Richtigstel- 
lung in  verschiedenen  BroschOren  auf  dem  Fasse  folgte.') 

')  Vgl  darüber  besooders;  Oettli:  das  Gesetz  Hammur- 
abi's  und  die  Thora  Israels;  Jereroiaa:  Moses  und  Hammurabi. 
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Besonders  anziehend  wurde  die  Sache  fOr  das  grossere 
Publikum,  als  der  deutsche  Kaiser  mit  seinem  lebhaften 
VerstAndniss  für  alles  Neue  sich  ebenfalls  in  der  Sache  ver- 
nehmen Hess  und  in  einem  fQr  die  Oeffentlichbeit  be- 
stimmten Briefe  an  den  Admir&l  &.  D.  Hollmann  eine 
Liste  der  wahrhaft  grossen  Mfinner  der  Weltgeschichte 
in  folgendem  Schema  aufstellte,  das  zwar  schwerlich  den 
migetheilten  Beifall  der  Geschichte  finden  wird: 

(Es  ist  für  mich  keinem,  auch  nicht  dem  leisesten 
Zweifel  unterworfen,  dass  Gott  sich  immerdar  in  Seinem 
von  ihm  geschaffenen  MenschengeMchlecht  andauernd 
offenbart.  Er  hat  dem  Menschen  «Seinen  Odem  einge- 
blasen*, d.  h.  ein  Stück  von  sich  selbst,  eine  Seele  ge- 
geben. Mit  Vaterliebe  und  Interesse  verfolgt  er  die 
Entwicklung  des  Menschengeschlechts;  um  es  weiter  zu 
fördern,  'offenbart}  er  sich  bald  in  diesem  oder  jenem 
grossen  Weisen,  oder  Priester  oder  König,  sei  es  bei  den 
Heiden,  Juden  oder  Christen.  Hammurabi  war  einer, 
Moses,  Abraham,  Homer,  Kad  der  Grosse,  Luther,  Shake- 
speare, Goethe,  Kant,  Kaiser  Wilhelm  der  Grosse.  — 
Die  hat  Er  ausgesucht  und  Seiner  Gnade  gewürdigt,  für 
ihre  Volker  auf  dem  geistigen  und  physischen  Gebiet 
nach  seinem  Willen  HerrUches,  Unvergängüches  zu  leisten. 
Wie  oft  hat  mein  Grossvater  dieses  nicht  ausdrflckhch 
betont,  er  sei   ein  Instrument  nur  in  des  Herrn  Hand.» 

Das  Journal  de  Geneve  (24.  Februar)  bemerkte  da- 
rüber: 

(Cette  liste  des  hommes  «mondiaiix«,  comme  on  dit 
aujourd'hui,  pourra  provoquer  quelque  etonnement.  Elle 
s'ouvre  par  im  Hammurabi  qui,  nous  devons  l'avouer  tr^ 
humblement,  est  un  inconnu  pour  nous;  eile  se  continue 
par  Molse,  Abraham,  Homere,  Charlemagne,  Luther, 
Shakespeare,  Gcethe,  Kant  et  se  termine  par  Guillaume 
Le  Grand,  l'aleul  de  celui  qui  a  dresse  cette  liste,  et  qui 
avait  a  ses  cötes  un  personnage  assez  connu,  mais  qui 
ne  figure  pas  daus  ce  tableau  d'honneur  noa  plus  que 
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Richelieu  d'ailleurs,  et  qui  s'appelait  Bismarck.  On  remar- 
qiiera  que  tii  Cesar,  ni  Napoleon,  iii  aucun  guemer  autre 
qiie  Guillaume  Le  Grand  n'a  l'honneur  de  figurer  daiis 
ce  ilvre  d'or  de  rhumanite.  Et  il  faut  bien  avouer  que 
le  tort  de  ces  listes  dressees  par  les  preferences  indi- 
viduelles plus  que  par  les  jugements  de  Thtstoire  est 
qu'elles  ne  sont  Jamals  completes.  Calvin,  par  exemple. 
pouvoit  figurer  en  bon  rang  ä  cöte  de  Luther.  Dante 
aupres  de  Goethe,  Socrate  aupres  de  Kant,  et  Napoleon 
aupres  de  Guillaume  I". 

La  lettre  se  termine  par  une  confession  de  foi,  la 
plus  explicite  qu'ait  jamais  faite  un  souverain,  n'y  ^t-ant 
point  oblige  et  sans  qu'on  la  lui  ait  demandee.> 

Jetzt  ist  auch  der  ephemere  Ruhm  des  Königs  Ham- 
murabi  bereits  stark  verblasst;  denn  wer  überhaupt  je- 
mals das  alte  Testament  unbefangen  gelesen  hat,  der  kann 
nicht  im  Zweifel  sein,  welches  Gesetz  das  höherstehende 
ist;  und  ebensowenig,  wie  der  Versuch  die  israelitische  Ge- 
schichte als  eine  einfache  Fortsetzung  der  babylonischen 
darzustellen,  werden  die  religiösen  Ansichten  von  Prof. 
Delizsch,  die  er  daran  knüpft,  jemals  ein  Echo  in  der 
grössten  Zahl  der  kirchlichen  Protestanten  finden.') 

Auch  in  unserer  Kirche  wogt  also  dermalen  manches 
Wahre  und  Falsche  unklar  genug  durcheinander  und 
man  kann  stell  bei  einzelnen  Erscheinungen  dieser  Tage 
oft  beinahe  in  die  Zeiten  des  ersten  Christentums  zu- 
rückversetzt glauben.    Gewiss   wurde   auch   damals   von 

')  Wir  sind  ebenfalls  von  dem  vollen  Gegentheil  über- 
zeugt, und  HUch  der  deutsche  Kaiser  hat  in  seinem  oben  er- 
wähnten Brief  an  Holleben  den  Händedruck,  den  er  an 
Delizsch  nach  seinem  Vortrage  spendete,  zurDckgenommen. 
Dieser  Brief,  der  ein  Glaube nsbekenntniss  enthielt,  ist  dann 
aber  wieder  einem  Theil  der  tonangebenden  theologischen 
Kreise  Deutschlands  als  viel  zu  orthodox  erschieueu  und  u.  A. 
auch  von  Prof.  Harnak  in  den  <preussischen  JahrbOcheiT»  an- 
gefochten worden. 
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allerlei  klugen,  oder  feigen  Leuten  (was  oft  genug  bei- 
sammen ist)  die  achselzuckende  Frage  aufgeworfen,  wie 
denn  der  individuelle  Idealismus  einzelner  Weniger 
gegen  eine  mächtige  Kirche  mit  einer  bis  in  das  kleinste 
autoritativ  festgestellten  Glaubens-  und  Kultusformel  mid 
gleiclizeitig  gegen  einen  Staat  aufkommen  wolle,  der 
ganz  auf  Realpolitik  aufgebaut  sei  und  dieselbe  rück- 
sichtslos mit  allen  seinen  Machtmitteln  geltend  mache. 
Der  starke  Konflikt  ist  auch  in  der  That  nicht  ausge- 
blieben, hat  sich  aber  schliesslich  zum  Vortheil  des 
Idealismus  gewendet,  bis  derselbe  seihst  wieder  die  herr- 
schende, mit  dem  Staat   eng  verbundene  Kirche  wurde. 

Es  wird  in' kurzer  Zeit  nun  wohl  wieder  zu  einem 
solchen  Kampf  zwischen  Gut  und  Böse  kommen,  wobei 
das  Böse  die  subtile  Form  der  •Humanität,»  oder  «Ethik 
auf  natQrUchen  Grundlagen, >  als  Erbe  des  bereits  abge- 
storbenen uud  misskreditirten  natu  r  wissen  schafthclien 
Materialismus  anzunehmen  sich  anschickt. 

Eine  Kirchen konferenz,  welche  in  diesem  Jahre  in 
Eisenach  stattfand,  hat  eine  Art  von  collektivem 
evangelischem  Papstthura  in  der  Form  eines 
ständigen  «evangelischen  Kirchenausschusses»  eingesetzt 
und  mit  der,  allerdings  fOr  die  einzelnen  Staaten  und 
Kirchen  ganz  unverbindlichen,  Wahrung  der  gemeinsamen 
evangelisch-kirchlichen  Interessen  betraut.  Der  ■  Reichs- 
bote«  vom  30,  Juni  sagt  jedoch  darüber  wohl  im  Sinne 
der  meisten  eigentlich  kirchlich-evangelisch  Gesiunteu : 

«Im  wesentlichen  wird  der  Kirchenausschuss  ein 
landeskirch liebes  Verwaltungsorgan  sein  ;  bureaukratische 
Verwaltung  liabea  wir  aber  in  unserer  Kirche  mehr  als 
genug;  was  wir  nöthig  liaben,  ist  etwas  ganz  anderes, 
und  man  sollte  meinen,  das  mOsste  jedem,  der  über 
unser  Volksleben   hinblickt,  wie  es  sich  gerade  in  der 
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Gegenwart,  insbesoadere  auch  durch  die  Wahlen  ent- 
hüllt hat,  mit  erschreckender  Klarheit  und  Schwere  auf 
die  Seele  fallen.  Was  soll  da  ein  neuer  Verwaltuogs- 
apparat,  wo  die  Volksmassen  sich  in  so  grossem  Maasse 
dem  Einflüsse  der  Kirche  entziehen  und  die  Partei  der  ent- 
schiedensten Kirchenfeinde  ei^eifen  ?  Was  wir  brauchen, 
ist  kirchUche,  religiöse  und  sittliche  Arbeit  In  höherem 
Maasse  an  der  Seele  unseres  Volkes,  organisirte  Arbeit 
Die  herkammliche  Arbeit  in  Predigt  und  SeeUorge  allein 
kann  es  nicht  mehr  schaffen.  Es  sind  zu  grosse  Massen, 
welche  sicli  soweit  der  Kirche  und  ihrem  Einflüsse  ent- 
fernt haben,  dass  sie  durch  Kanzelpredigt  und  Seelsorge 
nicht  mehr  erreicht  werden  können.  Sie  sind  die  verirrten 
oder  verlorenen  Schafe,  denen  die  Kirche  nach  dem 
Vorbilde  des  guten  Hirten  nachgehen  und  sie  wieder 
zurück  suchen  muss.  Sie  sind  von  der  Kirche  hinweg- 
gelockt  durch  die  Sirenenstimmen  der  Irrlehren  der  Zeit, 
deren  Brunnenstube  die  naturalistische  Philosophie, 
Theologie,  Litteratur  imd  Presse  ist.  Hiergegen  muss  die 
Kirche  ihre  Arbeitskräfte  richten. 

Wir  können  deshalb  von  dieser  Art  von  Kirchenaus- 
.schuss  leider  nicht  erwarten,  was  unserer  Kirche  noth 
thut;  wir  fUrchten,  dass  er  als  Verwaltungsorgan  ebenso 
unfruchtbar  sein  wird  für  das  Geistesleben  und  die 
Arbeit  der  Kirche,  wie  es  die  Eisenacher  Konferenz  ge- 
wesen ist,  die  ihn  aus  sich  heraussetzt.  Was  bleibt  uns 
also  angesichts  der  grossen  dringenden  religiösen  und 
sittlichen  Nothstfinde  in  unsenn  evangehschen  Volke 
anders  übrig,  als  den  Weg  zu  betreteu,  auf  den  wir 
seit  vielen  Jahren  hingewiesen  haben,  den  Weg  der 
kirchlichen  Selbsthülfe,  durch  welchen  wir  den  geistigen 
und  lehrhaften  Theil  der  inneren  Mission  ebenso  auf  dem 
Wege  des  Vereins  ausbauen,  wie  wir  es  mit  so  grossem 
Erfolg  mit  dem  charitativen  Theil  derselben  gethan 
haben.  Haben  wir  uns  auf  diesem  Wege  die  vielen 
grossen  Werke  christUcher  Barmherzigkeit,  von  den 
Diakonissen- Anstalten,  Diakon  en-Bildungs- An  stalten  bis 
herab  zu  den  Krüppelhäusem  wie  die  äussere  Mission 
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geschaffen,  fOr  welche  Werke  jfthrlich  Millionen  von 
unserem  evangelischen  Volke  geopfert  werden  —  soUte 
es  uns  da  nicht  möglich  sein,  auf  dem  Vereinawege 
auch  eine  Ärbeitsoi^anisation  ffir  die  so  bitter  nMhige 
geistige,  sittlich-religiöse  Arbeit  an  den  Verirrten  in 
unserem  Volke  zu  schaffen?  Wer  soll  denn  diese  Arbeit 
tbun,  wenn  sie  die  Kirche  nicht  thut  ?  Fassen  wir  nur 
einmal  diesen  Gedanken,  den  uns  die  Notb  der  Zeit 
mit  Gewalt  aufdrängt :  Es  muss  geschehen.  Wo  ein 
ernster  Wille  ist,  werden  sich  auch  Wege  Offnen. 

Es  bleibt  uns  gar  nichts  anderes  übrig,  jeder  Tag 
legt  es  uns  nahe.  Klagen  wir  über  die  Theologie,  welche 
die  Äutorit&t  der  Bibel  zerstört  und  die  freie  Forschung, 
wie  einmal  ein  katholischer  Priester  sagte,  zum  Ratten- 
gift im  Leibe  der  evangelischen  Kirche  macht,  während 
sie  der  AdleraffOgel  sein  sollte,  der  sie  zu  den  liebten 
Höhen  der  Wahrheit  emportrftgt,  so  antwortet  der 
Kultusminister  mit  Achselzucken  und  die  Kirchenre- 
gimente  sind  erst  recht  ratb-  und  thatlos.  Es  ist  eine 
grosse  ernste  Stunde  Über  unsere  evangelische  Kirche 
gekommen;  die  Zeit  des  ewigen  Redens  auf  Kongressen 
und  Konferenzen  ist  vorüber,  die  Gegenwart  verlangt 
Arbeit  an  der  Seele  unseres  Volkes.  Wer  soll  damit 
beginnen?  Wer  anders  als  die  im  Glauben  an  die  Wahr- 
heit des  Evangeliums  stehenden  Kreise,  welche  von  den 
Tagen  der  Apostel  an  bis  zur  Gegenwart  immer  die 
Arbeit  getban  haben;  sie  müssen  voran  und  müssen  es 
machen  mit  Kraft  und  voller  Entschiedenheit  und  dürfen 
sich  nicht  kehren  an  die  traurige  Weisheit  der  Be- 
denken von  rechts,  an  die  Hindemisse  der  Kirchenre- 
gimente  in  der  Mitte  und  am  wenigsten  an  das  hoch- 
mQthige,  selbstzufriedene  Lächeln  der  links  stehenden 
Professoren,  die  wunder  meinen,  was  sie  für  Thalen 
thun,  wenn  sie  im  Schweisse  ihres  Angesichtes  das 
leere  Stroh  ihrer  Kritik  dreschen,  an  dem  die  Kirche 
Hungers  stirbt  und  mit  dem  die  Gegner  die  Scheiter- 
haufen anzünden,  auf  denen  sie  die  Bibel  und  die  Be- 
kenntnisse der  Kirche  verbrennen.  —  Arbeit  und  Arbeits- 
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«i'ganisation  ist  es,  was  uns  noth  thut,  und  nicht  Ver- 
waltung.» 

Zu  der  <Ärbeit>  gehören  aber  unseres  Erachtens  vor 
nllen  Dingen  tüchtige,  Oberzeugte  Arbeiter;  diese  müssen 
zuerst  in  hinreichender  Anzahl  vorhanden  sein,  bevor  die 
eigentliche  Arbeit  beginnen  kann. 

Auch  hier  citiren  wir  wieder  gerne  die  Anschauungen 
Geizers  in  der  bereits  erwähnten  Lebensbeschreibung 
([}&$■  37),  die  auch  die  unserigen  sind: 

•In  seinem  sehr  ausgebreiteten  persönlichen  Verkehr 
mit  Katholiken  und  Protestanten  glaubte  er  mehr  und 
mehr  die  Zeichen  einer  solchen  innem  Ann&herung 
zwischen  allen  wahrhaft  religiös  gerichteten  Menschen 
zu  erkennen,  und  diese  Unionshoffnung  war  bei  allen 
Fragen  des  kirchlichen  Lebens  der  verborgene  Grund, 
auf  welchem  seine  Ueberzeugung  ruhte,  die  Quelle,  aus 
welcher  er  Kraft  und  Muth  schöpfte.  Darum  betheiligte 
er  sich  nicht  an  den  Bestrebungen  für  eine 
kriegerische  Organisation  innerhalb  des  Pro- 
testantismus gegenüber  derkatholischenKirche, 
sondern  suchte  zu  wecken  und  zu  sammeln  für  die  Uni- 
on sgem  ein  de  der  Zukunft. 

Nur,  wenn  bei  Protestanten  und  Katholiken,  vor  allem 
bei  den  geistigen  Führern  in  beiden  Kirchen,  die  Ueber- 
zeugung von  der  evangelischen  Gemeinschaft  des  Glaubens 
stärker  wird  als  das  Bewusstsein  des  Trennenden, 
kann  die  Wurzel  des  konfessionellen  Haders  ausgerissen 
werden  imd  Deutschland  seinen  religiösen  Beruf  erfollen. 
Danmi  ist  diese  Unionshoffnung  von  lebendigem  Glauben 
imd  von  wahrem  Patriotismus  unzertrennlich,  und  wer 
diese  Hoffnung  leichten  Muths  in  das  Gebiet  der  schönen 
Träume  verweist,  verzichtet  damit  für  sich  und  sein  Volk 
auf  die  Erfüllung  der  edelsten  Au^ben  und  muss  den 
schliesslichen  Sieg  des  Unglaubens  als  eine  unabwend- 
bare Thatsache  mit  fatalistischer  Resignation  hinnehmen.* 

Wir  wollen  hier  gleich  noch,  um  darauf  nicht  zurück- 
zukommen, seine  sozialen  Anschauungen  beifügen  (pag.  40): 
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<Es  ist  die  wahre  soziale  Aufgabe  des  Christentliums, 
eine  Ordnung  zu  gründen,  wo  keiaer  verhungert  und 
wo  das  Weib  seine  rechte  Stellung  einnimmt.  Diese 
Forderung  kann  nur  erfüllt  werden  durch  Opfermuth  der 
Besitzenden.  Dann  aber  gilt  es,  ausser  und  Ober  dem 
tftghchen  Brote,  noch  jene  Lebeosworte  zu  rerkandea 
zu  innerer  Erneuerung  und  sozialer  Friedensstiftung  und 
so  die  Palingenesis  unseres  Zeitalters  herbeizufQhren.° 

Geizer  erwartete  also  auch  in  der  sozialen  Frage- 
das  Heil  nur  von  der  Religion  Christi,  und  zwar  nicht 
von  den  heuchlerischen  Bemühungen  der  oberen  Klassen,, 
einen  Glauben,  den  sie  selbst  aufgegeben  haben,  der 
Masse  zu  erbalten  und  dadurch  Resignation  bei  der- 
selben zu  erzeugen,  sondern  von  dem  Siege  des  Geistes 
der  Gerechtigkeit,  welcher  die  zur  Bebiediguog  der 
Lebensbedttrfnisse  vollständig  ausreichende  Bezah- 
lung der  Arbeit  als  oberste  PQicbt  erkennt,  und  von 
der  Humanisirung  des  Arbeiterstandes  durch  lebendige 
Religiosität.  Der  Sieg  der  Demokratie,  den  Tocquevifie 
als  unabwendbare  Thatsache  und  als  Signatur  unseres 
Zeitalters  erkannt  hat,  muss  zur  Barbarei  führen, 
wenn  nicht  diese  Veredelung  der  Massen  ge- 
lingt, und  es  gab  nach  Geizers  Ueberzeugung  keinen 
andern  Weg  zu  diesem  Ziele  als  eine  Erneuerung  christ- 
licher Gesinnung  in  der  Gesammtheit  des  Volkes.» 

Die  Generation  ist  jetzt  völlig  herangewaclisen,  an. 
deren  Wiege  die  Darwiii'sche  Entwicklungstheorie  statt 
des  Christenthums  stand;  die  FrQchte  davon  müssen  zu- 
nächst überall,  in  Höhen  und  Tiefen  der  menscbUchen 
Gesellschaft,  sichtbar  werden.')  Nachher  kann  eine  bessere 
Zeit  kommen,  und  wir  müssen  jetzt  schon,  vorerst  im 
Kleinen,  anfangen,  ein  neues  Geschlecht  zu  erziehen,, 
dessen  Anfänge  auch  bereits  vorhanden  sind.    Es  kann 

')  Ueber  da»  auffalle  ade  «Servet-Denkmal»,  das  in  diesem 
Jahre  in  der  Stadt  Calvin's  errichtet  wurde,  siehe  Näheres  bei 
den  Denkmälern,  unter  der  Rubrik  «Kunst  und  Litteratur.» 
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aber  nie,  bis  zum  Ende  aller  Diage,  die  ganze  Welt  er- 
fallen,  sondern  wird  immer  nur  einen  in  ihr  lebenden, 
von  ihr  in  keiner  Weise  äusserlich  abgesonderten,  sehr 
wii-ksamen  Theil  bilden,  den  das  Evangelium  s,  Z.  mit 
ilem  »Sauertuig  in  drei  Scheffeln  Mehl>  verglichen  hat. 
Wenn  er  sich  dem  Ganzen  zu  sehr  asaimilirt-,  so  verliert 
er  seinen  eigenthUmlichen  Gehalt,  und  wenn  er  sich  von 
ihm  ganz  trennt,  so  ist  der  Untergang  eines  solchen  Volkes 
besiegelt. 

«0  sprich   ein  göttlich   <W^erde>,  lass  deinen  Odem 

weh'n, 
Dass  auf  der  finstem  Erde  die  Todten  aufersteh'n; 
Dass,  wo  man  Gtötzen  frOhnet  und  vor  den  Teufeln  kniet, 
Ein  willig  Volk,  versöhnet,  zu  deinen  Tempeln  zieht. 
Wir   rufen   —   lass  uns  hören   und   fossen,   was  du 

sprichst, 
Dein  Wort  wird  sich  bewfihren,  womit  du  Ketten  brichst. 
Wie  viel  sind  schon  gebrochen,  wie  viele  sind's  noch 

nicht! 
O  Herr,  der  das  versprochen,  werd'  aller  Menschen  Licht. » 

Gegen  Ende  des  August  war  wieder  ein  Zionisten- 
Eongress  in  Basel  versammelt.  Abgesehen  von  ge- 
wissen Zusicherungen  der  russischen  Regierung,  welche 
in  Folge  des  Pöbelaufstandes  in  Kischineff  am  Auffahrts- 
tage  dieses  Jahres  gegeben  worden  sein  sollen,  war  das 
Wichtigste  der  Mittheilungen  der  Bericht,  dase  eine  An- 
siedelung der  Juden  in  Palästina  auf  den  Wideretand  des 
Sultans  stosse  (was  zu  erwarten  gewesen  war)  und  dass 
auch  eine  Anfrage  bei  der  englisch-i^'ptischen  Regierung 
Über  eine  solche  auf  der  Sinaihalbinsel,  angebhch  wegen 
Wassermangel,  erfolglos  geblieben  sei.  Dagegen  habe 
die  englische  Regienmg  zur  Ansiedelung  von  Juden  in 
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ihren  ostafrikanischen  Besitzungen  Hand  geboten  und  es 
sollen  nun  darOber  weitere  Unterhandlungen  gepfiogen 
werden.  Wir  halten  damit  die  ganze  Sache  fOr  erledigt 
und  gescheitert.  Der  Gnindgedanke  eines  jeden  «Zionis- 
mus! fehlt  fortan,  nämhch  die  Rückkehr  der  Juden  aus 
dem  Exil  nach  Zion,  in  ihr  ihnen  von  Gott  angewiesenes 
Vaterland,  worauf  sie  stets  noch  hoffen  und  den  Zu- 
ächerungen  in  V.  Moses  XXX  1 — 5  gemäss  auch  hoffen 
dOrfen/)  sofern  sie  wirkliche,  gesetzestreue  Juden  sind, 
oder  wieder  werden.  Deshalb  sind  die  orthodoxen  Kreise 
der  Judeu  diesem  jetzigen  Zionismus  eher  ferne  gebheben, 
welcher  im  Judenthum  ungefähr  das  näniUche  Ist,  wie 
s.  Z.  die  sog.  Reformtheologie,  oder  Vermittlung  im  Pro- 
testantismus, d.  h.  eine  Halbheit,  und  zwar  in  einer 
Rehgion,  die  so  scharf,  wie  keine  andere,  Ganzheit  bis 
in's  Kleinste  und  anscheinend  Formalste  und  Gleichgtl- 
tigste  hinein  verlangt.  Ein  nicht  gesetzestreuer,  moder- 
nisirter  Jude  ist  eigentlich  ein  Unding,  eine  contradic- 
tio  in  adjecto,    und  gegen  einen  solchen  ist  auch  der 

')  Es  ist  alles  wörtlich  eingetroffen,  was  im  28.  Kapitel 
Steht,  daher  haben  sie  auch  Ursache  an  das  30.  zu  glauben, 
verbunden  mit  Lucas  XXI,  24  und  Rßmer  XI  25,  26,  soweit 
es  die  Zeit  betrifft. 

Eine  andere  wirkUch  gottgewollte  •Reform*  des  Juden- 
thums,  als  die  von  Christus  begonnene,  gibt  es  nicht  und  wird 
es  niemals  auf  die  Dauer  geben.  FQr  die  .luden,  welche  diese 
noch  nicht  annehmen  können,  bleibt  nur  ein  strenges,  fast  starres 
Festhalten  an  ihrem  Gesetz  und  ihrem  Prophetenthum  als  der 
einzige  gangbare  Weg  Übrig,  und  dieses  verbietet  die  Rflck- 
kehr  nach  Palästina  ohne  einen  deuUichen  Ruf  Gottes,  und 
vollends  noch  mehr  die  Substitution  jenes  Landes  durch  ein 
anderes,  wo  nimmermehr  ein  Tempel  gebaut  werden  könnte. 
Dieser  nunmehrige  «Zionismus*  ist  daher  eine  gewöhnliche 
Auswanderungsfrage  geworden  und  trSgt  seinen  Namen 
fortan  mit  Unrecht. 
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Antisemitismus,  der  sich  in  diesem  Falle  gegen  ein  frem- 
des Volk  von  völlig  anderer  Race  und  Leben^ewohnheit 
richtet,  nicht  völlig  unbegreiflich,  wälirend  die  Verfolgung 
der  Juden  aus  ReligionsgrQnden  mit  Recht  der  Verur- 
theilung  jedes  gebildeten  Menschen  anheimfällt  und  dem 
Mittelalter  angehört. 

Das  Gefährlichste  vielleicht  für  die  Religion  und 
Kirche  ist  augenblicklich  die  starke  Zunahme  des  Spiri- 
tismus. Zwar  bat  derselbe  seine  besten,  aunfthemd 
^wissenschaftlichen»,  Vertreter  in  Professor  du  Prel  und 
Staatsrath  Aksakoff  verloren ;  dagegen  zeigte  ein  Prozess, 
welcher  in  Berlin  im  März  d.  J.  gegen  ein  sogenanntes 
«Blumen  Medium»,  Anna  Rother,  geführt  wurde,  wie  sehr 
diese  angeblich  mögliche  Verbindung  mit  einer  übersinn- 
lichen Welt  mit  gewöhnlichstem  Betrug  verknöpft  ist 
und  wie  dessenungeachtet  der  Glaube  daran  sich  auch  in 
gebildeten  Kreisen  erhält.  Ein  Beweis  hiefQr  war  ein 
angesehener  Zürcher-Richter,  der  als  Zeuge  in  diesem 
Prozesse  zu  Gunsten  des  Spiritismus  und  der  Rother  auf- 
trat. Die  ganz  gleiche  Neigung  zu  dem  Abenteuerlichen, 
Wunderbaren,  verbunden  mit  einer  sehr  praktischen 
Xeigung  zum  Gelderwerb,  zeigt  der  amerikanische  «Seien- 
tismus",  d.  h.  die  gewerbsmässige,  lehrbare,  Heilung 
aller  Krankheiten  durch  Gebet,  eine  Verfälschung  an  und 
für  sich  richtiger  religiöser  Ansichten,  wie  sie  in  jenen 
überseeischen  Gebieten  schon  häufig  vorgekommen  ist 
und  dann  schliesslich,  nach  Ausbeutung  derselben,  ihre 
Strejfzüge  auf  Europa  ausdehnt.  Die  starke  Verbreitung 
der  Neurasthenie,  einer  Krankheit,  in  welcher  geistige 
und  körperliche  Ursachen  in  enger  VerbinduDg  wirken, 
sowie    eine   zune  lim  ende   Abneigung    gegen    die    in   ein 
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blosses  materialistisches  Spezialistenthum ')  ausartende 
Medizin  ebnen  diesem  amerikanischen  Humbug  den  Weg 
auch  auf  europäischem  Boden. 

Weniger  gefährlich  erscheint  uns  der  Buddhismus, 
welcher  anfängt,  von  Indien  ausgehend,  eine  Gegen- 
mission in  Europa  zu  veranstalten.  Eignet  sich  schon  an 
und  fOr  sich  die  Lehre  des  Czakya  Muni  bloss  fUr  träu- 
merische, thatlose  Natureu,  wie  sie  an  den  Ufern  de» 
Ganges,  oder  Irnwaddi  wachsen,  so  ist  im  weitem  der 
Vergleich  auch  der  besten  Lehren  jenes  Weisen  mit  den 
Evangelien  der  Art  vortheilhaft  fQr  die  letztem,  dass  eine 
entschiedene  vorgefasste  Meinung,  beziehungsweise  Ab- 
neigung gegen  das  Cliristenthum,  dazu  gehört,  um  in  un- 
-serem  Welttheil  Buddbist  zu  werden.*) 

Eine  internationale  buddhistische  Gesellschaft  hat  sieb 
unter  dem  Namen  «Buddhasasana  Samagama,  or  Interna- 
tional Buddhist  Society*  in  Kangoon   gebildet,    welche 


')  Einem  solchen  Widerwillen  begegnete  u.  A.  eine  der- 
artige materialistische  Rede  von  Prof.  Ladeubuig  in  Breslau 
auf  einem  Naturforscher,  und  Aerztetag  in  Kassel,  wo- 
gegen die  dortige  Stadtsynode  die  folgende  Resolution  fasste : 

•Die  Stadtaynode  spricht  ihr  tiefstes  Bedauern  Ober  die 
All  und  Weise  aus.  in  der  nach  den  bisher  unwidersprochenen 
Berichten  der  Tagesbl&tter  auf  der  75.  Jahresversammlung  des- 
Vereins  deutscher  Naturforscher  und  Aerzte  zu  Kassel  dim:h 
den  Eröffnungsvortrag  des  Geheimraths  Professor  Ladenburg 
aus  naturwissenschaftlichen  Voraussetzungen  unberechtigte, 
das  Gebiet  der  Wissenschaft  aberschreitende  Folgerungen  ge- 
zogen wurden,  die  gegen  die  christliche  Wettanschauung  Sturm 
laufen  und  jedes  religiöse  Empfinden  verletzen.  Die  Synode 
bekennt  sich  aufs  neue  freudig  zu  der  durch  keine  Wissen- 
schaft zu  erschOttemden  Wahrheit  des  Evangelioms.* 

*)  Wer  sich  darDber  näher  zu  orientiren  wDnscbt,  findet 
jetzt  sogar  einen  verbreiteten  buddhistischen  Katechismus  bei 
Griet>en,  Leipzig  1802. 
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sich  zum  Ziele  setzt:  «die  Verbreitung  und  Einsicht  in  die 
Grundsätze  des  Buddhismus  und  das  Studium  des  Pali, 
jeuer  Sprache,  in  der  die  Urschriften  des  Buddhismus 
geschrieben  sind.»  Die  Gesellschaft  gibt  Vereiospublika- 
tionen  heraus,  deren  Bezug  sich  das  eintretende  Mitglied 
isichert.  Femer  wird  die  Gesellschaft  unter  dem  Titel 
■Buddbism*  eine  Zeitschrift  herausgeben,  die  Artikel  Qber 
den  Buddhismus  von  den  ersten  Autoritäten,  Ueber- 
setzungen  buddhistischer  Schriften  und  seltener  Pali-Tezte, 
Artikel  Dber  buddhistische  Ärclifiol(^e  und  eine  Beview 
Ober  buddhistische  Litteratur  und  die  Fortschritte  des 
Buddhismus  enthalten  soU. 

Damit  schliesshch  auch  das  Lächerliche  seinen  ge- 
bührenden Antheil  an  all  dem  <AUzumenschlicben>  habe, 
das  sich,  wie  nirgends  sonst,  in  der  Religion  breit  zu 
machen  pflegt,  so  hat  einerseits  ein  Norweger,  Olaf  Holm, 
in  einem  Buche  dieses  Jahres  geradezu  die  Frage  gestellt : 
«Christus  oder  Ibsen,  alte  oder  neue  Weltanschau- 
img?>  wobei  zwar  Christus  bei  ihm  noch  den  Siegespreis 
davonträgt,  immerhin  aber  schon  in  der  Frage  eme  Ver- 
kehrtheit ohne  Gleichen  steckt,  die  einen  formlichen 
Ibsen-Eult,  an  Stelle  des  doch  noch  etwas  gemilderten 
und  verschämten  Goethe-Kulta  der  bisherigen  Goethe- 
Gesellschaften,  wenigstens  in  jenen  excentrischen  Nord- 
landsregionen  als  nicht  unmöglich   erscheinen  l&sst. 

Andererseits  ist  in  Paris  im  November  ein  <Culte 
de  la  raison*  abgehalten  worden,  prftsidirt  u.  A.  von 
dem  Academiker  Berthelot,  worüber  das  Genfer-Joumal 
Folgendes  berichtet: 

«Depuis  trois  ans,  les  anticlericaux  ont  imagine  de 
cdlebrer  ranniversaire  de  cette  fete  memorable.  Ds  ne  le 
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font  encore  qu'au  palais  du  Trocadero,  mais,  comme  nous 
le  lisons  dans  i'Action  de  ce  tnatin,  on  finira  bien  par 
faire  rentrer  triomphalemeDt  la  Raison  ä  Notre-Dame. 

Les  six  mille  assistants  conspurent  bruyamment 
l'Eglise,  ses  clercs  et  ses  lideles.  On  cria  surtout:  «A  bas 
les  calottes*.  Remarquez  ce  pluriel.  B  date,  ai  je  ne  tue 
trompe,  d'une  recente  confereoc«  de  M.  Henry  Berenger 
ä  Montbeliard.  Comme  Montb^liard  a  beaucoup  de  prote- 
stants  (recemment  encore  ils  y  etaieut  en  majorite), 
M.  Berenger  crut  devoir  stigmatiser  equitablement  les 
deux  calottes.  Quelques  pasteurs  essayerent  vainement 
de  r^clamer,  ils  furent  ecrases  par  la  dialectique  vigou- 
reuse  du  bouillant  r^acteur  de  I'Action.  Les  protestants 
qui  croient  devoir  s'associer  sans  reserves  k  la  politique 
actuelle  feront  bien,  je  crois,  de  mediter  ce  fait, 

Tant  qu'on  n'aura  ä  opposer  au  christianisme  qu'une 
Phraseologie  aussi  vague,  aussi  notoirement  depourvue  de 
conteou,  je  crois  que  le  christianisme  peut  etre  tran> 
quille.  La  nouvelle  fete  de  la  Raison  ne  lui  nuira  pas 
plus  que  l'ancienno 

Die  Gazette  de  Lausanne  fügt  Folgendes  über  den 
Cultus  der  Clotilde  de  Vaux  bei,  auf  welchen  schliesslich 
der  berObrnte  (PositivismuS"  August  Comte's  hinauslief: 

<A  l'heure  meme  oü  l'on  fait  litiere  de  toutes  les 
religions,  oii  l'on  foule  aux  pieds  tous  les  dc^mes,  4  cette 
meme  heure,  nous  assistons  ä  l'institution  ou  ä  la  resti- 
tution  d'une  demi-douzaine  de  cultes  et  ä  l'inauguration 
de  toute  une  pleiade  de  saints  et  de  saintes.  Nous  avons 
le  culte  de  la  Raison,  celui  de  rHumanite,  sans  compter 
celui  de  la  Tbeopbilanthropie.  Bien  niieux,  ceux-lä  memes 
qui  condamnent  les  p^lerinages  k  Lourdes,  ceux-Iä  mSmes, 
disons-nous,  passent  leur  temps  a  organiser  des  pelerinages: 
hier,  en  grando  procession,  ils  se  rendaient  ä  Ermenon- 
ville.  Et  ils  n'ont  pas  seulement  leurs  saints,  leurs  saintes 
et  des  chapelles  oü  ils  les  vtjnerent;  ils  ont  aussi  leurs 
anges.  La  semaine  demi^re,  sur  tous  les  murs  de  Paris, 
on  pouvait  lire  des  convocations  ä  aller  cel^brer,  nie 


D,£,,t,7=-i>,  Google 


476  Jahresbericht  1903. 

Payenne,  la  fete  de  c«lle,  une  certaine  Clotilde  de  Vaux, 
qu'Auguste  Comte  avait  rangee  au  nombre  des  «anges 
cliai^^  de  veiller  sur  sa  iii6motre>.  Et  la  ceremonie  a 
eu  lieii.  On  a  brüle  de  l'encens  sous  le  buste  de  l'auteur 
de  la  Philosophie  positiviste,  et  enguirlande  de  roses 
celui  de  Clotilde!  Ce  qu'est  le  nouveau  culte,  nous  nous 
garderons  de  Texaminer,  ni  si  ce  pauvre  Comte,  qui  passa 
une  partie  de  sa  vie  ä  Charenton,  etait  bien  qualifie  pour 
fonder,  non  pas  une  religion,  mais  une  philosophie.  Nous 
nous  boraerons  h  faire  remarquer  qu'il  y  a  vraiment  con- 
tradiction  entre  le  fait  d'abolir,  par  haine  des  superstitions, 
les  cultes  existants,  et  celui  de  mettre  sur  l'autel  Notre- 
Dame  de  Thermidor  ou  <la  tendre  et  immaculee  Clotilde>.> 

Dazu  kommt  nun  noch  die  Verehrung  eines  andern  Ter- 
rückten,  der  Nietzsche-Kult  in  Deutschland,  der  immer 
seltsamere  Blüthen  treibt,  dennoch  aber  für  viele  Menschen, 
namentlich  in  der  Jugend  nicht  ungeföhrlich  ist. 

Die  Fragen  sind  also  nach  allen  Seiten  hin  gestellt, 
auf  welche  eine  Antwort  im  Sinne  einer  neuen  Refor- 
mation der  zu  formal  gewordenen  Kirchen  folgen  muss, 
wenn  die  Zeit  dazu  völlig  herangekommen  sein  wird. 
Das  Vorgefühl  davon  ist  allenthalben  vorhanden  und 
wir  unsererseits  sind  optimistisch  genug,  um  zu  glauben, 
dass  (nach  dem  letzten  Worte  Blumhardts)  «Gott  seine 
milde  Hand  bald  wieder  aufthun  werde  über  alle  Völker.» 

Denn  wie  viel  unnötbiges  Gerede  und  Gezänk  wird 
über  Etwas  seit  Jahrhunderten  gemacht,  das  doch  im 
Grunde  Äusserst  einfach  vrftre  und  nur  in  dieser  Form 
das  menschliche  Herz  wahrhaft  befriedigt. 
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VerfoBBiuur,  QesetzgeliuiiK  und  Verwaltung  d«t 

lüdgenoBsenscIian. 

I. 

Ueber  die  Bundes  verfa9SHng  fanden  am  25.  Ok- 
tober dieses  Jahres  zwei  Abstimmungen  des  Volkes  und 
der  Kantone  statt: 

Zunächst  über  den  schon  seit  langer  Zeit  auf  der 
Traktandenliste  der  Bundesversammlung  gebliebenen  Vor- 
schlag (Motion  Steiger)  den  Artikel  32*'''  der  Verfassung 
in  folgender  Weise  abzuändern: 

«Jedoch  bleiben  hierbei  in  betreff  des  Betriebes  von 
Wirthschaften  und  des  Kleinverkaufs  von  Quantitäten 
unter  10  Litern  die  den  Kantonen  nach  Art.  31  zu- 
stehenden Competenzen  vorbehalten.» 

Bisher  waren  es  zwei  Liter  und  daraus  waren  die 
zahlreichen  «Zweiliterwirthschaften»,  d,  h.  der  unkon- 
trollirte  Verkauf  von  nicht  gebrannten  geistigen  Getränken, 
besonders  von  billigem  und  schlechtem  Wein,  in  allerlei 
Kauöäden  und  sonstigen  Geschäften  hervoi^e wachsen.  Im 
Allgemeinen  wurde  die  Befugniss  der  Kantone,  diesen 
Handel  erst  von  10  Liter  an  freizugeben,  als  ein  national- 
Ökonomischer  und  sitthcher  Fortschritt  betrachtet,  immer- 
hin fiel  das  offenbare  Interesse  des  Wirthestandes  an 
dieser  Verfassungsänderung  bei  der  Abstimmung  auch 
erschwerend  mit  in  die  Wagschale.  Die  Bundesversamm- 
lung hatte  die  Annahme  der  Abänderung  beschlossen. 

Die  zweite  Abstimmung  betraf  das  Wahlsystem, 
Abänderung  des  Art,  72  der  B.  V.,  imd  wurde  durch 
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eine  von  57,379  Uoterschriften  unteratützte  Initiative 
(Hochstrasser  und  Fonjallaz)  in  folgendem  Wortlaute  be- 
antragt: 

«Der  Nationalrath  wird  aus  Abgeordneten  des  schwai- 
zeriscben  Volkes  gebildet.  Auf  je  20,000  Seelen  der 
schweizerischen  Bevölkerung  wird  ein  Mitglied  er- 
wählt. 

»Eine  Bruchzahl  Ober  10,000  Seelen  wird  för  20,000 
Seelen  berechnet. 

«Jeder  Kanton  und  bei  getheilten  Kantonen  jeder 
der  beiden  Landestheile  hat  wenigstens  ein  Mitglied  zu 
wählen.» 

Der  bisherige  Artikel  72  kennt  als  Grundlage  der 
Wahlkreise  die  Einwohnerzahl  nach  der  gewöhnlichen 
Volkszählung,  wobei  die  Fremden  inbegriffen  sind,  ohne 
dass  dieselben  jedoch  deshalb  die  Berechtigung  haben, 
sn  den  Wahlen  theilzunehmen,  oder  gewählt  zu  werden. 
Es  ist  das  in  allen  Ländern,  auch  den  meisten  Kantonen 
{ausser  5)  vorherrschende  System ,  welches  allerdings 
namentlich  den  städtischen  Bevölkerungen  eine  gewisse 
grossere  Bedeutung  gewährt,  als  sie  bei  der  ausschliess- 
lichen Berechnung  der  nationalen  Bevölkerung  haben 
wQrden.  Bei  uus  wären  es  besonders  die  SULdte  Zürich, 
Basel  und  Genf  gewesen,  welche  Mandate  verUerea 
würden.  Die  «Rechtsgleichheit»  aller  Schweizer  IJess 
sich  für  die  Initiative  in  keiner  Weise  anfObren,  schon 
deshalb  nicht,  weil  auch  noch  lange  nicht  alle  Schweizer 
wahlberechtigt  sind,  namentlich  alle  Frauen  nicht.  Eine 
andere,  als  eine  parteipolitische  Bedeutimg  im  Sinne  einer 
Bevortheilung  der  ländlichen  Bevölkerung  hatte  die  Sache 
von  vornherein  nicht.  Die  Diskussion  im  Nationalrathe 
war  daher  auch  eine  herzlich  unbedeutende,  namentlich 
ganz  der  nOthigen  Wärme  seitens  der  Initianten  selbst 
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«Dtbehrende  und  det  Vorschlag  wurde  mit  grosser  Mehr- 
heit zur  Verwerfung  empfohlen.  Ein  individueller  Antrag 
(Sonderegger-AppenzeU  I.-Rh.)  hatte  an  Stelle  der  Initia- 
tive eine  Erhöhung  der  Wabizahl  von  20  auf  25,000  Seeleo 
befOrwortet,  dessen  Behandlung  in  den  eidg.  Bfithen  mm 
noch  bevorsteht,  aber  ohne  grosse  Aussichten  auf  An- 
nahme.   Die  Abstimmung  lieferte  folgendes  Resultat: 

Die  Vorlage  bezüglich  der  zwei  Liter-Wirthschaften 
verwarfen  228,094  Volksstimmen,  gegen  156,777.  Die  an- 
nehmenden Kantone  waren :  Luzem,  Freiburg,  Grau- 
bünden und  Wallis. 

Die  Initiative  betreffend  das  Wahlsystem  verwarfen 
296,085  Volksstimmen,  gegen  95,131.  Die  annehmenden 
ICantoue  waren:  Uri,  Obwalden,  Nidwaiden,  Freiburg, 
WaUis. 

Dieses  Resultat  wurde  mit  einer  gewissen  Gleichgültig- 
keit seitens  der  Presse  entgegengenommen,  die  zum  Theil 
im  «Für  und  Wider»  des  Gegenstands  begründet  lag. 

Ganz  ungehörig  aber  war  es,  dass  mitunter  die 
gleichen  Zeitungen,  welche  die  Vorlagen  sehr  lebhaft 
empfohlen  und  ihre  allf&llige  Ablehnung  als  ein  nationales 
Unglück  geschildert  hatten,  nach  der  Ablehnung  die  Sache 
zu  leicht  nahmen,  oder  sogar  noch  nunmehr  der  Volks- 
mehrheit Recht  gaben.  Wir  halten  grosse  Stocke  auf 
den  gesunden  llenscbenverstand  des  schweizeiiscben 
Volkes,  aber  es  trifft  doch  nicht  immer  das  Rechte  und 
es  Ist  Volksschmeichelei,  ihm  zuerst  eine  gewisse  Ent- 
scheidung auf  das  lebhafteste  anzurathen  und  nachher 
die  gegentbeilige  Entscheidung  als  gleichgültig  zu  er- 
klären, oder  noch  gar  zu  loben.  Das  ist  auch  das  beste 
Mittel,  um  allen  Einfluss  für  das  nächste  Mal  einzubüssen. 

Gleichzeitig  mit  diesen  beiden  Verfassungsabstim- 
muugen  gelangte  zur  Abstimmung  bloss  dos  Volkes  am 
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25.  Oktober  d.  J.  ein  Gesetz  ftber  die  Anstiftung  z« 
militärischenVerbrechen  von  Seiten  bürgerlicher  Per- 
sonen, wogegen  mit  61,990  gültigen  Stimmen  das  Refe- 
rendum begehrt  worden  war.  Das  Gesetz  wurde  eben- 
falls verworfen,  mit  261,085  gegen  117,194  Stimmen,  und 
es  bat  diesfalls  bei  den  Bestimmungen  des  Art,  1,  Ziffer  10, 
der  Militärstrafgerichtsordnung  sein  Verbleiben. 

Im  zürcherischen  Kantonsrath  wurde  die  Anregung 
eingebracht,  es  sei  seitens  des  Standes  Zürich  eine  Abände- 
rung des  Art.  89  und  ein  neuer  Art.  93'''»  der  Bundes- 
verfassung im  Sinne  der  Einführung  der  Gesetzesini- 
tiative zu  beantragen.  Dieselbe  besteht  bekanntlich 
gegenwärtig  in  der  Bundesverfassung  nicht,  wohl  aber 
in  vielen  kantonalen  Verfassungen,  und  ist  für  den  Bun- 
desstaat ein  etwas  unruhiges  und  agitatorisches  Werkzeug, 
obwohl  es  zu  den  Requisiten  einer  modernen  Demokratie 
gehört.  Die  Regierung  von  Zürich  beantragte  dem  Kan- 
tonsrath die  Annahme  der  Motion  (Flacbsmann).  In  dem 
gleichen  Kantonsrath  wurden  im  Oktober  dieses  Jalires 
Stimmen  laut,  welche  einen  in  der  Zukunft  liegenden 
neuen  «^Beutezugs  gegen  die  Eidg.  Zolleinnahmen  als 
nicht  ganz  unwahrscheinlich  erscheinen  lassen. 

Im  Ständerath  wurde  von  zwei  Mitgliedern  eine 
Motion  des  Inhalts  eingereicht : 

«Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  den 
eidgen.  Räten  darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  der 
Entzug  der  Niederlassung  nach  Art.  45  Alinea  Ü 
der  Bundesverfassung  den  Strafzweck  beeinträchtige.» 

Die  Verhandlungen  mit  Deutschland  über  den  Han- 
delsvertrag machen  eine  theilweise  Abänderung  der  Bun- 
des Verfassung  noth  wendig. 

Der  Bundesrath  schlägt  diese  Abänderung  von  Lemma 
4  Absatz  I   des  Art.  64  mit   Botscliaft  vom   13.  Nov.  in 
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folgender  Fassung  vor:  Dem  Bunde  steht  die  Gesetz- 
gebung zu  «über  den  Schutz  neuer  Muster  und  Modelle, 
sowie  gewerblich  verwerthbarer  Erfindungen».  (BBl. 
1903,  Nr.  -46). 

Mit  Eingabe,  datirt  vom  28.  September  1903,  an  den 
Bandesrat  stellen  Pfarrer  Paul  Petavel  in  Chaux-de- 
Fonds  und  15  Mitunterzeichner  das  Gesuch,  der  Bundesrath 
wolle  die  Einführung  der  nachfolgenden  Artikel  in  die 
schweizerische  Gesetzgebung  veranlassen:  1.  Gewissens- 
Skrupel,  gehörig  konstatirt,  gelten  als  Befrei ungsgnmd 
vom  Militärdienst.  Jedoch  kann  der  aus  diesem  Grunde 
vom  Dienste  Befreite  zu  jeder  andern  Arbeit  von  öffent- 
lichem Interesse  verhalten  werden,  die  dem  Militärdienst 
gleichwerthig  ist,  oder  seine  Mühen  sogar  noch  übertrifft. 
2.  Bei  Gewissensbedenken  kann  auf  Verlangen  des  steuer- 
pfiichtigen  Bürgers  dessen  Militärsteuer  ilirem  ursprüng- 
lichen Zweck  entfremdet  und  ii^end  einer  andern  Rubrik 
des  eidgen.  Budgets  zugetheilt  werden.  —  In  Anbetracht 
der  Tliatsache,  dass  gemäss  Artikel  49  der  Bundesver- 
fassung Glaubensansichten  nicht  von  der  Erfüllung  der 
btirgerlichen  Pflichten  entbinden,  hat  der  Bundesrath 
beschlossen,  dem  Gesuch  keine  Folge  zu  geben. 

Die  Volksabstimmung  vom  23.  November  1902  über 
einen  Artikel  27''''  der  Bundesverfa.ssung,  die  Subven- 
tionirung  der  Volksschule  betreffend,  lieferte  das 
Resultat  einer  Annahme  des  Artikels  durch  258,587  gegen 
80,429  Volksstimmen  und  alle  Kantone  und  Halbkantone 
mit  Ausnahme  von  Appenzell  I.  Rh.  Das  Ausführungs- 
gesetz ist  infoige  dessen  bereits  erlassen  worden  und  in 
Kraft  getreten.    {Vgl.  unter  »Verwaltung.») 

Der  neue  General-Zolltarif  vom  10,  Oktober 
1902,  gegen  welchen   110,467  gültige  Unterschriften  das 
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Referendum  begehrt  hatten,  wurde  am  15.  Mfirz  1903 
mit  332,001  gegen  225,123  Stimmen  augenonunea  und 
besteht,  soweit  nicht  Konventionaltarife  entgegenstebeu, 
in  Kraft. 

II. 

Einige  bemerkenswerthe  Interpretationen  der 
Bundesverfassung  und  des  geltenden  Bundesrecbts 
sind  die  folgenden : 

Bereitij  am  19.  August  1902  hatte  der  Bundesrath 
den  aus  Frankreich  zalilreicb  eingewanderten  französischen 
Orden  und  Kongregationen  aufgrund  des  Art.  52 
der  Bundesverfassung  die  Niederlassung  versagt  und 
ihnen  zur  Abreise  eine  Frist  von  90  Tagen  gesetzt.  Am 
5.  Juni  1903  wurden  dann,  in  theilweiser  Abänderung 
des  früheren,  allgemeineren  Beschlusses  folgende  Ver- 
fügungen getroffen  {B.-Bl.  1903,  Nr.  22,  24) : 

*1.  Betreffend  die  «Danies  de  Nazaretb*  in  Crans 
bei  Nyon:  Die  Regierung  des  Kantons  Waadt  ist  einge* 
laden,  darüber  zu  wachen,  dass  aus  der  Uebemahme  des 
von  den  Dames  de  Nazaretb  geleiteten  Pensionates  durch 
Frau  von  Pourtales  keine  Kongregationsniederlassung 
entsteht  und  dass  Personen,  welche  einer  den  Jesuiten 
affiliirten  Giesellscbaft  angehören,  im  Unterrichte  der 
Anstalt  keine  Verwendung  finden.  Der  Beschluss  des 
Bundesrathes  vom  19.  August  1902  bleibt  in  dem  Sinne 
aufrecht,  dass  der  Kongregation  der  Dames  de  Nazareth 
die  Niederlassung  in  der  Schweiz  untersagt  ist. 

2.  Bezüglich  des  von  der  «Kongregation  de  Jesus- 
Marie)  gegründeten  Pensionates:  Die  Regierung  des 
KantJins  Waadt  ist  einzuladen,  darüber  zu  wachen,  dass 
aus  der  Uebemahme  dieses  Pensionates  durch  Frau  Odin 
keine  Kongregationsniederlassung  entstehe.  Ira  Übrigen 
bleibt  der  Beschluss  des  Bundesrathes  vom  19.  August 
1902  aufrecht  und  ist  durch  die  Regierung  des  Kantons 
"Wnadt  zu  virflziehen. 
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3.  Bezüglich  der  von  der  «Kongregation  de  Jesus- 
Marie*  in  Montreux  gegrOndeten  Privatschule:  Diese 
Schule  ist  auf  Ende  des  laufenden  Schuljahres  zu 
schliessen,  der  KongregatioQ  ist  zur  Ordnung  ihrer  Ver- 
hAltnisse  von  der  Auflösung  der  Schule  eine  Frist  von 
zwei  Monaten  gesetzt.  Die  Regierung  des  Kantons- 
Waadt  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Beschlusses  be^ 
auftragt. 

4.  Den  Orden  der  «Karthäuser»  in  Saxon  und  Leuk, 
der  Karmeliterinnen  in  Monthey ,  der  Klarissen  in 
Monthey,  der  Kongregation  des  Oblates  de  l'Assomption 
in  Bramois  ist  eine  erneute  Frist  von  drei  Monaten  zur 
Ordnung  ihrer  Angelegenheiten,  von  der  ErfilTnung  dieses 
Beschlusses  an  gerechnet,  gesetzt. 

5.  Die  von  der  «Societe  de  Marie-Reparatrice>  ge- 
gründete, von  Madame  Cebron  geleitete  Pension  St.  Mau- 
rice in  Monthey  ist  aufzuheben  und  der  Kongregation  ist 
eine  erneute  Frist  von  drei  Monaten  von  der  Eröffnung 
dieses  Beschlusses  an  zur  Ordnung  ihrer  Angelegenheiten 
gewährt. 

6.  Die  von  der  «Kongregation  de  la  Sainte  Familie* 
in  Siders  gegründete  Kleinkinder-  und  Handarbeitsscbule 
ist  auf  Ende  des  laufenden  Schuljahres  au&ulOsen.  Der 
Kongregation  ist  von  der  SchulauflOsung  hinweg  eine 
Frist  von  zwei  Monaten  zur  Ordnung  ihrer  Angelegen- 
heiten gesetzt. 

Die  Regierung  des  Kantons  Wallis  ist  mit  der  Voll- 
ziehung der  sab  4,  5  und  6  stehenden  Verfügungen  be- 
auftragt. 

In  der  begleitenden  Botschaft  bemerkt  der  Bundes- 
rath  zur  Begründung  seines  Beschlusses,  dass  er  weder 
auf  die  Petitionen  noch  auf  die  Empfehlungen  im  weitern 
Sinne  eingehen  kOnne,  denn  er  habe  in  den  vorliegenden 
Fällen  von  Amtes  wegen  das  bestehende  Verfassungs- 
recht anzuwenden.'  Demgegenüber  müssen  alle  andern. 
Interessen  in  den  Hintergrund  treten,  sowohl  die  Ver- 
mf^ens-   und   sonstigen   Interessen   der   KMigregationem 
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.selbst  als  die  ins  Feld  geführten  ökonomischen  Interessen 
«iner  Landesgegend,  Auch  der  Gesichtspunkt  des  Asyl- 
rechtes  dürfe  nicht  angeführt  werden,  da  für  die  durch 
Jie  Verfassung  verbotenen  Orden  und  Kongregationen 
«in  Asylrecht  unter  keinen  Umständen  anerkannt  werden 
könne.  Uehrigens  würde  jeder  Zeit  die  Duldung  des 
Asyls  politischer  FlüchtUnge  davon  auszugehen  haben, 
dass  diese  sich  den  bestehenden  Landesgesetzen,  zu 
welchen  doch  in  erster  Linie  die  Verfassung  zu  rechnen 
ist,  zu  fügen  haben.  Diesem  Grundgesetz  gegenüber 
gibt  es  auch  für  den  politischen  Flüchtling  keine  Aus- 
nahmestellung, t 

Eine  Anzahl  sogenannter  «Pensionate»,  in  denen 
eine  weltliche  Person  an  der  Spitze  steht,  oder  wenigstens 
zu  stehen  scheint,  werden  durch  diese  Beschlüsse  nicht 
betroffen.  Dennoch  wurden  dieselben  in  der  Junisitzung 
des  Nationalrathes  angefochten  und  dabei  namentlich 
.geltend  zu  machen  versucht,  dass  der  Art.  52  der  B.  V. 
nur  "Orden*,  nicht  ^Kongregationen«  betreffe.  Wir  heben 
aus  der  bezüglichen  Diskussion  folgendes  (nach  der  N.  Z. 
.Zt.)  hervor: 

«Hanggi  kommt  auf  den  Bundesrathsbeschluss  vom 
19.  August  1902  betreffend  die  Niederlassung  französischer 
Orden  und  Kongregationen  in  der  Schweiz  zu  sprechen. 
Er  berührt  speziell  die  Motivirung  des  Beschlusses,  mit 
der  nicht  jedermann  einverstanden  sein  könne.  Es  wird 
in  diesem  Beschluss  das  Wort  < Kongregation*  übersetzt 
mit  »religiöse  Vereinigung»,  was  nicht  richtig  ist,  weder 
sprachlich,  noch  kirchenrechtlich,  noch  im  Sinne  des 
modernen  Staatsrechtes,  noch  faktisch.  Die  Vorschrift 
des  Art.  62  der  Bundesverfassung  ist  unzweideutig  und 
klar,  und  dem  Bundesratli  soll  aus  seiner  Ausführung  an 
sich  durchaus  kein  Vorwurf  gemacht  werden.  Diese  Ver- 
fassungsbestim niuiig  ist  aber  eine  dubiose  Ausnahmebe- 
stimmung und  muss  daher  restrictiv  interpretirt  werden. 
Was  geworden  ist,   darf  nicht  nach  einem  erst  zu  schaf- 
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fenden  modernen  Staatsrecht  beurtheilt  werden;  die  aus- 
dehnende Interpretation  verschärft  das  Odium.  Sobald 
die  Verfassung  sagt,  «Orden  sind  verboten»,  kann  man 
nicht  ohne  weiteres  auch  «ordenfthnliche  Gebilde»  ver- 
bieten. Die  Schlussfolgerung:  wenn  eine  Vereinigung, 
eine  Kongregation  ist,  ist  sie  auch  ein  Orden,  muss  als. 
nicht  zutreffend  bezeichnet  werden.  Jeder  Orden  ist  eine 
Kongregation,  aber  nicht  umgekehrt.  Wäre  in  diesem 
Sinne  die  Untersuchung  vom  Bundesrath  gefObrt  worden, 
dürfte  sich  möglicherweise  ein  anderes  Resultat  ergeben. 
Die  Auslegung  des  Art.  52  durch  den  Bundesrath  geht 
aber  seinen  Wortlaut  hinaus. 

Decurtins  verliest  in  rascli  äiessendem  Vortrag  eine  Ab- 
handlung aber  die  Eongregationenangelegenheit.  Das  freie 
Asyl,  das  wir  politischen  Flflchtlingen  gewähren,  sollten 
wir  auch  gehetzten  Mönchen  und  Nonnen  gewähren. 
War  es  hart  genug,  in  Ausföhrung  des  Art.  52  der  Bundes- 
verfassung den  Orden  die  Niederlassung  in  unserm  freien: 
Lande  untersagen  zu  müssen,  so  hat  der  Bundesrath  diese 
legale  Härte  noch  erhöbt  durch  Ausdehnung  des  Ver- 
botes auf  ordenähnUcfae  Vereinigungen,  Im  Namen  seiner 
Gesinnung^enossenund  des  ganzen  katholischen  Schweizer- 
Volkes  muss  der  Sprechende  Protest  einlegen  gegen  das- 
Vorgehea  des  Bundesrathes. 

Bundesrath  Brenner  antwortet  auf  das  Votum  des 
Vorredners  und  die  Ausführungen  Hänggi's. 

Dem  Bundesrath  lag  die  verfassungsmässige  Pflicht 
ob,  die  Einwanderung  der  französischen  Ordensleute  und 
Kongreganisten  auf  ihre  ZulSssigkeit  zu  prüfen.  Er  hat 
zu  diesem  Zweck  das  bekannte  Fragenschema  aufgestellt. 
£s  folgte  dann  der  Bescbluss  vom  19.  August  1902,  innert 
den  60  Tagen,  innert  welchen  eine  Beschwerde  erhoben 
werden  konnte,  ist  eine  solche  dem  Bundesrath  nicht  zu- 
gekommen.  Die  Betroffenen  mussten  sich  wohl  der  ver- 
fassungsmässigen Unzulässigkeit  der  Niederlassung  bewusst 
geworden  sein,  von  Aaylreeht  oder  Asylj^cht  kann  hier 
nicht  gesprochen  werden.  Wir  hatten  einfach  den  Art.  5^ 
auszuführen. 
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Unterm  5,  Juni  fasste  dann  der  Bundesrath  seinen 
bekannten  zweiten  Beschluss  in  der  Angelegenheit. 

Ein  solches  Vorgehen,  bei  dem  man  alle  Rücksichten 
walten  Hess,  darf  kaum  als  Härte  bezeichnet  werden ; 
aber  eines  konnte  der  Bundesrath  nicht:  den  Art.  52 
der  Verfassung  umgehen.  Man  will  nun  heute  einen 
fundamentalen  Unterschied  zwischen  Orden  und  Kongre- 
gationen konstruiren,  um  das  Vorgehen  des  Bundes- 
rathes  wenigstens  theilweise  anzufechten.  Sind  nun  aber 
die  Orden  verboten,  so  sind  es  naturgemäss  alle  kirch- 
lichen VereiniguE^n  und  Genossenschaften,  welche  alle 
die  wesentlichen  Merkmale  der  Orden  an  sich  tragen. 
Wenn  die  Kirche  im  Laufe  der  Zeit  dazu  gelangt  ist, 
solche  Genossenschaften  zu  gründen,  dann  sind  wir  auch 
berechtigt,  ihnen  gegenüber  die  Stellung  einzunehmen, 
■die  uns  die  Verfassung  gegenüber  den  Orden  zuweist. 
Diese  Genossenschaften  sind  ja  lediglich  die  moderne 
Form  der  mittelalterlichen  Orden.  Etwas  Neues  hat  man 
mit  der  rechtlichen  Gleichstellung  von  Orden  und  Kon- 
gregationen nicht  eingeführt,  sondern  sich  lediglich  an 
die  frühere  Praxis  angelehnt.  Der  Bundesrath  hat  ver- 
schiedene Autoritäten  auf  dem  Gebiet  des  Kirchenrechts 
konsultirt,  er  hat  sich  über  die  Merkmale  des  Ordens- 
begriffes auch  bei  katholischen  Autorit&ten  informirt> 

Das  dermalige  katholische  Kirchenrecht  macht  aller- 
dings einen  Unterschied,  übrigens  auch  bloss  formaler 
Natur,  zwischen  einem  Orden  und  einer  Kongregation'); 
es  wird  aber  dem  Staatsrecht  der  einzelnen  Staaten  trotz- 
dem unbenommen  bleiben  müssen ,  verfassungsmässige 
Bestimmungen  nach  deren  Sinn  und  der  ratio  legis  aus- 
zulegen, und  nicht  angehen,  der  dem  Wesen  nach  gleichen 
Sache  einen  andern  Namen  beizulegen,  um  sie  beispiels- 
weise  den   Wirkungen   des   Axt.   S&   zu   entziehen.    Im 
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Uebrigen  ist  es  sicherlich  der  Wüle  der  grossen  Mehrheit 
des  Schweizervolks,  dass  alle  Veranlassungen  zu  unfried- 
lichem confessionellem  Verhalten  möglichst  vermieden 
werden. 

Anlässlich  der  Kongregationendebatte  im  National- 
rath  brachte  die  «Frankf.  Ztg.*  folgende  Liste  der  beste- 
henden Ordensniederlassungen  in  derSchweiz.  Ohne 
Orden  sind  die  Kantone  Bern,  Zürich,  Baselstadt,  Basel- 
land, Thui^au,  Aai^au,  Neuenburg,  Genf,  Schaffhausen 
und  Waadt.  Darnach  gibt  es:  Kapuziner  in  den  Kan- 
tonen Uri,  Solothurn,  Glarus,  St  GiJlen,  Luzem,  Freiburg, 
Walhs,  Zug,  Schwyz,  Tesein,  Ob-  und  Nidwaiden,  Appen- 
zell I.-Rh.;  Kapuzinerinnen  in  Uri,  Luzem,  Tessin; 
Benediktiner  in  Solothurn,  Graubflnden,  Schwyz,  Ob- 
walden;  Benediktinerinnen  in  GraubQnden,  Tessin, 
Schwyz,  Obwalden,  Uri,  St.  Gallen;  Franziskaner  in 
St.  Ga}1en,  Fretburg,  Zug;  Franziskanerinnen  in 
Zug,  Solothurn,  Schwyz,  Nidwaiden,  St.  Gallen,  Appen- 
zell I-Rh, ;  Augustiner  -Chorherren  in  Wallis, 
Luzem;  Augustinerinnen  in  Tessin;  Cistercien 
ser  in  Freiburg;  Cistercienserinnen  in  Luzem, 
Zug,  St.  Gallen,  Freiburg;  Karthäuser  in  Freiburg 
Dominikanerinnen  in GraubOnden,  Freiburg,  Schwyz, 
St.  Gallen;  Ursulinerinnen  in  Freibut^,  GraubOnden, 
WaUis;  Bernhardinerinnen  in  Wallis;  Clarissin 
nen  in  Solothurn;  Salesi anerinn en  in  Solothurn 
Norbertinerinnen  in  Schwyz;  St  Martha-Nonnen 
in  Wallis;  Soeurs  de  St-Joseph  in  Wallis;  Lehr- 
schwestern vom  hl.  Kreuz  in  Zug. 

Das  Bundesgericht  hat  in  einem  Entscheid  vom 
28.  März  1903  die  Einrede  des  Spiels  wie  folgt  be- 
nrtheilt : 

■L'art.  17  CO.,  aux  termes  duquel  un  contrat  ayant 
pour  objet  une  chose  ilhcite  ou  contraire  aux  bonnes 
mceurs,  ne  peut  dtre  valable,  se  trouve  dans  une  relation 
indeniable  avec  l'art.  76  ibid.  statuant  qu'il  n'y  a  pas  heu 
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ä  repetitton  de  ce  qui  a  ete  donne  en  vue  d'atteiiidre  un 
but  illicite  ou  immoral,  comme  l'exploitation  professionaelle 
de  jeux  de  pur  hasüil,  laquelle  tombe  sous  le  coup  de 
Ja  loi  penale  dans  la  plupart  des  payR  civilises,  ^t  notam- 
ment  ä  Geneve,  dont  le  code  penal  reprirae  &  son  art.  208, 
par  remprisonnemeut  et  par  Tarnende,  «quiconque  aura 
tenu  ou  subventionne  une  maison  de  jeux  de  hasard, . . . 
les  banquiers,  preposes  ou  agents  de  cette  maison^.  Le 
nieme  article  considere  en  outre  comme  maison  de  jeux 
«toute  eutreprise  dans  laquelle  on  specule  sur  les  jeux 
de  hasard.  £ 

>L'art.  35  de  la  Constitution  federale  Interdit  egale- 
ment  Touverture  de  maisons  de  jeu.  La  conception  suivant 
laquelle  les  obligations  ayant  leur  source  dans  le  jeu  de 
basard  ne  peuvent,  aux  termes  de  l'art,  17  CO.,  donner 
lieu  ä  aucune  action  en  justice,  n'est  toucbee  en  rien  par 
la  circoostance  que  les  autorites  administratives  ou  de 
police,  dans  la  sphere  de  leur  competence,  ne  partage- 
raient  pas  cet  avis  en  ce  qui  concerne  la  notion  des  jeux. 
de  hasard,  et  que  les  autorites  fcderales,  en  particidier, 
n'ont  pas  cru  devoir  appUquer  jusqu'ici  au  jeu  des  petits 
chevaux  l'interdiction  de  l'art.  35  de  la  Constitution  fede- 
rale precite. 

•Le  fait  qu'il  s'agissait  au  Casiuo  de  Ghesireh  de 
l'exploitation  de  jeux  de  pur  hasard,  resulte  de  I'ensemble 
du  dossier  de  la  cause,  et  entre  autres  de  la  circonstance 
que  des  Croupiers  etaient  engages  ä  cet  effet,  peu  im- 
porte  la  d^nomination  des  jeux  dont  il  s'agii  (baccara, 
petits  cbevaux,  jeu  des  cbemins  de  fer,  jeu  des  nationa 
ou  snalogues) ;  il  suffit,  pour  etablir  leur  caractere  illicite 
au  point  de  vue  des  articles  du  CO,  precites,  de  constater 
leur  caractere  de  jeux  de  pur  hasimi,  qui  n'a  d'ailleurs 
point  ete  conteste. 

*I1  s'en  suit  que  des  contrats  ayant  pour  objet  l'ex- 
ploitation, soit  dans  son  ensemble,  seit  dans  une  de  ses 
parties,  de  jeux  de  cette  nature,  sont  frapp^  de  nullite, 
et  que  ce  qui  a  ete  donn^  en  vue  d'atteindre  ce  but  illi- 
cite ne  saurait  etre  rep4te;  c'est  le  cas,  dans  l'espece, 
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des  sommes  representant  la  partidpation  de  Maltre  ä. 
Teatreprise  des  jeux  en  question;  il  est  indifFerent,  ä  cet 
egard,  que  ces  sommes  aient  ete  versees  ä  titre  de  par- 
ticipation  directe  ou  ä  titre  de  cautioo,  piiisque,  meme 
dans  ce  deraier  cas,  leur  versement  en  main  de  Sali» 
aurait  eu  manifestement  pour  but  de  faciliter  le  jeu,  en 
perniettant  ä  Salis  de  confier  sans  craintc  ä  son  croupier 
Maitre  les  montants  necessaires  äl'exploitation,  c'est-ä-dire 
dans  UD  but  Ulicite.  La  circonstance  que  les  jeux  de 
basard  en  question  auraient  et^  permis  au  Caire,  oii  ils 
etaient  exploites,  ne  saiirait  evidemment  leur  enlever  le 
caractere  illegal  ou  illicit«  qu'ils  presentent  en  Suisse  ä 
teneur  des  disposltions  legales  et  constitutionnelles  sus- 
vis^es.» 

Das  zQrcberische  Obergericbt  hat  in  einer 
Pre|ssstrafsBche  folgeade  Grundsätze  aufgestellt: 

«Die  zDrcherische  Gerichtspraxis  habe  schon  wieder- 
hült  in  dem  Sinne  entschieden,  dass  der  Ebrverletzungs- 
kläger,  trotzdem  der  Herausgeber  die  Verantwortlichkeit 
flbemimmt,  nach  der  Person  des  wahren  ThAters  forschen 
kOnne  und  zu  diesem  Zwecke  die  Tbfitigkeit  des  Richters 
in  Anspruch  nehmen  dflrfe.  Konsequent  dieser  Anschau- 
ung haben  die  Gerichte  entschieden,  dass  sich  der  Be- 
leidigte nicht  irgend  einen  Strohmann  als  Angeschuldigten 
gefallen  lassen  mflsse,  sondern  dass  er  die  Ausfindig- 
machung  des  wirklichen  Verfassers  betreiben  könne,  wenn 
Anhaltspunkte  dafflr  vorliegen,  dass  der  sich  als  Autor 
Stellende  nur  eine  vorgeschobene  Person  sei.  —  Der 
Grundsatz,  dass  in  erster  Linie  der  Verfasser  haftet,  werde 
durch  die  Sonderberechtigung  des  Herausgebers,  das 
Zeugniss  über  die  Person  des  Verfassers  zu  verweigern, 
nicht  durchbrochen. 

Femer  ist  es  fraglidi,  ob  die  «ZOricher  Post»  dazu 
legitimirt  ist,  sich  der  Einvernahme  Affolters  widersetzen 
zu  kOnnen;  denn  auch  in  andern  Fällen  der  Möglichkeit 
der  Zeugnissvei  Weigerung  wird  nicht  den  Parteien  im 
Prozesse,  sondern  der  angerufenen  Person  das  Ein- 
spruchsrecht   zuzugestehen    sein.    Diese    Fn^    ttfaueht 
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aber  hier  nicht  näher  erörtert  zu  werden,  denn  nach  der 
Erklfimng  des  Untersuchungsrichters  hat  seine  Verfügung 
nicht  den  Sinn,  dass  durch  dieselbe  bereits  entschieden 
sei,  Herr  Affolter  solle  unter  allen  Umstanden  zur 
Nennung  des  Verfassers  angehalten  werden.  Vielmehr 
behalt  sich  der  Untersuchungsrichter  die  Entschliessui^ 
hierüber  nach  Anhörung  der  Zeugen  vor.» 

Das  Neueaburger-Kantonsgericht  hat  folgen- 
den Fall  von  Namengebung  in  gewinnsüchtiger  Ab- 
sicht behandelt: 

«ün  horloger  de  La  Chaux-de-Fonds  avait  au  mois 
de  novembre  demier,  fait  inscrire  son  fils  nouveau-ne  ä 
Tetatrcivil  sous  le  prenom  de  Roskopf.  On  sait  que  ce 
nom  est  a  la  fois  celui  d'une  montre  connue  dans  le 
monde  entier  et  celui  de  son  inventeur,  Georges-Frederic 
Roskopf,  de  La  Chaux-de-Fonds  (1812—1888). 

Le  fils  unique  de  Roskopf  denonga  ä  la  justice  ce 
qu'il  considerait  comme  une  Usurpation  et  un  abus.  II  en 
est  de  ce  nom  comme  d'autres  noms  d'inventeurs  celebres: 
il  est  tres  recherche  par  des  industriels  peu  scrupuleoz, 
desireux  de  tromper  la  chentele  au  moyen  d'une  equi- 
voque.  On  a  tu  des  bommes  d'affaires  rechercher  avec 
soin  les  individus  du  nom  de  Farina  et  les  int^resser 
dans  des  maisons  de  parfumerie  afin  de  pouvoir  faire 
figurer  ce  nom  celibre  sur  des  bouteilles  d'eau  de  Co- 
logae.  De  m€me,  il  parait  que  certains  horlogers  ont  ete 
jusqu'ä  Berlin  denicher  des  Roskopf  et  leur  proposer  des 
contrats  d'associatiou. 

n  a  paru  au  tribunal  que  le  fait  de  donner  k  un 
enfant  le  prenom  de  Roskopf  ne  pouvait  s'expliquer  que 
par  un  calcul  du  meme  genre.  Le  pere  en  questiou  a, 
il  est  vrai,  invoque  de  nombreux  cas  oü  des  enfaats 
avaient  re^u  comme  prenom  le  nom  d'un  homme  celebre ; 
mais  le  tribunal  remarque  dans  les  consid^rants  du  juge- 
ment  que  «si  la  legislation  laisse  le  champ  libre  ä  l'imagi- 
nation  des  parents  et  leur  permet,  en  principe,  de  pren- 
dre  comme  prenom  de  leur  enfont  un  vooable  qui  est  un 
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nom  patronymique,  cette  circonstanc«  ne  peut  avoir  pour 
effet  de  restreiodre  le  droit  du  possesseur  legitime  de 
s'opposer  ä  ce  que  son  Dom  soit  porte  par  des  personiies 
qui  n'y  ont  aucun  droit». 

Le  tiibunal  a  donc  declare  fondee  la  plainte  de  Ros- 
topf fils  et  ordonne  la  rectification  de  l'inscription  ä  l'etat- 
civil  par  la  suppression  du  prenom  de  Roskopf;  il  a  mis 
les  frais  ä  la  charge  du  p^re. 

Le  jugement  prononce  que  °le  nom  de  famille  est 
]a  propriet^  exclusive  de  ceux  qui  y  ont  legitimement 
droit  ä  teneur  d'actes  reguliers  de  l'ötat-civil,  et  que  nul 
ne  peut,  sans  commettre  un  abus,  s'approprier  ou  appro- 
prier  ä  une  autre  personne  un  nom  de  famille  qui  ne  lui 
appartient  pas>. 

Les  parents  desireux  de  donner  k  leur  rojeton  le 
nom  d'un  homme  celebre  sont  desormaia  prevenus  qu'ils 
ne  peuvent  le  faire  sans  danger  qu'avec  le  consentement 
—  tacite  ou  formel  —  des  legitimes  propri^taires.* 

Das  Urtheil  ist  ohne  Zweifel  richtiger,  als  das  der 
ZQrcher-Gerichte,  welche  einer  Schauspielerin  gestatteten, 
den  historischen  und  noch  heute  bestehenden  Namen 
oHallwyl*  anzunehmen.  Die  ursprünglich  amerikanische 
Sitte,  Geschlechtsnamen  auch  als  Vornamen  zu  verwenden 
(mit  Washington  begann  dies  namentlich),  ist  Oberhaupt 
«ine  ungehörige  und  leicht  zu  Irrthamem  verleitende. 

Die  bei  Änlass  des  Genfer  Strike's  vom  vorigen  Jahre 
militärgerichtlichVerurtheilten  hatten  an  die  Bundes- 
versammlung ein  Amnestiegesuch  gerichtet  und  es 
fragte  sich  fonnell,  ob  ein  solches  Gesuch  aberhaupt  an 
diese  Behörde  gerichtet  werden  kOnne.  oder,  analog  der 
Begnadigung  in  Militftrstrafsachen,  an  den  Bundesrath. 
Der  Bundesrath  war  dieser  letztem  Ansicht,  gestutzt  auf 
die  MUitärstrafgericbtsordnung,  die  das,  zwar  indirekt, 
^er  doch  ziemlich  klar  enthftlt;  der  Nationaliath  stimmte 
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hingegen  Anschauungen  bei,  welche  in  der  Lausanner 
Zeitung  vom  17.  Dezember  1902  wie  folgt  auseinander- 
gesetzt werden : 

»L'amnistie  est  une  mesure  d'ordre  essentiellement 
poUtique,  dictee  par  les  circonstances  et  les  Situation» 
politiques,  dont  le  pouvoir  pohtique  est  le  seul  juge  et 
dont  il  use  quand  et  oü  il  lui  convient,  souverainement, 
absoliiment  et  sans  6tre  liö  par  aucune  procedure.  J'ad- 
mets  que  l'Assemblee  föderale  ait  delegue,  en  tuatiere 
de  jugements  mititaires,  l'exercice  de  son  droit  de  gräce 
au  Con.<<eil  föderal,  mais  puisqu'elle  n'a  pas  delegue 
l'exercice  du  droit  d'amnistie,  c'est  qu'elle  a  entendu  le 
garder  par  devers  eile,  pour  en  user  en  toute  hberte, 
quand  cels  lui  paraltrait  utile,  dans  l'int^r^t  general,  par 
raison  d'Etat.  La  raison  d'Etat,  qui  est  le  seul  fondement 
du  droit  d'amnistie,  ne  peut  etre  subordonnee  k  aucune 
procedure,  ni  ä  aucune  loi.  S'il  est  vrai  que: 

Le  ccBur  a  des  raisons  que  la  raison  ignore 
il  est  vrai  aussi  que  la  raison  d'Etat  existe  par  elle-meme 
et  que  le  pouvoir  politique  seul  en  est  juge. 

Le  silenec  de  la  loi  de  1889  sur  I'organisation  judi- 
ciaire  militaire,  oi'i  il  n'est  pas  fait  mention  de  l'amnistier 
me  paralt  au  contraire  demontrer  que  l'Assemblee  föde- 
rale a  entendu  reserver,  dans  ce  domaiae,  son  entiere 
liberte,  ce  qui  etait  son  droit,  et  j'ajouterai  volontiers  son 
devoir,  ötant  donnö  que  l'amnisiie,  qui  implique  la  Sus- 
pension des  lois  dans  un  cas  donne,  est  un  acte  de  sou- 
verainete  que  le  pouvoir  lögislatif  ne  peut  pas  döl^uer.» 

Praktisch  wird  es  in  grösseren  Fällen  von  poli* 
tischem  Geprige  dabei  ohne  Nachtheil  sein  Vei^ 
bleiben  haben;  wogegen  in  F&Uen,  welche  diesen  Cha> 
r&kter  nicht  besitcen,  wo  es  sich  im  Gegentbeil  bloss 
um  ein  gewöhnhches  Vergehen  handelt,  das  militfti^- 
richtlich  bestraft  worden  ist,  dem  Verurtheilten  kaum 
freistehen  kann,  entweder  Amnestie  bei  der  Bundes- 
TeiBBrnmlun^i  oder  B^nadigung  bei  dem  Buodesrathr 
oder  am  Ende  sogar  beides  nachzusuchen, 
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Anlässlicb  der  Genehmigung:  des  BDdgets  der 
Bundesbahnen  entstand  die  Frage,  ob  die  Voranschläge 
auch  der  Bundesversammlung  vorzulegen  seien,  iind  zwar 
angesichts  von  Art.  ^  Ziffer  10  der  Yerfassung,  der  auch 
in  dem  Rflckkaufsgesetz  ausdrücklich  citirt  wurde.  Im 
Nationalrathe  war,  entgegen  einer  ursprünglichen  Ansicht 
des  Bundesrathes  und  des  Stftnderatbes,  die  entschiedene 
Meinung  die,  dass  ein  BUdgetrecht  der  Bundesversamm- 
lui^  bestehe,  weil  die  Bahnen  Staatsbahneu  sind,  und 
bloss  eine  gesonderte  Verwaltung  haben,  deren  Aktiven 
und  Passiven  aber  dennoch  solche  des  Staats  sind.  Das 
Büdgetrecht  der  Bundesversammlung  wird  auf  die  ge- 
wöhnliche Weise,  unter  Vorberathung  durch  Kommissionen 
Ausgeübt  werden,  selbstverständlich  wird  sich  aber  die 
Genehmigung  der  Bfldgets  nicht  auf  alle  Details,  sondern 
nur  auf  die  gr&sseren  Gesichtspunkte  erstrecken,  welche 
in  dem  Budget  zum  Ausdrucke  gelangen.  (BBIatt  1903, 
Nr.  39.) 

Ohne  Zweifel  kann  die  Bundesbahnverwaltung  nicht 
mehr  an  das  Bundesgericht  gegen  BundesrathsbeschlQsse 
rekurriren,  wie  es  früher  die  Privatbabngesellschaften 
konnten ;  dieses  Recht  der  Privatbabngesellschaften  ist 
nicht  selbstverständlich  auf  die  Bundesbahnverwaltung 
übergegangen. 

Die  nationalräthhche  Kommission  äusserte  sich  da- 
rüber in  der  Dezembersitzimg  1902  u,  A.  wie  folgt: 

•Wir  halten  darauf,  zu  erklären,  dass  es  uns  durch- 
aus angemessen  erscheint,  dass  die  obersten  Behörden 
der  Eidgenossenschaft,  für  deren  Rechnung  ja  die  Bundes- 
bahnen betrieben  werden,  das  entscheidende  Wort  zu 
sprechen  haben  bei  der  Gestaltung  des  Voranschlages  so 
gut  wie  bei  der  Abnahme  der  Jahresrechnung.  Die 
Bundesbahnen  sollen  keinen  Staat  im  Staate  bilden,  son- 
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dem  einen  Bestandtbeil  des  gesammten  Bundesbaus - 
halte»,  fOr  dessen  richtige  Ftlhrung  die  eidgenössischen 
Bfithe  den  Kantonen  und  dem  Volke  gegenüber  in  letzter 
Linie  die  Verantwortung  tragen.  Durch  die  Betonung 
dieses  gnindsätzHcheu  Standpunktes  wollen  Trir  aber 
keineswegs  einer  Praxis  das  Wort  reden,  welche  dahin 
ginge,  dass  die  Bundesversammlung  sich  möglichst  in  die 
Einzelheiten  des  Voranschlages  und  der  GeschäftsfQbrung 
der  Bundesbahnen  mischen  solle.  Selbstverständlich  er- 
scheint es  uns  im  weitem,  dass  das  Budgetrecht  der 
Bundesversammlung  nicht  dazu  führen  könne,  solche 
Posten  des  Voranschlages  abzuändern,  deren  Gestaltung 
durch  die  Gesetzgebung  in  die  abschliessende  Kompetenz 
der  Aufsichtsbehörde  der  Bundesbahnverwaltung  ge- 
legt ist. 

Auch  die  Befürchtung  theilt  die  Kommissiou  nicht, 
dass  die  Bundesversammlung  bei  Baulcrediten  abändernde 
Beschlüsse  fassen  könnte,  ohne  die  Verwaltung  darüber 
anzuhören.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  Bauten 
nur  auf  Grund  von  genauen  Projekten  ausgeführt  werden 
können,  und  diese  Arbeit  wird  immer  in  der  Aufgabe 
der  Verwaltung  und  ihrer  Organe  bleiben.  In  langem 
Ausführungen  wendet  sich  der  Bericht  gegen  die  stän- 
d^en  Kommissionen ;  dieses  Institut  sei  im  Interesse  des 
Parlaments  so  viel  als  möglich  zu  vermeiden.  Man 
würde  durch  die  ständigen  Kommissionen  förmliche  Kate- 
gorien und  Spezialisten  unter  den  Mitgliedern  der  Rätbe 
schaffen.  Die  Mitglieder  der  Kommissionen  sollen  oft 
wechseln,  damit  alle  Rathsmitglieder  einen  Einbhck  in 
die  Geschäfte  erhalten.  Die  Bestellung  der  Kommissionen 
soll  daher  eine  interne  Angelegenheit  eines  jeden  Rathes 
bleiben.» 

Die  letzte  Bemerkung  gegen  die  ständigen  Kom- 
missionen ist  sehr  anfechtbarer  Natur;  namentlich  seit- 
dem wir  nun  eine  ständige  Finanz-  und  Büdgetkommission 
besitzen,  wird  sich  entweder  dieselbe,  oder  eine  beson- 
dere Abtheilung  derselben  auch  mit  der  Vorberathung 
der  Budgets  der  Bundesbahnen  zu  befassen  haben. 
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In  Militärsteuersachen  bat  die  Bundesversamm- 
lung in  einem  Rekursfalle  J.  Eüpfli  und  Konsorten  ent- 
schieden, dass  für  das  Beschwerdeverfahren  in  MiUtär- 
steuersachen  die  60tAgige  Rekursfrist  des  Gesetzes  über 
die  Oi^anisation  der  Bundesrechtspäege  gelte  und  nicht 
mehr  die  durch  die  Verordnung  zum  Milit&rsteuergesetz 
eingeführte  zehntägige  Rekursfrist.  Damit  ist  gleichzeitig 
festgestellt  worden,  dass  MiUtärsteuerrekurse  zu  den 
staatsrechtlichen  Streitigkeiten  gehören,  für  welche  das 
im  i.  Titel  «Staatsrechtepöegei  des  Organisationsgesetzes 
geordnete  Verfahren  massgebend  ist.  Dies  hat  ausser 
der  Aenderung  der  Rekursfrist  auch  zur  Folge,  dass  das 
Schweiz.  Militärdepartement  als  erste  eidgen.  Rekurs- 
Instanz  dahinfällt,  indem  das  Organisationsgesetz  als 
Rekursinstanzen  für  staatsrechtliche  Streitigkeiten,  für 
welche  weder  das  Bundesgericht  zuständig  ist,  noch  in 
einem  Bundesgesetze  abweichende  Bestimmungen  ent- 
halten sind,  nur  den  Bundesrath  und  die  Bundesversamm- 
lung bezeichnet.  Die  Thätigkeit  des  Militardepartements 
wird  sich  deshalb  hinfort  auf  die  blosse  Vorbereitung 
der  Militärsteuerrekursgeschäfte  (Verkehr  mit  den  Par- 
teien, Beweisabnahme,  Antragstellung)  beschränken.  Das 
Verfahren  vor  den  kantonalen  Instanzen  bleibt  dagegen 
von  der  erwähnten  Schlussnahme  der  eidgen.  Räthe  in 
Sachen  KCpfli  und  Konsorten  unberührt. 

Der  Bundesrath  hat  durch  Kreisschreiben  die  Kantons- 
regieningen hievon  in  Kenntniss  gesetzt  und  sie  ein- 
geladen, daftir  besorgt  zu  sein,  dass  die  Steuerpflichtigen 
auf  diese  Neuerung  im  Militärsteuerrekursverfahren  auf- 
merksam gemacht  werden,  namentlich  in  den  erstinstanz- 
hchen  Taxationsentscheideu  (Steuerzetteln). 

Nach  dem  Bundesgesetz  betreffend  die  Ergänzung 
des  Bundesgesetzes  betreffend  Militärpflichtersatz  wird 
der  renitente  Mihtärsteuerpflichtige  mit  Gefängniss  bestraft. 
Der  Landrath  von  Nidwaiden  hatte  in  einer  Vollziehungs- 
verordnung zum  Bundesgesetz  diese  Straffälle  dem 
Gerichtsausschuss  zur  Aburtheilung  überwiesen,  obgleich 
nach  der  Kantonsverfassung  und  der  Gerichtsorganisation 
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diese  Behörde  nur  Instanz  fQr  gewisse  Civilsachen  ist. 
Jemand,  der  in  Folge  dessen  vom  Gerichtsausschuss  zu  einer 
Gefängnisstrafe  verurtheilt  worden  war,  beschwerte  sich 
beim  Bundesgericht,  weil  er  seinem  verfassungsmassigen 
Richter  entzogen  worden  sei,  nämlich  dem  Kantonsgericht, 
dem  einzigen  Strafgericht  erster  Instanz  in  Nidwaiden. 
Das  Bundesgericht  hat  die  Be.schwerde  gutgeheissen  und 
das  Urtbeil  als  verfassungswidrig  aufgehoben,  weil  der 
Landrath  nicht  befugt  war,  durch  blosse  Verordnung  ein 
Civilgericht  mit  Strafgewalt  auszustatten. 

Ueber  die  Besteuerung  im  Falle  eines  Niessbrauches 
hat  das  schweizerische  Militjirdepartement  einen  Ent- 
scheid getroffen.  Ein  Ersatzpflichtiger  hatte  in  Betreff 
seiner  Militärsteucrtaxation  gegen  den  Entscheid  einer 
Kantonsregierung  Beschwerde  erhoben  und  dabei  das 
Rechtsbegebren  gestellt,  es  sei  zu  erkennen,  dass  er 
den  Vermögenstheil,  an  welchem  eine  Drittperson 
nutzniessungsberechtigt  ist,  nicht  zu  versteuern  habe. 
Dieses  Begehren  ist  vom  Mihtärdepai-tement  auf  ein  Gut- 
achten des  eidg.  Justizdepartements  hin  zugesprochen 
worden.  Eine  weitere  Verfügung  betrifft  die  Dienst- 
nachholung  -und  Müitärsteuerpflicht.  Eine  kantonale 
Militärbehörde  hatte  die  Anfrage  an  das  Schweiz.  Militfir- 
departement  gestellt,  1.  ob  einem  Dienstpflichtigen,  der 
in  einem  Jahre,  in  welchem  er  nur  die  Waffeninspektion 
zu  bestehen,  sowie  die  Schiesspflicht  zu  erfüllen  hat, 
diese  beiden  Dienstleistungen  versäumt,  dagegen  einen 
Nachdienst  absolvirt,  die  für  den  früher  versäumten 
Wiederholungskurs  bezahlte  Militärsteuer  zurückzuerstatten 
sei,  und  wenn  ja,  2.  ob  dann  der  Pflichtige  für  das  be- 
treffende Jahr  neuerdings  zur  Entrichtung  von  Militär- 
pflichtersatz verhalten  werden  sollte.  Das  schweizerische 
Militdrdepartement  hat  diese  beiden  Fragen  bejaht. 

In  Haftpflicht  Sachen  hat  eiu  bundesgericht- 
liches Urtheil  insofern  eine  neue  Bahn  betreten,  als  an 
die  Stelle  der  Kapitalzablung  womögUch  Rentenzaldung 
treten   soll.    Gesetzlich   ist  die   letztere   zwar  längst  zn- 
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l&ssig,  durch  die  bundesgericlitlicbe  Prasis  erschien  sie 
jedoch  so  gut  wie  ausgesclilossen. 

Die  Badener  freie  Presse  sagt  darüber  mit  Recht: 

^DieWünschbarkeitundZweckraässigkeit  einer  Renten- 
statt Kapitalzahlung  ist  in  gar  vielen  Fällen  vorhanden. 
Wer  kennte  nicht  jene  zahlreichen  Fälle,  in  denen  die 
ausbezahlte  Eapitalentschädigung  rasch  im  Rauch  auf- 
ging, sei  es  durch  Liederlichkeit,  durch  verfehlte  Unter- 
nehmung u.  dgl.,  jene  Fälle,  wo  der  Verunfallte  sammt 
Familie  nach  kurzer  Zeit  subsistenzlos  war  und  der  öffent- 
hchen  Untersttltzung  anheimfiel. 

Der  jüngste  hundesgerichthche  Entscheid  gewinnt 
nach  zwei  andern  Punkten  hin  an  Interesse.  Erstlich 
wurde  der  Rentenbezug  der  drei  unmündigen  Kinder 
eines  Eisenbahn  angestellten  bis  zum  erfüllten  18.  Alters- 
jahr ausgedehnt,  während  nach  bisheriger  allgemeinem 
Praxis  das  erfüllte  16.  Altersjabr  als  diejenige  Altersgrenze 
angenommen  wurde,  bei  welcher  der  Mensch  seine  Exi- 
.  stcnz  auf  eigenen  Erwerb  gründen  kann. 

Sodann  hat  sich  das  Bundesgericht  für  eine  Renten- 
abfindung erklärt,  obwohl  von  keiner  der  Parteien  ein 
derartiger  Antrag  gestellt  war,  und  die  Vorinstanz  auf 
Kapitalabfindung  erkannt  hatte.  Die  Mehrheit  des  Bundes- 
gerichts war  in  dieser  Beziehung  der  Ansicht,  dass  die 
Einigkeit  der  Parteien  und  eine  Entscheidung  der  Vor- 
instanz in  der  Frage:  « Kapital  oder  Rente >  für  das 
Bundesgericht  nicht  bindend  sei.  Auch  dieses  habe  das 
Recht,  nach  freiem  Ermessen  eine  Rente  oder  ein  Kapital 
zuzusprechen.» 

Mit  Bezug  auf  Art.  33  der  Bundesverfassung  hat 
das  Bundesgericht  einen  Rekurs  der  ärztlichen  Gesell- 
schaft in  Genf  gegen  eine  Verfügung  des  Staatsrathes 
gutgeheissen,  welche  einem  holländischen  Aizt  die  Praxis 
im  Kanton,  entgegen  den  Bestimmungen  des  kantonalen 
Gesetzes,  gestattet  hatte. 

Femer  hat  es  in  Bezug  auf  Advokaturpraxis  folgendes 
beschlossen : 
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<Que  les  caDtons  ont  la  fsculte  de  subordonner  rexercice 
des  professions  liberales  k  d'autres  conditioDS  que  Celles 
de  capacit4.  En  exigeant  des  aspirants  k  uoe  profession 
liberale  qu'ils  justifient  d'une  moralite  et  d'uae  probite 
reconnues,  les  cantons  ne  fönt  qu'exercer  un  droit  de 
police  intörieur«,  decoulaot  de  leur  souverainete  propre, 
et  que  le  Tribunal  föderal  ne  peut  soumettre  ä  son 
examen.  > 

Mit  Beschluss  vom  29.  Sept.  1903  (BBl.  1903  Nr.  39) 
wies  hingegen  der  Bundesrath  einen  Rekurs  Konrad 
ab,  welcher  von  dem  Kanton  Appenzell  Ä.  Rh.  ein  An- 
waltspatent ohne  Examen  verlangt  hatte,  mit  der  Be- 
gründung, dass  der  Petent  dasselbe  offenkundig  nur  zur 
Erlangung  der  Freizügigkeit  benutzen  wolle,  nicht  für 
den  Kt.  Appenzell. 

Der  Bundesrath  bat  in  einem  Rekursfalle  des  Jakob 
W enger,  GeflOgelbändler,  gegen  den  Polizeirichter  von 
Bern  ein  bemerkenwerthes  Urtheü  in  Bezug  auf  die  oft 
schon  behandelte  Frage  des  Vorkaufs  erlassen. 

«Der  Bundesrath  hat  zu  untersuchen,  ob  eine  stSdti- 
Bche  Marktordnung  ein  Verbot  des  Vorkaufes  auch  f&r 
diejenigen  Fälle  aufstellen  kann,  in  welchen  der  Verkäufer 
die  gekaufte  Waare  nicht  auf  demselben,  sondern  auf 
einem  andern  Markte  verkauft.  Dieser  erweiterte  That- 
bestand  des  Vorkaufes  lag  dem  Entscheide  des  Bundes- 
rathes  vom  U.  Januar  1902  in  Sachen  Kräuchi  und  Wenger 
nicht  zu  Grunde. 

Wenn  nun,  sagt  der  Bundesrath  in  seinem  neuen 
Entscheide,  als  berecbtigter  und  zulässiger  Zweck  der 
bernischen  Marktordnung  anerkannt  wird:  <dem  Lebens- 
mittelmarkte im  Stadtgebiete  den  Charakter  eines  Marktes 
für  die  Konsumenten  zu  wahren,»  so  hegt  eine  Ver- 
letzung dieses  Marktschntzes  eben  nicht  nur  darin,  dass 
der  Vorkäufer  kauft,  um  auf  demselben  Markte  theurer 
wieder  zu  verkaufen,  sondern  sie  ist  auch  dann  gegeben, 
wenn  der  Vorkäufer  die  Waare  anf  einen  andern  Markt 
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führt  oder  sonst  in  seinem  Geschäftsbetriebe  verwendet. 
Denn  die  Waare  wird  eben  dadurch  dem  Konsumenten. 
fOr  den  sie  bestimmt  ist,  d.  h.  der  städtischen,  im  Detail 
kaufenden  Bevölkerung,  welche  für  die  Deckung  ihrer 
Bedürfnisse  gerade  auf  diesen  Markt  angewiesen  ist, 
entzogen.  Man  kann  sogar  sagen,  dass  ein  derartiger 
Vorkauf,  wie  ihn  die  Eheleute  Wenger  betrieben,  für 
einen  städtischen  Markt  noch  gefährlicher  ist,  als  der 
des  Wiederverkäufers  auf  demselben  Markt,  weil  die 
Lebensmittel  dadurch  nicht  nur  vertheuert,  sondern  ganz* 
lieh  entzogen  werden.  Daraus  ergibt  sich,  dass  auch  die 
Ausdehnung  des  Vorkaufsverbots  auf  Fälle,  in  denen 
die  gekauften  Waaren  nicht  auf  demselben  Markte  weiter 
verkauft  werden,  nicht  als  bundesrechtswidrig  bezeichnet 
werden  kann.> 

Der  Bundesrath  wies  deshalb  den  Rekurs  ab.  Der- 
selbe wurde  dann  an  die  Bundesversammlung  weiter- 
gezogen und  such  dort,  nach  längerer  Diskussion  nament- 
lich im  Nationalrath,  abgewiesen. 

Der  Fall  Wenger  differirt  von  froheren  Entscheiden 
namentlich  dadurch,  dass  nun  Torkauf  auch  verboten 
werden  kann,  wenn  es  sich  nicht  um  Wieden-erkauf  in 
der  gleichen  Stadt,  sondern  an  andern  Orten  handelt. 
Die  Noth wendigkeit  einer  baldigen  gründlichen  Revision 
des  Art.  31  der  Bundesverfassung  tritt  dadurch  noch  mehr 
zu  Tage,  als  es  bisher  der  Fall  war, 

Ausführungen  Ober  Sinn  und  Tragweite  dieses  viel- 
besprochenen Artikels  enthalten  femer  der  Rekurs  Cas- 
pari,  Apotheker  in  Vevey,  gegen  die  Regierung  von 
ZOricb,  Ober  die  Zulässigkeit  von  Verboten  gegen  Geheim- 
mittel, oder  schwindelhaft  übertriebene  Anpreisungen 
(BBl.  1903  Nr.  38);  der  ähnliche  Rekurs  Golliez  Ober 
Arzneimittel- Annoncen  und  dgl.  (BBl.  1903  Nr.  32);  der 
Rekurs  Bloch  über  Ausverkäufe  (BBl.  1903  Nr.  33). 
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Zu  Art.  50  Absatz  2  und  49  der  BiudesverfassuDg 
-sind  folgende  sehr  wesentliche  Interpretationen  gegeben 
worden : 

1.  «Mit  Eingaben  vom  Mai  1901  und  Oktober  1902  hat 
eine  Anzahl  rOmisch katholischer  Vereinigungen  in  der 
Stadt  Zürich  an  die  Regierung  des  Kantons  Zürich  das 
■Gesuch  gestellt,  es  möchte  der  «altkatholischen»  Kirchen- 
pSege  Zürich  eine  Warnung  dahin  ertheilt  werden, 
dass  sie  in  der  Zukunft  nicht  mehr  Angehörige  der  römisch- 
katholischen Konfession  mit  verletzenden,  den  religiösen 
Frieden  störenden  Cirkularen  belästige.  Als  solches  Cir- 
kular  wurde  ein  vom  katholischen  Pfarramt  und  von  der 
katholischen  Kirchenpüege  Zürich  unterzeichnetes,  ge- 
drucktes Aktenstück  mit  dem  Titel:  «Zur  Aufklärung  über 
das  Zugehörigkeitsverhflltniss  der  katholischen  Kirchen- 
pflege Zürich  zur  christkatholischen  Kirche  der  Schweiz, 
und  über  das  Wesen  und  die  Einrichtungen  der  letztem* 
ins  Recht  gelegt. 

Das  Cirkulnr  lautet  in  den  Abschnitten,  deren  Aus- 
drücke namentlich  beanstandet  worden  sind,  folgender- 
masscu:  «Den  Gottesdienst  feiern  %vic  nicht  mehr  in 
der  den  Gemeindegliedern  unverständlichen  lateinischen, 
sondern  in  der  deutschen  Sprache;  niemand  Lst  gezwungen, 
sich  durch  die  Ohrenbeicht  auf  den  Empfang  der  Com- 
munion  vorzubereiten,  sondern  zu  dieser  Vorbereitung  ist 
ihm  Gelegenheit  gegeben  durch  die  Theilnahme  an  einer 
allgemeinen  Bussandacht;  wir  verlangen  von  unserem 
Geistlichen  nicht,  dass  er  sich  beuge  unter  das  römische 
Joch  der  erzwungenen  Ehelosigkeit,  sondern  freuen  uns, 
wenn  er  auch  als  Familienvater  der  Gemeinde  zum  Vor- 
bild gereicht.  Selbstverständlich  weiss  man  bei  uns  auch 
nichts  von  dem  Unfug,  der  in  der  römischen  Kirche  mehr 
und  mehr  mit  den  religiösen  Gefühlen  getrieben  wird, 
nämlich  den  zahllosen  sogenannten  vollkommenen  und 
unvollkommenen  Ablässen,  den  Missbräuchen  der  Heilten - 
Verehrung,  dem  Glauben  an  Muttergotteserscheinüngen 
und  an  wunderthätige  Madonnenbilder,  dem  mit  Reliquien, 
Skapulieren   u.  s.  w.  verbundenen  Aberglauben.    Ebenso 
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haben  wir,  um  dem  wiwQrdigen  Handel  mit  geistlidien. 
Dingen  ein  Ende  zu  machen,  die  sogenannten  StolgebOhren, 
Sportein  und  Messtipendien  abgescbaflt.  Dagegen  machen, 
wir  es  uns  zur  Pflicht,  den  katholischen  Gottesdienst 
in  seiner  einfachen  Schönheit  zu  bewahren  und  ihn  für 
die  Gläubigen  immer  erbauender  zu  gestalten.* 

«Wir  haben  an  der  katholischen  Lehre  nichts  ge- 
findert.  Gerade  deswegen  verwerfen  wir  die  Unfehlbar- 
keit dtss  Papstes  und  andere  päpstliche  Dogmen  als  der 
Offenbarung,  der  U  eb  erlief  er  ung  und  dem  gesunden 
Menschenverstände  widersprechende  und  in  ihren  Folgen 
für  Gesellschaft  und  Staat  unheilvolle  Neuerungen.  Die 
Kirche  der  ersten  Jahrhunderte  christlicher  Zeitrechnung 
wusste  von  einem  Papsthum  im  heutigen  Sinne  nichts. 
Dasselbe  hat  sich  erst  im  Laufe  der  Zeit  und  zwar  nicht 
selten  mit  recht  unheiligen  Mitteln  (Erfindungen  und 
Fälschungen]  zu  dem  entwickelt,  was  als  eine  von. 
Gott  geordnete  Einrichtung  ausgegeben  wird.  Nach  der 
klaren  Lehre  der  hl.  Schrift  gibt  es  nur  ein  Haupt  der 
Kirche  und  nur  einen  Mittler  zwischen  Gott  und  den; 
Menschen,  Jesum  Christum  den  Erlöser.  Das  katholische 
Bekenntniss  ist  keineswegs  an  das  Papstthum  gebunden ;. 
es  wurzelt  allein  in  der  heiligen  Schrift  und  in  der  Tra- 
dition.* 

Endlich  heisst  es  in  einem  weitem  Abschnitt  über 
die  Gnadenmittel  der  katholischen  Kirche :  «Einen  Beicht- 
zwang haben  wir  so  wenig,  als  die  apostolische  und 
allgemeine  Kirche  ihn  kannte.  Das  Abendmahl  oder  das 
Sakrament  des  Altars  ist  auch  uns  ein  geheihgtes  Opfer- 
mahl, in  welchem  die  den  Leib  und  das  Blut  des  Herrn 
empfangenden  Gl&ubigen  mit  Christus  in  die  innigste  Ge- 
meinschaft treten  und  der  EriOsungsgnade  theilbaftjg 
werden.  Die  letzte  Zehrung  und  sakramentale  Stftrkung- 
wird  auch  bei  uns  gespendet;  allerdings  nur  auf  Wunscb 
des  Kranken  und  ohne  dass  jemals  eine  fttr  Kranke  oft 
peinliche  NOtbigung  stattfindet) 

Gegen  den  Schluss  zu  wird  gesagt:  <Mit  aller  Ent- 
schiedenheit bekämpfen  wir  den  in  der  römischen  Kirche- 
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herrschead  gewordenen  Ultramontanismus,  der  die  Reli- 
gion zu  politischen  M&clitbestrebungen  missbraucht.  Durch 
die  Annahme  der  Unfehlbarkeit  des  Papstes  ist  jeder 
römische  Katholik  dem  Papste  in  allen  Dingen,  auch  in 
gesellschaftlichen  und  staatlichen,  zum  unbedingten  Ge- 
horsam verpflichtet,  sobald  es  dem  Papste  beliebt,  diese 
Dinge  als  Angelegenheiten  des  Glaubens  und  der  Sittu 
zu  erklären.  Thatsachlich  wird  ja  auch  überall  in  rö- 
mischen Kreisen  daran  gearbeitet,  Politik  imd  Keligion 
so  zu  vermengen,  dass  jede  politische  Frage  schliesslich 
allein  vom  MicMichen  Standpunkt  aus  entscliieden  werden 

soii.^ 

Die  Antwort  des  jüngst  angerufenen  zürcherischen 
ßegierungsrathes  lautete:  «Der  Regienmgsrath  erachtet 
dieVersendung  des  Auf  klärungsschreibens  der  katholischen 
Kirchgemeinde  Zürich  unter  den  obwaltenden  Verhält- 
nissen weder  für  unzulässig  noch  für  überflüssig,  solange 
es  inhaltlich  nicht  mit  Recht  beanstandet  werden  kann. 
Ohne  seinerseits  auf  den  Inhalt  dieses  Schreibens  ein- 
zutreten, kann  nun  aber  der  Begierungsrath  den  Be- 
schwerdeführern mittheilen,  dass  sich  die  katholische 
Kirchenpflege  von  sich  aus  zur  Vermeidung  von  Miss- 
helligkeiten bereit  erklärt  hat,  dieses  Schreiben  dahin  zu 
modifiziren,  dass  inskünftig  die  Stellen,  die  sich  speziell 
Äuf  die  Unterschiede  zwischen  der  christkathoÜschen 
und  der  römischkatholischen  Konfession  beziehen,  mög- 
hchst  gemildert  werden.  Was  die  Zustellung  des  Auf- 
klärungsschreibens  an  ROmischkatbolische  anbelangt,  so 
hat  die  katholische  Kirchenpflege  mitgetheilt,  dieselbe 
sei  theils  aus  Unkenntniss  des  Expedienten  erfolgt,  Üieils 
.weil  der  KirchenpÖege  selber  die  Zugehörigkeit  der  Be- 
treffenden zm-  römischkatholischen  Konfession  nicht  be- 
kannt war.  Der  Regienmgsrath  betrachtet  damit  diese 
Angelegenheit  als  erledigt,  und  spricht  die  Erwartung 
aus,  dass  auch  von  Seiten  der  Römischkatholischen  in 
diesen  konfessionellen  Fragen  den  Christkatholischen 
gegenober  das  zur  Erhaltung  des  konfessionellen  Friedens 
erforderliche  Mass  von  Zm'Ockhaltung  stets  beobachtet 
werde.  > 
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Der  Bundesrath  bat  den  Rekurs  ebenfalls  abgewiesen. 

In  der  BegrOndung  wird  ausgeführt :  Die  Beschwerde- 
führer behaupten,  der  öffentliche  Frieden  zwischen  den 
Angehörigen  der  christkatholischen  und  römischkatholi- 
schen Religionsgenossenschsften  sei  durch  die  Veraendung 
des  sogenannten  *Äufklärung8cirkular>  der  katholischen 
Kirchenpflege  Zürich  gestört  worden.  Es  sei  daher,  nach- 
dem die  Regierung  des  Kantons  ZOrich  ihre  Intervention 
abgelehnt  habe,  Sache  des  Bundesrathes,  kraft  der  ihm 
in  Art.  50,  Absatz  2,  der  Bundesverfassung  Oberbundenen 
-Pflicht,  «zur  Handhabung  der  Ordnung  imd  des  öffent- 
lichen Friedens  unter  den  Angehörigen  der  verschiedenen 
Rehgionsgenossenschaften  die  geeigneten  Massnahmen 
zu  treffen,»  die  Unterdrückung  des  Aufklärungscirkulars 
zu  veranlassen.  In  Interpretation  des  Art.  50,  Absatz  2, 
der  Bundesverfassung  hat  der  Bundesrath  in  einer  Ent- 
scheidung vom  19.  Juni  1900  in  Sachen  der  Beschwerde 
des  Staatsrathes  des  Kantons  Waadt  betreffend  das 
Fastenmandat  des  Herrn  Abbet,  Hilfsbischof  von  Sitten, 
festgestellt,  es  müsse,  damit  sich  der  Bundesrath  zur 
Wahrung  des  öffentlichen  Friedens  zu  irgend  welchen 
Massnahmen  veranlasst  sehen  könnte,  nachgewiesen  sein, 
dass  eine  Störung  oder  Gefährdung  des  öffenüichen 
Friedens  unter  den  Angehörigen  der  verschiedenen  Reli- 
gionsgenossenschaften thatsächlich  bewirkt  worden  sei. 
Diese  Voraussetzung  des  Einschreitens  ist  im  vorliegenden 
Falle  nicht  vorhanden.  —  Die  Behauptung  der  Beschwerde- 
führer, dass  die  Versendung  des  Aufklärungscirkulars 
überflüssig  sei,  ist  irrelevant;  ihre  weitere  Behauptung 
aber,  dass  durch  die  «ehrverletzende  Form>  in  der  Ab- 
fassung des  Aufklärungscu-kulars  der  konfessionelle  Friede 
zwischen  den  Angehörigen  der  christ-  und  römischkatho- 
lischen  Religionsgenossenschaft  gestört  worden  sei,  hat 
sie  mit  keiner  Thatsache  belegt,  imd  die  Richtigkeit  der- 
selben wird  von  der  zürcherischen  Regierung  bestritten. 
Es  muss  auch  im  vorhegendea  Falle  darauf  hingewiesen 
werden,  dass  die  durch  die  Bundesverfassung  gewähr- 
leistete Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  nicht  bloss  darin 
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besteht,  «die  eigene  Meinung  in  religimeo  Dingen  nach 
freier  (jeberzeugung  sich  zu  bilden,  sondern  wesentlich 
auch  in  dem  Rechte,  fremde  Glaubensansichten,  die  man 
nicht  theilt,  der  Kritik  zu  unterwerfen».  Es  mag  nun 
dahingestellt  bleiben,  inwieweit  sich  die  Angehörigen  der 
rOmisch katholischen  Kirche  durch  das  erste  sogenannte 
Aufklftrungscirkular  in  ihren  konfessionellen  Anschauun- 
gen gekränkt  fühlen  konnten.  Soweit  hier  eine  Ueber- 
scbreitung  der  durch  die  Glaubensfreiheit  gewährten  Be- 
rechtigung zur  Kritik  vorliegen  würde,  was  der  Bundes- 
rath  in  keiner  Weise  zu  beurteilen  hat,  ist  dem  Ver- 
letzten in  den  Grenzen  des  kantonalen  Strafrechtes  die 
Möglichkeit  gegeben,  den  Schutz  des  Strafrichters  anzu- 
rufen. Der  Bundesrath  sieht  sich  aber  um  so  weniger 
zu  einer  weitem  Massnahme  veranlasst,  als  auf  die  Vet^ 
mittlung  der  Regierung  des  Kantons  Zürich  eine  Fassung 
des  sogenannten  Aufklärungscirkulars  bewirkt  worden  ist, 
welche  im  wesentlichen  nichts  anderes  als  eine  Darlegung 
der  Unterschiede  zwischen  den  cbristkatholischen  und  den 
rOmiscbkatoliscben  Auffassungen  enthält,*  BEI.  Nr.  29 
von  1903. 

2.  <  Mit  Eingabe  vom  25.  März  1902  hatten  Dr.  Boinay  und 
Konsorten  eine  Beschwerde  beim  Bundesrath  eingereicht, 
in  welcher  sie  das  Rechtsbegehren  stellen,  es  mßge  der 
Bundesrath  unter  Aufhebung  eines  Beschlusses  des  ber- 
nischen Regierungsrathes  vom  22.  Januar  1902  erkennen, 
dass  der  Religionsunterricht,  wie  er  in  der  Ecole  normale 
zu  Pruntrut  ertheilt  werde,  eine  Verletzung  der  verfassungs- 
mässigen Rechte  der  Bürger,  insbesondere  der  römisdi- 
kathohschen  Bürger  des  bemischen  Jura  bedeute,  und 
den  Regierungsratb  des  Kantons  Bem  einladen,  den  Re- 
ligionsuntenicht  der  rOmisdi-kathoUscfaeo  Schüler  an  der 
Ecole  normale  in  Pnmtmt  in  einer  den  Gmndsfitzen  der 
Recbt^leichheit  und  der  Gewissensfreiheit  entsprechen- 
den Weise  einzurichten. 

Sie  vemeinen  eine  Erwägung  des  Bundesgericfates, 
an  das  sie  zuerst  gelangten,  in  welcher  dasselbe  aus- 
bricht : 
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■Im  vorliegenden  Falle  beklagen  die  Rekurrenten 
sich  vorerst  über  eine  Verletzung  der  verfa-ssungsm&saigen 
Gew&brleistung  der  Gleichheit  der  Borger  vor  dem  Ge- 
setz. Um  diesen  Verfassungsgrundsatz  in  ihrer  Person  zu 
verletzen,  mOsste  die  angefochtene  Massregel  den  Rekur> 
renten  persönlich  eine  verschiedene  und  den  übrigen 
Bürgern  gegenüber  schlechtere  Behandlung  angedeihen 
lassen.  Dies  ist  aber  nicht  der  Fall.  Die  Rekurrenten 
sind  selbst  nicht  Z&gUnge  des  Seminars  in  Pruntrut,  und 
behaupten  nicht  einmal,  die  gesetzlichen  Vertreter  von 
Zöglingen  zu  sein,  über  die  sie  väterliche  oder  vormund- 
scbaftliche  Gewalt  hätten.» 

«Ebenso  verhalt  es  sich  mit  dem  zweiten  Beschwerde- 
punkt, der  behaupteten  Verletzung  der  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit  .  .  .  Um  zur  Beschwerdefflhrung  legi- 
timirt  zu  sein,  muss  man  ein  gegenwärtiges,  konkretes 
und  persönliches  Interesse  haben,  das  einer  Verletzung 
durch  die  angefochtene  Massregel  fähig  ist.  Die  Rekurren- 
ten haben  ein  solches  Interesse  nicht  nachgewiesen. . .  .* 

*Der  staatsrechthche  Rekurs  hat  die  Bestimmung, 
Private  und  Korporationen  gegen  Verletzungen  subjek- 
tiver Rechte  zu  schätzen;  er  ist  nicht  ein  Mittel  poli- 
tischer Agitation,  noch  ist  er  eine  Popularklage.* 

4.  Würde  der  Bimdesrath  respektive  die  Bundesver- 
sammlung im  Sinne  der  vorliegenden  Beschwerde  eine 
materielle  Entscheidung  treffen,  so  käme  man  zu  einer 
Kompetenzenzutheilung,  wonach  das  Bundesgericht  zwar 
als  Rekursinstanz  fOr  die  ihm  in  Art.  113  der  Bundesver- 
fassung und  Art.  175  ff.  zugeschiedenen  Verbssungsma* 
terien  zuständig  wäre,  unter  der  prozessualen  Voraus- 
setzung, dass  bei  ihm  eine  Beschwerde  von  einem  durch 
die  Verfassungsverletzung  betroffenen  Bürger  eingereicht 
werde;  in  denjenigen  Fällen  jedoch,  wo  die  als  ver- 
fassungswidrig angefochtene  kantonale  Verfügung  allge- 
mein verbindlichen  Charakter  hätte,  hätte  der  Bundesrath 
gleichzeitig  «von  sich  aus  oder  auf  eingegangene  Be- 
schwerde* von  Amtes  wegen  einzuschreiten.  Es  braucht 
nicht  gest^  zu  werden,  dass  eine  solche  Kompet-enzver- 
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wiiTung  niclit  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  hat  liegen 
fcOnneD.»  (Bundesgerichtlicher  Bericht  an  die  Bundes- 
versammlung vom  4.  Dez.  1902.) 

In  einer  Klage  der  Badegesellschaft  von  Lavey  gegen 
die  Eidgenossenschaft  wegen  des  Schiessens  von 
Fort  Savstan  wurde  folgende  wichtige  Kompetenz- 
frage behandelt.     (Bericht  des  Bapporteurs) : 

>Le  caractere  de  droit  public  des  actes  critiqu^s  doit 
etre  reconnu.  La  Confed^ration  n'agit  pas  comme  prop- 
rietaire  foncier  et  dans  un  interet  prive  lorsqu'elle  fait 
proc4der  aux  exercices  de  tir  dans  les  forets  de  Savatan ; 
eUe  le  fait  en  qualite  de  pouvoir  public,  dans  I'int^rSt 
de  la  defense  du  pays:  c'est  donc  un  acte  gouvememen- 
tal.  Mais  les  condusions  de  la  sodete  demanderesse  ne 
tendent  point  k  faire  interdire  les  tirs,  mais  k  obtenir 
des  dommages-int^rSts ,  soutenant  que  l'Etat  peut  etre 
condamni4  par  les  tribunaux  civils  en  vertu  du  droit  k 
la  repsration  du  dommage  soufFert  par  eile.  L'action  ro- 
leve  donc  bleu  du  droit  civil. 

£n  ordonnant  les  tirs,  la  Conf^deration  agit  evidem- 
ment  comme  autorite,  en  vertu  de  ses  competences  de 
droit  public ;  mais  si  eile  cause  un  dommage  par  ce  fait, 
eile  lese  un  droit  prive;  or  le  dommage  de  droit  priv^ 
entraine  une  action  de  droit  civil.  Le  droit  public  donne 
aux  fonctionnaires  le  droit  de  faire  les  actes  ressortissant 
ä  leurs  -fouctions,  mais  non  de  causer  des  dommt^es, 
sauf  reparation  de  ceux-ci. 

A  titre  d'exemple  typique  le  rapporteur  indique  les 
causes  en  expropriation  comme  etant  des  actions  civiles 
decoulant  d'actes  de  pouvoirs  publics;  en  outre,  il  cite 
de  nombreux  precedents  (arrets  Ladame  contre  Neuchä- 
tcl,  Lambelet  contre  Vaud,  Vogt  contre  Conf^deration, 
Carouge  contre  Confederation  et  Barfuss  contre  Con- 
federation,  etc.)  dans  lesqueis  la  question  posee  presente 
une  analogie  frappante  avec  celle  de  l'especc,  et  oii  le 
Tribunal  füderal  s'est  reconnu  competent. 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Bundeaverfossmig,  Interpretationen.  507 

Relativement  ä  la  pretention  de  la  Coaf^d^ration 
de  liquider  la  rcclamation  de  la  demanderesse  en  appli* 
cation  du  reglement  d'admiuistratioa  pour  l'armee  suisse, 
du  27  mars  1665,  le  rnpporteur  en  souUgne  le  mal  fonde. 
Le  chapitre  Till  du  dit  reglement  n'a  en  vue  que  la  re- 
paratiou  d'un  dommage  materiel  et  direct  cause  aux  prop- 
rietes  et  aux  cultures.  Or  le  dommage  invoque  par  la 
demanderesse  est  immateriel  et  indirect:  il  provient  de 
la  depreciation  de  sa  propri^te  comme  etablissement, 
parce  que  sa  clientele  diminue.  Le  reglement  d'adminis- 
tration  exige  pour  toute  reclamation  un  dommage  tangible 
et  visible,  que  la  commission  d'expertise  militaire  doit 
evaluer.  Celle-ci  n'a  pas  de  queation  de  droit  k  discuter, 
SoD  röle  est  purement  appreciatif.  Mais  des  l'instant  oü 
une  question  de  responsabilit^  est  ä  discuter  et  qu'il 
n'existe  pas  de  dommage  materiel,  la  cont«station  rentre 
dans  la  competence  du  juge  civil  et  non  d'une  commis- 
sion d'expertise. 

Tous  les  membres  de  la  Gour  ont  invariablement  fait 
etat  de  l'arret  lendu  p&r  le  Tribunal  föderal,  le  29  avril 
1892,  dans  i'affaire  Baiiuss  contre  la  Confederation,  comme 
presentant  une  analogie  frappante  avec  celle  des  Bains 
de  Lavey.  Ici  aussi  le  Tribunal  federal  avait  repousse  le 
d^clinatoire  oppos4  par  la  Confederation  et  s'etait  recon- 
nu  Gompetent  pour  examiner  la  reclamation  formul4e  par 
Barfuss  eosuite  des  dommages  subis  par  lui  k  raison  des 
tirs  executes  sur  la  place  d'armes  de  Tlioune.» 


In  einer  Besdivrerdesache  wegen  ungleichm&ssiger 
Eintheilung  der  bemischen  Grossraths-Wahlkreise  hatte 
der  beklagte   bemische  Grosse  Rath  geltend  gemacht: 

*Im  Sinn  und  Geist  der  Verfassung  mOsse  die  Forde- 
rung möglichst  gleicher  Wahlkreise  dahin  ausgelegt  wer- 
den, dass  die  Möglichkeit  gleichmftssiger  Wahlkreise  nicht 
nur  durch  die  geographischen  Verhältnisse  und  die  be- 
stehende Eintheilung  des  Staatsgebietes  in  Amtsbezirke, 
Gemeinden  und  Kirchgemeinden  beschr&nkt  werde,  son- 
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dem  auch  durch  die  ROcksichtnabme  auf  die  berechtigten 
Interessen  der  Bevölkerung;  der  heieits  bestehenden  Wahl- 
kreise. 

Die  hier  erörterte  Auffassung  sei  mit  dem  Inhalt  des 
Art.  18  der  Staatsverfassung  des  Kantons  Bern  keiues- 
.  wegs  unvereinbar.! 

Der  Bundesrath  pflichtete  den  AusfOhruDgen  des 
Grossen  Rathes  des  Kantons  Bern  bei,  dass  der  Art.  18 
der  Staatsverfassung  des  Kantons  Bern  nicht  gleichmäs* 
sige,  sondern  nur  (mOglichst>  gleictuofissige  Wahlkreise 
verlangt  und  dass  der  Grosse  Rath  des  Kantons  Bern 
deshalb  befugt  war,  bei  der  Bildung  der  Wahlkreise  neben 
der  Zahl  der  auf  den  einzelnen  Kreis  entfallenden  Stimm- 
berechtigten auch  andern  Faktoren,  wie  sie  von  den  ge- 
setzgebenden Behörden  angerufen  werden,  Rechnung  zu 
tragen. 

Ueber  das  Verhältniss  des  schweizerischen  Arb e i  t  e  r< 
Sekretariates  zum  Bunde  enthält  der  Geschäftsbe- 
richt des  Eidg.  Industriedepartementes  folgendes: 

«Mit  Schreiben  vom  6.  Mfirz  stellte  der  leitende  Aus- 
schuss  des  schweizerischen  Arbeiterbundes  das  Gesucli, 
das  Industrie-Departement  möchte  seine  Zustimmung  da- 
zu geben,  dass  dem  Sekretariat  der  zum  Gewerkschafts- 
bund gehörenden  Tessiner  Gewerkschaften  ein  Monats- 
beitrag von  Fr.  60  aus  der  Bundessubvention  an  das 
schweizerische  Arbeitersekretariat  verabfolgt  werde.  Das 
Departement  gab  folgende  Antwort:  «Wir  bedauern,  diese 
Zustimmung  versagen  zu  müssen.  Die  Entstehungsge- 
schichte des  Bundesbeitrages  zeigt  zur  GenQge,  dass 
dieser  für  das  Organ  «aller  schweizerischen  Arbeiter- 
verbände* bestimmt  sein  wollte,  nicht  aber  für  das 
Organ  eines  regionalen,  beziehungsweise  kantonalen 
Arbeiterverbandes.  Von  diesem  Grundsatze  darf  nicht 
abgewidicn  werden,  er  hat  übrigens  auch  seinen  Ausdruck 
in  §  1  des  Statuts  des  schweizerischen  Ärbeiterbundes 
gefunden,    und  §  7   desselben  Statuts  bestimmt  in  ganz 
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zutreffender  Weise:  «Die  Subvention  des scbweizerisehen 
Bundesrathes  ist  ausschliesslich  fOr  die  Kosten  des  Arbeiter- 
sekretariates  zu  verwenden  .  . .  > 

Der  Zweckbestimmung  der  Bundesleistung  wOrde  es 
durchaus  widersprechen,  wenn  ein  sei  es  noch  so  ge- 
ringer Theil  in  der  von  Ihnen  gewOnschten  Weise  Ver- 
wendung fände.  Wftre  einmal  ein  derartiger  Anfang  ge- 
macht, so  würden  andere  Verbände,  welche  zum  Schweiz. 
Arbeiterbund  geboren,  die  n&mlichen  Ansprüche  erheben 
können.  Wenn  Sie  allerdings  versucht  haben,  einen  Zu- 
sammenhang des  tessinischen  mit  dem  schweizerischen 
Arbeitersekretariat  herzustellen,  so  müssen  wir  entgegen- 
halten, dass  damit  nur  eine  gewisse  äussere  Form  ge- 
wahrt wflre,  und  dass  das  Sekretariat  der  tessinischen 
Gewerkschaften  als  solches  eben  doch  bestehen  bleibt 
und  in  letztem  seine  Wurzel  hat.  Jene  Form  liesse  sich 
auch  der  Abmachung  mit  einem  beliebigen  andern  Sekre- 
tariat einer  Interessentengruppe  geben,  woraus  ersichtlich 
ist,  zu  welchen  Konsequenzen  ein  Abweichen  von  dem 
oben  bezeichneten  Grundsatz  führen  kann,  abgesehen 
davon,  dass  dieser  an  und  für  sich  aufrecht  erhalten 
werden  muss,  > 

Mit  Schreiben  vom  15.  Oktober  ersuchte  das  In- 
dustriedepartement den  leitenden  Ausschuss  des  Schweiz. 
Arbeiterfoundes  um  beförderlichen  Bericht  über  die 
Fragen : 

« 1.  Ist  die  Haltung,  welche  Sigg,  Adjunkt  des  Arbeiter- 
sekretariats in  Genf,  anlässlich  des  dortigen  eben  be- 
endeten Arbeiterausstandes  und  früher  bei  ähnlichen 
Vorkommnissen  eingenommen  bat,  nach  Ihrer  Ansicht 
mit  den  für  das  Arbeitersekretäriat  bestehenden  Be- 
stimmungen vereinbar?  2.  Hat  Herr  Sigg  jeweilen  die 
nach  Massgabe  dieser  Bestimmungen  erforderlichen 
Weisungen  der  vorgesefcsten  Organe  eingeholt  oder  auf 
eigene  Verantwortung  hin  gehandelt?  3.  Welche  Mass- 
nahmen gedenken  Sie  zu  treffen,  falls  Sie  Frage  1  ver- 
neinen oder  falls  Herr  Sigg  ohne  Auftrag  oder  Ermäch- 
tigung der  vorgesetzten  Organe  gehandelt  hat?> 
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Mit  Bundesrathsbeschluss  vom  17.  Oktober  wurde 
sodann  das  IndustriedepartemeDt,  <im  Hinblick  auf  das 
Verhalten  des  Arbeiteraekretfirs  Sigg  bei  dem  Arbeiter- 
ausstande  in  Genf,*  eingeladen:  d.  zu  bericbten  und 
Antrag  zu  stellen,  ob  die  Yerabfolgung  des  Bundesbei- 
trages an  das  schweizerische  Arbeitersekretariat  nicht 
an  besondere  Bedingungen  zu  knüpfen  sei  und  aa  welche ; 
2.  Bericht  zu  erstatten  Ober  die  Einrichtung  und  Tbätig- 
keit  des  Arbeitersekretariats  seit  seinem  Bestehen.*  In 
der  Angelegenheit  lagen  vor  ein  Bericht  des  Justiz-  und 
Polizeidepartements  des  Kantons  Wallis,  vom  18.  No- 
vember, des  Staatsrathes  des  Kantons  Genf,  vom  21. 
November,  des  leitenden  Ausschusses  des  schweizerischen 
Arbeiterbundes,  vom  27.  November.  Den  vom  Bundes- 
ratbe  verlangten  Bericht  erstattete  das  Departement  am 
27.  November,  und  am  1.  Dezember  beschloss  der  Bundes- 
rath  gemäss  den  Anträgen  des  Departements:  «1.  der 
Vorstand  des  schweizerischen  Arbeiterbundes  wird  auf- 
gefordert, die  statutarischen  und  reglementariscben  Be- 
stimmungen Ober  das  schweizerische  Arbeitersekretariat^ 
weil  den  jetzigen  Verhältnissen  und  dem  Entwicklungs- 
gang desselben  nicht  mehr  entsprechend,  zu  revidiren, 
und  die  neuen  Vorschriften  vor  deren  Inkrafttreten  zur 
Prüfung  dem  Bundesrathe  zu  unterbreiten,  welcher  sich 
vorbehalte,  gegebenenfalls  Abänderungen  zu  verlangen; 
2,  es  sei  dem  Vorstand  des  scliweizeriscben  Arbeiter- 
bundes mitzutheilen,  dass  nur  unter  Vorbehalt  der  Nach- 
achtung des  in  Ziffer  1  enthaltenen  Beschlusses  der 
Bundesbejtrag  an  das  schweizerische  Arbeit«rsekretariat 
für  das  Jahr  1903  im  Budget  belassen  und  zur  Aus- 
zahlung gelangen  werde.» 

Von  diesem  Beschluss  und  den  zugehörigen  Akten 
erhielten  die  Bugetkommissionen  der  eidgenössischen 
Käthe  auf  geäusserten  Wunsch  hin  mittelst  Schreiben 
des  Departements  vom  2.  Dezember  Kenntniss,  ebenso, 
nachdem  die  Räthe  jenem  zugestimmt,  der  Vorstand  des 
schweizerischen  Arbeiterbundes  durch  Schreiben  des  De- 
partements vom   16.   Dezember,   worin  der  Vorstand  er- 
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sucht  wurde,  die  in  Ziffer  1  verlangte  Revision  vorzu- 
nehmen und  binnen  drei  Monaten  eine  Vorlage  einzu- 
reichen; gleichzeitig  wurde  ihm  bemerkt,  dass  eine  ma- 
terielle Wegleitung  fOr  die  erwähnte  Revision  seitens 
der  Bundesbehörde  nicht  gegeben  werde.»   (Bund), 

Ein  Bundesrathsbeschluss  vom  17.  April  1903  enthftlt 
folgende  (nach  unserer  Ansicht  nicht  nothwendige)  Yer* 
fügung; 

«Gemäss  Beschluss  des  Bundesratbes  vom  16.  Januar 
ds.  Js.  ist  das  Justiz-  und  Polizeidepartement  eingeladen 
worden,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  in  amtlichen  Erlassen 
des  Bundesratbes  die  Anwendung  der  Bezeichnungen 
*von»  und  «de»  bei  den  Geschlechtsnamen  als  unzuU^g 
zu  erklären  sei. 

Das  genannte  Departement  kommt  in  seinem  Be- 
richte zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Partikeln  <von>  und 
<de>  als  Namensbestandtheile  zu  betrachten  sind,  wenn 
sie  in  den  Civilstandsregistem  eingetragen  sind,  und  dass, 
soweit  dies  der  Fall  ist,  in  amtlichen  Erlassen  ihre  An- 
wendung nicht  unzulässig  ist. 

Der  Bundesrath  erklärt  sich  mit  dieser  Auffassung 
einverstanden.» 

Die  kantonalen  Gesetze,  welche  die  Adelsbezeich- 
nung in  den  Civilstandsregistem  und  amtlichen  Er- 
lassen verbieten,  sind  damit  keinenfalls  aufgehoben,  so 
dass  eine  Rechtsgleichheit  in  dieser  Richtung  dennoch 
nicht  entstehen  wird.') 

Wir  fügen  noch  folgende  blosse  Notizen  bei: 

«Der  oberste  Gerichtshof  in  Gera  sprach  einen  Re- 
dakteur in  einer  Injurien-Affäre  frei.  In  der  Begründung 
des  Urtheils  heisst  es  unter  Anderem:     Zwar  habe  der 


')  Vgl.  hierüber  den  Aufsatz  Ober  die  Art,  XI  und  XII 
der  Bundesverfassung  im  Jahrbuch  von  1902.  Die  Öffentliche 
Meinung  sah  in  diesem  und  verwandten  Vorgängen  eine  Art 
von  BQckwärtegehen  des  Bundesratbes. 
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Angeklagte  sich  der  Beleidigung  schuldig  gemacht  und 
audi  dan  strikten  Beweis  von  der  Wahrheit  seiner  Be- 
hauptungen nicht  zu  fahren  vermocht;  aber  er  sei  doch 
freizusprechen,  weil  er  in  gutem  Glauben  und  in  Wahr- 
nehmung berechtigter  Interessen  gehandelt  habe.  Einen 
Redakteur  einer  Zeitung,  die  belehrend  und  aufklärend 
wirken  wolle,  müsse  man  anders  beurtheilen,  als  einen 
Privatmann.  Der  Redakteur,  der  seine  Leser  über  alles 
auf  dem  Laufenden  erhalten  müsse,  habe  nicht  nur  das 
Recht,  sondern  auch  die  Pflicht,  weitere  Kreise  berüh- 
rende Missstände  öffentlich  zu  behandeln.* 

Eine  Londoner  Gesellschaft,  die  Elektrizitfttsgesell- 
Schaft  Ahoth  in  Basel  und  die  Gesellschaft  Lombardia 
in  Mailand  bewerben  sich  um  die  Konzession  der 
Wasserkräfte  von  Puscblav.  Es  ist  eine  Gesellschaft 
mit  drei  Millionen  Aktien-  und  drei  Millionen  Obhga- 
tionenkapital  in  Aussicht  genommen  und  bedingungs- 
weise gesichert.  14,000  Kilowatt  elektrische  Energie 
sollen  nach  Italien  ausgeführt  werden.  Die  R^erung 
ertbeilte  die  Konzession  und  empfiehlt  dem  Bundesrath, 
ebenfalls  die  Gewährung  auszusprechen,  welche  derselbe 
aber  hoffentlich  verweigern  wird. 

m. 

Von  den  Ksntonsverfassungen  wurde  die  Ob- 
walden'sche  vom  Jahre  1867  gänzhcb  revidirt  und 
datirt  dieselbe  nunmehr  vom  27.  April  1902.  Die  Ge- 
währleistung des  Bundes  erfolgte  mit  dem  ausdrOcklidien 
Vorbehalt,  dass  der  Art.  8  dieser  Verfassung  nicht  die 
Wirkung  haben  könne,  die  Vorschrift  des  Art.  27  der 
Bundesverfassung,  wonach  der  gesammte  Primarunter- 
richt  unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll,  in  irgend  einer 
Weise  einzuschränken. 

In  Neuenburg  wurde  eine  Partialrevision  vom 
19.  Mai  1903  vom  Volke  am  18.  Juni  mit  8020  gegen 
4486  Stimmen  angenommen,  welche  die  Volkszahl  der 
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Walilkreise  för  den  Grossen  Ratli  von  1000  auf  1200 
Seelen  erhöht,  also  die  Tendenz  hat,  die  Zahl  der  Gross- 
rätbe  einzuschränken.  Die  bedeutende  Minderheit  war 
nicht  gegen  diese  Verfassungsänderung  speziell  einge- 
nommen, sondern  wollte  eine  weitergehende  Verfassungs- 
revision. 

Graubflnden  erhielt  eine  Genehmigung  seines  Ver- 
antwortlichkeitsgesetzes  mit  folgendem  Bundesbeschluss : 

«Art.  10  des  Gesetzes  des  Kantons  GraubOnden  vom 
16.  November  1902  ober  die  Verantwortliclikeit  der  Be- 
hörden, Beamten  und  öffentlichen  Angestellten  wird,  so- 
weit in  dieser  Gesetzesbestimmung  die  Beurtheilung  von 
Schadenersatzklagen  aus  Verantwortlichkeit  gegen  das 
Kantonsgericht  oder  einzelne  Mitgheder  desselben  dem 
Bundesgericht  übertragen  wird,  genehmigt. > 

Die  Volkswahl  der  Regierungen  besteht  jetzt 
in  allen  E&ntonen  ausser:  Bern  (wo  sie  jetzt  postuUrt 
wird),  Lnzem,  Freiburg,  Aargau,  Waadt,  Wallis  und 
Neuenburg. 

In  Freiburg  fordert  der  *Murtenbiet«r»  die  Er- 
weiterung der  Volksrechte,  zunächst  das  Finanzreferen- 
dum fOr  Staatsanleihen  und  die  Wahl  der  Beamten 
wenigstens  der  Oberamtmfitmer  und  der  Richter  erster 
Instanz  durch  das  Volk.  Femer  verlangt  er  eine  ge- 
rechtere Vertretung  der  Minderheiten  im  Grossen  Rath 
und  in  der  Regierung.  Im  Grossen  Rath  verfOgt  die 
Regierungspartei  bei  16j000  för  sie  abgegebenen  Stimmen 
fiber  90  Sitze,  die  Opposition,  inbegriffen  die  gemässigten 
Konservativen,  bei  8700  Stimmen  Ober  15  Sitze.  In  der 
Regierung  ist  die  freisinnige  Partei  gar  nicht  vertreten. 

Von  der  Proportional  wähl,  welche  sonst  die  Konser- 
vativen als  die  allein  gerechte  zu  preisen  pflegen,  ist 
in  Freiburg  keine  Rede. 
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Statistisches,  lieber  die  Resultate  der  Volks- 
zählung von  1900  sind  vom  statistischen  BQreau  einige 
wichtige  Ergebnisse  veröffentlicht  worden. 

Die  Gesammtbevölkerung  derScliweiz  und  die 
der  einzelnen  Kantone  ist  demnach  folgende: 
Zusammenzoff  nach  Kantonen. 


lulD» 

«okik« 

Slt«»i 

1888 

1900 

1888 

1900 

zarich 

337,183 

430,135 

339,056 

431,866' 

Bern 

536,679 

686,918 

639,405 

591,316 

Luzeni 

136.360 

146,474 

135,722 

147,028 , 

Uri 

17.249 

19,701 

17,285 

19,769 

Schwyz 
Obwaiden 

50,307 

56,497 

50.378 

66.499. 

15,043 

15,280 

15,030 

16,291 

Nidwaiden 

12,538 

13,088 

12,520 

13,029' 

Glarus 

33,826 

32,397 

33,794 

32,297, 

Fn^ourg 

23,029 

25,045 

23,123 

25,227. 

119,155 

127,719 

119,629 

128,332 

Solothum 

85,621 

100,838 

85,709 

100.8631 

Baselstadt 

73,749 

112.246 

74,246 

112,842 

Baselland 

61,941 

68,461 

62,1M 

68,694: 

37,783 

41,523 

37,876 

41,626 

Appenzell  A.-Rh. 

54.109 

55,284 

54.192 

65,394 

Appenzell  I.-Rh. 

12.888 

13,480 

12,904 

13,486 

St.  GaUen 

228,174 

250,066 

229,367 

^1,138 

Graubünden 

94310 

104,510 

90,235 

106,2541 

Aargau 

193,580 

206,460 

198.834 

206,756 

Thurgau 

104,678 

113,110 

105.121 

113.535 

Teasin 

126,751 

142,719 

126,946 

138.243 

Vaud 

247,^5 

279,162 

251,297 

286.060 

Valais 

101.985 

114.980 

101,837 

114,357 

Neuchätel 

108,153 

125.804 

109,037 

126.681 

Geneve 

Schweiz 

106,-509 

131,674 

106,738 

133.644 

2,917,754 

3,312,551 

2,933,334 

3,327,207 

Die  Volkszahl  der  grOssten  Gemeinden  ist 
folgende : 

Zürich  150,228;  Winterthur  22,320;  Uster  7,599; 
WädenswU   7,563;   Horgen   6,878;    ThalwU   6,798;  Wald 
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6,684;  Weteikon  5.696;  Töss  4,935;  Röti  4,799;  Adliswil 
4,709;  Stäfa  4,222;  Richterawil  4,084;  Veltheira  4,031; 
Bern  63,994;  Biel  21,958;  Burgdorf  8,388;  Langoau  8,167 ; 
St-Iraier  7,446;  Poirentmy  6,927;  Köniz  6,868;  Thun 
6,020;  Sumiswald  5,343;  Wahlern  (Schwarzenburg)  5,175; 
Bol]ig(!ii  5,096  ;DeIemont  5,043;  Steffisburg  4,828;  Langen- 
thal  4,793;  Luzem  29,203;  Kriena  5,949;  Altdorf  3,134; 
Sehwyz  7,398;  Einaiedeln  8,496;  Arth  4,740;  Samen  3,950; 
Stans  2,794;  Glarus  4,896;  Zug  6,471;  Baar  4,481;  Fri- 
bourg  15,766;  Solotlium  10,033;  Olten  6,970;  Grenchen 
5,198;  Basel  107,287;  Klei nhünin gen  1,882;  Stadtbezirk 
Basel  109,169;  Liestal  5,390;  Binningen  5,135;  Sehaff- 
hausen  16,286;  Herisau  13,491;  Teufen  4,588;  AppenzeU 
4,569  St.  Gallen  33,087;  Tablat  12,649;  Borscbach  9,114; 
Altstätten  8,719;  Straubenzell  8,081;  Gossau  6,061 ;  Kirch- 
berg 5,010;  Wü  4,975;  Wattwil  4,965;  Henau  4,898; 
Flawil  4,863;  Grabs  4,406;  Oberriet  4,278;  Mels  4,038; 
Chur  11,513;  Davos  8,245;  Aarau  7,824;  Baden  6,049; 
Zofingen  4,580;  Frauenfeld  7,735;  Arbon  5,674;  Kreuz- 
ungen 4,734;  Romanshorn  4,664;  Simach  4,406;  Bellin- 
zona  5,047;  Lugano  9,370;  Lausanne  46,407  ;  Vevey 
11,733;  Le  Chätelard  8,749;  Yverdon  7,934;  Ste-Croix 
5,896;  Payeme  5,183;  Nyon  4,847;  Box  4,540;  Morges 
4,412;  Planches  les  4,380;  Sion  6,069;  Bagnes  4,234; 
Neuchätel  20,701;  Chaox-de-Fonds  35,890;  Locle  12,520; 
Geneve  58,867;  Plainpalais  19,684;  Eaux-Vives  11,870; 
Carouge  7,387;  Saconnex-le-Petit  6,336. 

Von  den  Kantonen  haben  mehr  als  100  Einwohner 
auf  den  km«  die  Kantone  Baselstadt  3143,6;  Genf  450,4; 
Zürich  261,3;  Appenzell  A.-Rh.  228,3;  Neuenbürg  177,3; 
Baselland  160,2;  Aargau  147,1;  Schaffhausen  141,1; 
Thurgau  132,1;  St.  Gallen  128,9;  Solothum  127,3;  Zug 
104,9;  Luzern  102,8  und  Waadt  100,6.  Dann  folgen 
Bern  mit  86,1;  Freiburg  ^,1;  AppenzeU  J.Rh.  76,1; 
Sehwyz  64,7;  Nidwaiden  62,0;  Tessin  50,1;  Glarus  47,3; 
Obwalden  32,9;  Wallis  21,9;  Uri  18,3;  Graubönden  14,7. 
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VertheUnn«  der  Aaal&nder  in  den  gifiueni  sehveizeiiBchen 
Qemeindsn. 


lioinmtn  Aus- 
ll»<er 


Zflrich  •  ■ 
Winterthur 
Bern  -  ■  - 
Biel  ■  -  ■ 
Luzern  -  ■ 
Frtbourg 
Basel  ■  ■  ■ 
Schaffhauäen 
Herisau  ■  ■ 
St.  Gallen  ■ 
Chur  ■  ■  ■ 
Aaraii  ■  - 
Frauenfeld  ■ 
Bellinzona  ■ 
Lausanne  ■ 
Neuchatel  ■ 
Chaux-de-Fonds 
Locie  ■  ■ 
Gen^ve  ■ 
Plainpalaia 
EauK-vives 
Carouse  ■ 
Petit-SaconneT 


22,117 
29,61» 
15,763 
109,754 
15399 
13,501 
33,511 
11,717 


4,966 
47,500 
21,075 


20,119 
11,816 
7,427 
6,410 


43,944 
3,728 
5,947 
2,513 
4,275 
1,593 

42,185 
4,424 
1,063 
9,191 
1,864 


1,981 
9,966 
3,127 


8,007 
6,468 
3,610 


486,1 


Ueber  die  Handelsbilanz  der  Schweiz  im  Jahre 
1902  werden  folgende  Zahlen  angegeben: 

Im  Jahre  1902  hat  die  Schweiz  Waaren  im  Werthe 
von  1,128,510,717  Fr.  eingeführt  gegenüber  836,567,114  Fr. 
im  Vorjahre.  Die  Ausfuhr  betrug  874,305,109  Fr.  gegen- 
über 836,567,114  Fr.  im  Jahre  1901.  Dabei  ist  das  ge- 
münzte Edelmetall  nicht  mitgerechnet;  dessen  Einfuhr 
belief  sich  in  1902  auf  78,733,889  Fr.  (1901 :  68,566,246  Fr.) 
und  dessen  Au.sfuhr  auf  42,610,992  Fr,  (1901 :  26,548,2<©  Fr.) 
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Dos  «Bulletin  demographique  et  sanitaire*  enthält 
folgende  statistisch«  Notizen  Ober  die  Wirkungen  des 
Alkoholismus  in  Bezug  auf  die  Sterblichkeit  in  den 
grCesteu  Städten  der  Schweiz: 

«La  statistique  des  deces  accuse,  l'annee  pass^e,  un 
total  de  4236  deces  masculins  et  4384  f^minins  dans  les 
classes  d'ftge  de  20  ans  et  au-dessus,  pour  les  .18  villes 
qui  comptent  plus  de  10.000  habitaiits.  Dans  ce  total, 
l'alcoolisme  est  indique  dans  522  cas,  441  pour  les  hom- 
mes,  81  pour  les  femmes.  Le  pour  cent  des  deces  al- 
cooliques  est  donc  de  10,4  "/•  pour  les  hommes,  1,8  pour 
les  femmes.  Pour  les  classes  de  20  ä  3d  ans,  l'alcoolisme 
est  cause  de  9,9*/ii  des  d^c^s  pour  les  hommes.  Entre 
40  et  59  ans,  la  proportion  est  de  15,1  V"i  soit  plus  d'un 
septieme  des  d^^s  de  cette  classe  d'äge. 

188,  sur  441,  etaient  des  artisans  et  ouvriers  indu- 
striels;  41  —  et  4  femmes  —  etaient  employes  dans  des 
Hotels  et  restaurants ;  17  etaient  occupes  sur  les  chemius 
de  fer  ou  sur  les  bateaux  ä  vapeur;  19  etaient  attaches 
ä  d'autres  entreprises  de  transport;  28  appartenaient  aux 
professious  liberales  ou  ä  la  bureaucratie ;  10  etaient 
rentiers;  29  domestiques  ou  journaliers,  etc.> 

Bei  Änlass  der  diesjährigen  Volksabstimmungen 
wurde  von  dem  <Argus  der  Presse»  in  Genf  konstatirt, 
dass  wir  1150  Zeitungen  und  Zeitschriften  besitzen, 
von  denen  sich  287  mit  der  Wablkreisinitiative,  314  mit 
der  Zweiliterfrage  und  293  mit  der  Erweiterung  des 
Bundesstrafrechtes  beschäftigten.  Die  Mehrzahl  derselben 
sprach  sich  fOr  Annahme  der  zehn  Liter  und  der  Er- 
weiterung des  Bundesstrafrechtes  aus,  die  beide  dennoch 
verworfen  wurden.  Der  Einfiuss  der  Presse  auf  die  öffent- 
liche Meinung  wäre  demi:ach  noch  nicht  so  gross,  als 
allgemein  angenommen  wird. 
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Ueber  den  Fremdenverkehr  hat  derzflrcberische 
Statistiker  Freuler  folgendes  konstatirt: 

•Die  Gesammtzahl  der  Fremden,  die  jährlich  zu 
Kur-  und  Erholungszwecken  nach  der  Schweiz  reisen, 
wird  auf  380,000  angegeben. 

Der  Gesammtbetrag,  der  an  die  Besitzer  von  Hotels 
und  Pensionen  jährlich  bezahlt  wird,  ist  zwischen  86  und 
98  Millionen  Franken,  von  denen  jedoch  20  Prozent  aus 
der  Tasche  der  einheimischen  Bevölkerung  kommen. 
Ausländische  Reisende  geben  das  Uebrige  aus,  femer  16 
bis  18  Millionen  an  die  Eisenbahnen,  Dampferbesitzer 
und  Inhaber  von  Fahrzeugen  aller  Art.  Dieser  Gesammt- 
summe  sind  von  Seiten  der  Eisenbahnen,  Restaurateure 
II.  s.  w.  Ausgaben  von  52  bis  62  Millionen  Franken  ent- 
gegenzustellen. Freuler  berechnet,  dass  von  dem  Brutto- 
gewinn ferner  nahezu  die  Hälfte  für  Verluste  und  Ver- 
besserungen abgerechnet  werden  müssen.  Der  Reingewinn 
für  die  Kapitalanlagen,  die  er  auf  ttber  550  Millionen 
Franken  schätzt,  wäre  danach  nicht  hoch.  Ferner  ergiebt 
sich  nach  Freuler,  dass  Beisende  in  der  Schweiz  sehr 
billig  reisen  und  Unterhalt  finden.  Den  Besuchern  stehen 
1896  Hotels,  Pensionen  und  private  Unterkünfte  zur  Ver- 
fügung, die  zusammen  104,800  Betten  enthalten.  945 
sind  nur  während  der  Saison  geöffnet,  sie  enthalten 
62,800  Betten ;  591,  die  das  ganze  Jahr  hindurch  geöffnet 
sind,  enthalten  12,000  Betten.  22,000  Personen  haben 
volle  Beschäftigung  in  diesen  Hotels  und  Pensionen; 
5000  werden  unregelmässig  darin  beschäftigt,  wobei  beide 
Geschlechter  in  fast  gleicher  Anzahl.  Es  kommt  also 
eine  Bedienung  auf  je  vier  Betten.  Im  Ganzen  giebt  das 
Hotelgewerbe  auf  der  Höhe  der  Saison  direkt  oder  in- 
direkt 32,000  bis  35,000  Personen  Beschäftigung,  deren 
I^hne  9  bis  11  Millionen  Franken  betragen,  nicht  ein- 
gerechnet Wohnung  und  Unterhalt,  die  Freuler  auf 
7,500,000  bis  8,500,000  Franken  schätzt,  und  Trinkgelder, 
die  3,500,000  bis  4,000,000  Franken  betragen.  Was  die 
Nationalität  der  Bedienenden  betrifft,  so   konnte  festge- 
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stellt  wcrdon,    dass  mit  Ausnahme  von   zirka   3500  alle 
geborene  Schweizer  sind. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Angaben  muss  in  Betracht 
gezogen  werden,  dass  auch  ein  Theil  der  Ausgaben  fOr 
Verbesserungen  im  Lande  bleiben  und  der  Industrie, 
dem  Handel  und   der  Landwirthschaft  zugute  kommen.* 

Durch  Beschluss  vom  18.  Juli  1902  hat  der  Bundes- 
rath  die  von  der  deutschen  Orthographie-Konferenz  in 
BerUn  vom  17. — 19.  Juni  1901  angenommenen  Vereinfach- 
ungen der  deutschen  Rechtsschreibung,  wie  solche  in 
der  im  gleichen  Jahre  erschienenen  7.  Auflage  des  ortho'- 
graphischen  Wörterbuches  der  deutschen  Sprache  von 
Dr.  Konrad  Duden  enthalten  sind,  angenommen.  Die 
Departemente  sind  daher  gehalten,  sich  der  in  diesem 
Wörterbuche  gegebenen  Schreibweise  zu  bedienen. 

Um  innerhalb  der  Militärverwaltung  Einheit  in  die 
Schreibweise  zu  bringen,  wird  auf  Antrag  des  Militftr- 
departements  beschlossen: 

<Es  seien  die  nachgenannten  Wörter  wie  folgt  zu 
schreiben : 

Kompagnie,  Korps,  Lieutenant,  Feldweibel,  Fourier, 
Biwak,  Fourage,  Fourgon,  Ambulance,  Caisson,  Verpflegs- 
anstal t,  Verpflegstrain. 

Das  Milit&rdepartement  wird  ermäclitigt,  von  sich 
aus  zu  entscheiden,  wie  solche  Wörter  zu  schreiben  sind, 
die  im  militfiriscben  Spracbgebraucbe  Qblich  sind  und 
sich  eingelebt  haben,  deren  Schreibweise  aber  mit  Rück- 
sicht auf  die  neue  Orthographie  zweifelhaft  ist  oder  ver- 
schieden sein  kann.» 

Die  hauptsächlichsten  Unterschiede,  die  in  Bezug 
auf  die  Regeln  zwisclien  der  bisher  üblichen  und  der 
neuen,  einheitlich  für  das  ganze  deutsche  Sprachgebiet 
vereinbarten  Rechtschreibung  bestehen,   sind  zusammen- 
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ge&isst  in  dem  bei  R.  Oldenbourg  in  Müiich«ii  erschiene- 
nen offiziellen  Regelbuch,  wie  folgt; 

<!.  Th  wird  in  deutschen  Wörtern  nicht  mehr  ge- 
schrieben; man  schreibt  also  mit  blossem  T  nunmehr 
auch  die  Wörter  Tal,  Tat,  Ton  (Töpferton),  Tor  (der  und 
das),  Tran,  Träne,  tun  (nebst  seinen  Ableitungen),  Tür^ — e. 

2  Bei  den  auf  seh  ausgehenden  Stämmen  von  Zeit- 
und  Ei genscbaftä Wörtern  wird  in  der  verkürzten  Form 
unter  Beibehaltung  des  s  der  Endmig  geschrieben:  du 
wäschst,  du  naschst  —  bisher  wäscht,  nascht  —  und 
der  närrischste  (bisher  närrischte). 

3.  In  ZusammeDsetzungen,  in  denen  drei  gleiche 
Itfitlaute  zusammenstossen,  kann  derselbe  zweimal  oder 
auch  dreimal  geschrieben  werden,  z.  B.  Bettuch  oder 
Betttuch,  Schiffalirt  oder  Schifffahrt,  bisher  nur  Bettuch, 
Schiffahrt. 

i.  Bei  den  Wörtern  auf  ie  ist  in  der  Mehrzahl  die 
Schreibung  mit  iee  zulässig,  doch  die  mit  ien  vorzuziehcii, 
z.  B.  Kolonien  oder  Kolonieen,  bisher  Kolonien. 

5.  Was  die  Än^gsbuchstaben  betrifft,  so  ist  zunächst 
zu  bemerken,  dass  ausserhalb  des  Briefstils  die  Fürwörter 
du  und  ihr  nebst  den  dazu  gehörigen  Formen  und  besitz- 
anzeigenden Fürwörtern  in  der  Regel  klein  geschrieben 
werden.  Des  Weiteren  ist  neben  der  bisherigen  Schreibung: 
abends,  mittags,  morgens,  nachts  u.  ä.  auch  die  Schreibung 
Abends,  Mittags,  Morgens,  Nachts  zulässig.  Ferner  werden 
feste  Verbindungen  von  Hauptwörtern  mit  Verhältniss- 
wörtem  gerne  in  ein  Wort  zusammengeschrieben,  z.  B. 
imstande  (sein),  zugrunde  (gehen,  liegen),  zuteil  (werden). 
Endlich  ist  im  allgemeinen  zu  beachten :  in  zweifelhaften 
Fällen  schreibe  man  mit  kleinen  Anfangsbuchstaben. 

6.  Bei  der  Silbentrennung  wird  künftighin  ck  in  k>k, 
tz  in  t-z  aufgelöst  und  die  Buchstabenverbindung  ng  ia 
n-g  getrennt,  also  Hak-ke,  krat-zen,  Fin-ger  statt  bisher 
Ha-cke,  kra-tzen,  Fing-er,  aber  wie  bisher  Lasten,  Fen-ster, 

7.  In  Bezug  auf  die  Fremdwörter  geht  das  Bestreben 
daliin,  dieselben,  soweit  sie  nur  irgend  deutsche  Form, 
Aussprache    und    Betonung    angenommen    haben,    auch 
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durchaus  nach  den  Regeln  der  deutschen  Rechtschreibung 
zu  behandelo.  So  ist  vor  allem  die  Schreibung  z,  k,  und 
kz  vor  c,  cc  in  allen  einigermassen  geläufigen  Fremd- 
wörtern zu  bevorzugen.  Bei  zusammengesetzten  Fremd- 
wörtern kann  für  s  im  Auslaute  des  ersten  Gliedes  vor 
p  und  t  auch  f  geschrieben  werden,  z.  B.  Tranfport  neben 
Transport,  Diftorsion  neben  Distorsion.  Sodann  soll  mehr 
noch  als  bisher  beachtet  werden,  dass  entbehrliche 
Fremdwörter  zu  vermeiden  und  durch  völhggleichwerthjge 
gute  deutsche  Ausdrücke  zu  ersetzen  sind. 

Bei  folgenden  Wörtern  ist  eine  von  der  bisherigen 
abweichende  Schreibweise  ausschliesslich  vorgeschrieben: 
Änciennität  (bisher  AnciennetAt),  Arrak  (bisher  Arak), 
Afphalt  (Asplialt),  Bankier  (Banquier),  Efeu  (£pheu), 
gescheit  (gescheid),  lUciDesgleicben  (meines  gleichen), 
Hellebarde  (Hellebartej,  Jo(;kei,  Jockey  (Jockai),  Lazarett 
(Lazaret),  Matratze  (Matraze),  Moritz  (Moriz),  Möwe  (Möve), 
Naivität  (Naivetät),  Palisade  (Pallisade),  Sellerie  (Seilen), 
Sergeant  (Sergent),  Tal  (Thal),  Tat  (That),  Ton  — 
Töpferton  (Thon),  Tor  —  der  und  das  —  (Thor),  Tran 
(Thran),  Träne  (Thräne),  tun  —  mit  Ableitungen  —  (thun), 
Tür  [e]  (Thür  [e]). 

Bei  einer  Reihe  von  Wörtern  sind  Doppelschreib- 
ungen statthaft,  von  denen  bisher  nur  die  eine  oder  die 
andere  zulässig  war.  Im  Einzelnen  wird  auf  das  WOrter- 
verzeichniss  verwiesen.» 

Die  ganze  Sache  ist  nach  unserer  Ansicht  von  zwei- 
felhafter Güte. 

IV. 

Aus  der  Gesetzgebung  der  letzten  Zeit  und  der 
nächsten  Zukunft  sind  folgende  Gegenstände  hervorzu- 
heben : 

In  Kraft  getreten  sind:  das  revidirte  Gesetz  betref- 
fend «Erwerbung  des  SchweizerbOrgerrechts  und 
den  Verzicht  auf  dasselbe»  vom  25.  Juni  1903.  (E.  G.  S. 
XIX  690.)    Dasselbe  ist  bloss  eine  theilweise  Abände- 

34 
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rung  des  frOhem  Gesetzes  vom  3.  Juli  1876.  Das  Neue 
besteht  wesentlich  darin,  dass  nun  die  Kantone  durch  ihre 
Gesetzgebung  auch  noch  Leuten  das  BQi^rrecht  er- 
theilen  können,  die  die  Bewilligung  des  Btindesrathes 
biezu  nicht  besitzen  (eine  nicht  unbedenkliche  Berech- 
tigung, wenn  sie  nicht  mit  sehr  grossem  Mass  gehand- 
habt wird),  und  dass  die  Wiederaufnahme  aus  dem  Bür- 
gerrecht Ausgeschiedener  etwas  erleichtert  wird.  Man 
hatte  dabei  besonders  Personen  im  Auge,  die  etwa  in 
Folge  von  Anstellungen  im  Ausland  das  Schweizerbflrger- 
recht  aufgeben  müssen  und  nachher  in  die  Heimath  zu- 
rückkehren. 

Das  Forstpolizeigesetz  vom  11.  Oktober  1902 
(E.  G.  S.  XIX  492)  nebst  Vollziehungsverordnung  vom 
13.  März  1903  (E.  G.  S.  XIX  507).')  Auch  das  ist  wesentlich 
bloss  eine  Ausdehnung  der  bisherigen  Eidg.  Forstpolizei- 
gesetzgebung im  Hochgebirge  auf  das  ganze  Forstareal  der 
Schweiz.  Dabei  wird  jedoch  der  Grundsatz  angenommen, 
dass  das  Waldareal  der  Schweiz  nicht  vennindert  werden 
dürfe  und  dass  daher  alle  der  Forstwirthschaft  schädlichen 
Dienstbarkeiten  ablösbar  sein  müssen.  Die  Frage,  ob  in  der 
Oberaufeicht  eine  DecentraUsation  stattfinden  solle,  wurde 
für  das  neue  Ot^anisationsgesetz  über  das  Eidg.  Ober- 
forstinspektorat  vorbehalten,  das  sehr  nothwendig  ist. 

Das  Bundesgeaetz  Ober  die  Arbeitszeit  bei  den 
Transportanstalten  vom  19.  Dezember  1903  (E.  G. 
S.  yty  561),  mit  Anwendung  auf  die  Post  25.  Aug.  1903. 
(E.  G.  S.  XIX  673)  nebst  Abänderungen  des  Transportr 
rcglements   (E.  G.  S.   XIX   527,   558  und  644)   und   der 


')  Ob  Art.  10  desselben  nicht  zu  weit  gehe  ist  namentlich 
von  zugerischen  Corporationen  in  einer  Eingabe  an  die 
Bundesversammlung  in  Frage  gezogen  worden. 
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Posttransportordnung  (E.  G.  S.  XIX  521)  und  VoIIz.-Ver- 
ordnung  vom  22.  Sept  1903  (E.  G.  S.  XIX  681');  An- 
wendung auf  Telegraph  und  Telephon  10.  Nov.  1903 
(E.  G.  S.  XIX  751  und  726). 

Eine  neue  Verordnung  Ober  die  Aushebung  der 
Wehrpflichtigen  vom  1.  Mai  1903  (E.  G.  S.  XIX  569). 

Das  Elektrizitätsgesetz  vom  24.  Juni  1902  (E. 
G.  S.  XIX  259). 

Das  Gesetz  Ober  Lohnzahlung  und  Bussen  bei 
den  haftpflichtigen  Unternehmungen  vom  26.  Juni  1902 
(E.  G.  S.  XIX  348). 

Die  neuen  Geschftftsreglemente  der  beiden 
Käthe  (E.  G.  S.  XIX  529  und  624),  auf  Grundlage  des 
neuen  Gesetzes  Ober  den  Geschäftsverkehr  zwischen  den- 
selben vom  9.  Okt.  1902  (E.  G.  S.  XIX  386)  nebst  einem 
Reglement  Ober  den  Verkehr  der  Bundeskanzlei  mit  den 
Räthen  und  anderen  Personen  vom  5.  Nov.  1903  (E.  6.  S. 
XIX  738.  Dieselben  bezw^ecken  im  Ganzen  Beschleuni- 
gung und  Erleichterung  der  Verhandlungen. 

Ein  Bundesbeschluss  Ober  die  freiwillige  Sani- 
tätsholfezu  Kriegszwecken  (Unterstützung des  «Rothen 
Kreuzes-  mit  Fr.  45,000  jährlich,  25.  Juni  1903).  (E.  G.  S. 
XIX  706). 

Das  Ausführungsgesetz  Über  die  Unterstützung  der 
öffentlichen  Primarschulen,  25.  Juni  1903  (E.  G.  S. 
XIX  358,  709).    Vergl.  unter  .Verwaltung,  Schulwesen.. 

Eine  Abänderung  der  Verordnung  über  die  Eidg, 
Medizinalprüfungen,  17.  Sept.  1903  (E.  G.  S.   XIX 


1)  Die  Vollziehungsverordnung  vom  6.  Nov.  1890  (XI,  716) 
ist  ihuiurch  aufgehoben.  Es  Bind  nun  36  Ruhetage  fest,  die 
übr^n  mobil;  Arbeitszeit  llstündig. 
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In  Arbeit  sind  besonders  und  werden  wobl  im  Laufe 
des  nächsten  Jahres  in  Kraft  treten: 

f^ine  Abänderung  des  bisherigen  Jagdgesetzes, 
die  auch  bloss  eine  Revision  desselben  in  einzelnen  Be- 
stimmungen bedeutet.  Bestritten  ist  dabei  noch  beson- 
ders die  Sonntagsjögd,  welche  von  Seiten  aller  Freunde 
der  Thiere  und  eines  ungestörten  Sonntags  verboten 
werden  will,  während  die  Sonntagsjäger  ihren  Sonntag 
vorzugsweise  gerade  so  feiern  wollen.  Im  Uebrigen  hat 
ein  grosser  Theil  unseres  heutigen  Geschlechtes  für  diese 
Liebhaberei  fürstlicher  Personen  und  anderer  hoher  und 
mQssiger  Herren  kein  grosses  Interesse  mehr  und  wünscht 
das  gesammte  <Jflgervergnflgen>,  das  eigentUch  noch  ein 
Stock  ursprflngHcher  Barbarei  des  Menscliengeschlechts 
ist,  m)^lichst  eingeschränkt  zu  sehen. 

DasLebensmttte1po1izeigeset7.  nach  Art  69^'* 
der  Bundesversammlung,  eines  der  wiclitigsten  und 
hoffentlich  nOtzhchsten  neueren  Gesetze  (Entwurf  Bundes- 
blatt 1897  No.  19).  Dasselbe  war  längere  Zeit  wegen  der 
Unfall  Versicherungsgesetzgebung  zurückgestellt  worden, 
soll  nun  aber  zu  einem  Abschlüsse  gebracht  werden.  Fflr- 
solange  ist  auch  der  ZOrcher-Kochfett-Rekurs,  eine  wich- 
tige Auslegung  des  Gewerbefreiheitsartikels  der  Bundes- 
verfassung, verschoben  worden. 

Ein  neues  Gesetz  Ober  den  gewerblichen  Muster- 
und  Modellschutz.  Der  Bundesrath  hat  hiebei  am 
23.  Juni  1903  die  Erklärung  im  Nationalrathe  abgegeben, 
dass  er  den  Patentschutz  auch  auf  nicht  durch  Modelle 
darstellbare  Erfindungen  ausdehnen  lassen  wolle,  was 
bekanntlich  einer  beständigen  BeschwerdefOhrung  Deutsch- 
lands Ober  Nachahmung  chemischer  Produkte  Recht 
schaffen  soll,  jedoch  eine  nun  bereits  vorgeschlagene  Abftn- 


n,r,,i,7=-i>,  Google 


<leruDg  der  Bundesverfassung  verursacht.  Es  ist  auch 
mit  Bezug  auf  den  verwandten  Clegenstand  des  Urhe- 
berrechts von  dem  deutschen  Buchhandel  ein  Antrag 
auf  Erweiterung  der  BemerKonvention  an  das  deutsche 
Reichskanzleramt  gerichtet  worden. 

Die  sog.  Anarchisten-Novelle,  die  zuerst  folgen- 
den Wortlaut  haben  sollte : 

«In  das  Bundesgesetz  über  das  Bundesstrafrecht  vom 
4.  Februar  1863  wird  folgende  Bestimmung  aufgenommen: 

Art.  48.  «Wer  eine  strafbare  Handlung,  die  vorwie- 
gend den  Charakter  eines  gemeinen  Verbrechens  oder 
schweren  Vergehens  hat,  OfFentUch  in  einer  Weise  ver- 
herrlicht, die  geeignet  ist,  zur  Begehung  solcher  Hand- 
lungen anzureizen,  vrird  mit  Gefängnis  bestraft. 

Wird  die  strafbare  Handlung  durch  die  Druckerpresse 
«der  durch  ähnliclie  Mittel  begangen,  so  sind  sämmtliche 
Theilnehmer  strafbar,  und  es  finden  auf  dieselben  die 
Vorschriften  der  Art.  69  bis  72  keine  Anwendung.> 

soll  nun  in  folgender  gemilderter  Fassung  zur  Be- 
schlussfassung vorgelegt  werden: 

*  Wer  mit  rechtswidrigem  Vorsatz  Sprengstoffver- 
brechen, Raub,  vorsätzliche  TOdtung,  Brandstiftung  öffent- 
lich in  einer  Weise  verherrlicht,  die  geeignet  ist,  zur  Be- 
gehung solcher  Handlungen  anzureizen,  wird,  sofern  die 
begangene  Handlung  vorwiegend  den  Charakter  eines 
gemeinen  Verbrechens  hat,  mit  Gefängniss  bestraft.» 

Ferner  haben  31  Mitglieder  des  Nationalrathes  den 
Bundesrath  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen  und  darüber 
Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  das  Eidg.  Fabrikgesetz 
im  Sinne  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  eines  besseren 
Schutzes  der  Arbeiter  und  Oberhaupt  einer  intensiveren 
Ausgestaltung  der  leitenden  Grundsätze  des  Gesetzes 
und  seiner,  Vollziehungsbestimmungen  zu  revidiren  sei. 
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In  einer  Versammlung  von  Gewerbetreibenden,  welche 
in  Bern  im  Juni  d.  J.  stattfand,  wurden  hiefOr  bosooders 
folgende  Punkte  hervorgehoben: 

■Die  Anzeigepflicht  des  Fabrikbesitzers  ist  auf  alle 
Unfälle  auszudehnen,  nicht  nur  auf  die  erheblichen  Kör- 
perverletzungen und  Tödtungen,  da  die  Feststellung  der 
Häuligkeit  der  Unftlle  wichtiger  ist  als  ihre  Schwere, 

Die  Bussenkompetenz  des  Fabrikbesitzers  ist  zu  be- 
seitigen, jedenfalls  ist  das  Maximum  von  einem  halben 
Taglohn  zu  hoch  und  es  ist  dem  Arbeiter  eine  Berufung 
an  den  Richter  oder  den  Arbeiterausschuss  zu  gewähren. 

Die  Lohnabzüge  für  mangelhafte  Arbeit  oder  ver- 
dorbene Stoffe  sind  zu  verbieten ;  diese  Forderungen  sind 
dem  allgemeinen  Obligationen  recht  zu  unterstellen,  wo- 
nach gegenüber  unpfändbaron  Lohnforderungen  eine  Ver- 
rechnung nicht  gestattet  ist. 

Es  ist  den  Regierungen  vorzuschreiben,  dass  sie  über 
Fahrikordnungen  ein  Gutachten  des  Fabrikinspektors  ein- 
holen, ehe  sie  sie  genehmigen.  Die  Fabrikordnungen  sollen 
vorkomm  enden  falls  die  Organisation  von  Arbeiteraus- 
schüssen  regeln  und  Namen  und  Wohnort  des  Fabrikin- 
spektors enthalten. 

Es  ist  zu  prüfen,  ob  die  Bestimmimgen  über  Lohn- 
zahlung und  Aufkündung  nicht  in  das  Obligationenrecht 
aufzunehmen  sind,  das  ja  ohnehin  mit  Bezug  auf  den 
Dienstvertrag  gründlich  umzuarbeiten  sein  wird.  Jeden- 
falls sollten  Kündigungs-  und  Lohnzahlungsfristen,  obli- 
gatorische und  andere  Vereinbarungen  ausschliessend,  auf 
acht,  höchstens  vierzehn  Tage  angesetzt  werden.  Dabei 
hätte  das  Gesetz  Lobnabzüge  für  Kranken-  und  Unfall- 
versicherungsbeiträge statthaft  zu  erklären,  auch  gegen 
den  Willen  des  Arbeiters, 

Die  Vorschrift,  dnss  Hültsarbeiten  nicht  in  die  nor- 
male Arbeitsdauer  eingerechnet  werden  müssen,  ist  — 
wenn  die  Arbeitszeit  nicht  verkürzt  wird  —  zu  streichen. 
Jedenfalls  ist  die  Dauer  solcher  Arbeiten  zu  fixiren.  zum 
Beispii'l  auf  eine  Stunde  täglich. 
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Die  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  ist,  wo  immer  es  an- 
gebt, zu  unterdrücken. 

Beim  WOchnerinuenscbutz  liegt  die  Hauptscbwierigkeit 
daria,  dass  die  armen  Wöcb&erinnen  in  ihrer  NotÜage 
diesen  Schutz  meist  selbst  nicht  beanspruchen.  Hier  muss 
die  Versicherung  eingreifen. 

Kinderarbeit  ist  gfinzlich  zu  verbieten ;  das  Schutzalter 
könnte  vom  14.  auf  dos  16.  Altersjahr  erhöht  wei-den. 

Ueber  diese  Punkte  dürfte  eine  Verständigung  nicht 
schwer  zu  erzielen  sein,  fügte  der  Referent  hinzu.  Da- 
gegen werden  die  beiden  wichtigsten  Revisionspmikte : 
Reduktion  der  Arbeitszeit  auf  zehn  Stunden,  weitere  Aus- 
dehnung des  Fabrikgesetzes  und  der  Haftpflicht  lebhaften 
Kampf  hervorrufen. 

Die  Verkürzung  des  Arbeitstages  ist  jetzt  schon  in 
60 "/"  der  Betriebe  durchgeführt  und  zwar  in  einem  Drittel 
noch  unter  zehn  Stunden. 

Dann  ist  aucli  das  Verbot,  dem  Arbeiter  Arbeit  nach 
Hause  mitzugeben,  aufzunehmen.  Die  Durchführung  des 
Gesetzes  wird  auch  in  der  Zukunft  den  kantonalen  Be- 
hCrden  zu  übertragen  sein ;  die  Errichtung  kantonaler 
Fabribinspektionen  sollte  aber  durch  Bundesbeitrftge  unter- 
stützt werden. 

Ein  Vertreter  des  Gewerbestandes  äusserte  sich  da- 
hin, dass  eine  Erweitenmg  des  Geltungsgebietes  der 
Fabrikgesetzgebung  nur  in  der  Weise  geschehen  könnte, 
dass  jede  Grenzbestinmiung  zwischen  Gross-  und  Klein- 
induatrie  beseitigt  würde,  weil  jede  Grenzbestimmung 
willkürhch  und  mit  Härten  verbunden  ist.  Das  sei  aber 
unmöglich;  die  Kleingewerbe  haben  zu  verschiedene  Ar- 
beitsbedingungen (Gärtner,  Bäcker,  Metzger,  Coiffeure). 
Das  Kleingewerbe  verlange  auch  eine  Regelung,  aber  auf 
dem  Wege  einer  Gewerbegesetzgebung,  welche  die  in 
der  Ausbeutung  der  Arbeiter  hegende  Schmutzkonkurrenz 
beseitigen  soll.« 

Im  Allgemeinen  zeigte  sich  bei  diesem  Anlasse,  dass 
bei  uns  einer  massigen  Verkürzung  der  Arbeitszeit  keine 
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Opposition  mehr  gemacht  wird  und  dass  Oberhaupt 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  keine  ganz  un- 
versöhnlichen Gegensätze  bestehen. 

Eine  Novelle  zu  dem  Militärstraf  recht  soll  die 
Möglichkeit  für  den  Richter  enthalten,  in  einzelnen  Fällen 
das  gesetzliche  Minimum  bis  auf  '/>  der  angedrohten 
Strafe  zu  ermässigen,  oder  Zuchthau.>«.strafen  in  Gefängniss- 
strafen umzuwandeln. 

In  etwas  fernerer,  aber  doch  bereits  absehbarer  Zu- 
kunft liegen  folgende  gesetzgeberische  Untemehmimgen : 

Zunächst  befinden  sich  in  der  Bundesverfassung 
mehrere  Artikel,  die  ilu'e  Ausführung  durch  die  Gesetz- 
gebung bisher  nicht  gefunden  haben.  Es  betrifft  dies 
besonders:  die  Unfall-  und  Krankenversicherung, 
in  Bezug  auf  welche  entweder  ein  neuer  gesetzgeberischer 
Versuch,  oder  eine  eingieifende  Abänderung  der  jetzigen 
Haftpflichtgesetzgebung  nothwendig  ist.')  Theilweise  ist 
dies  bereits  der  Fall  durch  das  in  Arbeit  befindliche  neue 
Eisenbahnhaftpflichtgesetz. 

Sodann  ein  neues  Bankgesetz,  das  dem  jetzigen 
Banknotenartikel  entspricht,  was  bei  dem  geltenden  Ge- 
setze nicht  der  Fall  ist.  Der  dermalige  Vorsteher  des 
Eidg.  Finanzdepartements,  der  jedoch  mutlimasslich  im 
nächsten  Jahre   das  Departement  nicht  weiter  behalten 

')  Vgl.  darOber  einen  Aufsatz  von  Nationalnttii  Wull- 
schlegcr  in  Basel  in  den  •Blättern  für  Wirthschafts-  und 
Sozialpolitik»  vom  Dezember  1901.  Ein  Biindesgesetz  Qber 
den  Versicherungsvertrag,  das  davon  zu  unterscheiden 
ist,  ist  schon  seit  längerer  Zeit  in  Vorbereitung  und  wird 
inuthniasslich  in  nUchster  Zeit  den  Eidg,  Rätben  voi^legt 
werden. 

Ebenso  ist  in  der  nächsten  Zeit  bevorstehend  eine  Vor- 
lage über  die  Unfallversicherung  der  in  Eidg.  Diensten 
stehenden  Personen  durch  den  Bund. 
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wird,  ist  geneigt,  einen  Gesetzesentwurf  auf  Basis  einer 
sogenannten  •gemischten  Bank*  einzubringen,  wie  sie  alle 
europäischen  Staaten  ausser  Russland  und  Schweden  be- 
sitzen. Die  Hartnäckigkeit,  mit  der  früher  von  Seite 
der  Anhänger  einer  reinen  Staatsbank  an  derselben  fest- 
gehalten wurde,  hat  es  verschuldet,  dass  wir  noch  immer 
kein  der  Verfassung  entsprechendes  Gesetz  und  keine 
für  alle  Ffille  hinreichende  Regelung  unseres  Banknoten- 
wesens besitzen,  einen  Zustand,  der  seine  Gefahren 
hat.  Es  wiixl  ja  auch  einer  Aktienbank  die  Konzession 
nicht  auf  ewig,  sondern  wEihrscheinlich  auf  kürzere  Zeit 
(15—20  Jahre)  ertheilt  werden,  so  dass  in  absehbarer 
Zeit,  wenn  es  sich  als  wünschbar  herausstellen  sollte, 
auch  eine  reine  Staatsbank  immer  noch  entstehen  kann. 
Endlich  ein  Gesetz  über  die  Doppelbesteuerung 
und  ein  neues  Expropriationsgesetz.  Ueber  die 
Erstere  liegt  bereits  ein  Entwurf  nebst  einer  Begutachtung 
der  kantonalen  Finanzdirektoren  von  1901  vor.  Auch 
der  Juristenverein  hat  sich  darüber  in  seiner  Jahresver- 
sammlung von  1902  ausgesprochen.  Eine  Schwierigkeit 
liegt  darin,  dass  der  Gegenstand  eigentlich  internationaler 
Regelung  nicht  bloss  fähig,  sondern  auch  bedürftig  wäre, 
wenn  er  seine  volle  Rechtswirkung  ausüben  soll.  Betreffend 
der  Expropriation  bat  sich  das  Bundesgericht  bekanntlich 
■  gegen  dieselbe  erklärt,  aber  aus  nicht  hinreichenden 
Gründen. 

Die  natiunalräthhche  Geschäftsprüfungskommission 
d.  3.  machte  femer  darauf  aufmerksam,  dass  das  Gesetz 
Über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege 
nicht  bloss  wenig  bekannt,  sondern  auch  schwer  verständ- 
lich sei  und  daher  revidirt  werden  sollte.  Wir  theilen  diese 
Ansieht;  es  ist  in  der  That  eines  der  wenigst  guten 
Eidg.  Gesetze,   sowohl   in  Bezug  auf  Anordnung,  als  auf 
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Redaktion  überhaupt ;  das  ursprüDgEche  Gesetz  von  1881 
war  bei  weitem  klarer.  Eine  Revision  sowohl  dieses, 
als  des  ebenfalls  mangelhaften  Schnldbetreibungs- 
gesetzes  sollte  nothwendig  auf  die  Traktanden  der 
nächsten  Periode  kommen. 

Im  Femeren  stellte  die  gleiche  nationah'äthliclie 
Kommission  folgende  Postulate: 

1.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  der  Bundes- 
versammlung beförderlichst  einen  besondern  Gesetzes- 
entwurf Ober  den  Postcheque-  und  Giroverkehr 
vorzulegen. 

2.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Frage  zu 
prüfen,  ob  nicht  die  Ausübung  des  Begnadigungs- 
rechtes der  Btindesbehörden  neu  zu  ordnen  sei,  und 
eventuell  einen  bezüglichen  Gesotzesentwurf  vorzulegen, 
Sie  erklärte  ferner  äre  Zustimmung  zum  Postulat  des 
St&nderatlies  zum  Geschäftsbericht,  lautend: 

3.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Verordnung 
vom  12.  Mai  1893  betreffend  Besoldung  und  anderweitige 
Kompetenzen  des  ständigen  und  des  ausserordentlichen 
Instruktionspersonals  im  Sinne  der  Anpassung  an  die 
derzeitige  Bundesgesetzgebung  (insbesondere  die  Bundes- 
gesetze vom  20.  Dezember  1901  betreffend  die  Organisation 
des  Militärdepartementes,  vom  2.  Juli  1897  betreffend  die 
Besoldungen  der  eidgenössischen  Beamten  und  Ange- 
stellten und  vom  28.  Juni  1901  betreffend  die  Versicherung 
der  Militärpersonen  gegen  Krankheit  und  Unfall)  und  im 
übrigen  im  Sinne  der  möglichst  einfachen  und  kongru- 
enten Mormirung  der  Nebenbezüge  in  Revision  zu  ziehen, 
und  bei  diesem  Anlasse  zu  prüfen,  ob  sich  nicht  eine 
gleichzeitige  und  entsprechende  Regelung  der  Kompe- 
tenzen auch  der  übrigen  Beamten  des  Militärdeparte- 
mentes empfehle. 

Die  beiden  grösseren  Rechtsgesetze ,  das  Civil- 
und  Strafgesetz  sind  soweit  gefördert  worden,  dass 
von   dem  letztem  bereits  ein  Entwurf  vom  Juni  d.  J,  in 


Bundesgesetzgebung.    Rechtsgesetze.  53  t 

274  Artikeln,  nebst  einem  EinfOhrungsgesetz,  vorliegt,  von 
dem  ersteren  ein  solcher  noch  im  Laufe  dieses  Jahres  er- 
wartet wird.  Beide  Gesetze  können  dann  den  parlamenta- 
rischen Kommissionen  zur  Vorberathung  fibet^eben  wer- 
den. In  Bezug  auf  das  Strafgesetz  ist  bemerkenswerth 
eine  in  Deutschland  bestehende,  ziemlich  starke  Tendenz, 
das  deut^clie  Reichsstrafgesetz  einer  durchgreifenden  Ver- 
änderung zu  unterziehen.  Würde  dieselbe  in  kOrzester 
Zeit  beschlossen,  so  wäre  es  wohl  gerathen,  ihre  Resul- 
tate abzuwarten ;  denn  die  Strafgesetzgebung  ist  heutzu- 
tage beinahe  international  und  man  kann  sich  in  einem 
kleinen  Machbarlande  dem  Einfluss  eines  grossen  Nach- 
barstaates in  dieser  Hinsicht  nicht  ganz  entziehen. 

üeber  diese  deutschen  Reformideen  zum  dortigen  Straf- 
gesetz wurde  am  deutschen  Juristentag  von  Gehcimrath 
Prof.  Kahl  in  Berlin  ein  eingebender  Vortrag  gehalten. 
Die  <intemationale  Kriminalistisclie  Vereinigung»  stellte 
für  diesen  Fall  der  Revision  des  Reicfasstrafgesetzbuches 
folgende  Thesen  auf: 

«1.  Wenn  zur  VerObung  einer  strafbaren  Handhiug 
mehrere  Personen  vorsätzhcli  zusammenwirken,  so  trifft 
die  auf  die  Handlung  angedrohte  Strafe  jeden  Theil- 
nebmer  (Thäter,  Mittbäter,  Anstifter.  Gehilfen). 

2,  Die  Gerichte  sind  jedoch  zu  ermächtigen,  die  Strafe 
derjenigen  Theilnehmer,  deren  Schuld  sich  als  eine  ge- 
ringere herausstellt,  in  einem  gesetzhch  zu  bestimmenden 
Masse  herabzusetzen. 

3.  MissJingt  die  Anstiftung  oder  kommt  es  ohne  Zu- 
thun  desjenigen,  der  die  Anstiftung  unternommen  hat, 
nicht  zur  Ausführung  der  That,  zu  der  angestiftet  wurde, 
so  tritt  Strafe  nur  in  den  gesetzhch  vorgeschriebenen 
Fällen  ein;  es  ist  jedoch  zu  wönschen,  dass  eine  solche 
Bestimmung  in  allen  schwereren  Fällen  getroffen  werde.» 


D,£,,t,7=-i>,  Google 


:632  Jahresbericbt  1903. 

Andererseits  macht  eine  Zeitung  des  Aargaus  den 
Vorschlag,  im  dortigen  Kanton  den  eidgen.  Entwurf 
kurzer  Hand  als  Gesetz  anzunehmen.  Es  wäre  dann 
nach  ihrer  Ansicht  mittelst  Nachahmung  dieses  Schrittes 
^Seitens  anderer  Kantone  rascher  zu  einer  Strafrechtseiu- 
heit  zu  gelangen  —  etwas  was  wir,  beiläufig  gesagt,  ftlr 
unthunlich  halten. 

Zu  dem  Entwurf  des  Strafgesetzes  ist  bereits  eine 
einlässlicfae  Besprechung  von  Privatdozent  Dr.  Hafter  in 
ZOrich  in  der  schweizerischen  Zeitschrift  für  Strafrecht, 
Jahrgang  1903,  erschienen.  Ueber  den  Hauptpunkt,  nämlich 
die  materialistische,  oder  idealistische  Lebensauschauuog, 
-die  in  jedem  Strafgesetze  sich  aussprechen  muss,  ist  von 
Dr.  Forel  eine  Broschüre  unter  dem  Titel  «Crime  et  ano- 
malies  mentales  constitutionnelles*  erschienen,  worin  u.  a. 
folgender  oberflächlich  absprechender  Passus  vorkommt: 

•Le  diialisme,  c'est-ä-dire  la  tbeorie  qui  considere 
l'etre  humain  comme  compose  de  deux  essences  differentes, 
l'äme  et  le  corps,  a  fait  son  temps.  L'ctemelle  dispute 
entre  les  spirituolistes  et  les  materialistes,  dispute  de 
mots  s'ü  en  fut,  a  perdu  tous  les  semblants  de  raison 
d'etre  qu'elle  a  jamats  pu  avoir,  car  les  faits  les  plus 
lumineux  prouvent  ä  qui  ne  veut  pas  se  boucher  les  yeux 
que  notre  cerveau  vivant  et  notre  äme  ne  sont  qu'un, 
que  la  delerioration  ou  l'insuffisance  de  notre  cerveau 
entraine  non  seulement  la  deterioration  ou  l'insuffisance 
de  notre  intelligence,  mais  celle  de  notre  volonte,  de 
notre  conscience  morale,  de  notre  esthetique,  de  dos 
sentiments,  de  notre  conscience,  de  nous-meme,  bref,  de 
tout  ce  qui  constitue  notre  äme.> 

Vgl.  dazu  eine  Entgegnung  in  der  Lausanner-Zeitung 
vom  29.  Oktober  d.  J.  Herr  Forel  wird  sich  sehr  irren,  wenn 
er  glaubt,  seine  Ansiebt  sei  diejenige  des  Schweizervolks. 

Zu  dem  Civilgesetzbuch  muss  dann  nothwendig  noch 
eine  Anpassung  und  theilweise  Revision  des  Obligationen- 
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rechts  kommen.    Der  Entwurf  des  Civilgesetzbuches  ent- 
hftlt  1039  Artikel. 

Oboe  Zweifel  ist,  wie  man  sieht,  für  das  nficbste- 
Lustrum  kein  Mangel  an  Beschäftigung  der  Eidg.  Bätbe 
mit  wichtigen  gesetzgeberischen  Arbeiten,  imd  wenn  man 
manchmal  dabei  Ober  die  lange  Incubationsfrist  einzelner 
Gresetze  unwiUig  werden  mochte,  so  mag  die  gleich* 
mütfaige  Betrachtung  eines  englischen  Philosophen  Trost 
gewähren,  welcher  sagt: 

«Every  thinking  person  is  well  aware,  that  the  enorm- 
ous  loss  of  tiroe  caused  by  the  Metion  of  our  legislaüve- 
macbinery  has  preserved  the  country  from  a  great  deal. 
of  cnide  and  ill-digested  Iegi3lation.> 

V. 

Die  eidgenössische  Verwaltung  verlor  in  Bundes- 
rath  Hauser  noch  zu  Ende  des  Jahres  1902  den  tOchtigem 
und  zuverlässigen  Chef  der  Finanzverwaltung  (vgl.  Nekro* 
l(^e).  Derselbe  wurde  im  Bundesrath  durch  den  bis- 
herigen Vorsteher  des  internationalen  Eisenbahn »ntes^ 
Dr.  Ludwig  Forrer,  ersetzt,  welchem  jedoch  nicht  das 
Finanzdepartement,  sondern  einstweilen  das  Handels-  und 
Industriedepartement  als  Verwaltungsabtheilung  zußel. 

Von  neuen  Verwaltungsorganen  schlägt  der  Bundes- 
rath die  Errichtung  eines  CentralpolizeibQreau's, 
mit  anthropometrischer  Messung,  nach  Gutachten  einer 
Konferenz  kantonaler  Polizeidirektoren  vor;  die  Fremden- 
polizei wird  in  Folge  dessen  wohl  allmählig  ganz  an  den^ 
Bund  Obetgehen  (B.-B1.  1902  Nr.  25;  1903  Nr.  4i].  Ebenso- 
Jiespracb  die  Konferenz  die  Schaffung  von  Bundesgen- 
darmen  und  eines  eidg.  Centralpolizeiblattes  (Fahndmigs- 
blatt).  Letzteres  ist  bereits  in  den  Rätben  zur  Behand- 
hing gelangt. 
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Einige  wesentliche  Circulare  sind  folgende: 

Kreisschreiben  über  die  falschen  Herkunfts- 
bezuichnuDgen  von  Waaren.  Alle  Entscheide  in 
solchen  Sachen  sind  (mit  Bezugnahme  auf  Art.  155  des 
bundesgerichtlichen  Org.-Gesetzes)  dem  Bimdesrath  ein- 
zHseBÖen. 

Mit  Bezug  auf  die  übermfissig  angewachsenen  Nach- 
kredite (welche  im  Jahre  1902  in  4  Serien  Ober  i  Mil- 
lionen ausmachten  und  damit  noch  immer  nicht  ganz  zu 
Ende  waren),  wurde  auf  Vorschlag  des  Finanzdepartements 
folgendes  Schreiben  an  alle  Departemente  und  das  Bim- 
-de^ericht  erlassen  {Protokoll  des  Bundesrathes  vom 
22.  Juni  1903): 

«lies  credits  supplementaires  de  l'adniiDistration  fede- 
rale  sc  sont  mont^s  pour  1902  ä  4,935,000  francs.  Cette 
somme  paraft  elevee  si  on  la  compare  au  total  des  de- 
penses  du  budget  ordinairc  qui,  pour  1902,  atteignait 
107,890,000  francs.  D'ailleurs,  ä  en  juger  d'apre^  les  de- 
mandes  presentees  jusqu'ä  pr^ent,  les  crödits  supple- 
mentaires tendraient  ä  augmenter,  puisque  les  1"*  et 
11°  s^ries  de  l'exercice  courant  s'el^vent  ensemble  ä  pres 
de  3  millious  de  francs. 

En  parcourant  les  Messages  sur  la  matiere,  le  Depar- 
tement des  Finances  a  acquis  la  conviction  que  beaucoup 
de  credits  extraordinaires  auraient  pu  €tre  ^vites  si  les 
differentes  divisions  administratives  avaient  apporte  s 
r^aboration  du  budget  toute  l'attention  que  comporte  cet 
important  travail,  au  lieu  de  fier  ä  la  ressource  des  cre- 
dits supplementaires.  La  meme  constatation  vient  d'etre 
faite  par  la  Commission  des  finances  du  Conseil  des  Etats 
lors  de  la  discussion  de  la  U'  Serie  de  cr^its  supple- 
mentaires de  l'ann^  courante. 

Ces  demandes  de  credit  faites  au  cours  d'une  annee 
budgdtaire  pr^sentent  de  graves  inconveuients.  En  venant 
soUiciter  ä  chaque  Session  de  nouveaux  credits,  le  Conseil 
fed^ral  s'expose  ä  la  critique.    On  peut  avec  des  sppa- 
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rences  de  raison  lui  reprocher  ou  de  ne  pas  preparer 
le  budget  avec  soin,  ou  bicn  de  manquer  de  franchise 
cDvers  rA&semblee  federale  en  ne  lui  presentant  pas 
d'emblee  toutes  les  depenses  probables  d'un  exercice,  ou 
bien  encore,  quand  il  s'agit  par  exemple  de  travaux  d^jä 
coiiunetices  ou  d'acquisitions  dejä  faites,  de  rendre  illu- 
soire  le  droit  budgetaire  du  Parlement  en  le  plannt  de- 
viint  des  fuits  accomplis.  Mais  ce  qui  est  plus  grave 
encore,  ce  sont  Tinstabilite  et  Tinsöcurit^  qui  resultent 
pour  nos  finances  de  Tabus  qu'on  a  trop  souvent  fait  des 
credits  supplementaires.  Comment  equilibrer  les  recettes 
et  les  depenses  quand,  ainsi  que  cela  s'est  dejä  vu,  c«9 
dernieres  viennent  ä  etre  majorees  au  cours  d'un  exercice 
de  plus  de  huit  pour  cent?  Caroa  ne  peutä volonte 
augmeuter  les  revenus  comme  on  le  fait  pour  les  de- 
penses. La  depression  economique  generale  ne  permet 
pas,  du  moins  pour  un  avenir  prochain,  de  compter  siir 
une  augmentation  considerable  et  reguliere  des  recettes 
douaoieres,  comme  celle  qui  s'est  produite  de  1880  h  1890 
et  de  1890  ä  1900,  et  les  Chambies  ont  pris  l'hsbitude 
de  serrer  de  plus  pres  que  precedemment,  dans  leurs 
evaluattOQS  budgetaires,  les  plus-valnes  probables  des 
recettes.  Quand,  pendant  un  exercice,  des  depenses  im- 
prevnes  se  montant  ä  plusieurs  mülioos  viennent  grever 
le  budget,  il  est  impossible  d'eviter  un  deficit,  alors  que 
le  CoDseil  federal  et  l'Ässemblee  federale  auraient  pu 
proportionner  les  depenses  aux  recettes  si  on  avait  place 
sous  leurs  yeux  un  tableau  complet  des  exigences  de 
l'administration. 

Sur  la  proposition  du  Departement  des  Finances  le 
Conseil  federal  arr^te; 

1.  Toüs  les  Departements  et  le  Tribunal  federal 
seront  invit^s  ä  elaborer  avec  le  plus  grand  soin  leur 
projet  de  budget  pour  l'exercice  1904,  de  maniere  ä  eviter 
autant  que  possible  des  crädits  supi^^mentaires. 

2.  Le  Conseil  f^d^ral  d4cide  que  tout  crMit  supple- 
meiitaire  pour  l'exercice  1904  qui  aurait  pu  €tre  demaude 
lors  de  l'äaboration  du  budget  ordinaire  ne  sera  pas 
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pi^sent^  ä  l'Assemblee  f^d^rale  et  sera  refoule  au  budget 
de  l'exercice  suivant.» 

Im  Bundenblatt  1902  Nr.  21  gibt  das  Justizdepartement 
bekannt,  dass  keine  materielle  Kontrolle  der  Betreibungs- 
und Konkurspublikationen  im  schweizerischen  Han- 
delsamtsblatt, weder  durch  das  Departement,  noch  das 
Bundesgericlit  mehr  stattfinde.  £s  seien  daher  die  ein- 
zelnen Betreibungs-  und  KonkunsAmter  allein  fßr  die 
Richtigkeit  dieser  Veröffentlichungen  verantwortlich,  und 
hätten  dieselben  auch  direkt  an  die  Bedaktion  des  Haa- 
delsamtsblattes  zu  richten. 

Auf  Grund  des  neuen  Gesetzes  Ober  den  Geschäfts- 
verkehr zwischen  den  eidg.  Bäthen  ist  es  nothwendig 
geworden,  über  die  Art  der  Publikation  der  eidg. 
Gesetze  neue  Bestimmungen  zu  treffen  und  ist  darüber 
in  der  Bundesrathssitzung  vom  18,  August  1903  folgendes 
angenommen  worden: 

«Mit  Bezug  auf  die  Herausgabe  der  amtlichen 
Sammlung  der  Bundes ge setze  und  Verord- 
nungen, welche  in  Zukunft  das  einzige  Promulgations- 
organ  für  gesetzgeberischen  Erlasse  sein  wird,  stellt  die 
Bundeskanzlei  und  das  politische  Depariiement  nach- 
folgende Anträge. 

I.  Form  und  äussere  Ausstattung. 
Wie  in  der  bundesräthlichen  Botschaft  zum  Gesetzes- 
entwürfe  tlber  den  Geschäftsverkehr  vom  30.  März  189* 
auseinandergesetzt,  wird  in  Zukunft  jeder  gesetzgeberische 
Erlass,  sowie  er  vom  Bundesrathe  mit  der  Vollziehungs- 
Uausel  versehen  ist,  promulgirt  resp.  veröffentlicht  werden, 
womit  zusammenhängt,  dass  die  Gesetzessammlung  nicht 
wie  bisher  nur  bogenweise  erscheinen,  sondern  dass  jeder 
durch  bundesrllth liehe  VoliziehungsverfOgung  in  Kraft  er- 
klärte Krlass  sofort  gedruckt  und  unter  Umständen  als 
iliegenues  Blatt  den  in  Betracht  kommenden  Amtsstellen 
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zugesteUt  werden  wird.  Dabei  wird  jedes  dieser  Gesetzes- 
blfttter,  weil  der  darin  enthaltene  Erlass,  falls  nichts  an> 
deres  bestimiiit  worden  sein  sollte,  fünf  Tage  nach  der 
Veröffentlichung  in  Kraft  tritt,  mit  dem  Dattunsvermerk 
seines  Erscheinens  zu  versehen  sein.  Selbstverständlich 
erscheint  auch,  der  UebersichÜichkeit  halber,  eine  Nume- 
rirung  geboten. 

Die  Bundeskanslei  glaubt  daher,  jedem  Gesetzesblatt 
sei  folgende  Kopfnote  vorauszuschicken. 

Amtliche  Sanmilung  der  Bunde^esetze  und 
Verordnungen. 
Nr.  1.  3.  Januar  1904. 

Dabei  hat  es  die  Meinung,  dass  das  Datum  eingesetzt 
werde,  an  welchem  die -Spedition  begonnen  wird. 

Als  Format  soll  das  bisherige  beibehalten  werden. 

Die  Eisenbahnaktensammlung  hingegen  wird 
durch  die  neuen  Vorschriften  des  Gesetzes  nicht  berührt. 
Es  wird  bei  dem  Bundesrathsbeschlusse  vom  11.  Februar 
1874  sein  Bewenden  haben,  wonach  von  den  auf  das 
schweizerische  Eisenbahnwesen  bezüglichen  Äktenstflcken 
in  die  amtliche  Sammlung  aufgenommen  werden  sollen: 
Gesetze,  Verordnungen  und  StastsTerträge,  wc^egen  die 
Konzessionen  als  solche  ausschliesslich  in  die  Eisenbahn- 
aktensammlung fallen. 

II.   Art  und  Weise   der  Verbreitung. 

Der  Modus  der  Verbreitung  in  Kraft  getretener  ßundes- 
gesetze  und  Verordnungen  war  bis  jetzt  folgender: 

1.  Sofort  nach  vom  Bundesrathe  erlassener  Voll- 
ziehungsverordnung wurden  den  Kantonen  eine  Anzahl 
SeparatabzQge  nach  Analogie  einer  mit  ihnen  —  mit  Bezug 
auf  die  dem  Beferendum  unterstellten  Erlasse  —  verein- 
barten Skala  Überschickt,  so  dem  Kanton  Zürich  600 
deutsche,  dem  Kanton  Bern  500  deutsche  und  100  fran- 
zösische, u.  s.  w. 

2.  Sodann  wurde  die  Gesetzessammlung,  nach  Mass- 
gabe ihres  Erscheinens,  bogenweise  dem  Bundesblatte 
beigelegt  und  mit  diesem  an  die  Gratisempf&nger  und 
Abonnenten  versandt. 
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3.  Nach  Äbschluss  eines  Gesetzesbandes  wurden  je 
zwei  brochirte  Exemplare  desselben  den  Kantooskanzleien 
gratis  verabfolgt. 

i.  Einzelne  Kantone  bezieben  von  den  für  den  Bund 
arbeitenden  Druckereien  die  gedruckten  Gesetzesbogen 
zu  rediizirtem  Preis  und  legen  sie  meist  ihren  Amts- 
blättern bei  {so  Zürich  550,  Bern  4530  Exemplare  u.  s.  w.) 
andere  beziehen  eine  Anauhl  brochirter  Bände  nach  Band- 
äbschluss;  wieder  andere  beziehen  eine  bestimmte  An- 
zahl  Exemplare  des  Bundesblattes  (incl.  Gesetzessa 
luQg)  zu  reduzirteu  Preisen  (so  Aargau  und  Waadt)  oder 
verpflichten  ihre  Bezirks-  und  GemeiudebehOrden  zum 
Abonnement  auf  dasselbe  (St.  Gallen). 

Jetzt  kommt  als  Mehrleistung  des  Bundes  noch  hinzu, 
dass  er  die  einzelnen  Nummern  der  arnÜichen  Sammlung 
gratis  an  sAmmtliche  politiscbe  Gemeinden  und  an  eine 
Reihe  kantonaler  Amtsstellen  abgeben  soll,  wozu  rund 
3600  Exemplare  nOthig  sind.  Dessenungeachtet  möchte 
die  Bundeskanzlei  nicht,  dass  die  oben  unter  Ziffer  1  bis 
und  mit  3  aufgezählten  Leistungen  irgend  erheblich  redu- 
zirt  würden,  oder  dass  die  Kantone  von  der  dem  Bunde 
durch  Art.  36  des  Gesetzes  auferlegten  Mehrleistung  Ver- 
anlassung nftbmen,  in  ihren  eigenen,  sub  i  erwähnten, 
im  Interesse  mOgUchster  Verbreitung  bundesgesetzhcher 
Erlasse  gemachten  Anstrengungen  nachzulassen.  Es  ist 
schon  in  der  Botschaft  vom  30.  März  1899  betont,  dass 
der  Bund  bei  seinen  daherigen  Bestrebungen  der  Mit- 
wirkung der  Kantone  nicht  entrathen  möchte,  und  es  em- 
pfiehlt sich,  die  letzteren  hierauf  noch  besonders  aufmerk- 
sam zu  machen. 

Höchstens  dürfte  eine  Reduktion  der  unter  1  hievor 
erwähnten  Zahl  der  den  Kantonen  jeweilen  zu  Qber- 
mittelnden  Separatabzüge  eintreten.  Denn  die  bisherige 
Verwendung  derselben  wird  sich  mit  der  dem  Bunde 
durch  Art.  36  zur  Pflicht  gemachten  Gratisvertheilung 
so  ziemlich  decken. 

Bezüghch  der  Spedition  empfiehlt  die  Bundeskanzlei 
die  direkte  Versendung  seitens   der  Druckereien   an  die 
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betreffenden   Amtsstellen    (ohne    Dazwischenkunft    der 
Staatskanzleien  und  der  B^erungsstattbalter). 

Es  wird  aber,  wenn  Art.  35  des  Gesetzes  nicht  ein 
todter  Buchstabe  bleiben,  und  wenn,  im  Sinne  der  Aus- 
fobrungen  der  Botschaft  vom  30.  Mflrz  1899,  darauf  Be- 
dacht genommen  werden  soll,  dass  buodesgesetzliche 
Erlasse  der  schweizerischen  Bevölkerung  möglichst 
gleichzeitig  zur  Kenntniss  gelangen,  nOthig  werden, 
noch  andere  Scblussnahmen  zu  fassen,  welche  sozusagen 
die  innere  Oekonomie  der  Verwaltung  betreffen. 

1.  Es  wird  Vorsorge  zu  treffen  sein,  dass  die  in  der 
amtlichen  Sammlung  zu  veröffentlichen  Verordnungen 
und  BundesrathsbeschlOsse  dem  Bundesrath  von  den  De- 
partementen in  allen  drei  Landessprachen,  wenigstens  in 
den  zwei  Hauptsprachen,  vorgelegt  werden. 

2.  Es  wird  als  Kegel,  von  welcher  nur  ganz  aus- 
nahmsweise abgewichen  werden  darf,  festzuhalten  sein, 
dass  der  Bundesrath  da,  wo  die  Festsetzung  des  Zeit- 
punktes der  Wirksamkeit  eines  Erlasses  ihm  aberlassen 
ist,  von  diesem  Recht«  in  der  Weise  Gebrauch  mache, 
dass  er  als  solchen  einen  bestimmten  Kalendertag  be- 
zeichnet, und  zwar  so,  dass  bis  zu  diesem  Kalendertag 
die  Publikation  des  Erlasses  in  allen  drei  Landessprachen 
erfolgen  kann.  Denn  die  vage  Klausel  «tritt  sofort  in 
Kraft«,  hat  zur  Folge,  dass  Alinea  3  des  Artikels  36  zur 
Anwendung  kommt. 

Auf  den  Antrag  des  poÜtischen  Departements,  mit 
dem  sich  das  Justiz-  und  Polizeidepartement  einverstanden 
erklärt,  wird  vom  Bundesrath  beschlossen: 

1.  Es  sei  den  von  der  Bundeskanzlei  unter  I  und  11 
hievor  in  Aussicht  genommenen  Anordnungen  zum  Zwecke 
der  Ausführung  der  Art.  35  und  36  des  Bundesgesetzes 
aber  den  Verkehr  zvrischen  den  eidg.Räthcn  die  Geneh- 
migung ertbeilt  und  ein  Kreisschreiben  an  die  Kantone 
nach  vorgelegtem  Entwurf  zu  erlassen. 

2,  Die  Departemente  werden  eingeladen,  die  in 
der  amtlichen  Sammlung  zu  veröffenthchenden  Erlasse 
wenigstens  in  den  zwei  Hauptlandessprachen  vorzul^^. 
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Die  EntwOrfe  von  Yerordnungen  und  BandesbC' 
schlössen  sind  der  Bundeskanzlei  zum  Behufe  der  Ueber> 
Setzung  ins  Italienisdie  sobald  als  möglich,  und  zwar 
noch  vor  deren  Genehmigung  durch  den  Bundesrat  zu- 
zustellen. 

3.  £s  sei  als  Regel  festzuhalten,  dass  als  Beginn  der 
Wirksamkeit  eines  blasses  ein  bestimmter  Kalendertag 
bezeichnet  werde.> 

Der  Bundesrathsbeschluss  vom  38.  März  1901  betref- 
fend die  Behandlung  von  Strafsachen,  die  nach  eidge- 
nossischen Gesetzen  zu  entscheiden  sind,  wird  al^&ndert 
wie  folgt: 

1.  Die  Departemente  und  Abtheilungsvorstände  der 
Bundesverwaltung  werden  eingeladen,  sobald  zu  ihrer 
amtlichen  Kenntniss  gelangt,  dass  von  ihnen  unterstellten 
Beamten  oder  Angestellten  strafbare  Handlungen  gegen 
die  Bundesverwaltung,  insbesondere  Veruntreuungen 
irgend  welcher  Art  begangen  worden  sind,  jeweilen  nach 
Feststellung  des  Thatbestandes  und  —  wenn  nöthig  — 
Sicherung  der  Person  des  Thäters,  unverzOghch  von  dem 
Geschehenen  unter  Beilage  der  Akten  dem  Bundesan- 
walt Mittheilung  zu  machen  behufs  Bericht  und  Antrag 
an  den  Bundesrath. 

2.  Im  Fernern  werden  die  Departemente  und  Ab- 
theilungsvorstände  eingeladen,  in  den  nach  eidgenössi- 
schen Gesetzen  zu  entscheidenden  Strafsachen,  in  welchen 
sie  Verzeigungen  bei  Gericht  einzureichen  oder  Weiter- 
ziehung gegen  Urtheile  oder  Einstell ungsbescblOsse  kan- 
tonaler Gerichtsstellen  einzulegen  in  die  Lage  kommen, 
die  Akten  dem  Bundesanwalt  zu  übermitteln  und  diesen 
mit  den  zu  treffenden  Bechtsvorkehren  zu  betrauen. 

3.  Das  Eisenbahndepartement  wird  eingeladen,  dafür 
zu  sorgen,  dass  die  Kretsdirektioneu  der  Bundesbahnen 
bei  Entdeckung  strafbarer  Handlungen  von  Beamten  und 
Angestellten  der  Bundesbahnen  ebenfalls  in  obiger  Weise 
vorgehen.    20.  November  1903. 
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In  Bezug  auf  Dienstreisen  eidg.  Beamter  wurde 
in  der  Sitzung  vom  1.  Hai  1908  verfOgt: 

< In  Anlehnung  an  den  BuBdesrathsbeschluss  betreffend 
Beamten-Creneralabonnemente,  vom  27.  Februar  1903,  wird 
beschlossen : 

1.  Den  ÄbtheilungscheEs  sämmUicher  Departemente, 
die  der  1.  Besolduagsklasse  angehören  und  nicht  im  Besitze 
eines  Beamten-Gen eralabonnements  sind,  wird  gestattet, 
in  Zukunft  bei  Dienstreisen  1.  Wagenklasse  zu  benutzen 
und  zu  verrechnen. 

2.  Den  eidg.  Beamten,  welche  fOr  die  Fahrt  auf  den 
Eisenbahnen  und  Dampfschiffen  Generalabonnemente  oder 
Freikarten  besitzen,  wird  die  Verrechnung  irgendwelcher 
ReiseentschAdigung,  sei  es  im  Cirildienst  oder  im  Mihtfir- 
dienst,  untersagt.* 

Bei  Anlass  des  Geschäftsberichtes  wiude  Ober  unge- 
hörige Vergebung  eidg.  Arbeiten  ohne  OeffentJichkeit 
der  Konkurrenzeingaben,  wie  sie  in  andern  Lftndem  beste- 
hen,  geklagt.  Auch  sollten  die  Pflicht«nhefte  durch  eine 
Kommission,  in  der  auch  die  Arbeiterschaft  vertreten  sein 
sollte,  besprochen  und  in  ihren  Hauptbedingungen  neu 
festgestellt,  endlich  auch  dafdr  gesot^  werden,  dass  die 
Unternehmer  eidg.  Arbeiten  nicht  wiltkOrlich  mit  ihren 
Arbeitern  verfahren  kennen,  sondern  dieselben  vor  Au5< 
beutung  ihrer  Arbeitskraft  geschotzt  bleiben. 

Von  einem  Mitglied  des  NaÜonalraths  wurde  die  fol- 
gende Motion  eingereicht: 

(Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Frage  der  ge- 
setzlichen Regelung  des  Dienstverhältnisses  der  Be- 
amten, Angestellten  und  Arbeiter  des  Bundes  zu  prOfen 
und  darüber  Bericht  zu  erstatten. 

Dabei  sollte  insbesondere  die  Schaffung  von  Garati* 
taen  gegen  die  wlllkürUche,  imgerechtfertigte  Entlassung 
oder  NichtWiederwahl  ins  Auge  gefasst  werden.» 
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Bei  eiDem  schweizerischen  St&dtetsg  in  Basel  wurde 
die  Schaffimg  einer  Bundes-Centralstelle  fOr  den  Au^ei«^ 
der  Tbfttigkeit  der  regionalen  Arbeitsvermittlungs- 
stellen  beantragt  mit  wöchentlichen  Publikationen  Ober 
die  Verhältnisse  der  einzelnen  Arbeitsämter. 

Daraus  wOrde  sich  wohl  bald  ein  eidg.  Arbeitsamt 
entwickeln  müssen. 

Ton  den  Bundesangestellten  ihrerseits  wurde  seitens 
des  Verbandes  der  Telegraphenangestellten  ein  bloss 
Sstündiger  Arbeitstag  mit  Ausnahme  der  beiden  Monate 
Juli  und  August  verlangt,  was  die  Telegraphendirektion 
abzulehnen  veranlasst  war. 

lieber  die  GescbäftsfOfarung  des  Polytechnikums 
wurden  bei  Anlass  des  Geschäftsberichtes  in  der  Juni- 
Sitzung  d.  J.  laute  Klagen  voi^ebracht,  wesentlich  in 
dem  Sinne,  dass  diese  Anstalt  in  einem  engherzigen,  ver- 
knöcherten Geiste  geleitet  und  die  Zöglinge  zu  sehr  als 
blosse  *SchQler>  behandelt  werden.  Eine  Untersuchung 
darüber  wird  ohne  Zweifel  bei  dem  Wiederhall,  den  diese 
Klagen  im  Publikum  fanden,  stattfinden  mOssen.  Immer- 
hin sind  wir  vorläufig  der  Ansicht,  dass  technische  Lehr- 
ftcher  nicht  ganz  wie  akademische  Hochscbulvorlesungen 
behandelt  werden  können  und  dass  die  Unzufriedenheit 
mit  dem  Polytechnikum  sich  zum  Theil  auf  die  Ueber- 
fOllung  desselben  mit  ausländischen  Elementen  und  auf 
den  sehr  materialistischen  Geist  einzelner  Dozenten  be> 
zieht.  Theilweise  ist  dieser  plötzliche  Sturm  (sollen  wir 
sagen  im  Glase  Wasser?)  auch  ein  nattlrlicher  Rtlckschlag 
gegen  eine  zeitweise  ganz  Übermässige  Schätzung  dieses 
eidgenössischen  Institut«,  fOr  das  keine  Opfer  zu  hoch 
schienen  und  das  aller  Kritik  enthoben  war.  Es  kommt 
dann  bei  uns  oft  plötzlich  ein  Umschlag. 
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Etwas  Aehnliches  vollzieht  sich,  wenn  wir  nicht  irren, 
auch  bei  dem  Bundesgericbt,  einer  zweiten  <PerIe> 
der  Bundesadministration.  Ueber  dasselbe  wird  immer 
mehr  geklagt  w^eo  Langsamkeit  seiner  Entscheidungen, 
welche  in  einzelnen  Fallen,  namentlich  Expropriations- 
Streitigkeiten,  für  die  Betheiligten  geradezu  bedrohlich 
werde.  Wir  sind  persönlich  der  Ansicht,  es  liege  dies 
zum  Theil  an  zufälhgen  Ursachen,  längerer  Krankheit  und 
Arbeitsunfähigkeit  einzelner  Mitglieder,  die  ihnen  und 
dem  Ganzen  nicht  zum  Vorwurf  gemacht  werden  kann, 
früher  auch  an  Uebemahme  zeitraubender  schied^ericht- 
licher  Funktionen  durch  andere,  wobei  eine  ganz  ent- 
gegengesetzte  Ansicht  obwalten  muss.  £s  scheint  uns 
wich  nicht  absolut  feststehend,  dass  nicht  bloss  bei  allen 
grossem  Festlichkeiten  jeder  Art,  sondern  sogar  bei 
blossen  diplomatischen  Essen  und  dgl.  immer  die  Absen- 
dung einer  Deputation  von  mehreren  Mitgliedern  des  Ge- 
richts nothwendiges  Erforderniss  des  Gelingetis  wäre, 
und  zweifeln  wir,  ob  dies  in  so  ausgedehntem  Grade  in 
irgend  einem  andern  Lande  Brauch  sein  wird.  Endlich 
wUrde  es  dem  Ansehen  des  Gerichtshofes  nicht  schaden, 
wenn  seine  Entscheidungen  kürzer  und  weniger  abhand- 
lungsartig gefasst  wären,  womit  auch  Zeit  unnCthig  ver- 
loren geht.  Das  Bedenklichste  ist,  dass  aUm&hUg  natur- 
gemäss  das  Gericht  einen  geschäftlichen  Charakter 
bekommt  und  damit  einen  Theil  seines  ersten  Typus  ver- 
liert. Es  wird  mehr  und  mehr  eine  «Carriere*,  Bimdes- 
richter  zu  werden,  worauf  man  sich  in  untern  Stufen  schon 
einrichtet  und  wozu  einige  letzte  Wahlen  noch  mehr  Ver- 
anlassung g^eben  habm.  Darin  liegt  dann  die  Gefahr, 
dass  das  Niveau,  auf  dem  das  Gericht  mit  Blumer,  Duba 
u.  a.  stand,  allmählig  etwas  heruntergeht 
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Ueber  die  zukünftige  VerweDduag  der  Automobile 
im  PoBtdienst  enthält  eine  französisch-scbweizerische 
Zeitung  die  folgende  Notiz: 

«L'Administration  des  postes  suisses  n'a,  jusqu'ä 
present,  pas  fait  l'scquisition  de  vmtures  automobües. 
Les  essais  qui  ont  eu  lieu  avec  des  voitures  de  ce  genre 
pour  le  transpott  regulier  de  voyageurs  ont  ete  faits  avec 
des  v^bicules  appartenant  ä  des  particuliers  ou  ä  des 
soci^tea;  mais  on  ne  paraft  pas  d^cidä,  pour  le  moment, 
k  acheter  des  voitures  automobiles  pour  les  voyageurs. 
Par  contre,  l'AdministFation  des  postes  a  l'intention  de 
proceder  &  l'acquisition,  &  titre  d'essai,  d'un  fourgon  auto- 
mobile pour  le  transport  des  colis  dans  l'int^rieur  d'une 
ville;  la  vitesse  sera  modert  et  ne  d^passera  pas  dix  k 
douze  kilometres  k  l'beure.  Ce  fourgon  sera  construit  pour 
des  charges  legeres,  dans  le  genre  des  voitures  qu'utüisent 
dejä  avec  avantage  plusieurs  particuliers;  son  prix  s'äle- 
vera  k  dix  miUe  francs  envirou.  La  constniction  de  cett« 
voiture  sera  naturellement  confiee  k  un  atelier  suisse,  et 
si  les  resultats  sont  satisfaisants,  d'autres  fourgons  seront 
Construits  plus  tard.> 

Einer  weitgehenden  Reorganisation  bedürftig  erscheint 
die  Tclegraphenverwaltung  und  liegt  darüber  bereits 
ein  Gesetzesentwurf  vor  den  Eidg.  Rflthen. 

Zu  dem  Elektrizitätsgesetz  vom 34.  Juni  190@(E.G. 
S.  XIX,  259)  ist  eine  Aosfübrungsverordnung  über  das  Stark- 
Strom-Inspektorat  erlassen  worden  (XIX  400),  sowie  eine 
weitläufige  Instruktion  über  die  erforderlichen  Plau- 
vorlagen  für  elektrische  Starkstromanlagen  vom  13.  Nov. 
1903  {E.  G.  S.  XIX,  757). 

Ueber  die  Wählbarkeit  an  bühere  eidgenössische, 
oder  kantonale  Forststellen  wurde  ein  neuer  Bundes- 
rathsbeschluss  erlassen,  16.  Sept.  1903  (E.  G.  S.  XIX,  677). 
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Die  gemeinsame  parlamentariscbe  Redaktions- 
kommissjon  beider  Räthe,  welche  qud  den  Text  der 
erlassenen  Gesetze  (nach  dem  neuen  Gesetz  über  den 
Geschäftsverkehr  zwischen  den  beiden  Rfttben)  zu  be- 
reinigen hat,  ist  in  Funktion  getreten. 

In  der  Eröffnungsrede  des  Nationalrathsprflsidenten 
Zscfaokke  zur  Herbstsession  1906  wurde  angedeutet,  dass 
eine  parlamentarische  Vertretung  der  einzelnen 
Geschäftszweige  der  Bundesverwaltung  durch  die 
vorstehenden  Beamten  derselben,  nicht  durch  den  De- 
p&rtementschef,  eine  Forderung  der  zunehmenden  Ge- 
schftftsvermebnmg  sein  dürfte.  In  andern  Staaten,  z.  B. 
im  deutschen  Reichstag,  ist  dies  bereits  der  Fall. 

Ueber  das  Schulwesen  im  Allgemeinen  ist  zu 
sagen,  dass  dasselbe  in  die  Kompetenz  der  Kantone  f&llt. 
Einzig  die  Unterstützung  der ,  Primarschule  durch  den 
Bund  gestattet  dem  letztem  eine  gewisse  Ingerenz,  die 
sich  trotz  des  Verfossungsartikels  27*^,  der  Natur  der  Sache 
nach,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  geltend  machen  wird. 
Denn  wer  die  Kosten  mittr&gt,  kann  nicht  ganz  von  der 
Mitverwaltmig  ausgeschlossen  werden.  Das  ÄusfOhrungS' 
gesetz  enthalt  wesentlich  folgende  Bestimmungen: 

«Die  Bundesbeiträge  dürfen  nur  für  die  öffentliche 
staatUche  Primarschule  (mit  Einscbluss  der  Ergftnzungs- 
und  obligatorischen  Fortbildungsschule)  verwendet  werden 
und  zwar  ausschhesslich  für  die  folgenden  Zwecke: 
1.  Errichtung  neuer  Lehrstellen;  2.  Bau  neuer  und  wesent- 
licher Umbau  bestehender  Schulhfiuser ;  3.  Errichtung  von 
Turnhallen,  Anlage  von  Turnplätzen  und  Anschaffung  von 
Tumgerfttben;  4.  Ausbildung  von  Lehrkräften;  5.  Auf- 
besserung von  Lehrerbesoldungen  und  Aussetzung  von 
Ruhegehalten;  6.  Erstellung  und  Anschaffung  von  allge- 
meinen Lehrmitteln;  7.  Abgabe  von  Schulmaterialien  und 
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obligatorischen  ScliulbOchem  an  die  Schulkinder,  unent- 
geltlich oder  zu  enoAesigten  Preisen;  8.  NacfahDlft;  bei 
Ernährung  und  Kleidung  armer  Schulkinder;  9.  Erziehung 
schwachsinniger  Kinder  in  den  Jahren  der  Schulpflicht^ 
Die  Beiträge  des  Bundes  dOrfen  nach  Art.  3  keine  Ver- 
minderung der  durchschnittlichen  ordentlichen  Ijeistungen 
der  Kantone  (Staats-  imd  Gemeindeausgsben  zusammen- 
gerechnet] in  den  letzten  fünf  Jahren  zur  Folge  haben 
imd  Artikel  i  setzt  fest,  dass  als  Grundlage  zur  Be- 
stimmung der  Jahresbeiträge  für  die  Kantone  die  Wohn- 
bevölkerung derselben  nat^  der  letzten  eidgenössischen 
Volkszählung  angenommen  wird.  Der  Einheitssatz  beträgt 
60  Rappen.  Den  Zuschlag  von  20  Rappen  auf  den  Kopf 
der  Wohnbevölkerung  erhalten  die  Kantone  Uri,  Schwyz, 
Obwalden,  Nidwaiden,  Appenzell  I.-Rh.,  Graubflnden, 
Tessin  und  Wallis. 

Die  Vertheilung  ergibt  nach  der  Volkszählung  von 

1900,  den  Zuschlag  für  die  Gebirgskantone  eingerechnet: 

Wotmbevfilkerung  Jahresbeitrag 

Zürich      431,036  Fr.     258,621.60 

Bern 589,133  >       353,669.80 

Luzem 146,619  .         87,911.40 

Uri        19,700  .  15,760.— 

Schwyz 55,385  .         44,308.— 

Obwalden 15,260  .         12,308.— 

Nidwalden 13,070  »         10,456.-^ 

Glarus 32,349  »  19,409.40 

Zug 26,093  .  16,055.80 

Freiburg 127,951  .  76,770.60 

Solothum 100,762  .         60,457.20 

Baselstadt 112,227  >         67,336.20 

Baselland 68,497  *         41,098.20 

Schaffhausen 41,514  >         24,908.40 

Appenzell  A.-Rh.       .    .    .      55,281  >        33,168.60 

Appenzell  I.-Rh.       .    .    .      13,499  »         10,799.20 

St.  Gallen 250,285  .        150,171.— 

GrauhOnden 104,^0  >        83,616.— 

2,202,381  Fr.  1,366,715.40 
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Wohnbev51kenuig         Jahresbeitrag 


Uebertiag  2,202,381           Ft.  1,366,716.40 

Aargau     .    . 

206,498 

123,898.80 

Tburgau  .    . 

113,221 

67,932.60 

Tessin      .    . 

138,638 

110,910.40 

Waadt     .    . 

281,379 

168,827.40 

Wallis 

114,438 

91,660.40 

Neuenburg    . 

126,279 

76,767.40 

Gent    .    .    . 

132,609 

79,666.40 

Schweiz  3,315,443  Fr.  2,084,167.80 

Eine  Konferenz  schweizerischer  Erziehungs- 
direktoren bat  wesentlich  folgende  Gegenstände  be- 
handelt : 

Ein  neues  Maturitfitsreglement,  die  MiUtärpflicht  der 
Lehrer,  den  Ausschluss  der  schulpflichtigen  Kinder  bis 
zum  Schluss  des  obligatorischen  Scfaulunterricbts  (14.  Alters- 
jahr) aus  den  Fabriken,  die  Erstellung  eines  Scbulatlantea 
für  die  schweizerischen  Mittelschulen,  die  Errichtung  von 
Ferienkursen  für  die  Lehrer  au  den  Volks-  und  Mittel- 
schulen. 

Solche  haben  bereits  in  Zürich  und  Neuenburg  statt- 
gehabt. 

Die  Frage  einer  schweizerischen  Akademie 
wurde  neuerdings  in  der  geschichtsforschenden  Gesell- 
schaft der  welschen  Schweiz  zur  Sprache  gebracht,  wo> 
ruber  folgender  Bericht  in  den  Zeitungen  erschien: 

*Die  Gesellschaft  hatte  sich  zu  äussern  Ober  die 
Zweckmassigkeit  der  Gründung  einer  schweizerischen 
Akademie  der  Wissenschaften,  wie  sie  von  Professor  Stein 
in  Bern  vorgeschlagen  worden  ist.  Die  Anregung  wurde 
von  mehreren  Rednern  bekämpft,  besonders  auch  von 
Professor  Forel,  der  feststellte,  dass  die  projectirte  Aka- 
demie unnütz  sei  und  dass  sie  der  schweizerischen  Wissen- 
schaft nur  schaden  könnte,  ohne  ihr  irgend  welchen  Glanz 
zu  verleihen.  Nachdem  ein  Brief  von  Bundesrath  Rucfaet 
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verlesen  worden  war,  der  mittheilte,  dasa  die  Idee  einer 
Akademie  aufgegeben  worden  sei,  wurde  keine  Abstimmung 


Die  grOsste  Verwaltung  des  Bundes  ist  nunmehr 
natürlich  die  Verwaltung  der  Bundesbahnen,  zu  denen 
nun  in  diesem  Jahre  noch  audi  das  grosse  Netz  der 
Jura-Simplonbahn  tritt.  Die  bisherigen  Bahnen  des 
Bundes  hatten  in  ihrem  1.  tbeilweisen  Betriebsjahre 
1901  einen  Aktiv-Saldo  von  228,070  Franken  geliefert. 
Das  Budget  pro  1903  sieht  Einnahmen  von  34,010,470 
und  Ausgaben  von  35,725,300  Franken  voraus,  ein  Re- 
sultat, das  sich  hoffentlich  noch  verbessern  wird. 

Mit  Bezug  auf  die  Uebemahme  der  Jura-Simplon- 
bahn sind  die  Schwierigkeiten  g^enOber  dem  italienischen 
Staate  durch  einen  Vertrag  gehoben,  der  zwar  nicht 
ohne  Bedenken  ist  (vgl.  Stastsvertrftge).  Dagegen  be- 
stehen noch  gegenober  der  Gesellschaft  Anstfinde  in 
Bezug  auf  Nachfordeniugen  der  Tunnelbauuntemehmer 
wegen  ausserordeotUcben  Verhältnissen  und  Zufallen.  So- 
-dann  femer  gegenüber  den  Inhabern  der  sogenannten 
bons  de  jouissance,  die  ebenbJls  eine  Oarantirung  durch 
die  Eidgenossenschaft  geltend  machen.  *)  Endlich  sind 
einzelne  Bauten  der  Bahn  in  schlechtem  Zustande  und 
bat  unmittelbar  nach  Abschluss  des  Vertn^;es  ein  grosses 
EisenbahnunglOck  stattgehabt,  das  zu  EntscbAdigungs- 
forderungen  führen  wird. 

Das  Alles  wird  wohl  Gegenstand  von  Verhandlungen 
und  einer  Abfindung  werden,  welche  den  Vortheil,  welcher 


■)  Vgl  darflber  ein  Gutachten  von  Prof.  Heili  «die 
Recbtatellnng  der  Genussscheine  der  Jura-Simploa-Gesellachaft 
und  der  Rückkauf  der  Bahn  durch  den  Bnnd.  > 
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in  dem  Ankauf  der  Jurs-Simplonbahn  durch  den  Bund 
liegt,')  um  ein  Wesentliches  schmälern  kann. 

Wichtigere  £isenbahngesetze  sind  folgende  er- 
lasBen  worden,  abgesehen  von  den  Bestimmungen  aber 
die  Arbeitszeit  bei  den  Transportanstalten  (vgl.  Gesetz- 
gebung): Eine  Vollz.*TerordQung  Ober  Bau  und  Betrieb 
der  Nebenbahnen  9.  Okt.  1903,  E.  G.  S.  XIX  702  und 
eine  Vollz.-Verordnung  Ober  die  Arbeitszeit  bei  denselben ; 
eine  Verordnung  aber  PrOfung  der  Fahrpläne  der  Trans- 
portanstalten XTX  731 ;  eine  Abänderung  der  Ari;.  68  und 
70  der  Vollz. -Verordnung  Ober  die  Bundestwhnen  XIX 
679;  eine  Abänderung  von  Art.  9  Absatz  4  des  Trans- 
portreglements XTX  526. 

Eine  definitive  Ereiseintheilung  der  Bundes- 
bahnen hat  die  provisorische  Eintheilung  der  Kreise  II, 
III,  IV  ersetzt.  Der  Sitz  der  Verwaltungen  dieser  Kreise 
ist  in  Basel,  Zorich  und  St.  Gallen. 

Die  ausserhalb  der  Bundesverwaltung  stehenden 
Nebenbahnen  haben  jetzt  folgende  Ausdehnung: 

■Die  Betriebslänge  der  normalspurigen  Nebenbahnen 
ist  nunmehr  5S0  km,  der  Schmalspurbahnen  642  km,  der 
Zahnradbahnen  87  km  und  der  mehr  oder  weniger  städti- 
schen Tramways  168  km.  Die  höchsten  Kilometerein- 
nahmen haben  Jura  -  Neucbätelois ,  Thunerseebabn  und 
Bulle-Romont.  Die  besten  Schmalspurbahnen  sind  die 
Bemer  Oberland-Bahnen,  die  Rbfitisciie  Bahn,  Visp-Zer- 
matt  und  Genf>Veyrier.> 


')  Derselbe  wird  dermalen  auf  104  Millionen  (Aktiven  iu 
runder  Summe  385,  Passiven  281  Millionen)  berechnet.  Damit 
sind  alle  im  Rflckkaufsgesetz  vorgesehenen  Bahnen  ausser 
der  Gvttbardbabn  freihändig  zurückgekauft  worden.  Der  Rück- 
kauf der  Gotthardbahn  muss  am  30.  April  1904  erklärt  werden 
und  setzt  eine  Verhaudlung  mit  den  Subvention sstaaten 
voraas. 
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Die  finanziellen  Resultate  der  Bundes- 
bahnverwaltung sind  für  die  Zukunft  schwer  zu 
berechnen,  jedenfalls  aber  wen^r  gOnstig,  als  allgemein 
angenommen  wird,  wenn  man  nftmlich  die  Amortisation 
derselben  innert  60  Jahren  mit  4  Millionen  jährlicher 
Abgabe  an  dieselbe  einhalten  will.  Das  neue  Besol- 
dungsgesetz und  das  neue  Arbeiterruhegesetz  erfordern 
allein  schon  3V>  Millionen  jshrlicher  Mehrausgabe,  dazu 
kommen  die  vielen  und  grossen  Neubauten,  die  in  Aus- 
sicht stehen,  und  die  vermehrten  Begehren  aller  Art 
überhaupt.  Ein  Gutachten  der  Generaldirektion  an  das 
Eisenbahndepartement  vom  20.  Nov.  d.  J.  konunt  daher 
bereits  zu  dem  Antrag,  es  sollen  keine  neuen  Konzes- 
sionen fQr  Hauptbahnen  mehr  ertheilt  werden,  sondern 
bloss  der  Bund  berechtigt  sein,  solche  zu  bauen,  wo  ein 
wirthschaftUches  Bedürfniss  vorliegt. 

Rechnet  man  hiezu  die  Schwierigkeiten,  die  sich  aus 
dem  Betrieb  und  der  milit&rischen  Sicherung  der  Simplon> 
bahn  ergeben  werden,  und  die  weitem,  welche  die  Ver- 
handlungen über  den  Rückkauf  des  Gotthard,  speziell 
mit  Italien  herbeiführen  können,  so  l&sst  sich  nicht 
l&ugnen,  dass  diese  künftig  grösste  Partie  der  Bundes- 
verwaltui^  einen  einigennassen  pessimistischen  Zug  an 
sieb  trägt,  worüber  nur  die  offenbare  Nothwendigkeit 
der  Rückkaufsmassregel  trösten  kann,  die  wir  s.  Z.,  als 
es  sich  darum  handelte,  bereits  ein  «nothwendiges  üebeU 
genannt  haben.     Das  wird  sie  stets  bleiben. 

VL 
Ueber  die  Finanzlage  der  Eidgenossenschaft  haben 
wir    uns    im    letzten   Jahrbuche   schon    ausgesprochen. 
Dieselbe  ist  eine  scheinbar  nicht  ungünstige,  indem  das 
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reine  StaatsvennOgen  im  Jahr  190@  auf  101,189,366  Franken 
gestiegen  ist,  wozu  Überdies  noch  37,713,666  Fr.  in  be- 
sonderen Fonds  kommen,  onil'die  Jahresbilanz  von  1903 
statt  des  erwarteten  Defizites  einen  Vorschlag  von 
666.759  Fr.  ei^b. 

.  Dessenungeachtet  bleiben  sich  die  schwachen  Seiten 
des  eidg.  Finanzsystems,  das  gänzlich  von  dem  Ertrag 
der  Zölle  abhängig  ist  und  dem  auch  nicht  leicht  neue 
wesentliche  Einnahmsquellen  verschaCFt  werden  können, 
immer  gleich  und  es  ist  ein  Zeitpunkt  mit  Sicherheit 
schon  jetzt  vorauszusehen,  wo  an  der  stets  grösser  und 
kostspieliger  werdenden  Verwaltung  irgend  ein  Abbruch 
geschehen  muss.  GrQndUdi  hilft,  darüber  ist  eigenthch 
Jedermann  im  Klaren,  nur  eine  Rückkehr  zur  Sparsam- 
keit und  einfacheren  Lebensart,  die  aber  gar  nicht  im 
Charakter  der  heutigen  Greneration  liegt  und  sich  auch 
nicht  anders  wieder  erlernen  l&sst,  als  durch  die  bittere 
Nothwendigkeit,  so  wie  es  im  Privatleben  auch  der  Fall  ist. 

Inzwischen  behilft  man  sich  noch  mit  kleinen 
Massnahmen.  Die  Postulat«  der  nationalrSthlichen  Eom- 
missission  auf  Ende  1901  lauteten,  wie  bereits  im  vorigen 
Jahre  berichtet  wurde : 

1.  Der  Bundesrath  ist  ersucht,  eine  Revision  der 
gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Heiseentschfidi- 
gungen  fflr  den  Bereich  der  gesammten  Bundesver- 
waltung in  Erwägung  zu  ziehen. 

3.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  eine  eingehende 
{Jntersuchung  darüber  vorzunehmes  und  beförderhch 
Bericht  zu  erstatten,  wie  den  Defiziten  in  der  Tele- 
graphen- und  Telephonverwaltung  vorzubeugen 
sei,  sei  es  durch  Einschrtokung  der  Bauten,  sei  es  durch 
Verminderung  der  Amortisationsquote,  oder  endUch  durch 
&hahung  der  Taxen. 
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3.  Der  Bundesrsth  ist  ersucht,  in  Erwfl^ng  zu 
ziehen,  ob  nicht  eine  besondere  Kommission  mit 
der  Untersuchung  zu  beauftragen  sei,  welche  Ersparnisse 
gemacht,  oder  welche  neuen  Einnahmsquellen  vorge- 
schl^en  werden  kOnnen. 

Hinzugekommen  ist  eine  Resolution  einer  flxperten- 
kommission  für  Hebung  der  schweizerischen 
Valuta,  welche  sagt: 

c  Die  vom  eidgenössischen  Finanzdepartement  zum 
Zwecke  des  Studiums  von  Massnahmen  gegen  die  fort- 
währende Exportation  von  Baarschaft  einberufene  Ex- 
pertenkommission hat  befunden,  dass  das  einzige  auch 
auf  die  Dauer  wirksame  Hilfsmittel  darin  besteht,  die 
Ursache  dieses  Baarschaftsexports,  nfimlich  den  un- 
günstigen  Wechselkurs  auf  das  Ausland,  speziell  Paris, 
zu  beseitigen.  Der  hohe  Wechselkurs  hat  in  erster 
Linie  seine  Ursache  in  der  passiven  Handelsbilanz  der 
Schweiz  an  sich,  und  diese  ergiebt  sich  aus  dem  ganzen 
Stande  unserer  Volkswirthscha^  Auf  diese  einen  direkten 
Einfluss  auszuüben,  ist  für  die  Banken  unmCghch,  wohl 
aber  ist  es  in  hohem  Grade  wünsch enswertfa,  dass  seitens 
der  eidgenössischen  Behörden  beim  bevorstehenden  Ab- 
schluss  neuer  Handelsverträge  auf  eine  Verbesserung 
der  Handelsbilanz  durch  ErmOglichung  einer  Vermeh- 
rung der  Ausfuhr  hingearbeitet  wird,  zu  welchem  Zwecke 
vor  allem  aus  für  eine  sorgfältige  Ausrüstung  unserer 
Handelsvertragsunterliändler  gesoi^  werden  muss.  Für 
die  schweizerischen  Banken  bleibt  nur  übrig,  den  sich 
aus  der  gegenwärtigen  passiven  Handelsbilanz  natut^e- 
mäss  ergebenden  hohen  Wechselkurs  auf  das  Ausland 
durch  die  überall  anerkamit«n  Mittel  einer  richtigen 
Währungspolitik  zu  bekämpfen  und  auf  diese  Weise  den 
Abäuss  von  Baargeld  ins  Ausland  zu  verhüten.  Hierzu 
geh<h-en  vor  allem  die  endliche  Einführung  eines  richtigen 
schweizerischen  Giroverkehrs,  femer  eine  Einschränkung- 
der  Notencirkulation  auf  das  durch  den  Verkehr  ge- 
forderte Mass,   wie   es  sich  aus  dem  Vorhandensein  der 
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als  wirthschaCtliche  Unterlage  der  NoteDCirkulation  dienen- 
den Diskonto  Wechsel  ergiebt,  sodann  eine  richtige  Hand- 
habung der  Diskontopolitik  und  der  gelegentliche  An* 
und  Verkauf  von  Auslandswechseln  in  grossem  Mass- 
stabe behufs  Regulin] ng  des  Wechselkurses  auf  daa 
Ausland  auf  dem  natOrlichen  Wege  von  Angebot  und 
Nachfrage.  Die  Expertenkommission  muss  anerkennen, 
dass  die  heutige  Organisation  der  schweizerischen  Noten- 
banken trotz  aller  anerkennenswerthen  BemQhungen  der 
letztem,  ihrer  Aufgabe  gerecht  zu  werden,  doch  nur  sehr 
unvollkommen  im  Stande  ist,  diese  Aufgabe  zu  lOsen, 
dass  die  Aufgabe,  den  Geldumlauf  des  Landes  zu  regeln 
und  gleichzeitig  auch  den  Zahlungsverkehr  im  Lande  zu 
erleichtern,  richtig  und  vollständig  nur  durch  eine  starke 
centrale  Notenbank  gelöst  werden  kann.  Die  Ex- 
pertenkommission empfiehlt  daher  dringend  die  möglichst 
beförderliche  Errichtung  einer  centralen  Notenbank.* 

Die  hier  angedeuteten  Uebelstände  werden  noch  ver- 
mehrt durch  den  Abscbluss  eines  grossen  Anlehens  in 
Frankreich,  von  dem  man  nicht  ganz  mit  Unrecht  eine 
starke  Abhängigkeit  von  Frankreich  befürchtet.  Immer- 
hin sind  fremde  PrivatglAubiger,  die  einen  festen  Zins 
von  3%  zu  beziehen  haben,  nicht  so  staatsgefthrlicb,  als 
fremde  in  Syndikate  vereinigte  Aktienbesitzer  von  in- 
ländischen Bahnen,  die  Ober  dieselben  mitbestimmen  und 
5— 7*/»  Dividenden  beziehen.  Auch  ist  das  Frankreich  von 
heute  nicht  mehr  dasjenige  von  1803  und  sind  jetzt  Gegen- 
gewichte vorhanden,  die  damals  nicht  bestanden.  Für 
gefährlicher  halten  wir  eine  Zollunion,  die  vietlelcfat  in 
der  Zukunft  liegt,  und  namentlich  die  zunehmende  Aus- 
wanderung schweizerischer  bidustrien  über  die  Gr&nze. 
Endlich  die  zunehmende  Ökonomische  Misslage  der 
Kantone,  worüber  zwar  unseres  Eracbtens  noch  kein 
ganz   sicheres   Bild    vorhanden   ist,    die    aber  doch,    im 
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AllgcmeiiK;!!  gesprochen,  besteht  und  nach  und  nach  zu 
dem  Gedanken  eines  neuen  Finanzausgleiches  zwischen 
Bund  und  Kantonen  auf  Grund  einer  Vertheilung  der 
Zoll  einnahmen  führen  wird,  man  mag  wollen  oder  nicht. 

Die  jetzige  Bundesbahnschuld  beträgt  685  Mil- 
lionen, wozu  nun  noch  die  Ausgabe  für  den  Ankauf  der 
Jura-Simplonbahn,  nebst  den  noch  muthmasslichen  Zu- 
thaten  kommen  wird;  endlich  der  Ankauf  der  Gottbard> 
bahn. 

Der  jetzige  Beschluss  Ober  die  GeldbeadiafTung  lautet: 

«Bundesbeschluss  betreffend  die  Vollziehung  der 
Bundesbeschlflsse  vom  28.  Juni  1899,  29.  M&rz  1901, 
20.  Dezember  1901  und  24.  April  1902,  die  Konversion  der 
Anleihen  der  verstaatlichten  Eisenbahnen  und  die  Ermäch- 
tigung zur  Ausgabe  weiterer  Bundesbalmobligationen. 

Die  Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundes- 
rathes  vom  2.  Juni  1903; 

in  Ausfahrung  von  Art.  7  des  Bundesgesetzes  be- 
trefTend  die  Erwerbung  und  den  Betrieb  von  Eisenbahnen 
für  Rechnung  des  Bundes  und  die  Organisation  der  Ver- 
waltung der  schweizerischen  Bundesbahnen,  vom  15.  Ok- 
tober 1897,  beschliesst: 

Art.  1.  Von  dem  Berichte  des  Bundesrathes  betreffend 
die  Vollziehung  der  BundesbeschlQsse  vom  28.  Juni  1899, 
29.  März  1901,  20.  Dezember  1901  und  24.  April  1902  wird 
Vormerk  genommen.  Die  Bestimmungen  dieser  BesehlQsse 
bleiben  in  Kraft,  insoweit  der  Bundesrath  nicht  von  der 
ihm  in  Art.  3  dieses  Beschlusses  ertheilten  Erm&chtigung 
ganz  oder  theilweise  Gebrauch  machen  wird. 

Art.  2.  Der  Bundesrath  wird  ermfichtigt,  in  dem  ihm 
geeignet  scheinenden  Zeitpunkte  die  von  den  durch  den 
Hund  zurückgekauften  Bahnen  ausgegebenen  3'/>  %  ^' 
leilicn,  gemäss  den  besonderen  Bestimmungen  jedes  ein- 
zelnen Anleihcns,  zur  Rückzolilung  zu  kündigen. 
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Falls  nicht  die  Kfindigung  eines  ganzen  Anleihens 
beabsichtigt  wird,  ist  der  Bundesrath  ermächtigt,  nach 
Massgube  der  Bestimmungen  Qber  die  Amortisation  des 
bezQgUcben  Anleihens,  den  Betrag  der  TbeilrUckzahlmigen 
zu  erhoben. 

Art,  3.  Der  Bundesrath  wird  ermächtigt,  3V"  Bundes- 
babnobiigationen  auszugeben  und  den  Emissionskurs  so- 
wie die  speziellen  Bedingungen  dieses  Anleihens  innert 
den  Gr&nzeo  des  allgemeinen  Amortisationsplanes  der 
Bundesbahnschuld  festzusetzen. 

Diese  Emissionen  können  stattfinden: 

a.  zur  Beschaffung  der  nOtbigen  Gelder  fflr  die  Aus- 
gaben des  Baukontos  der  Bundesbahnen,  soweit  die 
eigenen  Mittel  dieser  Verwaltung  hierzu  nicht  aus- 
reichen ; 

b.  zur  Konversion  deijenigen  im  Bundesbescbluss  vom 
24.  April  1902  aufgeführten  i%  Anleihen,  welche  noch 
nicht  zur  Rückzahlung  gekQndet  wurden; 

c.  zur  Konversion  der  von  den  durch  den  Bund  zurflcfc- 
gekauften  Bahnen  ausgegebenen  3'/»  "/•>  Anleihen. 
Art.  4.    Dieser  Beschluss  tritt,   als   nicht   allgemein 

verbindlicher  Natur,  sofort  in  Kraft  > 

Für  die  gewöhnliche  Finanzkontrolle  hegen  wir 
einstweOen    die   Zuversicht,   dass  die   durch   das  Gesetz 
über   den  Geschäftsverkehr   zwischen   den  Eidg.  Käthen 
vom  9.  Oktober  1902  und  das  Regulativ  über  die  Finanz- 
kontroUe  vom   24.  Februar   1903  (E.  G.  S.   XIX  420)   in 
Kraft  getretene  ständige  Finanzkommission  bei  guter 
Besetzung   ausreichen  werde.    Es  ist   das   kaum  besser 
zu  gestalten.     Dagegen  sollte  es  in  die  Aufgabe,  sei  es 
dieser,  sei  es  einer  besonderen,  grösseren  Kom- 
mission, gestellt  werden,  dermalen  ernstlich  zu  prüfen: 
1.  Wie  die  Finanzlage  der  Eidgenossenschaft  Oberhaupt 
verbessert    und    gesichert    werden    könne.     Speziell 
welche    neuen  Eiuaahmsquellen   geschaffen    werden 
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kOonten,  wobei  namentlich  das  Tabaksmonopol  und 
eine  Biersteuer  in  Frage  gezogen  werden  sollten. 

2.  In  welcher  Weise  wesentliche  Ersparnisse  im  eidg. 
Staatshaushalt  geschaffen  werden  sollen,  wobei  klar  zu 
unterscheiden  wfire  zwischen  Ersparnissen  an  noth- 
wendigen  oder  sehr  nützlichen  Ausgaben,  und  Luxus- 
Ausgaben,  die  dann  in  erster  Linie  zu  streichen 
wären,  sobald  es  der  Finanzhaushalt  verlangt. 

3.  In  welcher  Weise  am  besten,  und  för  die  eidg.  Ver- 
fassung und  Finanzlage  unschädlichsten,  den  steigen- 
den Bedürfnissen  der  Kantone  entgegenzukommen  sei. 
Ob  dies  namenthch  durch  das  dennidige  System  der 
prozentualen  Subventionen  femer  geschehen  solle, 
welche  neben  vielem  Zweckmässigen  doch  den  Nach- 
theil haben,  dass  sie  die  Kantone  zu  Ausgaben  ver- 
leiten, die  sie  vielleicht  sonst  nicht  machen  würden ; 
oder  ob  man  nicht  vielmehr  den  Kantonen  einzelne 
Ausgaben,  z.  B.  für  die  Fremdenpolizei  {es  liesse 
sich  aber  auch  noch  andere  denken)  ganz  abnehmen 
könne  und  solle. 

i.  Ob  endlich  eine  Revision  des  Art.  42  der  Bundes- 
verfassung im  Sinne  einer  neuen  Feststellung  der 
eidg.  Einnahmen  nothwendig,  oder  zweckmässig  sei, 
wobei  natürlich  in  erster  Linie  die  Frage  einer  Be- 
theiligung der  Kantone  an  den  Zolleinnahmen  zu  be- 
gutachten wäre,  vielleicht  auch  sogar  die  noch  heik- 
lere der  Zoll-  und  Postunionen   mit   dem  Ausland. 

Wir  sind  im  Ganzen  für  das  Sprichwort :  «quieta  non 
movere>.  Wo  aber  die  Fragen  bereits  in  der  Luft  liegen, 
ist  es  zweckmässiger,  dieselben  rechtzeitig  und  in  ruhiger 
Stimmung  beratbcn  und  entscheiden  zu  lassen,  damit  sie 
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nicht  gelegentlich  im  Sturm  genommen  werden,  wie  wir 
es  in  unserer  Geschichte  schon  oft  erlebt  haben. 

Ausserdem  wird  das  Wichtigste  in  nächster  Zeit  das 
neue  Bankgesetz  sein.  Nach  Mittheilungen  soll  der 
Entwurf  des  eidg.  Finanzdepartements  auf  folgenden 
Grundlagen  aufgebaut  werden; 

*Der  Gesch&ftskreis  der  Bank  bleibt  der  nämliche, 
wie  in  den  froheren  Entwürfen.  Das  Grundkapital  betrag 
50  Millionen  Franken,  eingetheilt  in  100,000  Aktien  zu 
500  Franken.  20  Millionen  werden  den  Kantonen,  10  Mil- 
lionen den  bisherigen  Emissionsbanken  reservirt;  der  Rest 
wird  durch  Öffentliche  Subskription  aufgebracht.  Die  Aktien 
werden  vorlAufig  nur  zur  Hälfte  einbezahlt.  Der  Bankrath 
besteht  aus  40  Mitgliedern,  von  denen  15  durch  die  Ver- 
sammlung der  Aktionäre,  und  25,  unter  ihnen  der  Präsi- 
dent und  der  Vizepräsident,  vom  Bundesrath  gewählt 
werden.  Der  Bankausschuss  besteht  aus  dem  Präsidenten 
und  dem  Vizepräsidenten  des  Bankratbs  und  aus  den 
vom  Bundesrath  gewählten  Vertretern.  Bankplätze  sind: 
Genf,  Bern,  Basel,  Zürich  und  St.  Gallen.  Die  Mitglieder 
der  Bundesversammlung  und  der  kantonalen  Regierungen 
sind  nicht  in  den  Bankrath  wählbar.  Die  Generaldirektion 
und  die  Lokaldirektioncn  werden  vom  Bundesrath  ge- 
wählt Vom  Reingewinn  werden  nach  Speisung  des  Re- 
servefonds mit  157»  rund  2,200,000  Franken  für  die  Kan- 
tone  als  Abfindung  fOr  den  Wegfall  der  Banknotensteuer 
vorweg  genommen.  Hierauf  wird  eine  Aktiendivjdende 
bis  höchstens  4  V«  ausgerichtet;  den  etwaigen  Ueber- 
schuss  erbalten  die  Kantone.  Die  Dauer  des  Privilegiums 
für  die  Banknotenausgabe  beträgt  15  Jahre,  die  Frist 
zum  Rückzug  aller  alten  Noten  3  Jahre.  Die  Bank  wird 
den  bisherigen  Emissionsbanken  die  Rückzugsoperation 
durch  Vorschösse  erleichtem.  Die  Frage,  welche  Stadt 
den  Sitz  der  Bank  erhalten  soll,  wird  einen  späteren  Be- 
Schlussfassung  vorbehalten.« 
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Der  mittlere  Banknotenumlauf  betrug  im  Jalire  1902 
230  Millionen,  am  15.  August  1903  206  Millionen,  wogegen 
ein  Baarvorrath  von  nur  112,535,000  in  den  Kassen  der 
Emissionsbanken  sich  befand. 

In  den  Zollangelegenheiten  hat  sich  seit  der 
Annahme  des  neuen  Tarifs  durch  das  Volk  noch  tbat- 
s&chlich  nichts  verändert.  Ueber  die  Verhandlungen 
haben  wir  bereits  unter  der  Rubrik  »Staatsverträge» 
berichtet. 

.Der  deutsdte  Handelsvertragsverein  erörterte  in  einer 
Denkschrift  an  den  Reichskanzler  unsere  Bruttover- 
zollung. Die  Schweiz  ist  demnach  das  einzige  Land,  in 
weichem  Bruttoverzollung  prinzipiell  durchgeführt  Ist 
Diese  Massnahme  soll  fOr  den  deutschen  Exporthandel 
nach  der  Schweiz  so  belästigend  sein,  dass  ihre  Abstel- 
lung auf  vertragsmässigem  Wege,  wenn  irgend  angängig, 
versucht  werden  müsse.  Die  Denkschrift  bringt  aus  den 
zahlreichen  Klagen,  welche  dem  Handelsverb'ags verein 
über  die  Bruttoverzollung  seitens  der  verschiedensten 
Geschäftszweige  zugegangen  sind,  eine  Anzahl  von  etwa 
30  verschiedenen  Branchen,  aus  denen  der  grosse  Schaden, 
der  dem  deutschen  Export  durch  die  Bnittoverzollung 
zugefügt  wird,  einleuchtend  hervorgeht,  Es  sei  dringend 
erforderlich,  den  Versuch  zu  machen,  die  Schweiz  zum 
Aufgeben  dieser  Zolipraxis  zu  veranlassen.  Sollte  sich  dies 
als  undurchführbar  erweisen,  so  inüsste  docli  wenigstens 
ein  Zugeständniss  dahin  erlangt  werden,  dass  für  solche 
Artikel,  welche  ihrer  Natur  nach  einer  im  Verbältniss  zum 
Gewicht  und  Werth  der  Waare  besonders  schwere  Ver- 
packung bedürfen,  wie  feine  Holzwaaren,  geistige  Ge- 
tränke, Uhren,  Musikinstrumente,  Spielwaaren,  optische 
Instrumente  und  Apparate,  Bijouterieartikel  etc.,  ent- 
weder Nettoverzollung  zugestanden,  oder  aber  feste  Tant- 
abzOge  gewährt  werden.» 
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Im  Ganzen  und  Grossen  ist  in  allen  Ländern:  neue 
Märkte  suchen  für  die  ObermSssig  arbeitende  Industrie, 
lind  Schutzzölle  fOr  die  Landwirthschaft,  noch  das 
grosse  Wort  des  Tages.    So  auch  bei  uns. 

DafQr  allein  aber  haben  unsere  Yorfahren  nicht  auf 
hundert  Schlachtfeldern  die  schweizerische  Unabhängig- 
keit g^rQndet;  das  hätten  sie  auch  billiger  haben  können. 

DasEidg.  Budget  für  das  Jahr  1904  zeigt  nach 
dem  vorläufig  allein  vorhandenen  Entvmrfe  des  Bundes- 
raths  111,290,000  Fr.  Einnahmen  und  115,145,000  Fr. 
Ausgaben,  also  ein  muthmassliches  Defizit  von  3,855,000 
Franken.  Hiezu  tragen  besonders  bei :  die  neue  Subven- 
tion an  die  Primarschulen  im  Betrag  von  2,086,000  Fr. ; 
die  Einlage  in  den  Amortisationsfond  für  die  Feldartillerie 
335,000  Fr. ;  die  Mehrausgaben  aus  dem  neuen  Fors^e- 
setz  215,000  Fr. ;  die  Amortisation  der  Staatsschulden  mit 
2V>  Millionen  Franken.  Der  Bundesratb  schliesst  seine 
Botschaft  Ober  das  Budget  mit  der  Mahnung  zur  Vor- 
sicht und  der  Bitte  an  die  Bundesversammlung,  ihn;; in 
dem  Bestreben,  alle  nicht  absolut  dringlichen  Ausgaben 
zurückzuweisen,  unterstützen  zu  wollen.  Nach  unserer 
Erfahrung  muss  diese  Resistenzkraft  gänzhch  in  dem 
Bundesratb,  speziell  dessen  Finanzdepartement,  und  in 
der  Eidg.  Finanzkommission  gesucht  werden.  Es  ist  ein 
unfruchtbares  Bemühen,  die  Bundesversammlung  spar- 
samer machen  zu  wollen,  als  diese  Behörden  es  selber 
sind.  Wenn  aber  dieselben  energisch  Übertriebenem 
Luxus,  oder  unnOthigen  Anforderungen  (wir  denken  hie- 
bei  beispielsweise  an  Bauten,  oder  Kunstunterstützuugen) 
Widerstand  entgegensetzen,  so  ist  auch  bei  der  Bundes- 
versammlung Gehör  dafür  zu  finden. 
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WlrttasduftUelLe  und  soziale  H«nptfi:assiL 
Wir  betrachten  als  die  Hauptfragen  in  diesem  weiten 
Gebiete  dermalen:  Die  Beförderung  der  Massigkeit  in 
Bezug-  auf  alkoholische  Getränke,  das  Verbot  der  Trusts 
und  ahnlicher  Ausbeutungsassoziationen,  sowie  der  öffent- 
lichen Glücksspiele  und  Lotterien,  und  endlich  die  Regu- 
laiisining  der  Streikes. 

I. 

1.  Um  von  der  Älkoholsache  zunächst  zu  sprechen, 
so  wollen  wir  statistisch  zunächst  hervorheben,  dass  die 
Trunksucht  in  unserem  Lande  sicherlich  noch  nicht 
abgenommen  bat,  so  sehr  man  sich  in  zunehmendem 
Massstabe  von  der  Schädlichkeit,  jedenfalls  Entbehriich- 
keit  des  Alkohols  Oberzeugt  hat  und  selbst  allmählig 
geneigt  wird,  den  Nutzen  der  gänzlichen  Abstinenz  mehr 
als  bisher  anzuerkennen.  Was  noch  nicht  liinreicbend 
bekannt  ist,  ist,  dass  der  gefährlichste  Feind  unseres 
Volkslebens  gegenwärtig  nicht  mehr  der  Schnaps,  son- 
dern das  Bier  ist,  welches  in  immer  steigenden  Propor- 
tionen von  zahlreichen  Brauereien  ohne  jede  besondere 
Besteuerung  erzeugt  und  durch  die  Patentflaschenver- 
schlösse  den  arbeitenden  Klassen  viel  zugänglicher,  als 
froher,  gemacht  wird.  Ein  Artikel  der  schweizerischen 
Bauemzeitung  vom  August  d.  J.  sagte  darOber: 

«Der  Bierkonsum  auf  den  stadtbemischen  Bauplätzen 
betrug  im  Jahre  1898  Ober  12,000  Hektoliter;  20-80"/. 
des  Lohnes  gingen  und  gehen  auch  heut«  noch  in  einer 
unbegreiflichen  Bierschlemmerei  verloren.  Einzelne  Ar- 
beiter  leisteten   darin   Unglaubliches.    So   kam  der  Fall 
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vor,  dass  einem  Familienvater  der  grOsste  Tbeil  eines 
ll-t-ftgigen  Lohnguthsbeos  zurückbehalten  werden  muBSte, 
da  derselbe  in  Flaschenbier  verthan  worden  war.  Ge- 
wissenlose Bauaufeeber  begünstigten  die  Biersaufereien, 
weil  sie  davon  ihren  Profit  hatten.  Zur  Elire  des  stadt- 
bernischen  Arbeiterblattes  muss  gesagt  werden,  dass 
dessen  Redaktion  mannhaft,  gegen  diesen  Unfug  auftrat. 
Auf  einem  Bauplätze  in  S.  bei  Bern  vertilgten  6  Ar- 
beiter während  2  Monaten  durchschnittlich  30  Liter  Bier, 
•Jetzt  muss  man  saufen>,  meinte  einer,  >so  billig  war 
das  Bier  noch  nie».  Schon  am  frühen  Morgen  setzte 
man  die  Flasche  an  den  Mund. 

Der  Patentäaschen verschluss  ist  für  einen  grossen 
Tbeil  unserer  lohnarbeitendea  Bevölkerung  eine  unheil- 
bringende Erfindung  geworden.  Sollte  das  unsern  Volks- 
freunden noch  nicht  bekannt  geworden  sein,  dann  kann 
ihnen  jeder  Unternehmer  und  jeder  grössere  Handwerks- 
meister die  Augen  darüber  öffnen.  Oder  man  halte 
Umfrage  bei  braven  Arbeiterfrauen,  welche  aus  Liebe 
zu  ihren  Familien  zu  wahren  Märtyrerinnen  der  Mutter- 
pSicht  werden,  was  ihre  Männer  an  Zahltagen  noch  an 
verdientem  Lohne  heimbringen  und  wie  viel  hievon  ge- 
wöhnlich für  genossene  Getränke  in  Abzug  gebracht 
werden  müsse.  > 

Darin  irrt  aber  die  Zeitung,  dass  sie  annimmt  die 
Beseitigung  des  Doppellitersystems  würde  dem  allem 
ein  Ende  machen.  Da  gehört-  vielmehr  noch  eine  Bier- 
steuer dazu;  dann  aber  wird  wieder  «das  Gläschen  des 
armen  Mannes»  seine  demagogischen  Befürworter  finden, 
hinter  denen  nichts  weniger  als  anne  Männer  stehen, 
die  sich  dagegen  mit  allem  ihrem  Einflüsse  [wehren 
werden,  sobald  man  der  noch  fortwährend  steigenden 
Verbreitung  des  Biertrinkens  ernstliche  Hindemisse  be- 
reiten will. 

Ausserdem  aber  bleiben  wir  bei  der  Meinung,  dass  man 
sich  zur  Freigebung  aller  und   jeder  Maasnahmen   gegen 
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den  Alkohol,  nicht  bloss  an  die  Kantone,  sondern  sogar 
an  die  Gemeinden  entschliessen  muss,  wenn  man  Ober- 
haupt  etwas  Ernstliches  gegen  dieses  Uebel  thun  und  es 
nicht  bei  den  stets  wiederkehrenden  Vorträgen  und  Ver- 
einsversamntlungen  bewenden  lassen  will.') 

Auch  die  jetzt  oft  geforderte  «Belehrung»  ober  die 
Folgen  des  Alkoholgenusses  wird  allein  nicht  sehr  viel 
helfen*),  selbst  wenn  alle  Schulen  und  Kirchen  davon 
wiederhallen  würden.  Wann  hat  Oberhaupt  gegen  be- 
reits gross  gewordene  Volksschäden  Belehrung  allein 
geholfen?  Da  hilft  nur  noch  die  Noth,  und  der  Zwang 
einer  verständigen  Mehrheit  gegen  die  betrogene  oder 
gleichgOltige  Minderheit. 

Die  Schwierigkeiten,  die  sich  dem  Kampfe  gegen 
den  Alkohol  entgegenstellen,  bestehen  dermalen  noch 
in  folgenden  Punkten: 

1.  In  der  nun  schon  inveterirten  Gewohnheit  des 
Alkoholgennsscs,  die  in  jeder  naclifolgenden  Gene- 
ration zu  einer  verstärkten  Anlage  wird. 

2.  In  den  grossen  materiellen  Interessen  der  Land- 
wirthschaft  und  der  Industrie,  die  sich  an  dieses 
Genussmittel  knQpfen. 

3.  In  dem  fiblen  Beispiel,  das  die  wohlhabenden 
und  gebildeten  Klassen  dem  Volke  geben,  wozu  so- 
gar ein  Theil  der  Aerzte  und  Geistlichen  beiträgt, 
die  jetzt  vor  Andern  zur  Abstinenz  verpflichtet  wären. 


')  Vgl.  darüber  Jahrbuch  XIV  .Das  Alkohol-Postulat». 

*)  Sie  kann  bloss  das  zeigen,  dass  der  Alkohol  kein 
Kraftmittel  ist,  sondern  zwar  wohl  anregend,  aber  nachher 
erschlafTend  wirkt,  und  ebensn,  dass  er  bei  beständigem  Ge- 
nuss  das  Blut  vergiftet  und  den  Menschen  widerstandsloser 
gegen  Krankheit  macht.    Das  weiss  man  aber  schon  längst. 
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Wir  zweifeln  hiebe!  unsererseits  durchaus  nicht,  diiss 
in  einem  andern,  aber  nun  längst  vorQbergegangenen 
Stadium  des  Prozesses  auch  mit  allgemeiner  M&ssigkeit 
hinreicbend  geholfen  worden  wäre.  Jetzt  aber,  gegen- 
über einer  schon  stark  intizirten  und  geschwächten 
Generation  und  gegenüber  den  zahllosen  Versuchungen 
zum  Uebermass  hilft  nur  noch  die  Abstinenz.  Der 
Alkohol  muss  eine  Medizin  bleiben,  die  in  einzelnen 
Fällen  nach  ärztlichem  Rath  angewendet  werden  mid 
dann  Nutzen  bringen  kann,  aber  aus  dem  täglichen, 
unnöthigen  Gebrauche  wieder  verschwinden  muss. 

Das  sind  aber,  wie  wir  sehr  wohl  wissen,  einstweilen 
beinahe  Utopien.  Der  Alkobolgenuss  ist  nicht  bloss 
sehr  vielen  Menschen  ein  Ersatz  fflr  eine  mangelhafte 
Ernährung,  und  eine  augenblickliche  scheinbare  Stärkung, 
die  sie  nicht  entbehren,  oder  durch  anderes  ersetzen  zu 
können  glauben ;  er  ist  für  noch  weit  grössere  Kreise  ein 
Mittel,  um  eine  gewisse  Lebensfreudigkeit  her^'or- 
zurufen  und  die  vielen  Sorgen  und  Beschwerden  des 
menschlichen  Lebens  zeitweise  in  den  Hintergnmd  treten 
zu  lassen.  Das  ist  sogar  der  Hauptgrund,  weshalb 
man  mit  dem  AlkoholQbel  zu  keiner  ernstlichen  Ab- 
rechnung gelangt ;  man  muss  der  Menschheit  gleichzeitig 
mit  der  Ueberzeugung  von  der  Schädlichkeit,  oder  wenig- 
stens Gefährlichkeit  dieses  Genu.sses  einen  andern  Weg 
zeigen  können,  um  zur  Freudigkeit  und  relativen  Sorgen- 
freibeit  zu  gelangen. 

Einen  solchen  gibt  es  schon,  aber  den  meisten  Men- 
schen ist  dies  einstweilen  noch  eine  Botschaft,  zu  der 
ihnen  der  rechte  Glaube  fehlt. 

Auch  diese  Sache  muss  nach  unserem  Dafürhalten 
in   kleinen   Kreisen   und   von  innen  heraus  angefangen 
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werden  und  deshalb  bestehen  wir  darauf,  dass  die  <loca1 
Option*  das  wahre  und  auch  anderwärts  bereits  erprobte 
Hilfsmittel  sei.') 

Die  AlkoholgGgnerbflnde  jeder  Art  sollten  sich  ernst- 
lich auf  dieses  Mittel  vereinigen  und  ihre  Kraft  nicht 
unnütz  zersplittern;  dann  konnten  wir  in  absehbarer  Zeit 
zu~einer  derartigen  Bundesrevision,  und  damit  zu  einem 
ernstlichen  Anfange  der  Besserung  gelangen. 

Aus  der  bereits  gemachten  Erfnlirung  anderer  Staaten 
ist  dabei  zu  konstatiren,  dass  in  Amerika  nur  noch  wenige 
Staaten  bestehen,  in  denen  nicht  einzelnen  Distrikten 
das  Recht  zusteht,  über  die  Unterdrückung  des  Handels 
mit  geistigen  Getränken  abzustimmen,  und  dass  die  länd- 
lichen Bezirke  darin  den  Städten  vorangehen.  Das  wQrde 
auch  bei  uns  so  sein  und  es  gibt  wirklich  keinen  ge- 
nügenden Grund,  sich  einer  solchen  Massregel  zu  wider- 
setzen. 

Der  Bundesrath  hat  in  dieser  Richtung  trotz  erhal- 
tenen Auftrags  noch  nichts  gethan. 

Ueber  die  Verwendung  des  Alkohol-Zehntels 
hingegen  soll  eine  Verordnung  erlassen  werden,  indem 
die  Verwendung  desselben  doch  sehr  zu  wünschen  Iflsst. 
Die  meisten  Kantone  bekämpften  bisher  mehr  die  Wir- 
kungen als  die  Ursachen  des  Alkoholismus,  indem  sie 
Trinker  und  durch  den  Alkoholgenuss  körperlich,  geistig 
und  ökonomisch  Ruinirte  noch  nothdOrftig  zu  «rettem  ver- 


')  Es  ist  übrigens  bemerk enswerth,  dasa  nunmehr  doch 
auch  die  wissenschaftlichen  und  medizinischen  Kreise  sich 
mehr  für  die  Abstinenz  zu  interessiren  beginnen  und  dass 
sehr  interessant«  Versuche  Ober  die  Wirkungen  des  Alkohols 
bei  Pflanzen  imd  Thiere  gemacht  werden.  Vgl.  Räuber,  Wir- 
kungen des  Alkohols  auf  Thiere  und  Pflanzen  1902. 
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»uchten.  Die  mehr  als  7  Millionen  Franken,  welche  bis- 
her diesem  Zwecke  zu  Ciebote  standen,  sind  daher 
grösserentfaeils  gar  nicht  richtig  verwendet  worden  und 
haben  auch  keine  grossen  Wirkungen  hinterlassen. 

Der  Art.  33  des  neuen  Alkoholgesetzes  bringt  bereits 
eine  Hinweisung  auf  eine  bessere  Kontrolle  mit  sich,  wor- 
nach  nicht  bloss  die  kantonalen  Finanzen  mit  dem  Alko- 
holzehnte] erleichtert  werden  sollen.  Es  muss  aber  noch 
klarer  zur  festen  Ueberzeugung  grösserer  Kreise  werden, 
dass  man  mit  blossen  Trinkerheilanstalten,  Unterbringung 
von  Kranken,  Irren,  Strftflingen,  Verkommenen  u.  s.  w.  dem 
Sinne  der  Bundesverfassung  keineswegs  entspricht  und 
das  fortschreitende  Unheil  auch  nicht  wirklich  verhüten 
kann.  Auch  hiember  sollte  der  Bundesrath  einmal  eine 
ganz  geeignete  Fachkommission  sich  aussprechen  lassen. 

2.  Ein  dem  Jahre  1902y3  eigentbOmliches  Ereigniss 
waren  mehrere  grosse  Streik-Unternehmungen  in 
den  grossem  St&dten  der  Eidgenossenschaft,  von  denen 
namentlich  der  Genfer-Streik  vom  Oktober  vorigen  Jahres 
zu  einer  allgemeinen  Kriegserklfirung  der  arbeitenden 
gegen  die  besitzenden  Klassen  auszuarten  drohte  und  mit 
Aufgebot  des  gesammten  Genfer-Kontingents  niederge< 
halten  werden  musste.  Es  war  der  stärkste  Versuch  einer 
socialen  Revolution,  der  bis  anhin  auf  unserem  Boden 
unternommen  wurde,  nicht  gftnzlich  unähnlich  den  Ver- 
hältnissen von  1781,  welche  der  völligen  Ablösung  Genfe 
von  der  Eidgenossenschaft  im  Jahre  1798  vorangingen. 
Ueber  die  eigentliche  Ursache  dieses  Streikes  ist  ein  voll- 
ständiges licht  nicht  entstanden.  Die  nilchste  Veranlas- 
sung war  jedenfalls  ein  vorangegangener  Tramstreik  und 
eine  grössere  Entlassung  von  Angestellten  der  Trambah- 
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ncn,  die  in  Genf  FrivatunteiTieliuien  sind  und  unter  der 
Leitung  eines  dazu  nicht  in  jeder  Hinsicht  geeigneten 
Amerikaners  standen.  Eine  den  Streikenden  eher  günstig 
gesinnte  Zeitung  machte  darüber  folgende  Angaben,  die 
man  wohl  als  richtig  ansehen  kann: 

*Der  erste  Tramstreik  schien  beigelegt;  da  benutzte 
die  Tramverwaltung  einige  Unklarheiten  in  dem  vom 
Staatsrath  vermittelten  Friedensabkoiumen,  um  Ange- 
stellte, die  am  Streik  besonders  stark  betheiligt  waren, 
zu  entlassen.  Da  die  Massregel  hauptsäclilich  Altere  Leute 
betraf,  denen  sie  nach  dem  Abkommen  Alterszulagen  hätte 
ausrichten  sollen,  so  erweckte  das  den  Schein,  die  Gesell- 
schaft wolle  sich  gleichzeitig  unbequemer  Elemente  und 
der  Übernommenen  Verpäielitung,  Alterszulagen  zu  be- 
wilhgen,  entziehen.  Ob  die  Absicht  bestand  oder  nicht, 
ist  ziemlich  gleichgültig;  auch  das  bescheidenste  Mass 
sozialer  Einsicht  hätti^  der  Verwaltung  sagen  müssen,  dass 
derartige  Massregeln  die  kaum  beruhigten  Leidenschaften 
förmlich  wieder  aufpeitschen  müssen.  Der  Streik  brach 
aufs  Neue  los,  lieftiger,  erbittei-ter  als  vorher,  mit  all  den 
fatalen  Konsequenzen,  die  seither  eingetreten  sind :  Militär- 
aufgebot, Ruhestörungen,  Minirarbeit  der  anarchistischen 
Elemente,  die  ja  in  Genf  stets  bei  der  Hand  sind,  wenn 
sich  Gelegenheit  bietet,  im  Trüben  zu  fischen. 

Statt  loyal  einzulenken,  die  strikte  Durchfühning  des 
Abkommens  zuzusichern,  verletzte  die  mit  den  Genfer 
Verhältnissen  nicht  vertraute  Direktion  die  Arbeiter  durch 
Schroffheiten,  das  beste  Mittel,  um  die  GemUther  für  den 
Appell  der  Wortführer  der  scharfem  Tonart  empfänglich 
zu  machen,  Das  Solidaritätsgefühl  wurde  nicht  umsonst 
angerufen,  die  Bedrohung  der  Arbeiterorganisationen  durcli 
die  Unternehmer  mit  Erfolg  ins  Feld  geführt.  Die  er- 
hitzten Geister  improvisirten  den  Generalstreik. 

Ueber  die  Thatsache,  dass  weit  Ober  10,000  Arbeiter, 
darunter  vielleicht  die  Mehrzahl  Familienväter,  von  einer 
Stunde  zur  andern  die  Arbeit  niederlegen,  kommt  man 
mit  der  Konstatirung  anarchistisclier  Einflüsse  niclit  lun- 
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weg.  Es  steckt  mehr  dahinter  als  eine  «Verhetzung»  durch 
«Brandreden* ;  um  zu  wirken,  müssen  diese  einen  geeig- 
neten Boden  finden,  und  den  vorbereitet  zu  haben,  ist 
nicht  zum  Wenigsten  das  zweifelhafte  Verdienst  der  Tram- 
bahndirektion.* 

Charakteristisch  fQr  die  schliesslich  in  Verbrechen 
ausartende  Natur  der  Sache  war  ein  Dynamitattentat 
gegen  die  ehrwürdige  Kathedrale  von  St.  Pierre,  welches 
der  Beendigung  des  Streiks  nachfolgte  und  allgemein  als 
eine  Art  von  Protest  gegen  die  Ämnestieablehnung  in 
Bezug  auf  die  17  militärischen  Dienstverweigerer  auf- 
gefasst  wurde.  Der  Bericht  des  Genfer-Joumals  Qber 
diesen  ominösen  Vorgang  lautete  wie  folgt: 

«La  porte,  d'une  äpaisseur  de  12  centimetres  environ, 
pr^sentait  pres  de  la  serrure  une  dechirure  de  30  centi- 
metres de  long  environ  sur  20  de  large.  La  serrure  avait 
et^  arrachee  et  projet^e  avec  la  clef  et  l'espagnolette  ä 
quelques  m^tres  de  distance.  La  harre  d'acier  servant 
ä  fermer  le  deuxieme  battant  de  la  porte  gisait  briste 
sur  les  dallea  au  milieu  d'^clats  de  bois  et  de  vitres,  Des 
fragments  de  la  porte  furent  retrouves  jusque  devant  le 
tombeau  du  duc  de  Rohan,  situö  pres  de  i'abside,  et  au 
milieu  de  la  cathedrale  des  morceaux  de  ferraille.  Par  un 
hasard  miraculeux,  les  vitraux  etaient  intacts. 

Sous  le  p^ristyle,  ce  sont  des  debris  de  bois,  des 
morceaux  de  verre,  provenant  des  deux  petites  fenStres 
qui  se  trouvent,  precedant  les  premiers  vitraux  —  ceux-ci 
egalement  ont  resiste  —  ä  droite  et  ä  gauche  des  der- 
nieres  colonnes,  des  eclats  de  pierre,  etc.  Plus  de  doute, 
une  main  criminelle  avait  tente  de  faire  sauter  une  partie 
de  la  cathedrale  au  moyen  d'un  explosif  —  dynamite  ou 
melinite?  c'est  ce  que  les  experts,  MM.  les  chimistes 
Ackermann  et  LeRoyer,  et  M,  Tingenieur  Autran,  commis 
aux  fins  d'examincr  les  matieres  retrouvees,  nous  diront 
plus  tard. 
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Inc<Hitestab)eiuei]t  l'auteur  ou  les  autetirs  de  l'atten- 
tat  ODt  seulement  voulu  repandre  la  terreur,  C'est  leur 
protestatio!!  contre  le  rejet  de  l'ainnistie  par  les  Cliambres 
federales  et  cootre  les  fetes  si  heiles  du  troisieme  cente- 
naire  de  l'Escalade,  dont  la  reussite  fut  des  plus  brillantes, 
malgr^  les  efforts  des  socialistes.* 

Jedenfalls  heisst  es  nun  in  Genf  in  hohem  Grade 
«videant  consules»,  damit  sich  nicht  Ereignisse  von  poli- 
tischer  Tragweite  wiederholen,  deren  Voraussetzungen 
auch  jetzt  vorhanden  sind. 

Es  ist  ein  einzigartiges  VOlklein,  diese  Genfer,  noch 
sehr  ähnlich  den  lebensvollen  Kepnbliken  des  Mittel- 
alters in  Italien,  trotz  aller  seiner  sonstigen  «Modernität*. 
Die  Aufregungen  dieses  Revolution s Versuchs,  welchem 
ziemlich  bewegte  Wahlen  und  eine  mehr  als  eigentbflmliche 
Denkmalserricbtung  nicht  «für»,  sondern  «gegen*  Calvin 
folgten,  vraren  kaum  vorüber,  als  ein  grosser  Bazar  zu 
Gunsten  der  Herstellung  der  Kirche  von  St.  Gervais  die 
s&mmthchen  Glieder  der  Genfer-Familie,  aristocrates, 
socialistes,  libertins  und  vertuistes,  wieder  eintrficbtig  in 
den  alten  Kostümen  und  lebenswahr  nachgeahmten  Gassen 
ihrer  alten,  allen  doch  noch  immer  theuren  Stadt  bei- 
sammen sah.  Dieser  lebendige,  warme  Lokalpatriotismus, 
durch  den  unvertilgbaren  Stempel  einer  grossen  Ver- 
gangenheit über  die  ihm  sonst  leiclit  anklebende  Trivia- 
Ktät  hinausgehoben,  das  ist  es,  was  diese  «enfants  de 
Genevee  immer  wieder  unter  der  beständigen  Gefiabr 
innerer  Revolution  und  äusserer  Annexen  zusammen- 
kettet —  fihnUch  wie  die  schweizerische  Eidgenossen- 
schaft selber  dadurch  zusammenhält.  Daher  lieben  wir 
die  Genfer,  als  unser  echtes  Kind  und  Spiegelbild,  und 
als  eine  Stadt,  die  der  ganzen  Menschheit  theuer  ist  und 
bleiben  muss. 
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Die  Streiks  in  Bern,  Basel,  Biel  und  der  zweite 
Streik  von  Genf  vom  Juli  und  August  d.  J.  waren  bloss 
kleinere  Nachahmungen  des  frQbem  Genferischen  und 
erforderten  nur  in  Basel  ein  Milit&raufgebot.  Bei  dem 
zweiten  Genfer>Streik  vrm'de  zum  ersten  Mal  das  neue 
Genfer  Gesetz  gegen  die  Streiks  (loi  Thiebaud)  in  An- 
wendung gebracht,  dessen  wesentlicher  Art.  18  wie  folgt 
lautet: 

*Tout  appel  4  une  Suspension  partielle  ou  gän^rale 
de  travail  en  violation  du  tarif  existant  ou  en  contra* 
vention  aux  dispositions  de  la  preseute  loi  serapuni  des 
peines  de  police,  sans  pr^judicc  des  peines  prevues  k 
i'art.  106  du  Code  penal  et  de  toutes  autres  sanctions 
civiles  ou  pönales  prevues  par  les  lois  existantes. 

L'editeur  et  l'imprimeur  pourront  etre  passables  des 


Das  Gesetz,  das  einen  Ausgleichversuch  vorschreibt, 
war  Ton  den  streikenden  Gewerkschaften  einfoch  bei  Seite 
geschoben  worden  und  der  Regierungsrath  von  Genf 
erliess  in  Folge  dessen  folgende  Proklamation: 

«Aux  Citoyens  et  habitants  du  canton  de  Genevel 

Une  greve  vient  d'fitre  proclam^e  par  le  syndicat 
des  mat^ns  et  manoeuvres,  en  derogation  k  la  loi  qui 
regit  les  conäits  du  travail. 

Cette  loi,  dont  le  but  est  de  faciliter  la  Solution  ä 
l'amiable  des  difficultes  auxquelles  peuvent  donner  lieu 
les  rapports  entre  ouvriers  et  patrons,  fixe  les  regles  k 
suivre  en  cas  de  conäit. 

Le  Conseil  d'Etat  est  resolu  k  en  faire  respecter 
toutes  les  dispositions. 

II  a  pris  des  maintenant  toutes  les  mesures  neces- 
saires  pour  proteger  la  libertä  du  travail  et  11  poursuivra 
les  auteurs  responsables  de  toute  contravention  aux  lois 
et  reglements. 

II  fait  appcl  k  la  mod^ration  des  parties  int^ress^es 
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l>our  lui  faciliter  sa  täclie  et  pour  bnter  une  Solution 
amiable  du  conflit, 

II  invite  la  population  ä  conserver  le  plus  grand 
calme,  confiante  dans  la  vigüance  et  la  fermete  des 
autorit^s  pour  faire  respecter  le  droit  de  chacun. 

Geneve,  le  20  juillet  1903.> 

Es  ist  nicht  gerade  wahrscheinlich,  dass  in  der  nächsten 
Zeit  grössere  Wiederholungen  stattfinden  werden,  doch  er- 
fordern diese  VorfAlle,  die  sich  auch  nicht  allzu  oft  wieder- 
holen dQrf  en,  ohne  eine  grosse  Erbitterung  auch  bei  den 
nicht  direkt  betheiligten  Klassen  hervorzurufen,  ein  ernst- 
liches Nachdenken  Ober  die  Natur  und  Zulfissigkeit  dieser 
Arbeitseinstellungen.    Hierüber  noch  Folgendes: 

Das  Unschönste  dabei  ist  die  absichtliche  Bosheit, 
mit  welfiier  die  Arbeiter  immer  gerade  den  Moment  dazu 
aussuchen,  wo  die  Arbeitgeher  sie  am  aöthigsten  haben ; 
so  wollten  die  Lausanner  Schneider  z.  B.  unmittelbar  vor 
der  Centenarfeier  streiken.  Dann  wird  eine  Zeitlang  mit 
Erbitterunggekämpftund  endlich  ein  Vergleich  geschlossen, 
den  man  beidseitig  schon  Anfangs  hätte  machen  können 
und  sollen,  und  der  auch  wieder  nur  ein  WaEFenstillstand 
bis  zur  nächsten  Gelegenheit  ist.  Dass  die  Arbeitgeber 
sich  dann  schliesslich  durch  Aussperren  der  R&delsführer 
einen  Stab  zuverlässiger  Arbeiter  schaffen  wollen,  ist 
ihnen  nicht  zu  verübeln  und  ebenso  ist  es  begreiflich, 
dass  das  Publikum  es  mOde  wird,  immer  wieder  solche 
■Arbeitslose!  zu  unterstfltzen,  die  ihr  Schicksal  selbst  her- 
beigeführt haben.  Dagegen  ist  es  nicht  zu  billigen,  dass 
die  Unternehmer  ziemlich  regelmässig  am  Anfang  einer 
solchen  Campagne  jedes  Abgehen  von  ihren  LohnansAtzen 
für  «ganz  unmOglich>  erklfii'en,  später  aber  dann  doch 
möglich  finden.   Damit  zöoliten  sie  fönnücli  diese  Arbeits- 
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GiDstellungen,  die  fast  immer  einen  theilweisen  Erfolg 
davontragen. 

Der  scliweizeriscbe  Arbeitersekretär,  Nationalrath 
Greulich,  veröffentlichte  in  dem  sozialistischen  Organ 
«VorvTärts>  von  Basel  eine  Reibe  von  Artikeln,  denen 
wir,  nach  der  Lausanner-Zeitung  vom  26.  Aug.,  folgende 
Anschauungen  entnehmen: 

•Passant  en  revue  les  differentes  greves  recentes,  il 
constate  que  1a  plupart  ont  abouti  ä  Ja  defaite  du  Prole- 
tariat; et  la  raison  de  ces  echecs,  il  la  trouve  dans  la 
legerete  avcc  laquelle  les  organisations  ouvrieres  recou- 
rent  ä  ce  qui  devrait  etre  le  ressource  supreme,  apres 
que  tous  les  autres  moycns,  diplomatie,  persuasion, 
pression  sur  l'opinion,  ont  etö  epuises  vainement. 

Je  suis  Partisan,  declare-t-il,  de  toute  greve  näcessaire 
et  utile,  entreprise  comme  derniere  ressource  apres  que 
tous  le.s  moyens  de  conciliation  se  sont  montr^s  sans 
effet.  Encore  faut-il  que  la  lutte  presente  quelque  chance 
de  victoire.  Je  suis  partisan  de  la  greve  dans  la  mesure 
oü  eile  peut  coatribuer  au  bien-etre  de  la  classe  ouvriere. 
Mais  je  suis  par  contre  oppose  ä  toute  greve  insuffisamment 
pr^paree,  mal  mürie,  et  presentant  de  fortes  probabilit^s 
d'insucc^s.  Or,  ce  fut  le  cas  du  plus  grand  nombre  des 
greves  recentes. 

En  general,  on  fait  appel  au  public  trop  tard,  alors 
que,  par  la  declaration  de  greve,  il  a  dejä  commence  k 
l'indisposer  en  d^rangeant  ses  habitudes  et  en  inqui^tant 
sa  securite.  En  s'y  prenant  k  temps,  Greulich  est  d'avis 
que  dans  neuf  conflits  sur  dix  la  classe  ouvriere  pourrait 
facitement  provoquer  un  grand  mouvement  d'opinion  en 
sa  faveur. 

Pour  cela,  toutefois,  il  emet  l'avis  que  les  revendi- 
cations  ouvrieres  devraient,  dans  chaque  conflit,  etre 
claires  et  precises;  qu'au  Heu  de  vouloir  tout  obtenir  ä 
la  fois  et  d'^tablir  des  programmes  longs  et  surcharges 
de  detail,   les  ouvriers   auraient  tout  avantagc  h  Syrier 
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leurs  demandes  et  ä  se  presenter  au  combat  autour  d'un 
mot  d'ordre  bien  defini,  coddu  et  aisement  comprehensible 
de  tous.» 

Mit  dem  letzten  Satze  kann  man  sieb  füglich  einver- 
standen erkl&ren ;  mit  dem  vorangebenden,  etwas  stark 
opportunistischen  Glaubensbekenntoiss  aber  weniger. 

Der  Streik  ist  nichts  anderes  als  eine  Eriegsmass- 
regel,  und  so  wenig  man  prinzipiell  tQr  den  Krieg 
Oberhaupt,  am  wenigsten  aber  fDr  den  Bflrgerkrieg,  oder 
die  Revolution  sein  kann  und  dies  alles  vielmehr  als 
eine  äusserste  Nothstandsmassregel  ansehen  muss, 
die  sich  zwar  mitunter  von  selbst  ergibt,  die  man  aber 
niemals  planmössig  herbeiffibren  soll,  so  wenig  ist  dies 
bei  diesen  modernen  Elassenkriegen  der  Fall. 

Soviel  ist  hingegen  richtig,  dass  derjenige  Theil, 
welcher  den  Krieg  erklärt,  heutzutage  wenigstens  eine 
gerechte  Ursache  dazu  haben  muss,  auf  die  er  sich 
gegenober  dem  ganzen  Publikum  berufen  karm  und  s(^, 
und  dass  er  keine  billige  Möglichkeit  eines  Ausgleiches 
versäumt  haben  muss.  Sonst  wird  sich  die  öffentliche 
Meinung  gegen  ihn  wenden,  wie  dies  in  Genf  und  Basel 
auch  wirklieb  der  Fall  war. 

Reguliren  lassen  sich  die  Streiks  nicht,  oder  nur 
so  theilweise,  wie  dies  bei  dem  Kriege  ebenfalls  der 
Fall  ist. 

Das  namentlich  versteht  sich  also  dabei  von  selbst : 

1.  dass  man  dicjcuigon  wirksam  schützen  darf  und  muss, 
welche  auf  Seite  des  Gegners  an  der  Kriegserkl&runK 
desselben  nicht  theilnehmen  wollten; 

2.  dass  die  Friedensschlüsse  nicht  blosse  kurze,  illoyal 
gedachte  Waffenstillstände   sein   dürfen;   andernfalls 
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aber  mit;  Amnestie  für  alle  Theilnebmer  verbunden 
sein  mfissen; 
3.  dass  die  Anstifter  zum  Krieg,  namentlich  ganz  vor- 
zugsweise die  fremden,  von  der  Amnestie  ausgeschlos- 
Ben  werden  dürfen; 
i.  dsss  die  Fragen,  welche  die  Ursachen  des  Krieges 
gewesen  sind,  nach  dem  Friedensschluss  als  erledigt 
angesehen  werden  mOssen  und  nicht  wieder  neu  vor> 
gebracht  werden  dtkrfen; 
5.  endlich,  dass  es  Sache  einer  vemflnftigeti  Politik  ist, 
die  Anlasse  auch  zu  dieser  Art  von  Kriegen  möglichst 
zu  Termindem  und  an  die  Stelle  derselben  eine  Ein- 
richtung zu  setzen,  welche  eine  friedliche  Regelung 
von  Streitigkeiten,   wenigstens   in   den  allermeisten 
Fällen  ermöglicht. 

Weiter  wollen  wir  die  Analogie  mit  dem  Kriege  nicht 
ausdehnen,  da  es  immerhin  noch  etwas  weit  Unnatür- 
licheres und  Ungehörigeres  ist,  in  einer  bestfindigen  Kriegs- 
furcht  und  Eriegsrüstung  gegen  einen  Theil  seiner  eigenen 
Mitbürger  zu  leben,  als  gegen  die  übrigen  Staaten. 

3.  Wenn  wir  die  Streiks  mit  Kriegen  mehr  oder 
weniger  regelmässiger  Art  vergleichen  kOnnen,  so  sind  die 
grossen  Trusts  zur  Yertheuerung  nothwendiger  Lebens- 
bedürfnisse, um  einzelne  Spekulanten  auf  das  Massloseste 
zu  bereichem,  der  Freibeuterei  auf  offener  See  gegen 
den  Handel  aller  Nationen  gleich  zu  achten.  Sie  sind  gar 
nicht  morahscher  und  nicht  weniger  geföhrlich  als  der 
Seeraub  und  sollten  daher  von  der  abereinstimmenden 
Gesetzgebung  aller  civilisirten  Länder,  oder  durch  Völker- 
rechtlicb-intemationalen  Vert«^,  oder  durch  Gewohnheits- 
recht verboten  und  mit  harten  Strafen  bedroht  werden. 
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Inzwischen,  bis  das  so  weit  ist,  sollten  unter  allen  Um- 
ständen die  Gesetze  gegen  Wucher  und  Vortaaf  gegen 
diese  Leute  angewendet  werden.  Statt  dessen  werden 
die  Erfinder  und  Veranstalter  dieser  grossen  Raubereien 
einstweilen  sogar  noch  bewundert  und  geehrt,  wie  es 
übrigens  vor  Zeiten  auch  mit  andern  grossen  See-  nnd 
Landräubern  oft  genug  der  Fall  gewesen  ist,  oder  in  halb* 
barbarischen  Ländern  heute  noch  der  Fall  ist. 

Zwar  der  grosse  «Ocean-Trusti  des  berüchtigtsten 
dieser  Flibustiers,  Morgan,  scheint  in  die  Brüche  zu  gehen 
und  auch  bei  andern  scheint  eine  Art  von  Krise  ein- 
getreten zu  sein.  Ein  Artikel  von  Prof.  Pareto  in  der 
Gazette  de  Lausanne  vom  29.  August  sagte  darüber : 

«Le  trust  de  l'Ocean,  qui  devait  regner  sur  les  mers 
et  s'enrichir  des  depouillcs  du  monde  entier,  se  debat 
au  milieu  d'inextricables  difficultes.  Les  personnes  qui 
seraient  disposees  ä  se  pajer  une  parcelle  de  sa  eouve- 
raiuet«,  peuvent  facilement  se  la  procurer.  L'action  ordi- 
naire  de  100  dollars,  de  ce  trust,  est  tombee,  a  New- York, 
ä  5  dollars.  C'est  dans  les  prix  doux;  pour  26  francs,  ä 
peu  pr^s,  vous  pouvez  avoir  part  ä  la  jouissance  de  ces 
rois  de  la  mer. 

Les  trusts  sont,  au  point  de  vue  economique,  exac- 
tenient  de  la  meme  nature  que  les  syndicats  ouvriers, 
qui  d'ailleurs  les  ont  precedes.  II  est  impossible,  en  bonne 
logique,  de  trouver  mauvaise  la  reglemeutation  econo- 
mique faite  par  les  premiers,  si  I'on  trouve  bonne  celle 
qui  a  ete  entreprise  par  les  seconds ;  et  ce  n'est  que  lors- 
qu'on  est  aveugle  par  la  passion,  ou  l'interet,  que,  pour 
les  memes  ^ssemeuts,  Ton  peut  condammer  ceux-lä  et 
absoudre  ceux-oi.» 

Einstweilen  ffthrt  Herr  Carnegie  fort,  Millionen  fOr 
allerlei  wisse nschaftliclie  und  andere  Zwecke  zu  ver- 
schenken, und  findet  Oberall,  statt  Zurückweisung,  willige 
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Annahme.  <Non  olet>.  Selbst  der  kaiitu  mündige  Sohn 
eines  solchen  GeldkOnigs  wurde,  als  er  mit  seiner  Yacht 
in  einem  deutschen  Hafen  erschien,  dort  mit  der  Auf- 
merksamkeit empfangen,  die  einem  Prinzen  im  weiten 
Reiche  seiner  MajestAt,  des  Königs  Mammon,  gebohrt. 

Solange  das  so  ist,  wird  man  gegen  diese  modernen 
Verschwörer  wenig  ausrichten  können,  denn  den  gesetz- 
lichen Uassregeln  muss  die  öffentliche  Meinung  zur  Seite 
stehen. 

Dass  dies  der  Fall  sein  muss,  wenn  die  Gesetze 
wirken  sollen,  zeigt  sich  beständig  in  Amerika,  dem  Hei- 
mathland der  grossen  Trusts. 

Es  bestehen  bereits  eine  Eeihe  von  Gesetzen  in  den 
einzelnen  Staaten  Amerika's'),  welche  die  Trusts  als  einen 
Eingriff  in  die  Öffentliche  Ordnung,  *in  restraint  of  trade», 
behandeln.  Aber  die  Richter  päegen  in  der  Regel  sehr 
milde  zu  urtheilen,  da  den  Amerikanern  die  Freude 
an  der  grossartigen  Spekulation  angeboren  isl ;  femer 
sind  die  Strafen  bloss  Geldstrafen,  die  einfach  zu  den 
Betriebsunkosten  geschrieben  werden,  imd  endlich  pflegen 
die  grossen  Trusts  einen  wesentlichen  Theil  der  poli- 
tischen Wahlkosten  zu  flbemehmen  und  sind  daher  fQr 


')  Eine  ausfOhrliche  Bericht erstÄttung  darüber  findet  sich 
in  der  Beilage  zur  Allg.  Zeitung  1902  Nr.  ItiÖ  tmd  166. 

Vgl.  ebenso  Schindler- Huber  •die  Trusts  in  den  Vereinig- 
ten Staaten*,  herausgegeben  von  der  ZarcherHandelskammer 
1903  und  Duimchen  «die  Trusts  und  die  Zukunft  der  Kultnr- 
menschheit.» 

Am  31.  Mai  1900  gab  es  in  Amerika  nicht  weniger  als 
183  Trusts  mit  einem  Kapital  von  Ober  drei  Milliarden  Dol- 
lars. Diese  Gesellschaften  beschäftigten  damals  schon  gegen 
eine  halbe  Million  Personen,  denen  sie  jahrlich  an  Gehältern 
und  Lohnen  gegen  280  Millionen  Dollars  ausrichteten. 
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olle  «Grewftblteo,  wozu  eben  auch  die  Staatsmänner  und 
Richter  gehOren,  unentbebrlicbe  Institutionen.  Selbst  der 
jetzige  ausgezeichnete  Präsident  der  Vereinigten  Staaten 
scheint  von  dem^  Gedanken  angekränkelt  zu  sein,  dass 
es  gegen  diese  Dinge  kein  rechtes  Hilfemittel  gebe.  In 
einer  Rede,  welclie  er  in  Milwaukee  in  diesem  Frühjahr 
hielt,  äusserte  er  sich  wie  folgt  (Schweiz,  freie  Presse 
9.  April): 

•Die  öftentlicbe  Meinung  des  Landes  habe  gegen 
diese  neueste  Eolossalerscheinung  des  wirthschaftlichen 
Lebens  allmäblig  immer  schärfer  Partei  genommen,  ohne 
dass  irgend  Jemand  hätte  sagen  können,  wie  es  möglich 
wäre,  sie  zu  beseitigen.  Sie  seien  wie  mit  Natur^e- 
wa!t  entstanden,  und  wenn  sie  wieder  verschwinden 
sollten,  werden  es  nur  natfirliche  Bewegungen  sein,  die 
dies  herbeiführen  können.  Roosevelt  selbst  war  frOher 
ein  Gegner  der  Trusts  gewesen  und  man  hatte  geglaubt, 
er  werde  dem  Kongress  schärfere  Massregeln  gegen  sie 
abringen  als  die  vor  Kurzem  beschlossenen,  die  sich 
im  Wesentlichen  darauf  beschränken,  besondere  Fracht- 
vergQusligungen  auf  den  JCisenbahnen  zu  untersagen, 
Rechtsfragen,  die  die  Trusts  betreffen,  dem  obersten 
Gerichtshofe  zuzuweisen  und  im  Uebrigen  die  Frage 
durch  das  neuerrichtete  Handelsministerium  studiren  zu 
lassen.  In  Milwaukee  nun  erklärte  Roosevelt,  dass  man 
nichts  anderes  thun  könne,  als  die  Trusts  in  bestimmte 
Wege  zu  leiten ;  sie  zu  vernichten  oder  ihnen  durch 
Herabsetzung  der  Zölle  die  Lebensmöghchkeit  zu  ent- 
ziehen, hiesse  das  Gedeihen  des  Landes  untergraben.> 

•Die  Trusts  (so  fügt  die  Zeitung  bei)  sind  unpopulär, 
aber  sie  sind  mächtig  und  sie  sind  ein  in  den  Verhält- 
nissen festgewurzeltes,  echt  amerikanisches  Produkt  Sie 
gehören  zur  wirthscliaftlichen  Rastung  des  Landes,  mit 
Hilfe  der  Trusts  gehts  es  auf  industrielle  Eroberungen 
aus.  Sie  sind  das  Instrument  seines  wirtbschaftlicÄen 
Imperiahsmus,  und  von  dieser  Seite  beleuchtet,  sind  sie 
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dem  Selbstgefühl  der  Amerikaner  willkommen  und  er- 
scheinen ihm  ein  annehmbares  Uebel.» 

Ohne  Zweifel  wird  es  schwierig  sein,  in  Amerika 
dieses  Uebel  zu  beseitigen;  es  gleicht  eben  vollständig 
dem  froheren  Nationalu ngltlck,  der  Sklaverei,  das  auch 
viele  Staatsmänner  Jahrzehnte  lang  als  ein  notbwendiges 
Uebel,  wenn  nicht  gar  als  einen  industriellen  VorÜieil 
Amerika'»  gegenüber  der  übrigen  Welt  ansahen,  dessen 
Beseitigung  in  Folge  der  sehr  grossen  ökonomischen  und 
politischen  Interessen,  die  sich  daran  knüpften,  als  ein 
Ding  der  Unmöglichkeit  betrachtet  wurde.  Es  kam  aber 
doch  die  Stunde,  in  der  es  zusammenbrach,  allerdings 
durch  einen  Bürgerkrieg.  Das  wird  auch  das  muth- 
massliche  Ende  der  grossen  Trusts  in  Amerika  sein. 

Es  ist  dabei  unzweifelhaft,  wie  dies  Herr  Pareto  in 
seinem  Artikel  ganz  richtig  sagt,  dass  denselben  durch 
allerlei  andere  Verbindungen  zu  Ökonomischen  Zwecken, 
wie  sie  nicht  bloss  in  Amerika  bestehen,  wiiksam  vor- 
gearbeitet worden  ist  und  dass  auch  die  «Berufsgenossen- 
3chaften>,  die  sich  immer  mehr  zusammenschliessen,  um 
die  freie  Konkurrenz  zu  beseitigen  und  dem  Publikum 
das  Leben  immer  theurer  zu  machen,  gar  nichts  WOn- 
schenswerthes  sind.  Das  macht  den  Kampf  gegen  diese 
Klassenpolitik  schwieriger.  Deswegen  darf  er  aber  nicht 
aufgegeben  werden.  Es  müssen  immer  einzelne  Menschen 
in  der  Welt  die  richtigen  Ideen  aufrecht  halten  und  daran 
erinnern,  wenn  die  Gesammtheit  in  eine  stumpfe  mate- 
rialistische Ergebung  gegenüber  angeblichen  «Weltmäch- 
ten», oder  «Naturgesetzen!,  oder  «Gesetzen  des  Verkehrs» 
und  dergleichen  Redensarten  mehr  verfällt  Alle  grossen 
Fortachritte  der  Menschheit,  selbst  das  Christenthum,  sind 
nur  auf  diese  Weise  entstanden,  niemals  von  oben  herab, 
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oder  durch  den  sofortigen  Willen  der  grossen  Mehrheit. 
Und  wenn  man  sich  heute  die  Gestalt  eines  «Anti- 
christsi,  d.h.  eines  mächtigen  Menschen  denkt,  dessen 
Gedanken  und  Thaten  das  gerade  Gegentheil  von  dem 
sind,  was  Christus  dachte  und  wollte,  so  wäre  dies  offen- 
bar nicht  ein  stets  neurasthenischer,  allm&hhg  lialbwahn- 
sinniger,  zuletzt  ganz  verrückter  Philosoph,  wie  Nietzs(±e, 
oder  ein  fürstlicher  Narr  und  Tyrann  wie  Caligula  und 
Nero,  wozu  jetzt  schon  die  Voraussetzungen  fehlen, 
sondern  ein  solcher  IndustriekOnig  und  MiUisrdfir  wie 
Morgan,  oder  Cecil  Rhodes.  Es  gibt  heute  reUgiös  Ober- 
spannte'Leute  genug,  welche  die  «Wiederkunft  Christi' 
ganz  bestimmt  nach  Amerika  verlegen;  der  Antichrist, 
wenn  ein  solcher  entsteht,  wird  jedenfalls  von  dort  aus- 
gehen, aber  vielleicht  auch  die  Erlösung  von  diesem 
ganzen  unseligen  Mammonismus. 

Wir  sollten  in  unserem  Bjitwurf  zu  einem  schweize- 
rischen Strafgesetz,  etwa  in  Anknüpfung  an  die  Art.  92, 
159  oder  182  desselben,  einen  Artikel  gegen  diese  Trusts 
besitzen.  Aber  nicht  mit  blossen  Geldstrafen,  die  durch- 
aus keine  Wirkung  ausOben,  sondern  mit  Zuchtbaus- 
strafen, die  allein  im  Stande  sind,  abschreckend  zu  wirken, 
und  ausgedehnt  auf  Schweizer,  die  in  andern  Ländern 
sich  an  solchen  Unternehmungen  betheiligen,  oder  schwei- 
zerische Einwohner,  die  sich  in  unserem  Lande  zu  Agenten 
und  Beförderern  soldier  Unternehmungen  hergeben. 

Wir  fUgen  noch  folgende  zwei  Notizen  bei: 
•Im  österreichischen  Landtage  beantwortete  der  Statt- 
halter Interpellationen  wegen  der  Vivisektionen  mit 
der  Zusicherung,  dass  eine  Einschränkung  der  Thierver- 
suchc   auf  das   nothwendigste   verlangt   werden   würde. 
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Man  könnt!  nicht  leugnen,  dass  im  Wiener  Krtinkenliaus« 
bedauerliche  Experimente  an  Menschen  vorgekommen 
seien.  Er  wendet  sich  auch  gegen  die  Aerztekamtner, 
welcher  er  mit  Auflösung  gedroht  habe.  Der  Statthalter 
ist  der  Meinung,  doss  ernste  wissenschaftliche  Forschun- 
gen auch  ohne  Beeinträchtigung  der  Forderungen  der 
Humanität  möglich  seien.»  Bei  diesen  Vivisektionen  lernen 
die  jungen  Mediziner  die  Gefühllosigkeit  auch  gegen  die 
Menschen.  Der  Thierschutz  ist  immer  die  richtige  Vor- 
bereitung zum  Menschenschutz,  und  umgekehrt. 

*Die  Thatsache,  dass  die  Ausfuhr  von  Seidenbeutel- 
tucb  dem  Werth  nach  abgenommen,  dem  Quantum  nach 
ein  wenig  zugenommen  hat,  glaubt  ein  Bericht  der  Zürcher 
Handelskammer  mit  dem  Hinweis  darauf  erklären  zu 
können,  dass  von  St.  Galler  Firmen  eine  billige  Art 
Bartbinden  in  grösserer  Menge  fabrizirt  wurde.  Hinzu-  , 
gefflgt  wird,  dieses  för  die  Bartbinden  verwendete  Seiden- 
beuteltuch  sei  ein  Artikel,  der  weder  für  die  Weber,  die 
sich  mit  geringer  Seide  abgeben  mfissen,  noch  fQr  die 
Fabrikanten,  welche  zu  den  niedrigsten  Preisen  verkaufen, 
eine  lohnende  Acquisitton  bedeute.» 

Diese  abgeschmackte,  auch  von  Deutschland  her  im- 
portirte  Unsitte,  dem  Gesicht  durch  einen  unnatürlich 
aufgesträubten  Schnurrbart  einen  angeblich  männlichen, 
in  Wirklichkeit  aber  brutalen  Ausdruck  zu  verleihen, 
dürfte  überhaupt  bei  uns  verschwinden  und  sollte  den 
Militärpersonen   wenigstens   geradezu   untersagt  werden, 

11. 

Ueber  das  Partetwesen,  das  damit  eng  zusammen- 
hängt, da  es  sich  leider  heute  mehr  um  ökonomische,  als  um 
politische  Interessen  gruppiert,  wollen  wir  folgendes  sagen : 

Die  dermalen  für  uns  interessanteste  Parteigruppir- 
ung,  nach  der  sich  auch  unsere  Parteien  ziemhch  genau 
zu  richten  pflegen,  ist  die  des  deutschen  Reichstages, 
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wie  sich  derselbe  seit  den  Wahlen  dieses  Sommeis  ge- 
staltet hat 

DarQber  schrieb  eine  Korrespondenz  der  «freien  Fresse> 
von  Baden: 

«Die  grossen  geistigen  Kämpfe,  die  einst  im  Reichs- 
tag ausgefochten  wurden,  haben  aufgehört,  und  nur  hie 
und  da  flammt  das  Feuer  auf,  um  rasch  wieder  zu  ver- 
flackern. Die  Parlamente  waren  am  interessantesten, 
als  sie  für  ihre  Rechte  stritten ;  dann  kam  in  Deutschland 
die  Aera  des  nationalen  Ausbaues,  dann  die  Aera  des 
Kirchenstreites,  der  glänzende  Talentproben  in  allen 
Lagern  wachrief.  In  jenen  Jahren  wurden  in  den  Volks- 
vertretungen geistige  Schlachten  geschlagen.  Das  ist 
nun  vorüber,  und  unsere  Gegenwart  arbeitet  an  neuen 
Problemen,  die  lange  noch  nicht  reif  genug  sind,  um 
anders  als  literarisch  behandelt  zu  werden ;  das  Interesse 
hat  sich  von  dem,  waa  man  innere  PoUtik  nennt,  abge- 
wendet, die  Sozialpolitik,  die  Handelspolitik,  die  auswärtige 
Politik  hat  sie  abgelöst.  Aber  auch  die  sozialpolitischen 
Fragen  sind,  soweit  der  Staat  sie  heute  praktisch  anzu- 
fassen geeignet  ist,  zum  grösseren  Theile  parlamentarisch 
schon  durchgearbeitet,  und  was  die  auswärtige  Politik 
betrifft,  so  fällt  sie,  da  grosse  Aktionen,  die  das  ganze 
Volk  in  Atem  halten,  nicht  vorliegen,  mehr  in  den  Bereich 
der  rein  diplomatischen  Behandlung,  die  nur  zeitweise 
dem  Reichstag  Anlass  bietet,  einzugreifen. 

Die  deutsche  Nation  ist  jetzt  in  ihrer  Masse  ent- 
schieden nicht  politisch  gestimmt.  Sie  arbeitet  allerdings 
mit  einer  Kraft,  die  den  Konkurrenten  Hochachtung  und 
sogar  Besorgniss  abnöthigt.  Eine  kürzlich  erschienene 
Schrift  eines  hervorragenden  amerikanischen  Geschäfts- 
mannes, die  viel  Aufsehen  erregte,  hat  geradewegs  erklärt, 
dass  die  deutsche  Industrie  an  Vollkommenheit  der  Be- 
triebsformen die  englische  Obertreffe  und  dass  sie  die 
einzige  sei,  deren  Rivalität  die  rasch  aufgeschossene 
amerikanische  zu  fOrchten  habe.  Deutschland  arbeitet 
mit  einem  Eifer  und  einer  Umsicht,  die  Staunen  erregen. 
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Es  arbeitet  in  den  Fabriken,  es  arbeitet  auf  dem  Meere; 
die  deutsche  Schifffahrt  ist  eine  Weltmacht  ersten  Ranges 
geworden  wie  die  deutsche  chemische  und  Eisenindustrie. 
Die  ganze  Energie  der  Nation  scheint  sich,  soweit  sie 
nicht  der  Wissenschaft  und  der  Erhaltung  der  Wehrkraft 
reservirt  ist,  der  Arbelt  zuzuwenden.  In  dieser  neuen 
Phase  ihres  Lehens  kann  der  Reichstag  nur  eine  Seiten- 
rolle  spielen  und  Alles,  was  die  Melirheit  des  Volkes  von 
ihm  verlangt,  ist,  dass  er  die  Arbeit  nicht  durch  stürmische 
agrarische  Wflnscbe  stören  lasse.* 

Natürlich  betrifft  die  Abnahme  des  politischen  Interesses 
zunächst  die  liberalen  Parteigruppen,  worüber  die 
Allg.  Zeitung  sagt: 

tUltramontanismus  und  Sozialdemokratie  haben  ihr 
Stichwort  stets  bei  der  Hand ;  sie  bedürfen  keiner 
positiven  politischen  Frage,  die  ihnen  die  Richtung  gibt. 
Im  Gegentbeil,  nichts  ist  so  sehr  geeignet  sie  in  Ver- 
legenheit zu  setzen,  als  die  Entscheidung  einer  solchen 
Frage,  Ober  die  vielleicht  in  den  eigenen  Reihen  die 
Meinungen  getheilt  sind.  Man  erinnere  sich,  wie  un- 
bequem eigentlich  die  Flottenbewegung  dem  Centrum 
war  und  wie  es  der  ganzen  Geschicklichkeit  seiner 
Fohrer  bedurfte,  um  die  Sache  mit  leidlichem  Anstand 
zum  Vortheil  der  Partei  zu  führen.  Aber  in  einer  Zeit, 
in  der  es  an  irgend  einer  grossen,  leicht  fasslichen 
nationalen  Aufgabe  fehlt,  treten  die  alten  oft  geübten 
AgitationskOnste  wieder  hervor,  die  an  das  religiöse  Be- 
dOrfniss  der  urtheilslosen  Masse  anknüpfen,  um  es  im 
politischen  Sione  zu  misshrauchen.  Und  dasselbe  gilt 
mutatis  mutandis  auch  von  der  Sozialdemokratie,  die  mit 
ihren  sozialverhetzenden  Schlagworten  und  ihren  irre- 
führenden Behauptungen  zu  jeder  Zeit,  ohne  eine  nflchteme 
Nachprüfung  fürchten  zu  müssen,  an  die  gläubigen  und 
sich  willig  öffnenden  Gemüther  der  Arbeiterschaft  her- 
antreten kann  und  nicht  erst  darauf  zu  warten  braucht, 
dass  ein  besonderes  Programm  das  Interesse  derWftbler 
aufrüttelt. 
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Am  nächsten  liegt  es  ja  nun  fQr  die  bOrgerlicben 
Parteien,  ihren  Sammelpunkt  in  der  Negation  der  feind- 
lichen Prinzipien  zu  suchen,  die  unsere  nationale  Ent- 
wicklung zunächst  bedrohen.  Also  mit  andern  Worten 
eine  Sammlung  des  nationalen  BQrgerthums  gegen  Ultra- 
montaiiismus  und  Sozialdemokratie.  Aber  diese  Schlacht 
mit  zwei  Fronten  ist  praktiscli  nicht  so  leicht  durch- 
zukämpfen, wie  es  sich  theoretisc^h  empfehlen  Iftsst. 
Leicht  mischt  sich  da  ein  neuer  Meinungsstreit  ein, 
welcher  von  beiden  Gegnern  der  gefährhchere  ist,  na- 
mentlich da,  wo  es  sich  darum  handelt,  dass  konser- 
vative und  liberale  Kreise  Hand  in  Hand  gehen.  Denn 
einem  sehr  beträchtlichen,  für  nationale  Fragen  schwer 
ins  Gewicht  fallenden  Bruchtheil  der  Konservativen  fehlt 
überhaupt  jedes  Verständniss  für  die  Gefalir  des  Ültra- 
montanismus.  Ebenso  dürfen  wir  uns  nicht  verhehlen, 
dass  das  Verhalten  der  bürgerlichen  Parteien  zur  Sozial- 
demokratie in  praktischer  und  taktischer  Beziehung  noch 
ausserordentlich  schwankend  ist.  Die  bisherigen  Ver- 
suche, das  deutsche  Bürgerthum  gegen  die  erwähnten 
beiden  Hauptgefahren  zu  sammeln,  haben  nach  alledem 
mehr  verwirrend,  als  klärend  gewirkt.  Verwirrend  näm- 
licli  insofern,  als  sie  das  GefQge  der  bewährten  Partei- 
organisationen zu  lockern  geeignet  sind,  ohne  eine  wirk- 
lich widei'Standsfähige,  nach  allen  Bichtungen  hin  Klar- 
heit schaffende  neue  Organisation  an  ihre  Stelle  zu  setzen. 

Nun  treten  noch  die  wirthschaftlichen  Gegensätze 
stOrend  dazwischen,  die  in  ihrer  eigenÜiQmlichen  Ent- 
wicklung in  ganz  regelwidriger  Weise  Elemente  aus- 
einander bringen,  die  eigentlich  berufen  wären  an  einem 
Strange  zu  ziehen.  Hoffentlich  erleben  wir  bald  eine 
Zeit,  der  es  wie  eine  kaum  noch  verständliche  Erinne- 
rung erscheinen  wird,  dass  die  ihrem  Kern  und  Wesen 
nach  durch  und  durch  nationale  deutsche  Landwirth- 
schaft  einmal  in  eine  Stellung  gedrängt  wurde,  in  der 
die  anerkannten  Wortführer  ihrer  Mehrheit  besonnenen 
Bfii^em  als  Demagogen  erscheinen  musstcn,  die  in  ihrer 
Gcmeingef ührlichkeit  mit  ausgesprochenen  Feinden  imserer 
nationalen  Entwicklung  um  die  Palme  streiten.» 
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Eine  Berliner-Korrespoudeuz  des  <  Bund  *  fügt  bei : 
«Wie  schon  vor  den  ReichstagswahJen  auf  fortge- 
schritten liberaler  Seite  wenigstens  theilweise  die  Parole 
ausgegeben  ward,  die  Reaktion  sei  gefährlicher  als  die 
Sozialdemokratie,  und  wie  auch  aus  dem  nationaUibera- 
len  Lager  weitere  Kreise  vor  allem  den  Kampf  gegen  den 
flberwuchemden  Ultramontanismus  protlamirten,  so  bleibt 
vorerst  dauernd  eine  Hauptfrage,  wie  zu  Nutz  und  From- 
men der  Kultur  und  des  Vaterlandes  von  einem  mass- 
vollen,  mit  den  realen  Verbältnissen  und  Nothwendigkeiten 
rechnenden  Liberalismus  die  Fahne  zu  tragen  ist.  Leider 
werden  alle  Erörterungen  gerade  so  akademisch  bleiben, 
wie  es  der  Wunsch  nach  einer  packenden,  tiefwirkenden 
Wahlparole  gewesen  ist.  Es  wird  weiter  die  Politik  des 
Opportunismus  a  la  minute  gelten.  Materialismus  und 
Einzelinteressen  siegen  Ober  das  Ideale.  Den  Traum  einer 
grossen  liberalen  Partei  wagen  kaum  noch  einzelne  son- 
derbare Schwärmer  ernstUch  zu  erörtern,  nachdem  die 
freisinnigen  und  demokratischen  Mandate  im  neuen  Reichs- 
tag von  cirka  '/s  auf  '/lo  ^on  dessen  Bestände  gesunken 
sind.  Einen  Trost  gegen  das  neuerliche  enorme  Anwach- 
sen der  Sozialdemokratie  sucht  man  indess  ziemlich  all- 
gemein in  der  Hoffnung,  dass  diese  mit  ihrer  vermehrten 
Zahl  und  Macht  zugleich  gezwungen  sein  werde,  mehr 
positive  Arbeit  zu  liefern  und  sich  nicht  nur  auf  Ver- 
neinung, schärfste  Kritik  und  Zukunftsmusik  zu  heschrftn- 
ken.  Damit,  so  wird  kalkulirt,  müsse  sie  sich  von  seihst 
von  einer  Umsturzpartei  zu  einer  Partei  der  radikalen 
Opposition  und  des  thätigen  demokratischen  Fortschritts 
mausern,  den  Boden  der  bestehenden  Gesellschaft  imd 
Staatsordnung  betreten,  und  somit  an  Gefährlichkeit  ein- 
bOssen;  wie  ja  thatsjLcblich  kaum  ein  triftiger  Grund 
dafür  anzugeben  ist,  dass  gerade  in  Deutschland  die  wil- 
deste Sozialdemokratie  in  der  Volksmasse  und  im  Reichs- 
parlament, gegenüber  allen  Ländern  den  weitaus  grössten 
Anhang  und  die  bedeutendste  Machtstellung  erlangt  hat. 
Qui  vivra  verra.  Es  ist  wohl  auch  nirgends  anderswo  in 
der  parlamentarischen  Entwicklung  der  Neuzeit  die  Spal- 
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tiing  und  Zersplitterung  der  bürgerlichen  Parteien  eine 
so  mannigfaltige  und  trübselige  gevresen,  wie  bei  uns. 
Nur  der  «Thurm»  des  Zentrums  hat  den  Wechsel  der 
Zeiten  überdauert,  ist  breiter  geworden  und  st«ht  trotz 
allen  Stürmen  noch  fest.  Der  Ultramontanismus  mit  allur- 
liand  Reaktion  steht  vielleicht  drohender  als  jemals  da, 
so  dass  das  Zeichen  der  Zeit  ist:  rotb  oder  schwarz,  und 
die  Frage,  wie  das  Staatsschiff  zwischen  Scylla  und 
Charybdis  ungefährdet  hindurchsegeln  soll. 

In  der  MaienblOthe  des  Reichs,  das  Fürst  Bismarck 
wesentlich  auf  Uberalen  Ideen  aufbauen  musste,  war  der 
gemässigte  Liberalismus  vorherrschend.  Die  ihn  vertre- 
tende natiünalliberale  Partei  brachte  es  bis  auf  150  Man- 
date im  Reichstag,  eine  Stärke,  die  später  niemals  auch 
nur  annähernd  eine  andere  Partei  erreicht  hat.  Jetzt 
zählt  das  Gentrum  cirka  100  und  die  Sozialdemokratie 
cirka  80  Sitze,  die  Nationalliberalen  müssen  froh  sein, 
ein  Drittel  ihres  Höchstbestandes  gewahrt  zu  haben.  In 
den  siebziger  Jahren  hatten  wir  eigentüch  nur  vier  Par- 
teien: Centrum,  Konservative,  NationaUiberale  und  Fort- 
schritt ;  die  Sozialdemokratie  mit  durcbschoitthch  einem 
Dutzend  Mandaten  war  als  Partei  noch  kaum  anzusehen. 
Jetzt  haben  wir  es  in  der  Parteizersplitterung  gerade  so 
herrlich  weit  gebracht,  wie  Oesterreicli  in  der  Völker- 
zersplitterung; dort  zählt  man  17  interessante  Völker- 
schaften ;  genau  ebenso  viel  Parteien  weist  das  Verzeich- 
niss  der  Beichstagsmitglieder  auf,  unter  denen  allerdings 
verschiedene  nur  ein  Mitglied  —  die  National-Sozialen  — 
oder  ein  paar  Mitglieder  ihr  eigen  nennen.  Das  Centnim 
ist  auf  kirchlichem  Boden  aufgewachsen  und  weiss  durcli 
die  Macht  und  straffe  Zucht  der  katholischen  Kirche  noch 
immer  seine  Schäffein  zusammen  zu  halten  und  zu  mehren. 
So  wie  die  wirthschattliche  Interessengesetzgebung  im 
deutschen  Reich  vorherrschend  wurde,  begann  im  übri- 
gen die  Zersetzung  der  Parteien.  Es  ist  wahrlich  nicht 
schön,  wie  der  Kampf  um  die  materiellen  Güter,  um  den 
<Futtertrog>,  nun  seit  einem  Vierteljahrhundert  alles  an* 
dere  überwiegt;   er  gipfelt  derzeit  in   einem  masslosen 
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A^ariertUnm,  nachdem  allerdings  die  Lanäwirthscbalft  bis- 
her gegenOber  Industrie,  Handel,  Börse  und  Kapitalismus 
jH'  dbr  Bereicherung  zu  kurz  gekommen  ist.  Aber  den 
deuteoben  Liberalismus  trifft  an  diesem  Ausgang  eine 
Mitschuld;  er  hat  von  Anfang  an,  als  1878,79  mit  deni 
Zolltarif  der  Umschwung  vom  Freihandel  zum  Schutzzoll 
kam,  den  Fehler  allzustarken  Doktrinarismus  gemacht; 
er  identifizirte  den  wirthschaftlichen  Freihandel  mit  dem 
politischen  Liberalismus  und  den  Schutzzoll  mit  der  poli- 
tischen Reaktion.  Das  ist  den  praktischen  Amerikanern 
und  ebenso  den  Franzosen  niemals  eingefallen ;  in  diesen 
beiden  grössten  demokratischen  Staatswesen  ist  man 
längst  schutzzöllnerischer  gewesen  als  im  deutschen  Reiche, 
und  doch  kann  nicht  wohl  behauptet  werden,  dass  dort 
krasse  Reaktion  herrsche.  Ebenso  hat  bei  uns  der  Fort- 
schritt die  Verweigerung  des  Ausbaues  der  schweren 
HeeresrQstung  zur  Parole  gemacht,  wahrend  bei  dem  uns 
stets  mit  Revanche  bedrohenden  gefährlichsten  Feind, 
in  Frankreich,  alle  Parteien  regelmässig  die  Erhöhung 
der  Wehrkraft  als  ober  der  Parteidoktrin  und  dem  Parter- 
streit stehende  vaterländische  Sache  und  Nothwendigkett 
behandelt  haben.  So  bröckelte  1879  aus  Anlass  des  Zolb 
tarifs  der  rechte  Flügel  der  Nationalliberalen  unter  den 
Bayern  Schauss  und  Volk  ab;  sie  bildeten  später  die 
•Sezession»,  die  sich  weiterhin  mit  der  Fortsclirittspar- 
tei  vereinigte;  diese  aber  wurde  wieder  auseinanderge- 
sprengt, als  1898  ihr  alter  linker  Flügel  unter  Eugen 
Richter  die  grosse  Heeresvorlage  mit  der  zweijährigen 
Dienstzeit  ablehnte,  der  aus  frQhem  Nationalliberalen 
hervoi^egangene  rechte  FlQgel  aber  ihr  zustimmte.  Ds^ 
mals  entstanden  «freisinnige  Volkspartei>  und  «freisinnige 
Vereinigung».  Diese  Um-  und  Rückbildung  ist  nur  ein 
Bei.^piel,  aber  charakteristisch.  Und  das  Centrum  ist  be- 
sonders dadurch  regierungsfähig  und  zur  Macht  gekommen; 
indem  es  bei  Heeres-  und  Marinefordeningen  von  prin* 
zipieller  Opposition  abliess,  bewilligungsfreudiger  ward, 
tmd  dass  es  der  schutzzöllnerischen  Strömung,  auch  der 
agrarischen,  weite  Rechnung  trug. 
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Eise  Gefahr  Kegt  besonders  darin,  dass  die  Reichs- 
n^erung,  die  sich  auf  die  immer  mehr  hinschwindenden 
Liberalen,  selbst  wenn  sie  wollte,  gar  nicht  atQtzen  kann, 
mit  dem  Centrum  weiterhin  Konzessions-  oder  Kuhhandel- 
Politik  treibt  und  treiben  muss.  Vorerst  hat  sie  noch  die 
Aufhebung  des  §  2  des  Jesuitengesetzes  auf  Lager,  wel- 
ches Gesdienk  Graf  BOlow  vorzeitig  verschossen  hfttte, 
wenn  ihm  nicht  plötzlich  die  antiultramontane  Bewegung 
in  die  Quere  gekommen  wftre;  er  hat  nun  davon  den 
Yortheil,  diese  Gabe  noch  etwa  bei  den  Ueeresfordenm- 
gen  zu  verwerthen.  Eine  fernere,  schlimmere  Gefahr  be- 
deutet die  Aussicht  einer  VerbrCtderung  der  reaktion&ren 
Konservativen  mit  dem  Centrum  im  preussischen  Land' 
tag,  wo  ohnedies  Junker  und  Agrarier  bereits  flberm&ch- 
tig  sind.  Die  (Kreuzzeitung*  predigt  schon  lange  das  BOnd' 
niss  mit  dem  Centrum,  während  allerdings  die  Protestan- 
tisch-Orthodoxen, die  ihr  Organ  im  <Reichsboten>  haben, 
ganz  im  Gegentheil  auf  das  Aeusserste  gegen  den  Ultra- 
montanismus scharf  machen.  Wenn  jedoch  in  Preussen 
vrieder  Junker  und  Pfaffen  ein  reaktionäres  Schu^esetz 
oder  ein  «kleines  Umsturzgesetz»  brauen  sollten,  wie  an- 
fangs und  Mitte  der  neunziger  Jahre,  dann  würde  ein 
solches  Attentat  gegen  die  Geistesfreiheit  wenigstens 
wieder  das  Gute  zeitigen,  dass  sich,  trotz  sonstiger  Zer- 
fahrenheit und  Interessengegensätze,  alle  Gebildeten  und 
Kultur-  und  Freiheitsfreunde  zusammenfänden  und  wieder 
einmal  ein  idealer,  elementarer  Sturm  den  Obskurantis- 
mus in  den  Winkel  bannen  wQrde.> 

Eine  kleine  liberale  Gruppe,  die  «Nationakoziaten» 
des  Pforrer  Naumann,  die  s.  Z.  mit  grossen  Hoffnungen 
und  Pn^;rammen  ihres  Führers  die  politische  Schaubühne 
betrat,  hat  bereits  ihre  Auflösung  und  Vereinigung  mit 
den  «Freisinnigem  von  Dr.  Barth  beschlossen,  was  nicht 
viel  helfen  wird.  In  der  letzten  Versammlung  der  Na- 
tiouslsozialen,  die  am  29.  August  in  GiOttingen  statt  hatte, 
suchte  Naumann  den  politischen  Bankerott  seiner  Be* 
strebungen  in  folgender  Art  zu  erklären: 
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Nschdem  Naumann  die  Aktiva  der  politiecben  Tha- 
tigkeit  des  nationalsozialen  Vereins  besprocben  hatte, 
die  er  hauptsächlich  in  der  Aufrfittelung  weiter  Kreise 
des  BOrgerthums  zu  sozialem  Denken  erblickt,  meinte 
«r  weiter,  auch  die  Passiva  nicht  verschweigen  zu  dQrfen. 

In  dieser  Beziehung,  so  fuhr  er  fort,  ist  das  Wich- 
tigste: Die  Arbeiter  sind  nicht  gekommen  in  grösserer 
Zahl  I  Wir  haben  einzelne  imter  uns,  lauter  Personen,  die 
sich  durchaus  die  höchste  Werthschätzung  bei  uns  erwor- 
ben haben  und  deren  Arbeit  im  letzten  Wahlkampfe  ge- 
radezu grossartig  gewesen  ist.  Wir  haben  aber  die  Em- 
pfindung, dass  der  Gedanke,  der  internationalen  Sozial- 
demokratie eine  nationale  Eonkurren  zpartei  zur  Seite  zu 
stellen,  dass  dieser  Gedanke,  wenigstens  was  meine  und 
des  Vorstandes  Ansiebt  anbelangt,  nicht  verwirklicht 
worden  ist.* 

Interessanter  för  uns  war  das  Votum  von  Prof.  Sohm 
in  Leipzig,  desjenigen  Mitgliedes  dieser  Gruppe,  das 
eine  grössere  Bedeutung  besitzt.    £r  sagte: 

<Sie  schliessen  sich  einer  sterbenden  Partei  an,  meine 
Herren,  und  lieber  sterbe  ich  national-sozial,  als  dass  ich 
mit  dem  Freisinnigen  langsam  dem  Tode  entgegengebe. 
Die  Geschichte  zeigt  uns  zwar  sehr  oft,  dass  die  Führer 
im  Stich  gelassen  werden,  aber  dass  die  Führer  ihre 
Gefolgmannen  im  Stiche  lassen,  kommt  denn  doch  höchst 
selten  vor. 

Wir  waren  vor  sieben  Jahren,  so  führt  er  aus,  in 
einer  Täuschung  begriffen,  aber  dieser  T&uschung  schftmen 
wir  uns  nicht.  Wir  glaubten  damals,  dass  wir  die  deutsche 
Arbeiterschaft  haben  würden,  wenn  wir  ihr  klar  machten, 
dass  sie  alles  mit  dem  Reiche,  aber  nichts  wider  das 
Reich  erlangen  könne.  Wir  glaubten,  dass  die  Wahrheit 
dieses  Satzes  von  den  deutschen  Arbeitern  gehört  und 
verstanden  werden  würde,  aber  dieser  Fall  ist,  von 
wenigen  glänzenden  Ausnahmen  abgesehen,  nicht  ein- 
getreten. 

Zur  politischen  Macht  gehört  eine  gewisse  Anhänger- 
menge,  eine  geistige  Stosskraft  und  diese  Faktoren  sind 
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ausgeblieben.  Die  Menge  gewinnt  man  durch  einen  An- 
soblussan  eine  der  natflrliclien  Gruppen  des  Volkslebens; 
Parteien  können  nicht  gemacht  werden,  sie  können  nur 
aus  <Jem  Volke  ■  herauswachsen ;  sie  können  auch  nicht 
durch  Ideen  allein  gemacht  werden,  sosdem  sie  werden 
nur  lebenskrAftig  dadurch,  dass  die  Massen  in  den  Ideen 
zugleich  eine  Vertheidigung  ihrer  Interessen  finden.  Die 
Menge  denkt  nicht,  sie  empfindet  den  Ihiick  von  Seiten 
der  herrschenden  Klassen  und  folgt  deshalb  dem  Hass 
gegen  die  herrschenden  Klassen.  Sie  folgt  darum  denen^ 
die  sie  aufreizen,  und  denen,  die  sie  lehren,  dass  die 
herrschenden  Klassen  diesen  Hass  verdienen.  Daraus 
folgt,  dass  die  Arbeiterschaft  nicht  zu  gewinnen  ist; 
Das  zeigten  die  Wahlen  und  deshalb  war  es  nothwendtg, 
dass  es  auch  ausgesprochen  wurde.  Es  handelt  sich 
nunmehr  darum,  eine  Gruppe  zu  finden,  auf  die  wir 
Einfluss  zu  üben  im  Stande  sind.  Da  sagen  nun  einige: 
Wir  geben  zur  Sozialdemokratie.  Das  ist  aber  ein  ganz 
unmöglicher  Gedanke.  Das  würde  bedeuten  eine  Ver- 
leugnung der  heiligsten  Grundsätze,  die  uns  bisher  theuer 
waren.  Die  Sozialdemokratie  ist  antimonarchisch.  Sind 
wir  im  Stande,  die  monarchische  Ueberzeugung  aus  unserem 
Herzen  herauszureisaen.  wir,  die  wir  wissen,  dass  das 
Königthum,  die  Monarchie,  noch  immer  der  Bundesgenosse 
der  aufstrebenden  Menge  war.  Königthum  und  Volk  ge- 
hören untrennbar  beide  zusammen.  Die  Sozialdemokratie  ist 
auch  anttnational.  Können  wir  unsere  nationale  Ueber- 
zeugung, können  wir  unsere  Begeisterung  für  die  Macht 
und  Herrlichkeit  unseres  Vaterlandes  einfach  aus  unserem 
Herzen  reissen?  Niemand  kann  das.  Wir  wis.sen,  dass 
die  Sozialdemokratie  das  grösste  Hindemiss  fOr  eine 
Entwicklung  der  Arbeiterinteressen  ist,  gerade  dadurch, 
dass  Sie  der  ersten  Macht  im  Staate  widerspricht.  Was 
M'Qrdc  die  3  Millionen-Partei  leisten  kOnnen,  wenn  eie 
.sozial,  national,  wenn  sie  monarchisch  wäre.  In  dem- 
selben Augenblick  würde  die  Herrschaft  des  Centrums 
gebrochen  sein.  Die  Sozialdemokratie  leistet  auch  auf 
-sozialem  Gebiete  nicht  das,  was  sie  als  grosse  Volkspartei 
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zu. leUten  hStte.  -Die  g^nze  sozialpolitisolie  Gesetzgebung, 
4i«  «io  Ruhmesblatt  m  der  deutadieD  Geschichte  darstellt, 
ist  g^gen  die  .  SQzialdejnokratie .  gemacht  worden,  das 
1n)erale  Bürgerthum  hat  sie  gemacht,  und  drittens  ist  ^s 
<1  er  Sozialdemokratie  nicht  gelungen,  den  Centrumsthhrrii 
zu  sprengen.  Deshalb  bleibt  der  von  Naumann -geigte 
,Weg  der  einzig  richtige.)',.  _ 

Vielleicht  ist  dies  für  Deutschland  ^ahr  obwohl 
4uch  dort  der  liistorische  Nachweis  dieser  Rolle  des 
Kj>nigtliums  fehlen  dürfte.  Das  Richtigste  sagte  wohl 
idie  Ällg.  Zeitung  vom  1.  September  mit  .  folgenden 
Worten: 

«Wenn  Männer  wie  Naumann,  Sohm  und  Gerlach 
iiach  dem  Scheitern  ihrer  Parteibestrebungen,  sich  darauf 
beschränken  wollten,  die  Gleichgesinnten  zu  einem  ffir 
die  endliche  Verwirklichung  ihrer  Ideale  arbeitenden 
Verein  zusammenzufassen,  so  würden  sie  damit  der  Sache, 
für  die  sie  sich  bisher  begeisterten  und  deren  sittliche 
und  politische  Bedeutung  wir  durchaus  nicht  unterschätzen, 
ohne  Frage  besser  dienen,  als  durch  den  nur  Spaltung 
und  Entfremddng  in  ihre  Reihen  hineintragenden  Ent- 
Sehluss,  sich  mit  einer  anderen  Partei  zu  verschmelzen', 
obenein  mit  einer  Partei,  die  ihrer  ganzen- Entwicklung 
nnd  ihrem  ganzen  Wesen  nach  Bo  emiiJent  ^unsozial» 
ist.  wie  die  schwache  Freisinnige  Vereinigung,  die  ihre 
wenigen  Reichstagsmandate  nur  mehr'od'gr  minder  be- 
denklichen Wahlkompromissen- ZU' verdanken  hat.  Die 
Mitghedcr  eines  gut-  organisirten  und  rQhdgen  iiational- 
sozialen  Vereins  könnten,  ebenso  wie  einst  die  Mitglieder 
des  National  Vereins,  den  verschiedensten,  auf  tiationaler 
und  monarchischer  Basis  stehenden  Panotfilfen  sieb  an- 
schhessen  und  innerhalb  derselben  för^^ibir^;  Ideen  propa^ 
ganda  machen,  also  gewissermassen,  oatji,  |4rt,  des  Sauer; 
ieigs  wirken.  Wer  wie  die  Natiprialsözi^l^ii  zuiQ'poIitischetl 
Apostolat  sich  berufen  fohlt,  mÖSSte' li'ingeheü -in' alle 
Welt  und  alle  Parteien  lehren.»  ''^ 
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Emigermassen  hängt  der  Niedergang  des  Liberalismus 
auch  mit  demjenigen  des  parlamentarischen  Systems 
Oberhaupt  zusammen,  welches  er  geschaffen  hat  und  in 
dem  er  sich  gewissermassen  verkörperte.  DarQber  sagte 
die  AUg.  Zeitung : 

«Durch  alle  die  parlamentarischen  VerhandlungeD 
der  jOngsten  Zeit  geht  ein  charakteristischer  Zug,  die 
breite  Trivialität  der  Debatten,  die  mangelnde  Oekonomie 
der  geistigen  Kräfte,  ein  sinnloses,  rflcksichtsloses  Drauf- 
losreden  über  einen  Gegenstand,  stundenlang,  tagelang, 
bis  das  Bewusstsein  der  mörderischen  LangM'eile,  des 
unablässigen  Dreschens  von  leerem  Stroh  selbst  der  ab- 
gestumpften Empfindung  für  das  Unwürdige  der  Situation 
zu  viel  wird  mid  an  Stelle  des  zwecklosen  Redegeplätscbers 
plötzlich  eine  nicht  minder  krankhafte  und  abnorme  De- 
battenmüdigkeit tritt  Dann  wird  auf  einmal  gar  nicht 
mehr  debattirt;  erschöpft  und  gelangweilt  schweigen 
ganze  Parteien,  mit  Hast  jagt  man  in  einer  ganzen  Beihe 
von  Abstimmungen  Ober  die  inhaltschwersten  und  folgen- 
schwersten Paragraphen  hinweg. 

Ueber  das  niedrige  geistige  Niveau  aller  dieser  De- 
batten, Ober  die  Vorherrschaft  der  MittelmfissJgkeit,  Ober 
die  geringe  Zahl  wirklich  hervorragender  politischer  Kräfte 
ist  schon  viel  geklagt  worden.  Es  sdieint,  als  ob  es 
immer  mehr  die  bleibende  Signatur  des  beutigen  Parla- 
mentarismus werden  solle.» 

Leidei  ist  das  alles  Oberall  mehr  oder  weniger  wahr. 
Es  ist  aber  leichter  es  zu  konstatiren,  als  einen  Ersatz 
fOr  den  sinkenden  Parlamentarismus  zu  finden. 

Triumphirend  verhielt  sich  gegenüber  dieser  Kläg- 
lichkeit ganz  besonders  das  deutsche  Centrum,  das  einen 
grossen  ■Katbolikentag*,  den  grOssten  bisherigen,  in 
ESln  abhielt,  welchem  sofort  auch  ein  schweizerischer 
in  Luzem  folgte. 
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Gbarabteristisch  war  auf  dem  letzteren  das  Auftreten 
des  deutscheu  Centnimsfahrers  GrOber  in  der  scbweizeri* 
sehen  Provinz  der  Partei.  Lmnerhin  hatte  es  vielleicht 
das  Gute,  den  schweizerischen  Katholizismus  vor  dem 
unnatürlichen  ZusammeDgehen  mit  dem  atheistischen 
Sozialismus  zu  vramen.'  Das  Genfer- Journal  berichtete 
Ober  diesen  interessantesten  Inddenzpunkt  des  Kongres- 
ses, wie  folgt: 

<Le  plus  grand  succes  oratoire  de  la  reunion  a  4tö 
remporte  par  M.  le  Br.  GrOber,  depute  wurtembergeoLs 
au  Reichstag  sllemand.  M.  Gröber,  Tun  des  trois  chefs 
du  centre,  est  un  puissant  orateur,  qui  parle  avec  L'accent 
d'une  profonde  et  chaude  conviction.  H  a  aiguillö  dans 
la  bonne  voie  le  mouvement  des  catholiques  suisses, 
d'abord  en  lui  proposant  comme  but  la  defense  des  in- 
t^r^ts  religieux  et  la  r^alisation  dans  la  soci^te  de  l'idäi] 
chretien.  Instruit  par  les  experieoces  faites  en  AUem^^e, 
il  a  ensuite  conjur^  les  cathohques  suisses  d'adopter  une 
Organisation  aussi  large  que  possible,  dans  laquelle 
puissent  s'encadrer  toutes  les  bonnes  volontfe.  Ce  n'est 
que  par  ce  moyen  que  les  catholiques  resisteront  ä 
l'assaut  des  masses  hostiles  au  principe  chretien  et,  dans 
ces  masses,  les  catholiques  suisses  doivent  s'attendre  ä 
voir  surgir  les  socialistes.  Une  rösistance  victorieuse  k 
cet  assaut  suppose,  chez  les  catholiques,  non  seulement 
le  nombre  bien  orgsnis^,  mais  aussi  la  qualit^,  c'est-a-dire 
une  franche  et  compl^te  adhesion  de  tout  l'bomme  &  la 
doctrine  chr^tienne.  Dans  une  belle  invocation  ä  laTierge, 
l'orateur  l'a  suppli^e  d'obtenir,  par  son  intercession,  les 
Champions  qui  permettront  au  catholicisme  suisse  d'aborder 
avec  confiance  les  lüttes  que  lui  reserve  l'avenir. 

En  donnant  le  pas  &  la  religion  sur  la  politique  et 
en  mettant  les  catholiques  suisses  en  garde  contre  les 
socialistes,  M.  GrOher  a  certainement  contraria  une  frac« 
tion  de  son  auditoire,  mais  ü  a  rendu  uo  immense  urvice 
au  congr^s  de  Luceme.* 
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('  Dergros^  Sozialisten  tag,  welcher  im  September 
d,  J,  in  Dread^n  statt&uid  und  bei  dem  sieh  vot  der 
Hand  (aber  nidit  auf  die  Dauer)  dAs  Uebei^wicht  der 
intransigenten  Partei  des  lEIassenküopfes»  gegenüber 
ctur  vermittelnden  TviederherstelUe,  w^  eino  Kiederlage 
ntid  ein  ROckgang  des  Sodalismua  in  der  dSeatlicbeti 
Meinung,  namentlich  gegenüber  dei*  sehr  gehobenen  Stim- 
mung unmittelbar  nach  den  Reich stagsw^en.  Denn 
di«  Art  von  Diskussion,  welche  da  unter  «GenosRen»  und 
Parteifreunden  waltete,  machte  es  dodi  wieder  Vielen 
aus  den  bOi^erUchen  Klassert,  welche,  Angeelielt  von  der 
Nichtigkeit  und  Prinzipienlosigkeit  der  <ügenen  Parteien, 
bereits  bei  den  Wahlen  zum  Sozialismus  gestossen  waren, 
klar,  dass  sie  weder  in  einer  solchen  «Gesellschaft*,  noch 
in  einem  solchen,  gegen  jede  abweichende  Meinung  vOllig 
intoleranten  Staate  leben  mochten.  Das  wäre  nur  die 
zweite   Auflage  der  Jahre  1793  und  1794  in  Frankreich. 

Die  AUg.  Zeitung  schrieb  unmittelbar  nach  Schluss 
dieses  «Convents» : 

«Auch  das  sozialdemokratische  Centralorgan  in  Berlin, 
der  Vorwärts,  empfindet,  daSs  die  Dresdener  Tagung  für 
die  Umsturzbewegung  eine  schwere  Biosstellung  bedeutet. 
Vor  allem  in  der  Richtung,  dass  sich  alle  feiner  empfin- 
denden Naturen,  ,  die  belcanntlich  unter  den  gebildeten 
Elementen  des.Arbeitersta^ides  genau  so  vertreten  sind, 
wie  unter' den  cbesitzendenKlassen»,  von  dieser  Probe 
auf  den  Zukunftszwängs'staat  herzhaft  angewidert  fohlen. 
Die  Art,  wie  man  mit  den,  wie  die  Sozialdemokratie  sich 
ausdrückt,  ^Akademikern»  umgegangen  ist,  und  sie  mit 
der  Drohung,  sie  durch  äen  Appell  an  die  Massen  zu 
Offizieren  ohne  Soldaten  zumachen,  zu  einer  schmählicheii 
Kniecbeuge  vor  dem  Agitationsfetisch  gezwungen  hat, 
iviTA  insbesondere  für  diejenigen  unter  der  zur  Ffinrung 
der  Nation  berufenen  akademischen  Jugend  sehr  lehrreich 
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sein,  die  entbusiastiscli  in  derSQztaldeniokratisi^ep  Ftlbning 
in  erster  Linie  die  Vertretung  eines  von  den  ßdelsten 
Empflndungen  geleiteten  Idealismus  vermuthet  habend 

Der  Dresdener  Tag  bat  diesem  Vorurtheil  die  Grunij- 
Jage  entzogen,  und  obendrein  eine  ebdlose  Fülle  von 
werthvollen  Argumenten  geliefert,  die,  "w^cnh  die  auf  dem 
Boden  der  gelteodeu  Staataocdnung  stehende  politische 
Fresse  der  bürgerlichen  Parteien  nur  einigennsssen  den 
zu  neuen  Angriffen  sich  rüstenden  Hauptfeind  einei- 
wahrhaft  sittlichen  und  sozial  fördernden  Weiterentwick- 
lung der  geltenden  Staatsordnung  im  Auge  behält,  völlig 
hillreichen,  um  im  Rahmen  der  bestehenden  gesetzlichen 
Bestimmungen  4leni  Anmarsch  der  Sozialdemokratie  Ein- 
halt zu  thiln.  Ufid  iwar  in  erster  Linie  durch  VerstSfkuhg 
des  SelbstbewTisstseins  der  bürgerlichen  Parteien.»' 

Noch  schlimmer  wurde  die  Sache  nachträglich  durch  die 
ebenso  rücksichtslosen  cEathOllungen»  der  rücksichtslos 
Angegriffenen,  so  daas  die  Sozialisten  fortan  auf  Iftngere 
Zeit  hinaus  vor  den  <Akademikem>  gesichert  bleiben 
werden,  damit  aber  ihre  "besten  Kräfte  einbüssen.  Zwar 
äusserte  sich  der  siegreiche  und  einstweilen-  wieder  un- 
bestritt«!ne  Führer  der  Partei,  das  sei  ja  gerade  das 
Grossartige  derselben,  dass  sie  ihre  schwarze  Wäsche 
auf  offenem  Markt  wasche  und  ihre  Eiterbeulen  vor  aller 
Welt  operire;  aber  es  ist  nicht  Jedermanns  Geschmack, 
solchen  Operationen  fortwährend  zu  assistiren  und  das 
unmittelbare  Gefühl  regiert  die  Manschen  noch  mehr, 
als  der  blosse  Gedanke. 

Also  werden  wohl  auch  die  sozialistischen  B^um^ 
«instweilen  doch  noch  nicht  in  den  Himmel  wachsen ; 
die  Partei  sorgt  selber  dafür. 

Im  Ganzen  sind  unsere  extremen  Parteien  sich  noch 
ziemUch  bewusst,  dass  nicht  tdles,  was  m  Deutschland, 
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und  in  andern  L&ndem  Oberhaupt  eine  gewisse  Richtig- 
keit haben  mag,  auch  ohne  Weiteres  auf  die  Schweiz 
Anwendung  finde.  BezQglich  des  Sozialismus  sprach 
dies  im  zflrcberischen  Eantonsrath  Herr  Nationalrath 
Greulich  mit  folgenden  Worten  aus: 

«Die  Sozialdemokratische  Partei  denkt  gar  nicht  da* 
ran,  die  Herrschaft  zu  erlangen,  wir  wftren  dazu  noch 
nicht  fähig.» 

Der  tBund*  fflgt  hier  allerdings  bei : 

«Die  Ansicht,  dass  die  sozialdemokratische  Partei  un> 
tÜäg  wäre,  als  Mehrheitspartei  die  HerTschaft  zu  er- 
greifen, hat  Greulich  schon  froher,  in  noch  weit  drastischerer 
Form,  ausgesprochen.  Ob  er  darin  recht  oder  unrecht 
hat,  bleibe  dahingestellt.  Dass  aber  die  sozialdemokra- 
tische Partei  nicht  daran  denke,  die  Herrschaft  zu  er- 
langen, steht  mit  den  Tliatsachen  im  Widerspruch. 
Herr  Greuhch  schiebt  hier  seine  eigene  Meinung  seiner 
ganzen  Partei  unter.  Diese  richtet,  wenigstens  in  einzelnen 
Kantonen  und  Städten,  ihr  ganzes  Sinnen  und  Trachten 
und  ihre  agitatorische  Tfaätigkeit  zielbewusst  auf  die 
Eroberung  der  politischen  Macht.» 

Für  die  liberale  Partei  hielt  der  neugew&hlte  Bundes- 
rath,  Herr  Porrer,  bei  seinem  Abschiede  von  Winterthur 
eine  Art  von  Programmrede,  bei  welcher  er  der  Aus- 
dehnung des  Referendums  (die  übrigens  nur  in  obli- 
gatorischer Form  denkbar  ist  und  auch  so  noch  ihre  Be- 
denken im  Bundesstaate  hat)  und  sogar  dem  Propor- 
tional  Wahlsystem  das  Wort  redete,  «wenn  sich  ein  gutes 
System  für  dasselbe  finden  lasse.»  Wir  glauben  unserer- 
seits, darauf  könne  man  noch  lange  vergebUch  warten 
und  eine  Einrichtung,  für  die  es  noch  kein  gutes  System 
gibt,  sei  eigentlich  noch  gar  nicht  diskussionsf&big  fflr 
praktische  Menschen.    Im  Ganzen  fürchten  wir  für  die 
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liberale  Partei,  in  der  Schweiz,  wie  in  den  zunächst  be- 
drohten Kantonen,  nur  den  Mangel  an  Muth  und  an 
«l^pusi  bei  den  Führern.  Hinter  ihnen  steht  der  st&rkste 
und  weitaus  beste  Theil  des  schweizerischen  Volkes  und 
es  wOrde  nur  an  ihnen  liegen,  denselben  noch  bedeutend 
zu  vermehren,  wenn  sie  idealistischer  und  politi- 
scher, weniger  «wirthschafÜich*  und  materialistisch  sein 
wollten,  was  sie  in  der  letzten  Zeit  nur  zu  sehr  schon 
gewesen  sind.') 

Die  Hauptsache  in  diesen  Parteiangelegenheiten  sind, 
neben  einigen  realen  Verhältnissen  eines  gegebenen 
Staates,  die  sich  nicht  Andern  lassen  und  auf  die  man, 
mitunter  sogar  mittelst  Kompromissen,  eingehen  muss, 
die  Persönlichkeiten,  und  wenn  das  politischu  Leben 
in  einem  Lande  herabsinkt,  so  liegt  es  meistens  daran, 
dass  solche  fehlen.  Kräftigere,  idealer  gesinnte  Menschen 
zu  erzeugen,  als  sie  jetzt  durchschnittlich  in  Folge  der 
Darwiu'schen  Weltanschauung  sind,  ist  auch  fOr  das 
politische  Leben  bei  Weitem  die  Hauptfrage,  um  die  es 
sich  in  der  kommenden  Generation  handelt.  Im  Uebrigen 
was  die  allgemeine,  stets  zunehmende  Depres- 
sion in  der  öffentlichen  Stimmung,  trotz  aller 
■Soziologie»  und  allen  Anstrengui^n  die  Lage  der  ar- 
beitenden Klassen  zu  verbessem,  anbetrifft,  theilen  wir 
die  Ansicht  des  verstorbenen  preussischen  Ministers 
Bosse:  «Geben  Sie  unserm  Volk  die  christliche  Arbeit 
wieder  und  Ströme  von  Segen  werden  Ober  die  sozialen 
WOsten  strömen.* 


')  Im  Uebrigen  werden  die  «Auswärtigen  AngelegeDhetten> 
einerseits  und  die  •Centruinspolitik  •  andererseits  bald  dafür 
sorgen,  dass  auch  bei  uns  wieder  die  politischen  Fragen  nebea 
und  Über  den  wirthschaftlichen  leur  Geltung  gelaogea. 
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Einiges  im  -  Augenblick  Benierkenswertbe  ;ist',ai;^i 
folgendes!. ,.■•  ■.■'■v.:-,!. 

Ein  Beseliluss  .des  .Bundesrfltlies  vdm  l.rPfir 
lEeiuber  1902  lautete:  li    ■ 

*1  Der  Vorstand  des  schweizerischen  Arbeiterbundes 
mrd  aufgefordert,  die  stattitariscben  und  reglementa* 
rischen  Bestimmungen  ober  das  schweizerische  Arbeiter- 
sekretariat, weil  den  jetzigen  Verhältnissen  und  dem 
Entwicklungsgang  desselben  nicht  mehr  entsprechend, 
zu  revidiren,  und  die  neuen  Vorschriften  vor  deren  In.^ 
krafttreten  zur  Prüfung  dem  Bundesrath  zu  unterbreiten, 
welcher  sich  vorbehält,  gegebenen  Falles  Abänderungen 
zu  verlangen. 

•2.  Dem  Vorstand,  des  schweizerischen  Arbeiter- 
bundes ist  mitzutheilen,  dass  nur  unter  Vorbehiüt  der 
Xachaehtung  des  in  Ziff.  1  enthaltenen  Beschlusses  der 
Bundesbeitrag  an  das  schweizerische  Arbeitersekretariat 
ftir  das  Jahr  1903  im  Budget  belassen  und  zur  Auszahlung 
gelangen  werde.» 

EinBeschlussdesMationalrathes  vom  10.  Ok- 
tober 1902  zu  Gunsten  der  Landwirthschaft  lautete:  : 

Nachdem  der  Bundesrath  sich  bereit  erklärt  hat, 
bis  auf  weiteres,  ohne  allzugrosse  Inansprucbnakme 
der.  Militärkredite,  die  .  Interessen  der  schweizerischen 
I^.andwirtlischaft  bei  den  Lieferungen  zur  Verpflegung 
<ier  Armee  namentlich  durch  folgende  Massnahmen  zii 
berücksichtigen : ' 

a.  Alljährliche  AnkSiife  von  Inlandgetreide  und 
dessen  Verwerthung  zur  Beschaffung  von  Brot  für  Schalen 
und  Kurse;. 

Dabei  soll  ein  vereinfachtes  Verfahren  zu  GuDStw 
des  Produzenten  und  Verkäufers  eingeführt,  praktische 
Müller  und.  Kenner  des  Artikels  beigezogen  werden  und  das 
Verinahlen  des  Getreides  auf  dem  Submissionswege 
geschehen ; 
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''•'''■  b.  Deckutig  dea  Bedarfs  an  Heu  önd'-SBrötf  aus  In- 
]aiidwaare,  soweit  geeignete  Qu^tfitäni  zu  annebmbarea 
und  nicht  hohem  als  Mittelpreisen  e^Sltlidi  sind ; 
■  '  c.  Deckung  des  Bedarfe  aTj'Wein  ail$  Inlandwaare, 
so'weit  geeignete  Qualitäten  zu  anneHmbareri  Preisen  er 
hältlich  sind;  j    - 

d:  Bei  Abschluss  von  Verträgen;  Ober  Lieferung  von 
Fleischkonserven:  Aufstellniig  dpV  Voi^chrift,  dass  das 
hierbei  zu  verWelidende  Fleisch  von  iaifindisehen  Schlachf- 
thieren  herröhre; 

e.  Au^ellung  der  Vorschrift,  '  dass"  fOr  Fleisch- 
lieferangen an  Schulen  tmd  Kurse,  sowie  Vorkurse  von 
TruppenzusammunzOgen,  die  Verwendung  von  inlän- 
dischem ^chlac^tvieTi,  unter  nlög^chste^  Berücksichti- 
pmg  von  gutem  Kuhfleisch,  die  Regel  bilden  solle  und 
Ausnahmen  nur  bei  Vorhandensein  bestimmter  Gründe 
zulässig  seien ; 

f.  Aufstellung  der  Vorschrift,  dass  tQr  Lieferung  von 
Sddachtvioh  an  die  Feldschlftohtereien,  anlässlich  der 
Tnippenzusammenzügen,  ausschliesslich  Inlandwaare  ver- 
wendet  werde, 

werden  die  Postulate  533,  534  und  557  als  erledigt  erklärt. 

Die  ständige  Finanzkommissibn  desNational- 
rathes  stellt  zum  Budget  für  19IH  folgende  Postulate: 

«1.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  beförderlichst 
die  Frage  zu  prüfen  und  Bericht  zu  erstatten :  a)  ob  nicht 
jeweiten  Konkurrenzausschreibungen  für  die  Dnickkosten 
sämmtlicher  Departemente  zu  veranstalten  seien;  b)  ob 
der  Ankauf  aller  Bureaumaterialien  und  Bureaubedürfnisse 
für  die  Abtheiluogen  sämmtlicber  Departemente  nicht  einer 
einzigen  Amtsstelle  zu  übertragen  sei. 

2.  D^  Bundesrath  wird  eingeladen:  a)  zu  prüfen 
und  darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  die  Verwal- 
tungen der  Post  und  des  Telegraphen  zu  vereinigeh 
seien;  b)  die  nüthigen  Massnahmen  zn  treffen,  dasa  neu 
naenichtende-Post',  Td^n^en-  und  Telephonbureaus 
in   den    nämlichen    Lokalen    vereinigt  werden,   ^nd  .ijass^ 
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nur  in  Ausaabme^llen,  mit  besonderer  Zuatimmung  des 
Vorstehers  des  Post-  und  Eiseub&hndepartements,  eine 
TreDnuDg  stattfindet. 

3.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen:  a)  zu  prüfen,  ob 
nicht  mit  Kacksicht  auf  die  durcfagefQbrte  Verstaatlichung 
der  Hauptbahnen  eine  Reorganisation  des  Eisenbahn- 
departements im  Sinne  der  Vereinfachung  beforderlich 
an  die  Hand  zu  nebmeD  sei;  b)  bis  zur  LOsung  dieser 
Fi'^e  allfällige  neue  Stelleu  im  Eisenbahndepartemente 
nur  provisorisch  zu  besetzen. > 

Ein  grosser  Mangel  des  pohtischeu  Lebens  besteht 
natflrlich  auch  in  der  CrleichgOltigkeit  grosserer  Volks- 
kreise gegen  da.sselbe,  die  ihnen  zum  Theil  gerade  durch 
die  wirthschaftlichen,  oder  konfessionellen  Gruppenbil- 
dungen, 'welche  alles  absorbireu,  kflnstlich  anerzogen 
worden  ist.  In  dieser  Beziehung  ist  der  folgende  st.  gal- 
lische Regierungsbeschluss  von  allgemeinem  Interesse : 

«Von  einer  Gemeindebehörde  ist  an  den  Regierungs- 
rath  die  Frage  gestellt  worden,  ob  auch  Bussen  wegen 
unentschuldigten  Ausbleibens  bei  Gemeindeversamm- 
lungen im  Sinne  von  Art  43  der  Kantonsverfassung  und 
Art.  20  des  Organisationsgesetzes  im  Falle  der  Uner> 
hebbarkeit  in  Gefängnisä  umgewandelt  werden  kOnneu. 
Der  Regierungsrath  entschied  die  Frage  in  bejahendem 
Sinne,  denn  die  von  den  Gemeinde-,  Schul-  und  Ortsver- 
walterftthen  wegen  Nichttheilnahme  an  den  Gemeinde- 
versammlungen ausgefällten  Bussen  seien  nicht  als  blosse 
Ordnungsbussen,  sondern  als  Polizeibussen  zu  betrachten 
und  können  daher,  wie  die  Pohzeibussen  Oberhaupt,  in 
Gefängniss  umgewandelt  werden.» 

Das  erscheint  uns  ein  nach  Analogie  des  Art.  69  B,  V. 
(Verbot  aller  Zwangsmittel  für  Eintreibung  einer  Verpflicht- 
ung) anfechtbarer  Beschluss,  und  Jedenfalls  als  ein  «Zeichen 
der  Zeit>,  wofem  er  zur  Ausführung  gelangen  sollte. 

Zum  Schlüsse  wollen  wir  noch  folgende  zwei  kleinen 
Notizen  beifügen: 
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Einen  klassischen  Ausspruch  des  amerikanischen 
Milliardärs  Carnegie,  der  folgendermasseQ  lautet: 

«Die  Armuth  hält  gewissermassen  die  ganze  mensch- 
liche Entwicklung  im  Geleise.  Ton  allen  Seiten  ertOnt 
hentzutage  der  Ruf:  Schafft  die  Armuth  aus  der  Welt- 
Glfickhcherweise  ist  das  unmöglich,  wir  werden  immer 
Arme  neben  uns  haben.  Was  sollte  aus  der  menschlichen 
Rasse  werden,  wenn  es  keine  Armuth  mehr  gäbe !  Jeder 
Fortschritt,  jede  Entwicklung  wQrde  aufhören.  Was  fQr 
eine  Zukunft  wäre  der  Menschheit  beschieden,  wenn  sie 
von  den  Reichen  allein  abhängen  würde!  Alles  Gute 
und  alles  Grosse  würde  aufhören  und  die  menschliche  Ge- 
sellschaft würde  in  Barbarei  zurückfallen.  Man  schaffe 
den  Luxus  ab,  nicht  aber  den  Boden,  auf  dem  alle 
Tugend,  und  all  das,  was  kostbar  im  menschlichen  Wesen 
ist,  gedeiht:  Armuth  —  ehrliche  Armuth!  —  Die  Annuth 
allein  spornt  zur  Arbeit  an.> 

Man  muss  anerkennen,  dass  Herr  Carnegie  und  seine 
Mitmilliardäre  in  wirksamer  Welse  bestrebt  sind,  die  heil- 
same Armuth  des  grOssern  Tbeils  der  Menschheit  zu 
vermehren.  Im  Uebrigen  haben  sie  in  ihren  Worten  nicht 
Unrecht,  nur  in  ihren  Thaten. 

•In  Amsterdam  hat  sich  ein  Comite  gebildet,  das  es 
sich  zur  Aufgabe  gemacht  hat,  bei  nassem  Wetter  dafür 
zu  sorgen,  dass  die  Schulkinder  trockene  warme  Fflsse 
haben.  Da  gutes  Schuhzeug  bei  den  Kindern  der  ärmeren 
Klassen  selten  ist,  so  werden  die  Füsse  bei  Regenwetter 
während  des  Ganges  zur  Schule  in  der  Regel  durch  und 
durch  nass;  es  Uegt  auf  der  Hand,  dass  die  Kinder  da- 
durch gesundheitlich  in  ernste  Gefahr  gebracht  werden. 
Deshalb  will  das  Comite  in  allen  Volksschulen  eine 
grössere  Anzahl  Pantoffel  für  die  Kinder,  die  nasse 
Füsse  zur  Schule  mitgebracht  haben,  bereit  halten.  Die 
Pantoffel  müssen  natürlich  immer  in  der  Schule  bleiben. 
Das  Comite  bat  seine  Tbätigkeit  vor  zwei  Jahren  be- 
gonnen. Im  ersten  Jahre  wurden  441  fl.,  im  zweiten  Jahre 
899  fl.  für  diesen  Zweck  eingenommen.  Im  Ganzen  wurden 
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im  ersten  Jahre  S31,  im  Zweiten  %S  Paar  Pantoffel  an- 
gekauft; ausserdem  schenkte  eine  wohlthatige  Dame  in 
Amsterdam  dem  Comite  für  seine  Zwecke  319  Paare, 
so  dass  ihm  also  1277  Paar  zur  Verfügung  stehen.  In 
fast  allen  öffentlichen  Schulen  und  auch  in  einigen  Privat* 
schulen  sind  die  Pantoffel  des  Comites  in  Gebrauch.  Ein 
Antrag,  den  der  Ausschuss  des  Gemeinderathes  stellte, 
es  sollten  für  1903  probeweise  die  Kinder,  die  Pantoffel 
brauchen,  auf  Kosten  der  ätadt  damit  versehen  und 
11,000  fl,  für  diesen  Zweck  ausgesetzt  werden,  wurde 
zunächst  noch  mit  22  gegen  17  Stimmen  at^elehnt.» 

III. 
Zu  den  ganz  modernen  Parteierscheinungen  gehurt 
die  noch  immer  zunehmende  Frauenbewegung.  Man 
würde  sich  täuschen,  wenn  man  dieselbe  lediglich  den 
mangelhaften  ErwerbsverhSltnisscn  und  der  Unmöglichkeit 
für  Viele  zur  Ehe  zu  gelangen  zuschreiben  wollte;  denn 
die  verheiratheten  und  wie  man  sich  auszudrücken 
pflegt  «versorgten»  Frauen  sind  oft  ebenso  unbefriedigt, 
wie  die  andern.  Alle  wollen  grössere  Ziele  und  Lebens- 
aufgaben gewinnen  und  sich  nicht  an  ihren  bisherigen 
Interessen,  der  Mflgdefrage,  der  Verheirathung  der 
Töchter,  und  allfällig  noch  der  Musik  genügen  lassen. 
In  diesem  Sinne  genommen,  ist  ein  etwas  trotziges  kleines 
Gedicht  in  einer  schweizerischen  Zeitung  nicht  ohne 
etwelche  innere  Berechtigung: 

«Wir  Frauen  bedenken,  wir  leben  Einmal 

Nur  dieses  schOne  Leben. 

So  wollen  wir  dieses  Eine  Mal 

Recht  hoch  empor  doch  streben. 

Streckt  Eure  Hand  nur  nach  uns  aus, 

Zurückzuciehen  uns  in's  Hans,  • 

Es  soll  Euch  nimmer  gelingen.*  - 
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Aus  diesem  Gesichtspunkte  ist  auch  ein  Artikel  «Zur 
Frauenfrage,  der  Beruf  und  die  Sl«llung  der  Frau»  von 
Johannes  Müller,  dem  Verfasser  der  «grönen  Hefte»,  abzu- 
lehnen, worin  (zum  wievielten  Male  schon  ?)  behauptet  wird, 
der  Beruf  der  Frau  sei  der,  Mutter  und  Hausfrau  zu  sein, 
■das  werde  sich  siegreich  überall  durchsetzen.*  Wir  fragen 
zunächst  wann  und  wo,  wenn  nicht  die  Polygamie 
eingeführt  wird?  Sodann  hat,  nach  Müller,  die  Frau  den 
Trieb  vom  Manne  abhängig  zu  sein  und  ist  darin  allein 
glücklich.  Gewiss,  wenn  sie  einen  rechten  Mann  hat. 
Wie  viele  Frauen  gibt  es  aber  heute,  die  ihren  Mann 
führen  und  antreiben  müssen?  Man  sieht  es  sclion  ausser- 
lieh  an  der  zunehmenden  Sitte,  dass  sich  junge  Männer 
auf  der  Strasse  in  den  Arm  der  Frau  einhängen,  statt 
umgekehrt  In  allen  solchen  Fällen  ist  die  Frauenbe- 
wegung auch  für  das  politische  Stimmrecht  ganz  gewiss 
am  Platz.  Wir  hätten  keine  Bordelle  in  Genf,  keine 
Spielhäuser  allfiberall,  keine  Caf^tiers,  welche  am  Sonn 
tag  Vormittag  wirthen  wollen,  keinen  Alkoholismus  über- 
haupt, wenn  die  Frauen  bei  uns  das  Stimmrecht  hätten. 
Nur  durch  dasselbe  ist  das  grosse  Trinkerelend  in  Nor- 
wegen beseitigt  worden,  das  sonst  noch  heute  bestfinde. 

Die  Bewegung  krankt  aber  einstweilen  noch  Überall, 
wo  sie  bereite  waltet,  an  zu  geringem  Material.  Auf 
einem  bayrischen  Frauentage  dieses  Jahres  sprach  dies 
ein  kluges  Fräulein  Freudenberg  sehr  richtig  in  folgender 
Weise  aus  (AUg.  Zeitung): 

«Die  Rednenn  warf  zunächst  einen  Blick  auf  die 
Ziele,  die  sich  heute  der  Idealismus  in  der  männhchen 
Jugend,  insbesondere  der  akademischen,  geschaffen  habe, 
und  fand  das  edelste  derselben  in  dem  «Ideal  der  sozialen 
Gerechtigkeit»,  das  heute  die  Geister  beschäftige.  Dieser 
Idealismus  sei  das  hßcbste  Gut  eines  Volkes,  ohne  den- 
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selben  die  Kultur  eine  blosse  Summe  technischer  Voll- 
kommenheiten. So  trOb  und  verworren  der  Idealismus 
der  Jugend  oft  aufgäre,  so  sei  er  doch  unendlich  kOsthcher 
als  die  berechnende  Klugheit  des  Alters.  An  solchem 
Idealismus  wolle  die  heutige  Erziehung  dem  jungen 
Mftdchen  leider  keinen  Theil  gönnen.  Aber  das  moderne 
Mädchen  lasse  diesen  Drang  zum  Idealen  nicht  mehr  in 
sich  ersticken.  Gerade  zur  Pflege  des  heutigen  Ideals 
der  sozialen  Gerechtigkeit,  der  UeberbrDckung  der  trennen- 
den Klöfte  in  unserem  Volksleben,  sei  vor  Allem  die  Frau 
berufen,  die  ja  selbst  unter  einer  sozialen  Ungerechtig- 
keit leide.  Die  modernen  Frauenideale  seien  aber  keines- 
wegs ein  Kampf  gegen  den  Mann;  sie  bedeutetes  im 
Gegentheil  eine  Bewegung  zum  Manne  bin,  an  dessen 
Bestrebungen  und  Kämpfen  die  Frau  ihren  vollen  An- 
theil  nehmen  wolle.  Diesen  Idealismus  in  die  heutige 
Frauenbewegung  hineinzutri^en,  den  Geist  der  Ent- 
muthigung  daraus  zu  verbannen,  sei  Sache  der  weiblichen 
Jugend.  Der  Drang  des  Weibes  zur  Selbständigkeit  sei 
nicht  unweiblich ;  sei  doch  auch  das  Frauenideal  der  An- 
tike und  des  Nibelungenliedes  nicht  das  einer  schwachen 
und  demUthigen  Dienerin.  Viel  mehr  müsse  den  Mann 
jenes  Drängen  zur  Ehe  um  jeden  Preis  anwidern,  das 
heute  so  vielfach  zu  beobachten  sei.  Nichts  sei  bekls^ens- 
werther  als  die  tiefe  Kluft  der  Bildung  und  Interessen, 
die  heute  das  Weib  vom  Manne  trenne.  Daher  solle  sich 
die  weibliche  Jugend  diesem  Frauenideal  der  Erneuerung 
und  Vertiefung  ihres  Geisteslebens  mit  aller  Gluth 
ihres  Alters  ergeben.  Rednerin  schloss  mit  einem  warmen 
Appell  an  die  weibliche  Jugend,  sich  der  Frauenbewegung 
anzuschli essen  und  ihr  damit  ein  unschätzbares  Kapital 
an  Hoffnungsfreudigkeit  und  Kraft  zu  weiterem  Aushüren 
zuzufohren.i 

Den  Idealismus  kann  man  aber  nicht  auf  einer  mate- 
rialistischenGrundlage  aufbauen,  wie  es  jetzt  manche 
der  vorgeschrittenen  Frauen  thun,  sondern  sie  sind 
immer  das    erste  Opfer    einer  Darwinistischen    Weltan- 
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schauuDg,  welche  den  Menschen  als  ein  blosses  Thier 
betrachtet.  Es  ist  in  dieser  Hinsicht  bezeichnend  und 
ein  gutes  Zeichen,  dass  zwei  an  und  fOr  sich  recht  be- 
deutende, von  Frauen  geleitete  Zeitschriften,  die  *Rev«e 
de  morale  sociale»  in  Genf  und  die  «Fronde*  in  Paris ')  nach 
kurzem  Bestände  wieder  eingegangen  sind.  Würden  sie 
den  materialistischen  Typus  nicht  gehabt  haben,  den  man 
namentlich  bei  Frauen  nicht  gerne  sieht,  so  würden  sie 
wahrscheinlich  fortbestehen.  Man  muss  eben  nicht  mit 
den  Wolfen  heulen,  wenn  man  sie  bekämpfen  will. 

Der  deutsche  Verein  für  Frauenstimmrecht  hat  an 
eine  Reihe  von  Professoren  das  folgende  Circular  gerichtet : 

«Gelegentlich  eines  propagandistischen  Vortrages  in 
einem  Hamburger  kirchlichen  Vereine  wurde  kürzhch  dem 
Deutschen  Verein  für  Frauen-Stimmrecht  von  einem  Geist- 
lichen entgegengehalten,  das  Stimmrecht  der  Frauen  in 
kirchlichen  Angelegenheiten  stünde  im  Widerspruch  mit 
den  Grundzügen  der  christlichen  Ethik  (es  drohe  die  Ein- 
heit von  Mann  und  Frau  in  der  Ehe  zu  zerstören,  sofern 
es  von  verheiratheten  Frauen  ausgeübt  werde). 

Wir  halten  es  fQr  sehr  bedauerlich,  wenn  durch  eine 
Aeussening,  wie  die  angeführte,  die  in  der  Presse  weit« 
Verbreitung  gefunden  hat  und  vermOge  der  geistUchen 
Autorität  ihres  Urhebers  besonderes  Gewicht  erhält,  kirch- 
lich gesinnte  Frauen  von  der  von  uns  angestrebten  thätigen 
Betbeiligung  an  den  Selbstverwaltungsaufgaben  der  christ- 
lichen Gemeinden  zurückgeschreckt  worden,  denn  wir  er- 
warten von  deren  selbständiger  Mitarbeit  nicht  nur  eine 
starke  Forderung  des  kirchlichen  Lebens,  sondern  auch 
eine  geistige  Hebung  der  in  Frage  stehenden  Frauen. 

Nach  unserer  Kenntniss  der  Quellen  der  christlichen 
Lehre  hat  der  Einwand  des  Hamburger  Geistlichen  gegen 


')  Eine  boshafte  <Pariser.Chronik>  der  Allg.  Zeitung  be. 

hauptete  von  diesem  Blatte,  es   sei   zwar  von    «Frauen  fOr 

Frauen»  geschrieben,  aber  mit  Vorliebe  von  Lebemännern 
gelesen  worden. 
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das  Stimmreclit  der  Frauen  in  kirclilicben  Angelegen- 
heiten keine  authentische  Grundlage,  und  es  muss  uns 
ausserordentlich  viel  daran  liegen,  von  den  Vertretern 
der  theologischen  Wissenschaft  eine  objektive  Entschei- 
dung dieser  Streitfrage  zu  erhalten.  Wir  erlauben  uns 
daher  die  ganz  ergebene  Bitte  an  Sie,  geehrter  Herr 
Professor,  zu  richten,  uns  Ihr  Urtheil  darüber  mitzutheUen, 

1.  ob  sich  aus  den  ßeden  Jesu  ein  direktes  Verbot 
der  vollen  Gleichberechtigung  von  Mann  und  Frau 
ableiten  lässt,  und 

2.  ob  in  den  Verfassungen  der  christlichen  Urgemein- 
den  eine  Spur  eines  Unterschiedes  in  den  Rechten 
m&nnhcher  und  weiblicher  Gemeindeglieder  nach- 
weisbar  ist 

Wir  erlauben  uns  noch  zu  betonen,  dass  es  sich  bei 
unserer  Anfrage  nicht  darum  handelt,  ob  Ihnen  das 
Frauenstinunrecht  in  kirchlichen  Angelegenheiten  em- 
pfehlenswerth  und  erstrebenswerth  erscheint,  sondern  um 
eine  rein  wissenschaftliche  Feststellung  seiner  Verträglich- 
keit mit  der  christlichen  Etltik  nach  deren  ursprOnglichem 
Quellenmaterial.  Wollten  Sie  die  LiebenswQrdigkeit  haben, 
Ibre  pei'sOnliche  Stellungnahme  zum  kircldichen  Stimm- 
recht der  Frauen  hinzuzufügen,  so  wäre  ims  das  äusserst 
willkommen.  > 

Wir  haben  uns  darüber  bereits  in  dem  Artikel  Ober 
das  Frauenstimmrecht  im  Jahrbuch  XI,  der  auch  als 
Broschüre  erschienen  ist,  ausgesprochen,  glauben  übrigens 
nicht,  dass  die  Gegner  der  heutigen  Frauenbestrebungen 
wesentlich  biblische  Beweggründe  besitzen,  oder  durch 
solche  überhaupt  belehrbar  sind.  Die  Oppositionen,  welche 
den  Frauen  hindernd  in  den  Weg  treten,  sind  theilweise 
Koncurrenzfurcht,  theils  nicht  immer  ganz  unbegründet« 
Furcht  vor  einer  zuweitgehenden  «Emanzipation*'),  denn 


')  Einzelne  fürchten   aucli  nocli  die  •Priesterherrachaft» 
im  Gefolge  der  Frauenbewegung.    Pfarrer  Naumann  sprach 
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nicht  alle  Frauenrechtlerinnen  sind  immer  lebendige  Em- 
pfehlungen ihrer  Sache.  Wenn  daher  den  heutigen  Frauen 
Oberhaupt  ein  strategischer  Ratb  ertheilt  werden  sollte, 
so  wäre  es  der:  Schreiben  Sie  vorl&ufig  viel  weniger, 
lesen  Sie  keine  materialistischen  Schriften  und  stellen 
^ie  sich  nicht  auf  diese  Seite,  und  endlich:  erziehen  Sie 
Ihre  Töchter  besser. 

Von  Deutschland  aus  -nnirde  gleichzeitig  folgendes 
Programm  für  die  dortige  Frauenbewegung  publizirt, 
das  uns  auch  für  unsere  Verhältnisse  keineswegs  über- 
spannt erscheint: 

«Die  Päicbten  und  Rechte  der  Frau  in  der  kirchlichen 
imd  bürgerlichen  Gemeinde. 

Leitsätze : 

1.  An  der  Lösung  der  Frauenfrage,  als  einer  sozialen 
Frage,  sollten  zum  Wohl  der  Menschheit  Mfinner  und 
Frauen  gemeinsam  arbeiten. 

2.  Eine  Erweiterung  der  Frauenpflicbten  ist  fiberall 
da  erforderlich,  wo  die  Bethfttigung  der  weiblichen  Eigen- 
art und  der  der  Frau  von  Gott  verliehenen  Gaben,  Werthe 
und  Nutzen  fttr  das  allgemeine  Wohl  schaffen  kann. 

3.  Als  neue  Pflichten  für  die  Frau  sind  in  der  kirch- 
hchen  Gemeinde  anzustreben: 

Die  planmässige  Heranziehung  von  Frauen  für  die 
fOrsorgende  Tbfttigkeit,  die  Einst«UuDg  von  Frauen  als 

sich  darüber  in  einem  in  München  gehaltenen  Vortrage  wie 
folgt  aus: 

iDer  Staat  als  solcher  f&ugt  eben  erst  an.  die  Frauen  zu 
»eheu.  Prinzipiell  hat  die  Frau  recht,  wenn  sie  heute  als 
Subjekt  von  Pflichten  gegen  den  Staat  auch  Rechte  verlangt; 
faktisch  aber  würde  heutzutage  noch  die  Gewflhning  z.  B.  des 
Frauen  Wahlrechtes  zu  einer  St&rkuag  der  Priesterherrschaft 
führen.  Spftter  kann  das  vielleicht  anders  werden;  vielleicht 
ruft  einmal  der  Staat  die  Frauen  zur  Hilfe  gegen  den  RadikaUs- 
mus  der  Mflnner,  wie  Bismarck  die  Arbeiter  rief  gegen  die 
Liberalen.* 
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kirchliche  Armen-  und  Waisenpflegerinnen  und  ihre  orga- 
nische Eingliederung  in  die  rettende,  bewahrende  und 
vorbeugende  Liebesthätigkeit. 

4.  Als  neue  Pflichten  fOr  die  Frau  sind  in  der  büi^er- 
licben  Gemeinde  anzustreben: 

Die  Berufung  von  Frauen  zur  Öffentlichen  Armen- 
und  WaisenpÜege,  zu  allen  Zweigen  der  kommunalen' 
Fürsorge,  welche  die  Erziehung  der  Jugend  und  die  Volks- 
wohlfahrt betreffen. 

Die  vermehrte  Anstellung  von  Lehrerinnen  in  den 
Volks-  und  Mittelschulen,  in  den  höheren  Töchterschulen. 

5.  Den  erweiterten  Pflichten  haben  die  erweiterten 
Rechte  gegenüber  zu  stehen. 

6.  Als  Mitghedem  der  kirchlichen  Gemeinde  ist  den 
Frauen  einzuräumen  t 

a)  Das  Wahlrecht  fOr  die  Gemeindevertretung,  den 
Kirchenvorstand. 

b)  Das  Wahl-  und  Einspruchsrecht  fOr  die  Pfarr- 
wahlen. 

7.  Als  Mitglieder  der  bürgerlichen  Gemeinde  haben 
die  Frauen  anzustreben : 

1.  In  der  Armen-  und  Waisenpfiege  gleiche  Hechte  und 
Pflichten  wie  die  männlichen  Pfleger, 

a)  Frauen  sollten  das  Bezirks  vorsteh  eramt  der  Armen- 
pflege verwalten  können. 

b)  Frauen  sollten  in  die  Armen-  und  WaisenausschOsse 
und  Kommissionen  gewählt  werden  können. 

2.  In  den  Schul-  und  Erziehungsangelegenheiten   einen 
grösseren  Einfluss  auszuüben. 

a)  Lehrerinnen  sollten  in  vermehrter  ^Zabl  in  den 
oberen  Klassen,  namentlich  der  Volksschule,  an- 
gestellt werden. 

b)  Lehrerinnen  sollten  das  aktive  und  passive  Wahl- 
recht für  die  Schuldeputationen  und  -Kommissionen 
erhalten.» 
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Es  ist,  und  zwar  in  der  Litteratur  zunächst,  dermalen 
ein  unzweifelhaft  hesserer  Zug,  als  der  der  drei  bis  vier 
letzten  Jahrzehnte  bemerkbar.  Statt  der  völlig  materiali- 
stischen Romane  und  Theaterstücke,  an  die  sich  dann 
als  letzte  Ausartung  dieser  Richtung  zuletzt  der  nur  noch 
Ificberliche  •Symbolismus»  anschloss,  dringt  nun  doch  hie 
und  da  wieder  ein  ganz  einfaches,  natOrlicbes  Stück,  wie 
Cyrano  de  Bergerac,  oder  Alt-Heidelberg  bei  dem  Pub- 
likum der  Gegenwart  durch  und  von  einem  der  «reali- 
stischen' Diplomaten  unserer  Periode,  dem  eben  verstor- 
benen Salisbury,  liest  man  mit  etwelcher  Verwunderung, 
dass  ihm  Bücher  wie  die  Trois  mousquetaires,  oder  die 
Scott'schen  Romane  die  Uebste  Lektüre  gewesen  seien. 
Es  scheint  doch,  wir  gehen  einer  etwas  besseren  Zeit 
entgegen  und  wenn  einmal  die  zahlreichen  Schriftsteller 
imd  Schriftstellerinnen  bemerken,  dass  das  Gute  und 
Frische,  nicht  der  thaut-gout>,  wieder  «zieht»,  dann  wer- 
den sie  massenhaft  zur  (Tugend>  fibergehen. 

Aehnlich  verhftlt  es  sich  in  der  Kunst.  Man  ist 
der  grünen  Himmel  und  violetten  Wiesen,  und  der  höl- 
zernen, «stylisirten»  Zeichnung,  wie  der  verrückten  For- 
men des  moderneu  Kunstgewerbes  bereits  so  satt,  dass 
auch  in  den  bildenden  Künsten  das  Schöne,  statt  des 
Hfisslichen,  bald  wieder  Mode  werden  muss.  Mit  Bezug 
auf  die  Musik,  in  welcher  der  nämliche  Hang  zum  Ge- 
kfinstelten  und  oft  geradezu  Unmelodischen  vorherrscht, 
äusserte  sich  das  Preisricbterkoltegium  an  einem  Sänger- 
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tag  in  Frankfurt  in  einem  den  Sängern  von  dem  kaiser- 
lichen Gabinetsrath  v.  Lucanns  als  Meinung  Seiner  Maje- 
stät vorgelesenen  Schreiben,  vrie  folgt: 

«Der  Eindruck,  den  das  Wettsingen  des  ersten  Tages 
auf  das  Preisrichterkollegimn  ausübte,  vrar  derart,  dass 
es  für  nothwendig  erachtet  wui-de,  eine  bestimmte  SteUuDg 
zu  der  Art  der  Komposition  zu  nehmen,  die  heute  auf 
dem  Gebiete  des  Männei^esanges  als  herrschende  gilt; 
fast  sämmtliche  von  den  Vereinen  vorgetragenen  frei  ge- 
wählten Chöre  zeigten  eine  Art  des  technischen  Baues, 
die  den  a  Capella-Stil  des  Männergesanges  vollständig 
verkennt,  indem  sie  den  Stimmen  Intervalle,  Lagen  und 
harmonische  Combinationen  rein  instrumentaler  Natur 
zumuthet.  Schlimmer  noch  ist  das  vollständige  Miss- 
verhältniss  zwischen  dem  darzustellenden  Vorwurf  und 
den  aufgewandten  Mitteln.  Die  enge  Begrenzung  der 
Stimmen,  die  ungestraft  ihre  Grenze  nicht  überschreiten 
darf,  die  bescluränkte  Farbenpalette  machen  die  Männer- 
chOre  von  selbst  zum  Träger  edler,  schlichter  Stimmung 
lyrischer  Art  und  selbst  einfacher  Balladen. 

Die  gesuchte,  gekünstelte  Art,  wie  sie  in  einer  Reibe 
der  gehörten  Chöre  sich  zeigte,  die  Manie,  jede  noch  so 
unbedeutende  Gelegenheit  zu  Tonmalerei  auszunutzen, 
das  Haschen  nach  aussergewöhnlicher  Harmonie  erschien 
uns  geradezu  als  eine  krankhafte,  eflfekthascherische  Art 
der  Komposition,  die  in  Folge  dieser  Anlage  an  Stelle 
grosszügiger  Einheit  eine  Mosaik  von  oft  interessanten, 
fast  nie  aber  schönen  Details  bildet.  Ein  .solches,  die 
Hauptbedingungen  eines  Kunstwerkes  verachtendes  Ge- 
bahren  aber  bildet  eine  ernste  Gefahr  für  die  Zukunft 
dieses  so  bedeutenden  Kunstzweiges. 

Eine  Hilfe  dagegen  ist  nur  möglich  durch  Zurück- 
kehren zu  natürlicher  Einfachheit,  zu  gesundem  Empfinden 
und  zum  Erkennen  der  wahren  Zwecke  dieser  Kunst  und 
durch  Abweichen  von  aller  Unnatur  und  Künstelei.  Wir 
wollen  durchaus  nicht  damit  etwa  sagen,  dass  nur  da.s 
Volkslied  dem  Männerchor  entspreche.  Wir  erkennen 
neben  dem  Volkslied  ein  sogenanntes  Kunstlied  auch  im 
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Männercbor  an,  aber  nur  wenn  es  den  genannten  Be- 
dingungen entspricht.  Es  wird  notbwendig  sein,  dass  in 
Zukunft  vor  allem  auch  als  Preischor  nur  ein  solches 
StQck  gewählt  werde,  welches  in  Folge  der  Beachtung 
dieser  einfachen  ästhetischen  Grundregeln  als  ein  Kunst- 
werk erkannt  werden  kann.  Wir  halten  es  für  unsere 
Pflicht,  Seine  Majestät  zu  bitten,  diese  Bestrebungen 
durch  sein  allergnädigstes  Wohlwollen  zu  unterstützen, 
und  die  Dirigenten,  beziehungsweise  Vorsitzenden  der 
Vereine  zu  ermahnen,  durch  Erkennensuchen  und  Streben 
nach  künstlerischer  Wahrheit  vor  Allem  unserer  Kunst 
wirksam  zu  dienen,  Wir  thun  das  um  so  mehr,  als  wir 
uns  in  dieser  Ansicht  mit  Sr.  Majestät  in  vollkommener 
Uebereinstimmung  wissen.* 

Wir  schliessen  hier  an  einen  sachverständigen  Bericht 
über  ein  [Musikfest  in  Basel  und  die  schweizerische 
Tonkunst  Oberhaupt,  in  der  Allgemeinen  Zeitung  vom 
19.  Juni  d.  J. 

«Fähigkeit,  aus  dem  Vollen  zu  gestalten,  scheint  den 
Schweizer  Komponisten  vom  Geschick  nicht  zugetheilt 
worden  zu  sein.  Auch  die  auf  eidgenossischem  Boden 
entstandenen  Tonwerke,  die  uns  jetzt  vorgeführt  wurden, 
liessen  fast  durchgängig  Originalität  der  Gedanken  ver- 
missen. Gewandte,  kluge,  fleissige  Leute  von  zuverlässiger 
Technik  sind  sie  alle,  die  Aelteren  wie  die  Jüngeren.  Man 
kennt  und  schätzt  Hans  Huber  seit  längerem  als  überaus 
formtücbtigen,  in  allen  Künsten  des  strengen  und  des 
freien  Satzes  vielerfahrenen  Meister.  Mit  einem  nassen 
Auge  blickt  er  auf  die  Programmmusik,  mit  einem  trockenen 
auf  Johannes  Brahms.  Vielleicht  weiss  er  es  selbst  nicht, 
nach  welcher  Seite  hin  es  ihn  stärker  zieht.  Auch  aus 
dem  vortrefflich  gearbeiteten  Trio  für  Klavier,  Viohne 
und  Cello,  dem  er  die  Ueberschrift  «Bergnovelle»  gibt, 
und  aus  seiner  «Caenis>  —  einem  recht  wohlklingenden 
Stück  für  Mftnnerchor,  Altsolo  und  Orchester  nach  einer 
reizenden  poetischen  Vorlage  von  Widmann  —  hat  so 
recht  niemand  erfahren,  welchen  Zielen  Huber  eigentlich 
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zustrebt.  Wie  er,  so  ist  Friedrich  H^ar  in  reichsdeutscbea 
Konzertsälen  ein  wohlgelittener  Gast.  Er  hat  sich  be- 
sonders durch  seine  zahlreichen,  in  flQssiger  Melodik  sich 
behaglich  ausbreitenden,  dankbaren  und  zumeist  auch 
sangbaren  Kompositionen  für  Mfinnerchor  in  weiten  Kreisen 
gar  viele  Freunde  erworben.  Neuerdings  wurde  gegen 
ihn  der  Vorwurf  erhoben,  dass  er  auf  dem  von  ihm  be> 
vorzugten  Felde  sich  mehr  wie  billig  an  Tonmalerei 
gütlich  thue.  Es  wäre  verlorene  Mühe,  eine  Streit-  oder 
Preisschrift  «lieber  die  Grenzen  des  Mftnnergesanges  uod 
der  Orchesterniusik*  zu  verfassen.  Man  verweist  auf 
das  Volkslied  und  das  Volksthümliche.  Aber  Volkslieder 
entstehen  nicht  auf  Bestellung,  und  auch  eine  volksthüm* 
liehe  Kunst  zieht  ihre  Nahrung  stets  aus  den  Anscbauungs- 
und  Empfincluugskreisen  der  Zeit,  in  der  sie  geschaffen 
wird,  nicht  aus  denen  irgendwelcher  Vergangenheit,  Die 
Kunst  geht  dahin,  wohin  sie  die  Künstler  weisen,  denen 
eine  umgestaltende  Kraft  innewohnt.  Es  sind  nicht  die 
schlechtesten  Musiker,  die  sich  mit  einem  verfehlten  Ver- 
suche, einem  Männerchor  instrumentale  Technik  und 
Ausdrucks  weise  zuzumuton,  denn  doch  immer  noch  eher 
abfinden  als  mit  dem  biderben,  biergesöttigten  Lieder- 
tafelton  und  der  breiweichen  Sentimentalität  der  Franz 
Abt  und  Genossen.  Ich  hab'  es  aufriclitig  bedauert,  dass 
Friedrich  Hegar  uns  in  Basel  keine  seiner  Compositionen 
vorführte,  in  denen  er  sich  als  interessanter  Neuerer 
Anerkennung  gewann,  sondern  das  «Märchen  vom 
Mummelseo,  das  ihm  die  schönsten  Lobsprücbe  des 
seligen  KalUwoda  eingetragen  hätte.  —  Beweglicher  und 
eleganter  treten  neuerdings  die  Tonsetzer  aus  der  fran- 
zösischen Schweiz  auf.  Aber  es  sind  nur  Klein-Pariser. 
Recht  verständig  aufgebaut  und  sehr  sauber  ausgefeilt 
ist  die  Ouvertüre  zur  Oper  «Sancho»  von  Dalcroze,  mit 
der  das  erste  grosse  Festconcert  begann.  Indessen  bat 
es  Dalcroze  übersehen,  dass  der  Knappe  des  Ritters  von 
la  Mancha  im  Roman  nur  als  Gegenstück  zum  Don  Qui- 
xote  sein  volles  Relief  erhält;  die  Figur  des  ersteren  in 
den  Vordergrund  rücken,  heisst,  die  Absichten  des  Cer- 
vantes in  ihr  Gegentheil  vorkehren.     Emest  Bloch,  ein 
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Genfer,  der  einen  gespreizten,  inhsltleeren  Ädagio'  und 
einen  ausserordentlich  temperamentvollen  Scberzosatz 
eigener  Faktur  dirigirte,  hat  Fahlung  mit  Brückner  und 
Richard  Strauss,  steht  aber  auch  mit  Meyerbeer  auf 
bestem  Fusse.  Das  Violinconcert  von  Pahnke  wäre  als 
Dilettanten musik  zurückzuweisen  gewesen.  Auch  die 
sorglich  ausgegUttete,  doch  völlig  physiognomielose  Sonate 
fOr  Klavier  und  Violine  von  Joseph  Lauber  war  auf  dem 
Programme  eines  musikalischen  Fortschrittsvereins  nicht 
an  ihrem  Platze. 

Dass  hingegen  die  Kunst  der  musikalischen  Repro- 
duktion in  der  Schweiz  auf  einer  bemerkenswerth  hohen 
Stufe  steht,  darüber  belehrten  uns  fast  sftmmtliche  Auf- 
führungen, die  uns  die  Festtage  brachten.  Das  Basler 
Orchester,  verstärkt  durch  HOlfstruppen  aus  Lausanne  und 
Meiningen,  überwand  unter  der  sicheren,  energischen 
Fühnmg  seines  ausgezeichneten,  ganz  in  fortschrittlichen 
Bahnen  wandelnden  Dirigenten  Hermann  Sutter  siegreich 
alle  gehäuften  Schwierigkeiten,  die  sich  ihm  in  einer 
ansehnlichen  Zahl  moderner  und  hochmoderner  Partituren 
entgegenstellten.  Ebenso  nöth igten  Leistungen  ersten 
Ranges,  wie  sie  die  Männergesangvereine  und  gemischten 
Chorgruppen  Basels  vornehmlich  in  der  Ausführung  von 
Liszts  «Graner  Messe»,  des  Schlusssatzes  der  zweiten 
Malilerschen  Symphonie,  vor  allem  aber  der  sechzehn- 
stimmigen klangschönen  und  wundervoll  ausciselirten 
Hymne  von  Richard  Strauss  boten,  den  aus  Deutschland  zu- 
gereisten TonhOnstlern  uneingeschränkte  Hochachtung  ab. 

Die  Festconcerte  fanden  teils  im  Musiksaale  des 
städtischen  Casinos,  teils  im  herrlichen  Baseler  Münster 
statt.  Hier  hatte  man  eine  mächtige  Estrade  erriclitet, 
die  sich  von  der  Orgelempore  abwärts  senkte.  Die  aus 
dem  MittelschitF  aufsteigende  Vorderfront  des  Gerüstes 
war  ganz  mit  rosenbestecktem  Tannengrfln  verkleidet,  das 
noch  etwas  über  die  Balustrade  emporwuchs,  so  dass  die 
unten  sitzenden  HQrer  von  den  Instnimentalisten  und 
ihren  Bewegungen  nur  wenig  wahrnahmen.  Die  dahinter 
aufgestellten  Chormassen  schienen  in  Ansehung  der  Höbe 
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des  Aufloaues  wie  aus  einer  idealen  Feme  auEtutauchen, 
welch  sinnvolle  Täuschung  auch  die  dämmerige  Beleuch- 
tung der  Kirche  unterstützte.  Keine  herabhängende 
Kronleuchter,  geschweige  denn  dieabscheuhchenBahnhoEs- 
lampen,  sosdem  eine  einzige  über  den  gotischen  Bogen 
des  Haupt-  und  des  Querschiffes  umlaufende  Reihe 
kleiner  Flämmchen.  Der  Dirigent  verschwand  fast  hinter 
einer  riesigen,  aus  Blumen  gebildeten  Lyra.  Die  ganze 
Einrichtung  hatte  etwas  ungemein  Stimmungsvolles.  Die 
thörichterweise  als  trockene,  nOchteme  Leute  verschrienen 
Schweizer  bewiesen  wieder  einmal,  dass  echte  und  rechte 
Poeten  bei  ihnen  zu  Hause  sind.» 

Vor  den  eidg.  Käthen  Hegt  ein  Vorschlag,  die  Musik 
und  ebenso  die  Dichtkunst  durch  jährliche  Subventionen 
zu  unterstütaen.  Hoffen  wir,  dass  dieselben  den  Zweck 
auch  erreichen  und  nicht  bloss  Mittelgut  erzielen,  wie 
dies  bei  der  Unterstützung  der  bildenden  KOnstc  der 
Fall  gewesen  ist.') 

Für  die  Jahresversammlung  des  schweizerischen 
Kunstvereins  hat  die  Section  Basel  folgende  Postu- 
lats aufgestellt: 

<1.  £s  sollte  entschieden  mehr  geleistet  werden,  um 
das  Interesse  der  Sektionen  am  Schweiz.  Kunstverein 
wach  zu  erhalten.  2.  Oeftere  Mittheilungen  an  die  Sek- 
tionen, mJJglicbst  alle  Monate.  3.  Oeffentliche  Stellung- 
nahme zu  Kunstfragen,  wie  k.  B.  gegen  das  Auftreten  der 
Gesellschaft  schweizerischer  Maler  und  Bildhauer.  4.  Ener- 
gische Eingabe  an  den  Bundesrath,  um  eine  angemessene 
Vertretung  von  Kunstfreunden  in  der  Kunstkommission 
zu  erlangen.  5.  Anstrebung  der  Verbindung  des  Salon 
mit  der  Tumusausstellung,  resp.  dass  die  Kunstkommission 
ihre  Ankäufe  auf  den  Tumusausstellungen  macht,  und  in 
diesem  Falle:  6.  Besorgimg  des  Ausstellungssekretariates 


')  Wir  hoffen  darüber  im  nächsten  Jahrbuche  einen  Auf- 
satz  von  kompetenter  Seite  bringen  zu  können. 
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durch  den  Bund.  7.  Strengere  Jury,  damit  die  Aus- 
steUungeD  kleiner  aber  besser  werden;  hiedurch  würden 
die  Kosten  vermindert  und  die  AusstellungeQ  konnten 
besser  aufgestellt  werden.  Eventuelle  Ausschliessung  der 
auswärtigen  KOnstler.  8.  Verbesserung  der  Ausstellungs- 
lokale, event.  Anschaffung  einer  Ausstellungsbaracke, 
welche  jeweilen  aufgestellt  wird.  d.  Dahin  zu  wirken, 
dass  die  Kunstkommission  sich,  ausser  dem  Ankauf  von 
Kunstwerken,  auf  die  Ausschmückung  Öffentlicher  Ge- 
bäude, wie  Bundesrathaus,  Bundesgerichtsgebäude,  Landes- 
museum und  ähnliche  beschränkt  und  an  Denkmäler  nur 
ganz  ausnahmsweise  Beiträge  verabfolgt,  da  durch  das 
jetzige  System  die  Privatinitiative  gänzlich  lahm  gelegt 
wird  und  die  Bundesmittel  besser  verwendet  werden 
kOnneu.* 

Es  scheint  sich  also  auch  da  alJmählig  eine  Wendung 
zum  Bessern  zu  vollziehen,  der  freilich  auch  noch  eine 
solche  in  der  Eidg.  Kunstkommission  folgen  muss. 

Von  künstlerischen  Unternehmungen  des 
Bundes  wird  bekannt,  dass  der  Bundesrath  den  Bild* 
liauer  Lanz  mit  einem  Entwurf  für  ein  Rehef  beauftragt 
habe,  welches  das  leere  Giebelfeld  des  Parlamentshauses 
schmücken  soll.  Wir  waren  unsererseits  der  Meinung, 
dass  noch  mehr  Bildhauerei  an  der  damit  schon  reichlich 
ausgestatteten  Front  zu  viel  sein  werde  und  dass  sich 
ein  schönes  Mosaikbild  in  etwas  matten  Farben  auf  Gold- 
grund besser  ausnehmen  und  zur  Belebung  der  grauen 
Sandsteinmasse  mehr  beitragen  würde. 

Im  alten  Nationalrathssaal  wird  die  Oentralbibliothek 
zweckmässig  eingerichtet,  dagegen  sind  wir  noch  nicht  so 
weit  (kommen  auch  hoffentlich  nicht  so  weit),  wie  die 
deutsclien  Parlamente,  von  deren  «Bedürfnissen>  deutsche 
Blätter  folgendes  berichten : 

«Oeffenthche  Gebäude  wie  die  Parlamente  dienen  zu 
Zeiten  den  fleissigcn  Besuchern,  den  Abgeordneten,  w&li- 
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rend  des  gaDzeu  Tages  zum  Aufenthalt.  Desh&lb  hat 
man  sich  bemüht,  Vorkehrungen  zu  treffen,  um  den  Mit- 
gliedern des  Hauses  die  Möglichkeit  der  Erholung  wfihrend 
etwaiger  mfissiger  halber  oder  ganzer  Stunden  zu  geben. 
Restaurationen  sind  im  Reichstag  wie  im  Landtag  vor- 
gesehen, im  Reichstag  auch  ein  Baderaum.  Sportlieben- 
den Abgeordneten  ermöglichen  es  Räume  zum  Umzieben, 
ohne  Zeitverlust  vom  Sport  zum  politischen  Kampf  zu 
eilen  und  doch  im  schwarzen  Ueberrock  und  ohne  Eskar- 
pins  zu  erscheinen.  Ein  StOndchen  zu  ruhen,  ist  mehr- 
fach Gelegenheit  geboten.  Der  Barbier  und  Friseur  hat 
im  Abgeordnetenhause  seine  eigenen  Zimmer;  bis  2  Uhr 
ist  er  dort  in  Thätigkeit.  Dass  Schreibzimmer,  Lesesäle, 
eine  Bficherei  u.  s.  w.  zur  Bildung  des  Geistes  nicht 
fehlen,  ist  selbstverständlich.  Was  aber  im  Reichst^ 
bisher  nur  von  einem  Abgeordneten  angeregt,  aber  nicht 
bewilligt  ist,  besitzt,  so  schreiben  die  Berliner  Neuesten 
Nachrichten,  das  preussische  Abgeordnetenhaus,  nämlicli 
eine  Art  Turnsaal  fDr  die  Aelteren,  einen  mediko-mecha- 
nischen  Raum,  <Erholungsraum>  ist  er  euphemistisch 
genannt  Hanteln  jeder  GrQsse  laden  zu  Freiübungen 
ein ;  die  Muskeln  st&'ken  Apparate,  die  die  Anstrengungen 
beim  Sägen,  Rudern,  Heben,  Hobeln,  Drehen  von  ROben- 
schneidern  u.  s.  w.  nachzuahmen  ermöglichen,  mit  Mess- 
instnimenten,  die  Anstrengungen  gut  zu  dossiren.  Lungen- 
kräftiger jeder  Art,  Massirrollen,  Muskelstärker  vervoll- 
ständigen die  Einrichtmig.  Wie  man  sieht,  ist  auch  körper- 
lich für  die  Herren  Parlamentarier  in  den  neuen  Gescbftfts- 
gebäuden  der  Parlamente  bestens  gesorgt.* 

In  dem  Jahresbericht  der  Gottfried  Keller-Stiftung 
von  Prof.  Brun  findet  sich  ein  sehr  schOnes  Bild  des  aus 
den  Burgunderkriegen  bekannten  Grafen  von  Romout, 
dessen  von  der  Stiftung  erworbenes  Original  als  Depo- 
situm nach  Basel  gegeben  worden  ist. 

Der  gleiche  Prof.  Brun  gibt  ein  schweizerisches  KOnsl^ 
lerlexikon  heraus.  Ein  solcher  schweizerischer  «Vasarii 
fehlte  uns  bisher. 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Kunst  und  Litteratur.    DenkmSler.  615 

Die  Schweiz  leidet  natürlich  auch  an  der  Denkmals- 
Manie,  welche,  beständig  genährt  von  zahlreichen  Bild< 
hauern,  Ton  Deutschland  zu  uns  herüberreicht.  Glücklicher- 
weise haben  wir  nicht  so  viele  Objekte,  wie  sie  die 
Hohenzollem- Allee  in  Berlin  aufweist.  Errichtet  wurden 
in  diesem  Jahre  zwei  Denkmäler  für  Bundesrath  Welti 
in  Aarau  und  Zurzach,  während  ein  solches  fflr  Bundesrath 
Ruchonnet  in  Lausanne  noch  unvollendet  ist.  Die  be- 
merkenswerthesten  Vorgänge  dieser  Art  waren  aber  die 
Einweihung  zweier  Denkmäler  für  die  hingerichteten 
Führer  des  Bauernaufstandes  von  16ö3,  Nikiaus  Leuen- 
berger  von  RQderswyl  und  Christian  Schybi  von 
Escholzmatt,  in  die  eine  gewisse  aktuelle  Tendenz  hinein- 
gelegt worden  ist.  Die  «schweizerische  Bauernzeitiing° 
schreibt  darüber  in  Nr.  7  dieses  Jahres: 

•Ein  einfacher  Bauer  Klaus  Leuenberger,  welchen  die 
Verhältnisse  an  die  Spitze  des  Bauernkrieges  vom  Jahre 
1653  gestellt  hatten  und  der  damals  als  Rebellant  in 
Bern  hingerichtet  worden  war,  hat  endlich  die  verdiente 
Anerkennung  gefunden. 

Bis  weit  in  das  19.  Jahrhundert  hinein  hat  die  Ge* 
Schichtsschreibung  diese  Männer  als  Aufruhrer  verurtheilt. 
Erst  die  Neuzeit  ist  ihnen  gerecht  geworden. 

Die  moderne  Bauembewegung  hat  in  jenen  Märtyrern 
das  ideale  Heldentum  gefunden,  aus  dessen  Irrung  sie 
selbst  neue  Kräfte  schöpft. 

Noch  vor  10  bis  20  Jahren  wäre  eine  Feier,  wie  sie 
das  Emmenthal  am  7.  Juni  gesehen  bat,  undenkbar  ge- 
wesen. Seither  ist  aber  das  bäuerliche  Solidaritätsgefühl 
gewaltig  angewachsen.  Die  Herzen  sind  erfüllt  von  dem 
Gedanken,  dass  die  Bauern  zusammenstehen  müssen. 
So  war  der  Boden  für  eine  Leuenbergerfeier  vorbereitet. 
Zu  Tausenden  strömten  die  Bauern  mit  ihren  Frauen, 
ihren  Söhnen  und  Töchtern  nach  Rüederswil. 

lieber  10,000  Personen  haben  an  der  Ejnweihungs- 
feier  theilgenommen.   Getragen  von  der  erhebenden  Poesie 
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des  Herrn  Pfarrer  Strasser  und  der  berrlidten  Festmusik 
von  Sekundarlebrer  Krenger  entwickelte  sich  eine  be> 
geisterte  Stimmung.  Die  Worte  der  Redoer,  des  Herrn 
Nationalrath  Freiburghaus  und  des  Herrn  Pfarrer  Schneider 
fielen  auf  einen  empfängbeben  Boden.  Und  als  die  Hüllen 
des  Denkmals  fielen,  und  der  schweizerische  Bauern - 
secretAr  Dr.  Laur  auf  dessen  Stufen  trat  und  im  Namen 
des  schweizerischen  Bauernverbandes  einen  Lorbeerkranz 
niederlegte,  da  stund  die  grosse  Bauemgemeinde  in 
weihevoller  Andacht  vor  dem  einfachen  Steine,  auf  den 
Bildhauer  Lanz  in  so  ansprechender  Weise  die  Zftge  des 
Lenenberger  Klaus  gemeisselt  hatte. 

Manchem  sind  dort  die  Augen  feucht  geworden  und 
Tausende  haben  in  jener  Stunde  aufs  neue  den  Vorsatz 
gefasst,derSacbedesBauemstandes  zu  dienen  in  allerTreue. 

In  den  nächsten  Wochen  werden  die  Luzerner  ihrem 
Schybi,  die  Aargauer  den  bei  Wohlenschwil  Gefallenen, 
Gedenksteine  setzen.  Mögen  sie  alle  nicht  nur  Denkmäler 
der  Vei^angenheit^  sondern  auch  Wahrzeichen  iüv  die 
Zukunft  werden  und  die  Bauernsame  daran  erinnern,  dass 
in  der  Einigkeit  ihre  Kraft  und  ihr  Schicksal  liegt> 

Wir  glauben  unsererseits  nicht,  dass  aus  dem  Hutt- 
wylerbund  jemals  eine  lebensfähige  Eidgenossenschaft 
hätte  entstehen  kOnnen  und  dass  diese  Feiern  daher  ein 
wenig  über  das  berechtigte  Ziel  herausgeschossen  haben. 

Aehnhch  und  noch  in  höherem  Grade  war  dies  der 
Fall  mit  dem  Servet- Denkmal  auf  dem  Platze,  wo 
dieser  spanische  Arzt  am  17.  Oktober  1553  in  Genf  wegen 
Leugnuog  der  Trinitätslehre  verbrannt  wurde,  ein  Gedanke, 
ohne  Originalität  sogar,  der  offenbar  durch  das  vor  kurzem 
in  Paris  errichtete  Dolet-Denkmal  entstand.') 


1)  Etienne  Dolet,  Buclidrucker  und  Humanist,  wurde 
1M&  wegen  Unglaubens  hingerichtet.  Im  Pariser-Gemeinde- 
rath  wiirde  beschlossen,  diesem  'Opfer  calvinischer  Unduld- 
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Die  Inschrift  dieses  einzig  in  seiner  Art  dastehenden 
Uenkmals  lautet: 

*Fils  respectueux  et  reconnaissants  de  Calvin,  notre 
grand  Reformateur,  mais  condamnant  une  erreur,  qui  fut 
Celle  de  son  siede,  et  fermement  attaches  ä  la  liberte  d« 
conscience  Selon  les  vrais  principes  de  la  Reformation 
et  de  l'EvangUe,  vous  avons  eleve  ce  monument  expia- 
toire  le  27  oct«bre  1903.  —  Le  27  octobre  1553  mounit 
sur  le  bücher,  a  Champel,  Michel  Servet,  de  Villencuve 
d'Aragon,  ne  le  29  septembre  1501, > 

Eine  sehr  merkwürdige  Dankbarkeitsbezeugung  von 
äöbnen,  die  doch  zuerst  ihrem  Vater  ein  Denkmal  in 
der  Stadt  errichten  sollten,  die  von  seinem  Namen  erfOlIt 
ist.  Das  grössere  Publikum  wird  trotz  der  subtilen  In- 
schrift in  diesem  Servet-Denkmal  kaum  jemals  ein  solches 
fQr,  sondern  gegen  Calvin  erblicken.  Man  wird  es  dem 
Fremdling,  der  Genf  besucht,  mit  den  Worten  zeigen: 
«Das  ist  das  Denkmal  Servets.  den  Calvin  verbrennen 
liess.>  «Und  wo  ist  das  Denkmal  Calvin's?»  fragt  darauf 
der  Fremde.  «Ein  solches  gibt  es  hier  nicht.»  <Ach  so, 
nun  verstehe  ich  erst  die  Sache  —  Die  gutgläubigen 
Initianten  derselben,  deren  es  auch  zahlreiche  gab,  werden 
sich  zu  spät  überzeugen,  dass  sie  ganz  anderer  Leute 
Geschäfte  auf  das  beste  besorgt  haben. 

In  Chur  wurde  ein  Fontana-Denkmal  enthüllt.  Die 
ausgestellten  Entwürfe  für  das  Weltpostvereins-Denk- 
mal in  Bern  ergaben  nichts  Befriedigendes.  Abgesehen 
von  oft  bizarrem  Geschmack,  fehlt  diesen  sämmtüchen 
modernen  Denkmälern  Eines  —  die  Seele  —  und  die 
können  ihnen  die  modernen  KttasÜer  nicht  geben.  Warum? 


samkeit«  ein  Denkmal  zu  weihen.  Schon  vor  einigen  Jahren 
hatte  Rochefort  die  Idee  gefiusaert,  in  Paris  eine  Statue 
Serveta  derjenigen  Coligny's  gegentibentustellen. 


D,£,,t,7=-i>,  Google 


618  Jahresbericht  1903. 

Auch  Morgarten  soll  nach  einem  sehr  scbwiing- 
reichen  Aufruf  der  schweizerischen  und  zugmschen 
Offiziersgesellscbaft  ein  Denkmal  erhalten,  wofür  Beitrfige 
in  der  Hohe  von  70,000  Fr.  verlangt  werden.  Wir  hätten 
damit  bis  1915  zugewartet  und  dann  auf  dem  Schlacht- 
feld einen  einfachen  grossen  Felsblock  (in  Erinnerung 
an  die  herabgerollten)  mit  den  W^pen  der  drei  Kantone, 
dagegen  in  Brunnen,  wo  nach  der  Schlacht  v(»t  Morgarten 
der  eigentliche  öffentliche  Bund  der  Eidgenossen  entstand, 
ein  passendes  künstlerisches  Denkmal  errichtet.  Ein 
solches  am  Aegerisee  wird  der  grösste  Theil  der  jetzigen 
Eidgenossen  kaum  jemals  zu  Gesichte  bekommen,  während 
an  den  Vierwaldst&ttersee  so  zusagen  Jeder  einmal  in 
seinem  Leben  kommt  und  viele  Tausende  auch  von 
fremden  Gasten  sich  daran  erfreuen  würden. 

Die  8<^enannten  •Centenarfeierm  der  1803  ent- 
standenen Kantone  waren  vorwiegend  « Feste »  mit  Zu- 
lauf von  schaulustigen  Massen  zu  den  jetzt  unvermeid- 
lichen Festspielen,  welche  gewöhnlich  nicht  Ober  eine 
gute  poetische  Einkleidung  eines  forbenreichen  Aufzuges 
bin&usreichen.  Nach  unserer  Meinung  würde  eine  ernste 
religiöse  Feier  den  bessern  Gefühlen  und  Vorsätzen  unseres 
Volkes  erspriesslicher  gewesen  sein,  als  diese  grossen 
Theatervorstellungen,  wo  ein  Theil  des  Volkes  dem  an- 
dern mit  bemerkenswerthem  Talente  vorspielt.  Das  er- 
zeugt auch  in  Zukunft  kein  Heldenthum.  Bloss  die 
tburgauische  Feier  war  in  geschickter  Weise  mit  einer 
schönen  landwirthschaftlichen  Ausstellung  verbunden,  die 
andere  Leistungen  zeigte  und  den  Geschmack  des 
Schweizervolkes  mit  einzelnen  Inschriften,  besonders  der 
folgenden,  auf  das  Beste  traf: 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Fest«.  619 

In  der  Bindviehabtheihiiig. 
«Das  Murteli,  das  Lobeli, 
Das  lieb,  gaet  Vechli  gross  und  chly, 
Es  ruDess  halt  eben  au  da  sy; 
Snst  wÄr"»  ka  rechti  Freud  debi; 
Das  g'hört,  i  sflgs  mit  Ernst,  potz  Welt, 
Zum  schönste  ZQg  da  z'Frauenfeld.» 

Historische  Erinuerungsfeiem  von  grösserer  Bedeutung 
wai-en,  zunficbst  die  Escaladefeier  in  Grenf,  zur  Er- 
innerung an  den  vereitelten  Ueberfall  des  Herzogs  Carl 
Emanuel  von  Savoyen  am  12.  Dezember  1602.  Das  Genfer- 
Journal  des  Jahrestages  st^te  darüber  mit  Recht: 

'C'eüt  eto  manquer  aux  devoirs  du  patriott^ne,  man- 
quer  aussi  au  respect  du  ä  d'herolques  Souvenirs,  que  de 
ne  pas  feter,  d'une  fa«;on  particulierement  chaude,  l'anni- 
versaire  trois  fois  seculaire  de  cette  nuit  memorable,  de 
ne  pas  en  faire  la  rep^tition  pacifique,  de  ne  pas  ehanter 
les  vieux  airs  que  six  generations  de  GenevMS  ont  chantes 
ä  cette  date,  qu'ils  ont  chantes  vieillards,  les  ayant  chant^ 
enfants,  de  ne  pas  rappeler  jusqu'aux  Souvenirs  k  demi 
plaisants,  comme  celui  de  la  mere  Royaume  et  de  sa 
mnrmite.  La  famille  de  cette  brave  matrone,  qui  joua 
bravement  son  röle  dans  cette  trag^die,  en  se  servant  de 
la  seule  arme  qu'elle  eilt  sous  la  main,  a  vu  recemmeot 
sa  posterite  s'eteindre  dans  ses  deux  demieres  deseen- 
dantes,  veuves  de  deux  citoyens  qui,  eux  aussi,  quoique 
d'iiae  autre  fa^n,  ont  honorablement  et  vaiUamment  servi 
Geneve,  Tun  par  ses  travaux  scientiiiques,  l'autre  dans 
Ich  Conseils  de  son  pays. 

On  ne  fait  pas  nn  pas  cbez  nous  sans  eondoyer  quel- 
que  Testige  de  la  vieiUe  et  noble  histoire.  Notre  peuple 
est  si  peu  nombreux  qu'il  fcnrme  ccHoame  une  graude 
famille,  dans  laquelle  il  y  a  des  dissentiments  et  parfois 
des  quereUes,  mais  non  pas  de  haines  duralides.  Et  st, 
par  otalheur,  il  y  en  avai^  il  faut  eq>erer  qu'elles  amssi, 
<lans  1' emotion  de  cet  anniveraaire,  ouWieront  leiirs  griefs 
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et  prendront  Ißur  part  de  cette  fete  qui  n'est  pas  coUe 
d'une  coterie,  ni  celle  d'uo  parti,  mais  Celle  de  tous  ces 
enfants  de  la  vieille  Geneve  qui,  meme  lorsqu'ils  se 
([uerelleiit  entre  eux,  n'oublient  Di  le  noble  passe  qui  est 
leur  patriiBoine  ä  tous,  ni  le  lien  sacre  qui  les  unit. 

C'est  lä  notre  profonde  conviction:  c'est  aussi  notre 
v«Bu  de  fete.» 

Die  Eidgenossenschaft  —  dessen  dürfen  die  Genfer 
sich  bewusst  sein  —  nimmt  an  diesem  alten  tapfem, 
zugleich  glaubenskrftftigen,  wie  freiheitlich  gesinnten  Genf 
ein  lebhaftes  Interesse,  wie  kaum  an  einer  andern  Stadt 
und  wünscht  nur,  dass  ihr  dieser  Typus  bewahrt 
bleibe. 

In  naber  Verbindung  mit  der  Escaladefeior  stand 
eine  andere  Erinnemngsfeier,  nämlich  an  den  Frieden 
St.  Julien  von  1603,  welcher  den  Abschluss  der  gefähr- 
lichen Periode  und  den  eigentlichen  dokumentarischen 
Beginn  der  Freiheit  von  Genf  bildete.  Wir  unterlassen 
CS,  hier  auf  dieses  wichtige  Ereigniss  näher  einzugehen, 
da  es  den  Gegenstand  eines  besondem  Aufsatzes  in 
diesem  Jalirbuche  aus  sachverständigster  Feder  bildety 
freuen  uns  aber,  dass  es  gelang,  eine  solche  Feier  in 
St.  Julien  selbst  zu  veranstalten  und  dass  dieselbe  den 
richtigen  Ton  einer  ents«hiedenen  Freundschaft  der  be- 
nachbarten Savoyer  «Zone»  anschlug,  was  gerade  in 
gegenwärtiger  Zeit  nicht  ohne  eine  sehr  aktuelle  poli- 
tische Bedeutung  ist 

Das  Genfer-Joumal  berichtete  darüber  wie  folgt: 
«A  St-Julien.  —  On  a  inaugur^  mardi,  jour  de  la 
fete  nationale  fran^ise,  au  mtUeu  d'un  grand  concours  de 
Population,  la  plaque  commemorative  que  le  conseil  muni- 
eipal  de  Saint-Julien,  sur  la  proposition  de  son  maire, 
M.  Corbaz,  avait  decide  de  poser  sur  la  tour  Lavorel, 
tenioin  de  la  signature  du  traite  dit  de  St-Julien,  en  1603. 
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M.  Duval,  senateur,  a  rappele  eloquemment  ü  ce 
propos  les  lüttes  ardentes  du  XV"  et  du  XVI'  siede,  les 
tristes  consequences  qu'elles  eurent  pour  la  prcwperite  de 
la  r^gion,  et  s'est  felicite  qu'un  accord  soit  intervenii 
entre  Genevois  et  Savoyards,  pour  le  plus  grand  bien  des 
interets  communs. 

Ce  discours  a  ete  couvert  d'applaudissements. 

Voici  le  texte  de  l'inscription  gravee  sur  une  plaque 
de  marbre  gris: 

1603—1903 

Dans  cette  tour  du  11  au  21  juillet  1603  a  ete  dis- 
cute  et  signe  le  traite  de  Paix  de  Saint-Julien,  qui  mit 
fin  ä  la  guerre  longue  et  cruelle,  ayant  d^vaste,  niine  et 
depeuple  toute  la  contree. 

Trois  Cents  ans  apres,  pour  rappeler  cet  evenement 
memorable,  le  Conseil  municipal  et  les  habitants  de  Saint- 
Julien  ont  erige  cette  plaque,  le  14  juillet  1908,  fete  natio- 
nale de  la  Kepublique  fr»n4;aise.> 

Endlich  wurde  zu  Pfingsten  dieses  Jabres  die  neue 
Hochschule  auf  der  grossen  Schanze  in  Bern  erölhiet, 
in  der  wir  unsererseits  den  Kern  und  Keim  einer  eid- 
genössischen Anstalt  dieser  Art  erblicken,  die  uns  nOthiger 
wäre,  als  ein  Polytechnikum.  Wir  werden  sie  nicht  er- 
leben, uns  aber  damit  trOsten,  dass  oftmals  in  der  Ge- 
schichte, und  in  der  unsrigen  speziell,  die  Zeiten  der  leben- 
digen und  idealistischen  Hoffnung  schöner  gewesen  sind, 
als  die  der  mitunter  etwas  «kompromissarischeni  £r- 
reicbung  dieser  Ideale.  Bei  dem  Festzuge  zeichnete  sich 
eine  einfach  uniformirte  Gruppe  von  Studentinnen  als 
«in  besonderes  Erzeugnis»  unserer  Zeit  aus,  die  eben  auch 
bei  den  Universitäten  sehr  verschiedene  Erscheinungen 
im  Laufe  der  Zeiten  hor\'orbringt.  Wenn  man  in  der 
selu*  schonen  Geschichte  der  «Academie  de  Calvin>  von 
Borgeaud  liest,  es  seien  drei  «escboliers  publics*  gestraft 
"worden  «pour  a'etre  desbaucbez  de  leurs  le^ns,  et  avoir 
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ete  au  pmit  de  I'Arve  maager  dee  chapons>,  so  ist  der 
tine  Klagepunfct  zwar  g)eicb  geblieben,  der  andere  aber 
gehört  sieber  der  Vergangenheit  ao. 

Gegen  die  Qberm&ssige  Festsucht  mehren  sich  die 
Kundgebungen.  Aber  nenn  das  etwas  helfen  soU,  so 
müssen  atdi  die  Oemeinden,  Kantone  und  Privaten  ent- 
scbliesaeD,  keine  Beiträge  mehr  an  QberflQssige  Feste 
zu  bewilligen,  welche  gew&hnlich  von  Einzelnen  ohne  jeden 
Auftrag  hiezu  übernommen  und  dann  als  <Ehrensacbe> 
des  betfeffenden,  damit  beglückten  Ortes  erU&rt  werden, 
ob  er  wolle  oder  nicht.  Darin  muss  notfawendig  eJn 
Wandel  geschafifen  werden. 

n. 

lieber  das,  was  damit  unmittelbar  zusammenhängt, 
Sport  und  Spiel  in  unserem,  im  Sommer  den  Fremden 
verpachteten,  Lande  wollen  wir  uns  fOr  diesmal  kurz 
fossen  und  nur  berichten,  dass  in  einer  diesjährigen  Sitzung 
des  Nstionalrathes  die  Frage  der  ROsslispiele  wieder 
gestreift  wurde,  Die  Frage,  ob  dieselben  durch  die  Bundes- 
verfassung verbotene  Spiele  seien,  wurde  zwar  nicht  bei 
uns,  aber  in  Frankreich  entschieden.  Im  •Courier  du 
Hävre»  findet  sich  darüber  folgende  Notiz: 

«Le  jeu  des  Petits-Ghevaux,  si  eher  ä  de  selectcs 
personnes,  vient  d'etre  decret«'  par  la  cinquieme  chambre 
du  Tribunal  civil  de  la  Seine  un  jeu  de  pur  hasard.  dnns 
lequel  n'intervient  nullement  l'inteDigence  du  joueur. 

Et  le  jugement,  poussant  plus  loin  son  iirevärencieuse 
Phraseologie,  ajoute  que  dans  ce  jeu,  les  diances  de  gain 
ou  de  pertc  dependent  uniquement  de  TarrSt  en  un 
point  quelconque  d'un  mecanisme  ims  en  mouvement  (sie). 

D  n"y  a  pas  ä  protester :  c'est  juste  et  bien  dit, 

Vous  voyez  d'ülleurs  toute  de  Buite  les  cons^uences 
juridiques   de   cette   d^finition.     C'est   que   tout   contrat 
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form^  en  nie  de  l'exphHtatioii  d'un  jeu  de  Petite-Chevaux 
est  nul  et  de  nul  eSet,  et  que  toute  dette  contrsctee  k 
son  Sujet  est  depourvue  de  saaction  civüe.> 

Im  «Matint  vom  28.  Dezember  1902,  der  mis  voo 
unbekannter  Hand  zugeschickt  wurde,  ist  eine  andere 
GerichtSTerhandlung  erzAhlt,  in  welcher  der  Angeklagte 
behauptete,  in  den  «tripots  de  Luceme  et  de  Bäle>  (?)  sein 
ganzes  Geld  verspielt  eu  haben. 

Von  uosem  Zeitungen  enthielt  die  *  Zürcher -Post* 
einen  sehr  entschiedenen  Artikel  gegen  diese  '  Vorsdiulen* 
fOr  Monte  Carlo. 

Das  alles  hilft  aber  nichts,  solange  nicht  die  Be- 
wohner der  Stfidt«  selbst,  in  denen  solche  Spielanstalten 
geboten  werden  dürfen,  sich  zu  einer  energischen  Prote- 
station dag^^n  aufrafFen.  Dann  erst  wird  es  Zeit  sein, 
dagegen,  nathigenfells  mit  einer  Verfessungsinitiative,  aut- 
zutreten. Vorher  bleibt  alles  Vorgefecht,  das  gegen  die 
angeblichen  «Interessen  des  Fremdenverkehrs>  wenig 
ausrichtet. 

Ebensowenig  ist  gegen  die  Lotterien  aukukommen 
solange  auf  den  Strassen  der  Bundeshauptstadt  und  vor 
Augen  ihrer  Polizei-  und  namentlich  ihrer  Schulbehör- 
den von  zahlreichen  Schulkindern  mit  der  grOssten  Zu- 
dringUchkeit  Theaterloose  ausgeboten  werden  dürfen. 
Auch  hier  scheint  nach  einem  bekannten  Grundsatz  der 
Zweck  die  Mittel  zu  heiligen. 

«Die  bemische  Eantonssynode  richtete  ihrerseits  eine 
Eingabe  an  die  Regierung  um  Aufhebung  der  im  Kanton 
Bern  bestehenden  Öffentlichen  Spielliäuser.  Die  Antwort 
der  Regierung  lautete  ablehnend.  Es  wird  dahin  argu- 
mentirt,  die  Etabliasemente  in  Thun  und  Interlaken,  in 
welchen   <ein  Hasardspiel  in  bescheidenem  Masse«  be- 
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trieben  werde,  können  nicht  unter  den  Begriff  der  in 
Art.  36  der  Bundesverfassung  verbotenen  Spielh&user 
fallen.  Art.  20  des  Wirthschaft^esetzes  ermächtigt  die 
Regierung,  Spiele  in  Kur-  und  ähnlichen  Sfilen  unter 
polizeilichei  Aufsicht  zu  erlauben,  sofern  keine  Ökonomische 
Gefahr  fflr  die  Spielenden  vorhanden  sei.  Letztere  sei 
in  Tlmn  und  Interlaken  ausgeschlossen,  ebenso  eiii 
schlimmer  moralischer  Einäuss  auf  die  Fremden.* 

Hier  muss  das  öffenüiche  Gewissen  noch  etwas 
besser  erwachen,  namentlich  in  den  Kurorten,  die  sonst 
Sammelplätze  von  Spielern  und  dazu  gehörigem  zweifel- 
haftem Gelichter  werden.  Vorläufig  halten  wir  ein  Vor- 
geben für  verfrüht.  Eine  jede  neue  Redaktion  des 
Art.  35  würde,  ohne  einen  damit  verbundenen  grösseren 
Ernst  in  der  Handhabung  desselben,  doch  nur  neuen, 
wohlwollenden  Auslegungen  begegnen,  welche 
ein  einträgliches  Laster  «mit  Massen  betrieben*  für 
nicht  scbädlicb  halten  und  fQr  jede  «vertu*  •limites» 
tJnden,  damit  sie  ja  nicht  für  ein  verwöhntes  Geschlecht 
zu  hart  erscheine.  Wir  fügen  bloss  noch  ein  Gesetz 
der  verrufenen  Helvetik  bei,  welches  einigerma-ssen  den 
Thermometerstand  der  damaligen  und  der  heutigen  Be- 
geisterung für  die  Tugend  ia  der  Schweiz  anzeigen 
kann. 

„BeschlusB 

vom  2.  Homung  1801. 

Verbot  der  sogenannten   Glücks-  oder 

Hasardspiele. 
Der  Vollziehuugsratlt  in  Betrachtung,   dasti  die  soge- 
nannten Glücks-  oder  Hasardspiele  von  den  verderblichsten 
Folgen   auf  die  Morahtät  und  die  häushchen  Umstände 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Sport  und  Spiel.  625 

deijenigen  BDrger  sind,  welche  sich  diesen  Spielen  ergeben, 
beschliesst : 

1.  Von  der  Bekanntmachung  dieses  Beschlusses  an, 
sollen  in  keinem  Öffentlichen  Hause  im  Umfange  der 
Republik  dei^leichen  Spiele  geduldet  werden,  bei  Strafe 
für  den  Wirth,  dass  ihm  das  ertheilte  Patent  entzogen, 
und  sein  Haus  beschlossen  werde. 

2.  AJIe  im  Dienst  der  Repubhk  stehenden  Civil-  und 
Hihtflrpersonen,  welche  überwiesen  werden,  an  einem 
Spie]  dieser  Art  in  einem  öffentlichen  Hause  Theil  ge> 
nommen  zu  haben,  sollen  ohne  weiters  ihrer  Stellen 
entsetzt  werden. 

3.  Der  Kriegsminister  und  der  Minister  der  innem 
Angelegenheiten  sind,  soviel  es  jeden  von  ilmen  betrifft, 
mit  der  Bekanntmachung  und  Vollziehung  dieses  Be- 
schlusses beauftragt,  welcherin  das  Tageblatt  der  Beschlüsse 
eingerückt  werden  soll. 

Bern,  den  2.  Homung  ISOl. 

Präsident  Savary. 
Interims-General-SekretAr  B  r  i  a  1 1  e.  i 


Eine  von  Genf  aus  verbreitete  Schrift  «I 
de  jcu  et  I'opinion  publique»  No.  4  scheint  uns  die  öffent- 
hche  Meinung  viel  zu  optimistisch  zu  schildern.  Die  Ent- 
rüstung über  diese  Sachen  ist  noch  nicht  so  gross. 

Der  Bergsport  hat  wieder  seine  gewöhnhchen 
Opfer  gefordert,  worunter  Führer,  welche  für  die  mangel- 
hafte Bergkenntnisa  der  von  ihnen  Geführten  zu  büssen 
hatten,  t^  ist  in  dem  Zeitalter  der  *  Haftpflichten  > 
sonderbar  genug,  dass  für  reiche  Leute,  welche  muth- 
willig  und  bloss  zu  ihrem  Vergnügen  das  Leben  Anderer 
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aufs  Spiel  aeixai,  keine  Haftpflicht  besteht,  w&hrend 
jeder  Bauunternehmer,  der  nothwendigerweise  einen 
Maurer  oder  Dadidecker  gebraucht,  haften  muss,  wenn 
derselbe  verunglOckt. 

Eine  hOchst  eigenthOnüiche  Feier  schOner  Art,  die 
auf  einer  der  berOhmtesten  Bergspitzen  unseres  Landes 
noch  im  vorigen  Jahre  durch  ssToyische  Führer  veranstal- 
tet wurde,  war  die  Äufpflanzung  eines  eisernen  Kreuzes 
von  2,80  m  Hohe  aaf  dem  Gipfel  des  Matterhorns, 
wobei  von  einem  savoyischen  Geistlichen  auf  demselben 
eine  Messe  gelesen  wurde.  Der  Bericht  daraber  in  der 
Gazette  de  Lausanne  vom  30.  Oktober,  der  wohl  verdient 
aufbewahrt  zu.  werden,  lautet  in  seinem  wesentUchen 
Theile,  wie  folgt: 

•En  September  1901,  une  premiere  expedition  de 
douze  guides  s'organisa  pour  porter  la  croix  au  sommet; 
mais  airiv^s  k  la  cabane  du  C.  A.  I.  le  mauvais  temps 
les  surprit ;  ils  durent  abandonner  l'enlivpriee  et  deposerent 
leur  fardeau  sur  le  toit  de  cette  cabane. 

Au  mois  d'aoüt  et  de  septembre  19(ß,  deux  nouvelles 
tentatives  furent  faites;  la  temp^te  les  fit  encore  echouer. 
Enfin,  le  22  septembre,  le  temps  paraissant  bon  et 
Stahle,  quatre  guides,  Baptiste,  Pierre-Antoine.  Dimiel  et 
Antoine  Maqu^naz  decident  de  faire  un  nouvel  essai; 
ils  se  munissent  donc  de  provisions  pour  cinq  jours,  et 
chai^es  en  outre  chacun  d'un  fragment  de  la  croix  de- 
montee,  ils  montent  coucher  ä  la  cabane.  Le  lendemiün 
ils  transportent  leur  fardeau  jusqu'au  pied  de  l'Echelle 
de  Corde,  et  gagnent  le  sommet;  ils  y  choisissent  un 
endroit  propice  oii  ils  fönt  au  ciseau  et  &  la  mine  les 
trous  necessoires  a  l'unpiaBtation  de  la  croix.  Le  soir, 
en  retoumant  au  refuge,  ils  y  trouvent  trois  nonreaux 
camarades  (Jacques  Carrel,  l<ouis  Pession  et  J.-B.  Plissier) 
resolus  k  les  seconder,  et  accompagnes  de  l'abbe  Auguste 
Carrel,   eure   de  Champ-Or<dier,   qui  veut  oonsacrer  leur 
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ceuvre  par  une  messe  dite  au  sommet.  Ce  sont  lä  des 
foDctiocs  im  peu  impreTues  pour  utt  pretre ;  ne  vous  ea 
formaliaez  pas:  Valabe  Canrel,  imittuit  ä  sa  maniere  les 
eures  batailleure  d 'an tan,  Cut  parfois  le  guide  ä  ses 
moments  perdus.  Apres  tout,  j  a-t-il  incompatibilite  eiitre 
ces  deux  etats?* 

«Ceux  qui  connaissent  le  Cervjn  savent  que  son  faite 
est  assez  (ourmeDte:  il  devaitetre  malaise  d'y  trourer  im 
emplacement  convenable  pour  y  improviser  un  sanctuaire. 
A  part  une  petite  surface  inelinee,  situee  ä  son  sud-ouest, 
le  reste  n'est  qu'une  liune  dentelee  et  abrupte.  Ce  petit 
endroit  reconnu,  la  caravane  s'y  etablit.  Ott  deballe  en 
iulte  le  bagage:  ciseaux  ä  froid,  tenailles,  iuart«au,  toiu-ne* 
vis,  lampe  ä  chalumeau,  buulons,  ecrous,  soufre,  tout  ce 
qu'il  faut  pour  sceller  et  monter  la  croix.  De  son  cöte, 
l'abbe  Carrel  tire  de  son  sac  les  objets  du  culte  qu'il  a 
portes  lui-meme:  la  pieire  consacree  fort  pesante,  trois 
nappes  d'autel,  deux  cierges,  un  petit  (»-ucitix,  le  corporal, 
le  calice  avec  son  volle  et  sa  bourse,  le  purificatoire,  la 
pale,  la  patene,  les  hosües  et  le  vin,  enfin  le  missel, 
l'ancret,  I'aube,  le  cdngule,  le  mauipule,  l'etole  et  la 
cbasuble.  J'enumere  ä  dessein  ces  objets  pour  qti'on  se 
rende  compte  de  la  peine  qu'il  a  fallu  pour  les  transporter 
si  haut 

Mais  il  s'agit  d'improviser  un  aut«l;  pour  cela,  on 
dresse  d'une  part  un  bras  de  la  croix,  de  l'autre  oq  entasse 
quelques  pierres  en  guisc  de  mur,  et  comme  table,  on 
couche  dessus,  en  travers,  le  montant  meme  de  la  croix;. 
on  y  place  enfin  la  pierre  consacree  recouverte  de  ses 
oappes.  Deux  lanteraes  supportent  des  rudinients  de 
cierges;  les  objets  du  culte  sont  dispos«s  ä  leur  place; 
l'autel  est  pret  Le  pretre  a  revetu  ses  habits  et 
s'approche. 

U  est  10  heures  et  10  minutes,  et  la  messe  commeuce. 

Malgre  les  embarras  du  lieu,  lee  formes  liturgiques 
sont  strictement  observees.  Jean-Baptiste  Pelisaier,  debout, 
vis-ä-vis  de  l'officiant,  tient  dans  ses  mains  le  missel  ou- 
vert;  Louis  Pession  sert  la  messe  et  dit  les  reponses  en 
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«hueur  avec  ses  compagoons  qui  se  presseat  alentour, 
tete  nue  et  recueillis.  Le  culte  ainsi  celebre  parait  revenu 
-H  ses  sources  et  retrouve  toute  sa  signification. 

Peu  de  catholiques  auront  gravi  un  plus  beau  chemin 
>de  croix  et  peu  de  prStres  ofßcie  sur  ud  pliis  sublime  autel.  > 

m. 

Ueber  die  Litteratur  und  ihre  jeweilige  Wördigung 
sagt  eiQ  zwar  etwas  pessimistischer,  aber  doch  recht  guter 
Artikel  in  dem  deutschen  <Reicbsboten»  vom  25.  Januar 
d.  J.  folgendes : 

•Stimmung.  Das  ist  des  rechte  Wort  för  den  Mode- 
geschmack, der  die  Politik,  Kunst  und  Litteratur,  Reli- 
gion und  das  öffentliche  Leben  beherrscht,  einseitig  be- 
herrscht. Fragt  man  beispielsweise :  Was  ist  denn  eigent- 
lich das  wirklich  Grosse  und  Bedeutende  in  <JOm  Ubl>? 
so  gilt  diese  Frage  schon  als  ein  Attentat  auf  das  öffent- 
liche, feststehend  ausgemachte  Urteil.  Wie  kann  man  nur 
noch  im  Zweifel  sein!  Ist's  denn  nicht  grossartig:  diese 
Stimmung,  diese  realistische  Schilderung! 

Oder  üraf  ßdlow  hält  eine  Bede.  Das  ist  natürlich 
ein  Ereigniss.  Warum  auch  nicht?  Der  Reichskanzler, 
ein  gewandter  Causeur,  weiss  auch  gar  nett  zu  schildern. 
Es  liegt  .so  viel  Stimmimg  in  dem,  was  er  sagt.  Da  stellt 
et  so  gefällig  den  guten  Vater  Horaz  auf  den  Kopf  und 
Uagt  die  grosse  Masse  an,  dass  sie  so  impulsiv  und  im- 
pressionistisch urtheilt,  und  dass  dann  die  höchsten  Stellen 
-darunter  zu  leiden  haben,  wenn  der  Kurs  der  öffentlichen 
Meinung  kein  stetiger,  kühl  überlegter  ist!  Graf  BOlow 
liat  ganz  recht,  wenn  er  meint,  dass  sich  bei  Parteigrössen 
.autokratische  Gelüste  ßoden.  Wie  nett  weiss  er  mit 
dieser  allerdings  richtigen  Thateache  die  Behauptung  zu 
verknüpfen,  der  Absolutismus  sei  etwas  Orientalisches. 
i^lud  dass  die  Buretigeiterale  nicht  in  Audienz  empfeugen 
wurden,  daran  sind  sie  ganz  allein  selber  schuld!  Und 
wenn  der  tollgewordeoe  englische  Poet,  der  unseres  Wis- 
:sens  früher  von  hoher   deutscher  Stelle  ausgezeichnet 
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wurde,  jetzt  so  uofreuDillJche  TOne  gegen  Deutschland 
anscblSgt,  so  ist  dos  nur  die  Schuld  der  deutscheu  Presse 
und  Volksstimme,  welche  die  Beweggründe  und  die  Me- 
thode des  sddafrikaaischen  Krieges  in  einer  für  England 
unfreundlichen  Weise  beurtheilt  hat.  Ob  diese  Unfreund- 
lichkeit aber  doch  auf  Wahrheit  und  Recht  beruht  — 
das  zu  fragen  wäre  allerdings  philisterhaft.  Kein  Phili- 
ster zu  sein  gilt  als  das  Höchste  und  Beste. 

Da  sehen  wir  Bilder  im  Schaufenster  und  im  Kunst- 
saloD.  «Wie  eminent  stimmungsvoU!>  Die  Farben  sind 
abscheuhch,  die  Formen  nonchalant,  das  Ganze  innerUch 
unwahr  —  aber  was  thut's,  es  steckt  doch  «Stimmung»  in- 
dem Bilde  und  darum  —  weg  mit  den  Pedanten  und 
Philistern,  die  noch  so  altfränkisch  sind  und  nach  einer 
Idee  und  nach  der  Wahrheit  fragen. 

Und  weiter!  Da  taucht  in  dieser  und  jener  Stadt 
ein  Prediger  auf.  Die  Leute  —  allerdings  neun  Zehntel' 
weiblichen  Geschlechtes  —  strömen  in  Scharen  in  die 
Kirche.  Was  sagt  der  Mann  auf  der  Kanzel,  das  geeignet 
ist,  auf  Geist  und  GemQth,  Wille  und  Verstaad  eine  tiefere 
Einwirkung  zu  erzielen?  Nichts,  bei  Licht  gesehen,  reia 
gar  nichts.  Es  ist  Pose,  Causerie  —  aber  es  ist  Stim- 
mung und  darum  macht  es  Stimmung. 

Wir  meinen,  dass  in  dieser  ganzen  Kichtung  eine 
grosse  Gefahr  hegt.  Stimmung  an  sich  ist  ja  nichts  Schlim- 
mes. Jedenfalls  ist  es  immer  besser  als  das  Langweilige- 
und  Pedantische,  Aber  wenn  man  Ober  dem  Wohlge- 
fallen an  der  amüsanten,  oder  sensationellen  Stimmung 
die  Freude  an  der  inneren  Wahrheit  und  dem  Ernst 
kraftvoller  Gedanken  verliert,  so  liegt  darin  eine  Gefahr. 
Und  wir  stehen  mitten  in  dieser  Gefahr!  Wenn  man  den- 
modernen  Stimmungsmenscben  nach  einem  vernünftigen 
Gedanken,  nach  Wahrheit  und  ernster  Begeisterung  fragt, 
so  fühlt  er  sich  dadurch  schon  halb  beleidigt,  wie  etwa 
ein  <Bildungsmensch>,  wenn  man  ihn  nach  seiner  Kon- 
fession fragt,  oder  einen  Lebemann,  ob  er  verheiratet  sei? 

Es  war  vielleicht  früher  ein  Fehler,  dass  die  deutsche 
Geistes-  und  Gedankenarl>eit  zu  sehr  die  Einwirkung  auf 
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Geniüth  und  Phantasie  vemachlAasigte  und  sieb  nicht  ge- 
nug vor  trockener  Pedanterie  bfltete.  Das  andere  Ex- 
trem aber,  die  geniessende  untertuHsame  (Stimmung* 
ohne  tiefere  Gedanken  und  ernstes  Urtheil,  —  diese 
Stimm ungsmanie  fahrt  zur  Verflachung  und  zum  inneren 
Bankerott  des  deutschen  Geisteslebens!* 

Wir  glauben  unsererseits,  eine  Stimmung  komme 
nioht  von  »elbst,  sondern  gehe  von  denjenigen  berufenen 
Leuten  aus,  die  sie  zu  machen  haben,  Schulrnftanem, 
Oelehrten,  Schriftstellern,  Staatspersonen,  nicht  am 
wenigsten  Journalisten,  imd  dieselben  seien  dafür  verant- 
northch.  Zwar  das  gelingt  ihnen  nicht,  etwas  unzweifel- 
haft Gutes  in  der  Litteratur  rauadtodt  zu  machen,  an 
dieses  <Todtsch weigern.  Ober  das  sich  mittelmftssige  Au- 
toren oft  bitter  beklagen,  braucht  man  nicht  zu  glaubei 
£s  ist  keine  einzige  bedeutende  Schrift  des  Alterthums, 
oder  Mittelalters,  geschweige  denn  der  neueren  Zeit 
nachweisbar,  die  todtgeschwiegen,  oder  verloren  gegangen 
wäre,  falls  man  davon  absiebt,  dass  wir  allerdings  von 
einigen  Klassikern  des  Alterthums  nur  Bruchstücke  ihrer 
Werke  be^tzen.  Die  Reden  des  Hortensius,  des  Neben- 
buhlers Cicero's,  und  einige  Angriffe  auf  das  Christen- 
fhum,  wie  Celsus,  die  aber  doch  durch  die  Gegenschriften 
bekannt  sind,  könnten  allein  etwa  angefahrt  werden, 
sind  aber  doch  kein  Beweis  dafür.  Das  aber  vermag 
eine  falsche  Kritik,  Setüechtem  in  der  Litteratur  zeit^ 
-weise  einen  Nimbus  zu  verleihen,  und  daffir  gilt  das 
b<^drohliche  Wort  des  Evangeliums :  <Es  muss  Aegemiss 
kommen,  aber  wehe  dem,  durch  den  Aegemiss  kommt.> 

In  der  allgemeinen  Litteratur  ist  Tolstoi 
gegeBwirtJg  noch  fOr  s^u*  grosse  Kreise  der  Fahrer  der 
geistigen  Bewegung,   und  bekleidet  eine  Art  von  Pqist- 
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thum  auf  dem  religifle-sozialen  Gebiet,  das  eine  Uacbt, 
nicht  bloss  in  seinem  eigenen  Lande  ist.  Es  wörde  eine 
noch  wohlthfttigere  Macht  sein  ohne  eine  gewisse,  spezi- 
fisch slavische  ExcentrizitÄt,  die  oft  weit  Ober  das  Ziel 
hinausschiesst  und  der  man  nicht  mehr  ganz  folgen  kann.') 
Sein  Vorgänger  im  litterarischen  Papsttfaum,  Carlyle, 
besass  dies«  Eigenschaft  ebenfalls,  und  nicht  weniger 
die  froheren  Litteratur-Päpste  Yi^taire,  Rousseau,  Hegel, 
Goethe,  der  zwar  in  seiner  späteren  Periode  zu  gesucht- 
massvoll  war,  um  einen  weitreichenden  Einfluss  ausQben 
zu  k(kinen.  Denn  die  Welt  im  Grossen  und  Ganzen 
braucht  und  sucht  in  der  Litteratur  das  Entschiedene; 
was  diesen  Typus  nicht  hat,  kommt  in  weiten  Kreisen 
nicht  dauernd  zur  Geltung. 

Im  ersten  Theile  dieses  Jahres  spielte  eine  gewisse 
Bolle,  besonders  in  deutschen  Landen,  dieHammnrabi- 
Litteratur,  von  der  wir  unter  <Kirche>  bereits  ge- 
sprochen haben.  Die  Uebertreibungen  derselben  sind 
nun  schon  ziemlich  allgemein  anerkannt  und  der 
babylonische  König  ist  kein  Mann  erster  Grosse  in  der 
Weltgeschichte  gewm^en.  Wir  theilen  die  Ansicht  eines 
Kenners  dieser  Dinge,  welcher  sagt: 

«Es  steht  fest,  dass  in  Ethos  und  ReligioD  die  Thora 
von  neuem  in  ihrer  Einzigartigkeit  sich  behauptet.  Im 
Kodex  Hammurabi  ist  kein  einziger  reUgiöser  Gedanke 
za  entdecken.  Die  sittlichen  Zustftnde,  die  der  Kodex 
voraussetzt,  beruhen  auf  der  ungebrochenen  Natur  des 
lleiis«iteQ,  Grausamkeit,  Selbstsucht,  Ausbeutung  des 
wirthschaftlich  Schwachen  durch  den  Starken.  D^  mit 
einem  Tropfen  sozialen  Oeles  gesalbte  Hammurabi,  der 
seinem  Volke    «wie  ein   Vater,   vrie  ein  Erzeuger*   sein 

')  Eine  seiner  neuesten  Scbriften  wurde  in  Deutaeh- 
Innd  verboten  wegen  einer  sehr  ungDnstigen  Charakteristik 
des  deutschen  Kaisers. 
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will,  bat  die  Sittlichkeit  seines  Volkes  kaum  auf  eine 
höhere  Stufe  heben  können.  Den  humanen  Ansätzen, 
wie  Erloschen  der  Schuldsklaven  haft  im  vierten  Jahre, 
Zinserlass  bei  Misse mte,  stehen  Grausamkeiten  und 
Robheiten  gegenüber,  die  der  Geist  der  Thora  bis  auf 
den  letzten  Rest  getil^  hat.  ÄufRUlig  ist  dagegen  das 
Fehlen  der  Blutrache  bei  Hammurabi,  die  bekanntlich 
auch  in  das  Mosaische  Recht,  unter  Beschränkung  und 
Milderung  durch  das  Asylrecht  aufgenommen  worden  ist. 
Aber  dieser  scheinbar  sittliche  Vorsprung  des  altbaby- 
lonischen Rechtes  liegt  durchaus  in  sozialer,  nicht 
in  sittlicher  Richtung.  Das  Mosaische  Recht  setzt  die 
gescblecbter-genossen schaftliche  Gliederung  des  Volkes 
voraus;  im  Kodex  Hammurabi  haben  wir  die  Auffinge 
des  Staates,  der  als  Garant  des  Rechtes  die  Blutrache 
verfolgt  und  sie  durch  die  richterliche  Ahndung  ersetzt». 
Hieraus  geht  hervor,  dass  die  Behauptung  von  DeUtzsch, 
die  10  Gebote  seien  auf  diesen  Kodex  Hammurabi  zu- 
rückzuführen, falsch  ist,  da  dieser  Kodex  keine  derartigen 
Gesetze  enthält,  sondern  nur  einzelne  Gesetze  für  das 
Verkehrslebea.  Thatsächlich  aber  bestätigt  diese  Aus- 
grabung die  Richtigkeit  der  Berichte  der  Bibel,  während 
die  kritische  Theologie  Abraham  und  alle  anderen  Per- 
sonen der  ersten  Zeit  des  alten  Testaments  als  unge- 
schichtliche, mythische,  sagenhafte  Gestalten  hinstellte.» 

Es  ist  auch  hier  wieder  Böses  versucht  worden  und 
Gutes  daraus  entstanden. 

Anschliessend  hieran  dürfen  zwei  Schriften  erwähnt 
werden,  von  denen  die  Eine,  «die  Perser  von  Timo- 
theus  von  Milet>,  herausgegeben  von  Ulricli  v.  Wi- 
lamowitz,  ein  Ereigniss  ersten  Ranges  fOr  die  klassische 
Philologie  ist,  indem  sie  die  älteste  aller  bekannten 
griechisch««  Handschriften  ist.  Die  andere,  ebenfalls  bei 
Hinrichs  in  Leipzig  erschienene,  Schrift  von  Prof.  Kar- 
nack  behandelt  in  gelehrt-gründlicher  Weise  «die  Mis- 
sion und  Ausbreitung  des  Christenthums  in  den  ersten 
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drei  JshrhuDderteni,  und  ist  eine  sehr  iDteressante  Lek- 
türe, die  deB  Autors  viel  bekannteres  Buch  Ober  das 
«Wesen  des  Cliristeuthums*  ergänzt,  zum  guten  Theil 
aber  auch  widerlegt.  Denn  wenn  es  bloss  dieses  mit 
modernen  Augen  angesehene  Wesen  gehabt  hfttte,  so 
wäre  es,  das  muss  sich  Jeder  sagen,  der  ungeheuren 
FDlIe'  aller  mOghchen  orientaLschen  Religionen  im  da- 
maligen weiten  rOmischeu  Reiche  nicht  Herr  geworden, 
oder  hfttte  noch  weit  mehr,  als  es  wirklich  geschah,  den 
C3iarakter  einer  synkretistischen  Religion  annehmen 
mOssen.  Nur  die  rOUige  Eigenart  seines  Kerns  und 
Ursprungs,  die  sich  noch  heute  immer  wieder  gegen 
alle  Verkleinerungen  geltend  macht,  hat  es  davor  ge- 
rettet. 

Von  den  mehr  der  Politik  angehangen  Schriften 
des  Jahres  sind  zu  erwShnen :  die  «neue  Staatslehre*  von 
Prof,  Anton  Menger  in  Wien,  der  erste  und  beste  Ver- 
such einer  theoretisch  brauchbaren  Darstellung  eines 
«volksthOmlichen  Arbeitsstaats*,  den  der  Verfasser  den 
jetzigen  Staatenbildungen  substituiren  will  —  ein  wirk- 
lich gutes  sozialistisches  Buch.  Anschhessend  hieran  kann 
mit  Nutzen  gelesen  werden  eine  Kritik  des  Marx'schen 
Sozialismus  durch  Eduard  Bernstein,  also  aus  dem 
Centrallager  der  sozialistischen  Partei  heraus,  in  den 
(Sozialistischen  Monatsheften*,  April,  mit  dem  richtigen 
Schluss,  dass  das  Leben  der  Arbeiter  (in  der  Familie,  statt 
in  der  Gruppe»  sich  nicht  aufheben,  sondern  «verbdrger- 
licben*  werde,  womit  Vieles  gesagt  ist,  was  wir  bisher 
gegen  den  Sozialismus  als  Theorie  haben.  Ein  russischer 
Fürst,  Tönischef  hatte  einen  Preis  von  5000  Fr.  fQr 
das  beste  Werk  Ober  <les  atteintes  ä  l'ordre  social*  aus- 
geschrieben, der  aber  noch  nicht  ertheilt  werden  konnte. 
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Die  Ausschreibung  ist  nun  von  Neuem  erfolgt  mit  dem 
Endtermin  31.  Dezember  1906  an  die  Adresse:  «Präsident 
du  Jury  du  concours  Tönichef  chez  MM.  Giard  et  Briere, 
libraires-editeurs,  nie  Soufflot  16,  Paris>.  Der  Gegen- 
stand ist  dabei  ein  wenig  präzisirt  worden  in  «Etüde 
sociologique  des  revolutions>,  ein  sehr  interessantes  Ar- 
beitsthema  fflr  jeden  jungen  Gelehrten. 

Zwei  mit  den  Obigen  verwandte  Werke  sind:  Ostro- 
gorski  <la  dämocratie  et  l'oi^anisaüon  des  partis  poli- 
tiquesi,  Galman  Levy,  Paris  1903.  Es  ist  die  weitere  Aus- 
führung, in  zwei  dicken  Bfinden,  der  bereits  längst  er- 
schienenen kleineren  Schrift  Ober  die  Organisation  der 
politischen  Parteien  in  Amerika,  aus  der  wir  s.  Z.  in 
dem  Aufsatz  Ober  die  Doppel-Initiative  Auszüge  gebracht 
hatten.')  Es  ist  eine  werthvolle  Sammlung  und  Verarbei- 
tung dieser  Dinge,  besser,  als  die  <Democracy>  von  Lecky, 
oder  die  «Politiki  von  Treitschke  sie  enthalt  Ferner: 
Woodburn,  «Political  parties  and  party  problems  in 
the  United  States,*  London  1903.  Hieran  schliesst  sich 
eine  charaktervolle  Schrift  des  jetzigen  Präsidenten  der 
Vereinigten  Staaten,  Rooseveldt,  Ober  Cromwell,  die 
natürlich  auf  dem  wundervollen  Buche  Carlyle's  «Letters 
and  Speeches  of  Oliver  Cromwell*  beruht,  welches  den  Pro- 
tektor zum  ersten  Male  richtig  geschildert  hat.  Der  Prä- 
sident der  Vereinigten  Staaten  ist  eigentlich  der  wahre 
Nachfolger  desselben;  so  wOide  England  und  vielleicht 
ganz  Europa  aussehen,  wenn  statt  des  unfähigen  Richard 
der  tüchtige  Henry  Nachfolger  Cromwell's  geworden  und 
dem  Lande  die  «glorious  restoration*  von  1660  erspart 
worden  wäre,  deren  Folgen  es  immer  noch  trägt.     Was 


')  Vgl  Jahrbuch  XIV,  pag.  066. 
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in  England  nicht  möglich  war,  ist  dann  in  Amerika  zur 
AuBfOhning  gekommen  und  der  jetzige  Präsident  wäre 
ganz  der  Mann,  um  das  geistige  Erbe  der  Puritaner  an- 
zutreten, da  er  die  Bildung  dazu  besitzt,  welche  einigen 
mehr  autodidaktischen  Vorgängern  abging.  Die  Aufgaben 
Cromwell's  stehen  ihm  auch  in  der  That  bevor  und  es 
ist  zu  begreifen,  dass  ihn  dieser  Stoff  interessirt«.  Einen 
Staatslenker  mit  grosser  Machtvollkommenheit  zu  be- 
sitzen, der  im  Stande  ist,  ein  solches  Buch  zu  schreiben, 
ist  doch  etwas,  was  noch  Ober  das  monarchische  Ideal 
von  Prof.]  Sohm  (vgl.  pag,  586)  hinausgeht,  einstweilen 
aber  nur  bei  uns  volles  Verstftndniss  findet. 

Als  Mann  vom  gleichen  Stoffe,  nicht  von  gleicher 
Bildungsunterlage,  zeigt  sich  der  Präsident  E  rüg  er  in 
seinen  Memoiren,  welche  selbst  in  englischen  Zeitungen 
gelobt  werden.  «Der  radikale,  burenfreundliche  Mor- 
ning  Leader  erkl&rt,  es  sei  gar  leicht,  die  Anschuldigungen 
ErOgers  kurzer  Hand  als  tendenziöse  Erfindungen  abzu- 
weisen, oder  über  sie  zu  lachen,  aber  recht  schwer  wQrde 
es  fallen,  wollte  man  dieselben  in  sachhcher  Diskussion  zu 
entkr&ften,  also  ihre  Grundlosigkeit  nachzuweisen  suchen. 
Das  Blatt  protestirt  jedoch  dagegen,  dass  Krüger  die  eng- 
lische Poliük  mit  den  Absichten  des  enghschen  Volkes 
für  gleichbedeutend  erachte.  Was  Mr.  Chamberlain, 
Mr.  Rhodes  und  Lord  Milner  gethan  hätten,  sei  gerade 
das  Gegentheil  von  dem  gewesen,  was  ein  grosser  Theil 
des  englischen  Volkes  gewünscht  und  beabsichtigt  habe. 
Die  liberalen  Daily  News  erklären,  jeder  Engländer 
müsse  es  von  ganzem  Herzen  bedauern,  dass  dieser 
Mann,  der  so  manche  prächtige  Eigenschaft  besitze,  die 
man  so  oft  und  gern  als  eine  spezifisch  britische  be- 
zeichne, vor  Allem  die  Aufrichtigkeit,  die  völlige  Abwesen- 
heit aller  Prahlerei,  die  Beharrlichkeit,  England  so  bitter 
hasse.  Gerade  dieser  Mann  mit  seiner  Mischung  von 
teutonischem  und  gallischem  Blute,  sei  aus  demselben 
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Holze  gesciinitten  wie  der  echte  Brite.  Die  Mischung 
TOD  Puritaner  und  Kämpfer,  der  patriarchaUsche  Regent, 
der  sein  Volk  liebe  wie  seine  Familie  und  beide  so 
regierte,  wie  die  Briten  selbst  es  in  anderen  Zeiten  so 
gern  gesehen  h&tten,  müsse  an  sich  dem  englischen  Volke 
eigentlich  eine  sympathische  Erscheinung  sein;  um  so 
mehr  sei  es  zu  bedauern,  dass  die  Verhältnisse  ihn  zum 
entschiedenen  Gegner  Englands  gemacht  hätten.» 

Das  ist  ja  das  Grosse  an  dem  englischen  Volke,  dass 
in  ihm,  selbst  ia  seinen  grossen  VerimiDgen,  wie  in  der 
neuesten  Zeit  der  Boerenkheg  es  war,  immer  noch  so 
viel  Wahrheits-  und  Gerechtigkeitsgefühl  flbrig  bleibt, 
um  eine  Wiederaufrichtung  aus  dem  Sinken  zu  ermög- 
Uchen.  Ein  solches  Volk  gebt  nicht  unter,  während  an- 
dere, welche  bloss  den  Chauvinismus,  oder  die  Real* 
Politik  als  Leitstern  kennen,  diesem  Schicksal  mehr 
ausgesetzt  sind. 

Eine  interessante  politische  Publikation  ist  ebenfalls 
der  Briefwechsel  von  Adolf  Thiers  mit  Edwin  von 
Manteuffel,  von  dem  ein  Theil  im  *Temps>  verOffent> 
licht  wurde.  Nicht  zum  Vortfaeil  des  deutschen  Feldherm, 
der  sich  darin  als  ein  bei  der  Eitelkeit  zu  fassender 
Mensch  erweist.  Schon  die  Art,  wie  er  sein  «schlechtes 
FranzOsi3ch>  beständig  entschuldigt,  ist  nicht  die  Weise, 
wie  man  mit  Franzosen  von  dem  Schlage  Thiers,  ver- 
kehren muss ,  die  denn  auch  aus  dieser  Publikation 
(in  der  einzelne  angebliche  Aeusserungen  fast  an  Hoch- 
verrath,  jedenfalls  aber  an  Schmeichelei  streifen)  grosse 
Befriedigung  geschöpft  haben.  Es  ist  der  Fehler  der 
Deutschen  oft  gewesen  (und  er  macht  sich  gegenwärtig 
wieder  gegenüber  England  und  Amerika  geltend),  ent- 
weder zu  höflich,  oder  zu  scliroff  zu  sein,  während  ein 
Gcliter  Staatsmann  eines  Grosstaates  beides  zu  vermeiden 
wissen  muss. 
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Ein  sehr  schOnes  neues  Buch  sind  Bismarcks 
Briefe  an  seine  Frau  aus  dem  deutscb-franz^ischen  Eriegs- 
jahre.  Sie  zeigen  den  «Menschern  Bismarck  von  der 
allerbesten,  oder  eigentUcb  der  allein  ganz  guten  Seite. 
Jedenfalls  scheint  diese  Frau,  deren  Briefe  man  dabei 
vermisst,  seine  «bessere  Hälfte*  gewesen  zu  sein,  wie  es 
jede  rechte  Frau  sein  sollte.  Dann  wflrde  es  auch  weniger 
■Frauenfrage»  in  der  Welt  geben. 

Entgegengesetzterseits  wurde  in  Weimar  aus  dem 
sog.  «Nietzsche-Archiv»  ein  13**^' «Nachlassband»  her- 
ausgegeben, der  u.  A.  unter  dem  Titel  «Befreiung  vom 
Christentbun»  so  viel  Hohn  Aber  dasselbe,  als  nur  mög- 
lich ist,  enthalt.  Nietzsche  selbst,  der  das  in  einem 
offenbar  bereits  gestörten  Zustande  schrieb,  hat  das 
«vicisti  Gatilee»  grausam  erfaliren  mfissen,  und  seinen 
eifrigen  Anhängern  wird  es  auch  nicht  erspart  bleiben. 
Bei  der  Einweihung  dieses  «Nietzsche-Archivs»  in  Weimar 
war,  trotz  dieser  Tendenz,  sogar  der  Oberhofprediger  von 
Weimar  persönlich  zugegen.  Diese  Art  von  «weither- 
z^em»  Cbristenthum  ist  doch  eine  schwache  Seite  des 
heutigen  Protestantismus. 

Von  Tolstoi  erschien  eine  neue,  charakteristische 
Lebens&usserui^  in  einer  Schrift  >Du  sollst  nicht  tädten», 
eine  Art  Pamphlet,  das  wohl  in  Deutschland  verboten 
werden  würde,  wenn  man  diesen  nachgerade  etwas  excen- 
trischen  Philosophen  dort  ganz  ernst  nähme. 

Endlich  hat  der  Subarchivar  des  vaticaniscfaen  Archivs, 
Pater  Denifle,  den  ersten  Band  eines  grossen  Werkes 
Ober  «Luther  und  das  Lutbertbum»  erscheinen  lassen, 
das  das  noch  Mögliche  in  der  Herabsetzung  des  Refor- 
mators und  seines  Werkes  nachzuholen  strebt.  Das  sind 
keine  friedlichen  Vorspiele  einer  kommenden  Zeit. 
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In  Bezug  auf  die  deutsche  innere  Politik  wollen  wir 
noch  auf  ein  vergessenes  Buch  aufmerksam  machen, 
das  die  konservative  Partei  in  Preussen  richtig  schildert, 
besser  als  heute  darüber  geschrieben  zu  werden  pflegt. 
Es  sind  die  anonymen  *Grundzöge  konservativer 
Politik  in  Briefen  konservativer  Freunde  Über  konser- 
vative Partei  und  Politik  in  Preussen»  1868.  Der  Haupt- 
antheil  daran  kommt  dem  nachmaligen  Kultusminister 
Bosse  zu. 

In  den  «akademischen  Kreisen*  Deutschlands  macht«n 
endlich  ein  gewisses  Aufsehen  mehrere  Streitschriften 
gegen  den  deutschen  Sortimentsbuchhandel,  betreffend 
den  Rabatt  auf  gelieferten  Büchern,  die  uns  etwas  über- 
trieben erscheinen.  Denn  <jeder  Arbeiter  ist  seines  Lohnes 
werth»,  auch  der  Buchhändler. 

Zu  unserer  eigenen  Landes-Litteratur  flbei^hend, 
erwähnen  wir  billig  an  erster  Stelle  den  letzten,  dten,  Band 
der  «Helvetischen  Aktensammlung*  von  Dr.  Strickler, 
welchem  die  bemische  Hochschule  für  dieses  grosse  Werk 
den  juristischen  Doktortitel  verlieh.  Es  wird  nun  noch 
ein  ausführliches  Register  und  sodann  ein  Suppleiqent, 
enthaltend  einige  grössere  Abhandlungen  aus  dem  hel- 
vetLschen  Archiv,  folgen.  Ziemlich  gleichzeitig  erschienen 
i  Bände  Fortsetzung  der  bundesrechtlichen  Praxis  von 
Ullmer  durch  Prof.  v.  Salis  in  zweiter  Auflage,  keine 
theoretische  Darstellung,  sondern  bloss  eine  Sammlung 
von  Entscheidungen.  In  einem  schweizerischen  Blatt 
stand  bei  dieser  Veranlassung  zu  lesen,  es  gebe  nichts 
Verwtckelteres  als  das  schweizerische  Bundesrecht.  Das 
ist  im-  Ganzen  durchaus  nicht  richtig,  sondern  dasselbe 
ist  viel  systematischer  und  klarer,  als  z.  B.  das  deutsche, 
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Österreichische,  amerikanische,  oder  vollends  gar  etwa 
englische  Staatsrecht  Es  fehlt  nur  an  einem  ganz  auf 
der  Höhe  stehenden  Lehrbuch,  wie  etwa  «the  American 
Commonwealth >  von  Bryce,  oder  wie  s.  Z.  das  Blumer'sche 
Handbuch  des  Schweiz.  Bundesstaatsrechts  es  war,  wäh- 
rend natflrlich  die  blossen  Zusammenstellungen  der  prak- 
tischen Entscheide,  denen  oft  sogar  die  Eonsequenz  und 
die  Richtigkeit  fehlt,  das  durchaus  nicht  ersetzen  können. 
Wir  hoffen,  es  werde  sich  mit  der  Zeit  wenigstens  eine 
gute  flbersichtliche  Darstellung  dieser  Bundespraxis 
einfinden.  Einstweilen  sind  von  einzelnen  Tbeilen  der- 
selben angekündigt,  oder  erschienen:  Dr.  Langhard, 
*  die  anarchistische  Bewegung  in  der  Schweiz  von  ihren 
An^gen  bis  zur  Gegenwart  und  die  internationalen 
Fahrer*,  eine  sehr  gute  Zusammenstellung  dieser  Dinge. 
Prof.  ROthlisberger:  * Giesetze  und  Verti-ftge  aller  " 
Länder  über  Urheberrecht.»  Bundesanwalt  Kronauer: 
«Sammlung  der  bestehenden  eidgenossischen  Strafge- 
setze.* Arthur  Curti,  Rechtsanwalt  in  Zürich:  «Schwei- 
zerisches Handelsrecht  nach  Gesetzgebung  und  Gerichts- 
praxis.* «Die  schweizerischen  Landsgemeinden*  von 
Dr.  Ryffel.  Staatsschreiber  Kaufmann  «Das  Propor- 
tionalwahlrecht  im  Ranton  Solothum.*  Wir  dürfen  fflglich 
anschliessen  die  ■  Jahrbücher  *  imseres  Nachbarlandes 
Liechtenstein,  welche  seit  2  Jahren  (1901  und  1902) 
bereits  erscheinen  und  uns  fast  ebensosehr  interessiren, 
als  diese  unsere  braven  und  stets  freundlich  gesinnten 
Nachbaren  selber. 

Von  historischen  Arbeiten  erwähnen  wir:  den 
letzten  Band  von  Jakob  Burckhardt's  «griechischer 
Kulturgeschichte»,  aus  seinem  Nachlasse  herausgegeben, 
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mit  vielea,  oft  drastischen  und  nicht  immer  ganz  rich- 
tigen, aber  stets  interessanten  Vergleichungen,  wie  z.  R 
von  Athen  mit  Paris,  oder  der  Pythagorfler  mit  den 
Herrenhutern.  Man  lernt  immer  bei  Burckhardt,  obwohl 
er  etwas  pessimistisch  ist  und  in  seinen  «Formulirungen», 
wie  es  seine  Biographen  euphemistisch  nennen,  ein  wenig 
an  Treitschke,  oder  Gottfried  Keller  erinnert. 

Bei  Anlass  des  faunderijftfarigen  <Todestf^ea>  (den 
unsere  jetzige  feststtchtige  Zeit  auch  zu  feiern  angefangen 
hat)  von  Jofa.  Caspar  Lavatpr  erschien  eine  Art,  von 
verschiedenen  Personen  abtfaeilungs weise  zusammenge- 
stellte Biographie  dieses  Propheten,  der  uns  jetzt  im 
Ganzen  nur  noch  durch  die  schliesslich  recht  ungünstige 
Beurtheilung  Gcethe's  bekannt  ist,  welche  an  die  Stelle 
einer  gegenseitigen  Beschmeichelung  und  BeweihrSucher- 
ung  im  Style  des  ISten  Jahrhunderts  trat.  Man  darf 
bei  Lavater  Qber  einer  gewissen  Eitelkeit  und  Tielge- 
schäftigkeit,  die  ihm  anhaftete,  den  braven  Patrioten 
und  sehr  guten  Geistlichen  nie  vergessen,  dessen  Wir- 
kung aber,  eben  dieser  nebensächlichen  Eigenschaften 
wegen,  eine  wenig  dauernde  gewesen  ist.  Bei  ihm  ist 
der  Mensch  grösser  gewesen,  als  sein  Nachruhm  imd 
daher  eine  gewisse  Rehabilitirung,  oder  besser  gesagt, 
Auffrischung  in  den  Gedanken  der  jetzigen  Generation 
nicht  unverdient. 

Gleichzeitig  liegt  uns  nun  das  Lebenswerk  seines  be- 
deutenden Zeit-  und  Staatsgenossen,  die  grosse  Ausgabe 
der  Werke  Pestalozzi's  in  12  Bänden,  von  Pastor 
Seyffartb,  vor.  Ein  Lebenswerk,  in  dem  man  den  Idea- 
listen bewundem  und  bei  ihm  doch  etwas  mehr  prak- 
tisches Lebensverständniss  vermissen  muss.  Beides  gehOrt 
eben  zusammen,  um  ein  «glQcklicb  Leben  zu  zimmern*; 
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aber  der  Nachwelt  kommt  es  darauf  wenig  an ;  sie  liebt 
die  Idealisten  <quaod-ni4me>,  welches  auch  ihre  Fehler 
gewesen  sein  mOgen,  die  ihnen  selber  das  Leben  ver- 
bitterten. Nicht  «das  Volk  liebt  die  Idealisten*,  wie  ein 
jetzt  oft  wiederholtes  dictum  lautet,  sondern  die  nach- 
kommenden Generationen  heben  sie,  denn  sie  gemessen 
ihre,  oft  in  schwerem  Ringen  hervorgebrachten  Lebens- 
frOcbte. 

Ein  deutscher  Schriftsteller,  A.  Bartels,  nimmt  in 
einer  Schrift  «Jeremias  Gotthelf>,  unsem  zweitbesten 
modernen  Schriftsteller,  namentlich  gegen  einzelne  unge- 
rechte Vorwürfe  des  besten,  Gottfried  Keller,  in  wirk- 
samen und  dankenswerthen  Schutz.  Es  ist  ja  nicht  zu 
leugnen,  dass  in  den  sämmtlicben  Schriften  des  hemischeD 
Pfarrherm  manches  Minderwertbige,  oder  von  der  augen- 
bhcklichen  Zeitstimmung  zu  sehr  Beeinflusste  sich  findet, 
das  fflgUcb  ausgeschaltet  werden  konnte.  Dagegen  werden 
seine  Haupterzählungen  auf  immer  meisterhafte  Darstel- 
lungen des  schweizerischen  Volkslebens,  und  daneben  eine 
gesundere  Nahrung  fOr  das  Volk  sein,  als  etwa  Konrad 
Ferdinand  Meyers  Romane,  oder  selbst  Gottfried  Keller 
in  «Romeo  und  Julie>,  oder  dem  «Grünen  Heinrich.« 

Leider  nennt  uns  der  sonst  freundhche  Herr  Bartels 
«ein  unsympathisches  Volk>,  wogegen  man  nicht  in  der 
Lage  ist  sich  selbst  zu  vertfaeidigen.  Es  ist  dies  viel- 
leicht der  verdiente  Dank  für  die  vielen  und  in  neuester 
Periode  übertriebenen  Bemühungen  durch  «Hebung  des 
Fremdenverkehrs*  nach  allen  Richtungen  hin,  selbst  mit 
R^tsstispielen,  Wettrennen  und  dgl.,  sich  uhsem  Besuchern 
angenehm  zu  machen.  Ganz  unbedenklich  sind  solche 
Aeusserungen  nicht,  denn  wie  der  Boerenkrieg  es  zeigte, 
geben  sie  manchmal  Handlungen  voraus,  und  suchen  die- 
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selben  zum  Voraus  zu  rechtfertigen.  Zeigen  wir  also 
wenigstens,  dass  wir  ein  tüchtiges  und  zu  reeller  Selbst- 
ständigkeit entschlossenes  Volk  sind,  dem  der  jährliche 
Massenbesuch  von  Fremden  nicht  die  Hauptfrage  seines 
Daseins  ist. 

Von  einer  schweizerischen  jungen  Dame  wollen  wir 
eine   gute   historische    Quellenarbeit    anfObren :    Frieda  • 
Gallati    von    Glams     «der    königlich -schwedische    in 
Deutschland  geführte  Krieg  von  B.  Fh.  von   Chemnitz.* 

In  nächster  Aussicht  steht  uns  ein  ohne  Zweifel  sehr 
gutes  Werk  'Geschichte  der  Schweiz  im  19,  Jahrhundert* 
von  Prof.  Oechsli  in  Zürich,  erster  Band  «die  Schweiz 
unter  französischem  Protektorat*,  das  Gleiche,  was  wir 
im  ersten  Bande  des  Jahrbuchs,  mit  dem  Titel  <Unt«r 
dem  Protektorat*  kurz  behandelt  haben. 

Ändere  historische  Publikationen  sind  noch:  ein 
schöner  illustrirter  Quartbaad  über  die  «Escalade*  von 
Dl)  Bois-Melly  und  Cartier;  ein  nationales  Drama 
«Geneve  sauvöe»  von  Boissonas  über  den  nSmlichen 
Gegenstand,  und  endlich  eine  neue  Ausgabe  der  «chanson 
de  Rocati*,  eines  populären  Gedichts  über  das  Ereignisa 
von  1602,  das  uns  immer  noch  interessant  erscheint. 

Femer  eine  neue  vollständige  Ausgabe  der  «Memoiren 
von  Philippe  de  Commynes*  von  P.  de  Mandrot,  welche 
die  im  Handel  nicht  mehr  vorfindliche  der  Mademoiselle 
Dupont  von  1810  ersetzen  soll.  Endlich  eine  Ausgabe 
der  «alten  Bundesbriefe*  der  13  Orte  von  1291' bis  161S, 
in  Originalgrösse  und  Lichtdruck,  von  Elirbar. 

Von  Biographien  erschienen  ein  Lebensbild  ron 
Bundesrath  Welti,  von  Bundesrichter  Weber,  leider 
verunziert  durch  ein  misslungenes  Bild,  und  eine  Selbst- 
biographie des  verdienten  Fabrikinspektors  Schüler  von 
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Glanis,   unter  dem  Titel    «Erinnerungen  eines  Siebzig- 
jAhrigen>. 

Der  Frivatdozent  am  Eidg.  Polytechnikum  Robert 
Saitschik,  welchen  die  Leitung  der  Anstalt  in  seinen 
Vorlesungen  auf  die  <slavisclie>  Litteratur  eingrftnzen  zu 
sollen  glaubte,  hat  sich  fOr  dieses  Dekret  durch  ein  sehr 
schönes  Buch  «Menschen  und  Kunst  der  italienischen 
Renaissance»  gerflcht.  Das  Polytechnikum  sollte  Gott 
danken,  einen  solchen  anregenden  Lehrer  fQr  die  ganze 
Litteratur  zu  besitzen. 

Von  weiter  abliegenden  Gebieten  fQbren  wir  noch 
an  eine  sehr  gute  Sammlung  religiöser  Poesien  von  Prof. 
Philipp  Godet  in  Neuenburg,  unter  dem  Titel:  L'äme 
et  Dieu>,  fortgeführt  bis  auf  die  neueste  Zeit.  Man  lernt 
da  Manches  kennen,  was  man  bisher  entweder  gar  nicht, 
oder  nur  unvoUsifLndig  gekannt  bat.  Femer  die  sehr 
schon  illustrirte  «Histoire  litt^raire  de  la  Suisse  romande 
des  origines  h  nos  jours»  von  Prof.  Rössel,  Nationalrath  in 
Bern.  Sodann  einen  neuen  Roman  von  Ed.  Rod  «I'inutile 
effort>  1903,  wie  schon  der  Titel  zeigt,  ein  Buch  von  der 
Art  der  Romane  Rod's,  die  bei  allem  Talent  des  Verfas- 
sers einen  erquickhchen  Eindruck  niemals  hinterlassen. 
Man  frftgt  sich  immer,  weshalb  sollen  wir  unsere  spär- 
lichen Mnsestunden,  die  wir  der  <schOnen>  Litteratur 
widmen  können,  in  solchen  erdichteten  UuglQcks- 
zust&nden,  gewissermassen  in  einer  künstlich  geschaffenen 
Sumpfluft,  die  krank  machen  kann,  verleben,  während 
doch  des  reellen  Unglücks  auf  jedem  Lebenspfade  recht 
genug  vorhanden  ist,  um  vor  Uebermuth  zu  bewahren. 

Und  was  die  «künstlerische  Darstellung»  solcher  Ver- 
hältnisse anbetrifft,  so  halten  wir  uns  an  das  Goethe'scbe 
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Wort,  von  dem  wir  hoffen,  doss  es  das  «Leitmotiv*  der 
Zukunft  in  der  Littei-atur  sein  werde:  «Klassisch  ist 
nur  das  6e8unde.> 


Nekrologle. 

Gedenken  wir  zum  Schlüsse  der  Geschiedenen. 

Noch  im  Dezember  des  Jahres  1903,  aber  nach  dem 
Erscheinen  des  letzten  Jahrbuches,  starb  unerwartet, 
mutbmasstlicb  in  Folge  von  Uebersnstrengung  im  Berufe, 
Bundesrath  Walther  Hauser  von  Wftdenswyl  (Zorich).. 
£r  war,  wie  im  alten  athenischen  Freistaat  Kleon,  in  der 
alten  Eidgenossenschaft  Waldmann,  und  in  der  französi- 
schen Republik  der  zwar  eitle,  aber  auch  nicht  untüch- 
tige Felix  Faure,  seines  Berufes  Gerber  gewesen  und 
ganz  allm&hlig  durch  die  Gemeinde-  und  kantonalen 
Verwaltungen  zu  einem  guten  Ruf  als  Finanzmann  ge- 
langt, in  Folge  dessen  er  dann  auch,  nach  seinem  Ein- 
tritt in  den  Bundesrath  beinahe  beständig  dem  Finanz- 
haushalt der  Eidgenossenschaft  vorstand  und  denselben 
mit  grosser  Zuverlässigkeit  leitete.  Er  war  ein  Mann, 
bei  dem  Einfachheit,  Aufrichtigkeit,  Fleiss  und  Treue  in 
allen  seinen  Handlungen  die  festen  Grundlinien  des 
Charakters  bildeten.  Sein  einziger  fehler  daneben  war 
eine  gewisse  Hartnäckigkeit,  wie  sie  bei  Autodidakten 
oftmals  vorzukommen  pflegt,  die  eben  durch  sehr  feste 
Vorsätze  und  steifes  Verharren  dabei  die  höhere  Bildung 
ersetzen  mfisseu,  welche  allein  das  richtige  Mass  und  die 
wahre  Werthschätzung  aller  Verhältnisse  treffen  lehrt. 

Ein  ähnhcher  Charakter  war  der  schweizerische  Fabrik- 
inspektor Dr.  med.  Fridolin   Schuler  von    Glarus 
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(dessen  Selbstbiographie  wir  unter  <Litteratur>  angeführt 
haben),  welcher  aus  einem  Tielbeschäftigten  Ärzte  und 
gleichzeitig  richterlichen  Beamten  seines  Heimathkantons 
die  eigentliche  Seele  des  Eidg.  Fabrikgesetzes  und  der 
Inspektor  des  ersten  Kreises  (ZOhch,  Uri,  Schwyz,  Unter- 
■walden,  Glarus,  Zug,  St.  Gallen,  GraubOnden)  geworden 
war.  *Der  Typus»,  wie  ein  Nachruf  sagte,  eines  «gewissen- 
haften, objektiven  und  doch  warmherzigen  Fabrikinspek- 
tors* und  in  allen  Arbeiterschutzfragen  eine  anerkannte 
Autorität,  die  wir  nur  schwer  ersetzen  werden.  Er  hatte 
sich  an  seinem  70.  Geburtstag  im  Jahre  1902  von 
seinem  Amte  zurückgezogen;  es  bewährte  sich  aber  auch 
bei  ihm  die  alte  Erfahrung,  dass  sehr  aktive  Menschen 
einen  solchen  Entschluss  nicht  lange  Qberleben.  Yon 
seinen  schriftstellerischen  Arbeiten  gewärtigen  zwei  sehr 
aktuelle,  Ober  die  Revision  des  Fabrikgesetzes,  und  über 
die  Reduktion  des  Normalarbeitstages,  die  erstere  eine 
Ergänzung  aus  seinen  nachgelassenen  Papieren,  die  letz- 
tere den  Druck  überhaupt. 

In  Leipzig  starb  in  noch  nicht  sehr  hohem  Alter  der 
auch  hei  uns  als  früherer  Professor  an  der  Zürcher- 
Universität  sehr  bekannte  und  beUehte  Chemiker  Jo> 
hannes  Wislicenus,  Sohn  eines  in  der  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts  viel  genannten  freireligiösen  Theo- 
logen. Ein  goldlauterer  Mann,  der  es  auch,  wie  Wenige, 
vei'stand,  den  sehr  ausgesprochenen  deutschen  Patriotis- 
mus mit  einer  ebenso  bestimmten  Neigung  zu  unserem 
Lande  zu  verbinden,  in  dem  er  als  ein  Sohn  des  Hauses 
angesehen  wurde. 

Wir  können  uns  nicht  versagen,  bei  diesem  Anlasse 
noch  einiger  weiteren  «Freunde  der  Schweiz»  zu  gedenken. 


64ß  Jalireabericht  1903. 

Zunächst  des  Professors  Theodor  Mommseii,  wel- 
cher am  1.  November  im  87.  Lebensjahre  in  Berlin  starb. 
Nicht  bloss  deshalb,  weil  er  von  1852  bis  1854,  nach 
seiner  Absetzung  in  Leipzig  (wegen  Betheiligung  an  den 
Bewegungen  der  184Ser  Jahre)  in  ZOricb  Professor  des 
römischen  Rechts  war,  sondern  namenthch,  weil  wir  ihn 
an  mehreren  Stellen  dieses  Jahrbuchs  erwähnt  haben,  ohne 
seinen  Tod  vor  dessen  Erscheinen  vermuthen  zu  können. 
Denn  wenn  er  auch  sicherlich  nicht  zu  denen  gehörte, 
welche  das  Privileg  der  Mitteltn&ssigen  <de  mortuis  uil 
nisi  bene>  in  Anspruch  zu  nehmen  geuöthigt  sind,  so 
hätten  wir  doch  unser  Urtbeil  Qber  einen  Todten  auf 
pag.  285  und  316  etwas  anders  gefasst,  ohne  es  in  seinem 
Sinne  zu  ändern.  Unsere  Meinung  geht  dahin,  dass 
Mommsen  die  römische  Creschicbte  der  letzten  republika- 
nischen Zeit  nicht  richtig,  als  Geschichtsschreiber,  sondern 
tendenziös,  als  Politiker,  mit  einem  steten  inneren  Seiten- 
blidce  auf  Deutschland,  dargestellt  bat ;  dass  namenthch 
Pompejus,  Cicero  und  Cato  nicht  mOssige  Schwätzer 
waren,  und  Ceesar  nicht  der  Held  der  Zeit  und  seines 
Vaterlandes,  wie  ihn  dasselbe  zu  seiner  Rettung  be- 
durfte. Aber  so  fragwtirdig  diese  Geschichtsauffassung 
auch  ist  und  so  sehr  er  damit  zu  dem  jetzigen  (Realismus* 
beitrug,  der  im  tiefsten  Gnmde  blosse  Anbetung  des  Er- 
folges und  Aufgabe  aller  sitthchen  Grundsatze  bedeutet, 
80  schön  war  es,  dass  er  in  seinem  eigenen  Vaterland  vor 
die  gleichen  Fragen  gestellt,  nicht  zu  dem  Cäsarismus 
und  der  Realpolitik  hielt,  sondern  der  Sache  der  Frei- 
heit, selbst  in  den  Zeiten  ihrer  tiefen  Erniedrigung  und 
an  der  Seite  mancher  schwächeren  Genossen,  treu  bheb. 
Er  war  verständig  genug,  die  «Männer  der  Kraft*,  die 
er  in  Ceesar  verherrlicht  hatte,  in  Bismarck,  oder  Chamber- 
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laia  für  die  eigene  Gegenwart  nicht  zu  lieben,  und  diese 
politische  Haltung,  sowie  seine  letzten  Mahnungen  au 
das  deutsche  Volk  und  sein  vorangehender  Streit  mit 
dem  englibirten  Höfling  Max  Müller  in  Oxford  in  der 
Boerensache  werden  ihm  immer  Amnestie  fOr  seine  ehe- 
maligen gelehrten  Sünden  eintragen,  die  er  wohl  noch 
selber  eingesehen  hatte.  Denn  das  vierte  Buch  der 
römischen  Geschichte,  das  nun  die  Wohlthaten  der 
Cftsarenherrachaft  hatte  beweisen  müssen,  blieb  unge- 
schrieben bis  auf  den  heutigen  Tag  und  beweist  durch 
seine  Nichtexistenz,  besser  als  alle  geschriebenen  Bücher, 
namentlich  als  alle  heutige  deutsche  Geschichtsschreibung, 
dass  es  doch  nur  der  Mühe  werth  ist,  für  die  f  reiheit- 
licheu  Staatsideen  zu  leben  und  zu  wirken. 

Für  die  blosse  Kraftpolitik  kommt  immer  ein  Tag, 
an  welchem  sie  ihre  Früchte  in  einer  Generation  zeigt, 
die  unter  ihr  aufgewachsen  ist,  und  dann  schämen  sich 
ihrer  die  SchriftsteUer,  welche  sie  gelobt  haben,  wenn 
sie  ehrliche  Mftnner,  wie  Mommseu  sind. 

Femer  starb  Friedrich  Wilhelm  H  o  1 1  s  in  New- York, 
ein  berühmter  Advokat  und  Schriftsteller,  sowie  diplo- 
matischer Rathgeber  in  amerikanischen  Staatsangelegen- 
heiten, imd  ein  guter  Freund  der  Schweiz.  Einer  derjenigen 
Amerikaner  von  ursprünglich  deutscher  Abkunft,  die  die 
Kemtruppen  der  grossen  Republik,  namentlich  noch  in 
der  Zukunft  erst  bilden,  und  verhindern  werden,  dass  sie 
in  Mammonismus  untergeht. 

Euize  Zeit  später,  am  28.  September  starb  in  Chicago 
ein  anderer  guter  Freund  und  Öfterer  Besucher  der 
Schweiz,  der  ausgezeichnete  Journalist  und  Schriftsteller 
Henry  Demarest  Lloyd.  Seine  letzten  Besuche  hatten 
den  Zweck  gehabt,  Notizen  für  eine  Verstaatlichung  der 
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Eisenbahnen  in  Amerika  zu  sammeln,  womit  er  die  Macht 
der  dortigen  EisenbahnkOnige  zu  brechen  hoffte.  Er  ge- 
hörte zu  den  besten  MAnnem  des  amerikanischen  «Zu- 
kunftsstaats>,  die  ihre  Ideen,  welche  nicht  sterben  können, 
einer  anderen  Generation  anheimstellen. 

Und  um  nun  auch  noch  einem  unserer  intimsten  politi- 
s<dien  Gegner  die  letzte  Ehre  zu  erweisen,  sn  starb  in 
MUlbausen  der  ehemalige  Polizeünspektor  Wohlgemuth, 
die  Ursache  der  ernstesten  Misshelligkeit  der  Schweiz 
mit  Deutschland,  die  wir  in  dem  letzten  Menschenalter 
gehabt  haben.    Die  Genfer-Zeitung  sf^te  darQber: 

»Wohlgemuth  jouait  en  Suisae  le  role  d'agent  provo- 
cateur, II  commit  Timprudence  de  se  laisser  attirer  sur 
le  territoire  suisse  par  le  sociaUste  Lutz  et  se  fit  arreter 
ä  Bheinfelden.  L'arrestation  de  Wohlgemuth  valut  k  la 
Suisse  des  notes  tres  raides  de  la  part  de  l'AlIemagne. 
Ces  notes  etaient  redigees  par  le  comte  Herbert  de  Bis- 
morck.  Le  Conseil  fed^ral  y  r^pondit  avec  beaucoup  de 
dignite.  L'affaire  finit  par  s'arranger  grAce  &  la  fermete 
du  Conseil  f^eral,  soutenu  par  l'opiaion  unanime  des 
Chambres  et  du  peuple  suisse,  et  gräce  ä  l'intervention 
du  prince  Otto  de  Bismarck,  qui  sentit  que  son  fils  avait 
fait  trup  de  zele  dans  cette  affaire. 

Pendant  quelques  jours,  l'affaire  Wohlgemuth  fit  beau- 
coup de  bruit  en  Suisse  et  m4me  en  Europo 

Wir  glauben  unsererseits,  dass  beides  irrig  ist,  so- 
wohl dass  die  berüchtigten  (bisher  unedirten)  Noten 
nicht  von  dem  Reichskanzler  Bismarck  selbst  herrOhrtea, 
(sie  haben  vielmehr  dessen  unverkennbaren  Styl)  wie 
dass  dieser  zuletzt  den  Vermittler  gespielt  habe.  Der 
Friede  wurde  ganz  im  Gegentheil  nur  durch  dessen  bal- 
dige Entfernung  aus  den  Geschäften,  und  durch  den  der 
Schweiz  wohlwollender  gesinnten  zweiten  Kanzler,  Grafen 
Caprivi,  hergestellt  Vgl.  daraber  Jahrbuch  IV  477  und 
V,  628.    Jedem  das  Seine. 

n,r,,i,7=-i>,  Google 


Nekrologie.  649 

Die  protestantische  Kirche  verlor  mehrere  ihrer 
allerbesten  und  verdientesten  Prediger.  Zuerst  im  Januar 
den  hoclibegabt«n  Dekan  ROetschi  in  Bern,  Honorar- 
Professor  der  Universität  und  emeritirten  Prediger  an  der 
MOnsterbirche.  Einen  Mann  von  der  natürlichen 
AmtswQrde  und  vrirkhch  geistUchen  Art,  TTJe  wir  sie 
gegenüber  den  äusserücb  vornehmeren  WürdetrSgem  der 
andern  Kirchen  doch  mitunter  mit  Vortheil  gebrauchen 
könnten.  NamentUch  da  noch  ein  Theil  der  jfingeren 
Geistlichkeit  besonderen  Werth  darauf  zu  legen  scheint, 
den  Amtscharakter  wenigstens  an  den  Wochentagen  mög- 
lichst abzustreifen,   was  in  unserer  Zeit  nicht  mehr  ein 


Im  Mai  folgte  ihm  ein  Itfann  von  anderer  Art,  aber 
von  ähnlicher  Lauterkeit  des  Charakters  und  allgemeiner 
Beliebtheit  bei  allen  Klassen,  Arnold  Bovet,  ebenbiUs 
emeritirter  Geistlicher  einer  von  ihm  in  Bern  gegrOndeten 
freien  Gemeinde.  Er  war  namentlich  als  Vertreter  der  ' 
Temperenzidee  und  durch  seine  weitreichende  Wohl- 
thfitigkeit  bekannt,  welche  allerdings  von  manchen  Leuten 
bloss  seinen  exceptionellen  Verhältnissen  zugeschrieben 
wurde.  Wenn  aber  der  Geist  und  das  nOtbige  Herz 
nicht  dabei  ist,  helfen,  wie  tausende  von  Beispiele  zeigen, 
die  Verbältnisse  nichts,  wllhreud  im  andern  Falle,  wenn 
Jeder  nur  «nach  seinen  Verhältnissen>  Gutes  thun  würde, 
noch  viel  Elend  aus  der  Welt  geschafft  werden  könnte. 
Thatsache  bleibt  leider  stets  noch,  dass  die  Armen  die 
unermüdlichsten  Helfer  und  die  grOssten  Geber  sind. 

Nicht  lange  nach  ihm  starb  in  Grandchamps  (Neu- 
chätel)  sein  Schwager  Felix  Bovet,  früherer  Pro- 
fessor der  Litteratur  und  Theologie  in  Neuchätel,  nach 
«Der  langen,  musterhaft  erduldeten  Krankheit    Er  waj 
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das,  was  man  in  heutiger  Zeit  einen  wahren  chrisüicheii 
Philosophen  nennen  kann,  zugleich  ein  bedeutender 
Schriftsteller,  von  dem  namenüich  ein  Leben  Zinzendorfe 
und  eine  Keise  in  das  heilige  Land  bekannt  geworden 
sind. 

Am  26.  November  starb  in  Bern  der  Pfarrer  und 
Vorsteher  der  « Brüdergemeinde >  B.  Th.  Merian,  ein 
Mann  von  grossem  Verstflndniss  des  wahren  Christen- 
thums  und  von  einer  ungesuchten,  originellen  Predigtweise, 
die  sich  etwa  mit  derjenigen  von  Pastor  Keller,  oder 
Funcke  vergleichen  lässt.  Er  hatte  daher  auch  viele  Zu- 
hörer aus  andern  Kreisen,  als  nur  der  ziemhch  kleinen 
Brfldergemeinde,  und  man  konnte  sieb  oft  in  dem  ein- 
fachen Saale  in  die  Zeiten  der  ersten  Christengemeinden 
zurückversetzt  fühlen ,  was  in  unsem  Kirchen  sel- 
tener der  Fall  ist.  Glücklich,  wer  so  wie  dieser  Mann, 
ein  gutes  Tagewerk  hinter  sich  hat  und  in  der  Behgion 
das  verstanden  und  vertreten  hat,  was  allein  der  Mohe 
werth  ist,  gesucht  und  allen  Gütern  dieser  Welt  Tor:ge- 
zogen  zu  werden. 

Von  einem  Manne  ähnlicher  Art,  den  wir  aber  nicht 
persönlich  kannten,  Dr.  Coullery  in  Chaux-de-fonds, 
sagte  ein  Nachruf,  von  Philipp  Godet: 

cLe  long  des  rues  de  la  Chaux-de-Fonds,  une  foule 
respectueuse  formait  la  haie;  et,  manifestement,  cette 
foule  se  Gomposait  surtout  de  la  population  ouvriere  de 
ce  grand  centro  industriel,  oü,  durant  tant  d'ann^es,  Pierre 
Coullery  s'est  depensö  pour  les  humbles  et  les  pauvres. 
C'est  k  eux  qu'allaient  ses  predilections :  en  quoi  il  ätait 
un  vrai  disciple  du  Christ,  dont  11  n'a  cesse  de  proclamer 
et  surtout  de  pratiquer  la  doctrine  de  charit^.  L'hommage 
de  la  foule,  le  saluant  ä  son  demier  passage  dans  cette 
cite  oü  il  a  seme  tant  de  bienfaits,  avait  une  singuliere 


D,o,t,7=^-i>,  Google 


Nekrologie.  651 

eloquence.  L'homme  de  coeur  peut  €tre  parfois  incompris 
de  ceux  qui  se  piquent  de  tont  comprendre  et  qui  jugent 
toutes  choses  du  haut  de  leur  dilettantisme  elegant;  la 
foule  obscure  ne  s'y  trompe  pas;  eile  sait  distinguer  ceux 
qui  raimeut  de  ceux  qui  la  flattent.  Parmi  dous,  beaucoup 
d'hommes,  d'ajlleurs  intelligente,  n'ont  pas  compris  ce 
«docteur  des  pauvres*,  qui  poursuivait  son  doux  rSre 
humanitaire.  Ön  1e  traitait  d'utopiste,  parfois  mdme 
d'iUumine.  —  Elumine,  oui,  certes,  il  l'etait,  par  la  äammc 
ardente  de  la  charite  qui  s'oublic  et  de  l'abnegation  saus 
reserve.  II  s'etait  donne,  et  il  n'attendait  rien  en  retour. 
C'est  par  ce  don,  si  rare,  de  lui-meme,  que  Pierre  Coullery 
depassait  de  plusieurs  coudees  les  politiciens  assuremeut 
plus  habiles,  et,  terrestrement  parlant,  plus  heureux.  D 
avait  l'äme  haute,  et  savait  qu'ou  n'est  pas  daus  ce  monde 
pour  reu8sir.> 

Einen  hervorragenden  Gelehrten  verlor  die  franzö- 
sische Schweiz  in  dem  Lsusanner-Astronomen,  Professor 
Charles  Dufour,  GrOnder  der  inet«orologischen  Ver- 
suchsstationeD. 

Femer  starben  in  Genf  zwei,  jeder  in  seiner  Art 
sehr  verdiente  Manner,  Oberst  Theodore  de  Saussure, 
Artillerieoffizier  und  lange  Zeit  Präsident  der  Eidg.  Eunst- 
kommission,  und  Hugues  Bovy,  ein  sehr  berOhmter 
Medaillengraveur,  der  beste  Kanstler  dieser  Art,  den  wir 
Oberhaupt  besassen. 

EndUch  in  Basel  der  Maler  Ernst  StOckelberg, 
Autor  der  Fresken  der  Teilskapelle,  ein  EOnsUer  des 
älteren,  richtigen  Schlages. 

Das  sind  schwere  Verluste,  da  es  auch  gute  Leute 
waren,  nicht  bloss  kluge  oder  gelehrte,  die  leichter  zu 
ersetzen  sind ;  und  sie  würden,  wenn  es  nicht  grOssten- 
thcils  doch  Männer  an   der  natürlichen   Endgrfinze   des 
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Menachenlebens  gewesen  wären,  die  ernstlichen  Bedenken 
hervorrufen,  welchen  der  Prophet  Jesaias  in  Kap.  67 
Vers  1  Ausdruck  verieiht.  Sie  selbst  «kamen  zum  Frieden 
und  ruhen  in  ihren  Kammern*,  ihre  Freunde,  die  sie 
hier  zurOckliessen,  haben  den  Troßt  William  Penn's: 

■Ceath  is  but  croasing  the  world,   as  fiiends  do  the 
seas;  the;  live  in  another  stiU.> 
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In  der  Weltpolitik  zunächst  den  Panama-Ver> 
trag  der  Vereinigten  Staaten,  der  nunmehr,  nachdem  die 
columbische  Republik  den  Hay-Herran- Vertrag  verwarf,  mit 
einem  neugebildeten  ceatralamerikanischen  Staate  «Pa- 
nama» abgeschlossen  worden  ist,  der  sich  durch  Losreis- 
sung  von  Columbia  konstituirte  und  virtuell  ein  Protekto- 
rat der  Voreinigten  Staaten  ist.  Der  Vertrag  hat  dem 
Vernehmen  nach  folgenden  Inhalt: 

«Panama  tritt  auf  ewig  an  die  Vereinigten  Staaten 
alles  Landgebiet  überall  in  der  Republik  ab,  das  in  Ver- 
bindung mit  dem  Bau  und  Betriebe,  sowie  mit  der  Un- 
terhaltung des  Kanals  fQr  wQnschenswerth  befunden  wer- 
den kann.  Der  Vertrag  gewährt  den  Vereinigten  Staaten 
auch  das  voUe  SouverSnitfitsrecht  Ober  einen  Landstreifen 
von  10  bis  12  englische  Meilen  Breite  zu  beiden  Seiten 
des  Kanals.  Femer  erhalten  die  Vereinigten  Staaten  die 
£rl8ubniss,  diese  Linie  an  ihren  Endpunkten  mit  Be- 
festigungen zu  versehen  und  polizeiUch  zu  überwachen. 
Die  Stftdte  Panama  und  Colon  behalten  ihre  Selbstver- 
waltung unter  der  Oberhoheit  der  Republik  so  lange, 
vrie  sie  die  Ordnung  und  die  Regelung  der  Gesundheits- 
Verhältnisse  zur  Zufriedenheit  der  Vereinigten  Staaten 
aufrechterhalten.  Die  Nichterfüllung  dieser  Bedingungen 
gibt  den  Vereinigten  Staaten  das  Recht,  die  genaue  Er- 
füllung ihrer  Wünsche  durchzusetzen  und  sogar  Gewalt 
anzuwenden,  um  sich  Gehorsam  zu  erzwingen.  Panama 
erhält  zehn  Millionen  Dollars.  Der  Vertrag  sieht  femer 
vor,  dass  der  Kanal  neutral  und  allen  Völkern  zu  gleichen 
Bedingungen  geOffnet  bleibt. 
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Dies  ist  der  Anfang  des  Protektorates  der  Vereinig- 
tcD  Staaten  Ober  ganz  Central  amerika,  welchem  muth- 
masslich  auch  die  Republik  San  Domingo  sich  unterstellen 
wird.  Die  sAmmtlichen  Westindischen  Inseln  und  Canada 
sind  dann  die  nächste  Etappe  auf  diesem  Wege.  Die 
chilenische  Regierung  versuclit,  wahrscheinlich  vergebens, 
eine  gemeinsame  Aktion  der  sfidamerikanischen  Staaten 
gegen  Amerika  zu  organisiren. 

Im  Osten  wird  sich  das  Schicksal  eines  grossen  Theils 
von  Chi  na  entweder  durch  einen  baldigen  Krieg  zwischen 
Russland  und  Japan,  oder  vielleicht  auch  durch  ein  Bünd- 
niss  zwischen  diesen  beiden  Eonkurrenten  besiegeln. 
Letzteres,  wenn  die  Japanesen  zur  Einsicht  kommen, 
dass  sie  durch  einen  för  beide  Gegner  gefahrvollen  und 
erschöpfenden  Krieg  bloss  Englands  Geschäfte  besorgen 
wttrden.  Eine  französische  Zeitung  sf^te  in  jüngster 
Zeit  darüber: 

«Vor  der  Reise  König  Eduards  nach  Paris  und  dem 
Austausche  der  Sympathiebezeigungen,  der  darauf  folgte, 
stiess  der  Plan  der  russischen  Hegemonie  in  der  Mand- 
schurei auf  ein  gewaltiges  Hindemiss:  die  englisch-japa- 
nische  Allianz.  England  war  aber  so  vorsichtig  gewesen, 
sich  auszubedingen,  dass  es  im  Falle  eines  russisch-japa- 
nischen Krieges  nur  dann  sich  betheiligen  würde,  wenn 
eine  andere  Macht  zu  Gunsten  der  Russen  aufträte.  Von 
dieser  Seite  drohte  also  ein  bewaffneter  Konflikt  zwischen 
England  und  uns.  Seitdem  ist  England  aber  zur  Einsicht 
gelangt,  dass  ihm  von  dem  Feinde  in  Berlin  mehr  zuge- 
setzt wird  als  von  dem  in  St.  Petersburg,  und  dass  es 
unter  solchen  Umständen  unser  weit  mehr  bedarf  als  des 
Reiches  der  au^ehenden  Sonne.  Es  hat  sich  daher  um 
unsere  Freundschaft  bemüht  und  damit  Japan  zu  ver- 
stehen gegeben,  dass  es  auf  seinen  Beistand  nicht  mehr 
rechnen  dürfe.  So  hat  das  englisch-japanische  Ueberein- 
kommen  wenigstens  für  den  Kriegs&Ul  nur  noch  den 
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Werth  eines  historischen  Dokuments,  und  der  Mikado 
weiss  jetzt,  dass,  wenn  er  sich  auf  einen  Streit  mit  den 
Russen  einliesse,  er  dies  auf  seine  eigene  Gefahr  hin  thun 
würde.  Diese  Wendung  musste  die  Regiei-ung  von  Tokio 
vorsichtiger  stimmen  und  hatte  fflr  uns  die  erfreuliche 
Folge,  dass  wir  in  den  chinesischen  Gew&ssem  nicht  mehr 
für  Interessen  einzustehen  brauchen,  die  uns  nicht  sehr 
Dshe  angehen,  für  unsere  russischen  Bundesgenossen  aber 
den  noch  ansehnlicheren  Vortheil,  dass  sie  imgehindcrt 
ihren  grossen  Streich  in  der  Mandschurei  vollenden 
können.* 

In  Mittelasien  beabsichtigt  England  eine  Art  von 
Aktion  gegen  Tibet,  der  jedoch  die  Russen  bereits 
durch  einen  Geheimvertrag  mit  dem  Dalai-Lama  alle 
Schftrfe  benommen  haben.  Ebenso  bereist  der  englische 
VizekOnig  von  Indien,  Lord  Curzon,  die  halb  unabhäng- 
igen Gebiete  am  persischen  Meerbusen,  um  sie  durch 
Zureden  und  Geld  unter  englisches  Protektorat  zu  bringen. 
Auch  da  wird  sich  wohl  der  russische  EinBuss  hemmend 
entgegenstellen . 

Die  europäische  TOrkei  wird  vielleicht  im  näch- 
sten Jahre  in  ihr  letztes  Lebensstadium  eintreten.  Ent- 
weder durch  Annahme  der  Vorschläge  von  Oesterreicb 
und  Russland,  die  eine  europäische  Verwaltung  zur  Folge 
haben,  welche  ihr  nur  ein  Schattendasein  Qbrig  lässt,  oder 
dann  durch  erneut«  Aufstände,  Krieg  mit  Bulgarien  und 
Intervention  dieser  Mächte.  Sie  sucht  beides  noch  mit 
ihrer  bekannten  theoretischen  (Annahme*  aller  Reform- 
vorschläge auszuweichen,  denen  dann  keine  Ausführung 
folgt,  noch  jemals  folgen  kann,  wird  aber  diesmal  viel- 
leicht doch  dieses  Spiel,  das  nun  seit  dem  Hattischerif 
von  Golhane  und  Hatti  Humajun  sattsam  erprobt  ist, 
verlieren.  Einstweilen  hat  Oesterreich  mit  Griechenland 
eine  MiUtärkonvenüon  abgeschlossen,  die  der    Anfang 
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einer  Gruppining  der  Balkanstaaten  zu  einem  Bunde  un- 
ter österreichischem  Schutze  werden  könnte;  die  Ttlrkei 
hingegen  hat  die  Dienstpflicht  ihrer  Truppen  von  6  auf 
9  Jahre  im  Auszug,  und  von  8  auf  9  Jahre  in  der  Re- 
serve erhöht. 

Die  drei  skandinavischen  Staaten  beabsichtigen, 
wie  es  scheint,  eine  Zollunion  abzuschliessen,  die  eben- 
falls das  Vorspiel  einer  bundesstaaüicbeu  Einigung  sein 
könnte. 

Am  21.  April  1904  wird  der  VL  Weltpostcongress 
in  Rom  zusammentreten,  zu  welchem  diesmal  nicht  nur 
die  Regierungen  aller  dem  Weltpostvereine  angehörenden 
Staaten,  sondern  auch  China,  Abessinien,  Marokko  und 
Afghanistan  eingeladen  worden  sind,  die  einzigen  Staaten, 
welche  bisher  nicht  beigetreten  waren. 

Der  Congress,  dessen  Dauer  auf  ungeßlhr  45  Tage 
angenommen  wird,  wird  als  Grundlage  seiner  Arbeiten 
die  zahlreichen  Abänderungsantrfige  in  Berathung  ziehen, 
welche  von  den  einzelnen  Postverwaltungen  formulirt 
wurden  und  sich  u.  a.  beziehen:  a)  auf  die  Hauptcon- 
vention (Internationaler Briefpostdienst);  b)  auf  das Ueber- 
einkommen  betreffend  den  Verkehr  mit  Briefen  und 
Schachteln  mit  Werthangabe;  c)  auf  den  Verkehr  mit 
Postpaketen;  d)  auf  das  Uebereinkommen  bezüglich  des 
Geldanweisungsvcrkehrs  und  e)  betreffs  des  Postnacb- 
nahmedienstes ;  f)  auf  dos  Uebereinkommen  betreffend 
das  Zeitungsabonnement  durch  die  Post. 

Mexico  ist  dem  Vertrag  über  den  Schutz  des  gewerb- 
lichen Eigentbums  vom  20.  Mai  1883,  nebst  der  Abänder- 
ung vom  14.  Dezember  1900  beigetreten.  (E.  G.  S.  XIX^ 
747;  daselbst  auch   die  Aufzählung  der  Vertragsstaaten)- 
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n. 

Der  eigentliche,  grosse  Konflikt  einer  weiteren  Zu- 
kunft bleibt  stets  der  unausweichliche  engliscb- 
deutsche,  wozu  eine  Ann&herung  Englands  an  Frank- 
reich, die  sich  in  diesem  Jahre  vollzog,  das  Vorspiel 
zu  bilden  scheint. 

Die  Verhaltnisse  Deutschlands  zu  Frankreich 
schienen  sich  eine  Zeitlang  freundlicher  gestalten  zu  wollen, 
bis  eine  Verhandlung  in  der  französischen  Kammer  wieder 
die  wahre  Gestalt  der  Sache  aufdeckte.  Der  Bericht  der 
Lausanner  Zeitung  vom  3.  Dez.  darüber  lautet  wie  folgt : 

(Bnisquement  le  volle  s'est  dechir6.  C'etait  le  23  no- 
vembre  demier;  la  Chambre  consacrait  une  s^ance  ä  la 
discussion  des  affaires  4trang6res.  Un  orateur  avait  exalt^ 
la  politique  bienfEiisante  et  id^aliste;  un  autre  röclam^ 
des  Solutions  pratiques.  Le  ministre,  M.  Delcass^,  avait 
demontre  en  termes  fort  bons  qu'au  Maroc,  en  Indo-Chine, 
en  Turquie,  partout,  la  France  poursuivait  une  täche 
r^paratrice  qui  s'alliait  merveilleusement  k  la  sauvegarde 
de  ses  interets ;  il  avait  constatö  Texcellence  des  rapports 
avec  toutes  les  puissances  et  cel^br^  les  bienfaits  de  la 
paix.  Entre  temps  un  radical-socialiste,  M.  Hubbard,  avait 
depose  une  proposition  tout  4  fait  dans  la  note  du  jour, 
invitant  le  gouvemement  k  se  concerter  avec  les  Etats 
etrangers  pour  limiter  les  cbarges  militaires  ...  Et,  tout 
ä  coup,  la  question  se  trouve  nettement  posee:  le  rappor> 
teur  du  budget  des  affaires  ^trangeres,  M.  de  Pressense, 
qu'un  discours  precedent  avtät  mis  en  cause,  explique  ce 
qu'il  entend  par  le  dcsarmement;  il  estime  que  le  moment 
est  venu  pour  l'Europe  de  mettre  un  terme  k  sa  course 
fülle  sur  le  terrain  des  depenses  militaires  et,  pour  la 
France,  de  ne  plus  «s'hypnotiser  comme  eile  l'a  fait  trop 
longtemps  dans  la  perspective  d'une  revanche  dont  per> 
sonne  ne  veut  et  que  personne  n'a  Jamals  voiilue>. 

A  ces  mots  le  tumulte  ^date;  un  certain  nombre  de 
d4put^  coutumiers  de  l'apostrophe  interpellent  l'orateur, 
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protestent  au  nom  de  la  LorraiDc,  au  nom  äe  Paris,  au 
nom  de  Is  pstrie.  M.  Doumer,  president  de  la  commission 
du  budget,  se  bäte  de  repudier  toute  solidarite  avec  son 
imprudent  coUegue;  M.  Delcasse  met  bors  de  cause  Je 
gouvernement;  M.  Georges  Leygues  improvise  sur  l'air 
connu  dt)  la  paix,  mais  de  la  paJx  vigilante,  de  la  paix 
ftvec  honneur,  ime  serie  de  phrases  sonores  coupees  de 
bravos  Mnötiques.  Mais  les  effets  oratoires  ne  sont 
rien  en  presence  de  la  protestatioii  de  la  masse,  du  bruit 
de  houle  qiii  monte  de  rh^mi-cycle,  gronde  sur  les  gra- 
dins,  se  r^percut«  dans  les  tribuiies.  En  vain,  rextreme 
gauche  veut  faire  face,  M.  Jaur^  donne  de  toute  sa 
grsnde  voix,  r^pete  des  paroles  que  naguere  on  coiivrait 
d'appkudissements,  adjure  l'assemblee  de  ue  pas  lier  la 
cause  de  la  France  genereuse,  de  la  France  ömancipatrice 
des  peuples  h  la  cause  de  la  guerre  ätemelle  .  .  .  Le 
charme  n'agit  plus;  la  Chambre  ne  veut  plus  qu'on  lui 
parle  de  fratemite  et  de  coneorde;  eile  n'applaudit  qu'aux 
sonneries  de  clairon  et  une  majorite  ecrasaate  vieat  dire 
au  gouvernement  que  la  representation  nationale  ne  lui 
demande  ni  ne  desarmer,  ni  d'insister  pour  que  les  autres 
le  fassent> 

Also  von  (Abrüstung»  und  (ewigem  Frieden*  ist  in 
den  nächsten  Jahren  noch  keine  Rede,  sondern  es  han- 
delt sich  auch  für  die  kleinen  Gr&nzstaaten  der  grossen 
Mächte  darum,  auf  Alles  gefasst  zu  sein  und  ihre 
mihtärische  Rüstung  nicht  zu  vermindern. 

III. 

In  der  Eidgenossenschaft  bereitet  sich  eine 

Auffassung  der  Zukunft  vor,  deren  Programm  muthmass- 

lieh  das  folgende  sein  wird: 

1)  Stärkere    Betonung    der    politischen    Fragen 

im  Gegensatz  zu  den  bloss  wirthschaftlichea,  von 

denen  ein  Volk  nicht  leben  kann  und  deren  aus- 

schliessliclie    Heri^chaft    zu    einer   Vereinigung    der 
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Schweiz  mit  andern  Staaten,   unter  der  schonenden 
Fonn  des  Protektorats,  fOhren  mOsste. 

2)  Einfacher,  sparsamerer  Staats*  und  Privat- 
haushalt, durch  den  allein  die  ftkonomiscbe  Selb- 
ständigkeit der  Eidgenossenschaft  zu  erhalten  ist. 

3)  Entschiedene  Ablehnung  der  Darwinisti- 
schen Weltanschauung,  die  in  allen  Staaten 
den  grossen  Uebeln  und  Gefahren  der  Zeit  wesent- 
lich zu  Grunde  liegt,  und  mit  der  namentlich  ein 
Staat,  wie  der  uusrige,  nicht  auf  die  Dauer  besteben 
kann. 

Daraus  folgt  dann  der  ernstliche  Kampf  gegen 
die  Trunksucht,  das  Spiel,  die  Lotterien,  die  BOrseO' 
Spekulation,  die  Trusts,  die  Bordelle,  die  leichten  Ehe- 
scheidungen, die  zunehmende  ImmoralitAt  in  der  Litte- 
ratur  und  Kunst;  und  eine,  bessere  Erziehung  der  Jugend 
Oberhaupt  die  Regeneration,  deren  wir  vor  allem  bedOrfen. 

IV. 

In  den  uftchstl legenden  praktischen  Fragen 
sind  wir  der  Ansicht,  dass  der  Bund  jetzt  alle  wichtigen 
Kompetenzen  besitzt,  fOr  die  wir  in  unserem  Leben  stets 
eingetreten  sind,  oft  genug  gegen  die  herrschende  Zeit- 
richtung. Nunmehr  kann  es  sich  fOglich  darum  handeln, 
auch  die  Kantone  in  ihrem,  in  einem  «Bundesstaatei 
Dothwendigen,  staatlichen  Dasein  zu  erhalten,  damit 
sie  sich  nicht  selbst  aufgeben,  oder  in  eine  kleinliche 
Alltagsmisere  und  Lethargie  versinken.  Das  Einzige,  was 
der  Bund,  abgesehen  von  der  ausschliesslichen  MilitAr- 
gewalt,  die  er  in  Wirklichkeit  schon  besitzt,  noch  von  in- 
neren Kompetenzen  zu  erlangen  nOtbig  hat,  ist  die  Grün- 
dung einer  soliden  «centralen  Aktienbank»   unter  seiner 
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Bothflüigung  und  Aufsiclit,  und  «ine  unseren  speziellen 
bOrgerrechtlichen  Verhältnissen  genau  entsprechende  (nicht 
bloss  andern  Lftndem  nachgeahmte)  Unfall-,  Eraaken- 
Mnd  Altersversichenmg.  Wir  wQrdeo  als  drittes  die 
eidgenössische  Hochschule  beifOgeo,  wenn  frir  nicht 
glaubten,  dass  die  heutige  Generation  dazu  nodi  mdit 
idealistisch  genug  gestimmt  ist.  Sie  «rOrde  keine  gute 
Hochschule  dermalen  erstellen.  Das  wird  sp&ter  auch 
noch  kommen,  wenn  wir  als  selbständiger  Staat  Unger 
am  Leben  bleiben. 

Wenn  dies  der  Fall  sein  soll,  so  muss  sich  frUher, 
oder  später  eine  grosse  patriotische  Partei  in  der  Eidge- 
nossenschaft, unter  Reform  mehrerer  ihrem  Zwecke  nicht 
mehr  recht  entsprechender  Parteien,  auf  diesen  Grund- 
lagen bilden;  ansonst  wir  den  Gefahren  schon  der  näch- 
sten Zukunft  nicht  hinreichend  gewachsen  sind. 
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(Eidg.  Abschiede  V,  I,  pag.  1898.) 
Äu  nom  de  Dieu,  Amen.  Comme  ainsy  soit  que  paX 
la  pacification  des  troubles  aduemis  au  mois  de  decembre 
mil  six  ceos  et  deux  entre  tres  bault,  trespuissant  et 
serenissime  prioce  monseigneur  Charles  Emanuel,  par  la 
gracc  de  Dieu  duc  de  Sauoye  etc.,  et  les  seigneurs  de 
la  ville  de  Geneue,  et  pour  euiter  aux  sinistres  conse> 
quences  et  e^ctz  de  la  coutinuation  diceux  auroit  semble 
boo  aux  magniSques  et  puis.sans  seigneurs  des  cinq  louables 
cantoDs  de  Glaris,  Basle,  Soleurre,  Schaffuze  et  Appentzel 
du  Bceu  et  consentement  des  magnifiquee  et  puissans 
seigneurs  des  autres  cautons,  de  deleguer  leurs  nobles  et 
prudens  ambassadeurs,  seauoir  pour  Glaris  les  seigneurs 
Jean  Henry  i>chevvartz,  lieutenant,  et  Nicolas  Schüler, 
landshouptjnan,  pour  Basle  les  seigneurs  Jacob  Götz  et 
Andre  Riff,  conseillers  de  ladicte  ville,  pour  Soleurre 
les  seigneiu^  Pierre  Suri,  banderet,  et  Jean  Jacob  de  Stäl, 
cheualier  et  boursier  de  ladicte  ville,  pour  SchaSuze  les 
seigneurs  George  Meder,  bourgmeister,  et  Henry  Schwartz, 
docteur  es  droictz  et  conseiller  de  ladicte  ville,  pour 
Appenzell  les  seigneurs  Ulrich  Nftf,  landaman,  Jean  de 
Hsm,  cheualier,  landaman  et  banderet,  et  Sebastian  ThOrig, 
aussy  landaman  et  banderet  dudict  canton,  par  deuers 
son  altesse,  ou  bien  monsieur  d'Albigny,  sou  lieutenant 
general  de  ^  les  montz,  et  lesditz  magnifiques  seigneurs 
de  Geneue ;  lesquelz  sieurs  ambassadeurs  sy  seroient  du 
consentement    des    parties    employez    d'une    bonne   et 
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heluetiale  volonte.  Pour  ce  est-il  quapres  plusieurs 
assemblees  et  Conferences  sur  ce  tenue9  a  Sainct  Julien 
par  lentremise,  intercession  et  a  la  contemplation  desditz 
seigneurs  ambassadeurs  ont  les  illustres  seigneurs  Charles 
de  Rochette,  seigneur  de  Donjon  et  de  la  Forestz,  premier 
President  de  Sauoye,  et  Claude  de  Pobel,  baron  de  la 
Pierre  et  chambellan  de  son  altesse,  deputez  de  sadicte 
altesse,  saiuant  le  pouuoir  dont  la  teneur  est  insere  au 
bas  du  present  acte,  et  les  nobles  et  prudens  Dominique 
Chabrey,  Michel  Bozet,  sieur  de  Chasteauuieux,  et  Jaques 
Lect,  docteur  es  droicte  et  seigneur  de  Configaon,  tous 
trois  anciens  syndics  et  conseillers  de  la  dicte  rille  de 
Geneue,  Jeao  Sarazin,  docteur  es  droictz,  conseiller  et 
secretaire  d'estat  de  ladicte  ville,  et  Jean  de  Normandie, 
docteur  est  droictz  et  conseiller  au  gr&nd  conseil  de  la 
dicte  ville,  deputez  dicelle,  ont  aduis4,  conclud  et  arrest« 
comme  sensuit 

I.  Que  le  commerce  et  traffic  demeurera  Ubre  dune 
part  et  dautre,  tant  pour  les  personnes  que  pour  toutes 
sortes  de  marchandises,  viures,  bleds,  vins,  et  autres 
denr^es,  en  tous  les  estats  de  son  altesse,  sans  aucune 
Prohibition,  restriction  ou  limitatioo. 

II.  Auquel  commerce  neantmoins  ne  sentendra  ocnnprins 
le  sei,  lusage  et  debitement  duquel  ne  sera  pemiis  dang 
lesditz  estatz  de  son  altesse»  sinon  de  celuy  des  greniers 
de  sa  gabelle  et  a  la  forme  de  ses  editz. 

ni.  Pour  celuy  qui  sera  necessaire  aux  citoyens, 
bourgeois,  habitans  et  subiectz  de  Geneue  hors  les  estatz 
de  son  altesse  et  riere  les  terres  et  villagee  de  Sainct 
Victor  et  Cbapitre  et  maisons  y  enclau^es,  pourront 
losditz  de  Geneue  le  faire  transmarcher  par  dessus  les 
estatz  de  sadicte  altesse  sans  y  commectre  abus. 

IV.  Toutes  procedures  faictes  contre  ceux  qui  ont 
contreueuu  aux  editz  de  son  altesse  pour  le  regard  du 
sei,  comme  de  mesmes  pour  le  commerce  et  tnuismarche- 
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meot  des  graiDes  et  denrees,  toutes  peynes  et  amendes 
cncourues  pour  lea  faictz  susditz  sont  des  &  present 
dedarez  nulles,  de  duI  effect  et  valeur,  reseniees  Celles 
qui  se  trouueront  jugees  par  autborite  de  la  chatubre  des 
comptes  de  Sauoye,  executees  et  pay^es  par  les  accusez 
et  condamnez.  II 

V.  Les  biens,  fruitz  et  reuenus  d'Armoy,  Drallians 
et  autres  lieux  riere  le  ducbe  de  Chablais  et  bslliages 
de  Temier  et  Gaillard,  possedees  par  les  seigneurs  de 
Geneue  on  lannee  mille  cinq  cens  buictante  neuf,  loi's 
de  louuerture  de  la  guerre,  leur  seront  promptement  rendus 
et  restituez  sans  nulle  difficulte  (pour  iceux  recueillir 
entierement  cbacun  an)  auec  reatitutioo  des  fruitz  et 
arrerages  des  la  publication  de  la  paix  de  VeruiDS  mille 
cinq  cens  nonante  huict. 

*VI.  De  mesmes  sera  rendue  et  restituee  par  lesditz 
de  Geneue  la  ville  de  St.  Genis  et  ce  qui  en  peult  des- 
pendre  en  lestat  quil  se  trouue  de  present,  sans  rien  y 
alterer  ou  innouer  en  quelque  chose  que  ce  soit. 

VII.  Et  pour  ce  qui  conceme  les  tcrres  de  Sainct 
Victor  et  Chapitre  toutes  choses  demeureront  dune  part 
et  dautre  en  mesmes  estat  quelles  estoieut  lors  de  louuer- 
ture de  ladicte  guerre  en  lannee  mille  cinq  cens  buictante 
neuf,  sans  rien  innouer  en  sorte  quelconques. 

VIII.  Est  accordö  de  la  part  de  son  altesse  pardon 
et  abolition  generale  a  tous  ses  suiectz  qui  ont  port«  les 
armes  pendant  les  guerres,  et  suiui  le  party  de  Geneue, 
sans  queux  ni  les  leurs  en  puissent  jamais  estre  recerchez 
ny  molestez  en  leurs  personnes  ny  biens;  et  ce  bisaat 
aeront  remis  et  restablis  en  la  possession  et  jouissance 
de  tous  leurs  biens,  nonobstant  tous  arrestz  et  sentences 
de  confiscation  qui  pourroieot  contre  eux  auoir  est«  rendues 
pour  ce  regard,  lesquelz  arrestz  et  sentences  des  a  present 
demeureront  nulles  et  de  nnl  effaict,  bien  entendu  quen 
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cest   article   ne   seront   compris   les  critnes  cotnmis  hors 
ledict  party. 

IX.  £t  quant  a  ceux  qiii  sont  sortis  pour  ]a  religion 
refugiez  a  Geneue,  ilz  pourroDt  reuenir  en  leurs  biens  et 
maisons  et  y  demeurer  viuans  seloD  les  editz  de  son  altesse ; 
et  en  caä  quilz  veuülent  faire  profession  dautre  religion, 
il  leur  est  permis  de  jouir  et  disposer  de  leurs  biens,  et 
de  reuenjr  en  leurs  maisons  et  y  demeurer  quattre  fois 
lannee,  sept  jours  pour  chasque  fois,  et  cest  a  l'inter- 
cession  desditz  sieurs  ambassadeurs. 

X.  Tous  ceus  qui  sont  et  seront  citoyens,  bourgeois 
et  habitans  de  ladicte  ville  de  Geneue  ne  pou»ront  eux 
ni  leurs  seruiteurs  et  domestiques  estre  troublez  ny  in- 
quietez  pour  cause  de  leur  religion,  pendant  quilz  seiour- 
neiont  dans  leurs  maisons  et  biens  situez  dans  les  estatz 
de  son  sltesse,  nins  y  pourront  viure  et  demeurer  en  la 
mesme  liberte  que  par  cy  deuant,  a  la  charge  de  ne  dog- 
matizer. 

XI.  Les  citoyens,  bourgeois  et  habitans  de  ladicte  ville 
de  Geneue,  suiuant  les  coccessions  et  anciens  priuileges 
des  serenissimes  predecesseurs  de  son  altesse  seront 
desonnais  exempts  de  tous  daces,  pe^es,  trsuerses,  D  demy 
pour  Cent,  sur  les  estatz  de  son  altesse  (reseniez  les  droitz 
des  tiers,  gentilhommes,  particuliers  telz  quilz  ont  este  par 
cy  deuant),  en  consignant  toutesfois  les  marcbandises  a 
tout  le  moins  par  les  lettres  de  voJtture  et  facture,  Sans 
quil  soit  loisible  aux  daciers  et  peagiers  de  son  altesse 
de  faire  ouuerture  des  quiusses,  cofires,  paquetz,  tonneaux 
ou  balles  desdictes  marcbandises,  sinon  en  cas  de  fraude 
et  abus.  Et  quant  a  la  consignation  de  lor  ou  de  largent 
monnoye  et  non  monnoye  lesditz  de  Geneue  en  demeu- 
reront  exemptz,  fors  des  sommes  qui  excederont  cinquante 
escus,  lesquelles  pour  euiter  abus  et  pour  la  seurte  desditz 
marchands  de  Geneue  deboront  estre  par  eux  declarees 
dans  ladicte  ville  a  celuy  qui  sera  depute  par  la  seigneurie 
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a  ces  fins,  Jequel  en  coouuuniquera  le  registre  au  procureur 
patrimonial  de  soq  altesse  lors  quil  luy  sera  demande. 

XII.  CoDime  semblablemeDt  suiuant  les  mesmes  pnui> 
leges  demeureront  exemptz  lesditz  de  Geueue  de  toutes 
tailles,  coDtribution»,  leu^es  de  graines,  impostz,  ratioBS, 
decimes  et  de  toutes  autres  charges,  taut  ordinaires  quextrs- 
ordinaires  pour  leurs  bieus  quilz  posaedent  a  preseot  riere 
les  estatz  de  son  altesse,  et  sont  toutes  saisies  et  sub- 
liastations  faictes  pour  raison  desdictes  tailles,  contributions, 
rations  et  leu^es  peadant  les  trcfues  declairees  nulles  au  cas 
que  les  conditions  desdictes  trefues  ayent  porte  de  oe 
leuer  aucunes  rations,  ou  contributions  etc.  Et  quant  a 
Celles  qui  auroient  este  faictes  pour  lesdictes  contributions, 
rations  ou  arrerages  deubs  pour  Ic  temps  de  la  guerre, 
elles  tiendront,  sauf  aux  proprietaires  de  rentrer  dans 
leur  fonds  en  rendant  les  deniers,  despens  et  tous  legi> 
times  accessoires,  demeurans  les  autres  saisies  et  sub- 
haststions  faictes  depuis  ladicte  paix  de  Veniios  nuUes. 

XIII.  Tous  abergemens  quelz  quilz  soient  faictz  par 
les  magnifiques  seigneurs  de  Beroe  pendant  ta  tenue  des 
balliages  tiendront,  et  sy  aucuns  sen  trouuent  spoliez  au 
preiudice  desditz  abei^emens,  (ils)  seront  reintegrez  auec 
restitution  de  fruitz. 

XIV.  Ne  seront  decernees  aucunes  prises  de  corps 
ou  adioumemens  personnelz  contre  lesditz  de  Geneue, 
sinon  pour  mattere  extraordJnaire  et  non  pour  cboses 
legeres,  et  seront  faitz  tous  adioumemens  tant  en  matieres 
criminelles  que  ciuiles  es  personnes  des  accusez  ou  deffen- 
deurs,  sil  est  possible,  et  a  faute  de  ce  a  leurs  domestiques; 
et  ne  trouuans  ny  les  vngs  ny  les  autres,  se  feront  en 
domicile  par  affiction  de  coppie  et  notiffication  a  queicun 
des  voisins,  et  non  es  lieux  limitrophes. 

XV.  Coofiscatjons  nauront  lieu  dvne  part  ny  dautre 
faictes  a  loccasion  de  ceste  demiere  guerre,  et  quant  a 
Celles  de  la  precedente,   tant  pour  k  regard  desditz  de 
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Geneue  que  ceux  qiii  ont  suiui  leur  parti,  sera  faicte 
restitutioD  des  biens  immeubles  a  la  forme  du  traicte 
de  Yeniins,  et  quant  aux  deptes  actifs,  pour  raison  des- 
quelz  ne  seront  interuenus  arrestz  ou  jugemens,  estans 
encor  les  sommes  en  estre  sans  quictance  autheotique 
faicte  par  cy  deuaot,  elles  pourront  estre  exigees  et 
demandees,  sans  neantmoms  aucun  renfort  de  monnoye 
ny  interestz. 

XVI.  Les  jugemens  rendus  par  lesditz  de  Geneue, 
en  demiere  cognoissance,  pendant  la  tenue  daucune  pu-tie 
des  balliages  en  jugement  contradictoire,  comme  aussy 
toutes  autres  sentences  rcndues  par  juges  inferieurs  non 
suspendues  par  appellations  cy  deuant  releuees,  eosemble 
toutes  subhastations  faictes  pendant  ledict  temps,  tien- 
dront  et  sortiront  leur  entier  effect.  || 

XVII.  Tous  jugementz  rendus  dvn  cost^  et  dautre 
pendant  ceste  demiere  gueire  en  contumace  ou  auec 
procureur  non  fonde  sont  des  a  präsent  declarez  nuls  et 
de  nul  effaict. 

XVIII.  Les  prouisions  et  sentences  obtenues  contre 
ceux  de  Geneue  pour  les  biens  et  fniitz  eccleaiastiques 
par  eux  possedez  en  ladicte  annee  mille  cjoq  cens  huic- 
tante  neuf,  demeureront  pour  ce  regard  nulles  et  de 
nuUe  valeur. 

XIX.  Se  content«  son  altesse  de  ne  faire  assemblee 
de  gens  de  guerre  ni  forti£cations,  ny  tenlr  garnisons  a 
quattre  lieues  pres  ladicte  ville  de  Geneue. 

XX.  Tous  prisonniers,  qui  nauront  accorde  de  leur 
ranson,  seront  mis  en  liberte  de  part  et  dautre  le  jour 
apres  la  pubUcation  du  present  traicte,  en  payant  raison- 
nablement  leurs  despens. 

XXI.  Tout  ce  que  ladicte  ville  de  Geneue  aura  receu 
des  lan  roille  cinq  cens  buictante  neuf,  seit  en  lods,  dismes, 
censes  et  reuenus  seculliers  ou  ecciesiastiques  demeurers 
au  proffit  de  ladicte  vüle.    £t  ne  pourront  les  porticuliors 
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estre  recerchez  pour  en  faire  derechef  payement  et  tien- 
dront  les  inuestitures  que  les  particuliers  ont  obteoues 
desditz  de  Genaue,  sans  quilz  soient  teniis  den  prendre 
de  Douuelles,  reseruce  neantmoins  ce  qui  auroit  este  prins 
et  retir^  en  temps  de  paix. 

XXII.  Lesditz  do  Geneue  comme  aussi  tont  le  contenu 
au  present  traictc  demeureront  comprins  au  traictä  de 
paix  perpetuelle  de  Veniins,  suiuant  Ja  dec)aration  et 
patentes  de  sa  majest4  treschrestienne  du  treiziesme 
daoust  miUe  six  cens  et  un,  et  lequel  traicte  de  Veruins 
sentendra  confimie,  nonobstant  la  prise  des  armes  et  tous 
actes  dhostilite,  suruenus  des  \c  mois  do  decembre  de 
lannee  demiere,  la  memoire  desquelz  et  de  toutes  aigreurs 
demeurera  a  jamais  esteinte  et  abolie,  et  tous  entrepreneurs 
et  perturbateurs  du  repos  public  seront  punis  et  chastiez 
comme  infracteuis  de  la  paix. 

XXTTI.  Sont  reseruez  au  present  traicte  de  la  part  de 
son  altesse  nostre  sainct  pere  le  pape  et  le  sainct  siege 
apostolique,  lempereur  et  le  sainct  empire,  Jes  deux  rois 
et  les  traictez  que  son  altesse  a  auec  la  couronne  d'Espagne 
et  les  magnifiques  seigneurs  des  ligues;  et  de  la  part 
desditz  de  Geneue  sont  reseruez  l'empereur  et  le  sainct 
empire  romain,  sa  maicste  treschrestienne,  lesditz  magni- 
fiques  seigneurs  des  ligues  et  les  alliances  et  traictez 
quilz  ont  auec  la  couronne  de  France,  et  les  magnifiques 
et  puissans  seigneurs  des  louables  cantons  de  Zurich  et 
Beme. 

XXmi.  Promectent  lesditz  deputez  de  son  altesse  de 
rapporter  la  ratiffication  et  approbation  du  present  traicte 
et  au  pied  dicelluy  dans  six  jours  prochains,  et  de  plus 
de  le  faire  emologuer  et  interiner  es  senatz  et  chambres 
des  comptes  de  sadicte  altesse  de<^  et  dela  les  montz 
dans  deux  mois  aussy  prochains,  sans  payement  daucun 
emolument. 
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Faict,  passe,  arreste  et  condud  a  Sainct  Julien  le 
vingt  uniesme  julUet  stil  nouueau,  mille  six  cens  et  trois. 
Teneur  du  pouuoir  des  deputez  de  sadicte  altesse. 

Charles  Emanuel,  par  la  grace  de  Dieu  duc  de  Sauoye, 
Ghablais,  Aouste  et  Geneuois,  priace  et  vicaire  perpetuel 
du  sainct  enipire  romain,  niarquis  en  Italie,  prince  de 
Piedmond,  marqiiis  de  Saluces  etc  A  noa  treschers  bien 
amez  et  feaux,  Charles  de  Rochete,  nostre  consuiller 
destat  et  premicr  president  de  Sauoye,  et  Claude  Pobel 
baron  de  la  Pierre,  nostre  conseiller  destat.  Desiraos 
hiusiours  de  preferer  le  repos  public  a  toutes  autres  cod- 
siderations  de  nostre  particulier  interest,  et  euiter  par 
ce  nioyen  Ics  mauuaisses  consequences  de  la  guerre,  et 
estant  vraysemblable  que  si  nous  venons  a  condescendre 
a  tin  traicte  daccomodement  auec  ceux  de  Geneue,  ilz  y 
entendront  aussy  volontiers  de  leur  part  pour  euiter  les 
dommages  et  inconueniens  quilz  pourroient  encourir  par 
la  suite  dune  ouuerture  de  guerret  pour  ce  est  il  questant 
a  cest  effect  requis  de  nommer  et  deputer  personnages 
qui  comparoissent  de  nostre  part  au  lieu  de  Sainct  Julien, 
assigne  pour  teile  Conference,  confiaiis  en  voz  pnidences, 
fideJite  et  integrite,  nous  vous  auons  choisis  et  deputez, 
cboisissons  et  deputons  par  ces  presentes  sign^es  de  nostre 
niain  pour  comparoir  a  nostre  nom  audict  lieu,  aux  fins 
de  traicter  auec  eux  dune  paix  ou  dun  mode  de  viure, 
auec  pouuoir  et  authorite  que  nous  vous  donnons  de 
proposer,  traicter,  resoudre,  promettre  et  faire  tout  ce 
que  vous  jugerez  estre  de  nostre  seruice  et  conuenir  pour 
la  perfectioD  dudict  traicte,  promettans  en  foy  et  parole 
de  prince  d'auoir  a  jamais  pour  ferme,  stähle  et  agreable 
tout  ce  que  par  vous  sera  falct,  traicte,  promis  et  resolu 
en  ce  que  dessus,  circonstsnces  et  dependances,  et  de  le 
ratiffier,  sans  permettre  que  jamais  il  y  soit  contreuenu 
directement  ou   indirectenient,   en   maniere   que  ce   soit. 
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De  ce  faire  vous  auons  donn4  et  donnons  piain  pouuoir, 
ftuthoritä  et  mandement  special  par  cesdictes  presentes, 
pour  corroboratioa  desquelles  nous  y  auons  faict  apposer 
le  grand  seau  de  noz  armoiries  et  contresigner  par  luog 
de  noz  secretatres  destat.  Dodd^  h  Tburia  le  vintcin- 
quiesme  jour  du  mois  de  feburier  mille  six  cens  trois. 
Signe  Charles  Eraanuel.  Visa  Prouana,  et  plus  bas 
RoDcas,  et  scelle  «n  placart  en  cire  rouge. 

Teneur  du  pouuoir  des  deputez  de  la  seigneurie  de 
Geneue. 
N^ous  syndics,  petit  et  grand  conseil  de  Geneue,  estant 
requis  daduiser  auec  les  seigneurs  deputez  de  son  altesse 
de  Sauoye,  suiuant  leur  pouuoir  expedie  a  Thurin  le 
vintcinquieme  de  feburier,  a  quelque  accomodement  et 
moyens  de  paix  pour  euiter  les  meaux  que  la  guerre  traine 
apres  soy,  par  meure  deUberatioD,  preferans  le  repos 
pubbc  a  nostre  particulier  interestz  et  estans  suffisam* 
ment  informez  de  la  Süffisance  fidelite  et  experience 
de  nobles  et  prudens  Dominique  Chabrey,  Micbel  Rozet, 
Jaques  Lect,  Jean  Sarazin  et  Jean  |  de  Nonnandie,  noz 
feaux  conseillers,  les  auons  commis  et  deput^,  commetr 
tons  et  deputons  par  ces  presentes,  pour  en  nostre 
nom  comparoir  au  lieu  de  Saiact  Jullin,  conclurre  et  ac- 
corder  auec  les  deputez  de  sadicte  altesse  des  articles  de 
ladicte  paix,  iceux  signer  en  nostre  nom,  a  fin  quilz  vail- 
lent  a  perpetuite,  promettans  de  le  ratiffier  toutesfois  et 
quantes.  De  ce  vous  donnons  piain  pouuoir,  authoritä 
et  mandement  special  par  ces  presentes,  donnees  a  Geneue 
soubz  nostre  seau  commung  et  seing  de  nostre  secretaire 
ce  vintquatrieme  juin  seize  cens  et  trois.  Signe  Gautier 
et  scelle  en  placart  de  cire  rouge. 

Rochette.    Pobel.    Chabrey.    Boset.    Lect. 
Denormendie.    Sarazin. 
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Pour  auoir   est«   presens   et   mediateurs   lea  oobles, 

prudens    et    treshonnorez    seigneure   ambassadeurs   des 

magnifiques  et  puissans  seigneurs  des  cantons  de  Glaris, 

Basle,  Soleurre,  Schaffouze  et  Appeazell,   et  en  tesmoig- 

nage  de  la  verite  des  choses  traictees,   ont  lesditz  sieurs 

ambassadeurs  sign^  le  present  traictä,  et  y  seroat  apposez 

les  seaux  des  magnifiques  seigneurs  des  caDtoss  susditz. 

Jean  Henry  Schwartz.    Jacob  Götz.    Piecre  Sury. 

Georg  Meder.    Ulrich  N&f.    Nicolas  Schüler. 

Andreas  Ryff.  Jeban  Jacques  vom  Staal. 

Henry  Schwartz.    Jean  de  Heimen. 

Sebastian  Thörig. 

Nous  Charles  Emanuel,  par  la  grace  de  Dieu  duc  de 

Sauoye,  Chablais,  Aouste  et  Geneuois,  prince  et  vicaire 

perpetuel  du  sainct  empire  romain,  et  de  Piedmont,  mar- 

quis  de  Saluces,  etc.  Ayant  ie  susdict  traitte  pour  agreable 

en   tou3   et   chacuns   les   poinctz  et  articies  y  contenuz, 

auons  iceux,  tant  pour  nous  que  noz  successeurs  a  lad- 

uenir  quelconques  appreuuäe,  ratiffi^  et  confirm^,  appreu- 

UODS,  ratiffions  et  confirmons  par  ces  presentes,  et  le  tont 

promettons   de   bonne   foy   et   parolle  de   prince  garder, 

obseruer  et  entretenir  inulolablement,  sans  Jamals  y  con- 

treuenir  directement  ou  indirectement,   en   maniere   que 

ce  soit.  En  tesmoin  de  quoy  nous  auons  sign6  cesdictes 

prtfsentes  de  nostre  main,  et  a  icelies  faict  mettre  nostre 

scel,  et  contresigner  par  nostre  premier  secretaire  destat. 

Donne  ä  Tburin  le  XXIIU<'  jour  de  juillet  mil  six  cens 

troys. 

C.  Emanuel, 

Visa  Prouana, 

Roncas. 
Extraict 
des  registres  du  souuerain  senat  de  Sauoye  etc. 
Le  senat.  veus  les  articies  et  traicte  dcntre  son  altesse 
et  les  scindicz,  petit  et  grand    conseti  de  la  vüle  de 
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Geneue  ea  datte  du  vingtunicsme  julliet  dcrnier,  a  iceulx 
articles  et  traicte  esinologu6  et  veriffie  et  intherinä  dict 
et  ordonne  que  ]e  tout  sera  registre  es  registres  dudict 
Senat  pour  y  aunir  recours  par  cy  appres.  Paict  a  Cham- 
bery  audict  Senat  et  prononce  Je  douziesme  nouembre 
mil  six  Cent«  et  trois. 

Collation  faicte, 

Baymond. 
Extraict  des  registres 
de  )a  souueraine  chambre  des  comptes  de  Sauoye. 
La  chambre,  veu  1e  traicte  dentre  son  altesse  et  les 
scindiques   et  conseil  de  la  ville  de  Geneue  en  datte  du 
vingtuniesme   de  julliet   demier   passe,   a  icelluy  traicte 
esmologu4   et   interine,   nrdonnant   quU  sern  registrä  es 
registres  de  ladicte  chambre.  Faict  a  Chambery  au  bureau 
des  comptes  et  prononce  le  quatorziesme  nouembre  mü 
six  cens  et  trois. 

Collation  faicte, 

Benoist. 
An  der  auf  Tier  Pergamentbl alter  geschriebenen  Urkunde 
hangen  die  Siegel  von  Glarus,  Basel,  Solothurn,  des  Herzogs 
von  Savoyen  (Schaffhausen  fehlt),  Appenzell»  beide  Rhoden. 
—  Al^dnickt  bei  Spon:  Histoire  de  Geaeve,  II-  249.  (nebst 
dem  Wortlaut  der  Genfer  Ratification  des  Vertrags,  d.  d.  18.  Juli 
[alt.  Kal.j);  Trait^s  publica  de  la  royale  maison  de  Saroie  etc. 
I.  216;  Dumont  V.  2  Fol.  26;  Lunig:  codex  Ital.  dipl.  1.  SOS. 

Declaration  des  cantons  mediateurs  (22.  juillet  160S). 
Nous  soubsignes  deputes  des  magnifiques  et  puissants 
cantons  de  Olaris,  Basle,  Soleure,  |  Schafhusen  et  Appen- 
zell, nos  tres  honores  seigneurs  et  superieurs,  pour  venir 
moyenner  un  traicte  |  de  paix  entre  son  altesse  de  Sauoye 
et  la  seigneurie  de  Geneue,  scauoir  faisons  a  tous 
qu'il  i  appartiendra^  que  sur  la  fin  de  traitt^,  s'estant  pre- 
sentee  une  difficulte  de  la  part  de  |  messieurs  les  deputes 
de  son  altesse,  qui  dirent  auoir  chai^  de  son  sltesse  de 


674  Jahresbericht  1903.    BeilageD. 

ne  passer  poJnt  te  demier  |  aiücle,  qui  portoit,  que  par 
le  moyen  des  precedents  articles  seroit  et  demeureroit 
botme  paix  |  ferme,  stable  et  perpetuelle  entre  son 
altesse  de  Sauoye  et  la  dicte  vUle  de  Geneue,  ains 
qu'elle  |  enteodoit  que  simplement  il  fust  escrit,  que  les 
dits  de  Geneue  et  tous  le  coDtenu  au  |  dict  traitte  demeure- 
royent  comprins  au  traicte  de  la  paix  perpetuelle  de 
Weruins,  |  de  quoi  les  seignenrs  deputes  de  Geneue  ne 
vouloyent  le  contenter,  pour  plusieurs  misons  |  par  eOx 
deduites.  En  fin  les  dicts  de  Geneue,  pour  le  bien  de 
paix  et  pour  ne  rendre  [  aostre  negotiation  infructueuse, 
auroyent  du  consentement  de  leurs  superieurs  passe  le 
dict  I  article,  appres  auoir  neantmoins  declare  et  protest^ 
souuent,  qu'ils  le  raportoyent  {  simplement  au  benefice 
general  du  repos  et  tranquilit^  publique,  ouuert  par  le 
traicte  |  de  Weruins,  et  non  point  k  la  couditioii  d'auclune 
reserue  des  pretensions  de  son  altesse,  comme  |  aussi  les 
deputes  de  son  altesse  nous  auroyent  declare  ä  diuerses 
fois  que  son  altesse  ne  vouloit  point  |  par  ce  traitte  rese- 
ruer  ses  pretensions  contre  la  ville  de  Geneue,  ni  aussi 
les  quitter  |  par  aulcun  article  d'iceluy,  et  que  sadicte 
altesse  insistoit  principalement  sur  le  dict  article  }  pour 
en  cela  complaire  ä  sa  maieste  trescbrestienne,  laquelle 
luy  auoit  faict  entendre  qu'elle  ]  desiroit  que  le  dict  traict« 
fust  iette  et  comprins  dans  celuy  de  Veruins,  par  lequel 
la  plus  I  grande  partie  de  la  chrestiente  ä  estd  establie 
en  paix  et  repos.  Fait  a  Geneue  |  ce  vingt  et  deuzieroe 
de  juillet  mille  six  cents  et  trois.  | 

Hans  Heinrich  Scbwartz.  Jacob  Götz.  PettetSOry. 
Niclous  Schuler.  Georg  Meder.  Andreas  Ryff. 
Jehan  Jacques  vom  Stäal.  Heinrich  Schwartz. 
Ulrich  Nef.    Hans  von  Haimen. 
Sebastian  Thörig. 
Originalact«nstDck  auf  Papier  ohne  Siegel  (war    nie  be- 
siegelt). 
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RatifGcation  (aicte  par  son  altesse  des  articles 
accordes  en  la  Conference  de  Sainct  Jullin  entre  les 
deputes  de  son  altesse  et  ceux  de  la  vilie  de  Geneue, 
a  Turin  le  25  juillet  1603. 
Charles  Emanuel,  par  la  grace  de  Dieu  duc  de  Sauoye, 
Chablais,  |  Aouste,  et  Geneuoys,  prince  de  Piemont,  etc. 
Ayant  veu  et  leu  tous  les  articles  du  traltte,  conclud 
et  arreste  au  lieu  de  Sainct  Jullin  |  le  vingt  uniesme  de 
ce  moys  par  noz  depputes  et  ceux  de  la  ville  de  Geneue 
a  la  presence  et  |  par  l'entremise  des  seigneurs  ambassa* 
deurs  des  cinq  cantons  Glaris,  Basle,  Soleurre,  |  Schaffuse 
et  Appensel,  pour  raccoroodement  des  differens,  suruenuz 
des  le  moys  |  de  decembre  de  l'annee  derniere  mil  six 
cens  deux,  nous  auons  icelluy  traitte  |  de  Sainct  Jullin  ap- 
preuu^,  ratiffid  et  conürmä  en  tous  ses  poinctz  et  articles, 
comme  par  vertu  de  ces  presentes  pour  nous  et  les  nostres 
aduenirquelconques  |  l'appreuuons,  ratiffions  et  confirmons, 
promettant  en  foy  et  parolle  de  prince  |  d'icelluy  obsenier 
et  garder  inuiolablement,  sans  jamais  y  contreuenir  direc- 
tement  |  ou  indirectement  en  maniere  que  ce  soit.  En  foy 
et  asseurance  de  quoy  nous  |  auons  a  cesdictes  presentes 
signees  de  nostre  main  faict  apposer  le  sceau  de  noz  armoy- 
ries  I  et  icelies  faict  contre  signer  par  nostre  premier  secre- 
taire  destat.  Donn^  &  Thurin  {  le  vingt  cinquiesme  jour  du 
moys  de  juillet  mil  six  cens  troys  | 
C.  Emanuel. 

Visa  Prouana, 

Boncas. 
Original  auf  Papier  mit  au fge drückte m  herzoglichem  Siegel. 

Ratification 
de  la  paix  de  Sainct  Julin  par  le  senat  de  Piemont, 

27  juillet  1601. 
D  senato  ducale  di  qua  da  monti  |  in  Torino  sedente.  { 
Ad'ogniuno  sia  manifeste,  che  uisti  et  letti  li  capitoli 
presentati  per  il  |  trattato  con  quelli  di  Geneua,  et  uditi  li 


„,Gi)t)^lc 


676  Jahresbericht  1908.    Beilagen. 

fiscal!  neue  luoro  |  conclusioni,  attesa  la  giustificatione  di 
a.  a.  sereoissima,  habbiamo  ordinato  |  et  ordiniamo  douersi, 
per  quanto  k  noi  spetta,  detti  capitoli  |  interinar,  come 
grinteriniamo,  mandando  siano  registrati  1  nelli  registri 
nostri  per  hauerli  all'  auenire  raccorso  se  bisognera.  |  Dat. 
in  Torino  nel  senato  li  vintisette  di  luglio  müle  |  sei  cento 
ijuatro.  I 

Per  I'ectf""  senato  sudetto 

Rolandono. 
Original  auf  Papier  mit  aufgedracktem  Siegel. 
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R«ile  des  BDndespräsIdi'iiten  DeDcher  am  Tnge  der 
Houderljahrfeler. 

(24.  September  1903.) 
EidgeDossen,  Thurgaucr! 

Im  Nameo  des  Bimdesratlies  und  des  gesammten 
Schweizervolkes  entbiete  ich  Volk  und  Behörden  des 
Kantons  Thurgau  freundeidgenössischen  Gruss  und  herz- 
liche GlQckwQnsche  zu  heutigen  Festfeier. 

Sei  mir  gegrOsst,  du  Tburgau,  vom  blauen  See  nnd 
grünen  Rheinstrom  bis  zum  waldbekrftnzten  HOmh,  mit 
dem  reichen  Kranz  deiner  blähenden  Ortschaften,  deinen 
äussdurchrauschten  Tb&lem,  deinem  fruchtbaren  Hügel- 
land, herrlichen  Rebgelände  und  pr&chtigen  Obstwald, 
mit  all'  deine»  beute  im  reichen  Schmuck  einer  geseg- 
neten Herbstlandschaft  prangenden  Gefilden!  Und  du, 
Frauenfeld  im  Festgewande,  reichgeschmückt  zum  Em- 
pfang und  zur  Ehre  der  Eidgenossen! 

Sei  mir  gegrOsst,  du  Volk  von  echtem  Schrot  und 
Korn,  brav  und  bieder,  intelligent,  arbeitsam  und  aus- 
dauernd und  dabei  empfänglich  für  alles  wahrhaft  Gute 
und  Schöne,  gegrüsst  am  heutigen  Ehrentage,  diesem 
bedeutungsvollen  Markstein  im  Werdegang  deiner  Ge- 
schichte, wo  eine  hundertjährige,  nicht  ruhmlose  Ent- 
wicklungsperiode einen  schönen  Abschluss  findet! 

Allerdings  hatte  schon  im  Jahre  1798,  als  der  Sturm 
der  grossen  Revolution  das  ganze  feudale  Europa  mit 
elementarer  Gewalt  erschütterte,  die  alte  Eidgenossenschaft 
ruhmlos  zusammengebrochen  war  und  eine  neue  Zeit  der 
Freiheit  und  Gleidiheit  anzubrechen  schien,  das  bishe- 
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rige  Unterthanenlapd  die  Ketten  gebrochen  und  sich  frei 
erklärt;  aber  erst  1S03,  nach  dem  Sturm  und  Drang,  den 
Hoffnungen  und  EnttduschuQgen  und  den  misSglichen 
Wirren  der  Helvetik  wurde  auch  der  Thurgau  durch  die 
Med iations Verfassung  den  XIII  alten  Orten  in  gleichen 
Rechten  und  Pflichten  angegliedert  und  zu  gemeinsamer 
Eidgenossenschaft  verbunden. 

Diese  der  Schweiz  vom  ersten  Konsul  gegebene  Ver- 
fassung wurde  namentlich  in  den  neuen  Kantonen  mit 
Freuden  begrOsst ;  sie  bildete  ein  föderatives  Band,  stark 
genug,  um  gemeinsame  Arbeit  möglich  zu  machen,  lose 
genug,  um  die  freudige  Thätigkeit  und  die  selbständige 
Entwicklung  der  einzelnen  Bundesglieder  nicht  zu  hemmen. 

Jahrhundertelang  als  gemeine  Herrschaft  durch  Land- 
vOgte  regir^  deren  Hauptsorge  in  ihrer  eigenen  Berei- 
cherung bestand,  trat  der  Thurgau  arm  und  ohne  nennens- 
werthe  Hilfsmittel  in  die  Reihe  der  übrigen  Kantone. 
Um  ihnen  ebenbürtig  zu  werden,  musste  vieles,  ja  alles 
im  Staate  erst  geschaffen  werden,  —  Und  es  wurde  ge- 
schaffen !  Im  Bewusstsein  erneuter  Jugend  rang  sich  der 
Kanton  zu  kräftigem  Leben  empor.  Stetig,  wenn  auch  - 
langsam,  ging  es  vorwärts,  und  selbst  in  den  trübsten 
Zeiten  europäischer  Reaktion  fanden  die  anderwärts  ver- 
pönten freiheitlichen  Ideen  und  Bestrebungen  hier  eine 
Zufluchtsstätte.  — 

Und  dann,  als  mit  Beginn  der  dreissiger  Jahre  ein 
frischer  Freiheitsodem  Europa  durchwehte,  war  es  der 
Thurgau,  der  den  Reigen  kantonaler  Umgestaltungen  er- 
öffnete. Der  Ruf  Thomas  Bornhausers:  «Der  Hahn  hat 
gekräht,  die  Morgenröthe  bricht  an,  Thurgauer  vracht 
auflc,  zündete  weit  über  die  Gränzendes  Kantons  hinaus. 
In  diesem  selbst  fand  er  mächtigen  Wiederhall,  und  so 
entstand  zum  erstenmal  aus  freiem  innerem  Triebe  des 
Volkes,  aus  einer  Bewegung  von  unten  herauf,  ein  neues  ' 
Grundgesetz,    dessen    Schöpfungen   grundlegend   blieben 
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bis  zur  Gegenwart,  aus  denen  heraus  sich  allmählich  der 
reine  demokratische  Staatsgedanke  entwickelte,  der  in 
der  Verfassung  vom  Jahre  1869  seinen  vollgQltigen  prak- 
tischen Ausdruck  fand. 

So  schritt  der  Thurgau  schon  im  ersten  Jahrhundert 
seiner  Selbständigkeit  kräftig  und  zielbewusst  den  Weg 
hinan  und  hat  sich  zu  einem  wohlgeordneten,  blühenden 
Staatswesen  entwickelt. 

In  dem  früher  nur  Landwirthschaft  treibenden  Kan- 
ton, welch  letztere,  mit  den  Anforderungen  der  Zeit  stets 
Schritt  haltend,  heute  in  der  nationalen  Ausstellung  den 
vollgQltigen  Beweis  ihrer  Leistungsfähigkeit  abgelegt  hat, 
gelangte  im  Laufe  der  Jahre  eine  vielseitige  gewerbliche 
Thätigkeit  und  eine  reich  entwickelte  Industrie  zur 
Geltung. 

Neben  einer  tadellosen  Rechtspflege  ermöglichte  eine 
solide,  musterhafte  Verwaltung  dem  jungen  Kanton,  ohne 
zu  starke  Steuerbelastung  der  Bürger,  den  Anforderungen 
eines  modernen  Staates  auf  allen  materiellen  und  ideellen 
Gebieten  gerecht  zu  werden  und  so  namentlich  auch  auf 
demjenigen  der  Erziehung  und  Volksbildung,  der  Grund* 
tage  des  demokratischen  Freistaates,  jene  Opfer  zu  brin- 
gen, die  nOthig  sind,  um  ein  allseitig  tüchtiges,  charakter- 
volles junges  Geschlecht  heranzubilden. 

Aber  nicht  nur  im  engen  Rahmen  kantonalen  Lebens, 
auch  auf  dem  weitern  und  wichtigem  Gebiete  der  Pflege 
und  Entwicklung  des  Gesammtvaterlandes  trat  der  Thur- 
gau von  Anfang  an  in  den  Vordergrund  nationalen  Stre- 
bens.  Wesentlich  bethätigt  an  der  Scbf^pfung  und  Aus- 
gestaltung des  neuen  Bundes,  unentwegt  einstehend  für 
jeden  gesunden  Fortschritt,  immer  bereit,  die  Macht  und 
die  Kraft  und  die  Ehre  des  Bundes  zu  wahren,  bekun- 
dete das  Thurgauer  Volk  stets  ein  warmes  Herz  und 
treue  Liebe  zum  gemeinsamen  Vaterland. 
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Eine  That  dieses  eidgenössischen  Sinnes  war  auch 
die  Uebemahme  der  schweizerischen  landH-irthschaftlicheo 
Ausstellung  durch  den  thurgauischen  landwirthschaftlichen 
Verein.  Es  war  das  keine  kleine  Aufgabe,  und  es  brauchte 
Muth,  dieselbe  zu  übemehmeu.  Aber  einmal  gewagt,  trat 
nicht  nur  die  thurgauiscbe  Bauernsame,  sondern  die  ge- 
sammte  Bevölkerung,  Kanton  und  Gemeinden,  dafür  ein, 
das  grosse  Werk  mit  Ehren  durchzuführen  und  dem  schwei- 
zerischen Bauernvolk  und  den  Erzeugnissen  seiner  Arbeit 
und  seines  Fleisses  eine  würdige  Stätte  zu  bereiten.  Das 
Werk  ist  gelungen,  und  ich  freue  mich,  meinem  Heimat- 
kanton auch  hiefür  einen  besondem  Ehrenkranz  winden 
zu  dürfen. 

Wenn  sonach  der  Kanton  mit  Befriedigung,  ja  mit 
gerechtem  Stolz,  auf  die  vei^angenen  hundert  Jahre  zu> 
rückbljcken  kann,  so  verdankt  er  dies  dem  Charakter, 
der  Tüchtigkeit,  dem  praktischen  Sinn  und  der  Freiheits- 
hebe seines  Volkes,  der  Arbeit  und  der  Gewiasenhaftig* 
keit  seiner  Behörden  und  dem  Umstände,  dass  es  ihm 
nie  an  geistig  hochstehenden  Männern  fehlt«,  die  in  der 
Hebung  des  Volkswohles  und  der  Volksveredlung  die 
wahre  Befriedigung  ihres  Lebens  fanden. 

Nach  diesem  Rückblick  in  die  Vergangenheit  dürfen- 
wir  als  Thurgauer  und  als  Eidgenossen  des  Ausbhckes 
in  die  Zukunft  nicht  vergessen ;  gilt  doch  für  uns  alle, 
mehr  als  je,  das  Wort  der  StaufFacherin :  »Sieh  vorwärts, 
Werner,  und  nicht  hinter  dich!> 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  aller  Aufgaben  zu  gedenken, 
die  ihrer  Lösung  harren,  aber  einigen  Gedanken,  die  sich 
dem  Patrioten  aufdrängen,  mOchte  ich  heute  Ausdruck  ge- 
ben :  Die  neue  Zeit  tritt  mit  ungeheuer  erhöhten  Ansprüchen 
an  alle  Staaten,  seien  sie  gross  oder  klein,  heran,  und 
wer  wohl  bestehen  will  in  dem  gewaltigen  Wettl»if  der 
Nationen,  der  muss  seine  Lenden  gürten  und  bereit  sein 
zu  jeglicher  Leistung  vaterländischer  Thatkraft, 
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Die  Schweiz,  als  demokratischer  Freistaat,  soll  ein 
krftftig  organisirtes,  nach  aussen  handlungsfähiges  Land 
sein;  sie  soll  auch  im  Innern  befähigt  sein,  ihre  politische 
und  kulturelle  Mission  zu  erfüllen  und  die  nationalen 
Bedürfnisse  jederzeit  zu  befriedigen. 

Die  Wflhrkaft  der  Nation  ist  zu  erhalten  und  zu  ver- 
vollkommnen, sie  bildet  mit  eine  Grundlage  unserer  Frei- 
heit und  Selbständigkeit.  Zu  Tage  getretene  Mängel  sind 
mit  unerschütterlicher  Energie  und  ohne  persönliche  Rück- 
sichten zu  beseitigen. 

Die  volkswirtbschaftlichen  Aufgaben  des  Staates  sind 
zu  pflegen  und  an  der  Losung  der  sozialen  Fragen  weiter- 
zuarbeiten. 

Die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger  und  die 
Freiheit  des  Einzelnen  sollen  geschützt,  aber  ebenso  frem- 
den, staatsgefährdenden  Elementen  gegenüber  unser  Haus- 
recht gewahrt  werden,  denn  unser  ist  das  Asylrecht,  und 
nur  wir  haben  über  dessen  Anwendung  zu  entscheiden. 

Wir  sollen  danach  streben,  dass  üu  Kampfe  der  In- 
teressen und  der  Meinungen,  wie  sie  sich  nothwendjger- 
weise  ei^eben  aus  der  Verschiedenheit  unseres  Volkes 
nach  seiner  historischen  Entwicklung,  nach  Sprache,  Sitte 
und  Religion,  nicht  eigensüchtige  Regungen  und  kleine 
Leidenschaften  Ober  die  reine  Liebe  zum  Ganzen  die 
Oberhand  gewinnen. 

Das  stolze  Wort:  «Die  Schweiz  den  Schweizern» 
soll  nicht  die  Loosung  bilden  zum  Kampfe  einzelner 
Volksklassen  gegeneinander,  der  Städte  gegen  die  Län- 
der, sondern  das  hehre,  heilige  Symbol  der  Zusammen- 
gehörigkeit Aller,  die  berufen  sind,  wenn  auch  in  ver- 
schiedenen Lebensstellungen,  doch  jeder  an  seinem  Orte 
und  nach  seiner  Kraft  am  Wohle  des  Landes  zu  arbeiten. 

Zu  diesen  Berufenen  gehörst  auch  du,  mein  Thur- 
gauer  Volk,  mit  deiner  Liebe,  deiner  Hingebung  und  An- 
häng^chkeit  an  das  eine,  grosse,  freie,  unentwegt  vor- 
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wärtsstrebende  Vaterland  I  Dir  aber,  Thui^via,  bringt 
Helvetia  heute,  an  deinem  Ehrentage  sich  selbst  und 
ihre  besten  Wönsche  entgegen,  auf  dass  du  blühest,  wach- 
sest und  gedeihest  auf  immerdar! 

Des  zum  Zeichen  erhebe  ich  den  Becher  und  trinke 
auf  das  Wohl  des  Kantons  Thutgau  und  seines  braven 
Volkes! 
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Sanctissimi  dooiini  nostri  divisa  Providentia  Pii 
Papae  X  Epistola  Encyclica  ad  Patriarchas  primatea  ar- 
chiepiscopos  episcopos  aliosque  locorum  ordinarios  pacem 
et  Communionem  cum  Apostolica  sede  habentes. 

Venerabilibus  fratribus  patriarchis  pritnatibus  arcbie- 
piscopis  epiSGOpis  aliisque  locorum  ordinariis  pacem  et 
Communionem  cum  Apostolica  sede  habentibus  Pius  PP.  X 
Teoerabiles  fratres  salutem  et  Apostolicam  benedictionem. 

£  supretni  apostolatus  cathedra,  od  quam,  coDsilio 
Dei  inscnitabili,  evecti  fuimus,  vobis  primum  eloquuturos, 
nihil  attinet  commemorare  quibus  Nos  lacrymis  magnisque 
precibus  formidolosum  hoc  Pontificatus  onus  depellere  a 
Nobis  conati  simus.  Videmur  equidem  Nobis,  etsi  omnioo 
meritis  impares,  convertere  in  rem  Nostram  posse  quae 
Anseimus,  vir  sanctissimus,  querebatur  quum,  adversans 
et  repugnans,  coactus  est  honorem  episcopatus  suscipere. 
Etenim  quae  ille  moeroris  indicia  pro  se  afferebat,  eadem 
et  Nobis  profeire  licet,  ut  ostendamua  quo  animo,  qua 
voluntate  Christi  gregis  pascendi  gravissimum  officii  munus 
exceperimus.  Testantur,  sie  ille('),  lacrymae  meae  et 
voces  et  rugitus  a  gemitu  cordis  mei,  quales  aunquam  de 
me,  uUo  dolore,  memini  exüsse  ante  diem  illam,  in  qua 
aors  illa  gravis  archiepiscopatus  Cantuariae  visa  est  super 
me  ceddisse.  Quod  ignorare  nequtvenint  illi  qui,  ea  die, 
Tultum  meum  inspexenint . .  .  Ego  magis  mortuo  quam 
viventi  colore  aimilis,  stupore  et  dolore  pallebam.  Huic 
autem  de  me  electiont,  imo  viotentiae,  hactenus,  quantum 
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potui,  servata  veritate,  reluctatus  sum.  Sed  iam,  veüm 
Dolim,  cogor  fateri  quia  quotidie  iudicia  Dei  magis  ac 
magis  conatui  meo  resistunt,  ut  nullo  modo  videam  me 
ea  posse  fugere.  Unde  iam,  non  tarn  hominum  quam  Dei, 
contra  quam  non  est  prudeotia,  victus  violentia,  hoc  solo 
intelligu  me  uti  debere  conäilio,  ut,  postquam  oravi  quan- 
tum  potui,  et  conatus  sum  ut,  si  possibile  esset,  calix 
iste  transiret  a  me  ne  biberem  illum  . . .  meum  sensmii 
et  Toluntatem  postponens,  me  sensui  et  voluntati  Dei 
penitus  committam. 

Nee  plane  repugnaudi  causae,  multae,  et  maximae, 
defuerunt  Nobis.  Praeterquam  enim  quod  hoQore  ponti- 
ficatus,  ob  tenuitatem  Nostram,  nullo  pscto  Nos  dignare- 
mur;  quem  non  moveret  ei  se  successorem  designari,  qui, 
cum  ecclesiam  sex  fere  ac  viginti  annos  sapientissime 
rexjsset,  tanta  valuit  alacritate  ingeuü,  tanto  virtutum 
omnium  splendore,  ut  vel  adversarios  in  sui  admirationem 
traduxerit  et  memoriam  sui  nominis  factis  praeclarissimis 
consecrarit?  —  Dein,  ut  praetereamus  cetera,  terrebat 
Nos,  quam  quod  maxime,  ea  quae  modo  est  hum&ni 
generis  conditio  afflictissima.  Quem  enim  Isteat,  consocia- 
tionem  hominum  gravissimo  nunc,  supra  praeteritas 
aetates,  atque  intimo  urgeri  morbo;  qui  in  dies  ingraves- 
cens  eamque  penitus  exedens  ad  ezitium  rapit?  Morbus 
qui  sit,  intelligitis,  Venerabiles  Fratres;  defectio  abscessio- 
que  a  Deo:  quo  nihil  profecto  cum  pemicie  coniunctius, 
secuodum  Propbetae  dictum:  Quia  ecce,  qui  elongant  se 
a  te,  peribunt  (').  Tanto  igitur  malo,  pro  pontificali  munere 
quod  demandabatur,  occurrendum  esse  Nobis  videbamus; 
arbitrabamur  enim  Dei  iussum  ad  Nos  pertinere:  Ecce 
constitui  te  hodie  super  geates  et  super  regna,  ut  evellas 
et  destruas,    et    aedifices   et  ptantes(');  verum  consdi 


(')  P8.  LXXn,  27. 
{•)  lerem.  I,  10. 
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Nobis  infirmitatis  Nostrae,  negotium,  quod  nihil  simul 
faaberet  morse  et  difficuttAtis  plurimum,  suscipere  vere- 
bamur. 

Attamen,  quontam  numini  diviao  placuit  humilitatem 
Nostram  ad  hanc  amplitudioem  potestatis  provehere; 
erigimus  aaimum  in  eo  qui  Nos  confortot,  Deique  virtute 
freti  manum  operi  admoventes,  in  ger endo  pontificatii  hoc 
unnm  declaramus  propositum  esee  Nobis  instaurare  omnia 
in  ChristoC),  ut  videlicet  sit  omnia  et  in  omnibus  Christus C). 
—  Erunt  profecto  qui,  diviua  humanis  meüentes,  quae 
Nostra  sit  animi  mens  rimari  nitantur  atque  ad  terrenos 
usus  partiumque  studia  detorquere.  His  ut  inauem  spem 
praeddamus,  omni  asseveratione  affirmamus  nihil  velle 
Nos  esse,  nihil,  opitulante  Deo,  apud  consociatioDem  ho- 
minum  futuros,  nisi  Dei,  cuius  utimur  auctoritate,  ad- 
ministros.  Rationes  Dei  raüones  Nostrae  sunt;  pro  qui- 
bus  vires  omnes  ritamque  ipsam  devovere  decretum  est. 
Unde  ai  qui  symbolum  a  Nobis  expetant,  quod  voluntatem 
animi  patefaciat;  hoc  unum  dabimus  semper:  Instaiuare 
omnia  in  Christo! 

Quo  quidem  in  praeclaro  opere  suscipiendo  urgen- 
doque  ülud  Nobis,  Venerabiles  Fratres,  alacritatem  affert 
summam,  quod  certum  habemus  fore  vos  omnes  strenuos 
ad  perficiendam  rem  adiutores.  Id  enim  si  dubitemus, 
ignaros  vos,  non  sane  iure,  aut  negUgentes  putaverimus 
nefarü  iUius  beUi,  quod  nunc,  ferme  ubique,  commotum 
est  atque  ahtur  adversus  Deum.  Vere  namque  in  Auctorem 
suum  fremuerunt  gentes  etiwpuli  meditati  suntinania(*); 
ut  communis  fere  ea  vox  sit  adversantium  Deo:  Recede 
a  nobis  (').  Hinc  extincta  omnino  in  plerisque  aetemi  Dei 
reverentia,  nullaque  habita  in  consuetudine  vitae,  pubUce 


(■)  Gphes.  I,  10. 
(•}  Coloss.  m,  11. 
(»)  Pfl.  n,  1. 
(')  lob.  Xil,  14. 
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ac  privatim,  supremi  eius  numinis  ratio:  quin  toüs  nervis 
contenditur  omnique  artificio,  ut  vel  ipsa  recordatio  Dei 
atque  notio  intereat  penitus. 

Haec  profecto  qui  reputet,  is  plane  metuat  necesse 
est  ne  malorum,  quae  supremo  tempore  sunt  expectuida, 
sit  perversitas  haec  animonim  libamentum  qaoddam  ac 
veluti  exordimu;  neve  filius  perditionis,  de  quo  Äpostolus 
loquitur('),  iam  in  bisce  tenis  versetur.  Tanta  scüicet 
audacia,  eo  furore  religionis  pietas  ubique  impetitur,  re> 
velatae  fidei  documenta  oppugnautur,  quaeque  homini 
cum  Deo  olficia  intercedunt  tollere  delere  prorsus  prae- 
fracte  contenditur!  E  contra,  quae,  secundum  Apostolum 
eundem,  propria  est  Anticbristi  nota,  homo  ipse,  temeri- 
tate  summa,  in  Del  locum  invasit,  extollens  se  supra  omne 
quod  dicitnr  Deus;  usque  adeo  ut,  quamvis  Dei  notitiam 
extinguere  penitus  in  se  nequeat,  Eius  tarnen  maiestate 
reiecta,  aspeetabUem  bunc  mundum  sibi  ipse  veluti  tem- 
plum  dedicaverit  a  ceteris  adorandus.  In  templo  Dei 
sedeat,  ostendena  se  tamquam  sit  Deii6(*). 

Enimvero  hoc  adversus  Deum  mortalium  cerlamen 
qua  Sorte  pugnetur  nullus  est  sanae  mentis  qui  ambigat 
Datur  quidem  homini,  übertäte  sua  abutenti,  rerum  om- 
nium  Conditoris  ius  atque  numen  violare;  veruntamen 
Victoria  a  Deo  semper  stat;  quin  etiam  tum  propior  da* 
des  imminet,  quum  homo,  in  spe  thumphi,  insurgit  auden- 
tior.  Haec  ipse  Deus  nos  admonet  in  Scripturis  sanctis. 
Diasimulat  scilicet  peccata  hominum  (*),  suae  veluti  poten- 
tiae,  ac  maiestatis  immemor:  mox  vero,  post'  adumbratos 
recessus,  exdtatus  tamquam  potens  crapulatus  a  vino(*), 
confringet  capita  inimicorum  8uorum(*);  ut  nohnt  onmes 

(■)  II  Thess.  n,  3. 
(»)  II  Thees.  U,  2. 
(')  Sap.  XI,  24. 
{*)  Ps.  LXXVn,  65. 
(')  Ps.  LXVn,  22. 
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quoniam  rex  omnis  terrae  Deu5('),  et  sciant  gentes  quo- 
niam  homines  sunt  (*). 

Uaec  quidem,  Venerabües  Fratres,  fide  certa  tenemus 
et  expectamus.  Attamen  non  ea  impediunt  quominus, 
pro  nostra  quisque  part«,  Dei  opus  maturandum  nos  etiam 
curemus:  idque,  non  solum  efflagitatido  assidue :  £xsurge, 
Domine,  non  coufortetur  homoO;  Terum,  quod  plus  in- 
tcrest,  re  et  verbo,  luce  palam,  supremum  in  bomines  ac 
naturas  cetera»  Dei  domioatum  adserendo  vittdicandoqiie, 
ut  Eius  imperandi  ius  ac  potestas  saocte  colatur  ab  Om- 
nibus et  observetur.  —  Quod  plane  non  modo  officium 
postulat  a  natura  profectum,  verum  etiam  communis  uti- 
Utas  nostri  generis.  Quorumnam  etenim,  Venerabiles 
Fratres,  animos  non  confidat  trepidatio  ac  moeror,  quum 
homines  videant^  partem  maximani,  dum  quidem  bumani- 
tatis  progressus  haud  immerito  extolluntur,  ita  digladiari 
atrociter  inter  se,  ut  fere  sit  omnium  in  omnes  pugna? 
Cupiditas  pacis  omnium  profecto  pectora  attingit,  eamque 
nemo  est  qui  non  invocet  vehementer.  Pax  tarnen,  reiecto 
Numine,  absurde  quaeritur:  unde  namque  abest  Deus, 
iustitia  exsulat;  sublataque  iustitia,  frustm  in  spem  pacis 
venitur.  Opus  iustitiae  pax  {*).  —  Novimus  equidem  non 
paucos  esse,  qui  studio  pacis  ducti,  tranquillitatis  nempe 
ordinis,  in  coetus  factionesque  coalescunt,  quae  ab  ordine 
nominant.  Prob  tamen  spes  curasque  inanes!  Partes 
ordinis,  quae  pacem  afferre  turbatis  rebus  reapse  queant, 
unae  sunt:  partes  feventium  Deo.  Has  igitur  promovere 
necesse  est,  ad  easque  quo  licebit  plures  adducere,  si 
securitatis  amore  incitamur. 

Yerum  haec  ipsa,  Tenerabües  Fratres,  bumanarum 
gentium  ad  maiestatem  Dei  imperiumque  revocatio,  quan- 

(')  Ib.  XLVI,  & 
(t)  Ib.  IX,  20. 
(•)  Ps.  IX,  19. 
(*)  l8.  XXXn,  17. 
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tumvis  licet  conemur,  numfiuam  nisi  per  lesum  Christum 
eveniet.  Monet  eaim  Apostolus:  Fundamentum  aliud  nemo 
potest  ponere  praeter  id  quod  positum  est,  quod  est  Christus 
lesus(').  Scilicet  unus  ipse  est,  quem  Pater  sanctificavit  et 
misit  inmundumO;  splendor  Patris  et  figura  substantiae 
eiusO,  Deus  venis  verusque  homol  sine  quo,  Deum,  ut 
oportet,  agnoscere  nemo  possit;  nam  neque  Patrem  quis 
novit  nisi  Filius,  et  cui  voluerit  Filius  revelare  (*).  —  Ex 
quo  consequitur,  tit  Idem  omnino  Sit  instaurare  omnia  in 
Christo  atque  homines  ad  Dei  obtemperationem  reducere. 
Huc  igitur  curos  intendamus  oportet,  ut  genus  htaninum 
in  Christi  ditionem  rvdigamus :  eo  praestito,  iam  ad  ipsum 
Deum  remigraverit.  Ad  Deum  inquimus,  non  socordem 
illum  atque  humana  negligentem,  quem  materialistarum 
deliramenta  effinxerunt ;  sed  Deum  vivum  ac  Terum,  imum 
natura  personis  trinum,  auctorem  mundi,  omnia  sapien- 
tissime  providentem,  iustissimum  denique  legis  latorem, 
qui  sontes   plectat,   praemia  proposita  virtutibus  habeat 

Porro  qua  iter  nobis  ad  Christum  pateat,  ante  oculos 
est:  per  Ecciesiam  videlicet.  Quamobrem  iure  Chrysosto- 
mus:  Spes  tua  Ecclesia,  salus  tua  Ecclesia,  refugium  tuum 
EcclesiaC).  In  id  namque  illam  condidit  Christus,  quae- 
sitam  sui  sanguinis  pretio ;  eique  doctrinam  suam  ac  sua- 
rum  praecepta  legum  commendavit,  amplissima  simid  im- 
pertiens  divinae  gratiae  munera  ad  sanctitat«m  ac  salutem 
'  hominum. 

Videtis  igitur,  Venerabiles  Fratres,  quäle  demum  No- 
bis vobisquo  pariter  officium  sit  demandatum:  ut  conso- 
ciationem  hominum,  a  Christi  sapientia  aberrantem,  ad 
Ecclesiae  disciplinam   revocemus;  Ecclesia  vero  Christo 


(')  I  Cor.  lU,  11. 

(»)  lo.  X,  36.- 

(»J  Hebt.  I,  3. 

(*)  Matth.  XI,  27. 

(»)  Hom.  de  capto  Eutropio,  n.  6. 
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subdet,  Christus  autem  Deo.  Quod  si,  Deo  ipso  favente, 
pM^ciemus,  iniquitatem  cessisse  aequitati  gratulabimur, 
audiemusque  feliciter  Toeem  magnam  de  coelo  dicentem: 
Nunc  facta  est  salus  et  virtus  et  regnum  Dei  nostri  et 
potestas  Christi  eiu3(').  —  Ute  tarnen  ut  optatis  respon- 
deat  exitus,  omni  ope  et  opera  eniti  opus  est  ut  scelus 
iilud  immaoe  ac  detestabile,  aetatis  huius  proprium,  peni- 
tus  eradamus,  quo  se  nempe  homo  pro  Deo  substituit; 
tum  vero  ieges  Evangelii  sanctissimae  ac  cousilia  in  To- 
terem diguitatem  vindicanda;  adserendae  altius  veritatea 
ab  Ecclesia  traditae,  quaeque  eiusdem  sunt  documenta 
de  sanctitate  coniugii,  de  educatione  doctrinaque  pueri]i, 
de  bonorum  possessione  atque  usu,  de  officüs  in  eos  qui 
publicfun  rem  administrant ;  aequilibritas  demum  iuter 
varios  civitatis  ordines  cbnstiano  iastituto  ac  more  re- 
stituenda.  ■ —  Nos  profecto  haec  Nobis,  Dei  nutui  obse- 
quentes,  in  pontificatu  prosequenda  proponimuB,  ac  pro 
virili  parte  prosequemur.  Yestaiim  autem  erit,  Venerabiles 
Fratres,  saocitate,  scientia,  agendonim  usu,  studio  cum 
primis  divinae  gloriae,  industriis  Nostris  obsecundare ;  nihil 
aliud  spectantes  praeterquam  ut  in  omnibus  formetur 
Christus  (■). 

lam  quibus  ad  rem  tantam  utamur  adiumentis,  vix 
dicere  oportet;  sunt  enim  de  medio  sumpta.  — Curarum 
baec  prima  sunto,  ut  Christum  formemus  in  iis,  qui  for- 
mando  in  ceteris  Christo  officio  muneris  destinantur.  Ad 
sacerdotes  mens  spectat,  Yenerabiles  Fratres.  Sacris 
namque  quotquot  initiati  sunt,  eam  in  populis,  quibuscum 
versantur,  provinciam  sibi  datam  uorint,  quam  Paulus 
suscepisse  testatus  est  amantissimis  iis  verbis:  Füioli 
mei,  quos  iterum  parturio,  donec  formetur  Christus  in  to- 
bis  (^.  Qui  tamen  explere  munus  queant,  nisi  priores  ipsi 

(')  Apoc  xn,  10. 

(•)  Gal.  IV,  19. 
{•)  Gal.  rv. 
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Christum  induerint?  atque  ita  iaduerint,  utillud  Äpostoli 
eiusdem  usurpare  possint:  Vivo  ego,  iam  poD  ego,  vivit 
vero  in  me  Christus  (').  Mihi  vivere  Christus  est  (*).  Quam- 
obrem,  etsi  ad  fideles  omnes  pertinet  hortatio  ut  oo 
curramus  in  virum  perfectum,  in  mensuram  aetatis  ple- 
nitudinis  Christi  (');  praecipue  tarnen  ad  illum  spectat 
qui  sacerdotio  fungitur;  qui  idcirco  dicitur  alter  Christus, 
non  una  sane  potestatis  communicatione  sed  etiam  imi- 
tatione  factonim,  qua  expressam  in  se  Christi  imaginem 
praeferat. 

Quae  cum  ita  siot,  quae  vobis  quantaque,  Venerabiles 
Fratres,  ponenda  cura  est  in  clero  ad  sanctitatem  omnen[i 
formando!  huic,  quaecumque  obvenlant,  negotia  cedere 
necesse  est  Qiiamobrem  pars  potior  diligentianim  vest- 
rarum  alt  de  seminariis  sacris  rite  ordinandis  moderan* 
disque,  ut  pariter  integritate  doctrinae  et  morum  sancti- 
tate  floreant.  Seminarium  cordis  quisque  vestri  delicias 
habetote,  nihil  plane  ad  eins  utilitatem  omittentes,  quod 
est  a  Tridentina  Synode  providentissime  constitutum.  — 
Qunm  vero  ad  hoc  ventum  erit  ut  candidati  sacris  initiari 
debeant,  ne  quaeso  excidat  animo  quod  Paulus  Timotlieo 
perscripsit:  Nemini  cito  manus  ioiposueris  (*) ;  illud  atr 
tentissinie  reputando,  tales  plenimque  fideles  futuros, 
quales  fuerint  quos  sacerdotio  destinabitis.  Quare  ad  pri- 
vatam  iiuancumque  utilitatem  respectum  ne  habetote ;  sed 
unice  spectetis  Deum  et  Ecclesiam  et  sempitema  animo- 
rum  commoda,  ne  videlicet,  uti  Apostolua  praecavet,  com- 
municetis  peccatis  alienis  ('),  —  Porro  sacerdotes  initiati 
recens  atque  e  seniinario  digressi  industrias  vestras  ae 
desiderent.  Eos,  ex  animo  hortamur,  pectori  vestro,  quod 

(')  Gal.  U,  20. 
O  Philipp.  I,  21. 
(>)  Ephes.  IV,  3. 
(*)  I  Tim.  V,  22. 
(•)  Ibid. 
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coelesti  igne  calere  oportet,  admovete  saepius,  incendite, 
inflammate  ut  uni  Deo  et  lucris  animorum  inhient.  Nos 
equidetn,  Veoerabiles  Fratres,  diligentissime  providebimus 
ne  homines  sacri  cleri  ex  insidiis  capiantur  novae  cuius- 
dam  ac  fallacis  scientiae,  quae  Christum  non  redolet,  quae* 
que,  fucatis  astutisque  argumentis,  rationalismi  aut  semi- 
rationalismi  eirotes  invehere  nititur ;  quos  ut  caveret  iam 
Apostolus  Timotheum  monebat,  scribens:  Depositum  cu- 
stödi,  devitans  profanas  vocum  novitates  et  oppositiones 
falsi  nominis  scientiae,  quam  quidam  promittentes,  circa 
fidem  excidenintC).  Hoc  tarnen  non  impedimur  quo  minus 
laude  dignos  existimemus  illos  e  sacerdotibus  iunioribus, 
qui  utilium  doctrinarum  studia,  in  omni  sapientiae  genere, 
persequuntur,  ut  inde  ad  veritatem  tuendam  atque  osorum 
fidei  calumnias  refellendas  instructiorea  fiant.  Veruntamen 
celare  haud  possuraus,  quin  etiam  apertissime  profitemur, 
primas  Nos  semper  delaturos  iis  qui,  quamvis  sacras  hu- 
manasque  disdplinas  minime  praetereunt,  proxime  nüii- 
losecius  animorum  utilitatibus  se  dedant,  eorum  procura- 
tione  munerum,  quae  sacerdotem  deceant  divinae  gloriae 
stndiosutn.  Tristitia  Nobis  magna  est  et  continuus  dolor 
cordi  Nostro(^),  quum  cadere  etiam  in  aetatem  nostram 
conspicimus  leremiae  lamentationem :  ParTuli  petierunt 
panem,  et  non  erat  qui  frangeret  eis  (').  Non  enim  de 
clero  desunt,  qui,  pro  cuiusque  ingenio,  operam  "forte  na- 
vent  rebus  adumbratae  potius  quam  solidae  utilitatis :  at 
verum  non  adeo  multi  numerentur  qui,  ad  Cliristi  exem- 
plum,  sibi  eumant  Prophetae  dictum  :  Spiritus  Domini 
unxit  me,  evangelizare  pauperibus  misit  me,  sanare  con- 
tritos  corde,  praedicare  capüvis  remissionem  et  coecis 
vismnC).    —    Quem   tarnen    fugiat,   Venerabiles  Fratres, 

(')  I  Tim.  TI,  20  a. 
{*)  Rom.  IX,  2. 
(')  Thren.  IV,  4. 
(*)  Luc.  IV,  18-19. 
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quum  homines  ratione  maxitne  ac  libertate  ducantur,  re- 
ligionis  disciplinam  potissimam  esse  viam  ad  Dei  impe- 
rium  in  humanis  animis  restituendum  ?  Quot  plane  sunt 
qui  Christum  odernnt,  qui  Ecclesiam,  qui  Evaagelium  faor- 
reot  ignoratione  magis  quam  pravitate  animi!  de  quibus 
iure  dixeris:  quaecumque  ignorant  blasphemant  (').  Idque 
non  iu  plebe  solum  reperire  est  aut  in  infima  multitudine, 
quae  ideo  iu  errorem  fadle  trahitur ;  sed  iu  excultis  etiam 
ordiuibus  atque  adeo  in  Ü3,  qui  baud  mediocri  eniditione 
ceteroqui  polleant.  Hinc  porro  iu  plerisque  defectus  fidei. 
Nou  enim  dandum  est,  sdeutiae  progressibus  extiugui 
fidem,  sed  verius  iuscitia;  ut  idcirco  ubi  maior  sit  Igoo- 
rantia,  ibi  etiam  latius  pateat  fidei  defectio.  Quapropter 
Apostolis  a  Christo  mandatum  est:  Euntes,  docete  onmes 
gentes  [% 

Nunc  autem,  ut  ex  doceudi  munere  ac  studio  fructus 
pro  spe  edantur  atque  in  omnibus  formetur  Christus,  id 
penitus  in  memoria  insideat,  Venerabiles  Fratres,  nihil 
omnino  esse  caritate  e^cacius.  Non  enim  in  conmiotione 
Dominus  (*).  Allici  animos  ad  Deum  amariore  quodam 
conatu,  speratur  perperam:  quin  etiam  errores  acerbius 
increpare,  vitia  vehementius  reprebendere  damno  magis 
quam  utilitati  aliquando  est.  Timotheum  quidem  Apostolus 
hortabatur:  Argue,  obsecra,  increpa;  attamen  addebat: 
in  omni'patieutia  (*).  —  Gerte  eiusmodi  nobis  exempla 
prodidit  Christus.  Venite,  sie  ipsuin  alloquutum  legimus, 
venite  ad  mo  omnes  qui  laboratis  et  ouerati  estis,  et  ego 
reficiam  vos  (%  Laborantes  autem  oneratosque  non  alios 
intelligebat,  nisi  qui  peccato  vel  errore  tenerentur.  Quanta 
enimvcro  in  divino  illo  magistro  mansuetudo!    quae  sua- 

C)  lud.  n,  10. 
C«)  Matth.  XXVIU,  19. 
(')  m  Reg.  XIX,  11. 
{*)  II  Tim.  IV,  2. 
(')  Matth.  XI,  2& 
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Titas,  quae  in  aenimoosos  quoslibet  miseratio!  Cor  eius 
plane  pinxit  Issias  üs  verbis:  Ponam  spiritum  meum 
super  eum;  non  contendet  neque  clamabit;  arundinem 
quassatam  non  confringet  et  linum  fumigans  non  extin- 
guet  (').  —  Quae  porro  Caritas,  patiens  et  benigna  O  ad 
illos  etiam  porrigatur  necesse  est,  qui  sunt  nobis  infesti 
vel  nos  inimice  insectantur.  Maledidmur  et  benedicünus, 
ita  de  se  Paulus  profitebatur,  persecutionem  patimur  et 
sustiDemns,  blaspbemamur  et  obsecramus  (^.  Peiores 
forte  quam  sunt  videntur.  Consuetudine  enim  aliorum, 
praeiudicatis  opinionibus,  alienis  consiliis  et  ezemplis, 
malesuada  demum  verecundia  in  impiorum  partem  translatl 
sunt:  attamen  eorum  volimtas  non  adeo  est  depravata, 
sicut  et  ipsi  putari  gestiunt.  Quidni  speremus  cbristianae 
caritatis  flammam  ab  animis  caliginem  dispulsuram  atque 
allaturam  simul  Dei  lumeu  etpacem?  Tardabitur  quando- 
que  forsitan  laboris  nostti  fnictus ;  sed  Caritas  susteatatione 
nunquam  de&tigatur,  memor  non  esse  praemia  s  Deo 
proposita  laborum  fructibus  sed  voluntati. 

Attamen,  Venerabiles  Fratres,  qod  ea  Nobis  mens 
est  ut,  in  toto  hoc  opere  tarn  arduo  restitutionig  humauarum 
gentium  in  Christo,  nullos  vos  clerusque  vester  adiutores 
babeatis.  Seimus  mandasse  Daum  unicuique  de  prozimo 
ano  (*)■  Non  igitur  eos  tontum,  qui  sacris  se  addixenmt, 
sed  universos  prorsus  fideles  rationibus  Dei  et  abimorum 
adlaborare  oportet:  non  marte  utique  quemque  suo  atque 
ingenio,  verum  semper  Episcoporum  ductu  atque  nutu; 
praeesse  namque,  docere,  moderari  nemini  in  Ecclesia 
datur  praeter  quam  vobis,  qnos  Spiritus  Sanctus  posuit 
regere  Ecclesiam  Dei  (*).    —  Catholicos   homines,   vario 


(')  l8.  XUI,  1  B. 
O  1  Cor.  Xni,  4. 
(')  Ibid.  IV,  12  8. 
(*)  EccU.  XTn.  12. 
(•)  Act.  XX,  28. 
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quidem  consilio  at  semper  religionis  bono,  coire  inter  se 
societatem,  Decessores  Nostri  probavere  iaindiu  bonaque 
precatione  sanxerunt.  iDStitutum  porro  egregium  Nos 
etiam  laudatione  Nostra  omare  non  dubitamus,  optamus- 
que  vehementer  ut  urbibus  agrisque  late  inferatur  ac 
floreat.  Verumenimvero  consociationes  eiusmodi  eo  primo 
ac  potissimum  spectare  volumus,  ut  quotquot  in  illas 
cooptantur  christiano  more  consbuiter  vivant.  Parum 
profecto  interest  quaestiones  multas  subtiliter  agitari, 
deque  iuribiis  et  officiis  eloquenter  disseri,  ubi  haec  ab 
actione  fuerint  seiugata.  Postulant  enim  actionem  tempora ; 
sed  eam  quae  tota  sit  in  divinis  legibus  atque  Ecclesiae 
praescriptis  sancte  integreque  servandis,  in  religione 
libere  aperteque  profitenda,  in  omnigenae  demum  caritatis 
operibus  exercendis,  nullo  sui  aut  terrenarum  utilitatum 
respectu.  lUustria  eiusmodi  tot  Christi  militum  exempla 
longe  magis  valitiu-a  sunt  ad  commovendos  aoimos  rapieu- 
dosque  quam  verba  exquisitaeque  disceptationes ;  fietque 
(acile  «t,  abiecto  metu,  depulsis  praeiudiciis  ac  dubitati- 
onibus,  quamplurimi  ad  Christum  traducantur  provehant- 
que  ubique  notitiam  eius  et  amorem ;  quae  ad  germonam 
solidamque  beatitatem  sunt  via.  Profecto  si  in  urbibus, 
si  in  pagis  quibusvis  praecepta  Dei  t«nebuntur  fideliteTj 
si  sacTLS  erit  bonos,  si  frequens  sacramentorum  usus,  si 
cetera  custodientur  quae  ad  christianae  vitae  rationem 
pertinent;  nihil  admodum,  Venerabiles  Fratres,  elaboran- 
dum  erit  ulterius  ut  omnia  in  Christo  instaufentur.  Neque 
haec  solum  coelestium  bonorum  prosequutionem  spectare 
existimentur :  iuvabunt  etiam,  quam  quae  maxime,  ad 
huius  aevi  publicasque  dvitatum  utilitates.  Bis  namque 
obtentis,  obtimates  ac  locupletes  aequitate  simul  et  caritate 
tenuioribus  aderunt,  hi  vero  affiictioris  fortunae  angustifks 
sedate  ac  patienter  ferent;  cives  non  cupiditati  sed  legibus 
parebunt;    priucipes    et  quotquot    rempublicam  gerunt, 
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quonim  non  est  potestas  nisi  a  Deo  ('),  vereri  ac  diligere 
sanctum  erit.  Quid  plura?  Tunc  demum  omnibus  per- 
suasum  fuerit  debere  Ecclesiam,  prouti  ab  auctore  Christo 
est  condita,  plena  integraque  libertate  frui  nee  aliense 
dominationi  subüci;  Nosque,  in  hac  ipsa  libertate  vindi- 
canda,  non  religionis  modo  sanctissima  tuen  iura,  verum 
etiaro  commuoi  populorum  bono  ac  securitati  prosptcere. 
Scilicet  pietas  ad  omnia  utilis  est  (*):  eaque  incolumi 
ac  vigeote,  sedebit  reapse  populus  in  plenitudioe  pacts  (*). 

Deus,  qui  dives  est  in  misericordia  0,  hanc  huma- 
narum  gentium  in  Christo  lesu  instaumtionem  benignus, 
festinet;  non  enim  volentis  opus  neque  currenÜs,  sed 
miserentis  est  Dei  (').  Nos  vero,  Venerabües  Fratres,  in 
spiritu  humilitatis  ('),  quotidiana  et  instant!  prece  id  ab 
Eo  contendamus  ob  lesu  Christi  meiita.  Utamur  praeterea 
praesentissima  Deiparae  impetratione :  cui  conciliandae 
Nobis,  quoniam  has  litteras  die  ipsa  damus,  quae  recolendo 
Mariali  Rosano  est  instituta;  quidquid  Decessor  Noster 
de  octobri  mense  Virgini  augustae  dicando  edixit,  publica 
per  templs  omnia  eiusdem  Rosarii  recitatione,  Nos  pariter 
edieimus  et  confirmamus;  monentes  insuper  ut  depreca- 
tores  etiam  adbibeantur  castissimus  Dei  Matris  Sponsus 
catbolicae  Ecclesiae  patronus  sanctique  Petrus  et  Paulus 
apostolorum  principes. 

Quae  omnia  ut  rite  eveniant  et  cuncta  vobis  pro 
desiderio  tortunentur,  divinarum  gratiarum  subsidia  uber- 
rime  exoramus.  Testem  vero  suavissimae  caritatis,  qua 
vos  et    universos    fideles,    quos  Dei  Providentia   Nobis 


(.')  Rom.  Xni,  1. 
(»)  1  Tim.  IV.  8. 
(•)  la'XXXn.  18. 
(<)  Epheg.ni,  4. 
(•)  Rom.  IX,  16. 
(')  Dan.  III,  39. 
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commendatos  Tolmt,  complectimur,  vobis,  Veneiabües 
Fratres,  clero  popiiloque  vestro  apostolicam  benedictionem 
amantiäsime  in  Domi&o  impeiüiiiua. 

Datum  Komae  apud  S.  Fetrum,  die  IV  octobiis  MCMUI, 
Pontificatus  Nostri  anao  primo. 

PIVS  PP.  X 
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Zweiter  Bericht  ttber  die  Thätigkeit  des  intep 
nationalea  Srhiedsgerichts  in  Haag. 

I.  La  Cour  Permanente  d'arbitrage, 

A  Ja  date  du  31  decembre  1902,  la  Convention  pour 
le  reglement  pacifique  des  conflits  internationaux  avait 
ete  ratifi^  par: 

l'Allemagne,  rAutriche-Hongrie,  la  BeJgique,  le  Dane* 
mark,  l'Espagne,  les  Etats-Unis  d'Amerique,  les  Etats-Unis 
Mexicains,  la  France,  la  Grande* Bretagne,  la  Grece, 
ritalie,  le  Japon,  le  Luxembourg,  le  Montenegro,  les 
Pays-Bas,  la  Perse,  le  Portugal,  la  Roumanie,  la  Russie, 
la  Serbie,  le  Slam,  la  Suede  et  la  Norvege,  la  Suisse,  et 
la  Bulgarie,  d'oü  il  r^sulte  que  dans  le  courant  de  l'ann^ 
^coul^e  aucun  nouvel  acte  de  ratification  n'a  ete  depos^ 
et  que  le  nombre  des  Puissances  est  reste  le  meme,  c'est 
ä  dire  vingt-quatre. 

A  la  date  susmentionnee,  la  Cour  etait  composee  des 
Membres  suivants:  (Suivent  les  noms.) 

Les  Etats-Unis  d'Amerique  et  la  Russie  ont  it&  les 
Premiers  k  se  pr^valoir  de  la  disposition  de  l'article  26 
de  la  Convention  pour  le  reglement  pacifique  des  confiits 
intemationaux  et  leurs  representants  ont  eu  pendant 
quelques  semaines  de  l'ete  demier  la  jouissance  des 
locaux  et  installations  de  l'botel  de  la  Cour  pour  une 
juridiction  speciale  d' Arbitrage,  adopt^e  par  ces  deux 
Puissances  dans  un  differend  concemant  la  chasse  aux 
phoques  dans  la  mer  de  Behring. 

En  effet  Monsieur  T.  M.  C.  Asser,  Docteur  en  droit, 
Membrc  du  Conscil  d'Etat  des  Pays-Bas,  oncien  Pro- 

46 

„yCiDoi^le 


ÜtiS  Juliresbericht  1903.     Beilagen. 

fcsseur  ä  l'Universite  d'Amsterdam,  Membrc  de  la  Cour 
permanente  d'Arbitrage,  avait  eu  l'bonneur  de  se  voir 
conf4rer  eo  1900,  avant  la  Constitution  de  la  Cour,  par 
le  Gouvernement  des  Etats-Unis  d'Äm4rique  et  par  le 
Gouvernement  Imperial  de  Russie  les  fonctions  d'Arbitre 
pour  juger  des  differends  entre  ces  deux  Puissances  rela- 
tifs  k  la  saisie  de  quelques  navires  americatns  par  des 
gardes  pSche  russes  dans  la  mer  de  Behring. 

La  barque  baleiniere  «Cape  Hörn  Pigeon»,  saisie  lo 
10  septembre  1S92  dans  la  Mer  d'Ochotsk,  avait  &te  d&- 
tenue  par  les  autorites  russes  jusqu'au  1"^  octobre  189S 
etant  soupt^nnee  de  s'etre  livree  a  une  chasse  illicite 
aux  phoques. 

La  reclaination  de  la  Partie  demanderesse  s'elevait 
ä  un  Chiffre  de  80,700  Dollars,  avec  les  interets  ä  6%  par 
an  depuis  le  10  septembre  1892.  La  Partie  defenderesse, 
reconnaissant  sa  responsabilite,  avait  offert  de  payer  une 
sommc  de  2500  Dollars,  egalement  avec  les  interets  ä 
67"  par  an. 

Le  Schooner  «James  Hamilton  Lewis>  saisi  le  2  aoüt 
1891  ä  environ  20  milles  de  distance  &  Test  de  l'ile  de 
Cuivre  avait  ete  confisque. 

La  r^clamation  de  la  Partie  demanderesse  s'elevait 
ä  101,336  Dollars,  avec  les  interets  ä  &"/<•  par  nn.  La 
Partie  defenderesse,  soutenant  que  le  dit  schooner  dcvait 
etre  presume  s'etre  rendu  coupable  d'une  chasse  illicite 
dans  les  eaux  territoriales  russes,  avait  requis  que  les 
reclamations  de  la  Partie  demanderesse  fussent  rejetees. 

Le  schooner  *C.  H.  White»  saisi  le  15  juillet  1892 
faisant  voile  vers  les  Ües  Kuriles  dans  la  direction  de 
l'ile  de  Cuivre  ou  l'lle  de  Behring,  avait  ete  confisque. 

La  reclaniation  de  la  Partie  demanderesse  s'elevait 
ä  un  luontant  de  150,720  Dollars  avec  les  interets  ä  CV« 
par  an. 
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La  Partie  d^fenderesse,  soutenaat  que  le  dit  schooner 
s'etait  rendu  coupable  de  cbasse  illicit«  aux  pboques  dans 
les  eaux  territoriales  nisses  et  opposant  une  denegation 
energique  aux  plaJntes  de  I'equipage  concemaat  de  mau- 
vais  traitements  qu'il  aurait  subis,  avait  requis  que  les 
reclamatioDS  de  la  Partie  demanderesse  fussent  rejetees. 

Le  navire  «Eate  Anna>,  arr^t^  le  12  aoüt  1902  sur 
la  baute  mer,  avait  ete  mis  en  liberte,  apres  la  saisie  de 
la  partie  du  cbargenient  qui,  d'apres  le  commandant  du 
croiseur  russe,  devait  etre  consideree  comme  obtenue 
d'une  maniere  illicite  dans  les  eaux  territoriales  russes. 

La  Partie  d^fenderesse  s'etait  declareo  prete  Ä  dotiner 
une  indemnite  pour  les  pertes  reelles  et  avait  offert  de 
payer  la  somme  de  1240  Dollars  pour  les  peaux  de  pbo- 
ques confisquees  avec  les  interets  ä  6°/*  par  an  depiiis  le 
12  aoüt  1902. 

La  Partie  demanderesse  pretendait  qu'elle  4tait  en 
droit  de  reclamer  non  seulement  le  montant  du  prix  des 
peaux  des  pboques  confisquees,  oiais  egalement  la  perte 
causee  par  rimpossibilitä  de  se  livrer  k  la  peche  peodant 
le  reste  de  la  saison. 

L'Arbitre,  Monsieur  Ässer,  a  adress^  au  Conseil  ad- 
ministratif  de  la  Cour  la  demnnde  de  pouvoir  disposer 
de  deux  cbambres  de  l'Hötel  de  la  Cour  pour  recevoir 
les  conseils  et  les  experts  commerciaux  des  deux  Parties 
qui  avaient  ete  designees  pour  l'aider  k  fixer  le  montant 
de  rindemnitö  qui  serait  eventuellement  due, 

Les  Ministres  des  Etats-Unis  d'Am^rique  et  de  Russie 
ayant  appuye  la  demaude,  le  Bureau  International  de  la 
Cour  a  4te  autorise,  conformement  au  premier  alinea  de 
l'article  26  de  la  Convention  pour  le  r^glement  pacifique 
des  Conflits  internationaux,  k  mettre  l'Hötel  de  la  Cour 
ä  la  disposition  de  Monsieur  Asser  dans  le  but  precit^. 

Le  Bureau  s'est  einpresse  de  donner  ä  Monsieur  Asser 
toutes  les  facilites  neoessaires  pour  recevoir  les  expeits 
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susmeDtionnes  pour  l'iDterrogatoire  auquel   0   a  juge    ä 
propos  de  les  soumettre. 

Les  auditions  et  interrogatoires  ont  eu  lieu  dans  lea 
seaoces  du  27,  28  et  30  juin  et  du  1,  2  et  3  juillet. 
Etaient  presentsi 

Monsieur  Herbert  H.  D.  Peirce,  Sous-Secr^taire  d'£)tat 
en  qualit^  de  delegue  du  Gouveraenient  des  Etats-Unis 
d'Äm^rique; 

Monsieur  Komarow  en  qualtte  de  delegue  du  Gou- 
vernement nisse; 

Monsieur  Charles  W.  Clifford,  ezpert  assistant  du 
deleguä  am^cain; 

Monsieur  Charles  H.  Townsend  du  «Departmeot  of 
Fisheriesi  expert  assistant  du  delegue  americain; 

Le  Capitaine  Baker,  expert  assistant  du  delägue 
americain ; 

Monsieur  le  Professeur  Alexandre  Kroupsky,  Con- 
seiller  actuel,  expert  assistant  du  dölegue  russe,  et 

Monsieur  Ed.  GrUnwaldt,  ConseiUer  de  Commerce, 
expert  assistant  du  d^leguä  russe. 

A  l'ouverture  de  la  premiere  söance,  Monsieur  Asser 
a  prononce  le  discours  suivant: 

«Avant  de  proceder  k  nos  travaux  permettez  moi 
"d'adresser  mes  vifs  remerciments  au  Conseil  admini- 
«stratif  de  la  Cour  permanente  d'ArbJtrage  pour  I'bospi- 
•talite  qu'il  veut  bien  nous  accorder  dans  ce  Palais,  ainsi 
°qu'ä  Messieurs  le  Secretaire-Creneral  de  la  Cour  et  le 
«Premier-Secretaire  du  Bureau  International  de  la  Cour 
•pour  la  manidre  gracieuse  dont  ils  ont  donne  execution 
<a  la  resolution  du  Conseil. 

■Je  suis  heureux  que  gräce  ä  oette  resolution,  ü 
«nous  seit  donn^  d'inaugurer  les  localites  de  la  Cour 
«par  l'instruction  d'un  litige  entre  deux  Grandes  Puis- 
«sances,  dont  l'une  a  pour  Souverain  l'auguste  Initiateur 
«de   la   Conference   de  la  Paix,  tandis  que  l'autre  a  ete 
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«represent^  par  d'4minents  d^legu^,  qui  ont  pris  une 
•bien  grande  part  aux  travaux  preparatoires  de  la  Con- 
•ventioD  pour  Ic  reglement  padfique  des  conflits  inter- 
'»ationaux. 

«J'esp^re  que  rinetitution  de  la  Cour  contribuera 
tlargement  au  maintien  de  la  Pa)x.> 

Monsieur  l'Arbitre  a  invit^  Monsieur  le  Jonkheer 
W.  ROel],  Premier- Secrefaire  du  Bureau  International  de 
la  Cour,  Monsieur  John  W,  Garrett,  Secretaire  de  la 
Legation  des  Etats-Unis  d'Ämerique  ä  la  Haye,  et  Monsieur 
Stanislas  Gutowski,  attacbe  ä  l'ambassade  Imperiale  de 
Russie  k  Berlin  e.  f.  de  Secretaire  de  la  Legation  de 
Russie  ä  la  Haye,  de  remplir  les  fonctions  de  secretaires. 

Sur  la  demande.  present^e  en  son  nora  par  leSeer^taire- 
Gen4ral  de  la  Cour,  Monsieur  Ässer  a  ete  egalement 
autohse  ä  prononccr  ses  jugements  dans  les  dites  affaires 
dans  la  grandß  salle  de  l'Hötel  de  la  Cour. 

Monsieur  l'Arbitre  pronon^saSentencele29novembre 
1902  ä  11V>  heures  du  matin. 

La  Partie  defenderesse  fut  condamnee  k  payer  k  la 
Partie  demanderesse  pour  le  compte  des  reclamations 
presentees  par  les  avant-droits  dans  l'affaire: 

a.  du  <Cape  Hom  Pigeon*  la  somme  de  38,750  Dollars 
des  Etats-Unis  d'Ämerique,  avec  les  interets  de  cctte 
somme  ä  S"/»  par  an  depuis  le  9  septeiubre  1892  jusqii'au 
jour  du  paiement  integral; 

b.  du  «James  Hamilton  Lewis»,  la  somme  de  28,588 
Dollars  des  Etats-Unis  d'Ämerique  avec  les  interets  de 
cette  somme  k  &'/«  par  an  depuis  le  l"  janvier  1892,  jus- 
qu'au  jour  du  paiement  integral; 

c.  du  <C.  H.  White«,  la  somme  de  32,114  Dollars  des 
Etats-Unis  d'Ämerique  avec  les  interSts  de  cette  somme 
k  67»  par  an  depuis  le  l*'  janvier  1893  jusqu'au  jour  du 
paiement  integral,  et 
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d.  du  «Kate  Atina>,  la  somme  de  14S8  Dollars  des 
Etats-Unis  d'Ämerique,  avec  les  interets  de  cette  somme 
k  6%  par  an,  depuis  le  12  aoQt  1892  jusqu'au  jour  du 
paiemeut  integral. 

En  ce  qui  coßceme  cet  arbitrsge  il  reste  encore  ä 
signaler  que  Mr.  H.  D.  Herbert  PeJrce,  Agent  des  Etats- 
Unis  d'Amerique,  a  fait  dans  un«  des  dernierea  seances, 
au  nom  de  Son  Gouvernement,  une  importante  declaration, 
dont  voici  la  teneur: 

'Declaration  made  to  tbe  bonorable  Arbitrator, 
*Mr.  T.  M.  C.  Asser,  July  4,  1902,  by  tbe  Party  claimant 
«in  tbe  Arbitration  between  tbe  United  States  and  Russia, 
<in  reply  to  tbe  quesÜon  asked  by  tbe  Arbitrator  rela- 
•live  to  tbe  extent  of  Jurisdiction  claimed  by  tbe  United 
«States  over  tbe  bordering  waters  of  the  Bebring  Sea. 
«Tbe  Delegate  of  the  United  States  makea  tbis  declara- 
«tion  under  the  specific  autbority  received  by  bim  from 
«tbe  Secretary  of  State  of  tbe  United  States  on  July  3, 
1902,  to  wit: 

•The  Government  of  tbe  United  States  Claims,  neitber 
«in  Bebring  Sea  nor  in  its  other  bordering  waters,  an 
•extent  of  Jurisdiction  grcater  than  a  marine  league  from 
«its  ahores,  but  bases  its  claims  to  sucb  Jurisdiction  u])on 
«tbe  following  principle : 

«The  Government  of  the  United  States  claims  and 
«admits  tbe  Jurisdiction  of  any  State  over  its  territorial 
'waters  only  to  the  extent  of  a  marine  league  unless  a 
«different  rule  is  fixed  by  treaty  between  two  States; 
«even  tlien  the  treaty  States  are  only  affected  by  the 
•agreeoient.* 

Nous  sommes  heureux  de  pouvoir  constater  ici  que 
le  premier  Tribunal  d' Arbitrage,  constitu^  en  vertu  des 
stipulations  de  la  Convention  de  la  Haye  ponr  le  regle- 
ment  pacißque  des  conäits  intemationaux,  s'est  r^uni  ä 
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la  Haye  aux  mois  de  septembre-et  d'octöbre  de  l'annee 
qui  vient  de  se  terminer. 

Les  Etats-Unis  d'Amerique  et  les  EtatsUnis  Mexi- 
cains  ne  pouvant  arriver  ä  un  accord  ä  l'^gard  d'une 
reclamation  des  Etats-Unis  d'Amerique  au  profit  de 
l'Archeveque  de  San  Francisco  et  de  I'Eveque  de  Monterey, 
qni  reveodiquaient  le  paiement  de  3ä  annees  d'interets 
(1870—1902)  d'une  ancienne  fondation  connue  sous  le 
nom  de  (Fondo  piadoso  de  Californias»  dans  la  proportion 
pour  laquelle  les  interets  de  ee  Fonds  appartlendraient 
aux  Eveques  susmentionnes  de  la  Haute  Califomie,  un 
«ompromis,  redige  sous  forme  de  Protocole,  fut  signe  ä 
Washington,  1e22mail902,  entre  les  Etats-Unis  d'Amerique 
et  les  Etats-Unis  Mexicains,  par  lequel  les  deux  Hautes 
Parties  contractantes  convinrent  de  soumettre  ce  differend 
ä  un  Tribunal  d' Arbitrage  special,  auquel  les  regles  de 
la  Convention  pour  le  r^glement  pacifique  des  conflits 
interuationaux,  conclue  ä  la  Haye  le  29  juillet  1899, 
seraient  applicables,  en  tant  que  les  Parties  n'auraient 
pas  stipule  d'autres  regles  par  le  Protocole  de  Washington. 

Kappeions  ici  que,  conformement  a  la  Convention 
pour  le  reglement  des  reclamations  reciproques  presentees 
par  des  citoyens  des  Etats-Unis  d'Amerique  et  du  Mexique 
ä  Charge  de  leurs  Gouvernements  respectifs,  conclue  ä 
Washington  le  4  juillet  1868,  et  aux  Conventions  <iui 
prorogerent  la  duree  primitivement  fixee  pour  terminer 
les  travaux  de  la  Commission  Mixte,  ä  laquelle  ces  deux 
Gouvernements  ont  eu  recours  en  vertu  du  dit  traite, 
les  Etats-Unis  d'Amerique  avaient  soumis,  au  prolit  de 
l'Eglise  Catholique  de  la  Haute  Californie,  ä  Sir  Edward 
Thomton  une  reclamation  pour  le  paiement  d'une  part 
des  revenus  du  «Fonds  pieux  des  Califomies*  a  parttr 
du  Traite  de  Guadaloupe-Hidalgo  du  30  mars  1848,  en 
vertu  duquel  la  Haute-Califomie  a  passe  sous  la  domi- 
aatton  des  Etats-Unis  d'Amerique. 
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Par  la  eentence  arbitrale  de  Sir  Edward  ThorntoD, 
rendue  le  11  novembre  1875  et  amend6e  par  lui  le  24  octobre 
1876,  U  luoitiä  des  revenus  litigieux  (43,060**/ioa  Dollars 
par  an)  soit  en  tout  la  somme  de  90i,O70^Vioa  Dollars 
correspondant  &  vingt  et  iine  annees  d'int^rets  fut 
allouee  aux  demandeurs. 

Le  Gouvernement  des  Etats-Unis  mexicains  executa 
conscieDcieusement  cette  sentence,  en  payant  les  annuites 
adjugees  par  le  Surarbitre,  mais  refusa  de  payer  les 
trente-trois  atinuites,  depuis  1869.  Le  litige,  issu  de  ce 
refus,  a  ete  soumis,  en  vertu  du  compromie  du  22  mai 
1902,  k  un  arbitrage  suivant  les  stipulatioDs  de  la  Con- 
vention de  la  Haye. 

Aux  termes  du  dit  tnute  de  Washington,  le  Tribunal 
d'Arbitrage  ätait  appele  k  statuer  s'il  y  avait,  en  conse- 
quence  de  la  premiere  sentence  arbitrale,  diose  jugee 
et,  pour  le  cas  oü  l'exception  de  la  chose  jug^e  ne  serait 
pas  admise,  si  la  reclamation,  qui  lui  etait  somnise,  etait 
juste.  S'il  y  avait  res  judicata  la  somme  reclam^  repre- 
sentait  pour  les  ann^s  ^coul^es  l,420,682"/ioo  Dollars  en  or. 

Pour  le  cas  oii  le  principe  de  la  chose  jug^  ne 
serait  pas  admis  par  le  Tribunal,  la  Partie  demanderesse 
räclamait  85  V«  du  revenu  du  Fonds,  une  somme  s'elävant 
au  total  &  3, 108,207  "/io*  Dollars  en  or. 

A  l'egard  de  la  composition  du  Tribunal  il  fut  arrete 
que  deux  Membres  (non  nationaux)  seraient  design^  par 
chaque  Partie. 

L'election  du  Surarbitre,  qui  exercerait  de  droit  les 
fonctions  de  President  d»  Tribunal,  devait  €tre  effectuee 
par  les  quatre  Arbitres. 

Les  Etats-Unis  d'Ämerique  nommerent:  le  tres 
Honorable  Sir  Edward  Fry,  Docteur  en  droit,  si^eant 
autrefois  &  la  Cour  d'Appel,  Membre  du  Conseil  Privä  de 
Sa  Majest4  Britannique,  Membre  de  la  Cour  permanente 
d'Arbitrage,    et    Son  Exellence   Monsieur  de  Martens, 
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Conseillor  Prive,  Membre  du  Conseil  du  Ministere  Imperial 
des  Affaires  Etrang^res  k  St.  Petersbourg,  Membre  de  la 
Cour  permanente  d' Arbitrage. 

Le  cboix  des  Etats-Unie  mexicains  est  tombö  sur: 
Honsieur  T.  M.  C.  Asser,  Docteur  en  droit,  Membre  du 
Conseil  d'Etat  des  Pays-Bas,  ancien  Professeur  ä  l'Üni- 
versite  d'Amsterdam,  Membre  de  la  Cour  permanente 
d'AH>itrage,  et  sur  Monsieur  le  Jonkheer  A.  F.  de  Savomin 
Lofaman,  Docteur  en  droit,  anden  Ministre,  de  l'Interieur 
des  Pays-Bas,  ancien  Professeur  ä  l'Universite  übre 
d'Amsterdam,  Membre  de  la  Seconde  Chambre  des  Etats- 
Generaux.  Membre  de  la  Cour  permanente  d' Arbitrage. 

Aux  termes  de  I'Article  IX  du  traite  les  quatre 
Arbitres  se  reunirent  le  1er  septembre  1902,  dans  l'HAtel 
de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage  k  la  Haye,  pour 
r^Iection  du  Surarbitre. 

Monsieur  H.  Matzen,  Docteur  en  droit,  Professeur  k 
rUniversitö  de  Copenhague,  Conseiller  Extraordinaire  k  la 
Cour  Supr^me,  President  du  Landsthing,  Membre  de  la 
Cour  permanente  d'Arbitrage,  fut  ^lu  4  l'unanimite. 

La  reunion  du  Tribunal  d'Ärbitrage  fut  pr^cedee 
d'un  ecbange  de  correspondances  diplomatiques  et  de 
mömoires  et  contre  raemoires  des  deux  Parties. 

Conform^ment  k  l'article  VI  du  traite,  I'Agent  du 
Gouremement  americaiu  a  d4pos6  dans  le  delai  de  soixante 
jours  apr^  la  sigoature  du  traite  un  memoire  sur  la 
r^damation.  Ce  memoire  contensit  un  expose  de  la 
r^amation,  une  copie  du  dossler  soumis  ä  la  Commission 
Mixte  en  1869  et  la  Correspondance  diplomatique  sur 
l'afbire  en  litige. 

Le  Gouvernement  mexicain  a  presente  dans  le  d^lai 
de  quarante  jours,  conform^meiit  k  l'article  VII  du  traite, 
une  reponse  au  memoire  pour  la  reclamation. 

Le  Gouvernement  des  Etats-Unis  d'Am^rique  designa 
pour  le   representer   dans   le   litige   aupres  du  Tribunal 
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d'Arbitrage,  comme  Agent,  Monsieur  Jackson  H.  Ralston, 
ä  qui  furent  adjomts  comme  Conseils  MM.  William  Lawrence 
Penfield,  juge;  le  Senateur  W.M.Stewart;  le  Chevalier 
Descamps,  Senateur  du  Royaurae  de  Belgique,  Secretaire- 
General  de  »l'Institut  de  Droit  loteraational»,  Membre 
de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage ;  Charles  J.  Kappler ; 
W.  T.  S.  Doyle  et  Garret  W.  McEnerney. 

Le  Gouvernement  mesicain  se  fit  representer  par 
Son  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire 
accr^dit^  k  la  Haye  Son  Exetlence  Monsieur  Emilio  Pardo, 
comme  Agent,  k  qui  Furent  adjoints  comme  Conseils: 
Son  Excellence  Monsieur  Beernaert,  Ministre  d'Etat  Beige, 
Membre  de  la  Qjambre  des  Representants,  Membre  de 
la  Cour  permanente  d'Arbitrage,  et  Monsieur  Leon  Dela- 
croix,  avocat  pres  de  la  Cour  d'Appel  ä  Bruxelles, 

A  la  date  lixee  par  le  traite,  le  15  septembre  1902, 
le  Tribunal  d'Arbitrage,  s'assembla  dans  l'Hötel  de  la 
Cour  permanente  d'Arbitrage,  Prinsegracht  71  ä  la  Haye. 

Le  Bureau  International  de  la  Cour  avait  pris  les 
dispositions  necessaires  pour  l'installation  des  Services  du 
Tribunal  et  pour  Tamenagement  de  la  grande  salle  comme 
salle  d'audience. 

En  consequeace  de  la  decision  prise  dans  la  scanve 
du  Conseil  administratif,  du  10  septembre  1902,  Messieurs 
le  President  et  les  Membres  du  Conseil  se  sont  reunis 
Lundi  le  15  septembre  1902  k  11  heures  du  matin  pour 
souhaiter  la  bienvenue  aux  Membres  du  premier  Tribunal 
d'Arbitrage  emane  de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage. 
Le  Baron  Melvil  de  Lynden,  Ministre  des  Affaires 
Etrangeres  de  Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas,  Presi- 
dent du  Conseil  administratif,  a  prononce  le  discours 
suivant : 

iMessieurs  les    Membres  dn  premier  Tribunal 
Arbitral, 

■C'cst  avec  un  veritable  interöt  et  un  sentiment,  je 
«dirais  presque,  d'allegresse,  que  aous  vous  fusons  accueil 

,C'."-^'^lc 


Zweiter  Bericht  des  iaternationalen  Schiedsgerichts.    71)7 

<su  nom  du  Cons'-il  Administrntif  dans  ces  locaux,  desti- 
•nes  au  fonctionnement  de  la  Cour  Permanente  d'Ar- 
«bitr^e. 

<Ladite  Cour,  dont  vous  etes  les  repr^sentants,  a 
■ete  instituee  par  l'entente  eommune  des  Puiasances,  qtii 
<se  sont  r^unies  sur  la  genereuse  initiative  de  l'Auguste 
«Souverain,  Empereur  de  toutes  les  Russies,  poiir  dimi- 
«nuer  autant  qu'il  leur  serait  possible  les  horreiirs  de  la 
«guerre,  et  en  premier  lieu,  de  les  prevenir,  en  foumis- 
«sont  au  monde  une  autre  maniere  de  resoudre  les  diffi' 
•cultes  et  les  questions  qui  surgiraient  entre  Kations. 
•Cette  enteilte  a  mene  ä  la  conclusion  de  la  Convention 
tde  la  Haye  pour  le  reglement  pacifique  de  conflits  in- 
•temationaux,  par  laquelle,  entre  autres  moyens,  un 
«Systeme  d'arbitrage  a  ete  ^labore,  partant  du  principe 
<que  )a  decisioa  des  questions  internationales  serait  d^ 
tvolue  aux  hommes  les  plus  oomp^tents,  designes  ä  cet 
«effet  par  les  Gouvernements  signataires,  et  joiiissant 
'd'une  independance  complete.  Les  hommes  äminents, 
•ainsi  d^ign^s,  fonneraient  la  Cour  permanente  d'Arbi- 
•trage,  du  sein  de  laquelle  seraient  pris  les  juristes,  qui 
«composeraient  pour  chaque  cause  le  Tribunal  arbitral. 
*En  son  entier,  la  Cour  ne  se  reunit  Jamals;  mais  chaque 
•Tribunal  arbitral  la  repr«5sente,  en  quelque  sorte  comme 
«dans  la  procödure  ordinaire  chaque  Cbambre  d'une  Cour 
«rend  ses  arrets  au  nom  de  cette  Cour. 

•Apres  la  conclusion  de  la  Convention  on  a  de  suite 
«proeede  aux  mesures  necessaires  pour  la  mettre  a  exe- 
■cution,  en  sorte  qu'au  premier  janvier  1901  tout  se 
•trouvait  pret  pour  mettre  en  activite  le  Systeme  d'arbi- 
•trage.  Les  locaux  se  trouvaient  pr^parcs,  les  fonction- 
maires  du  Bureau  International  etaient  nommes,  les  ser- 
•  vices  etaient  organises,  un  nombre  süffisant  de  Membres 
•de  la  Cour  etait  design6,  on  n'attendait  plus  que  les 
■causes  k  juger,  mais  —  comme  si  les  questions  n'abon- 
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«daient  pas  —  les  causes  faisaient  däfaiit.  Personne  ne 
•semblait  vouloir  inaugurer  une  mani^re  de  proceder, 
tque  tous  avaient  pourtant  jug6  etre  la  meilleure. 

*II  ätait  r^serve  au  Nouveau-Monde  de  donnerTexemple 
«et  de  reveiller  la  Vieille  £urope,  qui  semblait  assoupie, 
■ou  du  moins  insoucieuse  ä  cet  egard.  La  grande  Repu- 
«blique  de  l'Amerique  du  Nord  et  sa  voisine,  Celle  du 
■  Mexique,  voyant  que  personne  ne  bougeait  et  qu'une 
linstJtution,  qu'elles  aussi  avaient  contribu^  k  fonder, 
«risqnait  de  tomber  daas  l'oubli  par  desuetude,  se  sont 
•mises  d'accord  pour  montrer  au  monde  civilise  que  ce 
«n'est  pas  ä  ime  vaine  chim^re  qu'elles  avaient  adhere 
<en  constituant  cette  Cour,  mais  qu'elles  entendaient  en 
«faire  vraiment  un  instrument  vivant  de  paix  et  de  con- 
icorde,  en  lui  def^rant  la  Solution  de  differences  d'opinioa 
•existant  depuis  longtemps  entre  elles. 

<Eh  bien,  Messieurs,  le  Conseil  Administratif,  qui 
<n'a  ni  le  droit  ni  le  d^ir  de  s'immiscer  dans  la  juris- 
«prudence  de  la  Cour,  a  pourtant  senü  le  besoin  de  vous 
«temoigner  la  vive  satiafaction  qu'il  ^prouve  k  la  suite  de  ce 
«noble  exemple,  donne  par  les  deux  Republiques  d'outre- 
«mer,  et  de  venir  vous  souhaiter,  ä  vous,  premiers  Arbitres 
«fonctionnant  de  la  maniere  prevue  par  la  Convention  de 
«la  Haye,  la  bienvenue  dans  ces  lieux  k  l'occasion  de 
«votre  premiere  seance.  11  met  ä  votre  pleine  et  entiere 
•disposition  le  personnel  et  les  locaux  du  Bureau  Inter- 
«national  et  il  exprime  le  vceu,  qu'une  fois  entam^,  l'action 
«de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage  ne  cessera  pas  tant 
«que  des  causes  de  dissentiment  continueront  k  existcr 
«entre  les  Nations,  et  que  son  Intervention,  appellee  par 
•celles-ci  de  leur  propre  gre  et  ne  s'imposant  par  la  force 
«ä  personne,  contribuera  puissamment  au  maintien  de  la 
*paix  du  monde.» 

Ensuite  Monsieur  Matzen,  Surarbitre  et  President  du 
Tribunal  d'Arbitrage,  a  prononc^  le  diacours  suivant: 
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Excellences, 

>Au  Dom  du  Tribunal  ici  present  j'ai  l'bonneur  de 
tremercier  Votre  Excellence  pour  les  bonnes  et  aimables 
«paroles  qu'Elle  a  bien  voulu  nous  adresser,  ainsi  que 
<  toutes  Vos  Excellencea  ici  presentes,  President  et  Membres 
•du  Conseil  Administratif  de  la  Cour  Permaaente  d'Arbi- 
■trage,  du  courtois  accueil  qu'Elles  ont  bien  voulu  qous  faire. 

«Je  tiens  ä  vous  exprimer  notre  sincere  gratitude 
■pour  toutes  les  mesures  efficaces  que  vous  avez  prises 
■pour  rinstallatioD  de  la  Cour  d' Arbitrage  et  de  ces 
■differents  Services  administratifs,  dont  nous  sommes  les 
«Premiers  k  profiter. 

■Nous  esperons  que  Vos  Excellences  nous  feront 
■I'honneur  d'assister  k  la  premiere  seance  du  premier 
«Tribunal  d'Arbitrage  emane  de  la  Cour  Permanente 
■d' Arbitrage,  qui  a  ete  etablie  par  les  Puissances  des 
'deux  MoDdes  pour  faciliter  le  recours  ä  l'Arbitrage  et 
»le  Tribunal  actuellement  constitue  est  la  preuve  evidente 
•que  rinstitution  de  la  Cour  n'a  pas  ete  infnictueuse. 

«Le  Tribunal  represente  le  premier  de  ces  fniits. 
«Peut-etre  dirat-on  que  ces  fruits  sont  encore  un  peu 
■rares  et  plutöt  modestes  et  qu'uue  hirondelle  ne  fait 
■pas  le  printemps,  mais  il  nous  est  permis  d'esperer 
«neanmoias  que  dans  l'avenir  sous  l'egide  et  grilce  aux 
■bons  soins  du  Conseil  administratif,  representant  les 
«Puissances  reunies  qui  ont  cree  rinstitution,  eile  portera 
•de  plus  en  plus  de  bons  fruits  de  sorte  que  la  Ville  de 
•la  Haye,  la  Residence  Royale,  oü  siege  la  Cour,  sous 
•les  auspices  de  Sa  Majeste  l'Ai^uste  Souveraine  des 
*Pays>Bas,  deviendra  de  plus  en  plus  le  centre  de  la 
•justice  internationale  et  par  cela  m€me  le  foyer  de  la 
«paix  d'oü  rayonne  la  boone  et  cordiale  entente  entre 
■les  Nations.* 

Le  Tribunal  d'Arbitrage  s'estensuite  reuni  äll'Aheures 
dans  la  grande  salle  destinee  aux  seances. 
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Monsieur  Matzen  apris  place  au  fautcuil  delaprüsidcnce. 

A  la  droite  du  President  siegeait  Son  Excellence 
Monsieur  de  Martens  et  ä  sa  gauche  siögeait  Monsieur 
Ässer. 

Aux  extremites,  Monsieur  De  Savornin  Loliman  avait 
pris  place  ä  droite  et  Sir  Edward  Frj'  ä  gaucbe. 

Le  President  a  prononce  un  discours  d'ouverture  qui 
se  trouve  imprime  dans  un  recueil  publie  par  le  Bureau 
International  de  la  Cour  contenant  les  Actes  et  Proto- 
coles  concemant  le  litige  du  «Fonds  pieux  des  Cali- 
fomies». 

Le  President  invita  Monsieur  L.  H.  Ruyssenaers, 
Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  de  Sa 
Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas,  Secretaire-General  de 
la  Cour  permanente  d'Ärbitrage  ä  remplir  les  fonctions 
de  Secretaire-General  du  Tribunal  et  nomma  comme 
Secrötaires  du  Tribunal:  Monsieur  Walter  S.  Penfield; 
Monsieur  Luis  Pardo,  Premier-Secretaire  de  la  Legation 
du  Mexique  k  Bruxelles,  et  Monsieur  le  Jonkheer  W. 
Roell,  Premier-Secretaire  du  Bureau  International  de  la 
Cour  permanente  d'Ärbitrage. 

Quant  ä  la  question  des  langues  le  President  declara 
que  le  Tribunal  avait  decide  que  la  langue  fran^aise  serait 
Celle  du  Tribunal,  sauf  le  droit  des  Parties  de  parier 
aussi  en  anglais. 

Le  Secretariat  fut  cbarge  de  l'elaboration  des  proces* 
verbaux  des  seances  du  Tribunal,  qui  seraient  rediges  en 
frani^ais  et  d'apres  les  Instructions  formelles  du  President 
sous  une  forme  tres  concise. 

Ces  proces- verbaux  contenus  dans  des  Protocoles  ont 
ete  certifies  par  les  signatures  du  President,  des  Agents 
des  deux  Parties  et  du  Secretaire-General. 

Les  Parties  ont  pris  les  mesures  n^cessaires  pour 
faire  stenographier  a  leurs  frais  les  comptes-rendus. 
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Le  Tribunal  decida,  avec  rasseDtiment  des  Parties, 
que  les  debats  seraient  publics,  mais  que,  vü  l'e^igiiJte 
de  TcBpace  qui  pourrait  etre  reserve  au  public,  celui-ci 
ne  serait  admis  que  sur  la  presentation  de  cartes  speciales 
ä  dölivrer  par  le  Secretaire-Gen^ral. 

La  procedure  devant  le  Tribunal  6tait  basee  sur  le 
Reglement  de  la  procedure  arbitrale  consigne  dans  la 
Convention  pour  le  reglemont  pacifique  des  conflits  inter- 
nationaux,  conclue  k  )a  Haye  le  29  juillet  1899  (articles 
30  et  suivants),  mais  en  outre  le  Tribunal  a  etabli  les 
regles  de  procedure  suivantes  &  suivre  devant  le  Tri- 
bunale: 

«l".  attendu  que  ce  sont  les  Representants  des  Etats- 
*Unis  d'Amerique  qui  ont  ouvert  les  debats  en  leur  qua- 
■lite  de  Partie  demanderesse,  la  parole  sera  donnce  aux 
«Representants  des  Etats-Unis  Mcxicains  comme  Partie 
«defenderesse  aussitöt  que  la  Partie  demanderesse  aura 
«termine  son  plaidoyer.  Ensuite  les  deux  Parties,  si  elles 
<le  desirent,  altemeront  encore  une  fois  dans  le  meme 
< ordre ; 

<2o.  les  Parties  ont  )e  droit  de  faire  parier  tous  leurs 
'Conseils  tant  pour  le  premier  plaidoyer  que  pour  la 
«reponse.  Pour  la  replique  et  la  dupliqiie  chaque  Partie 
«designera  un  seul  de  ses  Conseils  pour  piendre  la  parole, 
«sauf  le  droit  des  autres  Conseils  d'intervenir  pour  r^- 
«pondre  aux  objections  qui  concemeraient  specialement 
«le  discours  qu'ils  ont  prononce.> 

Afin  de  garantir  la  marche  reguliere  et  conlinue  des 
debats  le  Tribunal  a  decide  que  les  seances  du  Tribunal 
auraient  lieu  tous  les  jours  de  10  heures  ä  midi  et  de 
2'/j  beures  ä  5  beures,  jusqu'ä  la  fin  des  debats;  et  que 
toute  proposition  ou  demande  des  Parties  en  litige  con- 
cemant  la  marche  de  la  procedure  arbitrale  ou  l'inter- 
pr^tation  des  regles  etablies  devrait  etre  formulee  par 
^crit. 
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Ces  decisions  du  Tribunal  ont  ete  notifiees  par  le 
Secretaire-G^neral  aux  Agents  des  deux  Parties. 

Outre  les  actes  et  documenU  contenaiit  les  moyeos 
invoques  dans  la  cause  et  remis  au  Tribunal  avant  les 
seanees  de  nouvelles  publications  et  d'autres  actes  et 
documeuts  se  rapportant  ä  la  cause  en  litjge  furent  soU' 
mis  pendant  les  debats  au  Tribunal,  du  consentement 
des  Parties.  Tous  ces  documents,  sans  exception  aucune, 
ont  ^te  deposes  au  Greffe  du  Tribunal  oü  ils  les  deux 
Parties  ont  eu  la  faculte  de  les  examincr. 

Le  Tribunal  a  sieg^  le  16,  17,  22,  23,  24,  26,  27,  29 
et  80  septembre,  ainsi  que  le  1"  octobre. 

£n  raison  de  la  cer^monie  des  funerailles  de  Sa 
Majeste  la  Reine  des  Beiges  le  Tribunal  n'a  pas  siege 
jeudi  le  25  septembre  ni  vendredi  matin  le  26  septembre. 

Le  premier  plaidoyer  et  la  repoDSe  etaieat  termiaes 
le  27  septembre. 

Ävec  l'assentinient  de  la  Partie  defeoderesse  le  Tri- 
bunal, deferant  ä  la  demande  du  Chevalier  Descanips, 
Gonseil  des  Etats-Unis  d'Amerique.  qui,  par  suite  de  son 
absence  a  ßruxelles  n'avait  pu  assister  a  la  s^ance  du 
23  septembre,  oü  il  aurait  du  prendre  la  parole,  a  decidä 
que  pour  la  repliqiie  et  la  duplique  chaque  Partie  pour- 
rait  designer  deux  de  ses  Conseils  pour  prendre  la  parole 
au  lieu  d'un  seul  ainsi  qu'il  avait  4te  ordonne  par  le 
Tribunal  et  notifie  au  Parties  le  15  septembre. 

A  la  fin  de  la  seance  du  l"  octobre  le  President 
pronon<^  la  clöture  des  debats  et  declara  que  le  Tribunal 
delibererait  sur  l'affaire  en  litige  en  ajoutant  que  la  sen- 
tence  serait  lue  dans  une  seance  publique,  k  laquelle  les 
Agents  et  Conseils  des  deux  Parties  seraient  düment 
appeles. 

Puis  le  Tribunal  s'ajouma  sine  die. 

Apres  la  clöture  des  debats  aucun  nouveau  document 
de  la  part  des  Parties  en  litige  n'a  et^  acceptä  par  1a 
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Tribunal.  Afln  d'eviter  tout  mal-eDtendu,  dans  cette  que- 
stion,  le  Tribunal  a  fait  notjfier  par  le  SecretaJre-General 
aux  Agents  des  deux  Parties  tjue  le  Tribunal  svait  decide 
de  refuser  absolument  de  prendre  connaissance  de  nou- 
veaux  memoires  apres  la  clöture  des  debats. 

Comme  il  y  avait  lieu  de  croire  que  Tun  ou  peut- 
etre  meme  quelques-uns  des  Conseils  pourraient  etre 
ftbsents  au  moment  de  la  Convocation  du  Tribunal  k  la 
seance  dans  laquelle  la  sentence  serait  rendue,  le  Tribu- 
nal, d'accord  avec  les  Agents  des  deux  Parties,  a  decide 
que  les  Agents  seuls  seraient  prevenus  officiellement  de 
la  date  de  la  dite  seance  en  sollicitsnt  leur  obligeante 
intervention  ä  l'effet  de  faire  par\'enir  ä  leurs  honora- 
bles  Conseils  les  Communications  neeessaires  concemant 
la  reunion  du  Tribunal. 

La  sentence  devait,  en  vertu  de  l'article  IX  du  traite, 
etre  rendue  dans  le  delai  de  trente  jours  ä  partir  de  la 
demiere  seance. 

D'apres  les  instructions  du  President  du  Tribunal, 
le  Secretaire-General  a  porte  le  11  octobre  ä  la  eonnais- 
sance  des  Agents  des  deux  Parties  que  la  sentence  ar- 
bitrale  serait  lue  en  seance  publique  le  14  octobre  ä 
5  heures  de  l'apres-midi,  en  les  priant  de  vouloir  bien 
inviter  Messieurs  les   Conseils  a  assister  ä  cette  seance. 

A  la  date  et  ä  l'heure  äxee  le  Tribunal  s'est  reuni 
en  seance  publique. 

Sur  l'invitation  du  President,  Monsieur  Riiyssenaers, 
Secretaire- General  du  Tribunal,  a  fait  lecture  de  la  sen- 
tence arbitrale  doat  voici  les  conclusions: 

1°.  Que  la  dite  reclamation  des  Etats-Unis  d'Ame- 
rique  au  pro&t  de  l'Arcbeveque  de  San  Francisco  et  de 
l'Eveque  de  Monterej  est  regle  par  le  principe  de  la  res 
judicata,  en  vertu  de  la  sentence  arbitrale  de  Sir  Edward 
Thomton  du  11  novembre  1875  amendee  par  lui  le  24  oc- 
tobre 1876. 

46 
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2°.  Que,  conform^ment  ä  cette  sentence  arbitrale,  le 
Gouvemement  de  )a  Republique  des  Etats-Unis  Mexicains 
devra  payer  au  Gouvemement  des  Etats-Unis  d'Ämerique 
la  somoie  d'un  million  quatre  cent  vingt  mille  six  ceot 
quatre  vingt  deux  Dollars  du  Mexique  et  soixante  sept 
Cents  {l,420,682°'J,oa  DoUars  du  Mexique)  en  monnaie 
ayant  cours  legal  au  Mexique,  dans  le  delai  fixe  par 
l'Article  X  du  Protocole  de  Washington  du  22  mai  1902. 

Cette  somme  d'un  million  quatre  cent  vingt  mille 
six  cent  quatre  vingt  deux  Dollars  et  soixante  sept  Cents 
(l,420,682''Vioi)  Dollars)  constituera  le  versement  total  des 
annuites  4chues  et  non  payees  par  le  Gouvernement  de 
la  Republique  Mexicaine,  savoir  de  la  rente  annuelle  de 
quarante  trois  mille  cinquante  Dollars  du  Mexique  et 
quatre  vingt  dix  neuf  cents  (43,050'^/iod  Dollars  du  Mexique) 
depuis  le  2  fevrier  1869  jusqu'au  2  fevrier  1902; 

3°.  Le  Gouvernement  de  la  Republique  des  Etats-Unis 
Mexicains  paiera  au  Gouvemement  des  Etats -Unis 
d'Ämerique  le  2  fevrier  1903,  et  cbaque  annee  suivante 
ä  cette  meme  date  du  2  fevrier,  ä  perpetuite  la  renta 
annuelle  de  quarante  trois  mille  cinquante  Dollars  du 
Mexique  et  quatre  vingt  dix  neuf  cents  (43,060, **/i»  Dollars 
du  Mexique)   en  monnaie  ayant  cours  l^gal  au  Mexique. 

Le  Secretaire-General  a  ensuite  remis  ä  Monsieur 
H.  Ralston,  Agent  des  Etats-Unis  d'Amörique,  et  k  Son 
Excellence  Monsieur  Emilio  Pardo,  Agent  des  Etats-Unis 
Mexicains,  un  exemplaire  signe  de  la  sentence  du  Tribunal, 
destine  ä  leurs  Gouvernements. 

Un  troisieme  exemplaire,  egalement  signe,  a  ete 
depose  au  Bureau  de  la  Cour. 

Def^rant  ä  la  prescripüon  du  protocole,  sign^  ä 
WasbingtOQ,  une  copie  de  la  sentence  certifiäe  conforme 
a  ete  communiquäe  par  le  Secretaire-General  de  la  Cour 
au  Secr^taire  d'Etat  k  Washington,  k  rAmbassadeur  des 
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£tats-Unis  Mexicaios  ä  Washington  et  au  Ministre  des 
Affaires  Etrangeres  des  Pays-Bas. 

Les  depenses  faites  par  le  Bureau  pour  subvenir  aux 
d^peoses  effectuees  specialemcnt  pour  le  Compte  du  Tri- 
bunal ont  et4  support^es,  conformemeiit  k  l'article  XII 
du  traite  de  Washington  et  ä  Tarticle  LVU  de  la  Con- 
vention de  la  Haye,  par  les  deux  Parties  ä  parts  ^ales. 
Ces  depenses  se  sont  elevees  i  la  somme  totale  de 
fl.  208,73. 

II.  Services  administratifs. 

1<|.  Le  Conseil  Administratif  de  la  Cour. 

Le  Conseil  s'est  reuni  au  cours  de  l'annee  1902,  le 
5  niars,   le  28  mai,  le  10  septembre   et  le   19  novembre. 

Dans  sa  seance  du  38  mai,  le  Conseil  a  adopte  une 
propositiou  tendant  ä  siinplifier  les  proces-verbaux  des 
seances  et  h  mentionner  siuiplenient  les  decisions  prises 
ä  chaque  reunion,  au  heu  de  donner  un  corapte-rendu  des 
discussions. 

La  garde  des  archives  du  Conseil  a  et^  confiee  au 
Bureau  de  la  Cour. 

Dans  la  neance  du  10  septembre,  une  proposition  de 
se  reunir  le  15  septembre  pour  souhaiter  la  bienvenue 
aux  Membres  du  premier  Tribunal  d'Arbitrage  k  l'occasion 
de  sa  premiere  seance  a  ete  adoptee. 

Le  Ministre  de  Dänemark,  accredite  depuis  le  29  oc- 
tobre  1902  k  la  Cour  de  Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays- 
Bas,  fait  (a  partir  de  cette  date),  en  vertu  de  l'article  28 
de  la  Convention  de  la  Haye,  partie  du  Conseil  admtnis- 
tmtif. 

Les  Membres  du  Tribunal  d'Arbitrage,  constitue  en 
vertu  du  Traite  coaclu  ä  Washington  le  22  mai  1902, 
«ntre  les  Etats-Unis  d'Am^rique  et  les  Etats-Unis  Mexi- 
cains,  ont  adressä  au  Pr^ident  du  Conseil  administratif 
de  la  Cour  en  dat«  du  14  octobre  1902  une  Note  contenant 
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quelques  reflexions  concemant  la  procediire  k  suivre  de- 
vant  la  Cour  permanente  d' Arbitrage.') 

En  meme  temps  ils  ont  exprime  le  desir  que  cette 
Note  soit  conimuniquee  ä  tous  Jes  Membres  du  Conseil 
administratif  ea  les  priant  de  la  soumettre  ä  la  bien- 
veillante  attention  de  leurs  Gouvernements  et  egalement 
aux  puissances  signataires  de  la  Convention  qui  n'ont  pas 
de  Representants  diplomatiques  aecredites  ä  la  Haye. 

Le  Ministre  des  Affaires  Etrangeres  des  Pays-Bas, 
President  du  Conseil  administratif  de  la  Cour,  s'est  em- 
presse  de  deferer  k  cette  demande  et  a  fait  parvenir  copie 
de  la  Note  precitee  aux  Membres  du  Conseil  administratif. 
ainsi  qu'aux  Puissances  signataires  de  la  Convention,  qui 
n'ont  pas  de  Representants  diplomatiques  accredites  ä  la 
Haye. 

S.  E.  a  offert  ses  remerciments  empresses  au  Presi- 
dent et  aux  Membres  du  dit  Tribunal  pour  cette  impor- 
tante  communication  qui  recevra  toute  l'att^ntion  (ju'elle 
merite. 

D'apres  l'article  XI  du  Reglement  d'ordre  du  Conseil 
administratiF  S.  £.  le  Ministre  de  Russie  a  cesse  de  faire 
partie  de  la  Commission  financiere  le  1"  janvier  1902  et 
a  ete  remplace  ä  cette  date  par  S.  E.  le  Ministre  de 
Belgique,  tandis  que  le  Representant  d'AUemagne  est 
sorti  de  la  Commissioo  financiere  le  1"  janvier  1903,  et  a 
ete  remplace  par  S.  £.  le  Ministre  d'Espagne. 

En  conseqtience,  la  Commission  financiere  pour  l'annee 
1903  se  trouve  composee  comme  suit: 

S.  E.  le  Ministre  d'Autriche-Hongrie ; 

S.  E.  le  Ministre  de  Belgique; 

S.  E.  le  Ministre  d'Espagne. 


')    Les    observations   se    rapportent    aux    ariicles    XXIl' 
XXIV,  XXXVnr,  XXXIX  et  LV  de  la  Convention  de  la  Haye- 
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2*.  Le  Bureau  International: 

a.  Personnel  du  Bureau. 

Le  Bureau,  qui  est  place  sous  la  direction  de 
Mr.  Ruyssenaers,  Secretaire-General  de  la  Cour  d' Arbitrage, 
est  compose  coauue  suit: 

M.  le  Jonkheer  W,  Röell,  Premier-Secretalre ; 

M.  le  Baron  W.  Snouckaert  de  Schauburg,   Commis. 

M.  KOell,  nomme  en  remplacement  de  Mr.  Rochusseu, 
dans  Ja  seance  du  18  decembre  1901,  est  entre  en  fonc- 
tions  le  1^'  janvier  1902. 

Le  Baron  Snouckaert  de  Schauburg,  que  le  Secretaire- 
General,  conformement  4  rautorisotion  qui  lui  avait  ete 
donne  k  cet  egard  par  le  Conseil  administratif,  a  nomiue 
pour  succeder  k  Mr.  Brill,  est  entre  en  fonctions  le 
1"  ferner  1902. 

b.  Travaux  du  Bureau  International. 

Dans  le  courant  de  l'annee  1902  la  correspondance 
du  Bureau  ainsi  que  l'expedition  des  affaires  du  Conseil 
administratif  qui  lui  est  coofiee,  a  pris  une  certaine  ex- 
tension;  notanunent  par  suite  de  uombreuses  Communi- 
cations et  demandes  d'infonnation  emanant  de  publicistes 
et  diff^rentes  associationa  se  rapportant  ä  l'arbitrage  et 
ä  la  Constitution  de  la  Cour  permanente  ainsi  qu'au  fonc- 
tionnement  de  son  bureau. 

Chaque  modification  de  la  liste  des  Membres  de  la 
Cour  a  ete  portee  k  la  connaissance  de  toutes  les  Puis- 
sances  signataires  et  des  listes  rectifiees  des  Membres 
de  la  Cour  ont  en  outre  ete  imprim^es  aux  dates  du 
1"  fevrier,  l«  juillet  et  du  16  decembre. 

Ces  listes  ont  it4  communiqu^es  aux  Membres  du 
Conseil  administratif,  aux  Puissances  signataires  de  la 
Convention  qui  n'ont  pas  de  Representmits  accredites  ti 
la  Haye  et  ä  chaque  Membre  de  la  Cour. 

En&n  le  Bureau  a  ete  Charge  de  toute  la  correspon- 
dance et  de   l'expödition  des  affaires  se  rapportant  au 
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Tribunal  d' Arbitrage,  constitue  en  vertu  du  traite  condu 
ä  Washington  enü%  lea  Etats-Unis  d'Anierique  et  les 
Etats-Unis  mexicains. 

Le  Bureau  a  pense  qu'il  ne  serait  pas  sans  utilite 
de  reunir,  aous  forme  de  Becueil,  les  actes  et  protocoles 
concemant  le  litige  des  Fondations  Califomiennes,  afin 
de  permettre  auz  personnes  s'int^essant  aux  questiong 
d' Arbitrage  d'en  prendre  connaissance.') 

Des  exemplaires  du  dit  Recueil  out  ete  envojes  aux 
Puissances  signataires  de  la  Convention  qui  n'ont  pas 
de  Representants  accr^dites  k  la  Haye,  aux  Membres  du 
Conseil  adtninistratif  et  ä  chaque  Membre  de  la  Cour. 

Quant  k  la  publication  de  tous  les  documents  et  des 
plaidoiries  eile  a  ete  falte  par  rintermediaire  de  Mr.  Jackson 
H.  Ralston,  l'Ägent  d'Amerique. 

Plusieurs  Grouvemements  ont  fait  parvenir  au  Bureau 
des  actes  et  protocoles  se  rapportant  aux  arbitrages  inter- 
nationaux  et  il  va  sans  dire  qu'ü  est  tr^s  desirable  pour 
le  Bureau  de  pouvoir  disposer  non  seuiement  d'une  collec- 
tion  aussi  complet«  que  possible  des  documents,  vises 
par  Tarticle  22  de  la  Convention  de  la  Haye,  mais  aussi 

')  Le  Becueil  renferme  les  actes  et  documents  suivants: 

Trait«  de  Washingtoo  du  22  mai  1902, 

Hemorial  of  the  Uaited  States  of  America  in  the  matter 
of  the  Claim  of  the  Pious  Fund  of  tlie  Californias  against  the 
Republic  of  Mexico, 

Contestacion  al  Memorial  sobre  la  reclamacion  preseiitadä 
por  el  Gobiemo  de  los  E.  U.  de  America  contra  el  de  Mexico 
relativa  al  llamado  «Fonde  Piasoso  de  Californias«, 

Replication  of  the  U.  S.  of  America  to  the  answer  of  the 
Bepublic  of  Mexico  in  reply  to  the  Memorial  relative  to  the 
Pious  Fund  of  the  Californias, 

Conclusions  däpos^es  par  l'Agent  et  les  Conseils  des 
Etats-Unis  Mexicains  pour  la  B^publique  Mexicaine  contre 
LL.  GG.  rArcliev^ue  de  San  Francisco  et  TEv^que  de  Monterey, 

Protocoles  des  s^ances. 

Sentence. 
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de  ceux  qui  se  rapportent  avx  arbitrages  anteri«urs  ä  la 
(Ute  Convention. 

c.  Bibljotheque. 

La  bibliotheque  s'est  enrichie  de  plusieurs  ouvrages, 
panni  lesquels  il  faut  surtout  signaler  69  volumes,  cod- 
cemant  les  reclamations  anglaises  et  americaines  a  Ja 
suite  de  la  guerre  civile  americaine,  que  Son  Excellence 
Sir  Henry  Howard  a  gracieusement  mis  ä  la  disposition 
de  la  Cour  pour  cotnpleter  la  collection  dont  S.  E,  avait 
dote  le  Gouvernement  Neerlandais. 

En  dehors  des  acquisitlons  nouvelles  de  divers  livres 
se  rapportant  au  droit  international  public,  le  Bureau  a 
complete  sa  collection  par  l'achat  des  livraisons  anterieures 
de  Celles  des  publications  periodiques  qui  figuraient  d^jä 
dans  la  bibliotheque. 

Tous  les  ouvrages  constituant  la  bibliotheque  de  la 
Cour  out  ete  inscrits  sur  des  fiches  portant  le  nom  de 
l'auteur,  le  titre  de  l'ouvrage,  le  nombre  et  le  format 
des  Tolumes. 

En  vue  de  faciliter  les  recherches,  les  livres  ont  öte 
relies  en  differentes  couIeurs  d'apres  iin  ordre  etabli  pour 
les  ouvrages  traitant  de  differentes  matieres. 

d.  Gestion  financiere. 

Le  compte  des  d^penses  relatives  ä  l'exercice  1901 
a  et&  examine,  conformement  au  dernier  alinea  de  l'article 
XI  du  Reglement  d'ordre  du  Conseil  administratif,  par  la 
Commission  financiere  le  15  fevrier  et  approuve  par  le 
Conseil  administratif  dans  sa  seance  du  5  mars  1902, 
apres  que  les  pieces  justificatives  eussent  ete  deposees 
au  Bureau.  Ce  compto  se  solde  par  une  somme  totale 
de  d^penses  effectuees  de  fl.  30.438.14,  tandis  que  le 
budget  de  pr^vision  pour  ce  ineme  exercice  s'elevait  au 
Chiffre  de  fl.  41.736. 
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Le  compte  des  depeoses  relatives  ä  l'exercice  1902  & 
6te  exammä  et  approuve  par  la  Commission  financi^re  le 
26  ferner  1903. 

II  se  solde  par  un  cbiffre  total  de  depenses  effectuees 
s'elevant  ä  fl.  2S.768.52Ve,  tandis  que  le  budget  de  Provision 
pour  cet  exercice  atteignait  la  somme  de  fl.  34.950. 

Ce  compte  a  ete  fixe  au  chiffre  de  fl.  28.768.52V«  par 
le  Conseil  administratif  dans  sa  seance  du  6  avril  1903. 

Le  budget  pour  l'exerdce  1903,  s'^levaat  au  chiffre 
de  fl.  33.060,  a  4te  examine  par  la  Commission  financicre 
le  28  octobre  1902  et  approuve  par  le  Conseil  adminis- 
tratif dans  sa  seance  du  19  novembre  1902. 
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B«Uac«  V. 

Wichtige  Aktenstücke  des  schweizerischen 

Staatsrechts. 

Das  „Mandat  vom  Glanben*'  vom  27.  Jannar  1525.') 

Luzern,  1525,  27.  Januar  f.  (Freitag  vor  Purifieationis 
Maria  f.). 

')  Das  'Mandat  vom  Glaubens  ist  eines  der  interessan- 
testen und  »einem  ganzen  Inhalte  nach  doch  wenig  bekannten 
Aktenstücke  der  schweizerischen  Geschichte,  zugleich  das 
letzte  Aktenstück  der  grossen  Zeit,  denn  schon  wenige  Wochen 
später  folgte  die  Schlacht  von  Paria,  das  Ende  derselben;  ein 
noch  sehr  hoffnungsreiches  Schreiben  des  KCnigs  Franzi,  aus 
dem  Lager  von  Pavia  an  Luzern  und  ein  solches  der  «ge- 
meinen Hauptleute»  an  die  Tagsatzung  lagen  derselben  vor. 
Das  Mandat  war  ein  in  letzter  Stunde  gemachter  Versuch 
einer  staatlich  angeordneten  Reformation  der  Kirche, 
oebst  einigen  im  heutigen  Sinne  •sozialpolitischen»  Artikeln, 
betreffend  die  Leibeigenschaft  etc.  In  den  rhatischen  BOnden 
bestand  ein  kurz  vorher  erlassenes  Analogen  in  den  S(%. 
•Dan z er- Artikeln»,  worauf  sich  die  Bündner-Boten  beriefen. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  dieser  von  der  Tagsatzung 
angenommene  Entwurf  noch  der  Ratifikation  durch  die  ein- 
zelnen Orte  unterlag  und  sehr  begreiflich,  dass  er  tbatsftchlicb 
nicht  Konkordat  wurde,  indem  einzelne  Stände  schon  bald 
Ober  denselben  hinausgingen  und  andere,  davon  erschreckt, 
sich  wieder  auch  hievon  zurückzogen.  Namentlich  wollten 
Bern  und  Solothum  die  auf  das  Fasten,  die  Priesterehe  und 
das  Fegefeuer  bezüglichen  Artikel  noch  beseitigt  wissen. 
«Also  zerfielend  die  Ortt  der  Artiklen  halb,  machtend  vyl 
besonders;  wenn  das  die  Zürcher  merktend  wurden  sy  stolz 
und  handfest  in  ihrem  Fümemmen.»    (Salat.) 

Man  mag  auf  dem  heutigen  Standpunkte  bezweifeln,  ob 
eine  allgemeine  Annahme,  wobei  immer  Zarich,  der  erste  Stand 
der  Eidgenossenschaft,  ausgeschlossen  blieb,  von  dauerndem 
Vortheile  gewesen  wäre;  immerhin  war  es  ein  redlicher  Ver- 
such, die  Glaubenseinheit  und  den  Frieden  unter  den  Eidge- 
nossen zu  erhalten,  welcher  zeigt,  inwieweit  die  damidigen 
Eii^nossen  auch  von  den  heutigen  ultramontanen  Anschau- 
ungen entfernt  gewesen  sind. 
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Gesandte:  Bern,  Sebastian  von  Diessbacb').  Luzern, 
Schultheiss  (Hans)  Hug;  Schultheiss  (Jakob)  von  Herten- 
stein;  Schultheiss  (Peter)  Zukäs;  Jakob  am  Ort.  Uri, 
Ammann  (Jakob)  Troger.  S  c  h  w  y  z ,  Ammaan  (GUg) 
Bychmuth;  Vogt  Rcding.  Obwalden,  Ammann  (Nik- 
laus)  Halter.  Nidwaiden,  —  Zug,  GAtscbi  Zhag. 
Glarus,  Ammann  Tschudi.  Basel  (Joder  Brand).  Frei  - 
burg, Lorenz  Brandenburg.  Solothurn,  Schultheiss 
(Peter)  Hebolt.  Schaffhausen,  —  Appenzell,  Am- 
mami  Eisenbut.  III  BQnde,  —  Wallis,  Simon  in 
Alben.  Abt  St.  Gallen,  Ludwig  von  Helmstorf. 
Stadt  St.  Gallen,  Seckelmeister  Keller.  —  (Luzemcr 
Exemplar). 

a.  Es  wird  in  Eile  an  die  Eidgenossen  von  den  BOnden, 
an  den  KOnig  und  die  Hauptleute  im  Feld  geschrieben  be- 
treffend den  drohenden  Abzug  der  Erstem,  um  die  daraus 
erwachsenden  Nacbtheile  zu  verbaten,  h.  Die  Boten  deren 
von  Wallis  geben  die  Erklärung,  sie  werden  bei  dem 
wahren  alten  Christenglauben  bleiben  und  haben  des- 
halb  noch  keine  Zwietracht  im  Lande ;  wenn  aber  je  aus 
diesem  Missglauben  bei  den  Eidgenossen  Zwietracht  und 
Aufruhr  entstünde,  so  werde  Wallis  Leib  und  Gut  für  sie 
einsetzen  und  die  Bündnisse,  Bui^-  und  Landrechtc  treu- 
lich halten,  mit  vielen  freundlichen  Worten,  wofür  man 
den  verbindlichsten  Dank  erstattet,  e.  I.  Für  das  Haupt- 
geschäft, nämlich  die  Festsetzung  «der  Artikel»,  wollen 
Basel,  Schaffhausen  und  Appenzell,  wie  auch  der  Abt  und 
die  Stadt  St.  Gallen  und  die  ßQndner  keine  Vollmacht 
haben,  jedoch  heimbringen,  was  man  ihnen  in  den  Ab« 
schied  gebe.  Die  neun  Orte  aber  sammt  Wallis  haben 
darüber  gerathschlagt  und  Artikel  entworfen  auf  Ver. 
besserung  und  Gefallen  ihrer  Herren ;  auch  ist  beschlossen, 
dieselben  einstweilen  geheim    zu    halten,    bis  die   Eid- 

')   Die   Inf^truktion   (Absch.    X,   211)   nennt   Caspar   von 

Mßliri«>n. 
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genossen  darOber  einig  geworden.  2.  Es  soll  nun  jedes 
Ort  die  Artikel  gründlich  prflfen,  seine  besonderen  An- 
liegen und  Beschwerden  schriftlich  verfassen  und  seinen 
Boten  auf  den  (deshalb  anberaumten)  T^  zu  Luzern,  am 
St  Apollonientag  (9.  Februar)  genügende  Vollmacht  geben, 
um  Ober  die  Artikel  sich  (bald)  zu  verständigen  und  viele 
Tagleistungen  zu  vermeiden.  Auch  Basel,  Schaffhausen, 
Appenzell,  sowie  Abt  und  Stadt  St.  Gallen  werden  er- 
sucht, ihre  Boten  mit  Vollmacht  auf  jenen  Tag  zu  senden, 
damit  sie  bei  der  Berathung  und  Schlussfassung  mit- 
wirken können.  3.  Der  Bote  aus  den  Bünden  erklArt,  seine 
Herren  haben  sich  gegen  ihren  Bischof  bereits  über 
einige  Artikel  vereinbart,  bei  denen  sie  verbleiben  werden ; 
zu  etwas  anderem  habe  er  keine  Gewalt. 

Zu  e.  Artikel  die  auf  Hintersichbringen  von  den 
Boten  der  neim  Orte  und  von  Wallis  zu  Luzern  am 
Samstag  den  28.  Januar  aufgesetzt  worden  sind. 

I.  Da  es  leider  durch  das  Lehren  und  Schreiben  der 
lutherischen  und  zwinglischen  Prediger  in  der  Eidgenos- 
senschaft dazu  gekommen,  dass  der  alte  wahre  christliche 
Glaube  in  vielen  Artikeln,  namentlich  (betreffend)  die 
hl.  Sakramente,  die  Verehrung  der  hochwürdigsten  Jung- 
frau und  der  lieben  Heiligen  verachtet  und  verspottet 
werden,  und  die  Ordnungen,  Satzungen  und  Strafen  der 
Kirche  nichts  mehr  gelten;  damit  nun  aber  der  Mensch 
(der  ohnehin  immer  mehr  zu  Uebel  und  Sünde  als  zu 
Gutem  geneigt  ist)  nicht  so  gar  verwildert  (■verrucht*) 
ohne  Furcht  und.  StraFe  nach  seinem  bösen  Muthwillen 
lebe,  und  nicht  ein  Jeder  sich  einen  Glauben  nach  seinem 
Kopf  und  Verstand  schaffe  (■schöpf»),  zumal  diese  Irrungen 
in  der  Welt  schon  so  weit  um  sich  gegriffen,  und  der 
oberste  geistlicfae  Hirt  der  Kirche  und  die  geistlichen 
Obrigkeiten  in  diesen  Sorgen  und  Nöthen  schweigen  und 
schlafen,  so  haben  die  Eidgenossen  für  gut  und  nothwendig 
erachtet,  dem  vorzubauen,  damit  sie  und  alle  die  Ihrigen 
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von  solcher  Sekte  und  solchem  Missgiauben  nicht  ver- 
giftet und  verfflhit  werden.  Darum  hahen  sie  die  nach- 
folgenden Artikel  gesetzt  und  zu  halten  angenoinmeD  bis 
auf  die  Zeit,  wo  diese  Zwietracht  im  Glauben  durch  das 
Mittel  eines  allgemeinen  Concillums  oder  durch  andere 
genügsame  christliche  Versammlungen,  an  welchen  ihre 
Botschaften  auch  Theil  genommen,  abgestellt,  erläutert 
und  die  Einigkeit  in  der  Kirche  wieder  hergestellt  sein 
wird,  sodass  Jedermann  weiss,  woran  er  ist;  dann  wollen 
sie  wieder  thun,  was  guten  Christen  zusteht 

1.  Es  soll  Jedermann,  er  sei  geistlich  oder  weltlich, 
sieh  baten,  mit  Worten  oder  Schriften  zu  reden  oder  zu 
-disputiren  wider  die  zwölf  Stücke  des  christlichen  Glau- 
bens, wie  sie  (als)  aus  dem  wahren  Wort  Gottes  geschöpft 
von  der  Kirche  angenommen  und  bisher  gehalten  worden. 

2.  Männiglich  soll  unterlassen,  wider  die  hl,  sieben 
Sacramente,  die  von  Christo  und  aus  seinem  Wort  von 
der  hl.  christlichen  Kirche  eingesetzt  sind,  zu  reden,  zu 
schreiben  oder  irgendwie  zu  disputiren,  sondern  jeder 
Christenmensch  sich  beäeissen,  dieselben  zu  verehren 
{« erwirdigen »),  zu  glauben  und  zu  halten  ohne  allen 
Zweifel,  wie  es  die  Kirche  geordnet  und  bisher  gehalten  hat. 

3.  Es  soll  auch  Niemand  unterstehen  und  sich  vor- 
setzen, die  hl.  Sacramente,  besonders  das  Opfer  der  hl. 
Messe,  anders  zu  brauchen  und  mitzutheilen,  als  wie  die 
Kirche  sie  aufgesetzt  und  bisher  gehalten. 

4.  Die  hl.  Sacramente  sollen  auch  uns  Laien  mitge- 
theilt  und  gebraucht  werden  nach  tiisheriger  Uebung 
der  Kirche. 

6.  Es  soll  kein  Laie  das  Sacrament  des  Altars  em- 
pfangen ohne  vorgehende  Beichte  und  Absolution  nach 
der  Vorscbrift  der  Kirche,  noch  dasselbe  unter  beiden 
Gestalten  begehren,  oder  nehmen  wider  die  Ordnung 
der  Kirche. 
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6.  Man  will  jetzt  auch  ia  andern  Ordnungen,  Satz- 
ungen und  Bräuchen  der  Kirche,  als  Fasten,  Beten, 
Beichten,  Busse  thun,  Singen  und  Lesen,  Kreuzfahrten, 
Opfern  und  andern  Ceremonlen,  keine  Aenderung  machen, 
sondern  es  soll  damit  gänzlich  gehalten  werden,  wie  es 
von  den  hl.  VÄtem  und  von  den  Vordem  überliefert  ist. 

7.  Weil  auch  der  alte  Brauch,  in  der  Fasten  und  an 
andern  Tagen  weder  Fleisch  noch  andere  verbotene 
Speisen  zu  essen  '),  aus  guten  vernünftigen,  in  der  hl. 
Schrift  begründeten  Ursachen  von  den  Vätern  eingesetzt 
und  nach  jedes  Landes  Brauch  löblich  hergekommen  ist, 
so  will  man  das  Aei^emiss,  das  aus  der  Uebertretung 
dieser  Satzungen  entsteht,  in  unsem  Städten,  Landen 
und  Gebieten  nicht  eindringen  lassen,  sondern  sie  halten 
wie  von  Alter  her  und  die  Uebertreter  strafen  nach 
jedes  Ortes  Gefallen,  wie  es  früher  zu  Tagen  verab- 
schiedet worden. 

8.  Wir  wollen  auch  nicht  dulden,  dass  Jemand  die 
heihgste  Jungfrau  Maria  oder  die  Heiligen  Gottes  schmähe 
und  entehre,  sondern  wie  alle  unsere  Vordem  und  die 
ciiristliche  Kirche  es  immer  gehalten,  •gütlich*  glauben, 
dass  unsere  liebe  Frau  und  andere  liebe  Heilige  durch 
ihre  Fürbitte  bei  Gott  uns  Gutes  thim  («wol  erschiessen») 
und  Gnade  erlangen  können;  wer  dawider  redete  oder 
thäte,  soll  dafür  strenge  bestraft  werden  nach  Erachten 
seiner  Obrigkeit. 

9.  Es  soll  sich  auch  Niemand  unterstehen,  die  Bildnisse 
(«bildungen  und  figuren»)  unseres  Herrn,  unserer  lieben 
Frau,  des  Kruzifixes  und  der  Heiligen  in  den  Kirchen, 
Kapellen,  Bildhäusem  oder  andern  Orten  zu  schmähen, 
zu   entfernen    zu   zerbrechen   oder   sonst    zu    entehren, 


')  Das  Original  sagt  fehlerhaft:  «Diewil  ouch  der  alt 
bruch  mit  fleisch  und  andern  verbotenen  spiaen  zuo  essen  iii 
der  fasten  etc.  durch  die  b.  vatter  ufgesetzt>  (ist>  etc. 
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sondern  man  soll  die  Gotteshäuser,  Kirchon  und  alle 
Zierden  bleiben  lassen,  wie  von  Alter  her. 

10.  Da  überall  viel  Entzweiung  und  Widerwärtigkeit 
ilurch  das  Predigen  der  Prädikanten  entstanden,  so  wird, 
damit  solches  nach  Vermögen  und  mit  Gottes  Hülfe  ab- 
gestellt und  das  EvangeUum,  das  Gotteswort  und  die  hl. 
Schrift  in  dem  rechten  Sinne,  den  die  heiligen  alten 
Lehrer  in  vielen  berühmten  und  gründlichen  BOchern 
hinterlassen,  dem  Volk  allenthalben  einhellig  gepredigt 
werde,  ernstlich  verordnet,  dass  in  unsem  Städten, 
Aemtem.  Gerichten  und  Gebieten  Niemand  das  Gottes- 
wort und  die  hl.  Schrift  lehren  solle,  der  nicht  von  seinen 
geisüichen  Ordinarien  zuvor  examinirt,  als  tauglich  er- 
fimden,  durch  glaubwürdiges  Zeugniss  dazu  ermächtigt 
und  von  der  weltlichen  Obrigkeit  des  Ortes  zugelassen 
worden;  es  sollen  (also)  keine  Winkelprediger  geduldet 
werden. 

Die  Prädikanten  sollen  das  EvangeUum,  das  neue 
und  alte  Testament  verkünden  und  lehren  nach  dem 
rechten  wahren  Verstand,  wie  es  die  alten  Lehrer,  welche 
die  christliche  Kirche  angenommen,  ohne  Zweifel  aus 
dem  Geiste  Gottes  gethan,  ohne  allen  «Geiz»,  und  darin 
nichts  Anderes  suchen  als  der  Seelen  Heil  und  Besserung 
des  Lebens,  und  sieh  dabeihüten  vor  «andern  Stempfeneien» 
und  Umständen,  auch  vor  allen  Lehren,  die  von  der 
Kirche  nicht  zugelassen  und  der  hl.  Schrift  nicht  gleich- 
förmig sind;  namentlich  soll  ein  Prädikant  das  Gotteswort 
und  die  hl.  Schrift  nicht  nach  seinem  Verstände  derart 
deuten  («hucken»),  dass  seine  Lehre  gegen  die  hl.  Sacra- 
mente,  die  Ehre  Gottes,  die  Jungfrau  Maria,  die  lieben 
Heiligen  und  die  christliche  Kirche  wäre,  wie  es  jetit 
leider  an  vielen  Orten  geschieht. 

Denn  wo  von  einem  Prediger  bekannt  würde,  dass 
er  solche  verführerische  Meinungen  und  den  neuen  Miss- 
glauben lehrte,  soll  er  von  seiner  welUicfaen  Obrigkot 
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abgesetzt,   vertrieben  oder  je   nach  Verschulden  (hfirter) 
bestraft  werden. 

11,  Da  wegen  des  Fegfeuers  und  der  FOrbitte  fftr  die 
Abgestorbenen,  woran  die  Vordem  und  wir  bisher  ge- 
glaubt, was  auch  die  heiUgen  Lehrer  aus  dem  alten  und 
neuen  Testament  genugsam  erwiesen,  die  Konzilien  und 
die  Kirche  bestätigt  und  beobachtet  haben,  durch  die 
lutherische  und  zwinglische  Sekte  ohne  Grund  etwas  Miss- 
glauben und  Widerspruch  erweckt  worden,  so  wird  Joder- 
mann gewarnt,  nicht  so  leichtfertig  nach  dem  falschen 
unbegründeten  Vorgeben  der  Lutherischen  von  dem  wahren 
Glauben  abzustehen;  es  soll  auch  niemand  in  unsem  Ge- 
bieten dagegen  reden  oder  achreiben ;  denn  wer  es  thäte, 
soll  bestraft  werden. 

12.  Es  soll  Jedermann  die  Gotteshäuser,  Klöster, 
Stiftungen  und  Kirchen  bei  ihren  Freiheiten,  Gerechtig- 
keiten und  altem  Herkommen  bleiben  lassen,  keine  Ge- 
walt gegen  sie  brauchen,  ihnen  nichts  vorenthalten  ohne 
Recht;  wer  es  th&te,  ist  von  seiner  Obrigkeit  ernstlich  zu 
bestrafen. 

IL  13.')  Wiewohl  wahr  sein  mag,  dassdie  hl.  Väter 
und  Lehrer,  auch  Päpste  und  Konzilien  in  guter  Meinung 
die  geistlichen  Rechte  mit  vielen  Ordnungen  und  Satzungen 
gemacht  haben,  so  sind  doch  jene  geisÜichen  Rechte  und 
Satzungen  nach  und  nach  vermehrt,  <gestrengert>  und  so 
QberflOssig  gehäuft  und  gegen  die  Laien  missbraucht 
worden,  dass  es  uns  öfters  zu  grossem  Nachtheil  und 
Verderben  gereicht,  und  dieselben  anders  gehandhabt 
werden,  als  es  sein  sollte.  Und  weil  in  dieser  besorg- 
lichen Zeit,  wo  der  Wolf  in  den  Schafstall  Christi  ein- 
bricht und  die  Schafe  zerstreut,  der  oberste  Wächter  und 

')  RandbemerkuQg  von  ungefähr  gleichzeitiger  Hand: 
<Diser  artikel  ist  wider  die  vordrigeu  all,  dann  die  vordrigeo 
Inten,  man  aolle  beliben  bf  der  alten  v&ttren  aataungen, 
cerimonien  eto 
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Hirt  der  Kirche  schläft,  so  gebührt  es  uns,  als  der  weit 
liehen  Obrigkeit,  uns  selber  etlichcrmassen  Hülfe  zu 
schaffen,  damit  wir  uud  die  Unsern  wieder  zur  Einigkeit 
kommen,  bei  dem  wahren  Glauben  bleiben  und  vieler 
Beschwerden  sich  entledigen;  nicht  dass  man  sich  darum 
«gar»  von  der  römischen,  auch  gemeinen  christlichen 
Kirche  abwerfen  und  (ihr)  widersetzen  wolle,  sondern 
einzig  zu  Verhfltung  iind  Unterdrückung  weiteres  Unfalls 
und  Ungehorsams,  wie  auch  Zertrennung  der  Eidgenossen- 
schaft. Deshalb  hat  man  folgende  Artikel  aufgenoinmen, 
jedoch  mit  der  obigen  Protestation  und  Erkläning.  dass 
man  sich  dem  Entscheid  eines  allgemeinen  christlichen 
Konziliums  oder  einer  andern  Versammlung,  welcher  die 
Boten  der  Eidgenossen  auch  beigewohnt,  unterziehen  und 
von  der  Kirche  nicht  sondern  werde  etc. 

1.  (li.)  Die  Leutpriester  imd  Seelsorger  sollen  sieh 
nicht  «uf  den  gyt  legem-,  wie  vordem  (so)  vielfach  ge- 
schehen, sondern  die  hl.  Sakramente  nach  christlicher 
Ordnung  mittheilen  und  von  Geldes  wegen  nicht  ver- 
weigern. 

Dabei  waltet  jedoch  die  Meinung,  dass  dem  Pfarrer 
verabreicht  werde,  was  ihm  gemäss  örtlichen  Brauchen 
und  Rechten  zugehört  hat.  Wenn  aber  der  Leutpriester 
oder  seine  Helfer  darin  zu  streng  und  unredlich  handeln 
wollten,  so  soll  die  weltliche  Obrigkeit  nach  Würdigung 
der  Umstände  darin  entscheiden,  damit  der  gemeine  Mann 
nicht  ausgebeutet  («übemossen»)  werde. 

2.  (15.)  Die  Priester  jedes  Standes  sollen  sich  ehrbar 
und  wohl  halten,  den  Stiftungen  ihrer  Pfründen  sowie 
der  Regfcl  und  Ordnung  ihrer  Gotteshäuser  treulich  nach- 
kommen, sich  alles  laiischen  Wandels  und  Wesens,  (welt- 
licher) Kleidimg  und  «anderer  unehrbarer  Wohnungen» 
enthalten,  uns  Laien  ein  gutes  Beispiel  geben  und  sich 
(überliaiipt)  dermassen  benehmen,  dass  keine  Klagen  Ober 
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sie  laut  werden,   da   man   künftig  an   ibnen  nicht  mehr 
(so  viel)  ertragen  will,  wie  man  bisher  gethan. 

3.  (16.)  Es  soll  jeder  Pfarrer  in  Todesnöthen  bei 
seinen  Untei^benen  bleiben  und  sie  nach  christlicher 
Ordnung  treulich  versehen  und  trösten,  bei  Verlust  seiner 
Pfründe. 

4.  (17.)  Jeder  Priester,  er  sei  Pfarrer,  Chorherr  oder 
Kaplan,  soll  seine  Pfründe  selbst  «besitzen»  und  ver- 
seben, und  niemand  mehr  eine  Absenz  von  den  Pfrflnden 
nehmen  noch  geben.  Wer  aber  seine  Pfründe  nicht  ver- 
walten will  oder  dazu  nicht  tauglich  wftre,  der  soll  sie 
niemandem  Obergeben  als  seinem  EoUator. 

Es  soll  auch  keiner  wegen  «absenter*  Pfründen 
heimliche  Vertrftge  mit  Andern  machen  noch  an  nehmen 
bei  Verlust  seiner  Pfründe. 

Wenn  aber  Einer,  der  noch  zu  jung  ist,  um  Priester 
zu  werden,  eine  Pfründe  besitzt,  so  soll  ihm  die  Nutzung 
von  der  Pfründe  bewilligt  werden,  sofern  er  sie  durch 
einen  geschickten  Priester  versehen  lässt.  Wenn  er  alt 
genug  geworden,  aber  nicht  Priester  werden  will  oder 
dazu  nicht  tauglich  ist,  so  soll  ihm  die  Pfründe  genom- 
men  und  einem  andern,  befähigten  Priester  geliehen 
werden. 

5.  (18.)  Da  sich  jetzt  etliche  Priester  unterstehen, 
eheliche  Weiber  zu  haben,  so  soll  denjenigen,  die  solche 
genommen  haben,  keine  Pfründe  mehr  geliehen  und  das 
priestertiche  Amt  verboten  werden.  De^leichen  soll, 
wenn  ein  Priester,  der  schon  eine  Pfründe  hat,  sich  ver- 
ehelicht, die  Pfründe  ihm  weggenommen  und  das  Priester- 
amt ihm  entzogen  werden,  sodass  er  sich  von  seiner 
Arbeit  em&hren  muss,  wie  andere  Laien. 

6.  (19.)  Ordensleute,  es  seien  Weibs-  oder  Manns- 
personen, welche  aus  ihren  KlOstem  und  dem  Orden 
treten  oder  zur  Ehe  schreiten,  sollen  ihrer  Pfründen  und 
Gotteshäuser  beraubt  sein;    doch   bleibt  jeder  Obrigkeit 

47 
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vorbehalten,  id  solchen  Sachen  strenger  zu  bandeki  und 
den  Schuldigen  Gnade  zu  gewahren  oder  nicht. 

7.  (20.)  Betreffend  den  geisthchen  Gerichtszwang 
und  den  Bann  ist  verordnet,  dass  derzeit,  wo  Niemand 
mehr  darauf  achtet,  kein  Geistlicher  einen  Welthchen, 
oder  ein  Weltlicher  einen  Geistlichen,  oder  ein  Laie 
einen  andern  vor  geistliche  Gerichte  laden  soll,  weder 
um  Geldschulden  noch  Schmähungen,  oder  Frevel,  Zinse, 
Zehnten,  Renten  noch  Gülten,  überhaupt  um  keinerlei 
weltliche  Dinge,  mit  alleioiger  Ausnahme  der  Ehesachen 
und  der  Irrungen  und  der  Späne  betreffend  die  hl,  Sa- 
cramente,  die  Gotteshäuser  und  Kirchen,  oder  Irrlehren 
und  Unglauben,  überhaupt  alle  Dinge,  welche  die  Seele 
berühren ;  die  sollen  vor  den  geisthchen  Richter  gebracht, 
sonst  aber  in  allen  menschlidien  Angelegenheiten  geist- 
hohes  Gericht  und  Bann  gegen  Niemand  gebraucht,  son- 
dern jeder  (Beklagte)  in  den  Gerichten  gesucht  und  be- 
urtheilt  werden,  wo  er  wohnt,  wie  es  gemeiner  Landes- 
brauch und  theilweise  (schon)  in  den  Bünden  festgesetzt 
ist.  Werden  nun  Ehesachen  oder  andere  geisthche  An- 
gelegenheiten an  ein  geisthches  Gericht  gebracht,  so  soll 
der  Richter  sie  beförderlichst  und  mit  den  geringsten 
Kosten  zum  Austrag  bringen,  damit  die  armen  Leute 
nicht  mehr  herumgezogen  und  mit  grossen  Ausgaben 
beladen  werden,  wie  es  früher  Brauch  gewesen;  wenn 
aber  deshalb  Klagen  eingehen,  die  sich  als  begründet 
erweisen,  so  wird  man  auf  weitere  Mittel  zur  Abhülfe 
bedacht  nehmen. 

Vor  dem  geisthchen  Richter  und  besonders  dem 
Bischof  zu  Constanz  sollen  auch  alle  Händel  deutsch  vor- 
getragen und  geschrieben  werden,  wie  in  andern  Bis- 
thOmem  bereits  geschieht,  damit  «wir  Laien*  auch  ver' 
stehen,  was  da  gehandelt  wird.') 


')  Hier  hOrt  im  Original  die  Numerirung  aut 
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8.  1^1.)  Da  zwischen  dem  Sonntag,  wo  man  das  Alle- 
luja  «niederlegt!  (Septuagesima),  und  der  Fastnacht,  wo 
doch  sonst  Jedermann  am  meisten  die  weltUchen  Freuden 
geniesst  (<pfligt>),  dem  gemeinen  Mann  (etliche  Hoch- 
zeiten» verboten  sind,  aber  um  Geld  bewilligt  werden 
so  ist  das  kOnftig  auch  ohne  Geld  zu  gestatten. 

9.  (22.)  Da  wir  und  die  Unsern  mit  mancherlei  römi- 
schen Ablassen  beschwert  und  mn  grosses  Geld  gebracht 
worden  sind,  so  soll  fOrderhin  in  unsern  Landen  kein 
Ablass  um  Geld  zugelassen  werden, 

10.  (23.)  Die  Pfipste  und  Bischöfe  behalten  sich  die 
Absolution  einiger  StUiden  vor;  wenn  aber  solche  Fälle 
eintreten,  so  will  «mam  das  «Volk*  nicht  absolviren,  es 
gebe  denn  ^iel  Geld  darum;  auch  in  ehrbaren  geziemen- 
den Sachen  wird  ungeachtet  der  Noth  keine  Dispensation 
ertheilt,  sie  werde  denn  mit  Geld  ausgewirkt  («usge- 
wegen>,  aufgewogen?).  Da  ist  unsere  Meinung:  Was  mit 
Geld  bei  den  Päpsten  und  Bischöfen  erreicht  werden 
kann,  soll  ohne  Geld  jeder  Pfarrer  dem  gemeinen  Manne 
zukommen  lassen,  ohne  Rflcksicbt  auf  päpstliche  und 
bischOfticbe  Gewalt,  bis  auf  weitem  Besclieid. 

11.  (24.)  Der  Curtisanen  halb,  welche  die  Pfründen 
anfallen,  vrird  einfach  verordnet:  Es  soll  in  Zukunft  nir- 
gends mehr  gestattet  werden,  dass  Einer  des  Andern 
Pfrönde  anfalle,  und  wenn  solche  »römische  Buben» 
kämen,  sollen  sie  gefangen  und  dermassen  bestraft  wer- 
den, dass  man  später  vor  ihnen  sicher  ist. 

12.  (26.)  Wenn  Jemand,  Mann  oder  Weib,  in  Krank- 
heit oder  Todesnöthen  liegt,  so  soll  keine  geistliche  Per- 
son, weder  Priester  noch  Mönche,  Nonnen,  Beginen  etc., 
den  Kranken  um  ein  Testament  oder  Schenkung  seines 
Vermögens  ansprechen  ohne  die  Gegenwart  der  rechten 
Erben;  will  aber  derselbe  aus  freiem  Willen  ein  Ver- 
mächtnis errichten,  so  soll  das  geschehen  vor  drei  lauschen 
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Mannspersonen  oder  nach  Brauch  und  (rewohnheit  jede» 
Ortes,  wobei  jedermann  sein  Recht  vorbehalten  bleibt. 

13.  (26.)  Wenn  eine  geweihte  geistiiche  Person  mit 
einer  welthchen,  oder  ein  Laie  mit  einem  Geistli<^en 
Streit  bekommt,  so  sollen  beide  Theüe,  wenn  Friede  ge- 
boten wird,  denselben  geben  und  nehmen  nach  allge- 
meinem Landesbrauch. 

14.  (27.)  Da  bisher  die  Pnesterschaft  sich  zum  Theil 
ungeschickt  und  unehrbar  gehalten  und  böse  HSndel  ver- 
übt, die  bei  Laien  an  Leib  und  Leben  bestraft:  worden 
wären,  die  Uebelthäter  aber  von  den  Bischöfen  als  ihren 
ordentlichen  Obern  nur  leicht  gestraft  und  meistens  (bald) 
wieder  aus  dem  Gefängniss  entlassen  worden,  und  weil 
sich  das  Laster  und  der  Uehermuth  («frevelbeit»)  unter 
ihnen  mehrt,  und  man  die  gegenwärtige  Zwietracht  und 
Unruhe  hauptsächlich  (*gar  nach>)  von  ihnen  hat,  so 
wird  beschlossen:  Wenn  ein  Priester  oder  irgend  eine 
andere  geweihte  Person  Verbrechen  begeht,  durch  die 
man  das  Leben  verwirkt,  so  soll  die  weltliche  Obrigkeit, 
in  deren  Gebiet  der  Uebelthäter  ergriffen  wird,  den- 
selben an  Leib  und  Leben  bestrafen  wie  einen  Laien, 
ohne  Rücksicht  auf^ie  Weihe. 

15.  (28.)  Da  durch  die  Druckerei  und  die  lutherischen 
oder  zwinglischen  Schriften  viel  Unruhe  und  Unglauben 
bei  dem  gemeinen  Mann  entstanden,  so  soll  in  unsem 
Städten  und  Gebieten  Niemand  solche  Schriften  drucken 
oder  feil  bieten ;  werden  solche  BflchJein  bei  einem  *Budi- 
führer»  (Händler,  Hausirer)  gefunden,  so  ist  derselbe 
schwer  zu  bestrafen ;  wer  solche  Schriften  feilhalten  sieht 
und  sie  dem  Krämer  wegnimmt,  zerreisst  oder  in  den 
Kotli  wirft,  soll  damit  nicht  gefrevelt  haben. 

m.  Da  bisher  der  gemeine  Mann  von  geistlichen 
Prälaten  und  Gotteshäusern,  auch  von  edeln  und  un- 
edeln  Gerichtsherren  allenthalben  der  Leiheigenschaft 
wegen  mit  der  Ungenossame,  Fällen,  Lassen  und  andern 
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Herrlichkeiten  gar  hart  und  streng  bedrückt  worden  ist, 
so  wird  erkannt: 

1.  (29.)  Betreffend  den  Lass  (das  ist,  wenn  ein  Leib- 
«igtiner  ohne  Leibeserben  stirbt,  aber  Schwestern  oder 
Brüder  binterlasst,  und  sein  «Halshem  ohne  Rücksiebt 
auf  diese  rechten  Erben  zugreift  und  von  der  fahrenden 
Habe  einen  Theil  nimmt,  da  die  Hälfte,  anderswo  den 
dritten  Theil,  etc.):  Es  soll  in  Zukunft  keiner  mehr  ge- 
geben noch  genommen  werden.  Ebenso  wird  abgekannt 
der  ähnliche  Brauch,  der  «antragende  Hand*,  «Hagstolz» 
oder  anders  genannt  wird,  vermOge  dessen  der  HalsbeiT 
den  Leibeigenen,  der  ohne  Leibeserben  stirbt,  in  der 
fahrenden  Habe,  auf  Kosten  der  Brüder  oder  Schwestern 
imd  anderer  Blutsverwandten,  ganz  oder  zur  Hälfte,  über- 
haupt ungleich  beerbt 

2.  (30.)  In  dem  *Fa]l>  sollen  die  Gotteshäuser  und 
andere  (Herren)  die  armen  Leute,  namentlich  die  Haus- 
armen, nach  Möglichkeit  schonen  und  gnädig  behandeln. 
Denn  wo  femer  bezügliche  Klagen  zu  T^e  kämen,  wie 
es  vormals  oft  geschehen,  so  würde  man  weitere  Mittel 
suchen,  damit  dem  armen  Manu  geholfen  und  er  dieser 
Beschwerde  entledigt  würde. 

3.  (31.)  Der  Ungenossamo  wegen  (dass  nämlich,  wenn 
ein  eigener  Mensch  ausserhalb  der  eigenen  Leute  seines 
Halsherm  ein  Weib  oder  einen  Mann  nimmt,  er  dafür 
von  dem  Herrn  gebüsst  wird)  soll  Niemand  gestraft  wer- 
den, weil  die  Ehe  ein  Sacrament  ist,  und  Jeder  darin  frei 
sein  soll. 

4.  (32.)  Wenn  ein  Leibeigener  von  seinem  Herrn  sich 
loskaufen  will,  so  soll  ihm  das  für  eine  billige  Gebühr 
vergönnt  und  nicht  abgeschlagen  werden.  Wenn  aber 
der  Herr  zu  viel  Lösegeld  fordert,  so  soll  die  hohe  Obrig- 
keit nach  Billigkeit  darin  vermitteln  und  entscheiden. 

6.  (33.)  Da  wir  Laien  von  den  geistlichen  Fürsten, 
Prälaten,  KlOstem  und  Stiften  und  andern  geistlichen 
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Leuten  seit  langer  Zeit  empfindlich  beschwert  und  be- 
drückt worden  sind  durch  Ankauf  liegender  und  (anderer) 
zflitliclier  Crfiter  zu  ihren  Händen,  so  wird  verordnet,  dass 
künftig  geistliche  H&user  und  Personen  keine  liegende 
Güter  kaufen  sollen  ohne  Bewilligung  der  weltlicheii 
Obrigkeit  jedes  Ortes. 

6.  (34.)  Es  sollen  auch  die  KlOster,  Stifte  und  andere 
geistliche  Häuser,  die  in  der  Eidgenossenschaft  liegen. 
Geld  auf  ewige  und  (un)ab]ÖsIiche  Zinse  anlegen  weder 
ausserhalb  noch  innerhalb  der  Eidgenossenschaft  ohne 
Wissen  und  Willen  der  Obrigkeit,  worin  das  betreffende 
Gotteshaus  liegt. 

7.  (35.)  Jedes  Gotteshaus  soll  schuldig  sein,  jährlich 
der  Obrigkeit,  in  deren  Gebiet  es  liegt,  Rechnung  zu 
geben  über  Einnahmen,  Ausgaben,  Vermögen  und  «alle 
Handlungen*. 

8.  (36.)  Welcher  Mensch,  er  sei  gesund,  krank  oder 
im  Todbett,  um  Gottes  Willen  etwas  an  Stiftungen, 
Pfründen  oder  (sonst)  zu  geistlichen  Händen,  was  man 
nicht  eigentlich  verwehren  will,  zu  vermachen  wünscht, 
soll  ein  solches  Vermäcbtniss  frei  von  der  Hand  geben 
und  nichts  auf  seine  liegenden  Güter  als  ewige,  nicht 
ablösbare  Zinsen  legen  und  die  Güter  irgendwie  belasten. 
Das  so  vermachte  Hauptgtit  soll  dem  weltlichen  Pfleger 
des  (beschenkten)  Gotteshauses  übergeben,  um  jährliche 
Gülten  angelegt  und  bei  jeder  Ablösung  wieder  durch 
die  weltlichen  Vögte  versorgt  werden. 

9.  (37).  Niemand*  soll  dem  Andern  das  Seine  mit 
Gewalt,  ohne  Recht  vorenthalten,  sondern  Jeder  dem 
Andern  geben,  bezahlen  und  halten,  was  er  schuldig  ist, 
es  seien  Zinse,  Renten,  Gülten,  kleine  und  grosse  Zehnten, 
Schulden  und  andere  Gerechtigkeiten;  es  sollen  auch 
Briefe,  Siegel  und  Verschreibungen  in  Kräften  bleiben 
imd  treu  gehalten  werden. 
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10.  (38).  Schliesslich  wird  vorbehalten,  dass  jedes  Ort 
und  jede  Obrigkeit,  wenn  sie  oder  Jemand  in  ihrem  Ge- 
biet  von  geistlichen  Prälaten  oder  Grotteshäusem  etc. 
durch  Missbräuche  bel&stigt  würde,  darin  billige  Abhülfe 
schaffen  möge;  doch  sollen  solche  Mittel  den  hier  ver< 
schriebenen  Artikeln  keinen  Eintrag  thun.') 

Das  Solothumer  Archiv  (Absch.  Bd.  XIII)  hat  zwei 
von  der  gleichen  Hand  geschriebene  Exemplare,  die  aber 
sowohl  unter  sich  als  von  der  Bemer  Abschrift  abweichen. 
Das  erste  trfigt  im  Titel  das  Datum  28.  Januar,  das  zweite 
lasst  diesen  Theil  der  Ueberschrift  weg,  ^isst  den  transi- 
torischen  Schlusssatz  etwas  allgemeiner  ■)  und  dürfte 
das  Resultat  einer  spätem  Beratbung  sein  (z.  Theil  mit 
Rücksicht  auf  einige  Forderungen  von  Bern?). 

4.  (17).  In  Sei.  II.  anders:  <Item  als  dann  bishar 
ein  grosser  missbnich  gewesen,  dass  etwa  ein  priester 
zwo  oder  mehr  pfarren  und  seelsorgen  gehebt  und  die 
durch  ander  verseehen  und  verüben  und  darvonabsent 
genommen  bat,  desshalb  die  underthanen  ganz  schlecht- 
hch  versehen  worden  sind  etc.,  sClichs  wellen  vrir  nitmer 
lyden  (und)  babent  darum  geordnet,  dass  fürhin  kein 
priester  mer  dann  ein  pfarr  und  seelsorg  haben  soll,  und 
soll  ein  jeder  uf  siner  pfarr  selb  sitzen,  die  verseehen 
und  keinem  andern  befelhen,  und  soU  fürhin  von  keiner 
ptarr  kein  absent  geben  noch  genommen  werden.  Des- 
gUch  soU  ein  jeder  priester,  so  ein  caplany  hat,  ouch 
selber  uf  der  pfniond  sitzen  und  die  verseben,  wie  sin 
dotatz  und  Stiftung  uswyst,  und  soll  von  keiner  caplany 
kein  al^ent  geben  noch  genommen  werden»  .  .  .  (Heimliche 
Verträge  unters^).  «Doch  so  haben  wir  hierin  usge- 
Bchlossen,  wo  ein  pfarrer  oder  anderer  erlicher  priester 

')  Am  Schlüsse  steht  die  Weisimg:  «Item  es  soll  jeder 
pott  dise  copy  und  artikel  uf  nächsten  tag  gen  Lucem  mit 
im  bringen.» 

*)  «uf  den  nächsten  tag,  wo  der  ain  wirt.» 
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zuosampt  siner  pfarr  und  pfnioud  noch  me  pfruonden 
bette  oder  überkäme,  es  w&rent  korherrenpfnioDden  oder 
ander  pfruonden  in  den  stiften  und  gottshOsem,  der  bisbar 
der  brucb  und  ir  frybeit  gewesen,  dass  sie  nit  residieren 
und  persSnlicb  daruf  sitzen  müessent,  lassen  wir  jetzmal 
nach,  damit  die  wirdigen  stiften  und  gottsbOser  oucb  alt 
von  iren  fryheiten  getrungen  werden,  faiemit  einer  jeden 
oberkeit  ir  band  offen  behalten,  darin  ze  b&ndlen  je  nach 
gestalt  der  Sachen.  > 
Das  Uebrige  gleich. 

7.  (20).  Sol.  II.  bat  nach  dem  ersten  Lemma  die 
folgende  Bestimmung:  tNamlicben  ist  unser  meinung 
und  Ordnung,  ob  sich  begftb  in  eesacbea  und  andern 
hftndlen,  dardurch  wir  leyen  fQr  geistlich  gericht  mochten 
erfordert  und  gewisen  werden,  sollent  doch  sölich  hfindel 
weder  fflr  die  bischoff  noch  ir  amptlQt,  commissarien  uld 
fQr  den  geistlichen  richter  nit  kommen,  sondern  zuo  voran 
an  jedes  weltliche  oberkeit  gebracht  werden,  und  nach- 
dem dann  die  weltlich  oberkeit  die  bändel  und  sachen 
findent,  demnach  soll  die  weltUch  oberkeit  nach  gestalt 
der  sach  darin  handien,  entscheid  und  erlüterung  darum 
geben  oder  den  handel,  ob  sy  (das)  notwendig  bedunkt, 
für  den  geistheben  richter  wysen.* 

Dagegen  fehlt  der  Satz,   der  rasche   Erledigung  der 
Prozesse  und  billige  Taxen  etc.  fordert. 
1.  (29),  2.  (30)  fehlen  in  Sol.  XI. 

8.  (36).  Nach  diesem  Artikel  bat  Sol.  IL  den  völhg 
neuen  Passus:  «Item  der  ewigen  zinsen  halb,  so  mit 
barem  gelt  erkouft  und  verschrybungen  darum  ufgericht 
und  fOr  ablOsung  gesetzt  sind,  ist  oucb  unser  meinung, 
dass  man  die  ablösen  mag,  allweg  mit  xxv  stucken  ein 
stuck.  Aber  sunst  grund  und  bodenzins  und  die  eigen* 
Schaft  und  lehenscbaft  der  gttetem  lassen  wir  in  sinem 
rechten  stan.> 
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Nach  10  (38)  folgen  in  Sol.  II.  noclt  zwei  Abschnitte : 

(11  resp.  39).  «Item  Tviewol  die  geistlichen  bishsr  aller 
beschwerden  und  lasten  ledig  und  entbrosten  sind  ge- 
wesen, und  weltliche  oberkeit  mit  dem  bann  erschreckt 
babent,  dass  ny  weder  stQr,  teil,  reiskosten,  zoU,  gleit, 
umgelt  und  bOspfennig,  tagwan  und  ander  beschwerden 
uf  sy  dOrfent  legen,  so  hat  doch  sOUchs  keinen  gnind  in 
der  h.  göttlichen  gescbrift,  sonder  ist  es  mersteils  mit 
irem  geistlichen  erdichten  rechten  also  in  den  einfältigen 
cbristenm  ansehen  gefQert  und  gebracht  worden,  dass  man 
sy  mit  sölichen  beschwerden  nützit  sfiUe  beladen,  dess- 
halb  ist  unser  herren  und  obent  will  und  meinung,  dass 
alle  priester,  sy  sigent  weltlich  oder  ordenslOt,  hinfOr  all 
beschwerden,  damit  der  gemein  mann  einer  weltlichen 
oberkeit  christenlicher  Ordnung  nach  gehorsam  sin  soll, 
es  sige  mit  stQren,  tfiUen,  reiskosten,  zoll,  gleit,  umgelt, 
bOspfennig,  tagwan  und  sunder  beschwerden  tragen  und 
uf  sich  nemen  und  damit  weltlicher  oberkeit  gehorsam 
sin,  und  sich  dess  niemand  widern,  sonder  sölichs  alles 
in  statt  und  land  geschrieben  werden. 

(12,  resp.  40).  Und  zeletst  so  behalten  wir  Eidgnossen 
uns  bevor,  sOUch  artikel  wie  vor  stand,  ob  sich  in  mittler 
zit  das  besser  und  wftger  erfunde,  die  ze  meren.  ze 
mindern,  ze  ftndem,  je  nachdem  unserer  Eidgnoschaft 
sOlichs  gegen  gott  und  der  weit  zuo  verantwurten  stat, 
ouch  löblich,  nutzlich  und  eerlich  sin  mag.* 

K.  Ä.  Solothumer:  Absch.,  Bd.  XIII. 

Das  Freiburger  Exemplar  stinunt  im  Ganzen  mit 
SoL  II.,  zeigt  aber  folgende  Abweichungen: 

Art.  I.  10  hat  auf  einem  aufgeklebten  Streifen,  der 
noch  eine  Zeile  von  dem  oben  benutzten  Texte  enthält, 
den  Zusatz:  «Und  welche  priester  oder  gewicht  personen 
vorhin  zuogelassen  syg  (sind?)  ze  pre(d)igen,  bedörfen 
darum  nit  wider  ersurcht  und  examiniert  werden,  doch 
damit  vorbehalten  einer  jeden   weltlidien   oberkeit   in 
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unser  Eüdgnoschaft,  dssa  in  irem  gew&lt  stan  soll, 
sOlich  predicanten  anzenemeo  und  predigen  ze  lassen 
oder  uit,  wie  »y  dann  guot  und  geschickt  bedunkt;  doch 
soll  kein  ley  predigen,  und  kein  winkelprediger  gestattet, 
sonder  mit  ernst  at^estellt  und  gestiaft  werden.* 

n.  7.  (20).  Das  nicht  Gültige  ist  ge.strichen  und  die 
Redaction  von  So).  D.  auf  dem  vorausgehenden  Blatte 
nachgetragen. 

HL  1.  (29)  und  2.  (30)  sind  gestrichen  und  dafQr 
ein  suspensiver  Zusatz  aufgenommen : 

«Desshalb  ist  also  beschlossen,  dass  wir  Eidgnossen 
hernach  zur  tagen  rathschläg  thuon  und  unser  botschatten 
in  die  vogtyen  schicken,  darin  Ordnung  und  miltrung 
machen  und  insechung  thuon,  damit  der  gmein  arm  man 
uit  also  mit  fftll  und  lassen  beschwert  und  so  hert 
gehalten,  sonder  dass  darin  ein  gnad  und  ein  mittel 
betroffen  werden.» 

8  (36)  ist  theüweise  gestrichen  und  corrigirt,  übrigens 
sachlich  gleich. 

11  (39)  und  12  (40)  stehen  nach  dem  transitorischen 
Schlusssatz. 

K.  A.  Freiburg:  Abschied«,  Bd.  57. 

Das  Ganze  ist  von  der  gleichen  Hand. 

1526,  27.  Januar.  Die  Freiburger  Instruction  pro 
1.  März*  enthält  folgende  Weisung:  »Und  so  jetz  von 
nUvem  ein  artikel  zuogethan  ist,  berüeren(d)  die  geist- 
Uchen,  (denen)  kein  Fryheit  ze  lassen  zuo  stilr,  teil, 
tauwen  etc.  und  andren  beschwerden,  .  .  wiU  min  herren 
bedunken,  dass  sOlicbs  gar  wyt  usshin  möcht  langen  und 
villicbt  nit  allenthalben  beständig  sin;  dorum  wo  etwas 
niüterung  beschehen  mOcbt,  wftr  ir  meinung,  dass  sOlichs 
bescfaech ;  jedoch  so  hat  der  bott  gewalt,  mit  dem  meren 
teil  ze  handien.  —  Des^lichen  möchten  min  Herren  wol 
lyden,   dass  den  geistlichen    das    weltlich  schwert    nit 
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wyter  vergOndt  wurd,   dass  si  Ober  das  bluot  richten 
lassen,  sunders  inen  werd  abkOndt.» 

K.  A.  Freiburg:  Instr.  B.  1.  3. 

Mehrfach  abweichende  Kecensionen  dieses  Refor- 
mations-Projectes  finden  sich  abgedruckt  in  Bultinger's 
Refonnationsgeschichte,  I.  312 — 223,  nach  diesem  bei 
Bluntschli,  Bundesrecht  (Urkundenbuch) ;  sodann  in 
Segesse r's  Rechtsgeschichte  der  Stadt  und  Republik 
Lucem,  IV,  247—261. 

Das  Luzemer  Concept  (von  Joh.  Huber's  Hand),  dem 
Segesser  folgt,  ist  imToIlstfindig,  an  einigen  Stellea 
durch  eine  spätere  Hand  geändert,  resp.  gefälscht  (Art. 
21,  27)  und  in  den  letzten  Abschnitten  schlecht  geordnet. 
Von  den  bei  Segesser  notirten  Zusätzen  aus  BuUinger 
sind  nach  Vei^leichung  der  Solothurner  und  Frei- 
burger  Exemplare  als  authentisch  zu  betrachten  die 
auf  pp.  248,  Noten  l  und  2;  249,  1;  250,  1;  264,  1; 
266,  1,  3  ff;  258,  1;  261,  1  mitgetheilten.  Fflr  den  Text- 
bestand und  die  Reihenfolge  dieser  Artikel  wurde  hier 
als  in  erster  Linie  massgebend  benutzt  die  fOr  Bern 
gefertigte  Abschrift  (Abschiede  V,  291—310). 
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Bellmfe. 

Die  GraabflDdD«r  „Artikel.*^ 

Artikel  gemeyner  dty  pQnthen    uf  Johannia  Bapt.  gesetzt. 
Anno  MDXXI'). 

I.  Des  ersten  das  kein  geystliche  dhein  weltliche 
oberkeyt  in  unseren  gerichten  zu  setzen  habe,  sonder  ein 
Tat  nnd  gemeind  wan  es  zu  vollen  kompt,  und  sond  dbeia 
des  byscbofe  dieneren  in  dhein  lantz  rat  gebrucht  wer- 
den, vorbehalten  denen  von  Tysentis  ir  grecbtikeit  nach 
lut  des  boupt  br. 

II.  Zum  andern  aller  erkoufter  Zinsen  an  wert  sol 
hin  für  dz  wert  absin,  und  dar  für  von  xx  gl  B,  einen 
das  gelt  verzinset  werden,  und  geben  nach  in  halt  des 
zinsbr.  wie  der  selb  wyst  es  sy  von  der  sum,  und  mit 
dem  ziasvall. 

III.  Zum  dritten  der  erblechen  zins  halb,  sol  mau 
die  geben  nach  lut  des  erblechens  briefs,  so  lang  der 
recht  lechen  hern,  und  sinen  erben  den  zihs  in  hend  so 
wytt  eyner  dz  wert  hat,  wen  er  aber  das  wert  nit  hett«, 
so  sol  er  doch  den  zins  mit  dem  gelt  vemiegen,  wie  dz 
löfüg  ist,  an  gemelten  end,  und  dz  wert  nit  hernach  tQ- 
rer  verkoufen  by  verlierung  eyd  und  er,  und  fQr  1  ff 
pfefTer  v.  seh.  d.  zu  g&ben  schuldig  sin. 

Ob  aber  ein  sCllich  lechen  zins  umb  gelt  verkouft 
wurd  so  mag  der  zinsmeyer  den  selben  zJns  ansich  zu> 
■chen,  und  koulen  oder  um  die  erkoufte  huptsum  zinsen, 
von  XX  gl.  eynen. 

■)  (Abdruck  aus  der  Sammlung  Wagner  und  Salif>.)  Ein 
geliv  älinliclier  Auszug  fiudet  sich  in  C,  p.  44—48,  unter 
13  Nummern,  es  fehlt  aber  Art.  14.  Art.  4—13,  letzterer  uavoU* 
standig,  finden  sich  auch  auf  dem  Feigament-FragmeQt  zu 
Villa  (Bedaction  B). 
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IV.  Zum  iüj  der  jarziten  halb  wellen  wir  die  zu  ge- 
ben niemsn  verbinden,  und  Ob  etliche  guöter  dester  ae- 
eher  kouft  und  verkouft  wären,  solle  denen  so  dar  uf 
gelassen  hatten  des  nechsten  abgestorben  erben  von  sel- 
ben gescblecht  wyder  geben  werden,  wo  man  aber  di& 
selben,  oder  ir  erben  nit  wüsste  mag  ein  oberkeyt  das 
wenden,  armen  iQten  oder  wo  sy  gut  bedunkt. 

Und  der  kilchen  güoter  und  zins  wil  man  hie  mit  nüz 
beriert,  noch  gemindret  haben. 

V.  Zum  V.  will  man  hin  für  kein  klosterlüt  mer  an- 
nemen  lassen,  und  nach  ireni  absterben  sollend  die  un- 
vergolten  güoter  den  rechten  erben  vallen  und  wo  man 
die  nit  wOsst  sol  es  us  geteylt  werden,  wo  yeder  punt 
recht  sin  bedunkt. 

VI.  Zum  vj.  sol  man  keyn  cleynen  zehenden,  mer  zn 
geben  schuldig  sin,  er  sige  dan  erkouft,  der  sol  nach 
lut  der  briefen  abgelöst  werden. 

VII.  Zum  vij,  des  grossen  zehenden  halb,  sol  man 
geben  wie  hie  nach  stat,  von  xv  quartonen  eine,  oder  mit 
dem  erkouften  houptgut  ablOsen  nach  lUt  ihrer  br.  und 
ist  alles  was  man  buwt  gross  zehenden  vorbehalten  hnmpf 
flachs  und  räben. 

Vlil.  Zum  viij,  ob  zehenden  sondren  personen  ge- 
liehen wahrind,  oder  gelflcfaen  wurdint,  die  selben  mag 
ein  gemeind  an  sich  zttchen,  und  so  vil  als  ander  lut 
thunt  daniz')  thun,  weliche  aber  in  lechens  wyss,  mer 
dan  menschlich  gedechtnus,  in  hends  gehept  hetten,  den 
selben  sol  es  hüben,  und  nit  also  von  banden  genommen 
werden. 

IX.  Zum  ix,  sol  man  hin  fOr,  kein  zehenden  uf  dem 
vftlt  schuldig  sin  zu  gäben,  in  sonders  uf  dem  then  voif 


')  Dies  Wort  ist  auf  einer  radirteo  Stelle  mit  anderer 
Tinte  geschrieben. 
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XV  quartonen  eyns,   desglichen  wo  winwacbs  ist  von  xv 
öertel  einen,  eim  yedem  by  sim  eyd,  und  seel  sftlikeyt. 

X.  Zum  X,  wo  man  colonien,  hüben  und  lechen  güo- 
ter,  80  bys  har  von  geystlichen  beim,  belecbnet  xin  sind, 
und  aber  nit  zu  ewigem  erblecben  verliehen,  ist  unser 
meynung,  dz  die  selben  hin  fQr  verliehen  werden  sOllind 
knaben  und  meytlin,  und  iro  erben,  zu  ewigen  erbledien, 
denen  so  es  in  hends  band,  um  ein  erberlicbeu  zins,  nach 
erkantnuft  frommer  luten,  behalten  ouch  fOr,  ob  fry  lechen, 
geystlichen  unzimlich  verliehen  wärind,  eim  yeden  sine 
recht  darum  zu  suchen. 

XI.  Zum  xj  so  ist  unser  meynung  das  tun  für  eim 
yeden  pfarrer  solle  ein  erhebe  und  zimJiche  naning  nach 
jedes  verdienen  geben  werden,  us  welchem  gut  ein  yede 
gemeüid  recht  sin  bedunkt,  nach  billicbait  und  sol  oueh 
dar  by  ein  yede  gemeind  gwalt  haben  all  zit  ein  pfarrer 
zu  setzen  und  entsezen,  wan  sy  gut  bedunkt. 

XII.  Zum  xij  das  man  in  allen  dry  punten,  ein  mess 
und  ein  gewicht  haben  soll. 

XIII.  Zum  xiij  der  vellen  halb  sol  ein  IIb.  den.  fOr 
jedem  vall  geben  werden. 

Darby  der  tagwon  halben,  welUcher  mer  dan  ein 
tagwon  schuldig  ist,  hat  man  ein  tag  nach  glassen  des- 
glichen  die  vOgel  malen,  sond  absin,  so  ver  aber  ein  herr 
gegen  den  sinen  und  andren,  brief  ald  urtlen  hette,  die 
sollen  geben  werden.  Und  das  hin  für  alle  wilt  band,  und 
rinnende  wasser  ein  yedem  gerieht,  da  es  gelegen  ist 
zu  visehen  und  zu  jagen  gehören  sol,  ob  <uner  aber  an 
sollichem  etwz  erkouft  hette,  sol  im  da  selbig  wyder 
geben  werden. 

XIV.  Zvaa  xjüj  wan  pfrunden  in  unseren  landen  ledig 
wurdent,  die  selben  mit  unsem  lands  kindren  besetzt 
werden  sollen'). 

')  Dieses  Wort  und  Art.  XV  sind  von  anderer  Hand 
spater  nachgetragen. 
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XV.  Zum  XV  sol  mao  für  hin  kaia  iotrata  me  schul- 
dig sin  zegebeo. 

Gemeyner  dry  püntfaen  artifeel  beschlossen 
anno  MDXXHIJ. 

Des  ersten,  der  absenten  halb,  haben  wir  beschlossen, 
das  nieman  die  sOlben,  von  den  pfninden  gäben  noch 
n&men  sol,  und  ein  yeden  pfarrer  sin  pfnind  selbs  ver- 
sechen  und  da  wonen  und  kein  heimlich  vertrag  mit  eim 
andren  nit  machen,  noch  annemmen. 

Zum  andren,  wen  ein  pfrund  ledig  wurt,  so  sol  ein 
geschickte  person,  die  die  kJlchgnon  und  lehrhem  tugen- 
lich  sin  bedunkt  verliehen  werden'), 

Zum  dritten  soll  ein  kilcher  in  allen  nCten  by  sinen 
underthanen  hüben. 

Zum  iiij,  wan  ein  priester  abstirpt,  das  dan  sin  hab 
und  gut  den  rechten  erben  keren  und  Valien  soll. 

Zum  V  sol  kein  inderdJkt  gehalten  werden. 

Zum  vj  sol  nieman  in  krankeyt  zu  testamentieren, 
gereytzt  werden,  doch  wen  eyner  etwz  setzen  weit,  sol 
er  mit  den  nechsten  frunden  rat  oder  eins  amptmans, 
ald  anders  erbers  mans  personen  setzen. 

Zum  vij  der  Aber  nOtzungen  halben,  sol  darüber  ge- 
richt  werden,  wie  um  ander  Sachen'). 

Zum  Tiij  habent  wir  verordnet,  das  keyner  geyst* 
lieber  noch  weltlicher  den  andren  uf  dz  chor  gricht  zy- 
tieren  soll  noch  mit  dem  ban  beschweren,  allein  us  ge- 
nommen eesachen,  [rend  und  gilt,  der  kilchen  zu  geboren, 
sonders  ein  ander  do  jedes  sesshaft  ist,  ersuchen  sol,  je 
doch  der  bussen  halb  gehört  iren  geburlichen  oberkey- 
ten]'). 


')  Am  Rande:  «Ist  ab>. 

*)  C  hat  den  Zusatz :  <dabey  soll  es  bleyben  anders  dauü 
jQr  die  oberhand.* 

')  Daa  Eingeklammerte  ist  durchBtrichen,  unten  steht: 
«ist  ab>.  In  C  ist  es  nicht  durchstrichen. 
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Zum  ix  der  pfrundeu  zins  und  gOoter  halb,  wo  stOss 
erwiechs,  die  sond  gesucht  werden,  wo  die  under  pfender 
ligent. 

Zum  X,  wo  ein  geystlicher  und  ein  weltlicher  in  stOss 
kamend,  so  sond  beyt  teyl,  fryd  und  trostung  nämen 
und  gäben. 

Zum  xj  sond  die  uf  dem  cfaor  glicht,  zimlichs  lans 
beniegen  laaaen,  und  die  parthyen  zum  furderlichistea 
abrichten,  und  in  tutsch  procurieren. 

Zum  xij  weliche  vor  dem  geystlichen  glicht,  in  recht 
kompt  sol  allain  die  gwunen'parthy  brief  und  sygel  nämen, 
und  von  eyner  eesach  um  schryben  und  syglen  ij  gl. 
gebeu  werden  solle. 

Zum  xüj  der  geystlichen  becleydung  halben,  tiand 
wir  gesetzt,  sich  die  selbigen  zimlichen  mit  kleyderen, 
Waffen,  und  wandel,  erberhch  betragen  sOllind. 

Zum  xiüj  des  wichbischofs  halben  sol  im  wo  er  von  hus 
gat  zu  wichen,  ein  zimliche  belonung  und  zerung  geben 
werden,  und  die  ornaten  der  kilchen  geboren. 

Zum  XV  der  eesacben  halb,  sol  kein  appellatz  us  un- 
seren landen  gezogen  werden. 

Zum  xvj  der  erkoufter  Zinsen  halb  dz  mau  die  ab> 
lösen  mög. 

Zum  xvij  der  indutzen  halben,  son  hin  fOr  ab  sin. 
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